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Ueber 

das  Studium  des  Rechts 

in  unserer  Zeit. 


Sie  wünschen  zu  erfahren,  ob  es  in  unserer  2ieit  noch 
gerathen  sei,  die  Rechtswissenschaft  zu  seiner  spe- 
ziellen Lebensaufgabe  zu  machen,  und  welchen  Studien- 
gang Sie  zu  diesem  Ende  einhalten  sollten. 

NatOrUch  hängt  dies  von  vielen  persönUchen  Eigen- 
schaften ab ;  im  Allgemeinen  aber  ist  zu  sagen,  dass  das 
Recht  immer  ein  dankbares  und  sehr  nützliches  Arbeits- 
feld ist,  sofern  ein  guter  Charakter,  eine  nicht  gewöhnliche 
Intelligenz  und  eine  erhebliche  Bildung  dazu  kommen. 

Es  ist  auch  sehr  möglich,  wie  Sie  selbst  es  sagen,  dass 
der  Jurisprudenz  in  unserer  Zeit,  und  speziell  auch  in 
unserem  Lande,  ein  gewisser  Aufschwung  bevorsteht. 
Theils  schon  wegen  der  neuen  Kodifikationen  unserer 
Rechte,  welche  der  Mitarbeiter  bedürfen,  namentlich  aber 
weil  die  Rechtsanschauungen  selbst  in  mehreren  grossen 
Gebieten  in  einer  gewissen  Umbildung  begriffen  sind. 
Denken  Sie  bloss  z.  B.  an  die  grundlegenden  Theorien 
des  Strafrechts  und  Strafvollzugs,  oder  an  die  ganze  Ver- 
sicherungs-  und  Wasserrechtsgesetzgebung,  die  erst  im 
Entstehen  begriffen  ist,  oder  an  den  modernen  Dienst- 
vertrag mit  seinen  sozialen  Ausgestaltungen  im  Leben, 
oder  voUends  an  die  noch  gänzlich  unvollkommene  Lehre 
von  den  wohlerworbenen  Rechten,  Dinge,  die  alle  einer 
gewissen  juristischen  Bearbeitung  bedürfen. 

Auch  das  ist  nicht  unberechtigt,  dass  wir  in  einer 
Periode,  in  welcher  wir  uns  anschicken,  neben  dem  schon 
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10  lieber  das  Studium  des  Rechts  in  unserer  Zeit. 

haft,  wenn  wir  auch  die  Ansicht  eines  scharfen  Kritikers 
derselben  nicht  völlig  theilen  können,  die  wie  folgt  lautet '): 
«Die  Universitäten,  die  früher  den  deutschen  Geist 
beherrschten,  sind  längst  nicht  mehr  die  tonangebenden 
Faktoren.  Sie  haben  nur  noch  eine  etwas  dQrftige  Fühlung 
mit  den  Bedürfnissen  unserer  Zeit  und  können  daher 
auch  nicht  die  Rolle  spielen,  die  gebildeten  Stände  auf 
dem  Laufenden  zu  erhidten  in  Allem,  was  das  Herz  heute 
bewegt.  Man  verlangt  daher  allgemein  nach  einer  Institu- 
tion, die,  ganz  auf  moderner  Grundlage  ruhend,  mit  den 
alten  scholastischen  Traditionen  bricht  und  nur  berück- 
sichtigt, was  unmittelbar  für  unsere  Zeit  mit  ihrem  raschen 
Pulsschlag  geeignet  ist.  Aus  der  Zeitung  oder  der  Revue 
allein  das  geistige  Futter  zu  holen,  ist  nicht  Jedermanns 
Sache.  Man  entbehrt  ungern  das  lebendige  Wort.  Wo 
aber  ertönt  es  heute  in  Deutschland?  Man  hört  Wahl- 
reden, man  hört  öffentliche  Vorlesungen  über  alles  Mög- 
liche ;  aber  eine  Uebersicht  über  die  Bildung  unserer  Zeit 
bekommt  man  nirgends.  Die  praktischen  Amerikaner  haben 
eine  Volks-Universität  errichtet,  wo  zu  einer  bestimmten 
Zeit  im  Jahr  Tausende  zusammenkommen,  um  sich  belehren 
zu  lassen.  In  Dänemark  hat  man  Volkshochschulen,  die 
man  auch  in  Deutschland  einführen  möchte.  Man  hat  auch 
die  englische  University-Extension-Bewegung  bei  uns  ange- 
fangen, und  zwar  augenscheinlich  mit  viel  Erfolg.  Eine 
Humboldt-Akademie  in  Berlin  sorgt  für  Popularisirung 
der  Wissenschaft.  Aber  es  fehlt  ein  Mittelpunkt  im  Reiche, 
wo  man  eine  Uebersicht  über  die  Gesammtheit  der 
Bildungsbestrebungen  bekommen  kann,  wo  man  in  kurzer 
Zeit  durch  den  Vortrag  geistvoller  Lehrer  auf  die  Höhe 
der  Situation  gebracht  wird.» 

Mit  dem  Allem  ist  nicht  geholfen  und  diese  auslän- 
dischen Beispiele  wollen  wir  nicht  befolgen,  sondern 

*)  Grävell,  «Die  neue  Bildung»,  pag.  45.  Eine  andere,  ähn- 
liche Schrift  des  gleichen  Verfassers  führt  den  Titel  «Germani- 
scher Bildungsspiegel»,  1907,  gelangt  dann  aber  zu  der  Em- 
pfehlung der  Theosophie  nach  indischem  Muster. 
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vielmehr  an  den  deutschen  Universitäten  lieber  das  ver- 
bessern, was  wirklich  zu  rügen  ist.  Dabei  treffen  wir 
namentlich  auf  zwei  Grundübelstände,  welche  in  neuester 
Zeit  von  der  taubblinden  Helene  Keller,  und  z.  Th.  auch 
von  Prof.  Ostwald  in  der  «Deutschen  Revue»,  näher  be- 
zeichnet worden  sind.    Die  erstere  schreibt: 

cWie  mir  scheint,  vergessen  viele  Gelehrte,  dass  unser 
Genuss  an  den  grossen  Werken  der  Litteratur  mehr  von 
der  Tiefe  unseres  Mitempfindens  als  von  der  Schärfe 
unseres  Verstandes  abhängt.  Der  Hauptübelstand  ist  der, 
dass  sehr  wenige  ihrer  mühsamen  Erläuterungen  im  Ge- 
dächtniss  haften.  Der  Geist  wirft  sie  ab,  wie  ein  Baum 
seine  Früchte  abwirft.  Man  vermag  eine  Blume  zu  kennen, 
Wurzel  und  Stengel  und  Alles,  ebenso  den  ganzen  Wachs- 
tbmnprozess,  und  ist  vielleicht  doch  nicht  im  Stande,  die 
Schönheit  der  frisch  im  Tau  des  Himmels  gebadeten 
Blume  zu  würdigen.  Immer  und  immer  wieder  frage  ich 
ungeduldig :  «Was  sollen  mir  all  diese  Erläuterungen  und 
Hypothesen  ?»  Sie  schwirren  in  meinem  Geiste  hin  und 
her  gleich  blinden  Vögeln,  die  die  Luft  mit  ihren  kraft- 
losen Schwingen  zu  zertheilen  suchen.  —  Ich  wende  mich 
nicht  gegen  eiue  gründliche  Kenntniss  der  berühmten 
Werke,  die  wir  lesen,  sondern  nur  gegen  die  endlosen 
Kommentare  und  verwirrenden  Kritiken,  aus  denen  nur 
das  Eine  hervorgeht,  dass  es  mehr  Ansichten  als  Mensehen 
gibt.> 

Die  deutsche  Revue  sagt  unter  dem  Titel  «Forscher- 
Professuren»  : 

«Ein  Forscher  vom  klassischen  Typus  ist  nicht  ge- 
eignet zum  Lehrer.  Findet  sich  ein  solcher  daher  in 
einer  Stellung,  wo  ihm  das  Lehren  amtlich  zur  Pflicht 
gemacht  wird,  so  kann  seine  vorgesetzte  Behörde  nichts 
Besseres  und  Verständigeres  thun,  als  ihn  in  irgend  einer 
Form  dieser  Verpflichtung  zu  entheben  und  ihm  völlige 
Freiheit  der  Arbeit  zu  gewähren.  Eine  entsprechend 
grössere  und  werthvoUere  Ausbeute  an  wissenschaft- 
lichen   Leistungen    wird   der   reiche   Lohn   dafür  sein.» 
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o  befindet  sich  Robert  Koch,  der  Begründer  der  mo- 
ernen  Bakteriologie,  in  einer  staatlichen  Stellung,  die 
amentlich  nach  ihrer  neulichen  Umgestaltung  ihm  ganz 
•ei  die  Zeit  und  Mittel  liefert,  um  wissenschaftliche  Ar- 
eit  nach  eigenem  Urtheil  zu  leisten.  Und  ähnlich  kann 
lan  in  Deutschland,  wie  in  Amerika,  einzelne  weitere 
alle  nachweisen.  Im  letzteren  Lande  der  rapiden  Ent- 
dcklung  hat  die  Einsicht  in  die  Nothwendigkeit  des 
3inen  Forscherberufes  bereits  zu  dem  Begriff  des  «Re- 
sarch-Professor»  geführt,  des  Mannes,  der  trotz  seiner 
erbindung  mit  der  Universität  keine  bestimmte  Lehr- 
ufgabe  hat,  sondern  je  nach  dem  Stande  seiner  Arbeit 
der  seines  Mittheilungsbedürfnisses  Vorlesungen  hält 
der  nicht;  die  Universität  liefert  ihm  ihrerseits  die 
'orschungsmittel  und  erwartet  von  der  blossen  Thatsache 
Biner  Verbindung  mit  der  Lehranstalt  einen  günstigen 
linäuss  auf  den  Betrieb  ihrer  Unterrichtsthätigkeit.  Es 
rird  also  auch  in  unserem  Lande  nothwendig  sein,  einen 
agelmässigen  Vorrath  solcher  Stellungen  zu  haben,  die 
em  Inhaber  nur  die  Verpflichtung  wissenschaftlicher 
roduktion  ohne  jede  besondere  Bindung  auferlegen.> 

Noch  ein  anderer  Schriftsteller  sagt: 

«Schwere  Bedenken,  die  auch  noch  heute  ihre  Geltung 
aben,  hat  Goethe  gegen  den  Wissenschaftsbetrieb  auf 
en  Universitäten  erhoben.  Er  wendet  sich  gegen  das 
iele  Unnütze,  was  gelehrt  werde  und  «doch  nur  Wieder- 
olung  von  dem,  was  dieser  oder  jener  berühmte  Vor- 
änger  gesagt  hat»,  sei.  <Man  treibt  die  jungen  Leute 
eerden  weise  in  Stuben  und  Hörsaale  zusammen  und  speist 
e  in  Ermangelung  wirklicher  Gegenstände  mit  Zitaten 
nd  Worten  ab.  Die  Anschauung,  die  oft  dem  Lehrer 
3lbst  fehlt,  mögen  sich  die  Schüler  hinterdi'ein  selbst 
erschaffen!»  «Wenn  ich  die  Summe  von  dem  Wissens- 
erthen  in  so  mancher  Wissenschaft,  mit  der  ich  mich 
lein  ganzes  Leben  hindurch  beschäftigt  habe,  aufschreiben 
ollte,  das  Manuskript  würde  so  klein  ausfallen,-  dass  Sie 

3  in  einem  Briefcouvert  nach  Hause  tragen  könnten.» 
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Bis  auf  einen  gewissen  Grad  ist  das  alles  richtig,  und 
man  könnte  auch  noch  als  dritten  Mangel  der  deutschen 
und  nach  deutschem  Muster  eingerichteten  Universitäten 
neben  dem  Professor,  der  bloss  die  Litteratur  und  die 
Kritiken  aufzählt,  die  er  eben  gerade  selbst  verarbeitet 
hat,  und  dem  anderen,  der  bloss  «forschen»,  aber  nicht 
lehren  kann,  eine  dritte  Gattung  erwähnen,  bei  welcher 
alle  Bemühung  auf  einen  «glänzenden  Vortrag»  gerichtet 
ist,  welcher  zwar  die  Zuhörer  augenblicklich  packt  und 
animirt,  den  beschränkteren  unter  ihnen  sogar  imponirt, 
aber  keine  dauernde  Frucht  hinterlässt.  Die  Art  des 
Vortrags  sollte  in  keiner  dieser  Richtungen  zu  wün- 
schen übrig  lassen,  jedoch  dem  Zuhörer  gerade  das 
geben,  was  er  für  seinen  Lebenszweck  brauchen  kann, 
nothwendige  Kenntnisse  und  klare  Anschauungen,  in 
guter  Form,  die  leicht  anzuhören  und  aufzufassen  ist,  und 
ohne  jeden  überflüssigen  Ballast  von  unnützem  Material, 
wie  es  sich  bei  dem  Dozenten  nothwendig  aufhäuft.  Das 
soll  er  aber  für  sich  behalten,  und  es  geschieht  auch, 
wenn  er  es  selbst  hinreichend  verdaut  hat.  Er  bringt 
es  nur  mit  in  den  Hörsaal,  wenn  er  selbst  noch  nicht 
seiner  völlig  Meister  geworden  ist. 

Dem  Wunsche  nach  einer  volksthümlicheren 
Einrichtung  und  Bedeutung  der  Hoch- 
schulen aber  könnte  in  folgender  Weise  entgegenge- 
kommen werden :  Ohne  allen  Zweifel  sollten,  namentlich 
in  einem  republikanischen  Lande,  die  Thüren  der  Hoch- 
schule weit  offen  für  Jedermann  stehen,  nicht  bloss  für 
den,  der  sich  in  ein  bestimmtes  Fachstudium  hineinbe- 
geben will  und  förmlich  als  <Kommilitone>  dieser  Anstalten 
aulgenommen  wird.  Dass  diese  Leuchte  über  das  ganze 
Land  und  Volk,  ¥^lches  sie  unterhält,  Licht  ausströme,  ist 
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eine  ganz  berechtigte  Forderung,  der  aber  weder  mit 
«populärer»  Vortragsweise,  welche  die  Wissenschaft  auf 
eine  niedrigere  Stufe  der  Gemeinverständlichkeit  herab- 
drQckt,  in  der  Art  der  amerikanischen  Hochschulen,  noch 
durch  «University  extension»  d.  h.  mit  oberflächlichen 
Wandervorträgen  in  dem  ganzen  Lande  herum,  entsproch^ 
wird.  Namentlich  durch  diese  Wandervorträge  wird  eine 
ungeheure  Oberflächlichkeit  in  einer  gewissen  Mittelklasse 
der  Bevölkerung  erzeugt,  die  sich,  wenn  sie  so  etwas 
anhört  und  etwa  noch  aus  Zeitungen  und  Zeitschriften 
einigermassen  ergänzt,  für  «gebildet»  ansieht,  ohne  es 
zu  sein.  Dagegen  ist  es  sehr  wünschenswerth,  dass 
jeder  akademische  Zuhörer,  imd  auch  weitere  Kreise 
der  Bevölkerung  Gelegenheit  erhalten,  sich  über  den 
gesammten  Stand  der  jeweiligen  Wissenschaft  in  allen 
Fächern  eine  gute  Vorstellung  zu  verschafften,  was  sie 
gegenwärtig  nicht  können.  Es  sollte  daher  jeder  ordent- 
liche Professor  an  einer  Hochschule  verpflichtet  werden, 
neben  seinen  gewöhnlichen,  für  die  Fachstudirenden  be- 
stimmten, Vorlesungen  noch  eine  solche  zu  halten,  welche 
in  übersichtlicher  Art  das  Wissenswertheste  über  sein 
Fach  für  ein  weiteres  Publikum  darbieten  würde,  welches 
sich  theils  aus  Studirenden  anderer  Fächer  zusammen- 
setzte, denen  auf  diese  Weise  allein  der  Vortheil  einer 
<universitas  litterarum>  gegenüber  blossen  Fachschulen  zu 
Theil  würde,  theils  aus  Bildungslustigen  aller  sonstigen 
Stände.  Wir  denken  beispielsweise  an  eine  solche  Vor- 
lesung über  das  römische  Recht,  wie  sie  das  berühmte 
44^  Kapitel  in  Gibbon's  «decline  and  fall>  enthält,  oder 
an  eine  Uebersicht  über  das  deutsche  Recht  im  Geist 
der  Heusler'schen  Institutionen.  Jetzt  verlassen  manche 
Juristen  nach  vielleicht  drei,  oder  mehr  Lehrjahren  die 
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Universität,  die  nie  eine  medizinische,  oder  eine  theo- 
logische Vorlesung  gehört  haben,  auch  kaum  mit  Nutzen 
hätten  hören  können,  und  daher  von  dem  Geist  der  heutigen 
Medizin  oder  Theologie  keinen  vollständigeren  Begriff  in  das 
Leben  hinaus  mitnehmen,  als  jeder  sonstige  Laie,  der  nie  an 
einer  Hochschule  war,  ihn  auch  besitzt.  Ihnen  hat  also  die 
cuniversitas»  wenig  geholfen,  sie  hätten  ihr  Recht  auch  auf 
einer  blossen  Rechtschule  studieren  können.  Ebenso 
kommt  selten  ein  Mediziner  in  eine  andere  Vorlesung  als  in 
die  seinigen,  oder  ein  Theologe  in  medizinische  oder  juristi- 
sche Hörsaale  hinein,  während  er  doch  später,  als  Land- 
geistlicher, sowohl  medizinischen,  als  juristischen  Rath 
sollte  ertheilen  können. 

Auch  die  «P  erien-Vor  le  s  ung  en»,  oder  Kurse 
verdienen  noch  eine  kurze  Bemerkung.  Es  wäre  ganz 
zweckmässig,solche,  namentlich  im  Sinn  und  in  der  Gestalt 
von  Repetitorien,  oder  Praktiken  abhalten  zu  lassen,  wozu 
oft  in  den  Semestern  die  Zeit,  bei  Lehrern  sowohl  als 
Schülern,  fehlt.  Es  müssten  nur  zwei  Male  im  Jahre  eine 
kürzere  Zeit,  z.  B.  3  bis  4  Wochen  hindurch,  keine  derartigen 
Beschäftigungen  stattfinden,  so  dass  eine  wirkliche  «Aus- 
spannung» möglich  bleibt.  Üen  Hochschulbetrieb  aber  auf 
2  bis  3  Monate  hinaus  gänzlich  zu  unterbrechen  und  sogar  die 
Stadt  oder  das  Land  für  eine  so  lange  Zeit  gänzlich  zu  ver- 
lassen, ist  nicht  absolut  nothwendig  und  im  Widerspruch 
mit  den  Gepflogenheiten  aller  anderer  Berufsarten. 

Von  Litteratur  zitire  ich  Ihnen  noch  zum  all- 
fälligen Nachlesen:  Paulsen  «Die  deutschen  Universi- 
täten und  das  Universitätsstudium > ;  E  r  d  m  a  n  n  «Das 
akademische  Leben  und  Studium  »  ;  Z  i  e  g  1  e  r  «  Der 
deutsche  Student  am  Ende  des  19«  Jahrhunderts» ; 
v.  d.  Leyen    «Deutsche   Universität  und   deutsche  Zu- 
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kunft »');  Eitle  « Die  einstigen  Klosterschulen  und 
jetzigen  niederen  evangelisch-theologischen  Seminarien  in 
Württemberg > ;    Kohler    cEinführung  in   die    Rechts- 

*)  Eine  gute  Besprechung  dieses  bedeutenden  Baches 
findet  sich  in  der  Allg.  Zeitung,  Beilage,  vom  9.  Januar  1907. 
(von  Prof.  Rein  in  Jena) ;  darin  ist  u.  A.  folgende  allzu  starke 
Schilderung  enthalten: 

«V.  d.  Leyen  beginnt  sein  Buch  mit  dem  Kapitel  cUnsere 
Ideale».  Wie  Fichte,  sieht  er  sein  Zeitalter  unter  dem  Blick- 
punkt vollendeter  Sündhaftigkeit  Wer  die  alten  deutschen 
Ideale  sucht,  kann  sie  anpreisen  hören,  mehr  als  genug  —  aber 
es  ist  Heuchelei,  Reklame,  wenn  nicht  Schlimmeres.  An  dieser 
allgemeinen  Yerderbtheit  nimmt  die  Universität  theil.  Mao 
darf  sich  nur  nicht  blenden  lassen  von  dem  gewaltigen  Auf- 
schwung der  Naturwissenschaften  und  der  Medizin,  von  der 
wachsenden  Zahl  der  Studenten  und  allen  äussern  Erfolgen. 
Innerlich  sieht  es  sehr  faul  aus.  Seit  18&0  gehen  die  UniTer- 
sitäten  unaufhörlich  ihrem  Verfall  entgegen.  Das  sieht  man 
auch  an  den  Wirkungen,  die  von  ihnen  ausströmen.  An  den 
Schulen  wird  herumreformirt,  ohne  dass  es  besser  wird;  in 
der  Rechtsprechung  häufen  sich  die  Urtheile,  die  dem  natür- 
lichen und  sittlichen  Empfinden  Hohn  sprechen ;  wo  Theologen 
zusammenkommen,  hört  man  ausser  Heuchelei  und  schein- 
heiligem Pharisäerthum  und  dem  Gelüste  nach  weltticher 
Macht  nicht  viel  andere  erfreuliche  Klänge.  Das  Parlament 
ist  herabgesunken,  die  deutsche  Presse  ist,  von  einzelnen  er- 
freulichen Erscheinungen  abgesehen,  schlecht,  abhängig  von 
Partei  und  Kapital;  sie  verdummt  und  stumpft  täglich  das- 
selbe Volk  ab,  zu  dessen  Aufklärung  und  Veredlung  sie  ein- 
mal geschaffen  wurde.  Dasselbe  mächtige,  weltbeherrschende 
Deutschland  erscheint  heute  so  unmündig  und  würdelos,  wie 
iu  den  Tagen  seiner  politischen  Ohnmacht.  Auch  heute  noch 
sind  deutsche  Bediente  und  Kellner  die  besten  und  gefügigsten 
der  Welt.  Der  Deutsche  thut,  was  ihm  sein  Vorgesetzter  vor- 
schreibt, basst  jeden,  der  eigene  Persönlichkeit  zeigt,  und 
hindert  durch  Misstrauen,  Kleinlichkeit  und  Schikane  Alle, 
die  sich  selbst  durchsetzen  möchten.  Auf  Seite  9  wird  eine 
anmuthige  Schilderung  des  deutschen  Philisters  entworfen,  ein 
Bild,  von  dem  man  sich  nur  mit  Schaudern  wegwendet. 

Auf  das  Wort  Richard  Wagners :  «Deutsch  sein  heisst 
eine  Sache  um  ihrer  selbst  willen  thun»,  sind  wir  stolz.    Aber 
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Wissenschaft^ ;  Fischer  <Rechtsforschung  und  Rechts- 
unteiricht  auf  den  deutschen  Universitäten!  1893.  Ferner 
Herbert  Spencer  «^ducation»,  und  Tolstois  pädago- 
gische Schriften')  (deutsche  Ausgabe  .1907).  Eine  ältere 
gute  Schrift  ist:  Fichte  «lieber  das  Wesen  des  Gelehrten 
und  seine  Erscheinungen  im  Gebiete  der  Freiheit»  (1806), 


heute  thut  man  in  Deutschland  eine  Sache  meist  dem  Erfolg 
und  persönlichen  Gründen  zuliebe.  Dazu  kommt  ein  unver- 
nünftiger Hass  gegen  alles  Uebermenschliche,  ein  ganzthörichter 
Materialismus,  eine  Ueberschätzung  des  Irdischen,  des  Reich- 
thums  und  des  Erfolges.  Dazu  das  Titel-  und  Ordenswesen 
und  das  Streberthum  —  kurz,  Deutschland  1906  genau  wie 
1806  ein  BOd  vollendeter  Sündhaftigkeit. 

An  diesem  Zustand  sind  die  Universitäten  hervorragend 
betheiligt.  Sie  sind  heute  nur  die  höchsten  Fachschulen  für 
Spezialisten  und  Dressuranstalten  für  Staatsbeamte  (Seite  20). 
Selbständige  Persönlichkeiten  wird  man  unter  den  Professoren 
heute,  wenn  überhaupt,  sehr  viel  seltener  als  früher  finden. 
Dafür  ist  an  höfischen  Gelehrten,  an  Virtuosen,  an  geschickten 
Poaeurs,  rücksichtslosen  Strebern,  Exzellenzen,  Geheimräthen 
und  Rittern  hoher  Orden  durchaus  kein  Mangel.  Ihre  Wirk- 
samkeit geht  mehr  in  die  Breite  und  nicht  wie  früher  in  die 
Tiefe.  Eine  Einwirkung  auf  den  Charakter,  wie  sie  früher 
von  den  Vorlesungen  ausging,  ergibt  sich  heute  in  sehr 
seltenen  Fällen  und  eine  einheitliche  Bildung  erst  recht  nicht ; 
viel  eher  Verwirrung,  anmassender  Dilettantismus  und  Pseudo- 
Wissenschaft. 

Vor  Allem  werden  die  Mediziner  scharf  gegeisselt :  ihnen 
ist  im  Grunde  ihre  eigene  Praxis  viel  wichtiger  als  ihre  Lehr- 
thätigkeit;  sie  empfinden  es  fast  als  Gnade,  dass  sie  der 
Universität  noch  ihre  werthvoUe  Zeit  opfern.  Sie  lassen  sich 
an  der  Universität  nur  nieder,  um  ihre  gesellschafthche 
Stellung  zu  verbessern  und  um  von  ihren  Patienten  höhere 
Honorare  zu  fordern.  Sie  sehen  jeden  verständnisslos  und  niit- 
leidig  an,  der  ihnen  noch  von  Gesammtinteresse  der  Hoch- 
schule spricht. 9    (S.  28.) 

')  Dieselben  sind  aber  eigentlich  nur  eine  Wiederholung 
von  Rousseau,  dem  der  russische  Prophet  der  Revolution  über- 
haupt beinahe  bis  in's  Kleinste  hinein  gleicht. 

2 
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Ansprechend  war  auch  die  Beleuchtung  über  den 
Einfluss  der  Universitäten  von  Prof.  Martin  S  p  a  h  n  am 
Würzburger  Katholikentag  von  1907;  dagegen  können 
vnr  dem  vielgerühmten  deutsch-amerikanischen  «Pro- 
fessoren-Austausch»  keine  dauernde  Bedeutung 
beimessen,  sondern  halten  ihn  für  einen  beidseitig  von 
Oben  herab  gemachten,  nicht  natürlich  gewachsenen,  Ver- 
such, politische  Sympathien  zu  erwecken,  welchem  selb- 
ständige Geister  stets  eher  widerstreben  werden. ') 

Wenden  wir  uns  nun  von  diesen  allgemeinen  Ver- 
hältnissen des  Studiums  und  der  Hochschulen  zu  den 
Studierenden,  so  ist  vor  Allem  zu  sagen,  es  eignet 
sich  nicht  so  leicht  Jemand  zum  Studieren,  und  die  Gre- 
wohnheit,  dasselbe  durch  Stipendien,  Erlass  von  Gebühren, 
und  auf  jede  sonst  mögliche  Art  seitens  der  Staaten  und 
mancher  wohlmeinenden  Institutionen  und  Privaten  zu  er- 
leichtern und  Jedem  zugänglich  machen  zu  wollen,  hat 
auch  manches  Bedenkliche,  sowohl  für  den  Staat,  als  für  die 
Studierenden  selber,  mit  sich  gebracht.  Es  kommt  heute 
mehr  als  je  darauf  an,  an  der  Spitze  aller  Völker  charakter- 
volle und  selbstdenkende  Menschen  zu  haben.  Auch  nidit 
blosse  Gelehrte,  die  kein  anderes  Interesse,  als  für  ihr  be- 
schränktes Fach  haben ').    Das  sind  im  Staate  gewöhnUch 


0  Ueber  die  amerikanischen,  den  unsrigen  nicht  gänzlich 
gleichwerthigen  Bildungsanstalten  findet  sich  ein  sachver- 
ständiger Aufsatz  von  Prof.  Kflchler  in  der  Allgem.  Zeitung, 
Beilage,  vom  26.  Juli  1907.  Ebenso  ein  Referat  über  tdie  Aus- 
bildung der  Juristen  in  den  Ver.  Staaten»  von  Du  Bois  in  einigen 
andern  Nummern  des  gleichen  Blattes. 

')  Dieselben  überschwemmen  dann  oft  die  Menschheit  mit 
einem  gelehrten  Wust  ohne  irgend  einen  praktischen  Nutzen, 
durch  den  sie  (mittelst  gegenseitiger  Reklame  in  den  Zeitungen 
und  Fachschriften)  eine  ephemere  Berühmtheit  erlangen. 
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blosse  Anbeter  der  jeweilen  herrschenden  Macht.  Noch 
weniger  bloss«  Streber,  welche  nur  rasch  durch  ein  aka- 
demisches, möglichst  kurzes  und  unterstütztes,  Studium 
sich  in  eine  höhere  Gesellschaftsklasse  hineinschwingen 
wollen,  in  welcher  sie  dann  vielleicht  doch  eine  ihren 
Ansprüchen  entsprechende  Stellung  nicht  finden.  Mit 
diesen  beiden  Kategorien  drohen  die  Hochschulen  nach 
und  nach  überlastet  zu  werden,  und  sie  bilden  dann,  wie  ein 
Sachverständiger  mit  Recht  sagt,  «die  Rekrutensohule  für 
die  Sozialdemokratie». 

Die  akademisch  gebildeten  Leute  sollten  in  einem 
jeden  Lande  vielmehr  die  geistige  und  sittliche  Elite  der 
Bevölkerung  bilden,  das  «Salz  der  Erde»,  von  dem  alles 
Uebrige,  das  zwar  ebenso  nothwendig  ist,  als*  das  Salz, 
doch  seinen  Geschmack  und  seinen  Typus  empfängt.  So 
ist  es  früher  namentlich  in  Deutschland  gewesen,  wo 
vielmehr  über  den  einseitigen  Gelehrtentypus  und  seine 
grosse  Ueberschätzung  (z.  B.  in  Hegel,  Schelling,  Hum- 
boldt) zu  klagen  war,  und  darüber  sagt  Emerson  das 
namentlich  für  Amerika,  zum  Theil  aber  auch  z.  B.  für 
uns  ganz  richtige  Wort : 

«The  few  who  conceive  of  a  better  life,  are  always 
the  soul  of  the  world.  In  whatever  direction  their  acti- 
vity  flows,  Society  can  never  spare  them,  but  all  men  feel 
even  in  their  silent  presence  a  moral  debt  to  such  —  were 
it  only  the  manifestation  of  the  fact  that  there  are  aims 
higher  than  the  average.  In  this  country  we  need  what- 
ever is  generous  and  beautiful  in  character  more  than 
ever  because  of  the  general  mediocrity  of 
thought   produced   by  the  arts  of  gain.» 

Ein  industrieller  Staat  kann  heute  eine  Hochschule 
gar  nicht  mehr  entbehren ;  er  muss  aber  streng  darauf 
halten»  dass  der  Geist  der  Hochschule  nicht  vom  Geiste 
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der  Industrie,  der  ein  ganz  anderer  ist,  angekränkelt,  und 
überhaupt  nicht  auf  ein  allzu  niedriges  und  allzu  demo* 
kratisches  Niveau  herabgedrückt  werde. 

Leider  muss  hier  noch  etwas  beigefügt  werden.  Es 
gehört  auch  zu  einem  ruhigen  und  erfolgreichen  Studium, 
wenigstens  heute,  wo  die  Stoiker  unter  den  jungen  Leuten 
selten  geworden  sind,  eine  massige  Bemitteltheit,  wobei 
wir  Ausnahmen  bei  besonders  talentvollen  Jünglingen  zu- 
geben. Es  studieren  jetzt  aber  viele  junge  Leute,  die  besser 
einen  andern  Beruf  ergreifen  würden.  Theilweise  müssen 
zu  diesem  Zwecke  Schulden  gemacht  werden,  die  dann 
den  längst  erwachsenen  Mann  noch  belasten  und  be- 
drücken; theils  werden  die  Verbindungen  dazu  benutzt 
um  durch  wechselseitige  Bürgschaften  und  Wechsel- 
schulden Geld  zu  beschafiFen,  und  selbst,  wenn  unter 
solchen  allzu  frühzeitigen,  geisttödtenden  Sorgen  das 
Studium  äusserlich  gelingt,  —  innerlich  wird  dies  schwer 
halten  —  so  muss  die  Praxis  unter  ungünstigen  Auspizien 
angetreten  werden.  Es  ist  nicht  leicht  für  einen  Juristen 
oder  Arzt,  den  man  von  Schulden  bedrängt  weiss,  eine 
gute  Klientel  zu  erlangen,  und  ein  verschuldeter  Pfarrer  ist 
vollends  ein  Unding.  Viele  bleiben  lebenslang  unter  diesem 
Druck,  der  ihnen  alle  Freudigkeit  des  Arbeitens  nimmt, 
oder  sie  in  den  Taumel  des  Vereins-  und  Parteilebens  treibt, 
um  zu  vergessen,  oder  Anhalt  an  Genossen  zu  finden. 
Andere  verfallen  in  unredliche  Praktiken,  oder  suchen  sich 
durch  Börsen-  und  Lotteriespielen,  oder  eine  vortheilhafte 
Heirath,  die  auch  nichts  viel  Besseres  als  eine  Lotterie 
ist,  vor  dem  Ruin  zu  retten.  Die  Quelle  aber  von  Allem 
ist  das  leichtsinnig  untemonmiene  Studieren,  ohne  die 
Mittel  dazu  zu  haben.    Wir  wissen   wohl,   dass   es   den 
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Begabten  und  zugleich  Aufrichtigen  Gott  auch  sonst  ge- 
lingen lassen  kann ;  es  hat  namentlich  früher,  im  geist- 
lichen und  Lehrerstand  vorzüglich,  viele  und  grosse  Bei- 
spiele dafür  gegeben,  aber  auch  nur  diesen  gelingt  es,  und 
mit  dieser  Hülfe,  nicht  den  Darwinisten,  Monisten,  oder 
Materialisten  überhaupt,  die  sie  nicht  haben.  Solche  arm- 
selige Existenzen,  die  ein  blosses  Scheinleben  führen, 
haben  wir  leider  viele  schon  vor  uns  vorübergehen 
sehen,  und  manchen  wäre  dieses  Horoskop  schon  bei  Be- 
ginn ihrer  Studien  zu  stellen  gewesen.  Unter  hundert 
gelingt  es  dann  aber  zufällig  wieder  einmal  Einem,  in 
eine  bessere  Sphäre  durchzudringen,  und  das  verführt 
wieder  andere  hundert,  das  Wagniss  ebenfalls  zu  unter- 
nehmen. 

Das  Gute  hat  allerdings  die  Jurisprudenz  vor  den 
andern  gelehrten  Berufsarten  voraus,  dass  sie,  wie  die 
Gottseligkeit,  «zu  allen  Dingeu  nütze  ist».  Man  wird 
leichter,  namentlich  in  einer  Republik,  als  Jurist  Staats- 
beamter und  Staatsmann,  oder  Mitglied  grösserer  Ver- 
waltungen, ja  selbst  Geschäftsmann  jeder  Art,  als  ein 
Theologe,  oder  Mediziner  (obwohl  solche  Beispiele  ja  auch 
vorhanden  sind),  vollends  aber  als  ein  Kaufmann,  oder 
Techniker.  Die  Carriere  ist  weiter  geöffnet.  Immerhin 
aber  ist  dies  doch  in  einem  grösseren  Lande,  wie  Amerika 
z.  B.,  oder  England  und  Frankreich  in  weit  höherem 
Massstabe  der  Fall,  als  in  unseren  kleinen  Verhältnissen, 
wo  alle  Berufsarten  nachgerade  überfüllt  zu  werden  be- 
ginnen und  es  dringend  wieder  eines  Schultheissen  Pfyffer 
bedürfte,  um  den  Schweizern  irgend  «ein  Loch  offen  zu 
machen».  Aber  welches?  Einstweilen  können  wir  nur 
sagen,  die  gelehrten  Berufsarten  sind  ihrer  Natur  nach 
auf  eine  beschränkte  Zahl   von  Leuten  angewiesen  und 
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dieser  Rahmen  sollte  nicht  beständig  erweitert  werden, 
wenn  wir  nicht  in  das  Uebel  verfallen  wollen,  das  man 
nicht  mit  Unrecht  mit  dem  Wort«  «gelehrtes  Proletariat» 
bezeichnet  hat  und  dem  man,  ebenfalls  nicht  ganz  mit  Un- 
recht, einen  Theil  der  Unruhe  in  den  modernen  Staaten 
zuschreibt*).    Danton  sagt  darüber  bei  dem  Beginn  der 


')  Ein  Artikel  in  der  AUg.  Zeitung.  Beilage,  vom  2.  Juli 
1905,  sagt  darüber: 

«Neuerdings  ist  die  Angelegenheit  noch  verschärft  worden 
durch  das  Drängen  der  Yolksschullehrer  nach  Universitäts- 
Studium :  man  fürchtet,  dass  dadurch  nun  erst  recht  ein  neues  Heer 
anspruchsvoller  Studierter  geschaffen  werde,  welche  unsere 
sozialen  Verhältnisse  mit  einem  noch  gr(}sseren  Druck  als 
früher  belasten,  wie  sie  denn  auch  sich  selber  vielleicht  eher 
schaden  als  nützen  mögen.  Dass  dies  Alles  kein  unbedingter 
Gegengrund  gegen  das  erstrebte  Universitätsstudiom  der 
Yolksschullehrer  sein  muss,  wird  allerdings  von  Freunden 
der  Sache  mit  Lebhaftigkeit  betont» 

«In  besonders  enger  Weise  verknüpft  sich  unsere  Ange> 
legenheit  mit  der  sogenannten  Gymnasialfrage.  Das  weitans- 
gedehnte  Drängen  der  Jugend  oder  vielmehr  der  sie  führenden 
Elternschaft  speziell  zu  den  humanistischen  Gymnasien  ist 
ja  ein  längst  besprochenes  Uebel.  Etwas  weniger  bekannt 
dürfte  der  Umstand  sein,  dass  die  Geschichte  der  Pädagogik 
diese  Schwierigkeit  nicht  nur  schon  längst  kennt,  sondern 
auch  zahlreiche  Bemühungen,  sogar  gerade  an  der  Wurzel  der 
zu  uns  hinaufführenden  letzten  Entwicklung,  zeigt,  diesen  Zu- 
drang  abzuhalten.  Insbesondere  der  eigentliche  Schöpfer  des 
in  unseren  Gymnasien  vertretenen  Neuhumanismus,  Fr.  A. 
Wolf,  vertrat  etwa  keineswegs  eine  möglichste  Ausdehnung 
des  humanistischen  Bildungswesens.  Er  sah  in  den  höheren 
Studien,  namentlich  in  dem  des  Griechischen,  mehr  nur  eine 
freiwillige  Auszeichnung  für  besonders  Begabte  und  Will^e 
und  suchte  die  dafür  ungeeigneten  Elemente  eher  abzuhalten. 
Er  verwies  nachdrücklich  auf  die  damaligen  Vorläufer  unserer 
realistischen  Anstalten  und  betonte  noch  ganz  besonders  seine 
Grundansicht,  dass  jeder  Mensch  eigentlich  nur  in  einer 
einzigen  Richtung  besonders  beanlagt  sei.»  — 
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französischen  Revolution  >)  von  sich  und  seinen  Genossen^ 
sie  seien  Revolutionsm&nner  geworden,  weil  sie  eine  gute 
Erziehung  und  nachher  keinen  Platz  im  Staate  gehabt 
hfttten,  der  derselben  entsprach.  «L'ancien  regime  nous 
7  a  force,  en  nous  faisant  bien  elever  sans  ouvrir  aucun 
d^bouchä  ä  nos  talens.» 

Den  Revolutionen  gehen  ganz  gewöhnlich  liberale 
Aufklärungsperioden  voraus,  welche  die  Menschen  mit 
Bildung  und  Aufklärung  beglücken  wollen,  ihnen  aber 
damit  das  Drückende  ihrer  materiellen  Zustände  nur  um 
so  klarer  und  empfindlicher  machen.  Sie  dann  nachher 
wieder  hinter  die  zurückdrängen  zu  wollen,  mit  denen  sie 
auf  der  gleichen  Uuiversitätsbank  gesessen  sind,  wird 
schwer  gehen.  Daraus  entsteht  ein  guter  Theil  der  mo- 
dernen Sozialisten  und  Anarchisten,  denen  der  bürgerliche 
Staat  nur  des  Zertrümmerns  werth  erscheint  und  die  sich 
dann  auch  an  den  Nietzsche'schen  grossen  Redensarten 
von  der  «  Umwerthung  aller,  auch  der  sittlichen,  religiösen 
und  philosophischen,  Werthe»  berauschen,  welche  ihnen 
für  eine  erleichterte  Carriere  im  Wege  zu  stehen  scheinen. 

Es  wird  schwer  sein,  diesem  Uebel  eine  ganz  geeig- 
nete und  mit  unsern  sonstigen  demokratischen  Anschau- 
ungen vereinbare  Abhülfe  zu  verschaffen. 

Eine  andere,  obwohl  damit  nahe  verwandte  Frage,  die 
der  in  der  Anmerkung  zitirte  Artikel  daher  auch  streift,  ist 
die,  welches  Fach  man,  im  Falle  des  Studierens,  zu  er- 
wählen habe,  worüber  weder  bei  dem  künftigen  Studieren- 
den selbst,  noch  bei  seinen  Angehörigen  immer  die  nöthige 
Einsieht   und  Ueberlegung  vorhanden   ist.    Carlyle   sagt 

^)  Taine,  origines  II  36. 
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mit  Recht,  die  menschliche  Seele  sei  in  der  Jugend  gleich- 
sam über  und  über  mit  Knospen  bedeckt,  aus  denen  aDes 
Mögliche  werden  könnte,  von  denen  aber  die  meisten 
abfallen  und  unentwickelt  bleiben  müssen,  um  einigen 
die  Entwicklung  zu  gestatten.  Ja,  es  ist  sogar  zweck- 
mässig, frühzeitig  schon  einige  zu  entfernen,  um  die  Kraft 
des  Wachsthums  für  die  andern  stärker  zu  machen.  Ob 
man  dabei  aber  stets  die  richtigen  trifft?  Jeder  von  uns 
hat  vielleicht  bis  zu  einem  gewissen  Grad  seinen  eigent- 
lichen Beruf  verfehlt. 

Ein  interessantes  Kapitel  in  dem  Werke  des  französi- 
schen Philosophen  Helvetius  behandelt  die  «methode  pour 
decouvrir  le  genre  d'etude,  auquel  Ton  est  le  plus 
propre»,*)  ohne  jedoch  damit  gerade  sehr  viel  Auf- 
schluss  über  diese  wichtige  Lebensfrage  zu  enthalten, 
die  eben  auch,  wie  noch  manches  Andere  im  mensch- 
lichen Leben,  der  «Führung»,  wenn  man  an  sie 
glauben  kann,  und  sonst  dem  Zufall  angehört.  Nur  so 
viel  kann  man,  glaube  ich,  im  Allgemeinen  sagen,  dass 
jedes  gelehrte  Fach  seinen  Geist  hat,  welcher  in  dem 
individuellen  Geiste  des  Studierenden  einen  Anklang  finden 
muss.  So  muss  ein  Theologie  Studierender  Neigung  zur 
Frömmigkeit  und  sogar  zu  einem  gewissen  Grade  von  aske' 
tischer  Lebensanschauung  haben,  damit  er  nicht  ein  ge- 
wöhnlicher Pfarrer  wird,  der  bloss  mit  Weib  und  Kind  ein 
behagliches  Dasein  führen  will.  Oder  gar  ein  Papst  wie 
Johann  von  Medicis  (Leo  X.),  dem  nach  Ansicht  Paolo  Sarpi's 
«neben  vielen  sonstigen  guten  Eigenschaften  bloss  jedes 
Verständniss  für  Sachen  der  Religion>   fehlte,    oder  wie 

*  In  cde  Tesprit»  discours  IV,  Kap.  16.  Der  Geist  war 
damals  iu  diesen  vornehm-gelehrten  Kreisen  der  Götze  des 
Tages,  der  dann  Revolution  hervorrief.  Es  ist  jetzt  wieder  so. 


Die  Wahl  des  Faches.  25 

Leo  Xm.,  der  offenbar  zu  einem  Staatsmann  und  Diplo- 
maten angelegt  war.  Zu  einem  Mediziner  gehört  sehr  viel 
Bildung,  eine  Menschenkenntnisse  wie  sie  nur  eine  gute 
Philosophie  oder  Religion  verleiht,  und  ein  hülfreiches,  wohl- 
wollendes Herz.  Wie  viele  dieses  Standes  haben  das 
heute?  Zu  einem  Juristen  ein  sehr  gut  entwickelter 
gesunder  Menschenverstand,  der  das  Recht  vom  Unrecht 
fast  instinktiv  zu  unterscheiden  weiss,  ein  unerschrockener 
Muth,  der  sich  vor  aller  Macht  der  Welt  und  der  Um- 
stände nicht  so  leicht  fürchtet,  und  eine  schlagfertige  Art, 
die  sich  des  Bösen  und  der  Bösen  zu  erwehren  weiss. 

Diese  Eigenschaften  liegen  mehr  oder  weniger  von 
Natur,  oder  Abstammung  im  Menschen  und  sollten  durch 
eine  richtige  Gymnasialbildung  bis  zu  dem  Grade  des 
«Bewussten»  entwickelt  worden  sein.  Wer  sie  an  der 
Schwelle  der  Hochschule  in  sich  nicht  vorfindet,  der 
wähle  einen  andern  Lebensberuf;  er  würde  in  diesem 
nie  ein  Meister  und  Fortbildner  des  Faches  werden. 


Zu  allen  gelehrten  Berufsarten  aber  gehört  ein 
stark  entwickeltes  Pflichtgefühl,  eine  mehr  als  gewöhn- 
liche Arbeitslust  und  ein  gewisser  Ehrgeiz,  etwas  Grösseres 
in  der  Welt  zu  leisten,  der  mit  der  gewöhnlichen  Streberei 
nach  einer  besseren  Lebensstellung  nichts  gemein  hat.  Wie 
in  früherer  Zeit  ein  gewisses  ärmlich-verkommenes,  oder 
einseitig-lächerliches  Wesen  den  Gelehrten,  besonders  den 
deutschen  zu  kennzeichnen  pflegte  und  solche  <Originale> 
überall,  namentlich  aber  auf  den  kleinen  Universitäten  zu 
finden  waren,  so  ist  jetzt  das,  oft  recht  weltmännische, 
Streberthum  an  seine  Stelle  getreten,  welches 
den  Ruf  des  deutschen  Gelehrten  nicht  verbessert  hat. 
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Davon  zu  der  richtigen  Mitte  eines  allseitig  gebildeten, 
weltkundigen,  aber  nicht  von  der  Welt  und  ihren  schwan* 
kenden  Lebensansichten  abh&ngigen  und  nnteijochten,  son- 
dern selbst&ndig  cfflhrenden>  Gelehrten  zurückzukehren, 
wird  eine  der  vorzüglichsten  Au^ben  des  deutschen 
Geistes  im  20.  Jahrhundert  sein,  nachdem  er  seinen 
Eompass  in  der  zweiten  Hälfte  des  19^  nach  mancher 
Richtung  hin  eingebüsst  hat. 

Wer  studieren  will,  der  muss  jetzt  das  Zeug  und  den 
festen  Willen  zu  einem  Reformator,  in  kleinerem, 
oder  grösserem  Massstabe,  in  sich  tragen. 

IL 

In  meiner  Jugendzeit  noch  fing  man  das  Studieren 
des  Rechts  unfehlbar  mit  der  Philosophie  an,  und  noch 
mein  Vater  verfehlte  nicht,  mir  bei  meinem  Abgang  nach 
Göttingen  einzuschärfen,  vor  Allem  ein  ccollegium  logicum» 
zu  hören,  von  dem  ich  aber  leider  bald  die  Anschauung 
bekam,  die  Mephistopheles  dem  Schüler  beibringt.  Die 
Hegel'sche  Philosophie,  die  damals  noch  auf  den  deut- 
schen Hochschulen  in  ihren  letzten  Adepten  massgebend 
war,  hatte  die  natürliche  Folge,  die  verständigeren  jungen 
Leute  von  diesem  hochtrabenden  und  schwer  verständ- 
lichen Galimatias,  an  dem  wenig  Brauchbares  war,  ab- 
zuwenden, während  die  andern  in  diesem  Formalismus 
vergeblich  den  ihnen  versprochenen  Schlüssel  zur  leich* 
teren  Erfassung  der  Wissenschaft  und  aller  Wahriieit 
suchten.  Wir  verstanden  die  cEategorieu>  dieser  philoso- 
phischen Sprache  nicht,  ahnten  aber,  dass  dahinter  zum 
mindesten  politische  Gleichgültigkeit,  wenn  nicht  gar 
eine  reaktionäre  Gesinnung  stecke,  und  rächten  uns  dafür 
durch  die  Erfindung  einiger  in  dieser  Hegerschen  Ter- 
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minologiti  abgefassten  Bätselfragen,  die  wir  uns  gegen* 
seitig  aufgaben  und  von  denen  mir  eine  noch  in  Er* 
innerung  geblieben  ist.')  Seither  ist  ein  Rückschlag 
eingetreten,  der  zu  bedauern  ist  Die  Mehrzahl  der 
Studierenden  hört  gar  keine  philosophischen  Vorlesun- 
gen mehr,  wenn  sie  ihnen  nicht  zur  Erreichung  ihres 
Berufszweckes,  beziehungsweise  zu  einem  Ebcamen  nöthig 
sind ;  Andere  begnOgen  sich  damit,  irgend  etwas  Aesthe- 
tisches  oder  Kunstgeschichtliches,  oder  allgemein  Litterar- 
isches zu  hören,  während  Dritte  ihren  Lebensbedarf  au» 
den  Paradoxen  von  Nietzsche  und  ähnlicher  selbst  noch 
unreifer  Geister  schöpfen.  Eine  gute  philosophische 
Schulung,  aber  in  Lebeusphilosophie,  nicht  Schulphiloso- 
phie bestehend  aus  irgendwelchen  willkürlich  aufgebauten 
Systemen  einzelner  Philosophen,  von  denen  immer  eine» 
das  andere  <überwindet>,  gehört  zur  allgemeinen  Bildung,, 
welche  die  Juristen  vor  den  andern  gelehrten  Berufsarten 
auszeichnen  muss,  und  ist  auch  durch  die  eigene  Lektüro 
nicht  gänzlich  zu  ersetzen,  auf  die  wir  allerdings  einen 
noch  grösseren  Werth  legen.') 

Sie  müssen  sich  gleich  bei  Beginn  Ihres  Studiums 
vornehmen,  viel  zu  lesen  und  bis  in  die  Mitte  Ihres 


')  W^as  ist  das:  «Die  partielle  Negation  der  Totalität  des 
An-  und  Umseins  der  passiven  Kausalität  des  absoluten 
Seins?»  — 

Den  eigentlichen  Gehalt  der  HegeFscben  Philosophie,. 
nämlich  einer  Entwicklungs-  oder  Evolutionslehre  auf  panthe- 
istischer  Grundlage,  verstanden  wir  glücklicherweise  nicht; 
er  ist  mir  erst  lange  später  durch  eigenes  Studium  klar  ge- 
worden, als  er  mir  nichts  mehr  zu  schaden  vermochte. 

*)  Darüber  können  Sie  mit  Nutzen  lesen :  Prof.  Schlatter 
in  Tübingen  «Der  sittlich-religiöse  Ertrag  der  Philosophie  seit 
Cartesius»  1907. 
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Lebens  alles  ganz  Gute  in  der  Weltlitteratur  aller  Zeiten 
selbst  gelesen  zu  haben.  Es  ist  dessen  nicht  so  viel,  als 
Sie  vielleicht  jetzt  annehmen.  Ebenso  müssen  Sie  in  Ihrer 
Fachlitteratur  alles  Massgebende  selbst  gelesen  haben 
und  darin  fortwährend  auf  dem  Laufenden  sich  erhalten. 
Vielleicht  glauben  Sie,  auch  das  sei  neben  einer  prakti- 
schen Thätigkeit  nicht  möghch.  Es  ist  aber  möglich  durch 
Zeitersparniss,  mittelst  Abschneidung  alles  unnützen  Zeit- 
vertreibes und  richtiger  Eintheilung  der  Arbeit*).  Die 
Hauptsache  ist,  dass  Sie  Freude  am  Lesen  und  sich  Be- 
schäftigen mit  der  eigenen  Bildung  bekommen,  statt  der 
vielen  völlig  unnützen,  oder  sogar  schädlichen  <  Erho- 
lungen», mit  denen  bei  weitem  die  meisten  gebildeten 
Menschen  unserer  Zeit  die  volle  Hälfte  ihres  Lebens 
irerUeren. 

Wir  wollen  daher  auch  keine  «Laien-Rechtsprechung^, 
die  ein  Postulat  ist,  welches  der  Mangelhaftigkeit  der  allge- 
meinen Bildung  bei  den  Juristen  seinen  Ursprung  dankt.') 


\)  Vgl.  darüber  «Lesen  uud  Reden»,  femer:  «die  Kunst 
Zeit  zu  haben»  in  «Glück»  I  und  «Arbeitsfragen»  indem  Koh* 
ler'schen  «Archiv  für  Rechts-  und  Wirthschaftsphilosophie » 
Jahrgang  I  1907. 

')  Vgl.  darüber:  «Laien-Rechtsprechung»  in  Allg.  Zeitung, 
Beilage,  vom  26.  April  1906.  W e k h e r li  n  zeichnet  von  einem 
Doktor  der  Rechte  in  der  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  folgendes 
ansprechende  Bild: 

«Es  ist  ein  Wesen,  das  den  Kopf  mit  einem  unenness- 
lichen  Mischmasch  von  Gesetzen,  Glossen,  Eommentarien  und 
Paragraphen  angefallt  hat.  Jeder  wohlorganisirte  Kopf  würde 
davon  zerplatzen ;  aber  der  Kopf  eines  Rechtsgelehrten  fasst 
den  ungeheuren  Wust  unter  dem  Namen  des  Kodex,  der 
Digesten,  der  Konsilien,  der  Kanones,  und  wie  der  ganze 
Plunder  veralteter  Jahrhunderte  sich  nennt,  ohne  alle  Gefiahr.« 
Da  versteht  man  den  Schrei  nach  Laienrechtsprechimg. 


k. 
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Sondern  die  Juristen  sollen  selbst,  neben  ihren  Fach- 
kenntnissen, den  nOthigen  Einblick  in  das  gesammte  Men- 
schenleben und  seine  Bedürfnisse  besitzen,  der  sie  zur 
Findung  eines  voll  und  ganz  richtigen  Urthisils  über 
alle  Verhältnisse  des  menschlichen  Lebens  bef&higt. 
Wie  steht  es  aber  jetzt  damit?  Daher  vertraut  man 
sich  in  manchen  Ländern  lieber  beliebig  zusammenge* 
losten  cGeschworenen»  an,  statt  den  «gelehrten>  Juristen, 
die  eigentlich  fast  Jedermann  als  Richter  nur  fürchten 
gelernt  hat.  Das  ist  ein  schwerster  Tadel  gegenüber 
unserem  Beruf,  der  in  einer  kommenden  Generation  der 
Rechtsbefiissenen  beseitigt  werden  muss. 


Wenn  Sie  nun  fragen,  welches  die  Rechtsfächer 
sind,  die  Sie  vorzugsweise  und  bei  den  besten  Lehrern,  die 
Ihnen  zugänglich  sind,  zu  hören  haben,  so  sind  es  meines 
Eracbtens  die  folgenden :  Das  römischeRecht  bildet 
noch  immer  das  Fundament  des  juristischen  Studiums, 
trotz  der  sehr  veränderten  thatsächlichen  Unterlage  und 
der  theilweisen  Y erständnisslosigkeit  der  römischen  grossen 
Juristen  für  unsere  heutigen  Begriffe  von  Staatsrecht  und 
Sozialpolitik.  Das  muss  man  übersehen.  Im  Uebrigen 
aber  ist  es  nicht  zu  ersetzen  durch  irgend  eine  Vorlesung 
über  ein  modernes  Gesetzbuch,  mit  gelegentlicher  Vergleich- 
ung  der  römischen  Jurisprudenz;  das  wird  sich  als  eine 
starke  Verminderung  des  juristischen  Bildungsniveaus 
überall  erweisen,  wo  es  geschieht.  Freilich  gehört  dazu 
ein  grösseres  Verständniss  für  das  moderne  Recht  und  das 
Wesen  des  Rechts  überhaupt,  als  es  noch  zur  Zeit,  als 
ich  studierte,   selbst  bei  den   berühmtesten  Lehrern  des 
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römischen  Rechts  zu  finden  war/)  Ebenso  eine  bessere 
Zusammenfassung  des  ganzen  römischen  Rechts  (Rechts- 
geschichte,  Institutionen  und  Pandekten)  in  Eine  über- 
sichtliche Vorlesung,  wie  sie,  früher  wenigstens,  auch  in 
Deutschland  nicht  zu  hören  war.  Unsere  Rechtslehrer 
verloren  sich  überdies  meistens  in  allerlei  Spezialit&ten 
und  Kontroversen,  die  dem  Zuhörer  sehr  wenig  Nutzen 
bringen,  und  das,  was  wir  schliesslich  von  römischem 
Recht  wirklich  wussten  und  begriffen,  hatten  wir  aus  dem 
^Geist  des  römischen  Rechts»  von  Ihering  und  ähnlidien 
Schriften,  nicht  von  ihnen  uns  angeeignet.') 

')  Ich  habe  selbst  von  Vangerow  vortragen  hören,  dass 
die  bekannte  Verfdgung  von  Honorius  und  Arcadius,  wonach 
die  (unschuldigen)  Söhne  und  Enkel  von  Hochverräthern  völlig 
rechtlos  sein  sollen,  damit  ihnen  das  Leben  eine  Qual  und 
der  Tod  eine  Wohlthat  sei,  «geltendes  Recht  in  Deutschland 
sei»,  worauf  er,  trotz  unwilligem  Gemurre  der  empörten  Zu- 
hörerschaft, bestand.  —  Theilweise  fehlt  es  auch  bei  diesen 
Vorlesungen  über  römisches  Recht  an  Verständniss  für  die 
römische  Geschichte,  namentlich  die  der  späteren,  christlichen, 
Kaiserzeit.  Das  beste,  ja  vielleicht  das  einzige  ganz  gute  Buch 
darüber  ist  Jakob  Burckhardts  «Zeit  Konstantins  des  Grossen», 
das  vielleicht  nicht  viele  unserer  Juristen  gelesen  haben. 

')  Ich  selbst  hörte  zwei  der  berühmtesten  deutschen 
Pandektisten,  Francke  in  Göttingen  und  Vangerow  in  Heidel- 
berg; der  Eine  erging  sich  mit  Vorliebe  in  lauter,  für  ihn  sehr 
interessanten  Kontroversen ;  der  andere  hatte  einen  aus^e^ich- 
neten  Vortrag,  aber  man  lernte,  vielleicht  gerade  deshalb, 
nicht  viel  bei  ihm.  Der  äusserlich  bestechende  Vortrag  ist 
oft  bloss  ein  Feuerwerk,  das  glänzend  verpufft  und  nichts 
zurOcklässt.  Der  beste  akademische  Vortrag  ist  der  natürlich- 
ungesuchte,  der  ganz  auf  das  Verständniss  des  Zuhörers  einge- 
richtet ist.  Derselbe  muss  auch  sehen,  dass  der  Vortragende  die 
Sache  vollständig  kennt  und  beherrscht,  nicht  sie  ihn,  in 
keiner  Weise;  dann  lernt  er  etwas  daraus.  Das  blosse  Zitiren 
von  vielen  Schriften,  welche  die  Studierenden  niemals  lesen 
können  und  werden«  nützt  auch  nichts ;  man  muss  ihnen 
die  wichtigsten  angeben,  die  in  ihrem  Bereiche  stehen 
und  die  sie  bewältigen  können. 
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Etwas  anders  verhält  es  sich  mit  dem  deutschen 
Recht  Dasselbe  ist  ebenso  unlogisch  und  scheinbar  will- 
kfirlich,  wie  das  römische  logisch,  klar  und  in  seiner  letjsten 
Fassung  jede  blosse  historische  Willkür  ausschliessend 
ist.  Hier  handelt  es  sich  darum,  dem  Zuhörer  eine  voll- 
kommen richtige  Vorstellung  von  den  germanischen  Völ- 
kern, ihrer  Denkweise  und  ihren  historischen  Entwick- 
lungen im  Kontakt  mit  der  römischen  Welt  zu  geben, 
also  mehr  um  ein  geschichtliches  Verständniss  der  Sache, 
vrobei  dann  freilich  der  in  Jedem  von  uns  noch  unbe- 
wusst  vorhandene  Volksgeist  zu  Hülfe  kommt;  sonst 
würde  man  dieses  komplizirte  Standesrecht  gar  nicht  zu 
verstehen  im  Stande  sein.  Es  ist  aber  selten  (wenig- 
stens früher)  gut  zu  hören,  und  auch  die  vorhandenen 
Bücher  machen  den  Uebergang  aus  dem  römischen  einheit- 
lichen Weltstaat  und  seinen  politschen  und  rechtlichen  An- 
schauungen in  die  Vielgestaltigkeit  der  Völkerwanderungs- 
staaten dem  Leser  nicht  recht  klar'),  und  ebensowenig  die 
seltsame  Ueberführung  der  germanischen  ursprünglichen 
Volkstreiheit  in  die  mittelalterliche  Lehens-  und  Adelsherr- 
schaft. Hier  ist  die  richtige  Auffassung  und  deutliche  An- 
schauung eigentlich  die  Hauptsache,  um  den  Faden  durch 
das  Labyrinth  der  Einzelheiten  stets  zu  finden,  und  auch 
die  historische  Ableitung  der  heutigen  Rechtsinstitute  aus 
diesen  Quellen  zu  verstehen. 

Die  Rechtsphilosophie  kennen  wir  heute  eigent- 
lich fsLSt  nur  noch  in  dem  Sinne  einer  encyclopädischen  Ein- 
^angsvorlesung  für  Anfänger.  Es  ist  auch  weiter  nicht  viel 


M  Viel  mehr  als  aus  der  Bechtsgeschichte  lernt  man  dies- 
falls eigentlich  aus  den  Romanen  von  Felix  Dahn,  oder  aus  den 
«nterovingischen  Geschichten»  von  Thierry.  Das  beste  gelehrte 
Buch  sind  die  Heusler'schen  Institutionen. 
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mit  ihr  auszurichten,  denn  das  Recht  ist  doch  wesentlich 
eine  historische  Sache,  die  man  nicht  abgelöst  von  ihrem 
Boden,  auf  dem  sie  erwuchs,  mit  wirklichem  Nutzen  für 
den  Zuhörer  demonstriren  kann.  Es  sind  «Worte,  Worte, 
Worte>,  selbst  bei  Philosophen  wie  Spencer,*)  geschweige 
denn  bei  Kant,  Hegel  und  andern;  die  Sache  ist  anders, 
und  sogar  in  jedem  Lande  anders  :  das  merkt  der  Zuhörer 
bald  und  verlegt  sich,  wenn  er  gescheit  ist,  auf  das  posi- 
tive Recht  und  seine  richtige  Durchdringung,  oder,  wenn 
er  die  Zukunft  in's  Auge  fasst,  etwa  auf  Versuche,  wie 
Lassalle's  «System  der  erworbenen  Rechte»,  das  eine 
neue  und  bessere  Durchführung  noch  finden  könnte  und 


*)  Herbert  Spencer,  Justice,  i^r  Theil  der  «prin^ 
ciples  of  ethic»  1891.  Stammler  sagt  darüber:  In  zweierlei 
Weise  könne  man  mit  wissenschaftlicher  Betrachtung  an 
das  Recht  herantreten:  einmal,  indem  man  eine  geschicht- 
lich gegebene  Rechtsordnung  nach  ihrem  Sinne  und  wirk- 
lichen Inhalt  prüft;  diese  Rechtslehre  nennt  er  die  tech- 
nische, oder  indem  man  fragt:  ob  das  vorhandene  Recht 
ein  richtiges  Recht  zu  rechten  Zwecken  sei.  Da  das  Recht 
nur  ein  Mittel  ist  zur  Erreichung  bestimmter  menschlicher 
Zwecke,  so  läuft  diese  Betrachtung  darauf  hinaus,  ob  die 
Zwecke,  die  das  Recht  verfolgt,  die  richtigen  sind  und  ob 
dazu  die  richtigen  Mittel  angewendet  sind ;  diese  zweite  Rechts- 
lehre nennt  Stammler  die  theoretische  Rechtslehre.  Was  ist 
richtiges  Recht?  Solches,  das  mit  dem  Grundgedanken  des 
Rechtes  überhaupt  zusammenstimmt;  das  ergibt  sich  negativ 
daraus,  dass  kein  Verhalten  gebilligt  werden  kann,  dessen 
Verallgemeinerung  den  Grundgedanken  der  rechtlichen  Ge- 
meinschaft aufheben  würde.  Nicht  jedes  positive  Recht  ist 
also  richtiges  Recht,  sondern  richtiges  Recht  ist  nur  ein  ge- 
setztes Recht  von  besonderer  Art.  Das  Recht  ist  die  not^- 
wendige  Bedingung,  um  das  soziale  Leben  der  Menschen  ge- 
setzmässig  auszugestalten;  es  ist  ein  Zwangsversuch  zum 
Richtigen.  Beilage  der  Allg. Zeitung,  18.  Mai  1903.  Vgl.  darüber 
auch  «Gesetzmässigkeit  in  Rechtsordnung  und  Volkswirth- 
Schaft»  1902  und  1  h  e  r  i  n  g's  «Zweck  im  Recht». 
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sollte.  Immerhin  gehört  die  Anhörung  einer  rechtsphiloso- 
phischen Vorlesung  doch  zu  derVollstAndigkeit  des  juristi- 
schen Studiums.*) 

Die  staatsrechtlichen  Vorlesungen  haben  den 
dopp  elt  en  Zweck,  dem  Zuhörer  einerseits  eine  voUstAndige 
Kenntniss  des  positiven  Staatsrechts  seines  eigenen  Lan- 
des zu  gewähren,  andererseits  ihm  das  Auge  und  Ver- 
ständniss  fQr  die  politischen  und  staatsrechtlichen  Fragen 
der  Vergangenheit,  Gegenwart  und  Zukunft  Oberhaupt 
zu  erschliessen,  welches  letztere  in  einer  Vorlesung  über 
«aDgemeines  Staatsrecht»  oder  «Politik»  erreicht  werden 
soll.  Diese  Vorlesungen,  die  theilweise  mit  Philosophie 
und  Geschichte  eng  zusammenhängen,  sind  zur  Zeit 
meiner  Studien  äusserst  mangelhaft,  an  den  damaligen 
schweizerischen  Universitäten  sogar  kaum  recht  vorhan- 
den gewesen;  man  musste  sich  diese  Kenntnisse  erst 
später  durch  Lektüre  und  Praxis  erwerben.  Ich  selbst 
hörte  ein  solches  «allgemeines  Staatsrecht»  bei  dem  be- 
rühmten Professor  und  ehemaUgen  deutschen  Reichs- 
justizminister V.  Mohl  in  Heidelberg,  welches  aber  den 
grossen  Fehler  hatte,  dass  es  eigentlich  nur  ein  fortgesetztes 
Plaidoyer  für  die  konstitutionelle  Monarchie,  als  die  einzige 
modern-gebildete  Staatsform  war.  Andere  Staatsformen 
kamen  gar  nicht  zur  eingehenden  Besprechung  und  auch 
andere  Parteimeinungen  nicht,  als  die  des  süddeutschen 
Nationalliberalismus.  Das  ist  zu  wenig  für  ernsthafte 
Studierende.    Jetzt  ist  das  überall  besser  geworden. 


')  Es  ist  aber  sehr  schwer,  jungen  Leuten,  die  das  Leben 
noch  nicht  hinreichend  kennen,  einen  ganz  richtigen  Begriff 
Ton  dem  Wesen  des  Rechts  zu  geben.  Die  weitaus  meisten 
«Rechtsphilosophien»  sind  blosse  Redereien  ohne  einen  wirk- 
lichen praktischen  Werth. 

3 
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Von  dem  Staatsrecht  hat  sich  abgezweigt  und  in  be- 
sondereVorlesungen  verlegt  das  sogenannte  y  er  waltungs- 
recht,  das  die  spezielle  Ausübung  der  staatlichen  FWk- 
tionen  durch  Beamte,  mit  Ausschluss  der  spezifisch  politi- 
schen Aktion,  behandelt  und  die  Nationalökonomie  und 
Statistik,  die  längst  schon  eigene  Rechtsdisziplinen 
geworden  sind.  Bei  der  Nationalökonomie  ist  noch  immer 
Vieles  blosse  Theorie  und  Kontroverse  über  Meinungen 
einzelner  Schriftsteller,  wenn  nicht  gar  blosses  Reden 
über  Dinge,  die  ein  praktischer,  hausbackener  Menschen- 
verstand als  quasi  selbstverständlich  ansieht.  Das  beste 
Stück  ist  die  Finanzwissenschaft  im  engeren  Sinne,  den 
eigentlichen  Staatshaushalt  mit  seinen  zweckmässigsten 
Einrichtungen,  z.  B.  das  Staatsschulden wesen,  Bankwesen, 
Eisenbahnwesen  betreffend.  Hiebei  kommt  es  vielleicht  von 
allen  Rechtsdisziplinen  am  meisten  auf  einen  geistreichen, 
geschichtlich  gut  bewanderten  und  auch  mit  Blick  für 
die  Praxis  begabten  Dozenten  an.  Diese  Fächer  müssen 
nothwendiggut  und  anregend  gehört  werden,  sonst  nützen 
sie  für  die  spätere  Praxis  nichts. 

Ein  emanzipirtes,  gross  gewordenes  Kind  des  Staats- 
rechts einerseits  und  der  Rechtsphilosophie,  oder  des 
sog.  «Naturrechts»  andererseits,  wie  es  seit  dem  16*«» 
Jahrhundert  bestand  imd  früher  eine  bedeutende  Rolle 
in  der  Jurisprudenz  spielte,  ist  endlich  auch  das 
Völkerrecht.  Es  ist  diejenige  Rechtsdisziplin,  die 
am  meisten  im  Fortschreiten  und  der  Entwicklung 
begriffen  ist  und  daher  einer  sehr  sachverständigen 
und  zugleich  praktischen,  von  aller  blossen  Schwärmerei 
für  «ewigen  Frieden»,  obligatorische  Schiedsgerichte  und 
dgl.  entfernten,  Darstellung  bedarf,  die  sich  auch  Jahr 
für  Jahr   ein    wenig   ändern  muss.     Die   «Völkerpsycho- 
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logie»,  welche  eine  Zeit  lang  die  Spezialität  einzelner 
Gelehrten  bildete,  halten  wir  fttr  kein  berechtigtes  be- 
sonderes Fach,  und  überhaupt  für  mehr  geistreich,  als 
nützlich  und  wahr. 

Das  Strafrecht  ist  leider  eines  der  wichtigsten 
Fächer  der  Jurisprudenz  seit  jeher  gewesen  und  ist  es 
heute  noch.  Es  ist  gegenwärtig  in  einem  Uebergang, 
eigentUch  einer  vernünftigen  Rückbildung  von  den  rein 
materialistischen  und  psychologisch  unwahren  Theorien 
von  Lombroso,  Feri  und  andern,  die  eine  Zeitlang  den 
<Markt>  beherrschten  und  alle  Lehrstühle  einzunehmen 
drohten,  zu  einer  verständigeren  und  vor  Allem  sittlicheren 
Auffassung  begriffen,  in  der  jene  Zeit  einige  Samenkör- 
ner richtiger  Entwicklung,  besonders  individuellerer  Beur- 
theilung  des  einzelnen  Falles,  zurückgelassen  hat.  Es 
handelt  sich  hier  darum,  wieder  die  richtige  Auffassung 
und  Beurtheilung  der  Schuld  und  Strafe  philosophisch  zu 
finden  und  das  rechte  Verhältniss  zwischen  Recht  und 
Mitleid  herzustellen,  die  beide  dem  Fehlbaren  zu  Theil 
werden  müssen.')  Der  Verbrecher  muss  auch  nicht  bloss 
Strafe  in  unsem  Strafanstalten  erleben,  ja  sogar  nicht 
bloss  Nachsicht  und  Gnade,  sondern  Regeneration,  «Wie- 
dergeburt» im  Sinne  des  Christenthums ;  das  ist  aliein 
die  Vollendung  und  Erfüllung  dessen,  was  wir  vom  Straf- 
recht wünschen  und  was  jetzt  in  vielen  Geistern  arbeitet. 

Der  Strafprozess  ist,  wie  der  Civilprozess,  ein 
rein  auf  das  Praktische  gerichtetes  Fach,  das  auch  allein 
in  der  Praxis  vollständig  gelernt  wird,  aber  in  den  Vor- 
lesungen eine  gute  Anregung,  und  Anleitung  zur  Ueber- 
legung  der  wichtigsten  Fragen,  erfahren  muss.    Dazu  ge- 

*)  Vgl.  darüber  in  «Neue  Briefe»  die  Serie  •Recht  und 
Mitleid»  und  in  «Studien-  den  Aufsatz  «Vergeltung». 
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hören  besonders  die  richtige  Yertheilung  der  mündlichen 
und  schriftlichen  Verhandlungsweise,  die  Beweisführung, 
und  für  den  Strafprozess  die  Geschworenenfrage,  die  wir 
für  ein  Uebergangsstadium  —  zu  bessern  Richtern  und 
einem  besseren  Verfahren,  als  es  früher  stattfand  — 
halten.  Die  Vorlesungen  über  das  Strafrecht  erfordern 
geistreiche,  aber  nicht  phantastische,  und  jedenfalls  nicht 
materialistisch  gesinnte  Lehrkräfte. 

Das  Kirchenrecht  hat  keine  Zukunft  vor  sich.  Die 
Kirchen  werden  sich  mehr  und  mehr,  nach  amerikanischem 
Beispiel,  vom  Staate  trennen  und  dann  konsequent  un- 
ter das  allgemeine  Vereinsrecht  fallen,  das  dadurch  wich- 
tiger als  bisher  werden  wird.  Was  darüber  noch  gelehrt 
wird,  ist  daher  als  provisorisch  anzusehen.  Etwas 
Anderes  ist  hingegen  das  kanonische  Recht,  das 
unsers  Eracbtens  zu  den  nothwendigen  Rechtsdisziplinen 
für  einen  gebildeten  Juristen  jeder  Konfession  gehört  und 
dermalen  eher  vernachlässigt  wird.  Zwar  braucht  man  es 
in  der  jetzigen  Praxis  nicht  mehr,  wie  noch  in  unserer 
Jugend,  als  noch  vor  den  bischöflichen  Offizialaten  über 
katholische  Ehesachen,  Legitimationen  und  dgl.  nach 
diesem  Recht  verhandelt  wurde.  Diese  geistliche  Gerichts- 
barkeit ist  überall  im  Verschwinden  begriffen  und  bei 
uns  bereits  durch  die  Bundesverfassung  beseitigt.  Aber  das 
Studium  des  kanonischen  Rechts  giebt  allein  eine  vollstän- 
dige Vorstellung  von  dem  mittelalterlichen  Staat  und  der 
mittelalterlichen  Weltanschauung  überhaupt,  die  sich  doch 
noch  in  ihren  Trümmern  bei  grossen  Parteien  und  Kirchen 
erhalten  hat  und  neuerdings  sogar  zu  befestigen  bestrebt  ist. 
Es  ist  wahr,  wir  haben  seit  der  französischen  Revolution 
Gott  aus  dem  modernen  Staate  ausgeschaltet,  oder  nur 
als  Formel  beibehalten  und  entbehren  dafür  auch  jenes 
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allerdings  etwas  «mysti8chen>  Elements  in  unseren  Staaten 
und  Familien,  das  man  <Segen»  nennt  und  ohne  das 
nichts  recht  gedeihen  kann.  Auch  in  einzelnen  wichtig- 
sten Bechtsinstituten^  besonders  in  dem  Recht  der  Ehe 
und  der  Scheidung  werden  wir  Protestanten  unsere  An- 
sichten noch  ein  wenig  ändern  müssen,  wenn  unsere 
Völker  gesund  fortleben  sollen.  Die  Ehe  darf  nicht  ein 
blosses  Yertragsverhältniss,  wie  jedes  andere,  sein,  noch 
weniger  auf  einem  bloss  sinnlichen,  fast  thierischen^  Be- 
dürfen beruhen,  und  die  Scheidung  darf  zum  AUerminde- 
sten  nicht  so  leicht  wie  jetzt  gewährt  werden  und 
muss  dieWiederverheirathung  Geschiedener  ausschliessen, 
welche  das  Evangelium  ganz  ausdrücklich  perhorreszirt.') 
In  diesen  Punkten  hat  die  katholische  Kirche  Recht  be- 
halten. Das  Alles  führt  dazu,  dass  man  das  kanonische 
Recht  kennen  muss,  und  es  ist  nur  zu  begrüssen,  dass 
die  schweizerischen  Bischöfe  einen  Sachverständigen  in 
Freibiu'g  beauftragt  haben,  dasselbe  neuerdings,  den 
jetzigen  Anschauungen  entsprechend,  zu  bearbeiten.  Dass 
dasselbe  unser  protestantisches  Eirchenrecht,  oder  gar 
das  moderne  Staatsrecht  jemals  beseitige,  oder  auch  nur 
überwuchere,  ist  nicht  zu  befürchten ;  es  ist  ja  den  Päp- 
sten sogar  in  der  Zeit  ihrer  grössten  Machtfülle  nicht 
gelungen,  aus  ihrem  corpus  juris  canonici  ein  Weltrecht 
zu  machen,  wozu  es  seiner  ganzen  Anlage  nach  bestimmt 
war.  Heutzutage  sind  die  Juristen  sogar  ziemlich  selten 
geworden,  die  überhaupt  dieses  corpus  juris  nur  selbst 
besitzen,  geschweige  denn  studiert  haben. 

An  alle  diese  allgemeine  Fächer  schliessen  sich  nun 
noch  die  speziellen,  welche  das  Landesrecht  betreffen, 


^)  Ev.  Matth.  XIX,  9. 
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namentlich  also  die.  Vorlesungen  über  das  Privatrecht  in 
allen  seinen  Zweigen,  das  Landes-Staatsrecht  und  spezielle 
Verwaltungsrecht  und  über  die  Prozessformen  des  Landes 
an.  Diese  Vorlesungen  bilden  den  speziellen  Ausbau  der 
allgemeinen  und  sollten  später,  vor  Allem  aber  sehr  exakt 
und  in's  Einzelne  gehend,  nicht  nur  in  übersichtlicher  Art 
gehöii;  werden. 

Was  nun  die  Art  und  Weise  des  Studiums 
betrifft,  so  ist  es  am  besten,  gute  Vorlesungen  in  richtiger 
Reihenfolge  und  Quantität  aufmerksam  zu  hören  und 
erst  nachher  Lehrbücher  und  sonstige  Quellen,  welche 
der  Lehrer  empfehlen  wird,  nachzulesen,  um  daraus 
das  Gehörte  zu  ergänzen.  Es  kommt  hauptsächlich 
darauf  an,  das  Recht  gehörig  aus  seiner  Natur  und 
Geschichte  verstehen  zu  lernen  und  daneben  die  nöthigen 
Einzelheiten  und  Daten  gedächtnissmässig  festzuhalten, 
was  am  ehesten  durch  öfteres  Repetiren  zu  Stande  kommt. 
Wenn  man  jeden  Tag,  ohne  andere  Ausnahme,  als  den 
Sonntag,  ein  kleineres  fassbares  Mass  dieser  Kenntnisse 
sich  aneignet,  wozu  das  Mass  der  gehörten  Vorlesungen 
den  äusseren  Anhalt  gibt,  so  wird  man  in  mehreren  Studien- 
jahren und  bei  anhaltendem,  nicht  intermittirendem,  Fleiss 
und  Interesse  den  ganzen  Rechtsstoff,  so  gross  er  anfäng- 
lich erscheint,  sich  zu  eigen  machen  können. 

Dazu  gehört  dann  noch  für  den  gewöhnlichen  Juristen 
das  Goethe'sche  gute  Sprüchlein :  «Benutze  redlich  deine 
Zeit,  willst  was  begreifen,  such's  nicht  weit>.  Das  ist 
freilich  das  Gegentheil  der  «gelehrten>  Denkweise,  die 
Alles  so  weit  als  möglich  sucht. 

In  welcher  Reihenfolge  die  einzelnen  Fächer 
gehört  werden  sollen,   ist  einigermassen  der  Willkür  an- 
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heimgegeben.  Im  Ganzen  aber  wird  es  zweckmässig  sein^ 
mit  Rechtsphilosophie  oder  Encyclopftdie  und  einzelnen 
philosophischen  oder  historischen  Vorlesungen  zu  beginnen, 
dann  das  römische  Recht  folgen  zu  lassen,  hierauf  das  Civil- 
recht,  das  sich  daran  gut  anschliessen  wird.  Sodann  das 
Strafrecht,  Kirchenrecht  und  die  Prozesse,  und  am  Schlüsse 
erst  die  staatsrechtlichen  Fächer  (nebst  Verwaltungs- 
recht, Nationalökonomie.  Völkerrecht,  Statistik),  weil  die- 
selben weitaus  am  meisten  eines  bereits  etwas  gereiften, 
vorgeschulten  Geistes  bedürfen,  der  eines  eigenen  Urtheils 
fähig  geworden  ist. 

Auf  wie  viele  Semester  sich  die  Studien  er- 
strecken sollen,  hängt  nattirlich  von  den  Verhältnissen 
aller  Art  ab.  Zweckmässig  sind  8  Semester,  noth wendig  viel- 
leicht 6,  und  in  der  ganzen  Zeit  sollten  nicht  mehr  als 
durchschnittlich  etwa  2—3  Vorlesungen  täglich  gehört 
und  der  Rest  der  Zeit  auf  das  Studium  zu  Hause  und 
auch  auf  einige  Nebenfächer,  die  die  allgemeine  Bildung 
fördern,  verwendet  werden.  Die  beiden  letzten  Semester 
werden  am  besten  beinahe  ganz  der  Repetition,  den  Prac- 
tica und  allfällig  der  Ausarbeitung  von  Doktorarbeiten, 
oder  sonstiger  Vorbereitung  auf  Examina  vorbehalten 
bldben. 

Die  Gewohnheit,  verschiedene  Universi- 
täten zu  besuchen,  namentlich  aber  etwa  in  der  Mitte 
der  Studienjahre  zu  diesem  Ende  in's  Ausland  sich  zu 
begeben,  halten  wir  für  ganz  verfehlt.  Eine  solche  Unter- 
brechung hat  keinen  andern  Zweck,  als  den  der  Unterhal- 
tung, und  öfter  wird  dabei  das  Theater  der  Grosstädte 
eifriger  frequentirt,  als  die  Hörsaale.  Manche  Fächer,  wie 
z.  B.  das  Staatsrecht  oder  Civilrecht,  lassen  sich  auch  im 
Ausland  gar  nicht  genügend  hören  und  müssen  dann  im 
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Inland  zum  zweiten  Male  gehört  werden,  und  die  ganze 
Auslandspartie  der  Studienzeit  stellt  sich  im  Granzen 
meistens  als  ein  kostspieliger  Zeitverlust  heraus.  Es 
ist  viel  zweckmässiger,  bei  dem  jetzigen  Stande  der 
schweizerischen  Hochschulen,  seine  ganzen  Studien  nebst 
den  dazu  gehörigen  Prüfungen  an  einer  und  derselben 
inländischen  Hochschule  zu  absolviren,  dann  aber,  wenn 
die  Verhältnisse  es  gestatten,  noch  auf  ein  halbes, 
oder  ganzes  Jahr  in's  Ausland  zu  gehen  und  dort 
an  einer  grossen  Universität  noch  einige  interessante 
Vorlesungen  zu  hören  und  sich  im  Uebrigen  der  Fortsei- 
zung  seiner  Studien  in  Bibliotheken  und  Archiven  und 
gleichzeitig  der  Erlernung  fremder  Sprachen  und  der  Be- 
obachtung fremden  Lebens  zu  widmen,  was  nun  mit  viel 
grösserer  Reife  des  Geistes,  und  unbehindert  durch 
Examensorgen  geschehen  kann. 

Man  kann  nun  auch  noch  von  einigen  äussern 
Fertigkeiten  sprechen,  welche  gleichzeitig  mit  den 
juristischen  Kenntnissen  erworben,  resp.  ausgebildet  wer- 
den müssen.  Dazu  gehört  für  einen  Juristen  insbesondere 
die  Gabe,  rasch  aufzufassen  und  zu  arbeiten,  ein  guter, 
klarer,  flüssiger  Styl')  im  Schreiben,  und  eine  nicht  uner- 
hebliche Redekunst.  Das  Letztere  ist  eine  «Kunst»,  die 
erlernt  werden  kann,  nicht  eine  blosse  Naturgabe,  die 
zwar  in  gewissem  Grade  auch  besteht,  oder  nicht  be- 
steht, jedoch,  wie  das  grosse  Beispiel  des  Demos- 
thenes  und  anderer  berühmter  Redner  es  zeigt,  nicht 
unabänderlich.  Darüber  habe  ich  mich  bereits  in  einem 
Vortrage    ausführlich    ausgesprochen,    welcher    in    dem 

*)  Der  beste  Styl  ist  ein  einfacher,  wie  ihn  z.  B.  Gentz  hatte. 
Jetzt  ist  er  durch  Nietzsche,  wie  früher  durch  Hegel,  verdorben. 
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B&ndchen  «Lesen  und  Reden»  enthalten  ist  und  über 
den  sich  bedeutende  Redner  unserer  Zeit  wohlwollend 
geäussert  haben.  Ich  will  hier  noch  etwas  darüber  wie- 
deriiolen.  Die  Hauptsache  bei  dem  gut  Reden  bleibt  stets, 
dass  man  etwas  zu  sagen  hat,  was  den  Zuhörer  wirklich 
interessiren  und  bewegen  kann,  dass  man  femer  das  Ge« 
fragte  selber  wirklich  weiss  (was  nicht  bei  allen  auswendig 
gelernten,  oder  von  Papieren  abgelesenen  Reden  oder 
Predigten  der  Fall  ist),  und  dass  man  sich  endlich  nicht  vor 
seinem  Publikum  fQrchtet,  sondern  es  vielmehr  liebt  und 
gerne  zu  ihm  spricht.  Alles  Uebrige  bringt  die  Uebung 
im  Reden  nach  und  nach  mit  sich.  Die  schliessliche 
Hauptsache  bleibt  freilich  immer  der  «Geist  der  Wahr- 
heit»*), den  lange  nicht  alle  selbst  der  besten  Redner 
haben.  Derselbe  hat  deshalb  auch  den  Vortheil,  dass  er 
immer  sehr  originell  ist,  und  sich  weder  in  Gemeinplätzen, 
noch  in  Wiederholungen  ergeht.  Im  Schreiben  muss  man 
sich  gewöhnen,  kurz  und  klar,  und  in  Folge  dessen  inhalt- 
reich zu  schreiben ;  denn  sobald  der  Leser  einmal  anfängt 
zu  überschlagen  und  das  Wichtige  aus  dem  zu  Lesenden 
herauszusuchen,  ist  die  Sache  schon  halb  verloren.  Und  wie 
viele  Bücher  giebt  es  sogar,  in  denen  man  ganz  ruhig 
die  Hälfte  überschlagen  kann!  Gelernt  wird  das  gute 
Schreiben  durch  Uebung  und  namentlich  auch  durch  viel 
lesen  (vielleicht  sogar  laut  lesen)  von  guten  Schriftwerken. 

Selbstverständlich  gehört  zu  den  äussern  Fertigkeiten 
auch  ein  guter  Umgang  mit  Menschen.  Dar- 
über gibt  es  viele  Regeln  und  sogar  Regelbücher  seit 
dem  Werk  des  Grafen  Castiglione,  oder  dem  bekannteren 


«)  Ev.  Joh.  XIV,  17. 
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des  Freiherrn  von  Enigge^),  die  aber  alle  mangelhaft 
sind.  Das  Wesentliche  fQr  den  Umgang  mit  Menschen 
ist,  sie  zu  lieben  und  zwar  Alle,  auch  die  Bösen  und  Feind- 
liehen. )  Das  bemerken  sie  sehr  leicht,  und  das  erleichtert 
am  meisten  den  Verkehr.  Was  der  Welt  jetzt  am  meisten 
fehlt,  ist  überhaupt  cmehr  Liebe».  Ohne  das  kommen 
Sie  nicht  gut  durch  das  Leben,  sondern  werden  schon 
frühzeitig  mit  zunehmender  Menschenkenntniss,  entweder 
ein  Pessimist,  vielleicht  zuletzt  ein  Einsiedler  und  unnützer 
Mensch ;  oder  dann  ein  ganzer,  oder  theilweiser  Heuchler 
und  Schmeichler,  oder  ein  blosser  Glücksjäger  werden. 


Ausser  den  Vorlesungen  bestehen  nun  noch  an  den 
heutigen  Hochschulen  allerlei  Nebeninstitute,  wie 
namentlich  Repetitorien,  Praktiken,  Seminarien,  oder 
Vereinigungen  (vielleicht  unter  Leitung  eines  Professors) 
zum  Zwecke  der  Abfassung  von  Vorträgen,  oder  schrift- 
lichen Arbeiten.  Das  ist  Alles  gut  mi  t  M  ass  e  n ,  und  wenn 
es  nicht  oberflächlich  ist,  oder  macht.  Möglich  ist  dies 
nur,  wenn  die  Vortragenden,  oder  ihre  Ausarbeitun- 
gen Vorlesenden  nicht  bloss  auf  Schein  gearbeitet  haben, 
sondern  das,  was  sie  vorbringen,  wirklich  verstehen.  Dazu 
gehört  aber  meistens  ziemlich  viel  Zeit,  die  man  nicht 
erübrigen  kann,  oder  andern  Zwecken  entfremden  muss, 
welche  noch  näher  liegen. 

M  Ich  habe  mich  darüber  in  einem  kleinen  Büchlein 
«Ueber  die  Höflichkeit»  bereits  ausgesprochen. 

^  Das  ist  aber  der  menschlichen  Natur  allein  unmöglich : 
dazu  gehört  ein  fester  Glaube  an  eine  Vergeltung,  die  der 
Mensch  besser  nicht  selbst  übt.  «Die  Rache  ist  mein,  ich 
will  vergelten.»  Das  tritt  mit  Sicherheit  ein,  wenn  das 
Kerht  wirklich  verletzt  ist  und  man  es  aufrichtig  überlässt 
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Ueberhaupt  kommt,  im  Ganzen  genommen,  die  Praxis 
jeder  Art  früh  genug  in  der  Praxis  selber;  die  Uni- 
versität gehört  der  theoretischen  Ausbildung  an, 
und  wenn  in  unserer  Jugend  zu  wenig  von  dieser 
praktischen  Art  vorhanden  war,  sondern  man  bloss  die 
Vorlesung  hatte  und  weiter  nichts  an  Anleitung  genoss, 
so  sind  jetzt  diese  Seminarübungen  und  Aefanliches  im 
Begriff  allzu  sehr  den  Geist  und  die  Zeit  in  Anspruch 
zu  nehmen.  Eine  Mittelstrasse  wird  hier  an  jeder  Universi- 
tät gefunden  werden  mQssen,  und  vor  allen  Dingen  müs- 
sen die  Vorlesungen  selber  so  praktisch  sein,  dass 
man  eigentlich  alle  Praktika  sollte  entbehren  können. 

III. 

Das  führt  uns  nun  noch  auf  die  juristische 
Praxis,  die  den  Studien  folgt  und  in  welcher  dieselben 
zu  ihrer  Anwendung  gelangen,  wobei  sich  oft  erst  zeigt, 
worin  sie  lückenhaft,  oder  oberflächlich  und  nicht  gehörig 
verdaut  gewesen  waren;  auch  mitunter  erst,  ob  Jemand 
trotz  aller  Studien  und  wohlbestandenen  Prüfungen  zum 
praktischen  Juristen  taugt,  oder  nicht. 

Die  Praxis  ist  erst  die  letzte  Stufe  der  Aus- 
bildung für  den  Juristen,  und  sie  stellt  schärfere 
Forderungen  an  ihn  als  alle  vorangegangenen  Prüfungen. 
Das  Publikum  ist  der  beste  und  im  Ganzen  genommen 
auch  der  gerechteste  Examinator. 

An  einen  vorzugsweise  praktischen  Juristen,  d.  h.  An- 
walt, Notar,  Staatsmann,  Richter  *)  stellt  das  Leben  zwar 

^)  Richter  ist  bei  uns  glücklicherweise  nur  in  wenigen 
Kantonen  eine  Laufbahn  und  wird  es  hoffentlich  nie  allgemein 
werden.  Auch  bei  dem  Bundesgericht  ist  die  Ständigkeit  nur  ein 
praktischer  Nothbehelf  gewesen.  Es  ist  schwer,  sich  bei  einer 
solchen  permanenten  Thätigkeit  vor  einer  gewissen  Ermüdung, 
oder  Verknöcherung,  oder  unfruchtbaren  Gelehrsamkeit  zu  be- 
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etwas  andere  Anforderungen,  als  an  einen  Gelehrten; 
immerhin  werden  die  nachfolgenden  Bemerkungen  im 
Ganzen  auf  beide  Kategorien  etwelche  Anwendung  finden 
können,  mit  folgendem  speziellen  Vorbehalt: 

Die  Laufbahn  des  Gelehrten  ist  eine  andere  als 
die  des  praktischen  Juristen.  Zu  derselben  gehört  vor 
allen  Dingen  «Beruf»;  ich  meine  damit  wirkliche 
Berufung  von  Oben,  nicht  Selbstberufung  und  Vorwärts- 
kommen durch  Verbindungen  und  Cliquen,  Benutzung 
von  Zeitungen  und  Zeitschriften,  oder  Vereinen  und  politi- 
schen Parteien,  wie  es  dermalen  (und  wohl  jederzeit) 
öfter  vorkommt.  Der  rechte  Muth  zu  einer  solchen  Lauf* 
bahn  kann  nur  aus  einem  ganz  reinen  Gewissen  kommen. 


wahren.  Wirkliche  Richteruaturen  (wie  z. B. Blumer) sind  selten; 
die  meisten  Juristen  sind  solche  nicht  und  verlieren  mehr  an  Ge- 
halt durch  diese  permanente  Thätigkeit,  als  sie  gewinnen.  — 
Bei  Anlass  des  Rücktritts  von  Prof.  A.  H  e  u  s  1  e  r  von  dem 
Präsidium  des  Appellationsgerichtes  in  Basel  sagte  ein  dortiges 
Blatt  von  seiner  Thätigkeit  als  Richter :  cDen  lebendigen 
Bedürfnissen  suchte  er  vor  Allem  gerecht  zu  werden,  und 
nicht  der  Doktrin  oder  der  Gerichtspraxis.  Ja,  das  geschrie- 
bene Gesetz  mochte  er  vielleicht  innerlich  oft  als  ein  Hemmniss 
betrachten,  das  der  Verwirklichung  seines  Richterideals  ent- 
gegentrat, in  jedem  einzelnen  Falle  das  nach  den  Anschau- 
ungen verständiger  Männer  für  recht  und  billig  Erachtete 
oberste  Richtschnur  sein  zu  lassen.  Er  war  auch  kein  Freund 
von  Prl^udizien,  und  die  von  ihm  verfassten  Urtheüe  trugen 
seine  Belesenheit  nicht  zur  Schau,  noch  beriefen  sie  sich  zur 
Unterstützung  auf  ausgedehnte  Litteraturnachweise.  Das 
mochte  er  entbehren,  denn  er  besass  geradezu  die  künstlerische 
Fähigkeit,  das  Wichtige  und  Wesentliche  aus  dem  Wirrwarr 
gegeneinander  streitender  Interessen  und  Erwägungen  heraus- 
zunehmen und  daran  das  Urtheil  zu  schöpfen.»  Das  sind  eben 
seltene  Eigenschaften,  die  nur  bei  einzelnen  Personen  mit 
grosser  Rechtskenntniss  und  unabhängigem  Charakter  sich 
vereinigt  vorfinden.  In  der  Regel  sind  die  Urtheile  der  obersten 
Gerichtshöfe  in  allen  Ländern  anders  beschaffen. 
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Dann  gehört  dazu  grosser  Fleiss,  eine  aussergewöhnliche 
Arbeitskraft  und  viel  Entsagung.  Ein  Gelehrter,  der 
nebenbei  noch  in  allen  Kreisen  verkehren  und  alle  Gre- 
nOsse  des  Lebens  mitmachen,  und  sieh  nach  dem  beliebten 
Rezepte  Groethe's  «ausleben»  will,  ist  von  vornherein  zur 
Mittelmftssigkeit  verurtheilt.  Ein  gewisser  Stoizismus, 
oder  dann  eine  Abstraktion  von  allem  Genussleben  auf 
Grundlage  einer  religiösen  Lebensauffassung,  gehört  zum 
Typus  des  Geirrten,  der  frQher  in  fast  exzessivem 
Masstabe  vorhanden  war,  jetzt  hingegen  allzu  sehr  ver- 
schwunden ist,  wozu  namentlich  die  moderne  Medizin  ihr 
gutes  Theil  beigetragen  hat.  Beide  Extreme  sind  zu  ver- 
meiden, sowohl  der  pedantische,  bloss  in  sein  Fach  gänz- 
lich verbohrte  und  für  alles  Andere  unempfängliche,  da- 
her auch  einseitige  und  mitunter  für  die  Jugend  direkt 
schädliche  und  abstossende  Gelehrtentypus,  wie  der  Welt- 
mann, der  sich  nebenbei  noch  mit  etwas  gelehrten  Lor- 
beeren zu  schmücken  versucht,  oder  durch  «glänzenden» 
Vortrag  die  Lücken  seines  Wissens  zu  decken  versteht. 
Beides  sind  mehr  oder  weniger  «unnütze  Knechte»  ;  der 
richtige  Gelehrte  hingegen  wird,  wie  schon  gesagt,  stets 
in  jedem  Lande  das  «Salz  der  £rde>  bilden. 

Man  kann  vielleicht  im  Ganzen  sagen,  es  kann  jeder 
junge  Mensch  heutzutage  werden,  was  er  recht  und  be- 
stfindig will,  mit  einem  ernsthaften  Entschluss  und  Dran- 
gabe  alles  Entgegenstehenden.  Für  etwas,  was  seiner 
Natur,  oder  seinem  geistigen  Vermögen  nicht  entspricht, 
wird  ihm  in  der  Regel  auch  ein  rechtes  Wollen  fehlen, 
das  mit  einer  bloss  auf  das  Aeusserliche  gerichteten,  oder 
unbeständigen  Neigung  nicht  verwechselt  werden  muss. 

Dagegen  kann  man  nicht  mehrere  innerlich  differente, 
oder  sich  gar  bestreitende  Ziele  gleichzeitig  verfolgen  und 
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im  Granzen  genommen  auch  nicht  etwas,  was  den  Zielen 
der  allgemeinen  Weltordnung  widerspricht,  sofern  man 
nämlich  einen  wirklichen  und  dauerhaften  Erfolg  im  Auge 
hat.  Ein  Jurist  kann  also  nicht  sehr  viel  Geld  verdienen 
und  gleichzeitig  ein  wahrhaft  edler  und  tüchtiger  Mensch 
werden  wollen.  Er  muss  das  Eine  wählen  und  das  An- 
dere bis  auf  einen  gewissen  Grad  lassen.  Für  ihn  ist 
der  Hauptgesichtspunkt,  in  jeder  Lebensstellung  dafür  zu 
sorgen,  dass  in  seinem  Wirkungskreise  Recht  Recht  bleibe 
und  immer  mehr  noch  werde,  und  dass  die  gerechten  Sachen 
und  ehrlichen  Menschen  zu  ihrem  Rechte  gelangen  und  nicht 
der  Spielball  und  das  Opfer  der  Schlauen  und  Ungerechten 
werden.  Dazu  bedarf  es  in  jedem  Lande  einer  Anzahl  von 
Juristen  von  höherer  Einsicht  in  das  Wesen  des  Rechts,  nicht 
bloss  in  die  Formalitäten  desselben,  und  von  höherer  morali- 
scher Bildung  und  Gesinnung,  als  die  Mehrzahl  ihrer  eigenen 
Kaste  sie  aufweist.  Aber  auch  unter  der  bessern  Zahl  gibt 
es  noch  einen  Unterschied,  der  von  dem  Niveau  der  allge- 
meinen Bildung  herrührt.  Den  weniger  Gebildeten  fehlt 
die  Fülle  der  Ideen,  die  Einsicht  in  alle  Lebensver- 
hältnisse und  die  Wärme  einer  tiefgründigen  Ueber- 
zeugung,  die  unabhängig  von  den  Meinungen  Anderer 
und  von  einer  allgemeinen  Zeitströmung  macht. 

Dazu  gehört  das  auf  der  Hochschule  bereits  angefangene, 
nun  fortgesetzte  Studium  der  Geschichte,  der  Philosophie, 
und  das  fortwährende  eifrige  Lesen,  von  dem  wir  ge- 
sprochen haben.  Die  ausschliessliche  Jurisprudenz  macht 
leicht  einseitig,  spitzfindig  und  eng,  und  solche  blosse 
celegante»  Fachjuristen  können  auch  gewöhnlich  neuen 
Strömungen  und  selbst  neuen  Gesetzgebungen  imd  Ein- 
richtungen in  ihrem  eigenen  Lande  nicht  mehr  folgen  und 
sind  dem  «Veralten»  mehr  als  Andere  ausgesetzt. 
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Mit  der  hohem  Bildung  geht  gewöhnlich  Hand  in 
Hand  eine  etwas  weniger  äusserliche  Weltanschauung,  die 
das  Leben  nicht  als  einen  blossen  «Kampf  um's  Dasein»  an- 
sieht, den  man  überdies  mit  seiner  nächsten  Umgebung, 
seinen  Alters-  und  Vaterlandsgenossen,  führen  muss.  Den 
Glauben,  dass  das  nicht  n  ö  t  h  i  g  ist,  sondern  dass 
eine  rechte  Gesinnung  den  Menschen,  der  sie  in  sich 
trägt,  auch  heute,  so  wenig  wie  jemals,  im  Stiche  lassen 
werde,  müssen  Sie  sich  auf  jeden  Fall  beständig  bewahren. 

Einen  Kampf  werden  Sie  freilich  unter  allen  Um- 
ständen durchzumachen  haben.  Zunächst  um  die  noth- 
wendige  äussere  Lebensstellung.  Dieselbe  wird  jetzt 
dem  Anfänger  nicht  mehr  durch  staatliche  Einrichtungen, 
wie  Zünfte,  aristokratische  Regierungen,  in  die  der  junge 
dieser  Klasse  Angehörige  ganz  von  selber  hineinwächst, 
oder  gar  «Barettlitöchter»,  welche  die  Stellung  in  ihrer 
Schürze  mitbringen,  erleichtert.  Der  moderne  Grundsatz 
«la  carriere  ouverte  aux  talents»  hat  sein  Gutes  und  sein 
Schlimmes  für  Viele  gehabt. 

Es  glauben  auch  Manche  l'alente  zu  haben,  die  sie  nicht 
besitzen,  und  machen  nur  den  Andern  die  Laufbahn  schwerer. 
Dennoch  ist  ein  guter  Jurist,  auch  heute  noch  und  in 
allen  Ländern,  ziemUch  sicher,  eine  der  besseren  Lauf- 
bahnen gewählt  zu  haben,  wenn  er,  neben  den  nöthigen 
Kenntnissen  und  der  allgemeinen  Bildung,  rasch  und  gut 
arbeiten  kann  und  durch  Redlichkeit  des  Charakters  sich 
allmählig  das  Vertrauen  seiner  Mitbürger  erwirbt. 

Zum  rasch  arbeiten  gehört  Gewohnheit  und  namentlich 
anfangen  und  enden  können,  auch  eine  richtige  Zeitein- 
theilimg  und  Arbeitseinth  eilung,  und  Freude  an  der  Arbeit  0 

*)  Vgl.  hierüber  den  Aufsatz  €  Arbeitsfragen»  in  dem  Kohler* 
sehen  Archiv  für  Recht43-  und  Wirthschaftsphilosophie,  1907. 
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statt  am  Müssiggang  und  an  allerlei  Nebenbeschäf- 
tigungen mehr  oder  weniger  überflüssiger  Art. 

Das  Vertrauen  in  der  Geschäftswelt  kommt  nicht  so 
rasch  und  nicht  so  leicht,  namentlich  nicht  gegenüber 
dem  Anwalt,  oder  Notar,  wogegen  bei  dem  Staatsmann 
und  Politiker  die  Partei,  oder  das  Bürgerthum  mithOft 
und  das  Vertrauen  oft  ein  ziemlich  fiktives,  ein  blosser 
Parteiglaube  ist.  Als  Anwalt  oder  Notar  aber  will  man 
den  besten,  und  nicht  den  Parteigenossen,  oder  Mit- 
bürger haben. 

Dazu  gehört  zunächst  der  Ruf  unbedingter  Ehr- 
lichkeit und  Zuverlässigkeit  in  allen  Geld-  und  Vertrauens- 
sachen, wozu  allerdings  eine  gewisse  Wohlhabenheit  et- 
was beiträgt,  die  aber  auf  die  Dauer  nicht  ausbleiben 
kann.  Der  Anwalt  muss  auch  in  dem  Rufe  stehen,  nie- 
mals seine  Klientschaft  zu  überfordern,  oder  ihre  Sache 
in  erster  Linie  vom  Erwerbsstandpunkte  aus  zu  betrach- 
ten, sondern  genau  so  zu  handeln,  wie  wenn  es  seine 
eigene  wäre.  Dafür  hat  das  Publikum  einen  sichern  In- 
stinkt, der  selten  auf  die  Dauer  fehlgeht.  Den  Ruf  eines 
Anwaltes  befestigen  die  armen  Leute,  denen  er  uneigen- 
nützig  und  soweit  nöthig  unentgeltlich  beisteht,  nicht 
die  reichen,  und  nie  muss  er  sich  das  durch  Kartelle, 
oder  Verabredungen  von  Berufsgenossen  erschweren  las- 
sen.') Ich  hatte  s.  Z.  in  diesem  Berufe  den  Grundsatz, 
kleine  Leute,  oder  wohlthätige  Anstalten  und  dgl.  sehr 
billig  zu  behandeln    und  überhaupt  für  blosse  einzelne 

')  Auch  Verständigungen  über  Gewinnantheil,  oder  Be- 
zahlung nach  Prozenten  der  Streitsumme  sind  ungehörig.  Das 
führt  dazu,  dass  die  kleinen  Sachen  vernachlässigt  werden. 
Auch  die  Arbeitstheilung  zwischen  avou6  und  avocat  (sollicitor 
und  barrister)  nach  französischem  und  englischem  System  ist 
gar  nicht  im  Interesse  des  hülfesuchenden  Publikums. 
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Audienzen,  bei  denen  es  sein  Verbleiben  hatte,  gar  nichts 
zu  nehmen.  Das  lohnt  sich,  wie  jedes  richtige  Ver- 
halten auf  Erden,  auch  wenn  es  die  gewöhnlichen  Wege 
ein    wenig   verlfisst^). 

Eine  weitere  Regel,  die  nicht  ganz  ohne  praktische 
Schwierigkeiten  ist,  besteht  darin,  keine  schlechten  Sachen 
anzunehmen.  Sie  verderben  den  Ruf,  ja  den  Anwalt  selbst 
nach  und  nach,  indem  sie  seinen  Wahrheitssinn,  sein 
Unterscheidungsvermögen  von  Recht  und  Unrecht,  seine 
Zuversicht  auf  die  menschliche  Gerechtigkeit,  wenn 
er  die  böse  Sache  gewinnt,  vernichten.  Grösserentheils 
aber  gehen  sie  schlecht  und  beschädigen  den  juristischen 
Kredit,  der  sich  doch  immer  einigermassen  nach  dem 
Erfolge  richtet.  Immerhin  gibt  es  schlechte  Sachen 
verschiedener  Art.  Moralisch  schlechte  sind  immer 
schlecht)  mögen  sie  im  Uebrigen  beschaffen  sein,  wie 
sie  wollen,  sogar,  bloss  formal  juristisch  angeschaut,  gut. 
Umgekehrt  gibt  es  Sachen,  die  die  innere  Wahrheit 
und  Gerechtigkeit  für  sich  haben,  aber  an  irgend  einem 
juristischen  Mangel  leiden,  der  vielleicht  noch  zu  heben 
ist,  oder  solche,  bei  denen  bloss  der  Beweis  schwierig  ist. 
Die  darf  man  immer  übernehmen,  falls  der  Fehler  nicht 
ein  hoffnungsloser  ist  und  die  ProzessfQhrung  als  ein 
Mangel  an  Judicium  erscheinen  muss.  Endlich  sind  Krimi* 
nalvertheidigungen  so  zu  sagen  immer  schlechte  und  sehr 
oft  auch  hoffnungslose  Sachen,  und  dennoch  muss  sie  Jemand 
annehmen;  dafür  gilt  daher  bei  dem  Publikum  und  dem 
Richter  ein  anderer  Massstab,  als  in  Civilsachen.  Da  ge- 
nügt es  die  Vertheidigung  nicht  zu  übertreiben,  sondern 


^)  Das  ist  auch  weit  besser,  als  «Rechtsauskunfteien»  oder 
Rechtsunterricht  in  der  Schule,  der  doch  stets  oberflächlich 
bleiben  wird. 

4 
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nur  das  anzuführen,  was  einigen  Grund  für  sich  bean- 
spruchen  kann,  und  vor  Allem  die  Thatsachen,  die  erwiesen 
sind,  nicht  zu  bestreiten.  Dann  gehören  diese  Sachen  zu 
den  besten  für  einen  jungen  Anwalt  und  zeigen  seine 
Talente  und  Gewandtheit,  oft  auch  seine  psychologische 
und  philosophische  Bildung  im  vortheilhaftesten  Lidite. 
Sie  begründen  daher  auch  gewöhnlich  seinen  Ruf. 

Noch  ist  vielleicht  zu  sagen,  dass  Betreibungen 
odiöse  Sachen  mit  sehr  viel  Mühe  und  Unannehmlich- 
keit und  geringem  Gewinn  sind;  denn  der  Klient  will 
sein  Geld  ohne  Verlust  bekommen  und  der  gehetzte 
Schuldner  kann  kaum  die  Schuld,  geschweige  denn 
noch  die  Betreibungskosten,  bezahlen.  Da  kommt  nichts 
als  Verdniss  zu  Tage,  und  man  lehnt  diese  Sachen  besser 
ab,  ausser  da,  wo  man  den  vorangehenden  Prozess  selbst 
geführt  hat  und  nun  auch  für  die  Vollstreckung  des  Ur- 
theils  zu  sorgen  die  Pflicht  hat.  Ebenso  sind  Geldsachen, 
Darlehensgeschäfte,  oder  Vermittlungen  dieser  Art  kein 
Geschäft  für  einen  guten  Juristen,  und  die  Grenzen  von 
Recht  und  Unrecht  in  diesen  Dingen  oft  sehr  schmal. 
Dafür  sind  auch  andere  Geschäftsleute  in  genügender 
Zahl  vorhanden. 


Wenn  Sie  in  allen  diesen  Richtungen  als  ein  treuer, 
zuverlässiger,  arbeitsfähiger  und  speditiver  Mann  sicli 
zeigen,  so  brauchen  Sie  in  der  Regel  nicht  für  den  Erfolg 
zu  sorgen,  der  dann  bekanntlich  immer  einen  weiteren 
erzeugt.    «Rien  ne  succede  mieux  que  le  succ^s> ').    Denn 

^)  Ueber  das,  was  Erfolg  haben  wird,  ist  man  übrigens 
nicht  immer  selbst  der  beste  Richter  und  auch  nicht  einmal 
die  Mitwelt  ist  es  stets,  sondern  oft  erst  eine  weit  spätere 
Zeit.    Das  wird  sogar  stets  die  Regel  bei  den  ganz  grossen 
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solche  treue  Leute  sind  viel  seltener  als  geschickte,  selbst 
als  geistreiche,  oder  gelehrte,  in  diesem,  wie  in  jedem 
anderen  Fache. 

Ein  richtiger  Weltkenner,  König  Leopold  I.  von  Bel- 
gien, schreibt  im  Jahre  1836  an  seinen  Neffen  Ernst  von 
€k>burg  (ob  mit  Nutzen  steht  dahin)  folgende  Worte: 

«Heutzutage  ist  Bildung  allgemein,  und  es  ist  daher 
nicht  leicht,  sich  vor  andern  Menschen  an  Verstand  und 
Bildung  ohne  grosse  Anstrengimg  auszuzeichnen.  Recht- 
liche, wahre  Charaktere,  die  sich  zu  allen  Zeiten  gleich 
bleiben,  auf  die  man  bauen  kann,  sind  jedoch  äusserst 
selten,  bei  strenger  Prüfung.  .  Der  Mensch,  der  also  gut, 
rechtlich  und  wahr  ist,  versichert  durch  diese  Eigenschaften 
sich  eine  Lage,  deren  Sicherheit  ihm  eine  hohe  Stelle 
unter  seinen  Mitmenschen  geben  wird  und  zugleich  mehr 
als  irgend  etwas  ihm  den  so  wichtigen  Frieden  der  Seele 
in  den  vielfachen  Stürmen  des  Lebens  verleiht,  ohne 
welchen  mau  selbst  bei  grossem  Success  sich  doch  nur 
elend  fühlen  kann.» 


und  guten  Sachen  sein.  Die  klügsten  Leute  verrechnen  sich  oft 
darin  auffallend.  Grillpai-zer  z.  B.,  welcher  Dach  seiner  Trilogie 
noch  den  «treuen  Diener  seines  Herrn»  und  den  «Ottokar» 
schrieb,  hielt  auf  diese  beiden  Stücke  sehr  viel  und  ist  doch  nicht 
durch  dieselben  unsterblich  geworden.  Manchmal  erscheint 
der  Erfolg  unbegreiflich«  weil  er  nicht  gesucht  wurde  und 
gerade  das  macht  die Ueberlegenheit  des  Werkes  über  andere  aus. 
Mau  kann  sogar  sagen,  dass  kein  Werk,  welches  viel  Reklame 
nöthig  hat  und  anwendet,  von  Dauer  sein  wird.  Aber  vielen 
Leuten  genügt  auch  ein  Augenblickserfolg.  Sie  wollen  ihn 
selbst  noch  erleben  und  verkaufen  für  dieses  Linsengericht 
die  Erstgeburt  ihrer  Zukunft.  Im  Allgemeinen  muss  man,  um 
im  Leben  vorwärts  zu  kommen,  heute  eine  gute  Sache,  oder 
eine  «gute  Presse«  haben.  Beides  trifft  aber  nicht  immer  zu- 
sammen, und  dann  ist  das  Erstere  vorzuziehen. 
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Unter  diesem  Gesichtspunkte  ist  der  Beruf  eines 
Juristen  einer  der  schönsten  und  erfolgreichsten ;  ich  würde 
ihn  meinerseits  von  Neuem  wählen,  wenn  ich  das  Leben 
wieder  anzufangen  hätte.  Andernfalls  ist  er  aber  stets 
ein  armseliges,  oft  schmähliches  imd  in  manchen  Zeiten 
und  Ländern  förmlich  verrufenes  Handwerk  gewesen  und 
bietet  für  die  vielen  Mühen,  Sorgen  und  Unannehmlich- 
keiten, die  mit  ihm  stets  mehr  oder  weniger  verbunden 
sein  werden  und  auf  die  man  sich  gefasst  machen 
muss,  keinen  hinreichenden  Ersatz. 

Sehen  Sie,  um  darauf  am  Schlüsse  noch  einmal  zurück- 
zukommen, die  Hauptsache  bei  einem  jungen  Menschen 
ist,  dass  er  zu  einer  rechten  Selbstgewissheit  gelangt ; 
d.  h.  weiss,  was  er  will  und  wozu  er  auf  der  Welt  ist, 
und  dass  dies  nicht  Genuss,  Ehre  und  Reichthum  sein 
kann,  sondern  ein  anderes,  viel  grösseres  und  edleres  Ziel 
Damit  hat  man  auch  immer  recht  genug  zu  thun,  und 
diese  Arbeit  verzehrt  nicht  die  Kräfte,  wie  die  für  die 
falschen  Lebensziele,  an  welcher  gerade  die  sogenannten 
«grossen  Arbeiter>  alle  ohne  Ausnahme  <abgearbeitet> 
oder  «überarbeitet»  sterben. 

Ist  es  nicht  verächtlich  —  auch  ganz  abgesehen 
von  der  Frage  einer  künftigen  Vergeltung  und  Aus- 
gleichung —  nur  für  einen  Genuss  leben  zu  woUen,  der 
auch  im  besten  Falle  noch  immer  ein  unedler  genannt 
werden  muss,  weil  er  auf  Kosten  von  Hunderten  und 
Tausenden  geschehen  muss,  die  den  gleichen  Anspruch 
darauf  hätten,  also  mit  schlechtem  Gewissen.  Meistens 
ist  er  sogar  noch  bloss  fiktiv.  Abraham  Lincoln,  ein  Jurist 
wie  er  sein  soll,  äusserte  z.  B.  von  dem  Reichthum,  der 
in  seinem  Vaterlande  über  Alles  hochgeschätzt  wird,  das 
grossartig  wahre  Wort :  cReichthum  ist  ein  Ueberfluss  an 
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Dingen,  die  wir  nicht  brauchen>.  Von  dem  Augenblicke 
an,  in  welchem  dem  jugendlichen  Menschen  dieser  Ge- 
danke voll  bewusst  wird,  ändert  sich  sein  ganzes  Leben 
imd  es  ist  nur  schade,  dass  dies  in  den  meisten  FftUen 
viel  zu  spät  geschieht,  da  eben  unsere  ganze  jetzige 
Erziehung  und  Zeitrichtung  noch  eine  andere  ist. 

Sicher  aber  ist  trotzdem,  dass  man  heute  die  6e« 
rechtigkeit  in  allen  Lebensverhältnissen  mehr  als 
früher  sucht,  und  dazu  bedarf  man  einer  grösseren  Zahl 
rechtlich  gesinnter  Juristen ;  sonst  gibt  es,  praktisch  ge- 
nonunen,  auch  bei  der  besten  Gesetzgebung  (wenn  eine 
solche  überhaupt  möglich  wäre)  keine. 

Der  allgemeine  Stand  der  Moralität  eines  Landes 
lässt  sich  daher  ganz  gut  an  dem  jeweiligen  Niveau  der 
Mehrzahl  seiner  Juristen  abmessen. 

Der  heilige  Jvo  von  Cadrmartin  soll  der  einzige  Advokat 
geblieben  sein^  der  bisher  heilig  gesprochen  wurde,  unde 

versus: 

«Sanctus  Jvo  erat  Brito, 
advocatus,  sed  non  latro, 
res  miranda  populo!> 

Sorgen  Sie  dafür  in  Ihrer  Zeit,  dass  stets  weit  mehr 
von  dieser  Art  vorhanden  ist. 

cTruth  is  the  summit  of  being;  justice  is  the  appli- 
«ation  of  it  to  affairs.» 
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Eine  Hauptfrage  bei  allen  Studien,  die  wir  noch 
anhangsweise  kurz  berühren  müssen,  da  sie  in  unserer 
Gegenwart  sehr  massgebend  geworden  ist,  ist  die,  dass 
schon  in  der  letzten  Zeit  des  Gymnasiums,  sodann  aber 
während  der  Studienzeit,  und  oft  noch  später  in  der  ersten 
Periode  des  Kampfes  um  die  Lebensstellung,  eine  An- 
lage zur  Nervosität  sich  herausstellt,  welche  nicht 
allein  das  Studium  erschwert,  sondern  auch  durch  das- 
selbe befördert  und  entwickelt  wird. 

Das  gehört  nun  eigentlich  in  ein  ganz  anderes  Kapitel,, 
und  wir  haben  uns  darüber  in  cUeber  Neurasthenie»  und 
cKranke  Seelen>  bereits  hinreichend  ausgesprochen.  Ganz 
kurz  wollen  wir  aber  dennoch  Folgendes  hier  erwähnen : 

Die  Anlage  zur  Nervosität  ist  öfter  eine  erbliche,, 
eine  sogenannte  «Belastung»  nach  dem  medizinischen  Kunst* 
ausdruck,  die  jedoch  in  unserer  Zeit  und  in  unseren  civili- 
sirten  Völkern  in  der  Form  einer  stärkeren  Reizbarkeit 
des  Gehirns  imd  Nervensystems  eine  allgemeine  ge- 
worden ist  und,  wie  wir  noch  zeigen  werden,  nicht  un- 
bedingt als  ein  Unglück  zu  betrachten  ist.  Sie  äussert  sich, 
wenn  sie  in  höherem  Grade  auftritt,  durch  eine  perma- 
nente Müdigkeit  im  Kopf,  oder  in  den  Füssen  (auch  Knie- 
scheiben) oder  dem  Rückgrat,  und  wurde  in  unserer  Jugend- 
zeit einfach  dem  «Wachsen»  zugeschrieben,  das  wohl  auch 
seinen  Antheil  daran  hat,  aber  nicht  den  hauptsäch- 
lichsten, denn  so  etwas  kommt  auch  bei  gänzlich  ausgewach* 
senen  jungen  Leuten  vor.  Meistens  ist  auch  Mangel  an 
Appetit  damit  verbunden,  oder  Abweichen,  und  immer  ist 
eine  Empfindlichkeit  der  Augen  für  starke  LichtefFekte 
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und  des  Gehörs  für  plötzliche,  oder  permanente  Geräusche 
(Bellen  von  Hunden,  starkes  Klingeln,  Eisenbahnpfeifen, 
Tramgerftusch)  damit  verbunden.  Darauf  ist  zu  achten, 
und  wenn  es  vorhanden  ist,  sofort  etwas  dagegen  zu  thun. 

Die  Mittel  dagegen  sind  zunächst  Verminderung  der 
Anforderungen  an  die  Nerven,  namentlich  aber  der  Furcht 
und  Sorge  vor  der  eintretenden  Arbeitsunfähigkeit.  Die 
Arbeit  muss,  wenn  man  Nervosität  bemerkt,  sofort  ab- 
gebrochen und  später  wieder  aufgenommen,  nicht  aber 
wegen  allgemeiner  Mfldigkeit  gar  nicht  angefangen  werden. 
Denn  massige,  nicht  zu  lange  andauernde  und  Ober- 
haupt passende  Arbeit  ist  ein  Hauptstärkungsmittel  fOr 
die  Nerven.  Nichts  schwächt  dieselben  mehr  als  Müssig- 
gang,  und  die  damit  nothwendig  verbundene  Abschweifung 
des  Gedankenlebens  von  nützlichen  Gegenständen  auf 
unnütze  und  schädliche: 

«Our  thoughts  are  as  a  flock  of  sheep  that  are  kept 
in  Order  by  a  few  sheepdogs.  No  sooner  does  one  of  these 
guardians  become  idle  than  the  sheep  escape  over  the 
boundary.> 

Etwelche  körperliche  Bewegung,  selbst  Ermüdung,  ist 
in  solchen  Fällen  von  Nervenermüdung  fast  immer  gut, 
namentlich  wenn  sie  in  freier  Luft  geschehen  kann.  In 
diesem  Sinne  ist  auch  das  Turnen,  wenn  es  nicht  über- 
trieben wird,  Baden,  Schwimmen,  Bergsteigen,  allerlei 
Sport,  und  selbst  ein  nicht  übermässig  anstrengender 
Militärdienst  gut,  und  keineswegs  immer  zu  vermeiden. 

Die  Hauptsache  aber  bleiben  stets  die  seelischen 
Mittel.  Denn  die  Nerven  werden  am  meisten  durch 
Furcht  und  Sorge  vor  der  Zukunft  überreizt,  und  diese 
Schädlichkeiten  müssen  aus  dem  Leben  entfernt  werden.  In- 
sofern sind  die  Nervenkrankheiten  vorwiegend  immer  auch 
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Seelenleiden,  die  nicht  bloss  körperlich  behandelt  werden 
können.  Möglich  ist  die  Verbannung  von  Furcht  in  den 
jugendlichen  Lebensjahren  nur  durch  eine  tiefreligiöse 
Lebensanschauung,  im  Gegensatz  zu  dem  Materialismus 
des  «sich  auslebens».  Denn  zu  einer  stark  stoischen  Philo- 
sophie, die  allfällig  auch  in  den  Riss  treten  kann,  ist 
der  jugendliche  Mensch  noch  nicht  fähig  genug.  Schäd- 
lich ist  die  Beschäftigung  mit  «modemer»  Litteratur 
(namentlich  Nietzsche),  moderner  Kunst,  ganz  besonders 
Musik,  und  alle  geschlechtliche  Aufregung,  wozu  auch 
die  sogenannte  «sexuelle  Aufklärung>  gehört,  die  nichts 
Anderes  ist.  Schädlich  wirken  auch  der  Alkohol  (gänz- 
liche Abstinenz  ist  das  Beste),  das  viele  Vereinsleben  und 
der  allzuhäufige  Theaterbesuch.  Ein  ruhiges,  regelmäs- 
siges Leben,  aber  nicht  einförmig,  traurig,  oder  pessi- 
mistisch und  einsiedlerisch,  ein  angenehmer  Verkehr  mit 
Menschen,  aber  nicht  des  Vergnügens  halber,  sondern  mehr 
in  wohlthätigem  Sinne,  ist  das  Zuträglichste  für  zarte 
Nerven.  Mittel  für  augenbliekliche  starke  Angegriffenheit 
sind  Luftveränderung,  Bewegung,  reichliche,  gute  Er- 
nährung und  viel  Schlaf.  Derselbe  ist  überhaupt  eigent- 
lich das  normale  Nervenrestaurationsmittel.  Auch  der 
Sonntag  spielt  hier  eine  Rolle.  Sie  müssen  jeden  Morgen, 
namentlich  aber  jeden  Montag  Morgen,  das  behagliche  Ge- 
fühl des  Ausgeruhtseins  haben ;  dann  brauchen  Sie  nie 
besondere  Erholungen  und  Kuren,  oder  höchstens  etwa 
eine  kurze  von  drei  Wochen  im  Jahre.  Wer  mehr  braucht, 
der  ist  ungesund.  Wenn  die  Krankheit  in  stärkerem 
Massstabe  auftritt,  muss  ein  Arzt  konsultirt  werden;  im 
Ganzen  aber  muss  nach  und  nach  jeder  verständige 
Mensch  selber  durch  Erfahrung  lernen,  was  für  Mittel 
bei  ihm  die  wirksamsten   sind.     Die  Nervenheilanstalten 
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sind  nicht  immer  zuträglich,  der  Ansteckung  wegen, 
die  auch  in  diesen  halb  geistigen  Dingen  stattfindet. 
Doch  würde  eine  sehr  gute,  von  erfahrenen  Sachver- 
ständigen geleitete  Anstalt  für  augenblicklich 
Entgleiste,  oder  Halbirre,  die  noch  arbeitsfähig  und 
besserungsfähig  sind,  zu  den  dringenden  Bedürfnissen 
unserer  Zeit  gehören. 

Im  Uebrigen  nimmt  die  Nervosität  alle  nur  möglichen 
Formen  an  und  wird  unter  verschiedenen  Namen  oft  gar 
nicht  erkannt  und  sogar  falsch  behandelt.  Namentlich  sind 
viele  Herzleiden,  Magenleiden,  Unterleibsleiden,  selbst 
Lähmungen  und  Rückenmarks-  oder  Gehirnleiden  in  ihren 
ersten  Anfängen  nur  Nervenleiden  und  von  diesem  Stand- 
punkte aus  allein  wirksam  zu  bekämpfen.^)  Ja,  es  gibt 
heute  ziemlich  wenige  Menschen,  namentlich  in  den  ge- 
lehrten Ständen,  die  nicht  zeitweise  nervenkrank  sind,  oder 
es  schon  gewesen  sind:  Oft  besteht  das  Uebel  ein  ganzes 
Leben  hindurch  in  der  Form  einer  gewissen  Reizbarkeit 
für  Eindrücke,  oder  eines  latenten  Skeptizismus,  Pessimis- 
mus, mitunter  bis  zur  Melancholie  sich  steigernd.  Oft  hin- 
gegen ist  es  intermittirend,  oder  nur  bei  sonst  ungünstigen 
Lebensverhältnissen  auftretend,  und  sehr  häufig  äussert  es 
sich  in  vorzeitiger  Erschöpfung,  oder  Altersschwäche.') 
Lnmer  aber  ist  es  eine  kombinirte  Krankheit  und  vor- 
wiegend Seelenkrankheit,  wenn  auch  mit  körper- 
lichen Leiden  eng  verbunden,  und  vielfach  fehlt  es  jetzt 
noch  an  der  richtigen  Auffassung  dieser  Sache,  bei  Sach- 
verständigen und  Laien. 


*)  Man  bemerkt  sie  zuerst  bei  Andern  an  dem  unsichem 
Blick,  oder  Gang,  und  an  der  unnatürlichen  Temperatur  der  Hand. 

^  Dieselbe  ist  die  ganz  gewöhnliche  Strafe  der  Materia- 
listen in  heutiger  Zeit. 
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Nur  beiläufig  ist  noch  zu  sagen,  da^s  natürlich  das 
weibliche  Geschlecht  diesem  Schicksale  auch  nidit 
entgeht  und  dass  die  Tendenz  desselben  zu  Studien, 
ganz  besonders  in  den  Fächern  der  modernen  Kunst  jeder 
Art,  davon  keineswegs  ablenkt,  eher  im  Gegentheil  die 
nervöse  Anlage  noch  ausbildet.  Es  wäre  für  alle  Mäd- 
chen viel  gesünder  imd  natürlicher,  sich  zum  Hausdienst 
auszubilden,  als  —  besondere  Anlagen  vorbehalten  — 
zum  Studieren  sich  zu  entschliessen,  was  sie  selten  glück- 
lich machen  wird,  wobei  dann  auch  noch  ihre  speziellen 
geschlechtUchen  Eigenschaften  mit  in  Betracht  kommen. 


Im  Allgemeinen  aber  —  das  wollen  wir  schliesslich 
doch  zum  Tröste  für  unser  ganzes  Geschlecht  und  Zeit- 
alter beifügen  —  kann  man  auch  bei  stark  nervöser  An- 
lage und  selbst  zeitweiser  AngegrifFenheit  ein  glück- 
liches imd  fruchtbares  Leben,  namentlich  in  den 
Künsten  und  gelehrten  Berufsarten  führen,  und  Hunderte 
der  bedeutendsten  Zierden  und  Wohlthäter  der  Menschheit 
sind  in  diesem  Sinne  mehr  oder  weniger  neurasthenisch 
gewesen.')  Gesundheit  ist  überhaupt  noch 
lange  nicht  das  Höchste  im  Leben.  Ein 
englischer  Schriftsteller  sagt  sogar: 

<A  real  power  of  feeling  is,  perhaps,  one  of  the 
rarest,  and  certainly  is  one  of  the  most  beautiful  gifts 
human  nature  can  by  blessed  with.» 

Ein  solches  starkes  Gefühls  vermögen  wird  aber  nie 
ohne  eine  entsprechende  Nervenreizbarkeit  vorhanden  sein. 

')  Z.  B.  der  Apostel  Paulus,  einer  der  thätigsten  und 
wirkungsvollsten  Menschen,  die  je  gelebt  haben,  war  es  zeit- 
weise in  hohem  Grade.  Vgl.  den  2*en  Brief  an  die  Korinther 
darüber. 
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£iii  Eünsiüer,  ja  sogar  ein  Pfarrer,  ein  Arzt»  ein  An- 
walt, vollends  gar  ein  Schriftsteller,  Dichter,  Journalist 
ohne  eine  nervöse  starke  Reizbarkeit  wird  nichts  Be- 
deutendes leisten.  Sie  muss  nur  nicht  zu  weit  gehen, 
und  durch  eine  gesunde  Lebensanschauung 
stets  im  Schach  gehalten  werden. 

Das  ist  eigentlich  die  einzige  grosse  Frage 
in  diesem  Gebiete,  auf  die  es  in  Wirklichkeit  ankonmit. 
Eine  leichte  Nervosität  gehört  zu  den  nothwendigen 
Eigenschaften  der  civilisirten  Völker» 
gegeuflber  den  unkultivirten,  die  noch  cNerven  wie 
Stricke»  haben,  wie  man  sich  gewöhnlich  ausdrückt ;  sie 
ist  nicht  zu  beseitigen  und  bildet  sogar  die  Grundlage 
der  Lebensreize,  ohne  welche  das  menschliche  Da- 
sein oft  etwas  zu  einförmig  und  öd6  sein  wflrde. 


Die  Ehe  im  Volke  Israel. 


Religion,  Sitte  und  Recht  stehen  bei  den  alten  Völ* 
kern  in  einem  innigen  Bunde  miteinander.  Die  Sitte,  die 
mit  zäher  Beharrlichkeit  von  Geschlecht  auf  Geschlecht 
sich  vererbt,  wurzelt  in  religiösen  Anschauungen;  aus 
ihr  erwächst,  wenn  mit  dem  Fortschritt  der  Kultur  primi- 
tivere Lebensordnungen  sich  allmählig  zu  staatlichen  Ge- 
bilden entwickeln,  das  Recht  als  selbständige  Grösse, 
unter  Ausscheidung  der  religiösen  und  kultischen  Elemente, 
und  wirkt  nun  auch  seinerseits  wieder  normirend  auf  die 
Sitte  zurück.  Dieser  Prozess  lässt  sich  auch  auf  dem' 
Gebiet  der  Ehe  beobachten,  wie  sie  nach  Brauch  und  Ge- 
setz sich  im  Volke  Israel  gestaltet  hat. 

Von  vorneherein  ist  als  selbstverständlich  festzustellen, 
dass  es  sich  bei  einem  Volke,  das  erst  nach  der  Mitte 
des  zweiten  Jahrtausends  auf  die  weltgeschichtliche  RQhne 
trat,  auch  mit  Bezug  auf  seine  Auffassung  der  Ehe  nicht 
um  eine  Neubildung  handeln  kann,  sondern  dass  die 
StAmme,  aus  denen  Israel  zu  einer  Nation  zusammen- 
wuchs, schon  längst  vorher  ihre  Ehesitten  und  ein  ge- 
wisses Eherecht  besassen.  Man  hat  ja  in  neuerer  Zeit 
überhaupt  gelernt,  dass  Israel  nicht  auf  einer  weltfrem- 
den Insel  sein  geschichtliches  Leben  begann  und  führte, 
sondern  aus  dem  Mutterboden  eines  grossen  und  reichen 
Völkerkreises  hervorgegangen  ist,  in  welchem  es  mit 
tausend  Fasern  wurzelt.  Es  ist  eine  der  wichtigsten  und 
lohnendsten  Aufgaben  der  Erforschung  seiner  Geschichte, 
die  Zusammenhänge   dieses  Volks   mit   dem  Leben   des 
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alten  Orients  aufzudecken,  aber  dann  auch  zu  untersuchen^ 
was  aus  dem  gemeinsamen  Erbe  von  Anschauungen^ 
Sitten  und  Satzungen  unter  dem  Einfluss  des  eigenthOm- 
lichen  in  Israel  waltenden  Geistes  geworden  ist. 

Die  hier  gestellte  Aufgabe  zerlegt  sich  also  von  selbst 
in  drei  Theile.  Zuerst  sind  die  Voraussetzungen  zu 
ermitteln,  die  schon  vor  der  Entstehung  Israels  in  der 
Völkerwelt,  aus  welcher  es  hervorging,  in  Betreff  der  Ehe 
walteten.  Sodann  ist  die  Ehe  in  Israel  als  hergebrach* 
ter  Brauch  und  als  in  seiner  Thora  festgelegte  Satzung 
zu  beschreiben.  Endlich  ist  zu  zeigen,  warum  und 
inwiefern  die  Ehe  in  Israel  unter  neue,  bisher  unbekannte 
Gesichtspunkte  gerückt  worden  ist,  und  wozu  sie  sich 
unter  der  Einwirkung  seiner  Religion  entfaltet  hat. 

Vielleicht  darf  diese  Arbeit  den  Anspruch  erheben,  nicht 
ganz  unzoitgemäss  zu  sein.    Seitdem  ein  Modephilosoph 
von  der  Umwerthung  aller  Wertbe  geredet  und  seitdem 
die  materialistisch-monistische  Weltanschauung  auch  der 
christlichen  Moral  den  Krieg  erklärt  hat,  wird  nicht  zum 
wenigsten   auch   die   christliche  Auffassung  der  Ehe  auf 
das  Ernstlichste   angefochten.    Der  Zwang,  den  sie   der 
Lust   und  Willkür   der  Menschen    auferlegt,   wird   nicht 
nur  in  einer  trüben  Flut  von  Romanen  und  Dramen,  die 
in  ewigem  Einerlei  das  Thema  der  geschlechtlichen  Be- 
ziehungen behandeln,  gelockert  und  erschüttert,  sondern 
auch  von  berufsmässigen  Moralisten  und  Moralistinnen  als 
unsittlich  angegriffen  und  einer  freiem  Gestaltung  des  Ver- 
hältnisses  zwischen  Mann  und  Weib  das  Wort  geredet. 
Man  weist  auf  die  erfahrungsmässigen  Schäden,  die  innere 
Unwahrheit  und  Heuchelei   der  landläufigen  Einehe  auf 
Lebenszeit  hin  und  fordert  eine  solche  Regelung  des  Gre- 
schlechtsverkehrs,  welche  der  menschlichen  Natur,  so  wie 
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man  sie  versteht,  besser  gerecht  werde  und  das  richtige 
Ausleben  ihrer  physischen  und  gemüthlichen  Anlagen 
ermögliche.  Wir  brauchen  bloss  an  die  eifrige  Kanoni* 
sirung  der  ausserehelichen  Mutterschaft  und  die  Bestreb- 
ungen zu  Gunsten  des  sog.  Mutterschutzes  zu  erinnern, 
wie  sie  auch  von  ernst  zu  nehmenden  Seiten  ausgehen, 
um  festzustellen,  dass  auch  in  der  Beurtheilung  der  Ehe 
die  Gegenwart  eine  Gährung  zeigt,  die  aufmerksamste 
Beachtung  verdient  Denn  hier  handelt  es  sich  um  ein 
Bollwerk  der  christlichen  Kultur,  mit  dem  an  Wichtigkeit 
kaum  ein  anderes  zu  vergleichen  ist;  fällt  es,  so  fällt 
noch  vieles  Andere  mit.  Auch  auf  diesem  Gebiet  ist  die 
Greschichte  eine  grosse  Lehrmeisterin ;  sie  enthüllt  uns  die 
Thatsache,  dass  die  allermodemsten  Irrungen  nur  einen 
Rflckfall  in  allerälteste  Phasen  dieses  Entwicklungsganges 
darstellen  und  alles  Andere  eher  denn  als  Fortschritte 
zu  bewerthen  sind. 

Ffir  das  vorisraelitische  Eherecht  des  alten  Orients 
haben  wir,  abgesehen  von  spärlichen  und  zerstreuten 
Nachrichten  aus  griechischen  Schriftstellern,  mit  der  im 
Dezember  1901  und  Januar  1902  in  Susa  ausgegrabenen 
Stele  des  babylonischen  Königs  Hammu- 
rabi  ein  unschätzbares  Dokument  gewonnen.  Es  steht 
fest,  dass  die  babylonische  Kultur  um  die  Mitte  des 
zweiten  Jahrtausends  einen  mächtigen  Einfluss  auf  die 
sfidwestasiatischen  Völkerschaften  ausübte,  und  gerade 
bei  der  Behandlung  der  Ehe  wird  man  im  Codex  Harn- 
murabi  auf  Schritt  und  Tritt  an  die  Vätersage  Israels 
und  an  Bestimmungen  der  Thora  erinnert.  Wir  sind 
hier  mehr  als  anderswo  in  die  glückliche  Lage  versetzt, 
den  Kreis  von  Anschauungen  deutlich  zu  umschreiben, 
die  neben  andern  Volksstämmen  auch  Israel   schon  vor^ 
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fand,  als  es  in  Brauch  und  Recht  begann  seine  eigenen 
Wege  zu  gehen.  —  Weiterhin  hat  sich  infolge  des  Kon- 
servatismus, der  das  Leben  des  Orients  beherrscht,  man- 
ches von  alten  Sitten  und  Anschauungen  bis  in  viel 
spätere  Zeiten,  ja  bis  auf  die  Gegenwart  herab  unverän- 
dert erhalten.  Nicht  selten  dient,  was  wir  durch  Reisebe* 
Schreibungen  aus  Syrien  und  Arabien  über  Ehe  und  Familie 
erfahren,  oder  was  arabische  Schriftsteller  aus  vorisla- 
mischer und  aus  islamischer  Zeit  melden,  direkt  zur  Eiidä- 
rung  israelitischer  Ehebräuche  und  Satzungen. 

Aus  dieser  doppelten  Quelle  ergiebt  sich  nun  folgen- 
des Bild'). 

Die  babylonische  Ehe  trägt  den  Charakter  eines 
Kaufes  an  sich,  der  zwischen  den  nächsten  Angehöri- 
gen der  Braut,  ihrem  Vater  oder  Bruder,  und  dem  Bräuti- 
gam abgeschlossen  wird.  Die  Zustimmung  der  Nupturienten, 
insonderheit  des  Mädchens,  über  das  verfügt  werden  soll, 
kommt  dabei  zunächst  nicht  in  Betracht;  denn  die  Familie 
des  jungen  Mannes  will  mit  der  Braut  eine  neue  Arbeits- 
kraft gewinnen  und  ihren  eigenen  Bestand  durch  die 
Sicherung  von  Nachkommenschaft  stärken.  Die  Gültig- 
keit der  Ehe  hängt  davon  ab,  dass  zwischen  den  Ange- 
hörigen der  oft  noch  sehr  jungen  Brautleute  ein  Ehever- 
trag geschlossen  wurde.  Die  mehrfach  uns  überlieferten 
Heirathsurkunden   enthalten   die   Namen   der    künftigen 


*)  Für  den  Cod.  Ham.  sind  zu  vergleichen:  V.  Seh  eil. 
O.  P.,  Mömoires  de  la  d61egation  en  Perse  Tome  IV,  Paris 
1902.  —  H.  Win  ekler,  die  Gesetze  Hammurabis  in  Um- 
schrift und  Uebersetzung,  Leipzig  1904.  —  Kohler  u.  Peiser, 
Hammurabis  Gesetz  Bd.  I,  Leipzig  1904.  —  Müller,  die  Ge- 
setze Hammurabis  u.  ihr  Verhältniss  zur  mosaischen  Gesetz- 
gebung sowie  zu  den  XÜ  Tafeln,  Wien  1903.  —  Oettli,  das 
Gesetz  Hammurabis  n.  die  Thora  Israels,  Leipzig  190S. 
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Ehegatten  und  die  Namen  ihrer  Eltern,  die  Höhe  des 
Brautgeldes  und  die  Formel,  dass,  wenn  die  Gattin  künf- 
tig zu  ihrem  Manne  sprechen  würde:  du  bist  nicht  mein 
Gemahl  I  d.  h.  wenn  sie  ihm  die  eheliche  Gemeinschaft 
kündigt,  sie  ins  Wasser  zu  werfen  ist;  wenn  aber  der 
Mann  dasselbe  thut,  er  den  Brautpreis  ihr  zu  erstatten 
hat.  (Vgl.  Meissner,  aus  dem  altbabyloni- 
schen Recht  in:  der  Alte  Orient  7.  Jahrg.  1.  Heft 
Leipzig  1906.  S.  23.)  Das  Abkommen  wird  von  beiden 
Theilen  etwa  bei  Schamasch,  Marduk,  dem  regierenden 
Könige  oder  auch  bei  einem  berühmten  Tempel  beschwo- 
ren. In  einem  solchen  Vertrage  heisst  es;  wenn  die  Frau 
sich  später  ungebührlich  gegen  ihren  Mann  benehmen 
sollte,  so  müsse  sie  vom  Thurm  herab  geworfen  werden ; 
ferner,  die  Mutter  der  Frau,  welche  vermuthlich  Wittwe 
war,  habe  Anspruch  darauf,  lebenslänglich  von  ihrer  ver- 
heiratheten  Tochter  unterhalten  zu  werden.  Den  Schluss 
macht  eine  Selbstverfluchung  für  den  Fall,  dass  diese 
Bestimmung  missachtet  werden  sollte.  Vertraglicher  Fest- 
stellung bedurfte  es  auch,  wenn  der  Mann  eine  Freige- 
borene zugleich  mit  ihrer  Sklavin  zur  Ehe  nahm.  Hier 
wird  nicht  nur,  wie  in  den  andern  Eheurkunden,  der 
willkürlichen  Lösung  des  Ehebandes  dadurch  gesteuert, 
dass' die  Frauen  mit  dem  Tode,  der  Mann  mit  dem  Ver- 
lust des  für  sie  erlegten  Mahlschatzes  bedroht  werden, 
sondern  auch  das  Recht  der  Freien  über  die  Nebenfrau, 
ihre  bisherige  Sklavin,  durch  die  Bestimmung  gewahrt 
{vgl.  Meissner  a.  a.  O.)  -.  Iltani  (die  Sklavin)  soll  die 
Füsse  der  Taram-Sagila  (ihrer  bisherigen  Herrin)  waschen, 
ihren  Stuhl  ins  Haus  ihres  Gottes  tragen,  soll  sie  frisieren 
und  ihr  Wohlergehen  sich  angelegen  sein  lassen.  Wttö 
versiegelt  ist,  darf  sie  nicht  öffnen  —  eine  harte  Probe 
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für  weibliche  Neugier  — ;  sie  muss'tftglich  für  sie  10  Ka 
Mehl  mahlen  und  für  sie  backen  (also  nach  wie  vor  die 
gewöhnlichen  Sklavengeschäfte  verrichten).  Die  Kinder, 
die  aus  dieser  Doppelehe  geboren  werden^  gehören  beiden 
Frauen  gemeinsam.  Wenn  die  Freie  zur  Nebenfrau  sagen 
sollte :  du  bist  nicht  meine  Schwester  (d.  h.  ihr  das  Elherecht 
abspricht;  denn  die  Frauen  des  gleichen  Mannes  gelten  als 
Schwestern),  so  hat  sie  das  Haus  zu  verlassen ;  und  wenn 
umgekehrt  sich  die  Sklavin  dieselbe  Redensart  gegen  ihre 
Herrin  und  jetzige  Ehegenossin  erlaubt,  so  kann  ihr  dasSkla- 
venmahl  aufgebrannt  (od.  eingeritzt)  und  sie  selbst  verkauft 
werden.  Die  Frauen  stehen  sich  also  dem  Manne  gegen- 
über gleich,  aber  ohne  dass  der  soziale  Unterschied 
zwischen  ihnen  ausgelöscht  wäre.  Der  Cod.  Harn,  setzt 
ausserdem  fest,  dass  die  unbotmässige  Nebenfrau,  sobald 
sie  dem  Manne  Kinder  geboren  hat,  nicht  mehr  verkauft, 
sondern  nur  noch  als  Dienerin  behandelt  werden  darf.  — 
Die  Summe,  die  der  Bräutigam  den  Angehörigen  der 
Braut  zu  bezahlen  hatte,  die  tirohatu,  wird  je  nach  den 
Vermögensverhältnissen  und  der  sozialen  SteUung  der 
Betheiligten  ungleich  bemessen  worden  sein.  In  den  so- 
eben erwähnten  Urkunden  ist  sie  10  Silbersekel  (etwa 
2B  Mark)  oder  eine  Silbermine  (etwa  125  Mark)  oder  *  s 
Mine  und  ein  Sklave ;  es  kam  aber  vor,  dass  gutgeslellte 
Väter  auf  den  Frauenpreis  ganz  verzichteten  oder  ihn 
zur  Verfügung  ihrer  verehelichten  Tochter  Hessen.  Ausser- 
dem war  es  üblich,  dass  der  Vater  seiner  Tochter  eine 
Aussteuer,  die  scheriqtu,  in  die  Ehe  mitgab,  und  dass  der 
Mann  seiner  Gattin  ein  Wittwentheil,  nudunu,  verschrieb. 
In  manchen  Fällen  war  das  von  der  Frau  eingebrachte 
Gut  sogar  beträchtlicher,  als  der  vom  Mann  an  seinen 
Schwiegervater  bezahlte  Kaufpreis ;  dann  durfte  der  Mann, 
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der,  wenn  seine  Frau  kinderlos  verstarb,  zur  Rücker- 
stattung des  ganzen  Frauengutes  verpflichtet  war,  den 
Betrag  dertirchatu  davon  abziehen,  die  ihm  sein  Schwieger- 
vater sonst  zurückzugeben  hatte.  Wie  lange  vor  dem 
YerlObniss  oder  vor  der  Schliessung  der  Ehe  das  Braut- 
geld zu  entrichten  war,  darüber  fehlt  eine  ausdrückliche 
Bestimmung.  Da  indes  aus  mehreren  Sätzen  des  C!od. 
Harn,  erhellt,  dass  noch  zwischen  der  Bezahlung  der 
tirchatu  und  der  faktischen  Eheschliessung  das  Ehever- 
sprechen  wieder  rückgängig  gemacht  werden  konnte,  so 
fallen  die  beiden  Akte  jedenfalls  nicht  in  den  gleichen 
Zeitpunkt.  Nämlich  wenn  dem  Verlobten,  nachdem  er 
schon  das  Brautgeld  und  die  üblichen  Greschenke  ins 
Haus  seines  künftigen  Schwiegervaters  hatte  bringen 
lassen,  die  Sache  wieder  leid  wird  (wenn  er  erklärt :  ich 
will  deine  Tochter  nicht  nehmen),  so  ist  das  Bezahlte 
dem  Schwiegervater  verfallen ;  umgekehrt,  wenn  dieser 
erklärt:  ich  gebe  dir  meine  Tochter  nicht,  so  muss  er 
alles  schon  Empfangene  dem  abgewiesenen  Freier  doppelt 
erstatten.  Man  ersieht  daraus  die  Absicht  des  Gesetz- 
gebers, unbedachte  Verlöbnisse  nach  Möglichkeit  einzu- 
schränken, da  ein  unbegründeter  Bücktritt  für  den  einen 
wie  für  den  andern  Theü  empfindliche  Schädigung  nach 
sich  zieht.  Um  verleumderische  Machinationen  von  vorne- 
herein abzuschneiden,  wird  ausserdem  verfügt,  dass,  wenn 
des  Mädchens  Vater  in  Folge  von  Einflüsterungen  eines 
Nebenbuhlers  des  Bräutigams  das  Eheversprechen  auf- 
löst^ seine  Tochter  dem  Verleumder  nicht  zur  Frau  ge- 
geben werden  darf. 

Von  einer  Beschränkung  des  Geschlechtsverkehrs  auf 
die  Ehe  ist  übrigens  für  den  Mann  nicht  die  Rede.  Er 
kann  nur  eine  fremde,  nicht  seine  eigene  Ehe  brechen, 
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und  eine  Unverlobte  und  Unverheirathete,   mit   der   ein 
Ehemann  sich  einlässt,  gilt  keineswegs  als  Ehebrecherin  ; 
als  solche  wird  erst  die  Ehefrau  angesehen,   die  sich 
mit  einem  Andern  vergeht.    Dann   aber  wird  der  E3ie- 
bnich  an  beiden  Betheiligten  streng  geahndet :  sie  werden 
gefesselt  ins  Wasser  geworfen,  wofern  nicht  der  beleidigte 
Ehemann  seinem  Weibe  vergibt  und  der  König  als  oberster 
Richter  im  Lande  den  schuldigen  Mann  begnadigt ;    der 
Gatte   ist   ebenso  der   Herr   über  das  Schicksal  seines 
Weibes,  wie  der  König  über  dasjenige  seines  Unterthaos. 
Dieselbe  Strafe  trifft  den,   welcher  einer  verheiratheten 
jungen  Frau,  die  noch  im  Hause  ihres  Vaters  geblieben 
oder  deren  Ehe  noch  nicht  vollzogen  ist,  Grewalt  anthut; 
diese   selbst   bleibt  natürlich  straflos.    Geräth  eine  Frau 
unter    den   Verdacht    des    Ehebruchs,    ohne   gerade   in 
flagranti  ertappt  zu  sein,  so  kommt  es  darauf  an,  ob  ihr 
Ehemann  selbst  sie  beschuldigt,  oder  ob  ein  Anderer  tden 
Finger  gegen  sie  ausstreckt»,  d.  h.  sie  des  Eheln*uchs  be- 
zichtigt.   Im    ersten   Falle    kann    sie  sich   durch   einen 
Gotteseid   reinigen   und   dann   in   ihr  Vaterhaus   zurück- 
kehren ;  im  zweiten,  wo  die  Verdachtsgründe  gewichtiger 
erscheinen,  weil  sie  nicht  von  dem  vielleicht  ohne  Grund 
eifersüchtigen  Gatten,  sondern  von  einem  Unbetbeiligten 
ausgehen,    muss   sie   auf   Antrag   des   Gatten    sich    der 
Wasserprobe,  einem  Gottesurtheil,  unterwerfen ;  es  fragt 
sich,  ob  der  Fluss  (nahm  mit  dem  Determinativ  ilu  =  Gott» 
als  ob  er  göttlicher  Mitwisser  und  Richter  w&re)  sie  fort- 
.schwemme,   oder  nicht.    Hier  kommt  aber  noch  in  Be- 
tracht, dass  der  Ankläger  selbst,  falls  seine  Beschuldigung 
sich   als   erfunden   erweist,    ernstlich   Gefahr   läuft,    die 
gleiche  Strafe  über  sich  verhängt  zu  sehen,  die  der  Ange- 
»-lugte   im  Falle   seiner  Ueberführung  verbüssen  müsste 
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(gemSss  Satz  1  und  2  den  Cod.  Hain.).  Der  schlimmste 
FaU,  der  an  moderne  Kriminalfälle  erinnert,  ereignet  sich 
dann,  wenn  eine  Frau  um  eines  andern  Mannes  willen 
ihren  Gatten  ums  Leben  bringen  Iftsst,  was  sie  mit  der 
Strafe  der  Pfählung  oder  Kreuzigung  büssen  muss.  Ins 
Wasser  geworfen  wird  auch  eine  solche  Frau,  die  während 
einer  längern  Abwesenheit  ihres  Mannes,  der  etwa  in 
Kriegsgefangenschaft  gerathen  war,  sich  einem  andern 
Manne  ergibt,  obgleich  sie  Lebensunterhalt  genug  in 
seinem  Hause  hatte;  frei  geht  sie  nur  dann  aus,  wenn 
der  Mangel  sie  zu  diesem  Schritte  trieb ;  in  beiden  Fällen 
ist  aber  gerichtliche  Feststellung  des  Sachverhaltes  er- 
forderlich. Kehrt  der  erste  Mann  unversehens  wieder 
heim  und  findet  seine  Frau  in  der  Gewalt  eines  Andern, 
so  tritt  deren  erste  Ehe  wieder  in  Gültigkeit  und  die 
Kinder  folgen  je  ihrem  Vater ;  aber  nicht  zu  ihrem  ersten 
Manne  zurückzukehren  braucht  die  Frau  dann,  wenn  er, 
aus  seiner  Heimat  verbannt,  erst  nach  langer  Zeit  wieder 
auftaucht;  die  Verbannung  scheint  ihn  ehrlos  gemacht 
und  den  ehelichen  Anspruch  an  seine  Frau  aufgehoben 
zu  haben. 

In  Betreff  der  Ehescheidung  ist  dem  Manne 
ein  viel  freierer  Spielraum  als  der  Frau  gewährt,  wenn 
schon  auch  diese  nicht  ohne  einen  gewissen  Schutz  gegen 
allzu  willkürliche  Behandlung  bleibt.  Bestimmte  Gründe 
für  die  Scheidung  braucht  der  Gatte  nicht  vorzubringen ; 
«er  hat  eben  sein  Angesicht  darauf  gerichtet:»,  die  bis- 
herige Frau  oder  Nebenfrau  zu  entlassen.  Etwas  gün- 
stiger gestaltet  sich  ihre  Lage  dann,  wenn  sie  dem  Mann 
Kinder  geboren  haben;  denn  in  diesem  Falle  muss  er 
nicht  nur,  was  die  Frau  in  die  Ehe  eingebracht  hat,  die 
scheriqtu,  sondern  auch  das  ihren  Kindern  zukommende 
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Eibgut  herausgeben,  dessen  Verwaltung  ihr  während  der 
Minderjährigkeit  derselben  zusteht,  weil  ihr  die  Erzie- 
hungslast aufliegt.  Sind  sie  grossjährig  geworden,  so  darf 
sie  für  sich  selbst  ein  Sohnestheil  beanspruchen,  kann 
übrigens  auch  nach  Belieben  einen  andern  Mann  heirathen. 
Dagegen  ungünstiger  liegt  die  Sache  für  sie,  wenn  sie 
kinderlos  geblieben  'ist  —  und  gerade  dies  wird  am  häu- 
figsten den  Scheidungsgrund  geliefert  haben;  in  diesem 
Falle  braucht  ihr  der  Gatte  nur  ihr  eingebrachtes  Gut 
zurückzuerstatten,  muss  ihr  aber  jedenfalls  so  viel  mit- 
geben, als  ihre  tirchatu  betrug,  und  hatte  er  eine  solche 
nicht  zu  erlegen,  ihr  eine  Mine  als  Vergütung  für  die 
Verstossung  bezahlen.  In  all  diesen  Fällen  wird  ein  Ver- 
schulden der  Frau  nicht  vorausgesetzt;  ist  ihr  hingegen 
gerichtlieh  nachgewiesen,  dass  sie  selbst  den  Mann  pflicht- 
widrig vernachlässigt  oder  böswillig  verlassen,  unehren- 
haft gehandelt,  <tihr  Haus  vergeudet»,  verschwenderisch 
gelebt  hat,  dann  steht  es  dem  Ehemann  frei,  einfach  zu 
(jrklären :  ich  Verstösse  sie,  ohne  irgend  welche  Leistung 
von  seiner  Seite ;  oder  er  kann  sie  zur  Magd  (amtu=Konku- 
hiiie)  in  seinem  Hause  degradiren  und  ohne  weitere 
Schcidungsformalitäten  eine  Andere  heirathen.  Sollte  aber 
bei  (;iiioiii  Ehehader  sich  herausstellen,  dass  die  Frau 
Hc^huldloH  ist  und  der  Mann  durch  gröbliche  Vemach- 
lÜHsigung  oder  schlechte  Behandlung  der  Frau  sich  ver- 
ff^liit  hat,  dann  darf  die  Frau  zu  ihrer  Familie  zurückkehren 
und  muss  ihr  eingebrachtes  Gut  ihr  erstattet  werden. 
Min  sr.hliinnu's  Ende  nimmt  der  Prozess  für  die  Frau, 
wniiii  die  Korichtliche  Untersuchung  ergibt,  dass  sie  selbst 
NM'h  /.u  Srhulden  kommen  Hess,  was  sie  ihrem  Mann  zur 
f  .^*  !....♦ .  jj^.ujj  jj^,^,^  yyiYil  sie  kuraer  Hand  ins  Wasser 
Man   ersieht  auch  hier  die  Ungleichheit  der 
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Behandlung:  falsche  Beschuldigungen  werden  an  der 
Frau  mit  dem  Tode,  an  dem  Manne  mit  milder  Geld- 
strafe geahndet;  somit  wird  eine  Frau  sich  dreimal  be- 
sinnen, ehe  sie  einen  Scbeidungsprozess  anhebt,  während 
der  Mann  es  damit  schon  etwas  leichter  nehmen  kann. 

Da  der  Hauptzweck  der  Ehe  die  Gewinnung  von 
Nachkommenschaft  ist,  so  verliert  sie  bei  Kinderlosigkeit 
ihre  Berechtigung,  imd  im  Interesse  der  Frau  liegt  es, 
wenn  sie  der  sonst  ihr  drohenden  Entlassung  entgehen 
will,  einen  andern  Weg  zur  Erlangung  von  Kindersegen  ein- 
zuschlagen. Es  geschah  dann,  was  wir  in  der  Patriarchen- 
geschichte von  Sara  und  den  Töchtern  Labans  lesen,  dass 
die  Kinderlose  oder  Kinderarme  dem  Ehemann  eine  Magd 
zur  Verfügung  stellt,  deren  Kinder  sie  als  die  ihrigen 
ansprechen  kann,  und  in  diesem  Falle  ist  es  dem  Manne 
nicht  mehr  gestattet,  neben  jener  Hauptfrau  sich  noch 
eine  Nebenfrau  beizugesellen,  die  jener  in  Betreff  der 
häuslichen  Stellung  näher,  wenn  auch  nicht  mit  völliger 
Gleichberechtigung,  stünde,  während  die  Magd,  auch  wenn 
sie  Kinder  gebiert,  ihrer  Herrin  schlechterdings  unt<ergeben 
bleibt  Es  leuchtet  ein,  dass  eine  kinderlose  Frau  gern 
zu  dieser  Auskunft  griff,  um  wenigstens  nicht  ihre  bevor- 
zugte SteUung  im  Hause  einzubüssen;  verstand  sie  sich 
nicht  dazu,  so  musste  sie  es  sich  gefallen  lassen,  wenn 
der  Mann  eine  richtige  Kebse  (schugitum)  ins  Haus  nahm, 
die,  wenn  gleich  rechtlich  ihr  nicht  gleichgestellt,  durch 
die  Thatsache,  dass  sie  Mutter  der  Söhne  des  Hausherrn 
wurde,  der  Hauptfrau  in  der  Liebe  des  Mannes  und  der 
häuslichen  Geltung  gefährlich  werden  konnte.  (Vgl.  1 
Sam.  1,  6).  Wenn  jedoch  eine  solche  Sklavin-Mutter 
sich  frech  gegen  ihre  kinderlose  Herrin  benimmt  (Gen. 
16,  4  f.),  dann  darf  zwar  diese  sie  nicht,  wozu  sie  etwa 
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Neigung  verspüren  mochte,  >veiter  verkaufen,  eben  weil 
sie  Kinder  geboren  hat,  aber  sie  ist  befugt,  ihr  das 
<SkIavenmal»  (abuttum)  aufzudrücken,  worunter  man  ir- 
gend ein  unaustilgbares  Merkzeichen,  etwa  ein  Brandmal 
oder  eine  bestimmte  Tftto wirung,  zu  verstehen  hat,  die 
sofort  den  Sklavenstand  der  Trägerin  verriethen.  Sie  zu 
verkaufen,  steht  der  beleidigten  Herrin  frei,  wofern  audi 
die  Sklavin  ohne  Kinder  blieb.  —  Wird  eine  Ehefrau  von 
unheilbarer  Krankheit  befallen,  die  zur  Muttersciuift 
unfähig  macht,  so  ist  der  Mann  berechtigt,  eine  andere 
zu  heirathen,  muss  aber  der  Kranken  Zeitlebens  Wohnung, 
Unterhalt  und  Pflege  gewähren;  würde  es  derselben  zu 
schwer  fallen,  unter  diesen  Umständen,  neben  der  glück- 
lieberen  Nachfolgerin,  im  Hause  zu  bleiben,  so  darf  sie 
es  mit  der  scheriqtu  ausgestattet  verlassen. 

Alle  diese  Bestimmungen  sind  augenscheinlich  zu- 
nächst auf  die  Einehe  zugeschnitten;  weitere  eheliche 
Verbindungen  wurden  in  der  Regel  nur  eingegangen, 
wenn  Kinderlosigkeit  der  ersten  Ehe  dazu  nöthigte.  In 
Häusern  höhern  Standes  und  beträchtlichen  Vermögens 
kann  freilich  auch  aus  andern  Gründen  Bigamie  oder 
Polygamie  geherrscht  haben,  die  gesetzlich  nicht  ausge- 
schlossen war,  und  wofern  die  erste  Frau  nicht  in  der 
lAge  war,  mit  Rücksicht  auf  die  Stellung  und  das  An- 
sehen ihrer  eigenen  Familie  kräftig  zu  widersprechen, 
kaum  einem  ernstlichen  Hindernisse  begegnete. 

Gewisse,  genau  umgrenzte  Verwandtschaftsgrade 
schliessen  nicht  nur  eine  gesetzmässige  Ehe  aus,  sondern 
auch  zufällige  Verbindungen  innerhalb  derselben  werden 
unter  schwere  Strafe  gestellt.  Die  Kasuistik  des  Inzestes 
ist  im  Cod.  Harn,  weniger  fein  als  im  Deuteronom  27, 
'   im  Leviticus   18  und  20  ausgesponnen,   weil 


Die  Ehe  im  Volke  Israel.  75 

hier  schon  ein  feineres  Gefühl  für  das  natürlich  und 
sittlich  Zulässige  bestimmend  gewirkt  hat.  Wenn  ein 
Mann  mit  seiner  eigenen  Tochter  sich  vergeht,  so  wird 
er  verbannt;  die  verhältnissmftssig  milde  Strafe  hat  ihren 
Grund  darin,  dass  die  Tochter  unter  den  Begriff  des 
Eigenthums  fällt  und  der  Vater  sich  selbst  schädigt,  wenn 
er  durch  Entziehung  der  jungfräulichen  Ehren  seine  Toch- 
ter in  den  Augen  sonst  erwünschter  Bewerber  entwerthet. 
Wenn  der  Schwiegervater  der  Schwiegertochter  beiwohnt^ 
mit  der  sein  Sohn  die  Ehe  bereits  vollzogen  hat,  so  ver- 
fällt er  dem  Wassertode;  trifft  jene  Bedingung  noch 
nicht  zu,  etwa  weil  die  junge  Frau  bisher  noch  in  ihrem 
elterlichen  Hause  wohnte,  so  erhält  sie  zur  Sühne  des 
an  ihr  verübten  Unrechts  eine  halbe  Mine  samt  ihrem 
eingebrachten  Gute  und  hat  die  Freiheit,  von  der  Ehe 
mit  dem  Sohne  des  Verführers  zurückzutreten  und  sich 
anderweitig  zu  verheirathen.  Wer  nach  dem  Tode  seines 
Vaters  mit  der  eigenen  Mutter  Unzucht  treibt,  wird  sammt 
ihr  verbrannt;  sie  ist  also  im  Einverständniss  mit  ihm 
gedacht.  Vergeht  sich  einer  an  seiner  Stiefmutter,  die 
seinem  Vater  Kinder  geboren  hat,  nach  dessen  Tode,  der 
wird  mit  Ausstossung  aus  der  Familie  bestraft:  <er  wird 
aus  seines  Vaters  Hause  ausgerissen>,  d.  h.  verliert  Sohnes- 
und  Erbrecht,  wird  aber  darum  noch  nicht  heimathlos. 
Die  milde  Bestrafung  erklärt  sich  wohl  daraus,  dass  der 
Brauch  hier  anders  urtheilte,  als  das  Gesetz;  indem  der 
Sohn  nebst  den  andern  VermOgenstheilen  auch  die  Wei- 
ber des  Vaters  in  Anspruch  nimmt,  gibt  er  sich  als  den 
Erben  zu  erkennen  (vgl.  hiezu  auch  Gen.  35,  22  und  2  Sam. 
16,  21  f.).  Falls  die  Stiefmutter  kinderlos  war,  scheint 
von  einer  Ahndung  des  Vergehens  an  ihrem  Stiefsohn 
überhaupt  nicht  die  Rede  gewesen  zu  sein. 
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Was  die  Vermögensverwaltung  der  Eheleute 
anbetrifft,   so   verbleibt  das  von  der  Frau  eingebrachte 
<7Ut  ihr  Eigenthum,  und  dem  Manne  steht  bloss  die  Nutz- 
niessung,  nicht  freie  Verfügung  darüber  zu.    Nach  seinem 
Tode  erhält   sie  es  zurück  und  vererbt  es  nach  ihrem 
eigenen  Tode  auf  ihre  Kinder,   oder,  wenn  solche  nicht 
vorhanden  sind,  auf  ihre  eigene  Familie;  auch  bei  Ehe- 
scheidung muss  es  ihr,  falls  ihr  kein  Verschulden  nach- 
gewiesen ist,  zurückerstattet  werden.   Während  der  Dauer 
•der  Ehe  kann  der  Mann  auf  dem  Wege  des   Vertrags 
Schenkungen  an  die  Frau  machen,  die  dann  als  ihr  Eigen* 
tbum  zu  betrachten  sind,  und  zwar  so,  dass  sie,  falls  die 
übrigen  Söhne  sich  damit  einverstanden  erklären,  einem 
bevorzugten  Sohne  das  geschenkte  Gut  zuwenden  kann. 
Für    Verbindlichkeiten,   die    aus    der   vorehelichen   Zeit 
stammen,  haftet  die  Frau  mit,  es  sei  denn,  dass  sie  im 
Ehevertrag  sich  durch  einen  Protest  dagegen  geschützt 
hat ;  dagegen  der  Mann  braucht  für  voreheliche  Schulden 
der  Frau   nicht  aufzukommen;  solidarisch  haften   beide 
Ehegatten  oder  der  überlebende  Theil  für  die  während 
der  Ehe  eingegangenen  Verbindlichkeiten.   Für  den  Fall, 
dass   der  Ehemann    seiner  Gattin   keine   Verschreibung 
gemacht   hat,    erhält   sie   nach  seinem  Tode  ausser  der 
sciieriqtu    ein    Kindestheil    aus    der   Erbschaft.     Sollten 
«Schwierigkeiten  zwischen  ihr  und  den  Söhnen  entstehen, 
so  ist  die  Sache  gerichtUch  zu  untersuchen  und,  falls  sie 
im  Rechte  befunden  wird,  ihr  das  Wohnrecht  im  Hause 
des  Mannes   zu   gewährleisten ;   es   st^ht  ihr   aber   frei, 
wenn  etwa  das  Verhältniss  zu  den  Erben  zu  ungemüthlich 
würde,  das  Haus  zu  verlassen,  nur  muss  sie  dann  die 
Zuwendungen   ihres  Gatten   herausgeben  und   sich   mit 
ihrer  scheri<|tu  begnügen.   Verheirathet  sie  sich  ausserhalb. 
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so  fällt  diese  an  die  älteren  Söhne  aus  der  ersten  und 
die  jüngeren  Söhne  aus  der  zweiten  Ehe  nach  Massgabe 
der  Kopfzahl;  bleibt  die  zweite  Ehe  kinderlos,  so  haben 
nur  die  Söhne  der  ersten  Anspruch  auf  ihr  eingebrachtes 
Gut.    Es  wird  mithin  vorausgesetzt,  dass*die  Wittwe  bei 
Eingehung  der  zweiten  Ehe  nicht  noch  einmal  eine  Aus- 
steuer von  Seiten  ihrer  eigenen  Familie  erhält,  und  eben- 
so wenig  ist  davon  die  Rede,  dass  der  zweite  Mann  eme 
tirchatu  an  dieselbe  zu  entrichten  hat.    Eine  Wittwe  mit 
minderjährigen  Kindern  muss,  wenn  sie  sich  wieder  verhei- 
rathen  will,  ihren  gesammten  Besitz  aus  erster  Ehe  gericht- 
lich inventarisiren  lassen  und  sammt  ihrem  zweiten  Ehe- 
mann sich  urkundlich  zu  sorgfältiger  Verwaltung  —  nur 
Nutzniessung,  nicht  freie  Verfügung  steht  ihnen  zu  —  im 
Interesse  der  Minderjährigen  verpflichten ;  sollten  sie  sich 
erlauben,  einen  Theil  der  Hinterlassenschaft  des  ersten 
Mannes  zu  veräussern,  so  gilt  ein  solches  Geschäft  a1& 
nichtig,    und    der  Verkäufer  hat   das   Objekt   zurückzu- 
geben.   Das  gleiche  wohlbegründete  Interesse  an  Minder- 
jährigen ist  auch  durch  die  Bestimmung  wahrgenommen,. 
dass  nach  des  Vaters  Tode  ein  minderjähriger  Sohn  nicht 
nur  sein  Kindestheil,  sondern  darüber  hinaus  noch  den 
ungefähren  Betrag  der  tirchatu  erhalten  soll,   die  er  bei 
seiner  spätem  Verheirathung  zu  erlegen  hat.    Wenn  ein 
Vater  mit  Hinterlassung  von  Söhnen  aus  verschiedenen 
Ehen  stirbt,  so  muss  das  Erbe  nicht  nach  der  Zahl  der 
Mütter,   sondern   nach  der  Kopfzahl  der  Kinder  getheilt 
werden ;  dagegen  die  scheriqtu,  die  jede  Frau  in  die  Ehe 
gebracht  hat,  geht  nur  an  ihre  eigenen  Söhne  über.     Ein 
etwa  anderthalb  Jahrtausende  jüngeres  Gesetz  bestimmt 
freOich,  dass  die  Kinder  aus  erster  Ehe  zwei  Drittel,  die 
aus  zweiter  Ehe  ein  Drittel  des  väterlichen  Gutes  erhal- 
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ten.  Es  ist  charakteristisch,  dass  in  sp&terer  Zeit  den 
Sprossen  der  ersten  Ehe  ein  erhebliches  Vorrecht  vor 
denen  der  nachfolgenden  Ehe  eingeräumt  wird,  wahr- 
scheinlich im  Zusammenhang  damit,  dass  inzwischen  die 
Werthsch&tzung  der  Einehe  mit  Kindersegen  gesti^en  war. 
Falls  der  Ehemann  die  Kinder  einer  Konkubine  als  ehe- 
liche mit  der  Erklärung  anerkannt  hat:  ihr  seid  meine 
Kinder,  so  sind  sie  in  erbrechtlicher  Beziehung  den  Eandem 
der  Hauptfrau  gleichgestellt,  nur  dass  der  Sohn  derselben 
die  Theilung  vollziehen  und  sich  seinen  eigenen  Antheil 
auswählen  darf.  Hat  hingegen  jene  Erklärung  nicht 
stattgefunden,  so  besitzen  die  Kinder  der  Magd  keinen 
Erbanspruch. 

Die  sehr  einlässlichen  Bestimmungen  des  C!od.  Harn. 
über  die  Adoption  fremder  Kinder  werden 
hier  übergangen,  da  sie  auf  das  israelitische  Recht  nicht 
eingewirkt  und  im  israelitischen  Herkommen  keine  Ana- 
logie haben. 

Dagegen  muss  eine  Institution  erwähnt  werden,  welche 
ein  eigenartiges  Licht  oder  vielmehr  einen  tiefen  Schatten 
auf  die  babylonische  Auffassung  des  Geschlechtsverhält- 
nisses wirft,  die  H  i  e  r  o  d  u  1  i  e,  d.  h.  die  Weihung  weib- 
licher Personen  an  die  Gottheit.  Was  Herodot  (I  199) 
v(m  der  Pflicht  der  Preisgebung  jedes  babylonischen 
Mädchens  zu  Ehren  einer  Gottheit  erzählt,  beruht  zwar 
sicher  auf  verleumderischer  Uebertreibung;  aber  als  That* 
suche,  die  gerade  der  Cod.  Ham.  in  vielen  Bestinmiungen 
erhärtet,  steht  fest,  dass  recht  oft  ein  Vater  seine  Toch- 
ter einem  Tempel  übergab,  wo  sie  als  qadischtu  oder 
harimtu,  also  entweder  als  Tempeldime,  oder  unberührt 
<loui  Marduk  oder  der  Ischtar  oder  einer  andern  Gottheit 
diiuite.    Ein  sittlicher  Wiederspruch  gegen  diese  Einrieb- 
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tuQg  wird  nirgends  in  Babel  laut;  im  Gegentheil  geniessen 
diese   Hierodulen   augenscheinlich   eine   gewisse  Werth- 
Schätzung  und  werden  in  ihren  Vermögens-  und  Erbrecht- 
lichen Beziehungen  vom  Gesetzgeber   kräftig  geschätzt. 
Es  heisst  doch  sehr  mild  urtheilen,  wenn  die  sonst  vor- 
treffliche Darstellung  von  Kohler  u.  Peiser  (a.  a.  O.  S.  142) 
hierüber  bemerkt:    <Wir  werden  in  der  Hierodulie  eine 
Anei^ennung   der    menschlichen   Sinnesnatur   und   eine 
gewisse  Weihe  der  in  der  Menschheit  waltenden  natür- 
lichen Kräfte  erblicken  können,  die  allerdings  uns  wider- 
strebt,  aber  nur  darum,   weil  wir  im  Kult  der  Gottheit 
etwas  absolut  Reines  und  Sittliches  erblicken,  während 
im  Alterthum   noch   die  Verehrung  der  Natur  und   der 
Naturkräfte   eine  bedeutsame    Rolle  spielte,   und  dahin 
geborte  vor  Allem  auch  die  Verehrung  der  in  der  ganzen 
Lebewelt   und  auch  im  Menschen  waltenden   sinnlichen 
Zeugungskraft.   Widersteht  uns  dieser  Gedanke,  so  müssen 
wir  auf  der  andern  Seite  in  der  Hierodulie   ein   höchst 
modernes  Bestreben  erkennen,  die  sexuelle  Frage  durch 
eine  Regelung  ausserehelicher  Geschlechtlichkeit  zu  lösen, 
ein  Problem,  dem  auch  die  heutige  Welt  gegenübersteht . 
Dabei   haben  wir  die  Weltstadt   mit  ihren   Ungeheuern 
Reizen,  ihren  Verführungen  und  ihrer  künstlerischen  Aus- 
gelassenheit in  Betracht  zu  ziehen,   was   alles  mit  dem 
hochentwickelten  Kulturleben  untrennbar  verbunden  ist.» 
Hieran  ist  gewiss  Vieles  richtig,  aber  der  faule  Kern  der 
Sache  nicht  scharf  genug  getroffen:  die  religiös  gefärbte 
Kanonisirung  des  Naturtriebs,   der,  wenn   nicht  sittlich 
gezügelt,  auch  vor  den  wildesten  Entartungen   nicht  ge- 
schützt ist  und  zu  den   bedenklichsten   physischen   und 
sittlichen  Schädigungen,  ja  zur  Degeneration  des  ganzen 
Volksthums   ausschlug.    Der    babylonische   Gottesglaube 
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krankt  eben  infolge  seines  naturbaften  Ursprungs  an  der 
geschlechtlichen  Spaltung  des  Gröttlichen,  die  verhängniss- 
voll  auf  das  gesammte  religiös-sittliche  und  kultische  Leben 
eingewirkt  hat  Auch  in  Israel  fand  die  kultische  Pro- 
stitution Eingang,  aber  doch  nur  auf  dem  Wege  heidnischer 
Ansteckung  und  in  schroffem  Widerspruch  zum  Glauben 
an  Jahve,  dem  Gott,  in  dem  keine  Spur  von  geschlecht- 
licher Differenzirung  wahrnehmbar  ist,  daher  auch  trotz 
des  lauten  Protestes,  den  Prophetie  und  Thora  gegen 
dies  mit  dem  Nimbus  der  Frömmigkeit  bekleidete  Un- 
wesen erhoben. 

Folgendes  sind  somit  die  Grundzüge  des  ba- 
bylonischen  Fherechts. 

Die  Ehe  ist  ein  Eigenthumsverh&ltniss,  mit  dem 
Zweck,  Nachkommenschaft  zu  erzielen,  der  unter  Um- 
ständen die  Mehrehe  erfordert.  Der  bestimmende  Faktor 
ist  der  Mann;  das  Recht  der  Frau  ist  zwar  bis  zu  einem 
gewissen  Grade  wahrgenommen,  aber  weder  bei  der 
Schliessung,  nodi  bei  der  Führung,  noch  bei  der  Scheidung 
dem  des  Mannes  gleichgewerthet.  Der  Mann  hat  für  den 
Geschlechtsverkehr  ziemlich  freie  Hand,  wofern  er  kein 
fremdes  Eherecht  verletzt,  während  die  Frau  nur  als 
Tempeid  ime  ausserehelich  verkehren  darf.  Gewisse  Ver- 
wandtschaftsgrade schliessen  von  ehelicher  oder  zufäUiger 
Geschlechtsgemeinschaft  aus.  Das  Erbrecht  enthält  schüt- 
zende Bestimmungen  zu  Gunsten  der  Frau  und  der  von 
ihr  geborenen  Kinder. 

Nun  darf  aber  nicht  übersehen  werden,   dass  auch 
in  Babylonien  Recht  und  Sitte   keineswegs  in   eins  zu 
sammenfielen,  dass  vielmehr  im  Rahmen  des  Rechts  eine 
gemüthvoUere  Behandlung  der  Ehe  sich  entfaltet  haben 
kann  und  wird,  als  welche  die  trockenen  Paragraphen  des 
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Cod.  Hain,  es  vermuthen  lassen.  Andeutungen  in  dieser 
Richtung  fehlen  sogar  hier  nicht  ganz;  es  ist  z.  B.  die  Rede 
davon,  dass  eine  Frau  «den  Mann  ihres  Herzens >  hei- 
rathen  darf,  dass  ein  Mann  der  unheilbar  kranken  Gattin 
Schonung,  Obdach  und  Unterhalt,  so  lange  sie  nicht 
selbst  darauf  verzichtet,  schuldig  ist,  und  dass  er  die 
Kinderlose  nicht  hinter  die  glücklichere  Nebenfrau  zurück- 
setzen darf.  Vielleicht,  wenn  uns  die  altbabylonische 
Litteratur  in  noch  grösserem  Umfange  erschlossen  sein 
wird,  ergibt  sich  aus  der  Lyrik,  die  vermuthlich  in  ihr 
nicht  fehlt,  ein  viel  farbigeres  Bild  der  Beziehungen  zwi- 
schen Mann  und  Weib,  so  gut  wie  unser  bürgerliches 
Gesetzbuch  im  Vergleich  mit  den  Blüthen  der  deutschen 
Liebeslyrik  auch  nur  einen  höchst  mangelhaften  Einbhck 
in  die  Wirklichkeit  des  deutschen  Ehestandes  gewähren 
kann. 

Die  Grundzüge  der  altarabischen  Ehe  sind 
hievon  nicht  wesentlich  verschieden'),  und  auch  der  Islam 
hat  tief  einschneidende  Aenderungen  nicht  gebracht. 
Auch  hier  verfügen  die  nächsten  männlichen  Angehörigen 
über  das  heirathsfähige  Mädchen,  auch  hier  kommt  der 
Freier  durch  Erlegung  eines  Brautgeldes  (mahr)  in  ihren 
Besitz;  auch  hier  ist  die  Rede  von  einem  Geschenk  des 
Bräutigams  an  die  Braut  (^adaq),  entsprechend  dem  baby- 
lonischen nudunu ;  nur  wird  hier  der  mahr  schon  frühe  statt 
dem  wali,  der  über  die  Braut  verfügt,  dieser  selbst  zuge- 
wendet.   Bei  den  Arabern,  die  grosse  Stücke  auf  Rein- 


')  Hiezu  vgl.  die  interessante  Abhandlung  von  W  e  11  - 
hausen:  Die  Ehe  bei  den  Arabern  in  den  «Berich- 
ten von  der  Kgl.  Gesellschaft  der  Wissenschaften  an  der 
Georg- Augusts-Universität  zu  Göttingen»  1803,  S.  481--481. 
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heit  des  Blutes  halten,  wird  die  Heirath  mit  dem  Ge- 
schlechtsverwandten derjenigen  mit  dem  Geschlechts- 
oder gar  Yolksfremden  weit  vorgezogen,  aber  doch  die 
nächsten  Verwandtschaftsgrade  von  der  Eheffthigkeit  aus- 
geschlossen, übrigens  mit  anderer  Abgrenzung  der  ver- 
botenen Grade,  als  im  Cod.  Ham.  und  in  der  Thora  Is- 
raels. Sobald  die  Ehe  geschlossen  ist,  gilt  die  Frau  als 
unantastbarer  Besitz  des  Mannes  (harim);  Monogamie 
wird  nicht  gefordert,  der  Mann  kann  in  der  vorislamiscben 
Zeit  beliebig  viele  Frauen  oder  Konkubinen  sich  beige- 
sellen, und  ihm  allein  steht  das  Recht  zu,  die  Ehe  auf- 
zulösen ;  ergreift  aber  er,  nicht  die  Verwandten  der  Frau, 
die  Initiative  dazu,  so  sind  diese  nicht  zur  Zurückgabe 
des  mahr  verpflichtet.  Ihnen  liegt  im  Allgemeinen  der 
Schutz  ihrer  Angehörigen  gegen  schlechte  Behandlung 
von  Seiten  ihres  Mannes  und  die  Versorgung  ihrer  Witt- 
wen  ob;  denn  auch  als  Ehefrau  bleibt  das  Weib  dem 
eignen  Geschlecht,  nicht  dem  des  Mannes  einverleibt  und 
hat  daran  einen  um  so  stärkern  Rückhalt,  wenn  auch 
ihr  Gatte  derselben  gens  angehört,  mithin  auf  das  Urtbeil 
der  gemeinsamen  Geschlechtsverwandten  zu  achten  hat. 
Die  Scheidung  wird  höchst  summarisch  dadurch  vollzogen, 
dass  der  Mann  gegen  die  Frau  dreimal  die  Formel  aus- 
spricht: anti  taliqun,  du  bist  entlassen;  oder  durch  den 
tsihär,  d.  h.  die  Formel :  du  bist  mir  wie  der  Rücken 
meiner  Mutter!  Die  Geschiedene  darf  zu  ihrem  ersten 
Mann  nicht  zurückkehren,  wenn  sie  sich  nicht  inzwischen 
anderweitig  verheirathet  hat  und  von  dem  spätem  Gatten 
wieder  entlassen  worden  ist  —  genau  das  Gegentheil  von 
dem,  was  Deut.  24,  1—4  u.  Jeremja  3,  1  vorschreiben. 
Starb  der  Mann,  so  galt  die  hinterlassene  Frau  als  Besitz- 
stück  neben  allem  Andern  und  fiel  seinen  Erben  anheim, 
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eine  Härte,  die  sp&ter  der  Islam  gemildert  hat.  Was  die 
Kinder  anbetrifft,  so  standen  merkwürdiger  Weise  die 
Töchter  so  wenig  hoch  im  Preis,  dass  bis  auf  Muhammed, 
der  diese  Grausamkeit  verpönte,  die  Väter  sich  ihrer  sehr 
oft  durch  Tödtung  entledigten,  da  Vater  einer  Tochter  zu 
sein  für  Schande  galt. 

Eine  ältere  Eheform,  wahrscheinlich  aus  Kriegsge- 
fangenschaft hervorgegangen,  war  bei  den  Arabern  die 
R  a  u  b  e  h  e,  die  indessen  nachträglich  nicht  selten  durch 
Erlegungdes Brautgeldes  legitimirt  wurde.  Das  altsemitische 
Heidenthum  kannte  freilich  noch  schlimmere  Entartungen 
der  geschlechtUchen  Gemeinschaft  z.  B.  die  Polyandrie, 
bei  der  ein  Dutzend  Männer  zusammen  eine  Frau  be- 
sassen,  die  dann  zu  bestimmen  hatte,  wem  von  ihnen  ein 
von  ihr  geborenes  Kind  angehöre;  oder,  wenn  Männer 
sich  untereinander  < verbrüderten»,  so  behandelten  sie 
ihre  Weiber  und  Kinder  als  gemeinschaftlichen  Besitz. 
Manchmal  verkehrten  auch  die  Männer  eines  Stam- 
mes unterschiedslos  mit  den  Frauen  desselben  Stammes, 
wo  denn  ein  eigens  dazu  bestellter  SpQrer  (qäiQ  bei  den 
Geburten  die  Vaterschaft  zu  ermitteln  hatte.  Am  bedenk- 
lichsten erscheint  die  von  dem  Propheten  mit  der  heuch- 
lerischen Bemäntelung,  es  handle  sich  dabei  um  eine  Art 
von  Heirath,  ertheilte  Erlaubniss,  sich  auf  ein  paar  Tage 
Weiber  um  Geld  zu  miethen.  Die  Araber  bestritten  zwar 
später  die  Zulässigkeit  dieser  Einrichtung  (der  mut^a);  im 
Schwange  aber  ist  sie  doch  gegangen  und  hat  in  dem 
modernen  Prostitutionswesen  ihre  würdige  Fortsetzung 
gefunden.  Nicht  als  Ehe,  sondern  als  freies  Liebesver- 
hältniss  ist  es  anzusehen,  wenn  vornehme  und  begüterte 
Frauen  ohne  männliche  Vormundschaft  nach  Belieben 
dauerhafte  oder  flüchtige  Verbindungen  mit  Männern,  oft 
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stammfremden,  unterhielten,  die  nur  auf  Besuch  bei  ihnen 
erschienen  und,  sobald  es  jenen  beliebte,  nicht  mehr 
empfangen  wurden.  Entstammten  solchen  Verhältnissen 
Kinder,  so  wurden  sie  zur  gens  der  Mutter  gerechnet 
Aus  diesen  und  einigen  andern  Spuren  schliesst  Well- 
hausen,  dass  auch  in  Arabien  die  <  Metrarchie  >,  das 
Mutterrecht,  vor  oder  neben  der  Patrarchie  herrschte  und 
erst  allmfthlig  dieser  weichen  musste. 

Sehr  Vieles  im  altarabischen  Eherecht  und  -brauch 
war  also  äusserst  reformbedürftig,  als  der  Islam  in  die 
Geschichte  eintrat,  und  man  muss  ihm  die  Gerechtigkeit 
widerfohren  lassen,  dass  er  in  der  That  einige  der  bedenk- 
lichsten Uebelstände  beseitigte,  während  er  freilich  andern 
zu  tief  eingewurzelten  gegenüber  sich  ohnmächtig  erwie;^ 
—  und  das  nicht  nur  deswegen,  weil  Muhammed  seihst 
dem  starksinnlichen  Hang  des  Semiten  erlag.  Im  Ganzen 
ist  das  babylonische  Eherecht  nicht  nur  kasuistisch  reicher 
ausgebildet,  sondern  es  bezeichnet  eine  höhere  Kultur- 
stufe und  steht  inhaltlich  dem  israelitischen  näher. 


Wir  sind  nun  in  Stand  gesetzt,  auf  dem  Hintergrund 
einer  viel  altern  Rechtsbildung  —  der  Cod.  Harn.  Megt 
etwa  8  Jahrhunderte  vor  der  mosaischen  Zeit  —  die  Be- 
stimmungen des  israelitischen  Gesetzes  über  die  Ehe  rich- 
tiger zu  deuten  und  zu  würdigen,  als  wenn  wir  sie  in 
unmittelbare  Beziehung  zur  Religion  Israels  brächten. 
Was  zunächst  in  die  Augen  fällt,  sind  unverkennbare 
Züge  der  Verwandtschaft.  Hier  wie  dort  ist  die  Ehe 
eine  Angelegenheit,  die  in  erster  Linie  die  Familien,  nicht 
die  Nupturienten  angeht  und  von  den  Familienhäuptem 
durch  eine  Art  von  Kaufvertrag  geregelt  wird.    Hier  wie 
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dort  steht  die  Gewinnung  einer  neuen  Arbeitskraft  fQr 
die  Familie  des  Mannes  und  die  Sicherung  ihres  Fortbe- 
standes durch  Kindersegen  im  Vordergrund  des  Interesses. 
An  beiden  Orten  ist  das  Recht  des  Mannes  viel  durch- 
greifender, als  das  des  Weibes  wahrgenommen  und  handelt 
438  sich  um  Eingliederung  der  Frau,  oder  wenigstens  ihrer 
Kinder,  in  die  Sippe  des  Mannes,  nicht  imigekehrt  um 
Aufnahme  des  Mannes  in  die  gens  der  Frau. 

Zweifel  können  darüber  bestehen,  ob  nicht  vor  der 
Entstehung  des  Volkes  Israel  in  einzelnen  Stämmen 
desselben  der  Matriarchat  galt,  bei  dem  für  die  Zu- 
gehörigkeit der  Kinder  nur  die  Familie  der  Mutter  in 
Betracht  kam.  Darauf  scheint  hinzudeuten,  dass  in  der 
ältesten  Zeit  Ehen  zwischen  Halbgeschwistern  unter  kein 
Verbot  fielen,  wofern  sie  nur  nicht  von  der  gleichen  Mutter 
stammten  (vgl.  Gen.  20,  12),  oder  dass  in  einigen  Fällen 
die  Mutter  dem  Neugebornen  den  Namen  gibt ;  vielleicht 
auch  das  Wort  Gen.  2,  24:  ein  Mann  wird  Vater  und 
Mutter  verlassen  und  seinem  Weibe  anhangen.  Sichere 
Schlüsse  erlauben  diese  Spuren,  was  das  geschichtliche 
Israel  anbetrifft,  nicht,  denn  in  diesem  war  zweifellos  der 
Patriarchat  die  herrschende  Anschauung.  —Keines  zwingen- 
den Beweises  fähig  ist  femer  die  gangbare  Behauptung, 
dass  die  hohe  Werthschätzung  des  Kindersegens  in  Israel 
mit  dem  Ahnenkult  zusammenhange,  indem  beim  Fehlen 
männlicher  Nachkommenschaft  dem  Verstorbenen  etwas 
an  seinem  Wohlsein  abgehe.  War  dieser  Gesichtspunkt 
überhaupt  je  von  Einfluss,  dann  in  Israel  jedenfalls  nur 
unbewusstermassen;  denn  in  allen  Stellen,  aus  denen 
wir  seine  Vorstellungen  über  den  Zustand  der  Gestorbe- 
nen erheben  können,  ist  nichts  davon  zu  entdecken,  dass 
die,  welche  männliche  Nachkommenschaft  hinterlassen, 
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einen  Vorzug  vor  denen  genOssen,  welchen  diese  fehlt; 
vielmehr  sind  die  Todten  gegen  alles  Geschehen  auf  der 
Oberwelt  gänzlich  indifferent  (Hiob  14,  21).  Die  Hoffnung, 
seinen  Namen  unter  den  künftigen  Geschlechtern  auf 
Erden  geehrt  und  angesehen  zu  wissen,  wie  schon  zu 
Lebzeiten  sich  von  wehrhaften  Söhnen  umgeben  zu  sehen, 
erklärt  hinreichend  das  dringende  Verlangen,  nicht  kinder- 
los zu  bleiben,  das  sich  übrigens  viel  stürmischer  bei  den 
Frauen,  als  den  Männern  zeigt  (vgl.  Gen.  19,  31;  äO,  1); 
von  «Schmach  der  Kinderlosigkeit»  ist  nie  bei  diesen, 
sondern  nur  bei  unfruchtbaren  Frauen  die  Rede,  und  gerade 
diese  hätten  ja  nach  ihrem  Tode  keine  besondem  Vor- 
theile  von  Nachkommenschaft  zu  erwarten,  da  sie  für 
den  Todtenkult  überhaupt  nicht,  oder  nur  nebensächlich 
in  Betracht  kommen. 

Dass  ein  junger  Israelit,  sobald  er  das  heirathsfähige 
Alter  erreicht  hat,  zur  Verlobung  und  zur  Eheschliessung- 
schreite,  gilt  als  so  selbstverständlich,  dass  wir  so  zu  sagen 
von  keinen  Junggesellen  hören;  wenn  dem  Propheten 
Jeremja  die  Ehe  göttlich  verwehrt  wird  (16,  1.  2),  so  er- 
klärt sich  dies  aus  der  Noth  der  Zeit  und  gehört  zum  Mar- 
tyrium seines  Prophetenberufs.  Andere  Propheten,  die 
in  weniger  harten  Zeiten  lebten,  waren  verheirathet:  Hosea^ 
Jesaja,  Hesekiel,  und  auch  diejenigen  Personen  mann- 
liehen  und  weiblichen  Geschlechtes,  welche  in  ein  eigen- 
artiges Verhältniss  zur  Gottheit  traten:  Nasire,  Tempel - 
diener  und  -Dienerinnen  scheuten  keineswegs  vor  der 
Ehe  zurück.  Dass  der  ehelose  Stand  religiös  und  sittlich 
höher  zu  bewerthen  sei,  als  der  eheliche  —  von  dieser 
krankhaft  asketischen  Meinung  oder  hierarchisch  ausge- 
sonnenen Berechnung  findet  sich  im  ganzen  Alten  Tes- 
tament keine  Spur;   ebenso  wenig  wie  von  der  hochmo- 
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demen  Abneigung  gegen  die  Ehe,  die  dem  Begehren  nach 
einem  bequemen  und  sorglosen  Leben  oder  noch  schlim- 
mem Beweggründen  entspringt.  Hier  waltet  vielmehr 
durchaus  die  Freude  an  reicher  Lebensentfaltung  und  das 
gesunde  Urtheil,  dass  zu  einem  voUstAndigen  Menschen- 
leben die  Ehe  mit  all  den  bedeutsamen  Beziehungen  ge- 
hört, die  sie  begründet. 

Ueber  die  untere  Grenze  der  Ehemündigkeit  ist  nichts 
bestimmt ;  doch  berechtigt  der  spätere  Brauch  und  mehr 
als  eine  Folgerung  aus  der  Chronologie  des  Königbuchs 
zu  der  Annahme,  dass  sie  bei  der  geschlechtlichen  Früh- 
reife der  Orientalen  viel  tiefer  als  bei  den  Völkern  des 
Westens  angesetzt  wurde.  Die  Rabbinen  meinten,  dass 
für  den  Mann  13  Jahre  und  1  Tag,  für  die  Frau  12  Jahre 
und  1  Tag,  oder  doch,  dass  für  jenen  18  Jahre  erforder- 
lich seien.^)  Die  Möglichkeit  der  Eheschliessung  hing 
von  der  sozialen  Stellung  und  den  Vermögensverhältnissen 
der  Familie  des  jungen  Mannes  ab.  Im  Allgemeinen  liebte 
man  es,  innerhalb  der  Verwandtschaft  zu  bleiben;  der 
Vetter  wurde  dem  Stammfremden  vorgezogen;  «es  ist 
besser,  ich  gebe  sie  dir,  als  einem  Andern»,  sagt  Laban 
(Gen.  29,  19)  von  seiner  Tochter  Rachel  zu  Jakob.  Denn 
nur  auf  diese  Weise  blieb  die  Reinheit  des  Blutes  ge- 
sichert und  gewann  das  Geschlecht  eine  Stärkung,  während 
bei  Hingabe  des  Mädchens  an  einen  Stammfremden  es 
selbst  seiner  Sippe  verloren  ging  und  auch  weniger  leicht 
gegen  allfällige  Unbilden  geschützt  werden  konnte,  die 


')  Ich  selbst  sah  iu  einem  Spital  in  Jerusalem  ein  14- 
jähriges  Mädchen  aus  dem  Ostjordangebiet,  das  seit  4  Jahren 
verheirathet  war,  aber  freilich  auch  einer  abgelebten  40jährigeH 
glich.  Ruth,  die  junge  Wittwe,  wird  noch  na'arah,  Mädchen, 
genannt. 
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es  in  der  Ehe  zu  erleiden   bekam.     Hier  zeigt  sich  ein 
durchgreifender  Unterschied  zwischen  babylonischer  und 
israelitischer   Anschauung.      In   dem  Völkergemisch    des 
babylonischen  Reichs  konnte  von  Reinhaltung  des  Blutes 
nicht  die  Rede  sein;   mehrere   Bestimmungen   des   Cod. 
Harn,  beziehen  sich  auf  Ehen  mit  UnebenbQrtigen,  aber 
keine  einzige  auf  national  gemischte  Ehen.     Dagegen  in 
Israel  wurden  schon  Ehen  zwischen  stammfremden  Volks- 
genossen nicht  gern  gesehen   und,  handelte  es  sich  um 
eine  sog.  Erbtochter,   geradezu   verpönt;   es  sollte  unter 
keinen  Umständen  der  Familienbesitz    dem   eignen   Ge- 
schlecht entfremdet  werden.   Gewiss  war  diese  Anschau- 
ung in  der  alten  Zeit,  als  die  Stammverfassung  noch  keine 
Lockerung  durch  die  zentralisirende  Tendenz  des  Staates 
erlitten   hatte,    viel    massgebender    als    später,    wo    die 
Grenzen  zwischen  den  Geschlechtern  und  den  Stämmen 
sich  verwischten   und   die   Interessengemeinschaft   nicht 
nur  diese  kleinern  Gruppen,  sondern  mehr  und  mehr  das 
Volksganze  umspannte  und  band.  Der  Levite  Amram  hei- 
rathet  die  Levitin  Jokebed  (Exod.  2,  1),  ja  noch  der  Aaro- 
nide  Zacharias  die  Aaronidin  Elisabeth  (Luk.  1,  5),  aber 
doch  ist  nicht  anzunehmen,  dass  nicht  in  den  Grenzge- 
bieten der  Stämme  auch  über  die  Grenze  hinaus  gehei- 
rathet  wurde.    Es  blieb  auch   dann  noch  die  Kultusge- 
meinschaft unverletzt  und   schien   erst  gefährdet,  wenn 
Israeliten  die  Ehe  mit  Landfremden  eingingen.    Mit  sicht- 
licher  Missbilligung     erzählt     die     Priesterschrift    (Gen. 
26    M)y  dass  Esau    zwei  Hettiterinnen    heirathete,  und 
Rebekka  erklärt,  das  Leben  sei  ihr  verleidet,  wenn  Jakob 
diesem  schlechten   Beispiel   folge.    Abraham  lässt  (Gen. 
24,  2     4)  seinen  Knecht  schwören,  er  wolle  Isaak  keine 
Kanaaniterin  zum  Weibe  nehmen,  und  ebenso  verbietet 
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dieser  seinem  Sohne  (Gen.  28,  1),  eine  aus  den  Töchtern 
Kanaans  zu  heirathen.  Jedoch  ist  eine  strengere  Durch- 
fuhrung dieses  Grundsatzes  für  die  lange  Periode  nicht 
denkbar,  in  der  die  übrig  gebliebene  kanaanftische  mit  der 
israelitischen  Bevölkerung  zusammenschmolz,  wobei  ge- 
rade das  Konnubium  das  wirksamste  Hülfsmittel  war. 
Gibt  ja  die  Ueberlieferung  sogar  dem  Mose  die  Midiani- 
terin  Zippora  und  eine  Kuschitin  zum  Weibe  (Exod.  2, 
21;  Num.  12,  1);  der  Kunsthandwerker  Huram,  den  der 
gleichnamige  König  von  Tyrus  Salomo  zur  Verfügung 
stellte,  hatte  eine  Danitin  zur  Mutter  und  einen  Tyrier 
zum  Vater  (2  Chron.  2,  18;  nach  1  Kön.  7,  14  war  die 
Mutter  aus  dem  Stamme  Naftali);  Simson  heirathete  eine 
Philisterin  (Rieht.  16);  Sabad  und  Josabad,  die  Mörder 
des  Königs  Joas  von  Juda,  stammten  von  einer  Ammo- 
nitin  und  von  einer  Moabitin  (2.  Chron.  24,  26),  und 
Boas,  wie  schon  vor  ihm  der  Judäer  Machion,  wurde  der 
Gatte  der  Moabitin  Ruth  (Ruth.  4,  10).  Unter  einen 
besondern  Gesichtspunkt  sind  die  zahlreichen  Ehen 
israelitischer  Könige  mit  ausländischen  Fürstentöchtern 
zu  stellen;  denn  dabei  handelte  es  sich  um  politische 
Aktionen,  Bekräftigung  von  Bündnissen,  Erlangung  von 
Ilandelsvortheilen,  Erweiterung  der  Hausmacht,  ganz  wie 
schon  im  2.  Jahrtausend  ägyptische  Herrscher  mit  Chetas 
und  andern  vorderasiatischen  Königen  Heirathsverträge 
schlössen.  Bekannt  sind  die  Ehen  Davids,  die  ihn  mit 
den  Kalibbäern  und  den  Dynasten  der  kleinen  Libanon- 
reiche; diejenigen  Salomos,  welche  ihn  mit  Aegypten  und 
den  Nachbarreichen  Judas  verschwägerten;  diejenige 
Ahabs  mit  Isebel,  der  Tochter  des  tyrischen  Königs  It- 
baal,  die  freilich  einen  schweren  Religionskampf  herauf- 
beschwor. 
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Man  wird  annehmen  dürfen,  dass  je  nach  der  Stim- 
mung, welche  die  politischen  Ereignisse  erzeugten,  die 
Ehen  mit  Ausländern  und  Ausländerinnen  milder  oder 
strenger  beurtheilt  wurden,  und  dass  die  gesetzlichen  Be- 
stimmungen hierüber  als  Niederschlag  derselben  zu  gelten 
haben;  hauptsächlich  aber  wenden  sie  sich  gegen  die 
religiösen  Schädigungen,  die  erfahrungsmässig  heidnische 
Mischehen  nach  sich  zogen.  In  Deut.  7,  1  —  4  wird 
mit  dieser  Begründung  das  Konnubium  mit  sieben  kanaa- 
näischen  Völkerschaften  durchaus  verboten,  ähnlich  in 
der  deuteronomisch  gefärbten  Stelle  Exod.  34,  11 — 16; 
dagegen  Deut.  23,  4  schneidet  zuerst  jede  Vermischung 
mit  Ammonitern  und  Moabitern  ab,  erlaubt  jedoch  V. 
8  und  9,  die  Drittkinder  des  Edomiters  und  Aegypters  in 
die  Gemeinde  aufzunehmen,  also  auch  die  Ehe  mit  ihnen 
einzugehen.  Je  tiefer  das  Zehnstämmereich,  später  Juda« 
in  die  starke  Strömung  der  Weltpolitik  hineingerissen 
wurden,  desto  schwieriger  ward  es,  solchen  gesetzlichen 
Bestimmungen  Nachachtung  zu  verschaffen.  Die  Weltreiche 
Assur  und  Babel  erleichterten  die  Verkehrsverhältnisse  und 
begünstigten  die  Völkermischungen ;  das  israelitische  BJut 
im  Exil  oder  unter  den  in  Juda  Zurückgebliebenen  rein  zu 
erhalten,  war  ein  Ding  der  Unmöglichkeit.  Das  in  der  Ge- 
meinde der  Restauration  sehr  starke  Umsichgreifen  der 
Mischehen  mit  all  ihren  Uebelständen  —  verlernten  doch 
die  Kinder  judäischer  Väter  und  heidnischer  Mütter  ihre 
angestammte  Sprache  (Nehemja  13,  23.  24)  ~  rief  nun 
aber  eine  kräftige  Gegenwirkung  hervor.  Der  Prophet  Ma- 
leachi  nennt  die  heidnische  Gattin  mit  scharfem  Tadel 
«Tochter  eines  fremden  Gottes»  und  verkündigt  denen 
das  göttliche  Gericht,  welche  etwa  die  kinderlose  erste,  die 
israelitische,  Gattin,  «deine  Genossin  und  das  Weib  deines 
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Bundes».  TcrslasBcn.  cm  dSe  £n&r>i^  zs  t:h-rli<.^^n,  <>'k  \:  r- 
für  anf  Abrahams  Terfaikren  cJt  Sara  icd  Hasar  l-^nifrr.  i« 
deryiehiidirDiir  <Gotte9sam«fi»  es  erlaxi^en  su^rhie-Mal.  2« 
10—16).  Wie  wenig  die  dectc:r*>D-:«fm'5*"he  F«>rden:nsr  >>b 
diirdizasetzeoTenno^bte.  erbeih  namentlich  aiisden  wit?der- 
holten  Anstrengungen  Esras  und  Nehemjas  in  der  Mitte  dtrs 
5.  Jahrfaondeits,  die  Mkditrhen  zn  TPrhindern  oder  $i>gar 
mittelst  Entlaasong  der  fremden  Frauen  aufzulC><^n.    Km 
Schekanja  erklärt   der  grossen  Volksversammlung  beim 
Tempel,  die  sich  um  f^rm  gescfaaart   hatte:  <Wir  haben 
untreu  an  onserm  Gott  gehandelt,  indem  wir  heidnische 
Weiber  heimführten,   aber  noch  ist  nicht  alle  Hoffnung 
fOr Israel  verloren.  Lasst  ans  mit  unserem  Gott  einen  Bund 
schliessen,  dass  wir  alle  solche  Weiber  und  was  Ton  ihnen 
geboren   ist  wegschaffen,   und  nach   dem  Gesetz  wenle 
gehandelt!>  (Esra  10».    Hier  wirkte    freilich  nicht   mehr 
die    altere  Röcksidit   auf  Reinhaltung   des   Blutes   von 
stammfremder  Beimtschnng,  sondern  die  jQdisch-gesetz- 
liehe  Angst   vor  heidnischer  Infektion.   Esra  nahm  ihnen 
wirklich   einen   Eid    darauf  ab   und   traf  sorgfältig  An> 
stalten  zur  DurdifOhrung  jener  Massregel ;  eine  zur  Unter- 
suchung der  Sache  bestellte  Kommission  machte  die  Ent- 
deckung,  dass  sogar  nicht  wenige  Priester  in  heidnisch 
gemischten  Ehen  lebten.    Von  langer  Wirkung  war  aber 
auch   diese   Säuberung   der  Gemeinde   nicht;    denn    hei 
seiner   zweiten    Statthalterschaft    fand    Nehemja    schon 
wieder   Juden,    die    philistäische ,    ammonitische ,    moa- 
bitische und  andere   fremde  Weiber  genommen  hatten, 
darunter  sogar  den  Enkel  des  Hohenpriesters  Eljaschib, 
der  die  Tochter  eines  Feindes  der  Gemeinde,  Sanballats, 
geheirathet  hatte   und    dafür    von  dem   strenggläubigen 
Manne  aus  der  Stadt  gejagt  ward  (Neh.  13,  23—28). 
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Dies  ist  eines  der  zahlreichen  Beispiele,  die  beweisen, 
•dass  ein  Gesetz  längst  in  göttlichem  Ansehen  stehen 
und  dennoch,  wenn  es  tief  eingewurzelten  Neigungen 
oder  geradezu  sozialen  und  politischen  Noth wendigkeiten 
widersprach,  vernachlässigt  werden  konnte.  Bei  dem 
Schlüsse  von  Nichtbeachtung  auf  Nichtexistenz  sollte 
man  vorsichtiger  sein,  als  es  hie  und  da  der  Fall  war. 

Mit  Bezug  auf  die  Ehefaindernisse  auf  Grund 
von  Verwandtschaft  lässt  sich  ein  Fortschritt  be- 
obachten, der  sich  in  der  Richtung  auf  Verfeinerung  des 
Sensoriums  für  Unzuträglichkeiten  be. wegt.  Von  vorneherein 
leuchtet  nicht  eben  ein,  weshalb  nähere  Verwandtschafts- 
grade die  eheliche  Gemeinschaft  ausschliessen  sollten; 
wie  wir  denn  bei  einer  ganzen  Reibe  hochkultivirter 
Völker  des  Alterthums  Geschwisterehen  in  unangefoch- 
tener Uebung  sehen.  Auch  diejenigen  biblischen  Schrift' 
steller,  welche  die  Menschheit  von  einem  Paare  ab- 
leiten, setzen  solche,  wenigstens  für  ihre  Anfänge,  voraus, 
und  Ehen  zwischen  Halbgeschwistern  mit  ungleicher 
Mutter,  wie  die  Abrahams  mit  Sara,  fielen  in  der  altern 
Zeit  unter  keinen  Tadel;  auch  Thamar  zweifelt  nicht  daran, 
dass  David  sie  ihrem  Halbbruder  Amnon  ohne  Weiteres 
zum  Weibe  gäbe  (2  Sam.  13,  18).  Bei  Rüben  (Gen.  35, 
22)  und  bei  Absalom  (2  Sam.  16,  21.  22)  wird  die  Ehe 
des  Sohnes  mit  den  Nebenweibern  des  Vaters  nicht  als 
Inzest,  sondern  darum  getadelt,  weil  der  Sohn  schon 
zu  Lebzeiten  des  Vaters  den  Anspruch  auf  einen  Besitz 
geltend  machte,  der  ihm  nach  dessen  Tode  von  Rechts- 
wegen zufiel.  Nach  Num.  26,  58  f.  war  Amram,  Moses 
Vater,  ein  Enkel  Levis,  Jokebed,  Moses  Mutter,  die  Tochter 
Levis,  also  die  Tante  ihres  Ehemannes.  Wir  sahen,  dass 
auch  der  Cod.  Ham.  in   den   Sätzen  154—158  die   aller- 
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nächsten  Verwandtschaftsgrade  von  der  ehelichen  Gemein- 
schaft ausschliesst.  Welche  Erwägungen  dazu  führten, 
den  Kreis  der  blutschänderischen  Verbindungen  enger  zu 
umgrenzen,  ist  nitht  leicht  zu  entscheiden.  Es  ist  ge- 
sagt worden,  dass  Friede  und  Zucht  des  häuslichen  Zu- 
sammenlebens höhere  Schranken  aufzurichten  nöthigten, 
oder  dass  die  Gefühle  der  geschwisterlichen  und  der 
weitem  verwandtschaftlichen  Liebe  vor  der  Trübung 
durch  die  so  viel  affektvollere  geschlechtliche  Liebe  zu 
schützen  waren.  Erfahrungen  dieser  Art  mögen  hie  und 
da  mitgewirkt  haben ;  aber  die  Einwendung  liegt  doch 
nahe,  warum  gleichwohl  Jahrhunderte  lang  jene  später 
verpönten  Ehen  unangefochten  blieben,  weil  man  von 
ihnen  keine  Störung  der  Familiensitte  befürchtete.  Ganz 
auszuscheiden  dürfte  der  physiologische  Gesichtspunkt 
sein;  denn  wenn  vorhandene  Defekte  im  physischen 
Familiencharakter  durch  Inzucht  gesteigert  werden,  so 
ist  dies  nicht  weniger  bei  vorhandenen  Vorzügen  der  Fall, 
und  statistische  Erhebungen  mit  darauf  basirten  Schlüssen 
für  dieses  Gebiet  kannte  das  Alterthum  jedenfalls  nicht. 
Tcb  vermuthe,  dass  in  Israel  ein  direkt  religiöses  Motiv 
mit  im  Spiele  war.  Der  Wille  seines  Gesetzgebers  zielte 
nicht  auf  Erhaltung  und  selbstsüchtige  Abschliessung 
der  Familien-  und  Geschlechtsverbände,  sondern  auf 
Gründung  einer  grossen,  durch  mannigfaltige  Interessen 
verbundenen  Volksgemeinschaft,  und  erst  durch  die 
Niederlegung  der  Schranken  zwischen  Familie  und 
Familie,  Geschlecht  und  Geschlecht,  Volk  und  Volk, 
gewann  die  Ehe  ihre  ganze  Bedeutung  eines  zusammen- 
haltenden Kittes  für  die  auseinanderstrebenden  Volks- 
theile,  ja  letztlich  für  die  Verbrüderung  der  Menschheit 
überhaupt. 
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Die  Fluchformeln,  die  laut  Deut.  27,  20—23  vom 
Berge  Ebal  ausgerufen  werden  soUten,  verpönen  die  ge- 
schlechtliche Verbindung  des  Sohnes  mit  seiner  Stief- 
mutter, des  Bruders  mit  seiner  Stiefiscb wester,  gleichviel 
ob  sie  den  Vater  oder  die  Mutter  gemein  haben,  des 
Schwiersohnes  mit  der  Schwiegermutter  —  Vorschriften, 
die  noch  zur  Zeit  Hesekiels  (22,  10.  11)  vielfach  über- 
treten wurden.  Beträchtlich  schärfer  geht  das  Heilig- 
keitsgesetz in  Levit.  18  und  20  vor.  Seine  Kasuistik 
führt  sich  von  Anfang  an  als  Protest  gegen  ägyptische 
und  kanaanäische  Greuel  ein.  Nach  einem  allgemeinen 
Verbot  der  Verbindung  mit  nahen  Blutsverwandten 
werden  als  einzelne  Fälle  aufgeführt:  Vater  und  Tochter, 
Mutter  und  Sohn,  Sohn  und  Stiefmutter,  Bruder 
und  Stiefschwester  (gleichviel  ob  väterlicher«  oder  mütter- 
licherseits verschwistert),  Grossvater  und  Enkelin,  Neffe 
und  Tante  (sei  diese  des  Vaters  oder  der  Mutter  Schwester 
oder  das  Weib  des  Bruders  des  Vaters),  Schwiegervater 
und  Schwiegertochter,  Schwiegermutter  und  Schwieger- 
sohn, Schwager  und  Schwägerin.  Verboten  ist  femer 
dem  Manne  geschlechtUcher  Umgang  mit  einem  Weibe 
und  ihrer  Tochter  oder  Enkelin  zugleich,  untersagt 
die  Ehe  mit  einem  Weibe  und  ihrer  Schwester  zu- 
gleich, während  jene  noch  lebt.*)  Die  Ehe  zwischen  VoUge- 
schwistem  ist  nicht  besonders  erwähnt,  weil  sie  von 
vorneherein  als  blutschänderisch  galt. 

Im  Widerspruch  zum  Verbot  der  Ehe  des  Schwagers 
mit  der  Schwägerin  (Levit.  18,   16;  20,  21)  steht  das  In- 


^)  Der  bis  in  die  neueste  Zeit  festgehaltene  Widerspruch 
des  englischen  Oberhauses  gegen  the  wife  sister*s  bill  war 
wegen  des  Zusatzes  bechajjeha  «so  lange  sie  lebt»  (in  Levit. 
18,  18)  unberechtigt. 
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stitut  der  Leviratsehe,  worüber  Deut.  25,  5 — 10  be- 
stimmt: Wem)  Brüder  beieinander  (auf  dem  gemein- 
samen Grund  und  Boden  ihres  Geschlechtes)  wohnen 
und  einer  von  ihnen  stirbt  ohne  Sohn,  so  darf  die  Wittwe 
nicht  einen  Stammfremden  zum  Gatten  wählen,  sondern 
ihr  Schwager  ist  moralisch  verpflichtet  (ob  er  schon  ver- 
faeirathet  sei  oder  nicht,  kommt  dabei  nicht  in  Betracht), 
sie  zum  Weibe  zu  nehmen,  und  der  erste  Sohn,  den 
sie  aus  dieser  Ehe  gebiert,  soll  auf  den  Namen  des  ver- 
storbenen Bruders  zu  stehen  kommen,  also  nach  ihm  be- 
nannt werden  (Sohn  des  N.  N.  heissen),  damit  dessen 
Name  «nicht  aus  Israel  ausgelöscht  werde>.  Hier  ist  also 
der  Fortbestand  des  Namens  als  Zweck  der  Veranstal- 
tung ins  Auge  gefasst  und  keinerlei  Rücksicht  auf  den 
Kult  des  Verstorbenen  angedeutet.  Als  schlechtweg 
bindend  ist  ausserdem  die  Verpflichtung  nicht  gedacht, 
denn  der  überlebende  Bruder  kann  sich  der  Ehe  mit 
der  Schwägerin  weigern,  wenn  er  es  auf  eine  öffentliche 
Beschimpfung  durch  sie  ankommen  lassen  will,  «weil 
er  seines  Bruders  Haus  nicht  erbauen»,  ihm  nicht  zu 
einem  Sohne  helfen  wollte.  Die  Leviratspflicht,  wie  sie 
im  Buche  Ruth  verstanden  wird,  scheint  es  nicht  nur 
auf  Erzielung  von  männUcher  Nachkommenschaft  für  den 
Verstorbenen,  sondern  auch  auf  die  Rückführung  seines 
aus  irgend  einem  Grunde  veräusserten  Landstückes  in 
den  Besitz  der  Familie  abzusehen.  Im  höhern  Alterthum 
wurde  die  Leviratspflicht  strenger  genommen,  als  die 
deuteronomische  Satzung  sie  fasst,  auf  die  bereits  das 
Bedenken  gegen  die  Ehe  in  nahem  Verwandtschaftsgrade 
mildernd  eingewirkt  haben  mag;  wenigstens  ist  aus  Gen. 
28  zu  ersehen,  dass  nicht  nur  der  überlebende  Bruder 
bloss  unter  Gefahr  eines  göttlichen  Gerichts  sich  ihr  ent- 
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ziehen  konnte,  sondern  sogar  der  Vater  des  Verstor- 
benen,  Juda,  erklärt,  dass  seine  Schwiegertochter,  die  ihn 
durch  eine  List  zu  geschlechtlichem  Verkehr  bewog,  ge- 
rechter sei  als  er,  nachdem  er  ihr  seinen  letzten  Sohn 
verweigert  hatt«.  Wie  nun  das  ausdrückliche  Verbot  des 
Leviticus  mit  der  Leviratsehe  zu  vereinbaren  sei,  ist  um 
so  schwieriger  zu  bestimmen,  als  Levit.  20,  21  die 
Schwagerehe  geradezu  mit  Kinderlosigkeit  bedroht,  wo- 
mit ihr  einziger  Zweck  vereitelt  würde.  Die  jüngere  Fest- 
stellung, die  des  Heiligkeitsgesetzes,  kann  daher  rühren, 
dass  zur  Zeit  ihrer  Entstehung  die  Festigkeit  der  Fa- 
milienverbände schon  gelockert  war,  somit  auf  die  Er- 
haltung jedes  einzelnen  Zweiges  nicht  mehr  so  viel 
Werth  wie  vor  Alters  gelegt,  vielmehr  die  Scheu  vor 
Blutschande  zum  durchschlagenden  Motive  wanL  Wenn 
in  vorisraelitischer  Zeit  die  Rücksicht  auf  den  Todtenkult 
noch  irgendwie  mitwirkte,  so  war  dieselbe  später  gftnz- 
lich  verblasst;  es  führt  eine  erkennbare  Linie  in  der 
Richtung  auf  Verschärfung  des  Ehehindernisses  aus  Ver- 
wandtschaft  von  Gen.  38  über  das  Deuteronom  zur 
Priesterschrift. 

Nach  dieser  Erörterung  über  die  Schranken  der 
Ehefreiheit  ist  der  Weg  zur  Darstellung  des  Abschlusses, 
der  Führung  und  der  Scheidung  der  israelitischen 
Ehe  gebahnt. 

Das  WcvSentliche  bei  der  Eh  eschliessung  ist 
die  Vereinbarung  des  Freiers  oder  seiner  Angehörigen 
mit  dem  Vater  oder  den  Brüdern  des  Mädchens  Ober 
den  Mohär,  den  Kaufpreis,  den  er  ihrer  Familie  zu  ent- 
richten hat.  Die  Uebersetzung :  Morgengabe,  als  han- 
delte  es   sich   um  ein  Geschenk  des  Bräutigams  an   die 
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Braut,  ist  falsch  und  irreführend  0 ;  der  Mohär  entspricht 
ja  genau  der  tirchatu  des  Cod.  Harn,  und  dem  Mahr,  der 
noch  jetzt  bei  den  Beduinen  der  Familie  der  Braut  er- 
legt werden  muss.  Eine  andere  Frage  ist,  ob  etwa  der 
Vater  derselben  aus  freien  Stücken  den  Mahlschatz  seiner 
Tochter  als  eine  Art  Mitgift  tiberlässt.  Verpflichtet  ist 
er  dazu  in  keiner  Weise;  jedoch  pflegten  vermögende 
Väter  ihren  Töchtern  etwas  mitzugeben,  was  der  baby- 
lonischen scheriqtu  entspricht  und  in  festlichen  Kleidern, 
Schmucksachen  oder  sogar  in  Sklavinnen  bestand,  in 
einem  erwähnten  Falle  (Jos.  15,  16  f.)  in  Quellen  im  Süd- 
lande; aber  gerade  die  Art,  wie  Aksa,  Kalebs  Tochter, 
diese  von  ihrem  Vater  erbittet,  zeigt,  dass  solch  ein  Ge- 
schenk (berakah)  nur  als  freiwillige  Leistung  aufgefasst 
wurde.  Natürlich  waren  auch  Geschenke  des  Bräutigams 
an  die  Braut  nicht  verwehrt,  aber  von  keinem  Ehever- 
trag ausbedungen.  Mitgiftjäger  kamen  demnach  hier  nur 
insofern  auf  ihre  Rechnung,  als  es  immerhin  wünschens- 
werth  erschien,  sich  mit  einer  angesehenen  oder  be- 
güterten Familie  zu  verschwägern,  nur  musste  man  sich 
diesen  Vorzug  auch  etwas  Erkleckliches  kosten  lassen;  denn 
nicht  nur  nach  der  Schönheit  oder  der  häuslichen  Tüch- 
tigkeit der  Braut,  sondern  auch  nach  der  sozialen  Stellung 
ihrer  Familie  wurde  der  Mohär  bemessen.  Wie  viel  er 
betrug,  stand  nicht  fest,  sondern  bewegte  sich  je  nach 
den  Verhältnissen  in  einem  weitern  Spielraum.  Laut 
Deut.  22,   29   hat   der   Verführer  einer  Jungfrau   ihrem 


')  Die  revidirte  lutherische  Uebersetzung  hat  sie  beibe- 
halten und  gibt  z.  B.  Exod.  22,  15  ganz  unrichtig  mit:  Wenn 
jemand  eine  un verlobte  Jungfrau  verführt,  «so  soll  er  ihr 
geben  ihre  Morgengabe  und  sie  zum  Weibe  haben.»  anstatt: 
«so  soll  er  sie  sich  um  einen  Mohär  zum  Weibe  erkaufen». 
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Vater  50   Silbersekel    zu   entrichten ,    was    als   mitüere 
Schätzung    gelten    mag.     Eine    entsprechende    Leistung 
konnten  aber  auch  Dienste  sein;   Jakob   besorgt  Labans 
üerden  je  sieben  Jahre  lang  um  Lea  und  Rachel,  Othniel 
gewinnt  sich  mit  der  Eroberung  von  Kiriat-Sefer  die  Tochter 
Ealebs,   David  kämpft  im  Auftrage  Sauls  gegen  die  Phi- 
lister,  um  seine  Töchter  Merab  und  Mikal  zu    erlangen. 
War  der.  Mohär  bezahlt,  so  galt  die  Verlobung  al> 
perfekt  und  die  Ehe   fOr  so  gut,  wie  geschlossen.    Das 
Attentat  auf  die  Ehre  einer  Verlobten  wird  ebenso  streng 
wie  der  Ehebruch  geahndet,  während  die  Entehrung  einer 
Unverlobten  nur  als  Eligenthumsvergehen  angesehen  und 
mit  einer  Entschädigung  ah  ihre  Familie  gesühnt  wird. 
Da  Heirathen  von  den  Angehörigen  schon  in  sehr  jugeud 
lichem   Alter   der   Nupturienten   verabredet   wurden,  so 
konnten  mitunter  zwischen  der  Verlobung  und  der  Heim- 
fiihrung  der  Braut  Jahre  verstreichen,   während  in  an- 
deren Fällen  die  Hochzeit  dem  Verlöbniss  auf  dem  Fussi 
folgte.      Laban    gibt   seine   Tochter  Rachel  dem  Jakoh 
sogar  zum  Weibe,  so  bald  die  Hochzeichtswoche  Leas  abge- 
laufen  und  der  Mohär  für  ihre  Schwester,  abermaliger 
siebenjähriger   Dienst,   nur    erst  festgesetzt   worden  ist. 
Davon,  dass  Gewicht  auf  die  Zustimmung  des  Mädchens 
gelegt  worden  wäre,  oder  dass  zwischen  Verlobung  und 
Hochzeit   ein  vertraulicher  Verkehr  zwischen  Bräutigam 
und  Braut  stattgefunden  hätte,  ist  nirgends  die  Rede: 
vielmehr  bekam  der    Bräutigam   vor  der  Hochzeit  die 
Braut  gar   nicht    unverhüllt    zu    sehen.      Li    einzelnen 
Fällen  mag  bei  der  freieren  Stellung,    welche  israeliti- 
sche   Frauen    im    höheren   Alterthum   einnahmen,    das 
Herz  mitgesprochen  haben:  Jakob  gewann  seine  Base 
so  lieb,  dass  ihm  die  sieben  ausbedungenen  Diensfjahre 
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^ie  ebenso  viele  Tage  vorkamen ;  Mikal  verliebte  sich  in 
David  und  fand  augenscheinlich  bei  ihm  Erwiederung; 
von  Isaak  lesen  wir,  dass  er  die  vor  der  Heirath  nie  von 
ihm  gesehene  Rebekka  erst  im  Ehestand  lieb  gewann, 
und  dieser  glückliche  Fall  wird  auch  anderswo  des  öftern 
•eingetreten  sein.  Wenn  diejenige  Auffassung  des  Hohen- 
liedes, welche  diebrftutliche  Liebe  und  Treue  in  ihm 
gefeiert  sieht,  richtig  ist,  so  enthält  es  eine  kleine  Liebes- 
^escliichte  im  modernen  Sinne  des  Wortes  und  berechtigt 
zw  der  Vermuthung,  dass  so  gut  wie  bei  den  Arabern  auch 
in  Israel  Liebaslieder  von  heisser  Leidenschaftlichkeit 
gesungen  wurden,  bei  denen  nicht  immer  die  Ehe  das 
erwünschte  Ziel  war.  Immerhin  müssen  wir  für  das  alte 
Israel  den  grössten  Thcil  des  Gefühlsüberschwangs,  wo- 
mit in  der  Moderne  das  Liebesmotiv  behandelt  wird,  in 
Abzug  bringen  *;  die  Eheschliessung  war  selten  em  Liebes- 
bund verwandter  Seelen,  desto  öfter  eine  wohlüberlegte 
Verhandlung  zwischen  zwei  Familien.  Besondern  Grund, 
von  der  Höhe  unserer  Heirathspraxis  auf  diese  prosai- 
sche Auffassung  der  Ehe  herabzublicken,  haben  wir  nicht ; 
ist  es  doch  ein  öffenthches  Geheimniss,  dass  auch  unter 
uns  «das  Geschäft»  oft  genug  eine  grössere  Rolle  als  die 
Liebe  spielt  —  und  dies  wird  durch  die  konventionelle 
Heuchelei  um  Nichts  achtungswerther. 

Die  Hochzeitsfeier  selbst  war  weder  ein  bürger- 
licher, noch  ein  kultischer  Akt,  sondern  ein  Familienfest, 
dessen  Mittelpunkt  die  Ueberführung  der  Braut  aus  ihrem 
Yaterhause  in  das  Haus  des  Bräutigams,  als  symbolische 
DarsteUung  ihrer  EingUederung  in  die  neue  Familie,  war. 
Dabei  war  der  Bräutigam  von  seinen  Gesellen,  die  Braut 
von  ihren  Freundinnen  begleitet,  und  aus  dem  Hochzeits- 
hause  heraus  begrüsste   die  Herankommenden  fröhUche 
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Musik.  Alle  Theilnehmer  waren  festlich  gekleidet,  der 
Bräutigam  mit  einem  Kranze  geschmückt,  die  Braut  tief 
verschleiert.  Im  Hause  ward  ein  Mahl  mit  möglichst 
zahlreich  geladenen  Gästen  gehalten,  das  mehrere  Tage, 
ja  eine  ganze  Woche  hindurch  fortging  und  dem  Gast- 
geber nicht  unerhebliche  Opfer  auferlegte.  Biblische  An- 
gaben hierüber  sind  nur  spärlich  und  verstreut  vorhanden; 
aber  bei  der  Zähigkeit,  womit  Volkssitten  im  Orient  sich 
behaupten,  ist  die  Annahme  erlaubt,  dass  der  heute  noch 
bei  den  syrischen  Bauern  gangbare  Hochzeitsbrauch  in 
der  Hauptsache  dem  israelitischen  entspricht.  £ine  in- 
teressante Schilderung  desselben  hat  Konsul  Wetz- 
stein in  seinem  Aufsatz:  cDie  syrische  Dresch- 
tafel» geliefert  (Zeitschrift  för  Ethnologie  von  Bastian 
und  Hartmann  1873,  S.  287—294:  die  Tafel  der  Eönigs- 
woche),  dem  wir  Folgendes  entnehmen. 

Die  D  r  e  s  c  h  t  a  f  e  1  ist  ein  der  Egge  nicht  unäiin- 
liches  Rechteck  von  etwa  7  Fuss  Länge  und  3  Fuss 
Breite,  bestehend  aus  zwei  Bohlen  von  Nussbaum-  oder 
Eichenholz  und  an  der  einen  Seite  etwas  aufwärts  ge- 
bogen. Auf  der  untern  Seite  hat  sie  in  dem  grossem 
Mittelstück  einige  Reihen  harter  und  scharfkantiger  Steine, 
die  zum  Zerkleinem  der  Halme  und  zum  Ausdreschen 
der  Aehren  bestimmt  sind.  Ausser  zum  Dreschen  war 
dies  Instrument  auch  als  Marterwerkzeug  verwendet,  in- 
dem Kriegsgefangene  mit  dem  Rucken  nach  oben  reihen- 
weise hingelegt  und  der  Dreschschlitten  über  sie  hinge- 
schleift wurde ;  so  verfuhren  David  mit  den  Ammonitem 
(2  Sam.  12,  31)  und  die  damaszenischen  Syrer  mit  den 
Gileaditen  (Arnos  1,  3).  Anstatt  der  Basalt-  oder  Feuer- 
steine waren  zu  diesem  Zweck  eiserne  Schneiden  in  die 
Tafel  eingesetzt.    Gegenwärtig  und   vielleicht  schon  im 
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Alterthum  dient  indessen  die  Dneschtafel  als  Thron  für 
«in  neuvermähltes  Paar  in  der  sog.  Eönigswoche,  d.  h. 
den  ersten  7  Tagen  nach  der  Hochzeit,  die  meistens 
im  Frühling  auf  der  festgetretenen  Tenne  des  Dorfes 
mitten  in  der  dann  blumigen  Aue  zugebracht  werden. 
Am  Morgen  des  Hochzeitstages  selbst  wird  die  Braut 
herausgeputzt  und  geschminkt;  auf  ein  Festmahl  mit 
Musik  und  Liedern  folgt  gegen  Abend  der  von  der  Braut 
aufgeführte  Schwerttanz  und  ihre  feierliche  Ueberführung 
in  das  Haus  des  Bräutigams.  An  den  darauf  folgenden 
Tagen  empfängt  das  junge  Ehepaar  schon  früh  morgens, 
als  König  und  Königin  ausstaffirt,  den  Brautführer  und 
andere  Gäste;  man  trägt  unter  Gesang  von  Sieges-  oder 
Liebesliedem  die  Dreschtafel  auf  die  Tenne  hinaus,  legt 
sie  auf  ein  meterhohes  Gerüst  und  breitet  eine  bunte 
Decke  über  sie  aus  und  macht  sie  so  zur  cmerteba». 
Nachdem  König  und  Königin  darauf  Platz  genommen, 
wird  der  «Diwan»,  bestehend  aus  einem  Richter,  einem 
DoUmetscher  und  einigen  Dienern  vor  ihnen  gebildet. 
Ein  Ankläger  erzählt,  wie  der  König  eine  bisher  uner- 
oberte  Festung  belagert  habe,  und  dieser  selbst  erklärt,  er 
habe  sie  nunmehr  besiegt  und  eingenommen,  wofür  er  das 
auch  Deut.  22,  13  f.  vorgesehene  eigenartige  Beweisstück 
beizubringen  hat.  Ist  er  hiezu  ausser  Stande,  weil  die  Hoch- 
zeitsnacht im  Gebet  verbracht  worden,  so  vrad  er  vom 
Thron  herabgezogen  und  dem  Kadi  überliefert,  bis  seine 
Königin  ihn  losbittet;  indes  kann  das  Fehlende  auch  an 
einem  der  nächsten  Tage  nachgeliefert  werden.  Sollte 
sich's  aber  befinden,  dass  die  Braut  ihm  nicht  als  Jung- 
frau zugeführt  worden  ist,  oder  erhöbe  er  später  grund- 
lose Beschuldigungen  gegen  ihre  Unbescholtenheit,  so 
könnte  beides  für  sie  oder  für  ihn  sehr  gefährlich  werden 
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und  sie  unter  Umst&nden  sogar  das  Leben  kosten.  Ist 
dagegen  diese  Zeremonie  befriedigend  erledigt,  j9o  wird 
zu  Ehren  der  jungen  Eheleute  von  den  Geladenen  ein 
Tanz  aufgeführt,  zu  welchem  man  den  wasf,  d.  h.  den 
Lobpreis  ihrer  Schönheit  zu  singen  pflegt,  etwas  mass- 
voller und  dezenter,  als  der  während  des  Schwerttanzes 
am  vorigen  Abend  vorgetragene  wasf,  der,  wie  einige 
Fragmente  des  Hohenliedes  zeigen,  an  Deutlichkeit  nichts 
vermissen  liess.  Während  der  ganzen  Königswoche  wird 
den  Tag  über  und  bis  in  die  Nacht  hinein  unermüdlich 
gespielt,  geschmaust  und  getanzt ;  für  die  Kosten  müssen 
die  Genossen  des  «Königs»  und  die  aufkommen,  welche 
wegen  irgend  eines  Verstosses  gegen  die  Festregeln  vom 
Kadi  zu  einer  in  Naturalien  zu  entrichtenden  Busse  ver- 
iirtheilt  werden.  Gegen  das  Ende  des  siebten  Tages 
mischen  sich  König  und  Königin  unter  die  Gäste,  um  zu 
danken  und  Abschied  zu  nehmen  und  begeben  sich  hie- 
rauf nach  Hause,  um  dort  noch  einmal  ihre  Begleiter  zu 
bewirthen;  dem  wieder  zum  Bauern  gewordenen  Könige 
beschmieren  einige  volle  Hände  das  Gresicht  mit  frischem 
Kuhmist  und  wecken  ihn  damit  gründlich  aus  dem  Königs- 
traume auf:  «der  Tag  seiner  Herzensfreude»  (hohes  Lied 
3,  11)  ist  zu  Ende  gegangen. 

Ueber  die  geschlossene  und  vollzogene  Ehe  besteht 
keine  sehr  detaillirte  Gesetzgebung,  weil  in  einer  nur 
die  Familien  betreffenden  Angelegenheit  nicht  sowohl 
der  Buchstabe  des  bürgerlichen  Gesetzes,  als  ein  Jahr- 
hunderte altes  Herkommen  entschied.  Seine  älteste  Fixi- 
rung  liegt  im  Bundesbuche  (Exod.  21—23)  vor;  sie 
wird  ergänzt  durch  einige  Bestimmungen  des  D  e  u  t  e  r  o- 
n  o  ra  s  und  des  Priesterkodex;  in  allen  drei  Schich- 
ten  der  Thora  erkennen  wir  theils  Kodifizirung  des  zur 
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Zeit  ihrer  Entstehung  geltenden  Gewohnheitsrechtes,  theils 
Aufstellung  von  Forderungen,  die  im  Gegensatz  m  jenem 
geltend  gemacht  wurden. 

Zu  Grunde  legen  wir  am  besten  das  (nach  der  richtigen 
Zählung)  siebte  und  das  zehnte  Gebot  des  D  e  k  a  1  o  g  s 
(Exod.  20,  14.  17^),  der  nach  unserer  Meinung  der  mosa- 
ischen, nicht  der  spfttprophetischen  Zeit  angehört.  Beim 
zehnten  Gebot  ist  die  Fassung  des  Exodus  in  der  Auf- 
zählung der  Gegenstände  verbotener  Lust  älter,  als  die 
in  Deut.  5;  denn  das  Haus,  als  Zusammenfassung  des 
ganzen  Besitzes,  geht  den  nach  ihrem  Werth  abgestuften 
einzelnen  Bestandtheilen  desselben  voraus:  Weib,  Sklaven, 
Hausthiere.  Während  demnach  im  Exodus  das  Weib  als 
Eigenthum  des  Mannes,  freilich  als  das  begehrenswer- 
theste,  gilt,  so  hebt  das  Deuteronom  es  aus  allen  üb- 
rigen Objekten  zuerst  hervor  —  ein  merklicher  Fortschritt, 
aber  auch  ein  Anzeichen  späterer  Auffassung.  Darf  man 
nicht  einmal  das  Begehren  des  Herzens  auf  die  Gattin 
eines  Andern  richten,  weil  es  sich  nur  zu  leicht  in  aller- 
lei Machinationen  Luft  schafft,  so  fällt  vollends  die  schänd- 
liche That  des  Ehebruchs  unter  das  göttliche  Verbot.  Nur 
muss  das  Wort:  du  sollst  nicht  ehebrechen!  in  der  Be- 
schränkung seines  ursprOnglichen  Sinnes  gefasst  und  darf 
nicht  mit  der  viel  tiefer  greifenden  Auslegung  der  Berg- 
predigt bepackt  werden,  die  ja  mit  dem  Worte:  «Ich 
aber  sage  euch>  einen  deutlichen  Gegensatz  einführen  will 
(Matth.  5,  27  f.).  Es  untersagt  dem  Manne  nicht  den 
ausserehelichen  Geschlechtsverkehr,  wofern  er  nur  damit 
nicht  ein  fremdes  Eherecht  verletzt,  und  schliesst  auch  die 
Mehrehe  nicht  aus.  Während  also  auch  hier,  wie  bei 
Hammurabi  der  Mann  nur  fremde,  nicht  seine  eigene 
Ehe  brechen  kann,  so  wird  dagegen  an  die  Keuschheit 
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des  Weibes  ein  strengerer  Massstab  gelegt»  indem  die 
Verheirathete  schlechterdings  auf  ihren  Ehemann  be- 
schränkt, die  Unverheirathete  durch  Hingabe  an  einen 
Mann  entehrt  uud  entwerthet  wird,  ja,  wenn  sie,  obgleich 
gefallen,  als  wäre  nichts  geschehen,  eine  Ehe  abgeht, 
der  Steinigung  verfällt.  Die  ungleiche  Elle,  womit  hier 
gemessen  wird,  stammt  aus  dem  vorisraelitischen  Heiden 
thum.  Zu  bemerken  ist  immerhin,  dass  der  Ehebrecher 
ebenso  scharf  wie  die  Ehebrecherin  bestraft  wird  —  ein 
richtiges  Urtheil,  das  moderner  Leichtsinn  läqgst  nicht 
mehr  erschwingt.  Der  vom  sittigenden  Einfluss  der 
Rehgion  Israels  zu  erwartende  Fortschritt  wird  darin 
bestehen,  dass  auch  von  dem  Gatten  eheliche  Treue 
gegen  die  eigene  Gattin  und  dass  geschlechtliche  Rein- 
heit nicht  weniger  von  dem  unverheiratheten  Manne,  wie 
von  der  Jungfrau  gefordert  wird. 

Innerhalb  der  allgemeinen  Grundlinien  der  Eheord- 
nung enthält  nun  das  Bundesbuch  folgende  Bestim- 
mungen. In  Betreff  der  Sklavenehe  wird  verfügt,  dass 
dem  Herrn  nur  dann  gestattet  ist,  nach  Ablauf  von  sechs 
Jahren,  wo  Freilassung  einzutreten  hat,  die  israelitische 
Sklavin  zurückzubehalten,  wenn  er  selbst  sie  während 
derselben  dem  Sklaven  bewilligt  hat;  verfiel  dagegen  ein 
schon  verheirathetes  Paar  der  Leibeigenschaft,  so  mussten 
auch  Mann  und  Frau  freigelassen  werden  (Exod.  21,  2—4). 
Jenes  Schicksal  traf  am  häufigsten  insolvente  Schuldner; 
demi  gleich  nachher  (21,  7—11)  wird  der  Fall  gesetzt, 
dass  ein  Vater,  der  sich  nicht  mehr  anders  zu  helfen 
wusste,  seine  Tochter  dem  Gläubiger  als  Konkubine  ver- 
kauft; zu  ihren  Gunsten,  um  sie  vor  zu  willkürUcher 
Behandlung  zu  schützen,  wird  verfügt,  dass  ihr  Herr, 
wenn  sie  etwa  ihm  missfällt,  sie  nicht  weiter  verkaufen  darf, 
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sondern  jederzeit  wieder  einlösen  lassen  muss;  er  kann 
sie  auch  seinem  Sohne  überlassen,  muss  sie.  dann  aber 
wie  eine  Tochter  halten;  nimmt  er  noch  eine  andere 
hinzu,  so  darf  er  ihr  an  Fleischnahrung,  Kleidung  und 
ehelicher  Pflicht  nichts  abgehen  lassen.  Versäumt  er 
eins  von  diesen  drei  Dingen  zu  thun,  so  hat  er  sie  ohne 
Lösegeld  zu  entlassen  —  offenbar  eine  reformatorische 
Massregel,  dazu  bestimmt,  das  Schicksal  solcher  aus  Noth 
verkaufter  Mädchen  einigermassen  erträglich  zu  gestal- 
ten. —  Wer  eine  voUbürtige,  noch  nicht  verlobte  Jung- 
frau verführt,  muss  sie  gegen  Entrichtuug  eines  Mohär 
zum  Weibe  nehmen,  oder  hat,  da  ja  auf  diesem  Wege 
die  Ehe  dem  widerwilligen  Vater  des  Mädchens  abge- 
trotzt werden  könnte,  falls  dieser  auch  jetzt  noch  seine 
Einwilligung  versagt,  ihm  wenigstens  den  für  diesen  Fall 
anzusetzenden  Betrag  des  Mohär  zu  bezahlen  (Exod.  22, 
15.  16). 

Das  Deuteronom  bestimmt  in  eherechtlicher  Be- 
ziehung Folgendes.  Wenn  jemand  eine  Kriegsgefangene 
zu  ehelichen  wünscht  (also  eine  Nicht-Israelitin),  so 
muss  er  ihr  erst  einen  Monat  Zeit  lassen,  um  ihre  Eltern 
zu  beweinen.  Sie  soll  dabei  ihr  Haar  abscheeren,  ihre 
Nägel  beschneiden  und  ihre  bisher  getragenen  Kleider 
ablegen,  vermuthlich  um  heidnische  Verunreinigung  zu 
verhüten ;  dann  mag  er  sie  zum  Weibe  nehmen,  darf  sie 
aber,  wenn  sie  ihm  später  entleidet,  nicht  verkaufen, 
sondern  nur  frei  ausgehen  lassen  (21,  10—14).  Hat  einer 
zwei  Frauen,  von  denen  er  die  eine  der  andern  vorzieht, 
der  erstgeborene  Sohn  ist  ihm  aber  von  der  hintange- 
setzten geboren,  so  darf  er  nicht  diesem  den  Vorzug  der 
Erstgeburt  in  erbrechtlicher  Beziehung  zu  Gunsten  eines 
nachgeborenen  Sohnes  von  der  Lieblingsgattin  entziehen, 


106  Die  Ehe  im  Volke  Israel. 

eine  Verfügung,  die  weiblichen  Machenschaften   in  poly* 
gamischen  Hausständen  steuern  will  (21,  15—17).    Wenn 
jemand  seiner  Gattin  vorwirft,  sie  sei  nicht  als  Jungtrau 
in  die  Ehe  getreten,   so  soll  sie  zu  ihrer  Rechtfertigung 
das  Zeugniss  ihres  Vaters   anrufen   und   dieser  vor  den 
Aeltesten  den  Gegenbeweis   auf  dem  eigenartigen  Wege 
antreten,  der  noch  heute  in  diesem  Falle  in  Syrien  üb- 
lich ist;   erweist  sich   die  Anklage  als  Verleumdung,   so 
legen  die  Aeltesten  dem  Manne  eine  Busse  von  einhun- 
dert Silbersekeln  auf  und  verpflichten  ihn,  die  fälschlich 
Beschuldigte   lebenslänglich    zu   behalten  —  gewiss    ein 
wirksamer  Schutz   gegen   leichtfertige  Verdächtigungen. 
Ist  dagegen  die  Schuld  der  Frau  erwiesen,  so  werde  sie 
gesteinigt,  weil  sie  in  ihrem  Vaterhause  Unzucht  getrie- 
ben hat  (22,  13—21).    Ehebruch  wird  an   beiden   Schul- 
digen, nicht  nur  dem  Weibe,  mit  dem  Tode  bestraft  (22, 
22).    Dieselbe  Strafe  trifft  auch  den  geschlechtlichen  Um- 
gang  einer   schon  Verlobten   mit  einem   andern  Manne, 
wofern  sie  es  unterlassen  hatte,  um  Hülfe  zu  rufen ;  war 
ihr  jedoch  dies  unmöglich,  weil  niemand  sich  in  Hörweite 
befand,   so  gilt  sie  für  unschuldig,    und  der  Mann  allein 
muss  sterben  (22,  23 — 27).    Wer  eine  noch  nicht  Verlobte 
entehrt,   hat  ihrem  Vater   fünfzig  Silbersekel  zu   geben, 
muss  sie  beirathen   und    darf   sie  Lebenslang  nicht  ent- 
lassen (22,  28.  29). 

Abgesehen  von  den  soeben  erwähnten  zwei  Fällen  ist 
dem  Manne  die  Scheidung  der  Ehe  sehr  leicht  ge 
macht.  Hier  tritt  noch  schroffer,  als  bei  der  Ebe- 
sehli  essung  die  rechtliche  Inferiorität  des  Weibes 
hervor;  denn  dass  eine  Eh  ef  rau,  und  mochte  sie  noch 
so  viel  Grund  dazu  haben,  die  Ehescheidung  herbeiführen 
konnte,   davon  ist  in  dem  Scheidungsgesetz  von  Deuter, 
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24,  1  —  4  nicht  die  Rede;  hier  wird  freilich  die  Scheidung 
eigentlich  nicht  geregelt,  sondern  nur  als  Herkommen 
voraosgesetzt,  indem  der  Nachtsatz  erst  mit  V.  4.  eintritt. 
Die  Praxis  brachte  wohl  eine  Milderung,  insofern  hinter 
der  Frau  ihre  Sippe  schützend  stand  und,  wenn  sie  es 
vermochte,  eine  unwürdige  Behandlung  derselben  nicht 
duldete,  oder  ihr  wenigstens,  falls  sie  ihrem  Manne  da- 
vonlief, ein  Asyl  gewährte.  Sonst  lautet  der  Scheidungs- 
grund sehr  einfach:  «wenn  sie  nicht  Gnade  in  seinen 
Augen  findet,  weil  er  etwas  Widerwärtiges  an  ihr  ent- 
deckt hat>.  Der  Streit  ist  alt,  was  unter  dem  hier  ge- 
brauchten Ausdruck  (ervat  dabar)  zu  verstehen  sei,  ob 
mit  der  spätem  Schule  Schammais  grobe  Unzucht,  oder 
mit  derjenigen  Hillels,  der  die  Pharisäer  folgten  (Matth. 
19,  3)  irgend  eine  beliebige  Ursache.  Die  mit  der  Ent- 
la^^ung  verbundene  Einhändigung  des  « Scheidebriefs  > 
soll  konstatiren,  dass  die  Frau  frei  sei,  um  eine  andere  Ehe 
einzugehen.  In  den  babylonischen  Urkunden  lautet  die 
Entlassungsformel  einfach:  du  bist  nicht  meine  Fraul 
Jedenfalls  entscheiden  nicht  Unbetheiligte,  etwa  das 
Ortsgericht  der  Aeltesteten  über  die  Zulässigkeit  der 
Scheidung,  sondern  lediglich  der  Ehemann  selbst,  für 
den  nach  israelitischem  Brauch  und  Recht  entfernt  nicht 
dieselben  finanziellen  Nachtheile  mit  ihr  verknüpft  sind,  die 
der  Codex  Hammurabi  ihm  unter  Umständen  auferlegt. 
Hingegen  wird  die  Ehefreiheit  der  Geschiedenen  dahin  be- 
.s<*,hränkt,da8S  sie,  eines  andern  Mannes  geworden  und  auch 
von  diesem  wieder  entlassen,  nicht  zu  ihrem  ersten  Gatten 
zurückkehren  darf.  Gesehichtliche  Beispiele  beweisen 
freilich,  dass  es  hiemit  nicht  so  streng  gehalten  wurde ;  vgl. 
Rieht  19  (das  Kebsweib  des  Leviten);  1  Sam.  25,  44; 
2  Sam.  3,  16  (Mikal,   die  Tochter  Sauls)  und  Hosea  3. 
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lieber  die  Leviratsehe  (Deuter.  25,  5—10)  ist  schon 
oben  (S.  95)  gehandelt  worden.  Wie  mit  dieser  uralten 
Institution  das  scharfe  Verbot  der  Schwagerehe  im 
Heiligkeitsgesetz  (Levit.  18, 16 ;  20,  21)  zu  vereinbaren 
sei,  ist  nicht  mit  Sicherheit  zu  erklären;  denn  dass  die 
Ehe  mit  dem  Weib  des  verstorbenen  Bruders  für  statt- 
haft erachtet  werde,  müsste  doch  wohl  als  Ausnahmefall 
angedeutet  sein.  Abneigung  gegen  die  Leviratsehe  oder 
wenigstens  Ignorirung  derselben  glaubt  man  in  dem 
Gesetz  des  Priesterkodex  über  die  Erbtöchter  Num. 
27,  1—11  wahrzunehmen.  Hier  werden  beim  Fehlen  eines 
Sohnes,  wenn  der  Vater  stirbt,  vorhandene  Töchter  als 
erbfähig  erklärt;  fehlen  auch  diese,  so  folgen  erbrecbtlich 
des  Verstorbenen  Brüder,  Vatersbrüder  oder  andere  nächste 
Agnaten,  ohne  dass  von  einer  Verpflichtung  für  sie  die 
Rede  wäre,  durch  Heirath  mit  seiner  Wittwe  ihm  zur 
Nachkommenschaft  zu  verhelfen.  Auch  aus  dem  fingirten 
Schulbeispiel  der  Sadduzäer  (Matth.  22,  23—28)  wird  nicht 
zu  folgern  sein,  dass  zur  Zeit  Jesu  die  deuteronomisrhe 
Satzung  noch  in  Geltung  und  Uebung  stand. 

Dem  Priesterkodex  eigenthümlich  sind  folgende 
Vorschriften.  Eine  Frau,  die  von  ihrem  Gatten  einer 
während  der  Ehe  begangenen  Untreue  bezichtigt  wird 
—  also  ein  anderer  Fall  als  Deut.  22,  14  —  muss,  wenn 
sie  nicht  auf  frischer  That  ertappt  und  überführt  worden 
ist,  sich  einem  Gottesurtheil  unterwerfen,  indem  ihr  das 
unter  bestimmten  Zeremonien  mit  Verwünschungsformeln 
geweihte  Fluch wasser  zu  trinken  geboten  wird;  schadet 
OS  ihr  nicht,  so  ist  sie  unschuldig,  schwillt  dagegen  ihr 
Lt»ib  an  und  wird  sie  zu  fernerer  Mutterschaft  unfähig, 
so  gilt  sie  als  des  Ehebruchs  überwiesen  (Num.  5,  U 
.-:iH.    Es  wird  indes  nicht  vorausgesetzt;  dass  die  sonst 
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auf  Ehebruch  stehende  Todesstrafe  an  ihr  vollstreckt,  und 
noch  weniger,  dass  eine  grundlose  Anschuldigung  an  dem 
Manne  geahndet  werde,  während  in  dem  Deut.  22,  1^ 
— 19  gesetzten  Falle  ihm  mit  Schlägen,  einer  Geldbusse 
und  der  Entziehung  des  Scheidungsrechtes  gedroht  wird. 
Hinwieder  erinnert  das  Gottesurtheil  an  den  Codex  Harn- 
murabi  §  181.  132. 

Charakteristisch  für  die  scharfe  Unterordnung,  in  die 
der  Priesterkodex  die  Frau  unter  den  Gatten  stellt,  ist 
das  Gelübdegesetz  Num.  30.  Hier  gilt  für  sie  die 
gleiche  Abhängigkeit  von  ihrem  Manne,  wie  für  eine  un- 
verheirathete  Tochter  die  von  ihrem  Vater;  ein  von  ihr 
abgelegtes  Gelübde  besitzt  nur  dann  Gültigkeit,  wenn 
der  Gatte,  beziehungsweise  der  Vater,  keinen  Widerspruch 
dagegen  erhoben  hat;  opponirte  er,  sobald  es  zu  seiner 
Kenntniss  gelangt  war,  so  darf  die  Frau  oder  Tochter  das 
Gelübde  brechen,  ohne  sich  damit  die  Ungnade  Jahves 
zuziehen,  während  sonst  die  Pflicht,  von  einem  eidlich 
vor  Jahve  abgelegten  Versprechen  unter  keinen  Umständen 
zurückzutreten,  auf  das  Strengste  eingeschärft  wird.  —  Im 
Uebrigen  wendet  sich  die  Priesterschrift  hauptsächlich  gegen 
solche  Vergehungen,  die,  vielleicht  mit  abergläubischem 
Hintergrund,  auf  heidnischen  Perversitäten  beruhen,  oder 
dazu  angethan  sind.  Ehe  und  Schamhaftigkeit  zu  zerrütten 
(Vgl.  Lev.  18,  19.  20.  23;  20,  10.  18);  sie  wiederholt  auch 
das  Verbot  des  Ehebruchs  und  bedroht  iha  mit  der  Todes- 
strafe an  beiden  Schuldigen.  Ob  sie  auch  dann  voll- 
zogen wurde,  wenn  der  Mann  der  ungetreuen  Gattin  ver- 
zieh, ist  (so  gut  wie  im  Cod.  Ham.  §  129)  zweifelhaft; 
jedenfaUs  hat  der  Prophet  Hosea  darauf  verzichtet,  und 
bei  David  wird  die  Satzung  dahin  umgedeutet,  dass  zur 
Strafe  für  seinen  Ehebruch  das  Schwert  fortan  in  seinem 
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Hause  wäthen  solle  (2  Sam.  12,  10).  Der  Ehebruch  mit 
einer  verheiratbeten  Leibeigenen  wird  milder  beurtheilt, 
aber  immerhin  bestraft  (Lev.  19,  20). 

Ein  besonderes  Interesse  legt  der  Priesterkodex  für 
die  Reinheit  der  Priesterehe  an  den  Tag.  Der  PriesUr 
darf  jede  unbescholtene  israelitische  Jungfrau,  nicht  bloe^s 
solche  priesterlichen  Geschlechtes,  ehelichen,  aber  unter 
keinen  Umständen  eine  Dirne  oder  eine  Gefallene  oder 
eine  Geschiedene,  ja  nach  strengerer  Auffassung  nidit 
einmal  eine  Wittwe  (Lev.  21,  7.  14).  Wenn  eine  Priesterj^- 
tochter  ihr  Vaterhaus  durch  Unzucht  entehrt,  soll  sie  ver- 
brannt werden  (ib  V.  9)  —  eine  Satzung,  die  an  solche 
Zeiten  erinnert,  in  denen  kultische  Prostitution  im  Schwange 
ging,  und  Priestertöchter  mehr  als  andere  solcher  Ge* 
wissensverwirrung  ausgesetzt  waren.  Dass  diejenige  Per- 
versität, welche  als  Fäulnisssymptom  mitten  in  unserer 
christlichen  Kulturwelt  wieder  auftaucht  und  sogar  c  wis- 
senschaftliche» Vertheidiger  findet,  nicht  nur  dem  Priester- 
kodex, sondere  der  ganzen  Bibel  als  schandbarer  Greuel 
gilt,  der  neben  andern  Unzuchtssünden  die  kanaanitischen 
Völker  ruinirt  habe,  bedarf  keiner  besondem  Erwähnung 
(Lev.  18,  22):  Gleiche  Ursachen  werden  auch  jetzt  wieder 
gleiche  Wirkungen  haben. 

Der  U  eher  blick  über  diese  Bestimmungen,  die  zuw 
grössten  Theil  aus  der  Opposition  gegen  einreissende 
Uebelstände  ausserisraelitischen  Ursprungs  erwachsen  sind, 
lässt  erkennen,  dass  es  sich  hier  nicht  eigentlich  um  Auf- 
stellung eines  Eheideals,  sondern  um  Ziehung  der  äus- 
sersten  Grenzlinien  handelt,  innerhalb  deren  das  Eheleben 
in  Israel  sich  frei  bewegen  konnte.  Dieser  weite  Bahmen 
müsste  nun  mit  der  Schilderung  der  thatsächlichen  Ehe- 
Sitte  ausgefüllt  werden.    Allein  hiefür  stehen  uns  nur 
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gelegentliche  und  zufällige  Andeutungen  in  den  geschicht- 
lichen und  prophetischen  Schriften  des  alten  Bundes  zu 
Gebote,  die  wir  hier  zu  sammeln  versuchen. 

Als  die  Pharisäer  mit  der  versucherischen  Frage  an 
Jesus  herantraten :  Ist  es  erlaubt,  sein  Weib  um  jeder 
Ursache  willen  zu  entlassen  ?  antwortete  er  ihnen  :  cHabt 
ihr  nicht  gelesen,  dass  der  Schöpfer  von  Anbeginn  sie 
als  Mann  und  Weib  schuf  und  sprach:  Um  desswillen 
wird  ein  Mensch  Vater  und  Mutter  verlassen  und  seinem 
Weibe  anhangen  und  die  beiden  werden  so  zu  einer 
Person  werden ;  was  nun  Gott  zusammenband,  das  darf 
kein  Mensch  trennen.>  Und  wie  sie  ihn  an  die  Scheidungs- 
satzung von  Deut.  24  erinnern,  erklärt  er  ihnen,  diese 
sei  nicht  ein  Gebot,  sondern  eine  Erlaubniss,  mit  Rück- 
sicht auf  ihre  Herzenshärte  gegeben ;  aber  von  Anfang 
an,  nach  dem  ursprünglichen  Schöpferwillen  Gottes,  sei 
es  nicht  so  gemeint  gewesen  (Matth.  19,  B — 8).  In  der 
That  enthält  die  Stelle,  auf  die  hier  verwiesen  ist,  die 
höchste  Auffassung  der  Ehe,  die  überhaupt  das  Alte 
Testament  bietet  (Gen.  2,  21—24).  Sie  gehört  dem 
zweiten  Schöpfungsbericht  an,  der  sich  von  dem  vor- 
ausgehenden ersten  formell  sehr  erheblich,  weniger  in 
Betreff  des  Gedankengehaltes  unterscheidet.  Dort  steht 
die  Menschenerschaffung  am  Schlüsse  der  ganzen  Schöp- 
fungsreihe, als  ihre  Krönung  und  Vollendung  schon  da- 
durch gekennzeichnet,  dass  sie  aus  einer  besondern  Be- 
rathung  Elohims  mit  den  Himmlischen  hervorgeht ;  und 
nicht  wie  Pflanzen  und  Thiere  bringt  die  durch  das 
Schöpferwort  Gottes  befruchtete  Erde  von  sich  aus  den 
Menschen  hervor,  sondern  Gott  schafft  ihn  direkt,  und 
zwar  nach  seinem  Bilde,  in  seiner  Gleiche,  so  dass  er 
selbst  das  Modell  für  dieses  Geschöpf  wird.    Zu  bemerken 
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ist  dabei,  dass  die  Schöpfung   auf  ein   Mal  Mann  und 
Weib  ins  Dasein  setzt,   und   dass  das  Gottesbild  beiden 
gleichmässig  zugesprochen  wird.  Von  einer  anerschaffenen 
Minderwerthigkeit   des  Weibes  ist  hier  nicht  die  Rede; 
die  Frage  griechischer  Philosophen,  ob  auch  den  Frauen 
eine  menschliche  Seele  zuzutrauen  sei,  konnte   auf  bibli- 
schem Boden  nicht  aufkommen.    Sicherlich  hat  der  erste 
Schöpfungsbericht  nur  die   Einehe    als  das  Normale  im 
Auge  und  will  die  Abstammung  des  ganzen  Menschen- 
geschlechtes  von   einem   Paare   lehren,  wie  auch   der 
zweite  Bericht  Eva  den   EIhrennamen    «Mutter  alles  Le- 
bendigen>,  der  ganzen  Menschheit,   beilegt.     Wenn  also 
schon  dort  die    Monogamie   und  die   wesentliche   Eben- 
bürtigkeit  des  Weibes   mit   dem   Manne,  wenigstens  in 
den  höchsten  Lebensbeziehungen,  dem  Verhältniss  zum 
Schöpfer,  als  das  uranfänglich    Gottgewollte   dargestellt 
ist   so  treten  diese  Gedanken  noch  viel  nachdrücklicher 
im   zweiten   Schöpfungsbericht  hervor.     Hier   steht   der 
(vielleicht   geschlechtslos   gedachte)  Mensch   am    Anfang 
der  Reihe ;  das  Motiv  zu  seiner  Erschaffung  ist  die  Notb- 
wendigkeit  einer  das  Land  bebauenden  Hand.     Sie   er- 
folgt  dann   gemäss   der    stark   vermenschlichenden    Art 
dieses  Erzählers  nicht  durch  das  blosse  göttliche  Schöpfer- 
wort, sondern  indem  Jahve  wie  ein  Töpfer  aus  dem  Erd- 
klumpen selbst  die  menschliche  Gestalt  mit  Liebe  und 
Sorgfalt  herausbildet  und  ihr  Leben  von  seinem  Leben  in 
die  Nase  bläst,  zum  Zeichen  dafür,  dass  der  Mensch  sein 
Leben  gänzlich  von  Gott  zum  Lehen  trägt  —  im  Wesent- 
lichen kein  anderer  Gedanke,  als  derjenige  der  Gotteben- 
bildlichkeit im  ersten   Schöpfungsbericht,  aber  hier   mit 
der  Bestimmung,  dass  der  Mensch  dadurch  die  Fähigkeit 
zu  sittlicher  Entwicklung   erlangte ;  nur  ihm,  nicht  den 
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Thieren,  wird  ein  Verbot  auferlegt.  Als  der  Mensch  nun 
inne  ward,  dass  keines  der  naqh  ihm  geschaffenen  Thiere 
dem  Yon  Jahve  ausgesprochenen  Zwecke  genügte :  dass 
der  Mensch  nicht  allein  bleiben  solle,  da  erst  erfolgte  die 
Erschaffung  des  Weibes  aus  seiner  Rippe  während  eines 
geheimnissvollen  Tiefschlafes.  Damit  war  ihm  eine  eben- 
bürtige Gehülfin  an  die  Seite  gestellt,  wie  er  selbst  mit 
freudiger  Ueberraschung  bekennt:  das  ist  nun  einmal 
Gebein  von  meinem  Gebein,  und  Fleisch  von  meinem 
Fleisch!  An  diesen  Ausruf  knüpft  der  Erzähler  den  all- 
gemeinen Satz  Gen.  2, 24,  auf  dessen  kulturgeschichtlichen 
Hintergrund  schon  oben  hingewiesen  ist  (der  Matriarchat ; 
vgl.  auch  das  französische  Sprichwort :  qui  marie  son  fils, 
le  perd ;  qui  marie  sa  fille,  gi^ne  un  fils). 

Der  Gehalt  des  Mythus  erscheint  um  so  sinnvoller, 
je  genauer  man  ihn  mit  heidnischen  Analogieen  ver- 
gleicht; feiner  kann  das  wahre  Eheideal  gair  nicht  ge- 
zeichnet werden.  Ausgeschlossen  ist  die  rohe  Gleich- 
macherei derjenigen  modernen  Frauenemanzipation,  welche, 
die  unverwischbare  physiologische  und  geistige  Eigenart 
eines  jeden  der  Geschlechter  übersehend,  das  Weib  zum 
Manne  und,  zu  gerechter  Strafe  für  die  Unnatur,  den 
Mann  hie  und  da  weibisch  machen  will.  Festgehalten  ist  die 
wesentliche  Ebenbürtigkeit  von  Mann  und  Weib;  denn  das 
Weib  ist  aus  dem  Manne  genommen  und  theilt  mit  ihm 
die  menschliche  .Würde;  erst  aus  ihrer  Verbindung  er- 
wächst das  unverkürzte,  volle  Menschenleben.  Jung- 
gesellen- und  Altjungfernthum  entsprechen  nicht  dem 
göttlichen  Schöpferwillen,  wenn  sie  auch  als  Folge  ver- 
schrobener Kulturverhältnisse  unvermeidlich  und  in  sel- 
tenen Fällen  für  Zwecke  einer  hohem  Ordnung  nothwen- 
dig   sein    mögen.    Und  gleich  wie    der  Mann    den  ihm 
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ichtsbildern,   auf  deren  Gestal« 
3ist  einen  bedeutenden  Einfluss 
itersage,  nehmen  wir  denn  auch 
.ner   verderblichen    Entwicklung 
indung   und   Führung  des  Ehe- 
t  es,   was  Jakob  und  Rachel  zu« 
18),  Jsaak  gewinnt  Rebekka  nach 
he  lieb  (Gen.  24,  67),   das  Herz 
so  dass  er,  der  Spross  eines  alten 
Xomadin  zum  Weibe  begehrte  (Gen. 
das  Benehmen  von  Boas  gegen  Ruth, 
itr  Empfinden  nicht  ganz  unbedenk- 
zur  Ehe  anträgt  (Ruth  3).  Elkanna 
Kinderlosigkeit    betrübten    Hanna : 
t;hr  als  zehn  Sühne?  (1  Sam.  1,   8). 
v<^nigstochter,   gewinnt   den   Empor- 
(>b    und    wünscht   ihn    zum    Gatten 
Paltiel,  dem  sie  nach  Davids  Flucht 
:i   war,   läuft  ihr   später   eine  lange 
h,  als  Eschbaal  sie  wieder  an  David 
;un.  3,  16  f.).    Das  Hohe  Lied  feiert, 
Liebe  und  Treue,  sei  es  die  eheliche 
Isten  Farben  :  «Setze  mich  wie  einen 
t^rz  und  wie  ein  Siegel  auf  deinen  Arm; 
od  ist  Liebe,  und  fest  wie  der  Hades  ist 
iluten  sind  Feuersgluten,  eine  Flamme 
>ser  können  die  Liebe  nicht  auslöschen 
le  wegschwemmen.    Wenn  einer  allen 
iiises  um  die  Liebe  hergäbe,  man  würde 
(8,  6.  7.)    Gewiss  lodert  in  diesem 
iiliches   Feuer,   aber   von   kühler   Re- 
if terin  ist  nichts  in  ihm  zu  spüren. 
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Die  mit  der  Anstaagkeit  und  dem  festen  Grundbesitz 
gehobene  Kulturstufe  brachte  es  mit  sich,  dass  auch  die 
soziale  Stellung  der  Frau  sich  verbesserte.  Abigail,da8  Weib 
Nabais  von  Earmel,  (1  Sam.  25)  macht  den  Eindruck  einer 
Ober  reichem  Haushalt  fast  selbständig  schaltenden  Gre- 
bieterin,  keineswegs  einer  demüthigen  Magd  ihres  Ehe- 
herrn. Die  Sunamitin,  bei  der  Elisa  einkehrte  (2  KOn. 
4,  8  fF.),  verfQgt  über  ihr  Haus,  empf&ngt  den  Propheten 
als  ihren  Gast  und  reist  über  Land,  um  ihn  au&usuchen. 
Da  ist  die  Annahme  erlaubt,  dass  auch  bei  der  Ein- 
gehung der  Ehe  und  im  häuslichen  Zusammenleben  die 
Frauen  ein  Wörtlein  mehr  mitredeten,  als  ihnen  das  alte 
Herkommen  und  der  Buchstabe  des  Gesetzes  einräumte. 
Jedenfalls  musste  die  Mehrehe,  das  grOsste  Hindemiss 
der  Anerkennung  weiblicher  Würde,  je  länger,  desto 
mehr  vor  der  Einehe  zurückweichen ;  der  gewöhnliche 
Bürger,  auch  der  angesehene,  begnügte  sich  mit  einer 
Frau,  und  konnte  so  in  seinem  Hause  die  gemüthlichen 
und  geistigen  Beziehungen  zur  Entfaltung  kommen  lassen, 
die  der  Ehe  erst  ihren  vollen  sittlichen  Werth  verleihen. 
Ihre  Krone  ist  die  reUgiöse  Gemeinschaft  zwischen  Mann 
und  Frau;  war  auch  die  Frau  nicht  im  vollen  Sinne 
kultfähig,  so  nahm  sie  doch  am  häuslichen  Gottes- 
dienst, Gebet,  Opfer,  Sabbat,  Fest  theil  und  begleitete 
mitunter  Mann  und  Söhne  an  den  Wallfahrten  zu  den 
Hauptfesten  bei  grossen  Heiligthümem  (1  Sam.  1).  Der 
Prolog  des  Buches  Hieb  weiss  nur  von  einer  Frau; 
obgleich  diese  weder  eine  gute  Seelsorgerin,  noch  eine 
gute  Krankenpflegerin  war  (19,  17),  betheuert  er  doch 
(31,  1),  er  habe  seinen  Augen  das  strenge  Gebot  aufer- 
legt, nie  lüstern  nach  einer  Jungfrau  zu  blicken  —  worin 
ein   alter  Israelite    nichts   Ungehöriges  gefunden    hätte. 
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Der  Dichter  erklärt  somit  den  Mann  nicht  weniger  als 
die  Frau  zur  ehelichen  Treue  verpflichtet,  wenn  er  schon 
den  unlautem  Blick  mit  dem  göttlichen  Gerichte  be- 
droht :  «was  wäre  sonst  mein  Theil  von  Gott  dort  oben, 
mein  Erbe  vom  Allmächtigen  in  der  Höhe?>  Den  Ehe- 
bruch vollends  brandmarkt  er  mit  den  Worten :  cDenn  das 
ist  Unzucht,  werth  des  Halsgerichts,  ein  Feuer  ist's,  das 
bis  zur  HöUe  frisst  und  meine  ganze  Ernte  müsst'  ent- 
wurzeln !»  Jesaja  nennt  seine  Gattin  (8,  3)  die  Prophetin, 
zieht  sie  also  ebenso  in  die  Interessen  seines  hohen  Berufes 
hinein,  wie  er  seinen  Söhnen  Namen  beilegt,  welche 
wichtige  Gedanken  seiner  Verkündigung  symbolisiren. 
Dem  Propheten  Hesekiel  wird  der  nahe  Tod  seines 
Weibes  mit  den  Worten  angekündigt:  Du  Menschensohn, 
siehe,  ich  nehme  dir  durch  eine  Plage  weg«  die  Lust  deiner 
Augen»  —  ein  Verlust,  der  mit  Weinen,  Klagen  und 
härenem  Gewand  zu  betrauern  wäre  (24,  16  ff.).  Dass 
Maleachi  sich  scharf  gegen  die  Scheidung  von  der  Gattin, 
«deiner  Genossin  und  dem  Weib  deines  Bundes>  aus- 
spricht, ist  früher  schon  bemerkt  und  setzt  ebenfalls  die 
Einehe  voraus;  wer  sie  muth willig  löst,  bedeckt  sein 
Kleid  mit  Frevel  (2,  16). 

Ein  liebliches  Bild  des  normalen  Hausstandes  ent- 
wirft Ps.  128:  ^Dein  Weib  (Singular!)  ist  wie  eine 
fruchtbare  Rebe  im  Innern  des  Hauses,  deine  Kinder  wie 
Oelzweige  um  deinen  Tisch  her;  also  wird  der  Mann  ge- 
segnet,  der  Jahve  fürchtet!»  Bekannt  ist  die  anspre. 
chende  Schilderung  der  wackem  Hausfrau  in  Prov.  31: 
«Auf  sie  vertraut  ihres  Mannes  Herz,  sie  thut  ihm  Liebes 
und  kein  Leid  ihr  ganzes  Leben  lang.  Ein  wackeres 
Weib,  wer  mag  es  finden  ?  weit  über  Perlen  geht  ihr 
Werth!»     Sogar    der    auch    den     Weibern    gegenüber 
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äusserst  skeptische  Prediger,  der  das  Urtheil  fäUt: 
c Bitterer  als  den  Tod  erfand  ich  das  Weib;  denn  sie 
gleicht  einem  Netze,  ihr  Herz  einem  Fanggam,  ihre 
Hände  Fesseln;  wer  Gott  gefällt,  entrinnt  ihr,  aber  der 
SQnder  wird  von  ilu-  gefangen  ;  und :  Unter  Tausend  habe 
ich  einen  weisen  Mann  gefunden,  aber  ein  weises  Weib 
fand  ich  nicht»  (7,  26.  28)  —  gibt  doch  den  guten  Rath: 
«Geniesse  das  Leben  mit  deinem  Weibe,  das  du  liebst, 
denn  das  ist  dein  Theil  am  Leben  und  für  deine  Mühe, 
womit  du  dich  mQhst  unter  der  Sonne»  (9,  9).  Offenbar 
auf  die  Mann  und  Frau  gleichermassen  bindende  Ver- 
pflichtung zur  Keuschheit  und  zur  ehelichen  Treue  bezieht 
sich  die  Mahnung  von  Prov.  5,  1  ff.:  «Halte  von  der 
Buhlerin  fern  deinen  Weg,  nahe  dich  nicht  der  ThQr 
ihres  Hauses,  dass  du  nicht  Andern  deine  Jugendkraft 
preisgebest  und  deine  Jahre  einem  Grausamen  (dem 
Tode);  dass  du  zuletzt  stöhnen  müssest,  wenn  dein  Leib 
und  Fleisch  dahinschwinden !  Denn  von  Honigseim 
triefen  die  Lippen  der  Fremden,  und  glatter  als  Oel  ist 
ihr  Gaumen ;  aber  zuletzt  ist  sie  bitter  wie  Wermuth  und 
scharf  wie  ein  zweischneidig  Schwert.  Ihre  Füsse  eilen 
zum  Tod  hinab,  ihre  Schritte  führen  in  die  Unterwelt.» 
Dann  aber  schildert  der  Dichter  das  Glück  der  ehelichen 
Minne:  «Trink  Wasser  aus  deiner  Zisterne  und  den 
Quell  aus  deinem  Brunnen!  Sollen  (wenn  du  deine 
Gattin  vernachlässigen  würdest)  deine  Quellen  nach 
aussen  überfliessen  und  deine  Wasserbäche  auf  die  freien 
Plätze?  Dir  allein  müssen  sie  gehören  und  nicht  Fremden 
neben  dir!  Dein  Born  sei  gesegnet,  freue  dich  deines 
Jugendgemahls,  der  lieblichen  Hinde,  der  anmuthigen 
Gazelle  und  sei  in  ihrer  Liebe  immerdar  trunken ;  warum 
doch  willst  du  an   einer  Fremden  dich  berauschen  und 
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den  Busen  einer  Andern  umfangen?  Denn  vor  Jahves 
Augen  (die  also  auch  solche  Heimlichkeiten  wahrnehmen) 
liegen  eines  Jeglichen  Wege  und  alle  ihre  Geleise  er- 
späht er.  Seine  Verschuldungen  fangen  ihn,  und  in  den 
Stricken  seiner  Sünde  wird  er  gehalten ;  umkommen 
wird  er  aus  Mangel  an  Zucht,  und  ob  seiner  grossen 
Narrheit  geräth  er  in  die  Irre.> 

Die  Spruchdichter  können  sich  kaum  genug  thun,  vor 
den  Fallstricken  buhlerischer  oder  ehebrecherischer  V(^ eiber 
zu  warnen  und  haben  dabei  ebenso  sicher  unverheirathete 
wie  Ehemänner  im  Auge ;  ihr  Ideal  ist  nicht  Ungebunden- 
heit  des  Mannes,  geschweige  des  Weibes,  sondern  strenge 
Beschränkung   des   Geschlechtsverkehrs   auf  die  Einehe 
(vgl.  Prov.  2,  16-19;  5,  3—23;  6,  24—35;  Kp.  7;  22,  14; 
23,  27.  28.  33).    Dass  es   auch  in  ihr  nicht  immer  ohne 
elektrische  Spannungen  und  gewitterartige  Entladungen 
abläuft,  blieb  diesen  guten  Beobachtern  der  Wirklichkeit 
nicht  verborgen ;  und  sie  sind  von  einer  gewissen  Parteilich- 
keit nicht  ganz  frei  zu  sprechen,  wenn  sie  die  Schuld 
derartiger  Störungen  fast  ausschliesslich  auf  der  weiblichen 
Seite  suchen,  wie  denn  überhaupt  die  unsittliche  Lebens- 
führung nur  unter  dem  Bild  eines  lockern,  verführerischen 
Weibes,  nicht  etwa  eines  ruchlosen  Mannes  dargestellt 
wird  (Prov.  9,  13 — 18).    Insonderheit  führen  sie  manchen 
scharfen  Hieb  gegen   die  Zanksucht,  die  Verschwendung 
oder  die  Sinnlichkeit  der  Weiber  (vgl.  Prov.  19,  13;  21, 
9.  19;  25,  24;  27,  15.  16).     «Das  Gekeif  eines  Weibes  ist 
eiue  stets  rinnende  Dachtraufe ;  lieber  auf  der  Zinne  eines 
Daches  sitzen,   als  mit  einem  zänkischen  Weibe  in  ge- 
meinsamem  Hause;   besser   ist's   im   wüsten   Lande   zu 
weilen,  als  bei  einem  grämlichen  Weibe.    Wer  ein  zän- 
kisches Weib  aufhält,   hält  den  Wind  auf  und  will  mit 
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seiner  rechten  Hand  Oel  fassen»  —  beides  gleich  unmög- 
lich. Am  gefährlichsten  steht  die  Sache,  wenn  eine  lange 
Verschmähte,  Sitzengebliebene,  endlich  doch  noch  zum 
Manne  kommt  (Prov.  30,  23),  weil  sie  ihren  lang  ange- 
sammelten Verdruss  an  dem  Unglücklichen  auslassen  wird. 
Indess  dringen  auch  die  freundlicheren  Töne  immer  wieder 
durch:  «Ein  nichtsnutziges  Weib  ist  zwar  wie  Knochen- 
frass  in  den  Gebeinen  des  Mannes,  aber  ein  tüchtiges 
Weib  ist  die  Krone  ihres  Eheherrn.  Die  Weisheit  der 
Frauen  baut  ihr  Haus,  und  wer  ein  solches  Eheweib  er- 
langt, hat  etwas  sehr  Gutes  erlangt  und  eine  Gnaden- 
gabe von  Jahve  davongetragen.  Haus  und  Gut  sind  ein 
Vätererbe,  aber  von  Jahve  kommt  ein  verständiges  Weib» 
(vgl.  Prov.  12,4;  14,  1;  18,  22;  19,  14). 

In  den  Schriften  der  Propheten,  soweit  sie  Veran- 
lassungnehmen, auf  das  Familienleben  einzugehen,  spielen 
die  Frauen  keine  hervorragende  und  im  Allgemeinen  keine 
besonders  rühmliche  Rolle;  von  guten  Frauen  viel  zu 
reden,  lag  eben  kein  Grund  vor.  Jesaja  schildert  in 
einer  drastischen  Stelle  (3, 16  ff.)  die  hochmüthigen  Damen 
Jerusalems,  die  gereckten  Halses  und  kecke  Blicke  um- 
herwerfend; tänzelnden  Schrittes  einhergehen  und  da- 
bei kokett  mit  ihren  Fussspangen  klirren,  und  reiht  in 
einer  athemlosen  Aufzählung  alle  die  bunten  Putzstücke 
aneinander,  die  vor  dem  Schrecken  Jahves  zerstäuben 
werden;  dann  zeigt  er,  wie,  wann  der  Krieg  sein  blutiges 
Werk  vollbracht  haben  wird,  sieben  Weiber  einen  Mann 
anpacken  und  sprechen  werden :  wir  wollen  unser  eigenes 
Brot  essen  und  selbst  für  unsere  Kleider  sorgen,  nur 
lass  uns  nach  deinem  Namen  genannt  werden  und  be- 
freie uns  von  der  Schmach  der  Ehelosigkeit  und  Kinder* 
losigkeit!    Laut  3,  12  Hessen  am  Hofe  von  König  Achas 
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die  Weiber  ihre  Hände  auch  nicht  von  der  Politik;  später, 
zur  Zeit  Hiskias,  erging  noch  einmal  ein  scharfer  Droh- 
ruf  an  die  sichern  Weiber  Jerusalems,  die  bald  Ursache 
haben  werden,  wehklagend  an  ihre  Brüste  zu  schlagen 
und  Trauergewand  um  die  Lenden  zu  legen  (Jes.  32,  9flF.). 
Schon  Arnos  hatte  (4,  Iff.)  <die  Basanskühe  auf  dem 
Berge  Samarias>,  die  vornehmen  Frauen  der  Residenz, 
hart  angefahren,  welche  die  Geringen  bedrücken,  die 
Dürftigen  zermalmen  und  zu  ihren  Männern  sprechen: 
schafft  uns  zu  trinken !  —  die  werden  an  dem  furchtbaren 
Tage  Jahves  wie  Fischlein  am  Angelhacken  zappelnd  aus 
ihrem  Element  herausgerissen.  In  das  Nachtbild,  das  ein 
Prophet  zur  Zeit  des  Königs  Manasse  entwirft  (Micha  7, 
5),  ist  als  besonders  düsterer  Zug  die  häusliche  Zerüttung 
hineingemalt:  hüte  deines  Mundes  Pforten  selbst  vor  der, 
die  an  deinem  Busen  liegt!  Jeremja  (7,  18f)  geisselt 
den  andächtigen  Eifer,  womit  ganze  Familien  die  Him- 
melskönigin verehren:  die  Kinder  sammeln  Holz,  die 
Väter  zünden  das  Feuer  an,  und  die  Weiber  kneten  den 
Teig  für  die  der  Astarte  zu  weihenden  Kuchen.  Da  die 
Frauen  zu  allen  Zeiten  eine  sonderliche  Empfänglich- 
keit für  religiöse  Anregungen  gesunder  und  ungesunder 
Art  an  den  Tag  gelegt  haben,  so  darf  man  ihnen  für 
jene  Periode,  wo  das  Mysterienwesen  des  Orients  wie 
ein  trüber  Strom  über  die  Grenzen  Judas  hereinflutete, 
eine  hervorragende  BetheiUgung  zutrauen. 

Höchst  bedeutsam  ist  die  Art,  wie  der  Prophet  H  o  • 
s  e  a  die  Ehe  zum  religiösen  Symbol  für  das  Verhältniss 
von  Jahve  und  Israel  erhoben  hat.  Bisher  war  Jahve  der 
Herr,  der  König,  der  Vater  Israels  genannt  und  der  Ab- 
fall von  ihm  wohl  auch  gelegentlich  mit  dem  Bilde  der 
Buhlerei  gebrandmarkt  worden,  das  von  den  unzüchtigen 
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Auswüchsen  der  Naturreligion  entlehnt  war.  D^  trau- 
rige Familienerlebniss  Hoseas,  dem  seine  Frau  die  Treue 
brach,  ohne  dass  sein  Herz  es  über  sich  brachte,  die 
Ehebrecherin  der  gesetzlichen  Strafe  auszuliefern  oder 
auch  nur  sie  endgültig  zu  Verstössen,  liess  in  ihm  den 
Gedanken  aufleuchten,  dass  gerade  so  Jahve  mit  Israel 
einen  Ehebund  geschlossen  und  von  diesem  seinem  Weibe 
zu  schnödem  Lohn  für  alle  seine  Liebeserweisungen  die 
gleiche  Untreue  erfahren  hatte,  und  dass  nun  auch  er 
zwar  mit  ernster  Zucht,  aber  doch  mit  unveränderlicher 
Liebe  das  Herz  der  Abtrünnigen  vneder  zu  gewinnen 
suche  und  schliesslich  in  Gericht  und  Gnade  sich  wieder 
mit  ihr,  und  nun  auf  ewig,  verm&hlen  w^rde  (Hos.  1 — 3). 
Diese  Deutung  war  nicht,  wie  man  gesagt  hat,  ein  barocker 
Einfall,  auch  nicht  blosse  Israelitisirung  des  Verhält- 
nisses, in  dem  man  sich  früher  den  Baal  zu  seinem  Lande 
dachte,  als  das  befruchtende  Prinzip  zu  dem  empfangen- 
den, auch  nicht  eine  wohlfeile  Vertrustung  über  sein 
häusliches  Unglück,  indem  er  es  unter  eine  erbaulich- 
geistliche Beleuchtung  gerückt  hätte  —  sondern  es  war 
ein  aus  zarter  Empfindung  heraus  gewonnener  TiefbUck 
in  den  überlieferten  Bundesgedanken.  Das  Eheband  ist  nicht 
schon  durch  die  Natur,  sondern  durch  die  Wahl  der  Liebe 
geknüpft;  es  kann  daher  durch  Untreue  zerrissen,  aber 
auch  durch  beharrliche  Liebe  neu  geknüpft  werden.  Nach 
Hosea  ist  das  Bild  bei  spätem  Propheten,  besonders  von 
H  e  s  e  k  i  e  1  (Kp.  16  und  23),  in  grelleren  Farben,  nicht 
immer  nach  unserm  Geschmacke,  ausgemalt  worden  und 
hat  auch  auf  die  Schriftauslegung  der  Synagoge  (z.  B.  beim 
Hohenliede),  ja  noch  auf  die  entsprechende  Darstellung 
des  Verhältnisses  Christi  zu  seiner  Gemeinde  nachgewirkt. 
AUes  Vergängliche  ist  nur  ein  Gleichniss  —  dazu  gehört 
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nach  ihrem  irdischen  Bestand  auch  die  Ehe ;  Paulus  bleibt 
in  der  Linie  des  prophetischen  Gedankens,  wenn  er  mit 
Anlehnung  an  ein  Wort  der  Genesis  sagt:  das  Geheim- 
niss  der  Ehe  ist  gross,  ich  beziehe  es  aber  auf  Christus 
und  die  Gemeinde  (Epheser  5,  32). 


So  hat  uns  die  Betrachtung  der  israelitischen  Ehe 
zwar  nicht  auf  die  Höhe  der  christlichen  Anschauung  ge- 
führt,  die  den  Geschlechtsverkehr  für  Mann  und  Weib 
an    die  ausschliessliche  Hingabe  der  zwei  Gatten  anein- 
ander bindet  und  die  Unauflöslichkeit  dieses  Bundes  für  die 
Lebenden  fordert,  vor  Allem  jedoch  den  Naturtrieb  durch 
Emporhebung  in  die  sittliche  Sphäre  adelt;  aber  es  konnte 
doch   konstatirt   werden,    dass   das   alte    Eherecht,    das 
Israel  vorfand  und  übernahm,  unter  seinen  Händen  eine 
merkliche  Verfeinerung  und  Versittlichung  in  drei  Rich- 
tungen erfuhr:  die  Einehe  hat  sich  immer  entschiedener 
durchgesetzt;  in  Fragen  der  Sittlichkeit  wird  allmählig 
der  gleiche  strengere  Massstab  an  den  Mann  gelegt,  der 
schon  früher  für  das  Weib  galt ;  und  innerhalb  wie  ausser- 
halb der  Ehe  wird  mehr  und  mehr  die  Frau  als  selb- 
ständige  sittliche  Persönlichkeit,  in  den  höchsten  Lebens- 
beziehungen   dem    Manne    ebenbürtig,    gewürdigt.      In 
diesem  Veredlungsprozess  waltete  als  treibende  Kraft  der 
Geist,  der  aus  dem  Glauben  an  den  einen  heiligen,  über 
alle  Vermischung  mit  dunkeln  und  dumpfen  Naturgewalten 
erhabenen  Gott  floss,  den  das  orientalische  Heidenthum 
verkannte,  weil  es  in  den  Natureindrücken  gefangen  blieb. 
In  dem  Masse,  als  der  heilige,  geistige  Gott  dem  mensch- 
lichen Bewusstsein  verdunkelt  und  die  Natur  mit  ihren 
blinden  Trieben  wieder  auf  den  Thron  gesetzt  wird,   er- 
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kommt,  bei  BluBtschli  der  Fall,   die  ich  beide  noch  gut 
gekannt  habe. 

Die  Staatsmänner  der  Dreissiger-Periode,  die  ich 
persönlich  kannte,  hatten  überhaupt  alle  den  gleichen 
Typus,  welcher  Parteirichtung  sie  auch  angehörten.  Sie 
kamen  mir  alle  etwas  übertrieben  in  ihren  Ansichten 
und  Bestrebungen,  und  zu  leidenschaftUch  in  ihrem  Hass 
gegen  Andersdenkende  vor,  welcher,  eben  deshalb,  oft 
geradezu  in  sein  Gegentheil  umschlagen  konnte,  wie  es 
z.  B.  bei  Siegwart  in  Luzern,  oder  Baumgartner  und 
Oberst  Breny  in  St.  Gallen  stattgefunden  hatte.  Ich 
erschien  mir  selber  im  Gespräch  mit  diesen  älteren  Herren 
stets  sehr  nüchtern  und  fast  zu  gleichgültig  für  ihre 
politischen  und  kirchlichen  Ideale,  und  vollends  für 
die  permanente  Schützenfeststimmung  der  kleineren  Po- 
litiker, denen  die  philosophische  und  geschichtliche  Bil- 
.düng  der  Hauptpersonen  abging,  fehlte  mir  jedes  Or- 
gan. 0  Dessenungeachtet  bedurfte  es  eben  solcher 
impulsiver  Naturen,  um  die  Schweiz  aus  der  tiefen  Er- 
niedrigung, in  welche  sie,  schon  seit  dem  Misserfolge  der 
Helvetik,  und  vollends  durch  ihre  erbärmliche  Haltung 
in  der  späteren  Zeit  der  Mediation  und  am  Schlüsse  der- 
selben   versunken   war,    wieder  zu   einem    neuen   selb- 


*)  Oefter  ging  bei  diesen  namentlich  die  Jesuitenforcht 
bis  fast  in's  Lächerliche.  Ich  entsinne  mich  eines  solchen 
Liberalen  der  vierziger  und  fünfziger  Jahre,  welcher  bei 
allem  Räthselhaften ,  was  etwa  in  der  Welt  passirte, 
welcher  Art  es  auch  sein  mochte,  stets  fein  lächelte  und  dann 
auf  näheres  Befragen  seinem  Zuhörer  ins  Ohr  raunte :  «Die 
Jesuiten».  Eine  ähnliche  Vorstellung  hatten  viele  Katholiken 
von  den  «Radikalen»,  wie  die  vorgeschrittenen  Liberalen  da- 
mals anfingen  genannt  zu  werden,  denen  sie  alles  Schlechte 
zutrauten. 


Der  Beginn  des  naturwissenschaftlichen  Materialismus.    129 

ständigen  Denken  und  Leben  zu  wecken.  Und  wenn 
man  vollends  jene  Männer  mit  dem  Durchschnittsschlage 
der  Eisen bahnpolitiker  vergleicht,  die  ihnen  in  der  ersten 
Zeit  des  neuen  Bundes  in  der  Regierung  der  Kantone 
folgten,  so  hat  man  alle  Ursache,  ihnen  ein  dank- 
bares Andenken  zu  bewahren.  Wirkhch  Grosses  wird 
in  dieser  Welt,  wie'  sie  einmal  ist,  nur  mit  einer  Art  von 
Leidenschaft  vollbracht,  weshalb  das  alte  Testament 
sogar  mitunter  seinen  Gott  als  einen  «Eiferer>  darzu- 
steUen  liebt,  dem  mit  lauen,  oder  allzu  philosophischen 
Werkzeugen  nicht  gedient  ist. 

In  dieser  Zeit  der  vierziger  Jahre  des  vorigen  Jahr- 
hunderts kam  bei  uns,  zunächst  an  der  Churer  Kantons- 
schule, welche  als  die  Leuchte  der  Bildung  für  das  ge- 
sammte  Land  galt,  durch  einen  deutschen  Theologen, 
welcher  aus  Mangel  an  innerer  Ueberzeugung  aus  seinem 
Berufe  zu  der  Naturwissenschaft  übergegangen  war,  die 
naturwissenschaftliche-materialistische  Geistesrichtung  auf, 
welche  sich  seither  zu  dem  sogenannten  «Monismus»  ausge- 
wachsen hat.  Leicht  wurde  es  ihr  überall  an  den  höheren 
Schulen  und  Lehrer-Seminarien  gemacht  durch  den  un- 
glaublich oberflächlichen  und  elenden  Religionsunterricht, 
der  ganz  unvermittelt  daneben  bestand  und  für  klassisch 
gebildete,  in  allerlei  Wissensgegenständen  wohl  unter- 
richtete Jünglinge  unerträglich  war.  Doch  bestand  ur- 
sprünglich zwischen  diesen  beiden  Welten  kein  ganz  bc- 
wusster,  oder  wenigstens  kein  ausgesprochener  Gegensatz, 
welcher  vielmehr  erst  mit  einer  kleinen  Schrift  von  Ludwig 
Büchner  in  Darmstadt  «Kraft  und  Stoff»  in  systematischer 
Weise  auftrat,  worauf  dann  durch  die  Untersuchungen  von 
Charles  Darwin  eine  Umwälzung  in  der  Weltanschauung 
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der  gebildeten  Kreise  entstand.  Von  da  an  wurde  der 
<Darwinismus>,  oder  die  bloss  naturwissenschaftliche,  me- 
chanische Weltanschauung  nicht  bloss  in  der  Naturwissen- 
schaft, sondern  auch  in  der  Philosophie,  der  Jurisprudenz, 
(namentlich  im  Staats- und  Strafrecht)  und  schliessUch  sogar 
in  der  Theologie  massgebend,  in  welcher  ein  cevolutioni* 
stisches»,  d.h.  diesen  modernen  Ansichten  sichimpassendes 
Christenthum  das  Strebeziel  der  gebildeteren  Theologen- und 
Lehrerkreise  wurde.  Seit  dieser  Zeit  hat  diese  Geistes- 
richtung  in  dem  sogenannten  <Monismus>,  welcher  die 
ganzen  Grundlagen  des  Christenthums  bewusst  verlässt. 
und  in  den  weitesten  Volkskreisen  zu  beseitigen  sucht, 
ihre  letzte  Ausbildung  erfahren  und  zugleich  in  Nietzsche 
eine  Art  von  dichterisch-phantastischer  Verherrlichung  ge- 
funden. Erst  seit  kurzer  Zeit  hat  sich,  erschreckt  durch 
die  Erfahrungen,  welche  im  Leben  mit  diesen  Ansichten 
bereits  gemacht  wurden,  ein  feiner  gearteter  Theil  der  ge- 
bildeten Klasse  wieder  anderen  Gedanken  zugewandt. 
Immerhin  ist  nicht  zu  übersehen,  dass  dieser  ganzen  Geistes- 
richtung, die  wir  die  «naturwissenschaftUch-materiaUsti- 
sche>  nennen,  schon  die  zwanziger  und  dreissiger  Jahre  des 
vorigen  Jahrhunderts  stark  vorgearbeitet  hatten,  theils  durch 
den  sogenannten  «Positivismus»  Auguste  Comte's,  theils 
durch  die  Hegersche  und  Schelling'sche  Philosophie  und 
dieGoethe'sche  Einführung  des  Spinozismus  in  die  deutsche 
ästhetische  Lesewelt,  womit  der  Atheismus  in  einer 
idealisirten,  nur  Wenigen  ganz  verständlichen  Form,  und 
mit  Beibehaltung  der  blossen  Denkform  «Grott>  der  stillen 
Billigung  vieler  philosophisch  angeregter  Kreise  näher 
trat.')      Ohne    diesen    geistigen    Hintergrund    sind   die 

*)  Vgl.  darüber  den  Aufsatz  «Saul  von  Tarsus  und  Banich 
Spinoza»  im  letzten  J€Üu*buch. 
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politischen  und  kirchlichen  Kämpfe  der  vierziger  Jahre 
nicht  ganz  verständlich,  obwohl  derselbe  den  meisten 
damals  handelnden  Personen  vielleicht  noch  nicht 
völlig  klar  geworden  war.  Jetzt  erst  tritt  in's  Tages- 
licht allgemeiner  Anschauung  und  Besprechung,  was 
damals  noch  eine  Art  von  Geheimlehre  weniger  Wissenden 
war.  Damit  ist  aber  auch  das  Interesse,  das  jeder  Geheim- 
lehre innewohnt,  zum  grossen  Theil  verschwunden  und 
hat  der  gesunde,  natOrliche  Menschenverstand,  welcher 
auf  die  Dauer  alles  Menschliche  immer  wieder  vor  der 
Zerfahrenheit  retten  muss,  wieder  die  Oberhand  be- 
kommen. 

Der  «Monismus»,  welcher  das  ominöse  Wort  «Atheis- 
mus>  noch  immer  vermeiden  möchte  und  im  Uebrigen  auf  die 
in  jedem  Menschen  vorhandene  natürliche  Neigung  zu 
möglichster  Einförmigkeit  der  Weltanschauung  spekulirt, 
hat  nun  schliesslich  folgende  Ausgestaltung  angenommen.^) 
Man  nimmt  an,  dass  die  Welt  aus  einer  einzigen  Substanz 
bestehe,  die  sich  in  fortwährendem  Wechsel  von  Werden 
und  Vergehen  befinde,  so  wie  es  übrigens  Hegel  schon 
in  etwas  verschleierterer  Form  gelehrt  hatte.  Dabei  seien 
aus  dem  anfängUch  unorganischen  Stoffe,  über  dessen  Ent- 
stehung ein  unlösbares  Dunkel  vorhanden  ist,allmählig(wie, 
ist  auch  nicht  näher  gesagt  und  erklärbar)  die  organischen 
Lebewesen  verschiedener  Stufen,  zuletzt  der  Mensch, 
entstanden,  der  sich  von  den  andern  nicht  dem 
Wesen  nach  unterscheide  und  dessen  sogenannte  Seele 
aur  aus  einer  Summe  von  Funktionen  seines  Gehirns  be- 
stehen könne.    Eine  cUnsterblichkeit»    dieser  Seele   sei 


')  Vergl.  darüber  Wi  1 1  i  c  h :  «Monismus  und  Duahsmus> ; 
H  fi  c  k  e  1 :  «Die  Welträthsel»,  gemeinverständliche  Studien 
über  monistische  Philosophie. 
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daher  auch,  ebensosehr  wie  ein  «freier  Wille»,  eine  blosse 
Täuschung,  und  ausserhalb  aller  dieser  Naturerscheinungen 
stehende  Wesen,  wie  Götter  oder  Einen  Gott,  könne 
es  vollends  nicht  geben.  Ebenso  nicht  das  «seltsame 
Idob  eines  <  kategorischen  Imperativs»  nach  Kant 's 
Erfindung,  oder  überhaupt  eine  andere  Moral  oder  Ethik 
als  den  «sozialen  Instinkt»,  der  sich  auch  schon  bei 
den  höheren  Thiergattungen  zeige  und  in  seinen  Wirkungen 
ungefähr  der  sog.  christlichen  NächstenUebe  entspreche. 
Die  ReUgion  sei  durch  cdie  Wissenschaft>  völlig  ersetzbar 
und  einen  andern  «Gottesdienst»  könne  es  überhaupt 
nicht  mehr  für  einen  vernünftigen  Menschen  unserer  Tage 
geben,  als  den  Kultus  der  Wahrheit,  Schönheit  und 
Tugend. 

Warum  aber  noch  diesen  und  nicht  bloss  den  Egoismus 
und  Lebensgenuss?  «Nach  ewigen,  ehernen,  grossen 
Gesetzen  (unbekannten  Ursprungs)  müssen  wir  Alle 
unseres  Daseins  Kreise  vollenden»  und  uns  damit  zu- 
frieden geben,  wie  Spinoza  und  nach  ihm  Goethe  (von 
dem  dieses  Diktum  stammt)  es  uns  zu  lehren  unternommen 
haben. 

Wenn  wir  es  nur  könnten!  Aber  der 
Mensch  hat  neben  seinem  Triebe  nach  Erforschung 
der  Wahrheit,  noch  einen  mächtigeren,  nämlich  das  Be* 
dürfniss  des  Glücks,  das  durch  diese  Weltanschauung 
keineswegs  befriedigt  wird.  Denn  dieselbe  führt,  ganz 
abgesehen  von  ihrer  völligen  Unbeweisbarkeit  und  sogar 
evidenten  Un  Wahrscheinlichkeit  in  ihren  wesentlichen 
Bestandtheilen^),  für  die  grosse  Masse  der  jeweilen  lebenden 

^)  Uns  scheint,  auch  ein  Naturforscher  müsste  so  viele 
Beweise  von  einer  wohlwollenden  und  planmässig  handelnden 
Intelligenz  in  der  erkennbai'en  Weltordnung  entdecken,  dass 
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Bevölkerung  der  Erde  zu  einem  hoffnungslosen  Elend,  und 
für  die  Wenigen,  die  darüber  stehen,  entweder  zu  einer 
moralischen  Verlotterung,  von  der  wir  jetzt  täglich  Proben 
in  den  Zeitungen  lesen,  oder  dann,  bei  den  besseren  Naturen, 
zu  einem  Pessimismus  und  einer  Weltflucht,  von  der  unsere 
nächste  Zukunft  Zeugniss  ablegen  wird.  Wer  möchte  . 
auch  in  einer  solchen  prinzipienlosen  Welt  des  Zufalls 
und  der  nothwendigen  Unterdrückung  alles  Schwächeren 
durch  das  Stärkere  noch  weiter  leben? 

Wenn  aber  vollends  Gott  dennoch  ist,  obwohl  ihn 
einzelne  Menschen  lieber  ignoriren  möchten,  so  muss  er 
mit  seiner  ganzen  Macht  gegenüber  diesen  Einzelnen 
und  den  Völkern,  welche  ihnen  folgen,  sich  zu  erkennen 
geben  und  sich  in  ihren  Schicksalen  als  eine  Macht  be- 
weisen .  Das  sagt  schon  in  ältester  Zeit  der  2.  Psalm, 
und  seither  viele  Erfahnmg  in  allerlei  uns  bekannten 
Lebensläufen. 


Das  alles  ist  nun,  seitdem  eine  atheistische  Welt- 
anschauung in  Folge  der  heutigen  Glaubensfreiheit  offener 
hervorgetreten  ist,  als  dies  früher  geschehen  konnte,  und* 
sich  anschickt,  die  civilisirte  Welt  zu  erobern,  überall  in 
vollem  Forfschritte  befindlich.  Das  Ende  lässt  sich  leicht 
voraussehen ;  nur  wird  das  Christenthum  selbst,  das  der- 
selben entgegensteht,  in  seiner  jetzigen  kirchlichen  Form 
im  Laufe  dieses  längeren  und  grossartigen  Kampfes  eine 


er  ohne  vorgefasste  Meinung  von  einer  angebhchen  wissen- 
schaftlichen Nothwendigkeit,  oder  ohne  Abneigung  gegen  die 
sittlichen  Folgerungen  des  Gottesglaubens,  nicht  zum  Monis- 
mus gelangen  könnte. 
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nicht  unbedeutende  Umgestaltung  erfahren.*)  Darüber  sagt 
uns  Goethe  selber:  Der  Konflikt  des  Glaubens  und  Un- 
glaubens sei  das  tiefste  Thema  der  Weltgeschichte  und  die 
Menschen  in  derselben  nur  solange  produktiv,  als  sie  reUgiös 
seien,  nachher  bloss  noch  nachahmend  und  wiederholend , 
wie  es  auch  die  bisherige  Geschichte  bewiesen  habe.  Doch 
gehört  das  Alles  nicht  mehr  dem  <Vergangenen>,  son- 
dern der  Gegenwart  und  sogar  der  Zukunft  an  imd  kommt 
erst  jetzt  allmfthlig  zum  Austrag.  Die  blosse  dogmatische 
Theologie  einer  vergangenen  Zeit,  ohne  innere  Lebens- 
erfahrung und  daherige  feste  Ueberzeugung,  ist  heute  aller 
Welt,  selbst  den  Theologen,  zuwider  geworden,  und  seit 
dann  Nietzsche  noch  von  einer  cUmwerthung  aller 
Werthe>  phantasirt  hat,  hat  er  damit  die  geheimen  Ge- 
danken Vieler  auch  über  die  Moral  getroffen.  Sie  wollen 
«sich  ausleben»  nach  Goethe'schem  Rezept,  und  darin 
durch   Nichts  gehindert   sein. 

Sogar  die  Besseren  und  Besten  wollen  keine  bloss 
theologisch  konstruirten  Ueberzeugungen  und  Wahrheiten 
mehr,  die  man  den  Kindern  mittelst  Katechismen  ein- 
lernen muss,  sondern  solche,  die  man  mit  den  Worten 
des  täglichen  Lebens  aussprechen  und  mit  den  Gedanken 
jedes  Tages,  nicht  bloss  je  des  siebenten,  vereinbaren 
kann.  Das  wird  auch  der  Papst  durch  keine  Encykliken, 
und  durch  keine  Aufsicht  über  die  Seminarien  und  ein- 
zelnen Geistlichen  oder  Schriftsteller  verhindern  können. 


*)  Die  hervorragendsten  Vertreter  der  philosophischen 
Wissenschaft  auf  den  deutschen  Hochschulen  suchen  sich 
vorläufig  mit  einem  System  zu  helfen,  das  sie  «Paralellismas» 
nennen,  das  aber  auch  nicht  mehr  als  ein  etwas  verschleierter 
Pantheismus  ist.  (Vgl.  Wittich,  pag.  26.)  Daher  kommt  die 
Hülfe  gegen  den  Monismus  nicht. 
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dass  die  Menschen  unserer  Zeit  nur  Eine  Wahrheit  kennen 
wollen,  nicht  eine  kirchliche  und  eine  fOr  den  tftglichen 
Gebrauch,  und  dass  sie  Oberhaupt  -wieder  fragen :  Was 
ist  Wahrheit?  Und  zwar  wollen  Sie  darauf  nicht  bloss 
eine  autoritative,  oder  irgend  einmal  früher  von  irgend 
Jemand,  den  man  kaum  mehr  kennt,  formulirte  Antwort 
haben,  sondern  eine  solche,  die  der  heutigen  Ueberzeugung 
imponirt  und  mindestens  so  gemein verstftndlich  und  zu- 
gleich wissenschaftlich  annehmbar  ist,  als  die  von  Hftckel 
gegebene  Antwort  auf  die  Welträthsel. 


An  Gott  zu  glauben  ist  nun  an  und  fQr  sich  zwar  nicht 
schwer,  für  Jeden  wenigstens,  der  keine  Ursache  hat,  ihn 
nicht  zu  wünschen  und  bei  welchem  daher  «der  Wunsch 
der  Vater  des  Gedankens>  ist.  Viel  leichter  jedenfalls, 
als  an  einen  b)ossen  Zufall,  der  das  ungeheure  Weltganze 
regieren  sollte.  Dass  eine  intelligente  Ursache  diese 
Welt  hervorgerufen  hat  und  sie  best&ndig  erhalten  muss, 
ansonst  sie  dem  Chaos  sofort  anheimfallen  würde,  ist  ge- 
wiss viel  leichter  zu  begreifen,  als  das  Gegentheil.  Schwerer 
begreifbar,  als  die  atheistische  Weltordnung,  ist  keine ;  schon 
das  Wort  widerspricht  der  Idee.  Aber  wenn  man  an 
Gott  glaubt,  muss  man  eben  auch  an  dessen  unerbittliche 
Gerechtigkeit  und  Allwissenheit  glauben,  und  das  passt 
den  meisten  Menschen  so  wenig,  dass  sie  ihn  viel  lieber 
ganz  beseitigen  möchten.  Daher  sagt  auch  das  Evange- 
lium von  ihnen,  sie  liebten  die  Finsterniss  mehr  als  das 
Licht,  weil  ihre  Werke  böse  seien.  Aus  diesem  Grunde 
ist  ein  wirklicher  Glaube  an  Gott  ohne  einen  gleich- 
zeitigen Entschluss  zum  Guten  eigentlich  unmöglich  für 
Jedermann;  das  ist  die  ewige  Quelle  des  Atheismus,  der 
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in  irgend  einer  Form  immer  wiederkehrt.  Der  Verstand 
würde  mit  ihm  schon  fertig  werden,  denn  er  ist  von 
Grund  aus  unverständig  und  unverständlich^  aber  der 
Wille  des  Menschen  ist  ihm  stets  naturlich  zugeneigt. 
Wenn  es  nicht  so  wäie,  dass  die  Menschen  wirklich  die 
Finsterniss  mehr  liebten,  als  das  Licht,  weil  sie  das  Gute 
nicht  gern  thun  wollen  und  an  dem  Bösen  mehr  Ge- 
fallen finden,  oder  es  wenigstens  für  ihr 
Wohlbefinden  nicht  entbehren  zu  können 
glauben,  so  wäre  es  einfach  nicht  zu  begreifen,  wie 
sie  eine  Weltordnung  des  reinen  Zufalls,  im  besten  Fall 
eine  solche  der  List  und  Gewalt  des  jeweilen  Stärkeren, 
einer  Lichtwelt  vorziehen  könnten,  in  welcher  Liebe 
und  Güte  die  Leitung  und  Oberhand  hat  und  für  den 
Aermsten  und  Schwächsten  gesorgt  ist,  so  bald  er  es  nur 
selber  will.  Es  ist  der  falsche  Begriff  des 
Glücks,  der  Schuld  an  allem  diesem 
atheistischen  Irrthum  ist.  Noch  leichter,  al> 
an  Gott,  der  unsichtbar  und  unbegreifbar  ist,  ist  es,  an 
Christus  zu  glauben,  weil  man  hier  eine  geschichtUch 
völlig  glaubwürdige  Begebenheit  vor  sich  hat.  Und  weil 
der  Mensch  überdies  das  tiefe  Bedürfen  hat,  sich  irgend- 
wo anzuschliessen.  Wenn  er  diese  Person  nicht  kennt 
oder  ablehnt,  so  muss  er  sich  an  weit  geringere  histori- 
sche Erscheinungen  halten  und  dieselben  künstlich  ver- 
grossem,  wie  wir  es  alle  Tage  sehen.  Hier  kommt  es  auf 
den  Willen  zu  einer  Liebe  an*);  der  dogmatische 
Aufbau  in  der  Stellung  dieser  Person  zu  der  gesammten 
Menschheit  leidet  hingegen  an  Schwierigkeiten,  über  welche 
man  ohne  Zuhilfenahme  eines  intensiven  Gefühls  nicht 
hinw^egkommt.     Dann  aber  ist  es  leichter,  sich  mit  dieser 

M  Ev.  Joh.  XIV,  23 
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Person  geistesverwandt  zu  fühlen,  auch  heute  noch,  als 
mit  Buddha,  oder  Confucius,  oder  Sokrates,  oder  irgend 
einem  anderen  Philosophen  älterer  und  neuerer  Zeit. 

Diese  Fragen  und  Willensentschliessungen  mussten 
einmal  in  der  civilisirten  Menschheit  wieder  zu  einer  Be- 
sprechung kommen,  nachdem  man  sie  lange  in  den  Formen 
des  16.  Jahrhunderts,  gewissermassen  unter  Glas,  bloss 
äüsserlich  konservirt  hatte.  Dass  der  politische  Fort- 
schrittsgedanke  und  Freisinn  dabei  oft  in  einem  gewissen 
Gegensatz  nicht  bloss  gegen  diesen  religiösen  Konserva- 
tivismus, sondern  sogar  gegen  das  religiöse  Bedürfniss 
überhaupt  gerieth,  und  dass  offenkundige  Verächter  aller 
Religionen  sich  stets  in  den  Purpurmantel  der  Freiheits- 
liebe hüllen  konnten,  das  ist  öfter  eine  Schwäche  unseres 
Staates  —  und  wohl  aller  modernen  Staaten  —  gewesen, 
und  eine  der  i^rössten  Arglisten,  durch  welche  der  Geist 
des  Bösen  die  arme  Menschheit  um  den  Segen  betrügt,  den 
sie  sonst  haben  könnte,  und  ohne  den  nichts  recht  gedeiht ! 

Die  beste,  ja  die  einzig  überzeugende  Beweisführung 
für  oder  gegen  die  christliche  und  die  atheistische  Welt- 
anschauung bleibt  stets  die  Wirkung  beider  und  damit 
das  persönliche  Erlebniss.  Die  Eine  muss,  wenn  sie  acht 
ist,  Friede  und  Freudigkeit  des  Herzens  erzeugen,  während 
die  Andere  Unruhe,  Unfriede  mit  sich  und  der  Umgebung, 
Furcht  vor  Menschen  und  Ereignissen,  zuletzt  meistens 
Menschenverachtung  mit  sich  führt.  Doch  das  lernt 
man  erst  weit  später,  im  Leben,  kennen,  und  manche  gut 
angelegte  Leute  verlassen  dasselbe  innerlich  traurig,  ohne 
es  in  seinen  Möglichkeiten  jemals  ganz  erfasst  zu  haben. 

In  unserem  Erdenwinkel  herrschte  in  der  Zeit,  als 
ich  zu  denken  anfing,  in  K  i  r  c  h  e  und  Schule  noch  eine 
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gänzlich  geistlos  gewordene  Orthodoxie,  die  Niemand 
befriedigte,  an  der  aber  doch  Niemand  direkt  zu  rütteln 
wagte.  In  den  gebildeten  Familien  des  Lande» 
hingegen  war  eigentlich  ein  rationaUstisches  Christenthum 
üblich  geworden,  wie  es  die  damals  sehr  beUebten  Geliert'- 
sehen  Lieder  enthielten,  die  wir  bis  zum  Ueberdnisse 
auswendig  lernen  mussten  und  dann  glücklicherweise 
im  späteren  Leben  wieder  an  Besseres  vertauschten. 
Denn  mit  diesem  blutarmen,  wenn  auch  rechtschaffenen 
Christenthum  kommt  man  im  Leben  nicht  sehr  weit; 
es  gehört  etwas  mehr  innere  Wärme  und  selbst  Leiden- 
schaftlichkeit dazu.  Daneben  spielten  als  Hausbuch  der 
gebildeten  Familien  die  «Stunden  der  Andacht»  von 
Zschokke  eine  sehr  bedeutende  Rolle,  in  denen  unter  einer 
ethischen,  oder,  ganz  allgemein  gesprochen  religiösen. 
Form  doch  schon  der  Anfang  der  naturwissenschaftUchen 
Weltanschauung,  gegenüber  dem  orthodoxen  Christenthum, 
und  namentUchdie  Vergötterung  einer  sogenannten  <  Natur > 
verborgen  lag,  die  eigentlich  nichts  Anderes  als  Pantheis- 
mus war.  Damit  begann  die  noch  vorhandene  Natur- 
schwärmerei, das  Entzücken  über  Gletscher  und  Gebirge, 
in  das  Jedermann  allmählig  mehr  oder  weniger  gedanken- 
los einstimmte,  die  «Freude  an  der  Natur».  «Süsse  heilige 
Natur,  lass  mich  geh'n  auf  deiner  Spur>  stand  auch  bei 
uns  beständig  auf  der  Tagesordnung,  und  kam  mir  schon 
frühzeitig  mindestens  ebenso  unannehmbar  vor,  als  der 
allzusüssliche  «Heiland>  mit  seiner  cBlutgerechtigkeit»  im 
Style  der  Pietisten.  Denn  jeder  gesunde  Menschenver- 
stand musste  doch  sehen,  namentlich  in  einem  Lande, 
wo  Tausende  in  beschwerlichen  und  selbst  lebensgefähr- 
lichen Gewerben  dieser  «Mutter»  Natur  ein  karges  Brot 
abzuringen  hatten,  dass  es  mit  ihrer  Süssigkeit  und 
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Heiligkeit  in  Wirklichkeit  nicht  sehr  weit  her  sei,  und  dass 
man  damit  eine  blosse  Phantasie  an  die  Stelle  einer 
grösseren,  geschichtlichen  Wahrheit  gesetzt  habe. 

Auch  ein  sehr  wohlwollender  aber  etwas  langweilig 
geschriebener  cAgathon>  eines  sehr  beliebten  Pfarrers 
in  St.  Gallen  von  «mildliberaler  Richtung»  trieb  sich  da- 
mals, neben  den  Naturschilderungen,  auf  allen  Weihnachts- 
oder vielmehr  Neujahrstischen  herum.  Zum  Verdruss  etwas 
lebhafterer  Knaben,  die  lieber  die  Lederstrumpf erzählungen^ 
oder  die  Walter  Scott'schen  Romane  an  Stelle  dieses  christ- 
lichen Musterjünglings  gehabt  hätten,  welcher,  statt  mit 
äusseren  Feinden,  stets  nur  mit  seiner  eigenen  «versteckten 
Sinnlichkeit»  zu  kämpfen  hatte,  wie  es  bei  solchen  allzu- 
frOh  frommen  Leuten  wirklich  öfter  der  Fall  zu  sein  pflegt^ 
einem  gesunden  Knaben  aber  ganz  widerlich  ist. 

Kinderbücher  kann  eben  nicht  Jeder  schreiben,  der 
guten  Willen  dazu  besitzt;  dazu  gehört  ein  feines  Yer- 
ständniss  der  Kinderseele,  die  namentlich  viel  verstän- 
diger und  Verstand  fordender  ist,  als  die  meisten  Eltern 
und  Lehrer  es  meinen.^) 

Was  nun  über  diese  «gebildete  Religion»  der  wobl> 
situirten  Leute  hinausginge  war  entweder  dem  Materialis- 
mus, oder  dann  dem  Pietismus  verfallen,  der  noch  vielfach 
die  Religion  der  kleinen  Leute,  aber  mit  dem  Makel 
der  Unbildung  behaftet,  war,  bis  man  durch  eine  weit 
spätere  Zeit  wieder  belehrt  wurde,  dass  das  Christenthum 
im  Wesentlichen  doch  auf  persönlicher  Lebenserfahrung 
beruht,  und  weder   eine   blosse   kirchliche  Katechismus- 


')  Etwas  Aehnliches  ist  z.  B.  in  heutiger  Zeit  die  <  Familie 
Schönbeig-Ck>tta»,  die  auch  kein  richtiges  Kind  lesen  mag. 
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lehre,  die  man  den  Kindern  eintrichtern  kann,  noch  ein 
rationalistisches  Moralsystem  ist,  das  keiner  Ergänzung 
durch  das  Uebersinnliche  bedarf. 


In  den  vierziger  Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts 
war  nun  aber  das  Alles  noch  lange  nicht  so  offen  am 
Tage  liegend  und  in  seinen  eigentlichen  Wurzeln  und 
Wirkungen  sichtbar,  wie  es  jetzt  ist,  sondern  drehte  sich 
der  geistige  Kampf  in  Europa  vorwiegend  um  die  Umge- 
staltung des  politischen  Haushaltes  der  Völker,  welcher  am 
Wiener  Kongresse  und  durch  die  nachfolgenden  Verein- 
barungen der  europäischen  Grossmächte  von  Troppau, 
Laibach  und  Verona  eine  sehr  ungenügende,  die  Völker 
tief  verstimmende  Gestaltung  erhalten  hatte.  Wobei  dann 
das  konservative  Element,  welches  in  sich  selber  nicht 
mehr  recht  lebensfähig  war,  einen  Verbündeten  in  einer 
Art  von  kirchlichem  Konservatismus  suchte,  welcher  aus 
dem  Christenthum  eine  blosse  Polizeiinstitution  zur  Nieder- 
haltung der  Menschen  unter  einem  doppelten  Joche  machte. 
Freiheit  von  beiden  Vormundschaften  wurde  fortan  das 
Feldgeschrei  der  einen,  Erhaltung  von  «Thron  und  Altar» 
das  der  andern  Partei,  und  wie  immer  verschwanden 
zwischen  beiden  .augenblicklich  eine  grosse  Zahl  von  ge- 
mässigten Bürgern,  die  eigentlich  keines  von  beiden 
wollten,  aber  für  ihr  eigenes  Staats-  und  Kirchenideal  keinen 
rechten  Ausdruck,  und  namentlich  keine  Führung  fanden. 

Wir  haben  in  den  Jahrbüchern  XI  und  XIII  eine  An- 
zahl Briefe  hervorragender  schweizerischer  Staatsmänner, 
aus  dem  Nachlasse  von  Landammann  Blösch  in  Bern,  und 
einen  bis  dahin  ganz  unbekannt  gewesenen  Verfassungs- 
entwurf von  Bluntschli,  der  sich  in  seinen  Papieren  vor- 
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gefunden  hat,  veröffentlicht.  *)  Es  ist  eine  Verfassung,  die 
nichts  weiter  als  eine  Nachahmung  der  Mediation  ist,  wie 
sie  schon  Rossi  1832  versucht  gehabt  hatte. 

Bluntschli  namentlich,  wie  auch  Geizer,  die  eigent- 
lichen berufenen  geistigen  Führer  dieser  verständigen 
Mittelpartei,  hatten  den  Anschluss  an  die  Bewegung  der 
Zeit  verfehlt,  die  etwas  mehr,  als  sie,  wollte  und  waren 
damit  so  zu  sagen  unter  die  Räder  gekommen.  Der  Eine 
war  darüber  «Fürstendiener»  und  eine  Art  von  ge- 
heimem diplomatischem  Agenten  geworden,  der  nicht 
entfernt  erreichte,  was  er  in  seinen  Jugendvorlesungen 
über  die  Schweizergeschichte  und  in  seinen  protestan- 
tischen <Monatsblättem>  versprochen  hatte,')  die  vielmehr 
ein  blosses  Programm  geblieben  sind.  Der  Andere, 
Bluntschli,  wurde  ein  grosser  Mann  in  Deutschland  und 
der  ganzen  Welt,  aber  mit  einer  geheimen  Sehnsucht 
nach  einer  schweizerischen  Stellung,  die  ihn  nie  verliess. 
An  seiner  Begräbnissfeier  in  Heidelberg  (1881)  wurde  er 
von  dem  Hauptredner  (Schulze)  zwar  gänzlich  als  Deutscher 
und  als  ein  unbedingter  Anhänger  der  Bismarck'schen 
Realpolitik  geschildert,  und  die  Deputation  der  deutsch- 
schweizerischen  Hochschulen,  Zürich,  Bern  und  Basel, 
nicht  zum  Worte  zugelassen,  während  sogar  ein  Grieche 
es  erhielt.  Der  Vertreter  der  badischen  Landessynode 
hielt  eine  Rede,  worin  er  die  Verdienste  der  Verstor- 
benen um  das  kirchliche  Leben  (im  Sinne  des  Protestanten- 
vereins) schilderte  und  damit  schloss,  der  Grossherzog 
habe  ihm  dafür  eben  noch  einen  hohen  Orden  verleihen 


*)  Vergl.  dazu  auch  noch  den  Briefwechsel  von  Bluntschli 
und  Wackernagel,  herausgegeben  von  Prof.  Fleiner. 

*)  Vergl.  darüber  den  schönen  Nachruf  von  Friedrich  Curtius 
»Heinrich  Geizer»  1892.  Von  ihm  finden  sich  im  Eidg.  Archiv 
noch  interessante  Berichte. 
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Avolleh,  es  sei  nun  aber  zu  hoffen,  dass  ihm  statt  dessen  die 
«himmlische Krone»  zuTheilgewordensei.  DaswardasEnde 
einer  Mittelpartei  aus  den  Kämpfen  unserer  Vierzig^  Jahre. 

Was  wir  zuerst  davon  in  Chur  vernahmen,  war  der 
gänzliche  politische  Umschwung  in  L  u  z  e  r  n  ,  welches 
aus  einem  vorwiegend  liberalen  Kanton  und  aktiven  Theil- 
nehmer  am  Siebener-Konkordat  und  den  Badener-Kon- 
ferenzen *)  fortan  das  Haupt  einer  katholisch-reaktionäreD 
Partei  wurde,  welche  sich,  angestachelt  durch  den  radikalen 
Gegensatz  und  den  Ehrgeiz  einiger  FQhrer,  die  Renegaten 
des  Radikalismus  waren'),  nach  und  nach  bis  zu  dem  Ge- 
danken verstieg,  den  goldenen  Bund  von  1586  wieder  zu 
erneuem  und  einen  engeren  katholischen  Bund  neben  die 
allgemeine  Eidgenossenschaft  zu  stellen. 

Die  Gegner  dieses  Umschwungs,  an  deren  Spitze  sich 
die   Brüder  Kasimir   und  Eduard  Pfyffer  befanden    (von 


M  Vgl.  die  Einladung  von  Luzern  zu  derselben  im  Jahr- 
buch XXI. 

2)  Der  Hauptführer  war  der  bisherige  Staatsschreiber 
Konstantin  Siegwart-Müller,  aus  einer  ursprünglich  ba- 
dischen FamiHe  stammend,  die  im  17.  Jahrhundert  aus  dem 
Schwarzwald  eingewandert-  und  lange  heimathlos  geblieben 
war.  Erst  er  selbst  wurde,  mit  Hülfe  der  Liberalen,  in  Luzern 
eingebürgert  und  gehörte  ursprüngUch  ganz  dieser  Richtung 
an.  Ein  sehr  starker  Ausdruck  davon,  aus  einem  Briefe  von 
1826,  ist  in  Feddersen's  «Geschichte  der  Schweiz.  Regeneration» 
pag.  329  nachzulesen.  Seinen  Uebergang  in  das  andere  Lager 
rechtfertigte  er  in  einer  Schrift  «Garantie  für  das  Christen- 
thum»  mit  dem  Straussenputsch.  Mit  ihm  war  der  zweite 
Staatsschreiber  Bernhard  Meyer  aus  gekränktem  Ehrgeiz 
in  das  gleiche  Lager  übergetreten.  Ausserdem  war  ein 
Bauernführer,  Leu  von  Ebersol,  der,  wie  Feddersen  s^^ 
nichts  ohne  priesterlichen  Bath  that,  das  Hauptwerkzeug 
dieses  gänzhchen  Umschwungs,  der  in  der  That  von  der 
zürcherischen  Antistraussenbewegung  den  Anstoss  und  den 
ersten  Muth  zu  seinem  Thun  empfangen  hatte. 
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denen  jedoch  der  Letztere  schon  1834  starb),  vermochten 
der  Zeitstr6mung  nicht  Widerstand  zu  leisten  ;  von  einem 
«Gemässigten»,  dem  Geschichtsschreiber  und  nachmaligen 
Professor  in  Wien  Eutych  Kopp  ging  sogar  der  Antrag  in 
dem  neugewfthlten Grossen Rath  (indem  nur  noch  SLiberale 
sassen)aus,  die  neue  Eantonsverfassung  dem  Papste  vorzu- 
legen und  seinen  apostolischen  Segen  dafür  zu  erbitten. 
Um  nun  diese  neue  Richtung  im  Volke  genügend 
zu  befestigen,  stellten  einige  Grossräthe  aus  dem  Entle- 
buch  noch  den  Antrag,  die  Gesellschaft  Jesu,  die  schon 
seit  längerer  Zeit  von  Freiburg  her  Missionen  im  Lande 
veranstaltet  hatte,  an  die  höhere  städtische  Lehranstalt,  die 
zugleich  in  Verbindung  mit  dem  Priesterseminar  stand,  zu 
berufen,  was  der  nämliche  Eutych  Kopp  als  «den  An- 
fang eines  nicht  zu  berechnenden  Unglücks»  bezeichnete. 
Im  Kanton  Tessin  fand  ebenfalls  der  Versuch  einer 
Revolution  gegen  die  liberale  Grossrathsmehrheit  statt, 
die  dem  jungen  Anführer,  Advokat  Nessi,  in  Folge 
Urtheil  eines  ausserordentlichen  Standgerichts,  auf  einer 
Wiese  bei  Locarno  das  Leben  kostete.  Es  war  das  letzte 
politische  Todesurtheil  der  Schweiz,  das  zur  Vollstreckung 
gelangte.  Li  Solothum  und  Aargau  fand  eine  perma- 
nente Bewegung  gegen  die  Klöster  statt,  welche  der 
Art.  12  der  Bundesverfassung  garantirte,  und  aus  dem 
Wallis,  das  uns  damals  noch  ausserordentlich  fernab  lag, 
hörte  man  dunkle  Kunden  von  einer  beständigen  Zwie- 
tracht zwischen  dem  obem  und  dem  untern  Landestheil, 
welche  zuletzt  daselbst  bis  zu  einem  offenen  Bürgerkrieg 
und  zu  eidgenössischer  Litervention  führte.  ^ 


^)  Die  dortigen  verworrenen  und  nirgends  ganz  gut  be- 
schriebenen Zustände  sind  in  den  Jahrbüchern  1  433  und  II 
607  von  einem  damals  noch  lebenden  Augenzeugen  erzählt. 
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eine  eidgenössische  Frage  ersten  Ranges  wurde,  die  nach 
längerem  Schwanken  am  31.  August  1843  in  der  Tag- 
satzung zu  Gunsten  der  Aufhebung,  resp.  der  Nichtinter- 
vention  des  Bundes,  entschieden  wurde,  nachdem  Aargau 
zuerstauf  klugen  Rath  hin  die  drei  FrauenklOster  wieder  her- 
gestellt hatte.  Damit  gewann  der  Gedanke  einer  katholi- 
schen <Schutzvereinigung>,  der  schon  lange  in  einigen 
Köpfen  gespuckt  hatte,  Leben  in  weiteren  Kreisen,  und 
schieden  sich  die  Parteien  in  vorerst  unheilbarer  Weise. 
Niemals  zwar  war  von  einer  eigentlichen  Trennung  der 
Schweiz  die  Rede,  und  die  Führer  der  katholischen  Partei, 
namentlich  Siegwart-Müller,  glaubten  auch  wahrscheinlich 
durch  eine  solche  «beständige  Konferenz»  und  ein  festes 
Auftreten  der  katholischen  Stände,  in  Verbindung  etwa  noch 
mit  den  Rathschlägen  der  ausländischen  Gesandtschaften, 
hinreichend  zu  imponiren  und  keinen  direkt  entgegen- 
stehenden Tagsatzungsbeschluss  befürchten  zu  müssen. 

Unmittelbar  vor  diesen  damals  bereits  in  der  Luft 
liegenden  Vorbereitungen  zu  einem  Bürgerkrieg,  fast 
im  höchsten  Momente  der  beginnenden  Spannung,  fand 
im  Jahre  1842  das  eidgenössische  Schützenfest  in 
Chur  statt,  bei  welchem  nun,  wie  auf  einer  eid- 
i^enössischen  Landsgemeinde,  alle  Fragen  offen tUch  zur 
Sprache  gebracht  werden  konnten,  die  sonst  in  den  sorg- 
fältig verschlossenen  Tagsatzungssäälen  und  unter  den  dort 
sitzenden  Diplomaten  doch  mehr  oder  weniger  unge- 
hört  verhallten.  Von  einem  solchen  Schützenfest  jener 
Zeit  macht  sich  JNiemand  mehr  einen  vollkommenen  Begriff, 
der  es  nicht  selber  erlebt  hat.  Während  die  äusserenEinrich- 
tuQgen  desselben  von  einer  für  unsere  Begriffe  rQhrenden 
Einfachheit  waren  und  sämmtlich  auf  einer  massig  grossen 
bischöflichen  Wiese  unmittelbar  vor  dem  unteren  Thore 

10 
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der  Stadt  Raum  fanden,  ^)  war  Geist  und  Leben  dieser  Ver- 
sammlung von  «Schützenbrüdem>,  die  es  damals  wirklich 
waren,  grossartig,  und  in  einzelnen  Momenten,  besonders 
als  Oberst  Breny  von  Rapperswyl  auf  die  RednerbQhne 
treten  wollte,  der  auch  seit  dem  letzten  Feste  in  Solothurn 
die  politische  Farbe  gewechselt  hatte,  in's  Dramatische 
sich  steigernd.  Der  grösste  Sturm  entstand  aber  in  der 
Festhütte,  als  der  deutsche  Dichter  H  e  r  w  e  g  h  das 
Wort  ergreifen  wollte.')  Derselbe  war  in  der  damaligen 
Zeit  durch  seine  dichterisch  zündende  Sprache,  bei  sonst 
zweifelhaftem  Charakter,  eine  ähnUche  Figur  wie  etwa 
heute  Nietzsche,  und  hatte  namentUch  damals  auch  die 
Jugend,  die  stets  für  den  Glanz  der  Sprache  Empfänglich- 
keit besitzt,  für  sich.  Wir  kannten  schon  als  kleine 
Knaben  das  Gedicht,  mit  welchem  er  seinen  litterari- 
sehen  Ruhm  begründete,  gegenüber  einem  vielgereisten 
preussischen  Aristokraten,  dem  Fürsten  Pückler  Muskau. 
welcher  «Gedichte  eines  Todten>  von  ziemlich  abge 
schmackter  Sorte  hatte  erscheinen  lassen. 

«O  Ritter,  todter  Ritter,  leg  deine  Lanze  ein, 
Sie  soll  in  tausend  Splitter  von  mir  zerplittert  sein. 
Baschkire  oder  Mandschu,  was  schiert  mich  deine  Welt, 
Ich  schleudre  meinen  Handschuh  dir  in  dein  Ödes  Zelt.» 

Das   war   ein  Trompetenstoss,   mit  dem  eine   neue 

Zeit  begann,   die  mit  allem  Alten   und  Veralteten  auf- 


')  Charakteristisch  ist  auch,  dass  sich  unter  dem  da- 
maligen Wirthschaftsinventar  nur  250  Biergläser  befanden,  und 
doch  war  der  Durst  der  Eidgenossen  nicht  geringer  als  jetzt 
und  von  Abstinenz  noch  kein  Ton  jemals  in  Rhätien  gehört 
worden,  üeber  das  ganze  Fest  vergleiche  Jahrbuch  VII, 
pag.  810,  wo  es  nach  damahgen  Berichten  einigermassen  ge- 
schildert ist. 

*)  Sein  Toast,  wie  er  ihn  auch  mehr  halten  wollte,  als 
wirkhch  hielt,  ist  auf  pag.  817  des  Jahrbuchs  VII  abgednickt 
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räumen  wollte,  und  so  hatte  überhaupt  noch  Keiner  in 
deutscher  Sprache  gedichtet  nach  unserer  jugendlichen 
Ansicht ;  auch  nicht  der  viel  zahmere  Hofrath  von  Schiller, 
und  vollends  nicht  der  weimarische  Herr  Geheimrath  von 
<7oethe  mit  seinen  höfischen  Versen,  die  er  in  Karls- 
bad an  allerlei  hohe  und  allerhöchste  Herrschaften  zu 
richten  pflegte.  >)  Freilich  hielt  die  Herwegh- Begeisterung 
nicht  lange  an  und  war  dieser  Dichter  auch,  wie 
Nietzsche,  nie  zu  etwas  mehr,  als  einzelnen  glänzenden 
Feuerwerken  eines  formgewandten  Geistes,  namentlich 
aber  zu  keiner  ernsten,  andauernden  Geistesarbeit  fähig. 
Zeugniss  davon  aus  jener  Zeit  sind  noch  besonders  die 
jetzt  vergessenen  cEinundzwanzig  Bogen  aus  der  Schweiz» 
von  1843,  welche,  wie  die  Verlagshandlung  in  der  Vorrede 
vcrzweiflungsvoU  erklärt,  an  Stelle  einer  beabsichtigten 
Zeitschrift  «Deutsche  Boten  aus  der  Schweiz»  erschienen 
und  auch  als  bestes  Stück  einige  bekannt  gewordene  Ge- 
dichte enthalten.  Besonders  gleich  auf  Seite  1,  zur  Ein- 
leitung, den  cMorgenruf» :  «Die  Lerche  war's  und  nicht 
die  Nachtigalb,  auf  Seite  252  «Der  Kölner  Dom»  und  auf 
Seite  72  das  freche  «Heidenlied»,  einen  poetischen  Vor- 
läufer des  heutigen  Monismus.  Vorzüglich  gefiel  uns 
darin  der  Vers: 


*)  Von  einer  •Goethe- Verehrung»  wie  heute,  war  damals 
bei  uns  auch  nicht  im  Entferntesten  die  Rede.  Den  Eonser- 
vativen  waren  seine  Jugendgedichte  und  Romane  und  noch 
mehr  sein  freies  Zusammenleben  mit  einer  gewöhnlichen  Frau 
missfällig;  den  Liberalen  seine  Höflingsart,  zuerst  gegenüber 
Napoleon  und  Marie  Louise,  und  später  dem  österreichischen 
Hofe,  und  die  völlige  Missachtung  der  Freiheitsbestrebungen 
der  Völker.  Wir  betrachteten  ihn  als  einen  grossen  Dichter, 
aber  nicht  als  das  Prototyp  der  veredelten  Menschheit,  und 
werden  damit  rielleicht  auf  die  Dauer  noch  Recht  behalten. 


ao«  s   ■<LWJ«CM  «Mi  TCfscboUen,  wie 
ÄslHat  mit  ^Tit  «  =  oDlakreB  Metzsdie  auch 


^  nr  sm  n:  5  upis '3«;c  Sc£dK  aof  ScUag  di^ 
i*f*  .>sII^aIlI^^fl■^  mmk  Latrm  «3L  Oktober  1844)  und 
amesesi   bs:  Ax:rw  a  öe  Tjgsmmig  laodi  von  Au- 
n^OL  iiJiar  ««oej: .  *im  Onka  aas  der  guzen  Schweiz 
iüBBzrm^i^fta. .  .5*r  «r^c*  =*i  der  zw«te,  grossere.  Frei- 
-  lau    II    iif  £»s:LcE«a.  d^SdireckenasysteiuiiiLuzeni 
3Äa   ötni  :ziXÄLiifk:i.-&fl  An^ganee   des  Jetzteren');  die 
irniirviaic    3»   Gr^oxis   Leo    «30.  Jnli  1845)  und  die 
yxM^o^riiEtf  «pefi  cii*  hbenJe  Putei,  welche  danof 
«ntrlm^jc  w^-^Sr :  inl-rtn.  o-idi  im  gieicben  Jahre  1845  im 
ZH^im.:*Tf:.  i^r  So  s  derb  and  der  sieben  katholischen 
i^uir}:a*t.  itr:  «30=  peman^iten  Kriegsrath  und  eioer 


-  Set«cap>fr&  .ift$  pr^itisrhe  Todesoztheü  g^en  Dr.  Robert 
S^^jpfr  2a>  jxs  G-I'iäck  mthi  aDagefiUtrt  werden  konnte,  hatte 
nf  \^-fflif:i«*r  :r  6er  canmi  Schweii  sehr  erregt.  Sein  Lied 
4^2^  .a^oL  C«ts«teJi^;i;B :  «Ich  seh'  nicht  Mond,  noch  Sonne,  vier 
^^vofrY  <tz-i  xfieia  Hau»»,  wurde  Aberall  mit  Rührung  gelesen 
J.ji:  V  ^>c»?c  hax  merkwöidigerweise  die  ganze  bewegte  Zeit 
kftjt  «s'ffs  Gt*^^.'^:  hinteriassen.  Das  bekannteste  «Im  Hoch- 
li^^i  iet  oier  erae  Schasss»  ist   von  Freüigratti  und  wurde  in 

'  Viri  iiie  Beilagen,  fin  Bandesbrief  ist  unseres  Wissens 
-X  t^.=<er  a&s^ferti^en  Urkimde  mehr  in  den  Archiven  vor* 
>j^iifz.  v'i^v^^h^  <^>iche  sicher  bestanden  haben  werden;  das 
s^.:^rrM  S^aatc^siegel  des  Bondes  befindet  sich  im  Archiv  von 
•  a^lM^  dem  gn>s$en  goldenen  Siegel  Karls  des  KQhnen 
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GraubOnden  war  in  dieser  ganzen  Zeit  ein  relativ 
ruhiger  Kanton.  Die  traditionelle  Mehrheit  der  prote- 
stantischen Bevölkerung,  namentlich  in  der  Hauptstadt  und 
den  wohlhabenden  Theilen  des  Landes,  und  die  ebenso 
herkömmliche,  von  Jedermann  gebilligte  Haltung  des 
Staats  gegenüber  der  katholischen  Kirche  und  dem  Bis- 
thum,  das  nach  der  vorübergehenden  Phase  eines  cDoppel- 
bisthums  Chu)-St.  Gallen»  wieder  in  sein  altes  Verhfllt- 
niss  zurückgetreten  war  und  den  nicht  beliebten  Kanton 
St.  Gallen  seinem  Schicksal  und  dem  durch  Hungerbühler 
vertretenen  «Josephinismus>  überlassen  hatte,  hinderten 
jede  grössere  Aufregung.  Zwar  regte  sich  im  obersten,  ganz 
katholischen  Yorderrheinthal  auch  eine  von  einem  Land- 
ammann Arpagaus  angeschürte  *)  Bewegung,  und  wir 
Kadetten  der  Kantonsschule,  die  von  ehemals  neapolitani- 
schen und  römischen  (nstruktoren  streng  militärisch  ge- 
schult waren,  freuten  uns  schon  auf  einen  Ausmarsch  zur 
Besetzung  vonReichenau,  und  vielleicht  sogar  Banz,  gegen 
die  OberlAnder  und  Urner,  womit  eine  Zeitlang  die  Schule, 
der  grösste  Schrecken  der  hoffnungsvollen  Jugend  aller 
Generationen,  aufhören  würde.  Aber  es  wurde  nichts 
daraus.  Auch  dass  der  General  des  Sonderbunds  aus  der 
Familie  Salis  gewählt  wurde,  änderte  nichts,  da  hohe 
Ehren  in  Rhätien  eher  Neid  und  Abneigung  als  Anhang 
erzeugen,  und  der  General  selber  die  Sache  gänzUch  vom 


von  Burgund.  Die  Mitglieder  des  sonderbündischen  Kriegs- 
rathes  und  sonst  aktiv  handelnden  Personen  sind  alle  längst 
gestorben;  der  letzte  war  unseres  Wissens  der  Walliser  v. 
Courten. 

')  Die  Akten  einer  Untersuchung  gegen  denselben  sind 
meines  Wissens  später  vernichtet  worden. 
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Standpunkte  eines  ehemaligen  Offiziers  in  fremden 
Diensten,  d.  h.  als  eine  anständige  Verwendung  ohne 
weitere  Konsequenzen,  ansah. 

Anders  war  es  in  dem  benachbarten  Kanton  S  t.  6  a  11  e  n , 
den  wir  jährlich  im  Sommer  aufsuchten  und  speziell  in 
unserem  Heimathbezirke,  welcher  (mit  Ausnahme  einer 
einzigen  kleinen  Gemeinde)  streng  protestantisch  war. 
Dort  war  das  konfessionelle  Kriegsbeil  seit  1880,  ja 
eigentlich  seit  der  Entstehung  des  Kantons  (1803)  oder 
der  definitiven  Aufhebung  der  Abtei  (1805)  niemals  be- 
graben  und  «schwarz>  oder  <roth»  förmlich  Gremeinde- 
und  sogar  Familiensache  geworden,  die  unabänderUch 
feststand. 

Durch  die  bestehende  Zutheilung  des  Klostervermögens 
an  eine  besondere  «katholische  Administration»,  welche 
eine  Art  von  Nebenregierung  war,  und  die  schliesshche 
Gründung  eines  eigenen  Bisthums  (November  1846)  mittelst 
eines  Konkordats  mit  der  römischen  Kirchengewalt  hatte 
sich  der  Gegensatz  vielmehr  noch  so  verschärft,  dass  zwei 
Jahre  lang  im  Grossen  Rathe  die  Parteien  ganz  gleich  viel 
Stimmen  hatten  und  jeder  positive  Beschluss,  namentUcb 
auch  jede  Tagsatzungsinstruktion  über  Jesuiten  und 
Sonderbund  unmöglich  war.  Erst  die  Maiwahlen  des 
Jahres  1847  führten  unerwartet  eine  liberale  Mehrheit  im 
Bezirke  Gaster  herbei,  und  nun  folgte  daraus  sofort  der 
Sturz   von  Baumgartner  *),   der  nicht  mehr  in  die  Regie- 


')  Derselbe  wurde  dann  zwar  vorübei^hend  noch  einmal 
später  st.  gallischer  Regierungsrath.  Zeitweise  lebte  er  als  Mit- 
direktor der  sog.  Südostbahn  und  Rechtskonsulent  derselben  in 
Chur,  und  lernte  ich  ihn  in  meiner  Stellung  als  Anwalt  der 
englischen  Unternehmer  damals  sehr  gut  kennen.  Er  war  ein 
leidenschaftlich  autoritärer  Mann  ohne  viel  juristische  Bildung 
und  von  eher  engem,  fast  bloss  st.  galhschem  Gesichtskreis, 
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rung  gewählt  wurde  und  die  längst  erhoffte  St.  Galler- 
Tagsatzungsstimme  für  Ausweisung  der  Jesuiten  und 
Aufhebung  des  Sonderbundes  mittelst  militärischer  Inter- 
vention. 

Der  «Sonderbundskrieg»,  der  nun  im  Spätherbst  eines 
nassen  und  kalten  Jahres  erfolgte,  in  welchem  die  sauer 
gebliebenen  Trauben  noch  im  November  unter  dem 
Schnee  abgelesen  werden  mussten  und  einen  Wein  von 
zweifelhafter  Güte  lieferten,  war  eine  Krise  von  kurzer 
Dauer,  an  welche  der  grOsste  Theil  der  Bevölkerung  der 
Sonderbundskantone  im  Grund  kaum  recht  geglaubt  hatte. 

Die  allerkläglichste  Bolle  dabei  spielten  die  fremden 
Regierungen,  welche  den  Sonderbund  zum  Widerstand 
ermuntert  und  zum  Theil  sogar  Geld,  Geschütze  und  — 
zum  Glück  recht  unfähige  —  Offiziere  geschickt  hatten, 
aber  es  zuletzt  doch  nicht  wagten,  ernstlich  für  ihre 
Schutzbefohlenen  einzustehen.  Vor  Allem  gilt  dies 
von  dem  «Bürgerkönig»  Louis  Philippe  und  seinem  pro- 
testantischen Minister  Guizot,  dem  Ideal  eines  gelehrten, 
aber  bomirten  Politikers  in  der  Art  etwa  von  Pobedonoszeff. 
Sie  wurden  beide  schon  in  kurzer  Zeit  darauf  vom  Schick- 
sal von  ihrem  Posten  abgelöst,  und  Niemand  weinte  ihnen 
in  unserem  Lande  eine  Thräne  nach. 

Viel  Schuld  an  der  gegenseitigen  Verbitterung  und 
zuletzt  seit  1846  wahrhaften  Feindschaft  unter  den  Eid- 
genossen, von  der  wir  uns  jetzt  kaum  mehr  einen  rich- 
tigen Begriff  machen,  hatte  natürlich  auch   die  Presse, 


aber  ehrlich  und  ohne  Falsch,  und  wenn  man  ihm  ruhig  in 
sachlicher  Weise  entgegentrat  (was  er  an  seinen  politischen 
Gegnern  eben  selten  erlebte)  auch  zum  Einsehen,  wo  er  irrte, 
und  zum  Nachgeben  fähig.  Eine  verlorene  Eraffc  für  die  Eid- 
genossenschaft. 


^■«     -^    irta    •ersr€i    Ltni^  Gskriegen   der 

•    -       -     -^•^-•^•^l»^  i:»>  «Äftir  hatte.')    Es  ist 

..::-tu  3s»  irt- ^.zTTiilsiLa?.,  5«r  er  besteht  2u 

-    —  -    -;-  ^^^53Miiä&ÄWtiria«3^rf:,ies Bösen, wie 

-  :!L  a^  I>itta  rrö'rs  =si  -ikäs  seine  Triger. 

-  — '--i-^  Ir-üÄütia^  icfli  rnbeü  *5s  £ruigeliuD2> 

-=-    ai*^>  AiTPrü^^e  k  GTiez.  aber  wehe 

_j^     z.     i^y    jear^t»    Zet    tic    dem    Sonder- 
-w'-Ä«     wnr    -is    ji  ö^   Tbi:    der    Geist    gegen- 
^.  1    L:r-:ra»;ea&  öir  ä  i=r  Presse  £ik^  ausschliesslich 
-  ün.     ^nfi^  tiLi2^  «isohe  Vij-Ik  wurde  hiedurch 
..    ^    s.'-rz^ur^   iks*  :s  den  r^onnirten  Kantoneo 
*    ^•.-■'-^  iis  «coie   5!czl:.'iie   rnterdröckung  und 
.  .:  .>^-tz5:  >rai:«äi±":Kt  wenie--  und  dass  die  Föhrer 
-  ^^Lsstr^u^  w^.-a»r  :r  sein  Gebiet  eingefaUen  waren. 
^-,.  ^  n  jex^ffiDra  F«?ocefl  in  den  protestantischen 
^^  ■  .irtt   tn\L  v  iött  k/CLzseoden  Kriege  die  Anführer 
^  ,.     i^  iiir  -fcitt!!  Sj»*ii«eix»  für  die  damalige  Nieder- 
4^-    «s-i:  :nf     Ii  i«'  ^^^  '^^  di«s  wenigstens  in  Bezug 
t}    jrni^j^Ä^Ä  Arfüir^r  und  Theilnehmer  an  dem 
.^  f -lijrciaarÄLriÄe  aiicihenid  der  Fall.    Wogegen 
.-,  H<Tij:2?cs!e  T:ik    ebenfalls   durrh   seine   Presse 
. . .  <t    n   iaa  E^sstd  zessen  die  Jesuiten  bestärkt 
.  .»     iH!PME    -^-^^    <i^    sanze    Unhefl    unbedenklich 


T^  T-^-Xiixaer  Themas  Murner  war  daher  sogar  in 
^wi  Fr^öfÄ  «"oc  fcippel  ron  der  allgemeinen  Amnestie 

,  '^^^  ^  £»Z2S4rbe  Analekten  tob  Dieraoer,  wo  die  Auf- 
iQma  «^  solchen  Katholiken  ahgednickt  sind.    «Sie 
^"^^  «^r3^  »^  ^  Tiger»,  schiieb  dieser  katholische 
^^  .  *-.»  T«ebuch. 
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zuschrieb,  selbst  wenn  eine  eigentliche  Eenntniss  dieses 
Ordens  und  seiner  Ziele  gar  nicht  einmal  existirte. 
Ich  erinnere  mich  selbst  einen  in  den  Krieg  ziehen- 
den Wehrmann  aus  einer  weltfremden  Gebirgsgegend 
von  Graubünden  sagen  gehört  zu  haben,  er  wisse  nichts 
von  den  Jesuiten,  nicht  einmal  das,  ob  es  wirkliche 
Menschen  seien,  aber  davon,  dass  sie  die  Zwietracht  in 
der  Eidgenossenschaft  gestiftet  hätten,  und  daher  um 
jeden  Preis  fortgeschafft  werden  mfissten,  sei  er  ganz  fest 
überzeugt,  und  daher  gehe  er  gerne  mit  in  den  Krieg. 

Bei  solchen  gegenseitigen  Ansichten  war  derselbe 
seit  dem  Jahre  1846  unvermeidlich  und  war  auch  eine 
Mittelpartei,  welcher  anfänglich  noch  viele  der  bedeutend- 
sten Männer  des  Landes  angehörten,  machtlos.  Wir  haben 
darüber  bereits  gesprochen.  Die  Geschicke  mussten  ihren 
Lauf  haben.  Es  wäre  auch  bei  jeder  Vermittlung  die  Ent- 
scheidung nur  verschoben  worden.  In  manchen  Fällen  ist 
daher  der  Krieg  das  Bessere,  bei  uns  sogar  immer,  sobald 
fremder  Einfluss  sich  in  die  Sache  einmengt. 

Dennoch  war  die  Erleichterung  eine  grosse,  als  in 
kurzer  Zeit  nach  dem  Beginn  des  Krieges  die  Nachrichten 
von  der  Einnahme  Freiburgs,  dann  der  Ergebung  Zugs 
ohne  Kampf,  dann  der  Gefechte  bei  Meyerskappel  und 
GisUkon  und  zuletzt  der  Einnahme  von  Luzem  in  die 
rh&tischen  Lande  gelangten.  Bald  kehrten  auch  die  ausge- 
zogenen  Kämpfer,  inklusive  der  «sieben  Löwen»,')  ohne 


*)  Die  sieben  Löwen  waren  ein  Freikorps  von  sieben 
Mann,  das  unter  der  Leitung  eines  Zeitungsredaktors  (der  ihm 
auch  den  Namen  als  «Vorschusslorbeeren»  ertheüte)  aus  Ghur 
ausgezogen  war.  Ausmarschirt  dtüfte  man  nicht  sagen,  da  sie 
meines  Erinnems,  zur  Schonung  ihrer  Kraft  für  den  ent- 
scheidenden Augenblick,  mit  der  Post  abfuhren.    Wie  weit  sie 
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jeden  Verlust  heim.  Einzelne  brachten  in  ihren  damaligen 
weiten  Hosen  und  geräumigen  Tschakos  noch  kleine 
Vorräthe  von  dürrem  Obst  mit,  das  sie  in  ihren  Quartieren 
«gefunden»  hatten ;  eine  Scharfschützen-Kompagnie  sogar 
einen  schwarzen  Frack,  den  sie  für  den  Tagsatzungsfrack 
des  Sonderbundsprftsidenten  erklärte  und  seiner  Wohnung 
entnommen  haben  wollte,  welcher  dann  noch  lange  Zeit  in 
Chur  bei  Maskeraden  eine  gewisse  Bolle  spielte.  ^)  GrObere 
Excesse  wurden  nicht  begangen,  ausser  in  Freiburg,  wo 
das  Jesuitenkollegium  in  seinem  Innern  beschädigt 
worden  war,  und  in  Malters,  wo  das  Wirthshaus,  aus 
welchem  die  Freischaaren  von  1S46  auf  ihrem  fluchtartigen 
Rückzug  beschossen  wurden,  einigen  Schaden  Utt. 

Im  Ganzen  beruhigten  sich  die  Gemüther  schnell; 
in  den  Sonderbundskantonen  namentlich  durch  die  nach- 
sichtige Behandlung  in  Bezug  auf  die  Kriegsschuld, 
deren  nicht  bezahlter  Rest  einige  Jahre  später  völlig  er- 
lassen wurde.  Auch  in  dem  übrigen  Theile  der  Schweiz 
dachte  Niemand  ernstlich  an  eine  rechtliche  Verfolgung  der 
ins  Ausland  entflohenen  Führer  des  Sonderbundes,  selbst 
als  dieselben  nacb  einiger  Zeit  wieder  in  die  Schweiz 
zurückkehrten.  Allerdings  aber  ebensowenig  daran, 
ihnen  Denkmäler  zu  errichten,   wie  dies  in  Amerika  mit 


kamen  und  was  sie  erlebten,  wird  die  Geschichte  jener  Tage 
nie  berichten  k((nnen,  da  sie  selbst  nach  ihrer  Heimkehr  unver- 
brüchliches Schweigen  bis  zum  Grabe  bewahrten;  nur  dass 
sie  kein  Blut  vergossen,  weder  eigenes,  noch  sonderbündisches, 
das  scheint  festzustehen. 

')  Eine  schönere  und  authentischere  Trophäe  waren  die 
Waffen  Zwingli's,  welche  seit  der  Schlacht  von  Kappel  in 
Luzem  aufbewahrt  und  nun  Zürich  geschenkt  wurden.  Sie 
befinden  sich  jetzt  im  Landesmuseum. 
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Jefferson  Davis  und  Anderen  geschehen  ist.  Auch  der  «Ge- 
neral» kehrte  nach  einiger  Zeit  in  seine  Vaterstadt  Chur  zu- 
rück, wo  er  sich  anfänglich  nur  nach  Eintritt  der  Dunkelheit 
ausserhalb  seiner  Wohnung  zeigte,  nach  und  nach  aber 
wieder  öffentlich  in  den  Schoss  der  Gesellschaft  zurück- 
kehrte, ohne  dass  sein  militärischer  Ruf,  den  er  früher  doch 
aus  den  fremden  Diensten  her  besessen  hatte,  gewachsen 
war.     Er  starb  im. Jahre  1874,  84  Jahre  alt,  in  Chur. 

Jetzt  sind,  wie  schon  gesagt,  alle  Mitglieder  des 
sonderbündischen  Kriegsrathes  gestorben,  und  keiner  hatte 
in  seinem  Kanton  später  wieder  eine  politische  Rolle  ge- 
spielt, während  der  Freischaarenführer  Ochsenbein  zum 
Bundespräsidenten  der  neuen  Eidgenossenschaft  vor- 
rückte, merkwürdigerweise  aber  auch  zuletzt  in  dem  Rufe 
eines  fast  zum  Konservativismus  neigenden  Mannes  ge- 
storben ist.  Im  folgenden  Februar  schon  folgte  dann  der 
zusammengestürzten  Sonderbundsregierung  ihre  Haupt- 
stütze, die  damalige  französische  Regierung,  und  brach 
überhaupt,  zum  grossen  Glücke  für  uns,  das  denkwürdige 
und  einzigartige  Jahr  1848  an,  von  dem  wir  unsere 
Regeneration  datiren  und  das  auch  in  ganz  Europa  nicht 
ohne  Hinterlassung  von  starken  Spuren  seines  Daseins 
vorübergerauscht  ist. 


Sofort  nach  Aufhebung  des  Sonderbundes,  und  ohne 
Rücksicht  auf  eine  abmahnende  Kollektivnote  von  Preussen, 
Oesterreich  und  Frankreich,  datirt  aus  Neuenburg  18.  Januar 
1848,  b^;ann  nun  die  Tagsatzung  die  Bundesrevision  auf 
Grund  der  längst  vorhandenen  Entwürfe  von  1832/33,  und 
am  1.  September  1848  wurde  die  neue  Verfassung  mit 
15\/t  Kantons-  und  169,743  Volksstimmen  (gegen  71,899> 
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angenommen.')  Wir  fuhren  damals  zu  dieser  denkwür- 
digen Abstimmung  nach  Appenzell,  wo  das  Inner-Rhoder- 
Volk,  das  zwar  am  Sonderbund  nicht  theilgenommen, 
aber  doch  sein  Kontingent  in  den  Krieg  gegen  denselben 
verweigert  hatte,  im  vollen  Glänze  eines  schönen  Tages 
auf  einem  freien  Platze  versammelt  war,  um  den  Bericht 
und  Antrag  seiner  Regierung  entgegenzunehmen.  Der 
Landamraann,  Fässler,  hielt  eine  sehr  massvolle  Bede, 
die  dahin  schloss:  es  sei  zwar  in  der  neuen  Verfassung 
nicht  Alles  nach  dem  Wunsche  der  kleinen  Kantone  ange- 
fallen ;  immerhin  aber  sei  das  Werk  erträglich,  und  da  über- 
dies schon  feststehe,  dass  die  grosse  Mehrheit  der  Kantone 
es  annehmen  werde,  so  schlage  er  vor,  dasInner-Rhoder-Yolk 
wolle  der  Regierung  auch  die  Vollmacht  hiezu  ertheilen. 
Anders  aber  lautete  das  Votum  der  sämmtlichen  «Landes- 
häupter>,  die  nun  zuerst  befragt  wurden.  Sie  empbdilen 
Alle  die  Ablehnung,  meist  mit  irgend  einem  kurzen 
Scherzwort.  So  meinte  Einer,  wenn  eine  Verfassungs- 
annahme ein  Kuhhandel  wäre,  wobei  man  später  noch 
wegen  Gewährsmängeln  zurücktreten  künne,  wäre  er  auch 
für  die  einstweilige .  Annahme ;  hier  aber  müsse  man  be- 
halten, was  man  einmal  angenommen  habe.  Bei  der 
Abstimmung  erhoben  sich  inunerhin  noch  einige  Hände 
für  Annahme ;  nun  aber  brach  das  schöne  Greschlecht,  das 
in  einem  dichten  Kranze  die  Gruppe  der  Männer  um- 
stand, in  den  geheiligten  Kreis  ein   und  Jede   zog  dem 


')  Das  sind  die  offiziellen  Zahlen.  Zuverlässig  sind  die- 
selben nicht,  da  in  einzelnen  Kantonen  die  Stimmen  nicht 
genau  gezählt  wurden.  lo  Freiburg  nahm  sogar  der  Grosse  Rath 
einfach  an  Stelle  des  Volkes  an.  Die  Tagsatzung  konstaürte 
eigentlich  bloss,  dass  alle  ausser  6V>  Kantonen  (die  Sonder- 
bundskantone ohne  Luzem  und  Freiburg  plus  Tessin  und 
Appenzell  I.  Rh.)  angenommen  hatten. 

\ 
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«Ihrigen»  den  erhobenen  Arm  mit  mehr  oder  weniger 
anzQglichen  Redensarten  herunter;  so  dass  der  Land- 
aaimann  die  Yotation  als  unsicher  erklärte  und  noch  ein- 
mal abstimmen  liess,  wobei  dann  kein  Mensch  mehr  für 
Annahme  auch  nur  einen  Finger  erhob. 

Das  war  das  Frauenstimmrecht  in  Appenzell.  *) 
Gleichviel,   die  Verfassung  war  in   der  ganzen   Eid- 
genossenschaft zweifellos  angenommen,  und  der  Schweizer 


')Ein  anderer  charakteristischer  Zug  des  Appenzeller-Yölk- 
leins,  der  mir  in  Erinnerung  geblieben  ist,  war  der  folgende : 
Wir  fuhren  auf  der  Strasse  von  Gais  nach  Appenzell,  und 
mein  Yater,  der  lenkte,  hatte  Mühe,  gleichzeitig  die  zahl- 
reichen Bettelkinder  mit  kleiner  Münze  zu  befriedigen.  End- 
lich ging  ihm  diese  und  die  Geduld  aus,  und  er  sagte  zu 
einem  solchen  kleinen  Burschen,  der  beharrlich  nebenher 
lief,  etwas  barsch:  «Wir  haben  nichts.»  «Wenn  Ir  nüt  hftnd», 
antwortete  der  Kleine  unerschrocken,  «so  bruchit  Ir  au  nit  in 
der  Kutsche  z'fahre.»  Mein  Vater  hielt,  betroffen  von  dieser 
Wahrheit,  an,  suchte  ein  grobes  Silberstück  hervor  und  gab 
es  dem  kleinen  Demokraten. 

Das  Appenzeller-Land  war  damals  relativ  besuchter, 
als  es  jetzt  ist,  indem  namentlich  Gais,  Heinrichsbad,  auch 
Gontenbad  bei  Appenzell,  bedeutende  Molkenkurorte  waren. 
In  Appenzell  selbst  befand  sich  ein  bekanntes  Gasthaus,  der 
Hecht,  mit  einer  stets  sehr  geputzten,  schönen  Wirthin,  die  in  der 
ganzen  Eidgenossenschaft  bekannt  war  und  auch  nicht  ver- 
fehlte, sich  aller  ihrer  vornehmen  Verehrer  zu  berühmen.  Am 
Eingang  des  LAndchens  befand  sich  eine  damals  sehr  be- 
rühmte Kunstbaute,  die  Strassenbrflcke  über  die  Sitter, 
welche  die  st.  gallische  Regierung  mit  grossem  Kostenauf- 
wand erbaut  hatte.  Als  die  Eröffnung  stattfand,  welcher  die 
Kollandation  durch  die  Regierung  in  corpore  vorangegangen 
war,  hatte  ein  Witzling  eine  Inschrift  folgenden  Inhalts  verfasst : 
«Nun  Publikum,  darfst  du  getrost  es  wagen, 
Sie  hat  des  Landes  grösste  Last  getragen.» 

Man  ersieht  daraus,  dass  der  Witz  in  dieser  Gegend,  auch 
noch  über  die  Appenzeller  Landesgrenze  hinaus,  ziemlich 
landesüblich  ist. 
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hatte  fortan  ein  Vaterland,  während  er  bisher  eine 
Heiiüath  nur  in  seinem  Kanton  besessen  hatte,  welcher 
meistens  noch  mit  den  Nachbarkantonen  auf  mehr  oder 
weniger  gespanntem  Fusse  stand,  0  so  dass  man  oft  im 
Niederlassungskanton  lebenslang  nur  ein  Geduldeter,  im 
Grunde  Fremder  gewesen  war.'J 

VI. 

Noch  bis  ins  nächste  und  andernächste  Jahrzehnt 
{1857  und  1862)  hinüber  verschleppten  sich,  als  Restanzen 
der  Liquidation  der  1815«'  Verhältnisse,  die  Neuenburger 
und  die  Dappenthalfrage,  mit  Preussen  und  mit  Prank- 
reich. Immerhin  aber  befreiten  die  Ereignisse  des  Jahres 
1848  die  Eidgenossenschaft  vorläufig  von  der  Furcht,  ihrer 
Regeneration  durch  die  gehässigen  Regierungen  dieser 
Staaten  europäische  Hindemisse  in  den  Weg  gel^^  zu 
sehen. 

Der  Frühhng  des  Jahres  1848  ist  unvergesslich  für 
Jeden,  der  ihn  erlebt  hat.  Es  ging  wirklich  ein  Etwas 
durch  die  europäische  Welt  wie  ein  Frühlingshauch,  zu- 
nächst ein  Februar-  oder  Märzsturm,  mit  allem  Sturm  und 
Drang,  und  aller  augenblicklichen  Uebertreibung  sogar. 
wüe  sie  eben  jugendlich  ist  und  der  Jugend  deshalb  aucii 
unendlich  wohl  gefällt. 

')  So  z.  B.  St.  Gallen  mit  Graubünden,  dieses  mit  Tessin, 
Bern  mit  Freiburg,  Waadt  mit  Genf,  Luzern  mit  Aargau  u.  s.  w. 

^  Von  Zeit  zu  Zeit  musste  der  niedergelassene  Schweizer- 
bürger sogar  noch  nach  der  neuen  Veifassung  von  Nenem 
um  die  Niederlassung  nachsuchen  und  eine  neue  Gebühr  dafür 
bezahlen,  und  überdies  waren  die  Kantone  nicht  schuldig. 
Niederlassung  und  Rechtsgleichheit  zu  gewähren,  wenn  der 
Petent  nicht  einer  der  beiden  anerkannten  christUdien  Kon- 
fessionen angehörte.  Diese  engherzige  Bestimmung  fiel  en$t 
durch  die  Partialrevision  von  1866  weg. 
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Man  lebte  zunftchst  förmlich  auf,  als  der  schlaue 
«Bürgerkönig»  in  Paris  endlich  am  Ende  aller  seiner 
Schlauheiten  angelangt  war  (wie  alle  Füchse  zuletzt  beim 
Kürschner  sich  einfinden)  und  in  einer  Droschke  die 
Tuilerien  verlassen  musste.  Mit  ihm  sein  letzter  Premier- 
minister Guizot,  ein  intimer  Feind  der  schweizerischen 
Eidgenossenschaft.  Ihm  folgte  der  alte  Sünder  Mettemich, 
der  auch  nicht  in  seiner  Stellung  sterben  durfte,  nachdem 
er  Oesterreichs  Schicksal  lange  falsch  geleitet  und  zu  der 
unheilvollen  Trennung  von  Deutschland  vorbereitet  hatte. 

Niemals  überhaupt  war  das  ungeheure  Wort  des 
Heilandes  der  Welt,  das  zugleich  das  vergessenste  von 
allen  ist  (Lucas  XVI,  15)  wirklich  als  ein  Wort  von  posi- 
tivem Inhalt  in  das  Leben  vieler  Menschen  eingetreten,  wie 
in  diesem  merkwürdigen  Jahre,  und  es  beherrschte  eine 
Zeitlang  unbedingt  die  öffentliche  Meinung.  König  Louis 
Philippe,  der  für  den  «weisesten  aller  Könige»  und  einen 
«Napoleon  des  Friedens»  gegolten  hatte,  sank  in  völlige 
Verachtung;  Friedrich  Wilhelm  der  IV.,  der  geistreichste 
und  vritzigste  der  damaligen  Monarchen,  der  alle  Andern 
zu  verspotten  gewohnt  war,  wurde  selbst  unsterblich- 
lächerlich,  als  er  vor  den  todten  Rebellen  in  seinem  eigenen 
Schlosse  das  Haupt  zu  entblössen  genöthigt  wurde  und 
hierauf  sogar  mit  einer  schwarz-roth-goldenen  Fahne  in  der 
Hand  in  den  Strassen  von  Berlin  herumritt.  Er  hat  sich 
von  diesem  Eindrucke  selbst  nie  mehr  wieder  erholen  können 
und  sein  Leben  in  geistiger  Umnachtung  geendet.  Auch 
sein  Bruder,  der  nachmals  so  hoch  gefeierte  Kaiser  Wilhelm 
L.  hiess  damals  nur  der  « Kartätschenprinz»,  und  ich  sah 
es  mit  eigenen  Augen,  wie  ein  Potsdamer  Dienstmann  im 
Schlossgarten  von  Babelsberg  die  Mütze  vor  ihm  ostentativ 
nicht    abnahm.      Selbst   der   Papst   fing    an    liberal    zu 
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werden  und  berief  ein  konstitutionelles  Ministerium,  das 
erste  und  letzte  des  Kirchenstaates,  mit  unserem  ehe- 
maligen Verfassungskünstler  Rossi  an  der  Spitze  ein. 
Alles,  was  hoch  war  auf  Erden,  hatte  damals  seinen 
Tag  der  Demüthigung  und  sass  in  Sack  und  Asche 
mit  der  Klage  des  alten  Hiob  in  Kap.  XIX,  9—19  auf 
den  bebenden  Lippen.  In  unseren  Nachbarländern  Baden, 
wo  die  damals  ganz  unpopuläre  und  sogar  in  ihrer 
Legitimität  bestrittene  Dynastie  zeitweise  das  Land  räimien 
musste,  und  in  dem  kleinen  Fürsten thümchen  Liechten- 
stein herrschte  Anarchie.  In  dem  letztem  Lande  gab  es 
während  des  grösseren  Theils  von  1848  eigentlich  kaum 
eine  Regierung  mehr,  da  die  obersten  Beamten  sämmtlich 
zeitweise  das  Land  verlassen  hatten.  \) 

Dennoch  ging  Alles  hier  seinen  gewohnten  Gang. 
Am  meisten  litten  die  Hasen,  Rehe  und  Hirsche,  die  vom 
Jägervolk  des  benachbarten  Rheinthaies  erbarmungs- 
los und  ohne  Rücksicht  auf  eine  Jagdzeit  zusammen- 
geschossen wurden.  Erst  im  Jahre  1849  kaufte  dann 
der  Fürst  die  Jagd  dem  Lande  ab  und  stellte  sie  wieder 
her,  mit  grosser  Mühe,  da  die  Wilddieberei  inzwischen 
stark  eingerissen  war. 

An  die  Möglichkeit  der  Republik  in  Europa  wurde 
im  Jahre  1848  anfänglich  ziemlich  allgemein  geglaubt, 
nicht  bloss  in  Frankreich,  sondern  auch  in  Deutschland, 
und    ein    Mann,    wie    der   nachmalige   Fürst   Bismarck, 


')  Liechtensteiu  gehörte  damals  noch  zum  deutschen  Reich 
und  hatte  daher  auch  seinen  Vertreter  im  Frankfurter-Parla- 
ment, den  Rektor  der  katholischen  Kantonsschule  inChur,  Kaiser, 
der  ein  geborener  Liechtensteiner  war.  Er  kehrte  aber  meines 
Erinnems  schon  im  Oktober  1848,  sehr  entmuthigt  von  dem 
Gange  der  Geschäfte  in  Frankfurt,  wieder  nach  Chur  zurück. 
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welcher  im  preussischen  vereinigten  Landtag  noch  reak- 
tionäre Reden  fOhrte,  wurde  allgemein  für  nichts  weiter, 
als  einen  «tollen  Junker»,  oder  für  eine  Art  von  spass- 
haftem  Querkopf  angesehen,  während  er  20  Jahre  später 
anfing  für  eine  Art  von  Halbgott  mit  übermenschlicher 
Weisheit  und  Kraft  zu  gelten. 

Um  so  grosser  war  der  Umschwung  und  die  De- 
pression, die  schon  gegen  Ende  des  Jahres  gleichzeitig 
mit  der  Erlassung  der  Grundrechte  zu  der  Reichsver- 
fassung, die  bereits  nicht  mehr  allgemein  publizirt  wurden, 
und  sodann  im  folgenden  Jahre  mit  den  Aufständen  in 
Dresden  und  Baden  und  der  förmlichen  Auflösung  des 
Parlaments  in  Frankfurt  und  Stuttgart  eintrat.  Nun « 
machten  wir  die  nähere  Bekanntschaft  mit  den  Grössen 
des  gestrigen  Tages.  0 

Ich  kam  nachmals  mit  vielen  derselben  in  persön- 
liche Berührung  und  kann  nur  sagen,  dass  die  grosse 
Mehrzahl  dieser  «Flüchtlinge»  aus  ehrenhaften  Charakteren 
bestand,  nicht  entfernt  mit  dem  zu  vergleichen,  was  später- 
hin an  ihre  Stelle  getreten  ist.  Nur  durchwegs  in  ihrem 
monistischen  Glauben  befangen  und  ungeneigt,  die  Welt 
anders,  als  wie  ein  Spiel  naturwissenschaftlicher  Kräfte  an- 
zusehen ;  mit  einem  Beisatz  von  Goethe^scher  oder  Schopen- 


')  Ich  besuchte  damals  auch  die  Paulskirche  in  Frank- 
furt, als  ich  im  Jahre  1851  nach  Göttingen  zur  Universität 
reiste.  Man  zeigte  mir  die  Plätze  namentlich  von  Robert  Blum 
und  Fürst  Lichnowski,  von  denen  der  erstere  durch  zahlreiche 
Verehrer  fast  gänzlich  zerstört  war.  Der  Führer  bot  mir 
auch  die  Erlaubniss  an,  einen  Span  abzuschneiden,  und  als  ich 
das  ablehnte,  meinte  er  gelassen,  es  sei  auch  eigentlich  nicht 
die  ursprüngliche  Bank  mehr,  auf  der  Blum  gesessen;  dieselbe 
habe  schon  zwei  Male  erneuert  werden  müssen. 

11 
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bäuerischer  Lebensweisheit,  wie  er  damit  wohl  vereinbar 
ist.  Das  war,  neben  der  Ungunst  der  Zeit,  die  eben  f&r 
eine  deutsche  Staatseinheit  noch  nicht  reif  war,  der 
Hauptgrund  des  Misserfolges  von  1848  gewesen;  denn 
einer  solchen  Lebensanschauung  fehlt  das  Element  nicht 
ganz  erklärlicher  Natur,  das  man  «Segen»,  nicht  bloss 
Erfolg  nennt. 

Wenn  jemals  das  Wort  <der  Eine  säet,  der  Andere 
erntet»  in  grossem  Massstabe  wahr  geworden  ist^  so  war 
es  damals  und  seither  in  Deutschland  der  Fall,  wo  ein 
mittelmässig  begabter  preussischer  König  und  ein  völlig 
reaktionär  gesinnter  Junker  schliesslich  alles  ernteten, 
was  Generationen  edelster  Freiheits-  und  Einheits- 
*  Schwärmer  gesäet  hatten.  Dass  beide  in  den  grossen 
Zeiten  und  durch  dieselben  grösser  wurden,  als  sie  an- 
fänglich gewesen  waren,  ist  nicht  zu  bestreiten,  und 

«Much  dearer  are  the  things  which  come 
Through  hard  distress^» 

Man  muss  das  Ernten  nicht  ganz  unterschätzen;  es 
ist  eine  sehr  nothwendige  und  oft  mühsame  That,  die 
auch  mit  Einsetzung  der  ganzen  Persönlichkeit,  im 
Schweisse  des  Angesichts  und  auf  blutgetränkten  Schlacht- 
feldem  geleistet  werden  muss.  Aber  die  unmittelbaren 
Erben  und  Nachfolger  der  Säer,  die  deutschen  Gelehrten, 
hatten  keinen  Grund,  die  Säer  ganz  zu  vergessen  und  den 
Emtem  übermässige  Huldigung  entgegenzubringen,  und 
sie  sollten  darin  noch  immer  etwas  mehr  Mass  zu  finden 
wissen. 

Ich  will  hier  nicht  in  der  Weise  des  Fr&uleins  von 
Meysenbug  eine  Reihe  von  «interessanten»  Menschen  in 
einem  Leporello-Begister  aufeählen,  denen  ich  mehr  oder 
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weniger  nahe  gestanden  bin,  um  so  weniger  als  dies 
doch  meistens  in  einer  Periode  •  der  Fall  war,  die 
nicht  mehr  zu  dem  «Vergangenen»  gehört.  Im  All- 
gemeinen kann  ich  aber  nur  bestätigen,  dass  die  meisten 
«bedeutenden»  Leute,  die  man  zunächst  aus  den 
Zeitungen,  oder  aus  BQchem  kennen  gelernt  hat,  durch 
die  persönliche  Bekanntschaft  verlieren,  mit  Ausnahme 
der  einfachen,  die  schon  das  Christenthum  selig  preist. 
Auch  Dante  versetzt  fast  alle  bedeutenden  Dichter 
und  Künstler  seiner  Zeit  nicht  in  das  Paradies,  sondern 
in  den  vierten  Kreis  der  YorhöUe,  oder  höchstens  in  das 
Fegfeuer.  Das  wahrhaft  «Imponirende»  ist  niemals  das 
Grosse,  sondern  das  Gute,  der  reine,  aufrichtige  Blick 
eines  Kindes,  ja  selbst  eines  Thierchens;  keineswegs 
der  scharfe  Blick  der  Weltklugheit,  der  stets  etwas  kalte 
der  Gelehrsamkeit,  oder  gar  der  hochmüthige  der  Vornehm- 
heit und  des  grossen  Reichthums, ')  die  alle  in  richtigen 
Zuschauem  nur  eine  unangenehme,  zum  Mindesten 
eine  sehr  gemischte  Empfindung  zurücklassen.  Darin 
muss  sich  aber  noch  unser  Urtheil,  das  viel  zu  sehr  von 
dem  Journalismus  beeinflusst  wird,  gänzlich  ändern ;  dann 
werden  auch  die  ganz  rechten  Menschen  wieder  wachsen, 
welche  die  Menschheit  von  dem  Alpdruck  einer  mecha- 
nischen Herrschaft  der  blossen  Zahl  und  aus  einer  vor- 
zugsweise «wirthschaftlichen>  Politik  befreien  und  zu 
bessern  Zielen  leiten  können.  Das  Beides  werden 
Deutschland  und  Amerika  für  die  Welt  ausrichten 
müssen. 

In  meine  Universitätszeit,  welche  ich  nach  damaliger 
Sitte  ganz  im  Ausland  zubrachte,  fielen  die  ersten  Vor- 

')  IL  Petri  I,  21;  H,  17—19. 
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bereitungen  zu  dem  grossen  Vorspiel  hiezu,  welches  der 
amerikanische  Sezessionskrieg  bildete,  der 
einmal  wieder,  zum  ersten  Male  seit  den  deutschen 
Freiheitskriegen  gegen  Napoleon,  die  Herrschaft  des  Bösen 
in  der  Welt  direkt  angriff  und  es,  augenblicklich  wenig- 
stens, zu  einem  gründlichen  Falle  brachte.  Ich  kann  mich 
keines  freudigeren  Moments  in  meinem  ganzen  Leben 
erinnern,  als  dessen,  in  welchem  uns  die  Nachricht  von 
der  Kapitulation  der  Südstaatenarmee  bei  Apomatox- 
Courthouse  und  von  dem  Einmarsch  eines  Negerregiments 
in  die  übermüthige  Hauptstadt  des  Südens  erreichte. 
Da  «wich  der  Teufel  wieder  einmal  eine  Zeitlang.»  i) 
Ganz  weicht  er  niemals,  so  lange  die  Welt  besteht,  und 
muss  vielmehr  immer  von  Neuem  und  von  jeder  Gene- 
ration in  irgend  einer  seiner  Ausgestaltungen  bekämpft 
werden. 

Ich  selbst  wurde  über  die  Sklaverei  in  den  Süd- 
staaten, von  der  man  bei  uns  einen  durch  die  indu- 
striellen Kreise  absichtlich  genährten  und  durch  die  an- 
sprechenden Romane  von  Sealsfield  unterstützten  falschen 
Begriff  hatte,  durch  ein  Vorkommniss  aui^eklftrt,  das  eine 
Anzahl  von  Jahren  vor  dem  Krieg  stattgefunden  hatte. 
Ich  hatte  auf  einer  deutschen  Universität  einen  Be- 
kannten aus  einem  der  Südstaaten,  mit  dem  ich  öfter 
verkehrte.  Bei  einem  Spaziergang  fiel  es  mir  plötzlich 
ein,  ihn  über  das  damals  vielgelesene  Buch  der  Frau 
Beecher-Stowe  «Onkel  Toms  Hütte>  zu  befragen,  in  der 
Meinung,  er  werde  dasselbe  für  einen  blossen  Boman 
erklären.  Zu  meinem  Erstaunen  blieb  er,  nach  einigem 
Schweigen,  plötzlich  stehen  und  sagte:  «Ich  wiU  dir  die 


^)  Ev.  Lucas  IV,  13. 
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Wahrheit  sagen,  das  Alles  ist  Dicht  nur  möglich,  sondern 
buchstäblich  richtig,  und  es  ist  noch  lange  nicht  die 
ganze  Wahrheit.  Das  Schlimmste,  dass  man  seine 
eigenen  Kinder  als  Sklaven  verkaufen  darf  und  dass 
Geschwister^  die  Kinder  der  gleichen  Vftter,  aber  ver- 
schiedener, oft  recht  civilisirter  Mütter  sind,  als  Herren  und 
rechtlose  Sklaven  miteinander  leben^  ist  nicht  gesagt. 
Ich  selbst  wurde  von  meinem  wohlmeinenden  Vater  in 
frühester  Jugend  schon  nach  den  Nordstaaten  und  sodann 
nach  Europa  exilirt,  um  nicht  in  diesem  Verderben  auf- 
wachsen zu  müssen,  das  Alle  mehr  oder  weniger  betäubt,  die 
darin  sich  befinden.»  Aber  das  kann  ja  doch  nicht  immer  so 
fortgehen,  war  meine  weitere  Frage.  «Das  wird  es 
auch  nicht.  Darüber  sind  die  besserdenkenden  Süd- 
länder alle  ohne  Ausnahme  im  Klaren,  aber  kein  Mensch 
weiss  zu  sagen,  wie  es  geändert  werden  soll.  Enden  aber 
wird  es  und  zwar  mit  einem  grossen  Unglück.»  Dasselbe 
kam  sechs  Jahre  später,  wie  es  auch  jetzt  wieder  den 
Trusts,  Eisenbahngesellschaften,  und  dem  gesammten 
Mammonismus  der  Vereinigten  Staaten  bevorsteht. 

Das  Böse  muss  in  der  Welt  zuerst  einen  höheren 
Grad  erreichen,  auf  welchem  es  die  Maske,  die  es  an- 
fänglich immer  trägt,  glaubt  entbehren  zu  können.  Dann 
kommt  der  Augenblick,  in  dem  mit  ihm  abgerechnet 
werden  kann,  vorher  nicht.  Wir  täuschen  uns  immer 
im  Leben,  wenn  wir  den  Kampf  zu  frühe  beginnen. 

In  die  letzte  Zeit  meines  Aufenthalts  im  Ausland, 
während  sich  daheim  der  neue  Bund  häuslich  einrich- 
tete und  befestigte,  fiel  der  Krimkrieg  und  der  erste 
Niederbruch  von  Russland,  das  durch  seinen  hochmüthigen 
Zaren  Nikolaus  I.  lange  ebenfalls  wie  ein  Alp  auf  Europa, 
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besonders  auf  Deutschland,  gelastet  hatte,  wobei  das 
dramatische  Interesse  sich  schliesslich,  wie  vor  Kurzem 
wieder,  auf  die  Belagerung  einer  Seefestung  konzentrirte. 
die  endlich  fiel  und  womit  der  Feldzug  entschieden  war. 
Ich  befand  mich  während  dieses  sensationellen 
Krieges  anfänglich  in  London,  später  in  Paris  und  sah 
an  dem  letzteren  Platze  auch  die  grossen  militärischen 
Schauspiele  (B^räbniss  St  Armaud's,  Abmarsch  der  Garde 
nach  der  Krim),  mit  denen  das  kurz  vorher  entstandene 
zweite  Kaiserreich  die  Franzosen  zu  verblüffen  gedachte. 
Es  machte  aber  Alles  den  Eindruck  einer  Theaterauf- 
fOhrung,  und  man  konnte  sich  des  Gedankens  nicht  ent- 
schlagen, das  diese  Abenteurer -Regierung  keine  Dauer 
haben  werde,  jedenfalls  den  «Erfolg»  beständig  werde 
suchen  müssen.  DerKrieg  an  der  Seite  Englands  gegen  Russ- 
land war  ein  solcher  Theatererfolg,  ohne  jeden  weitem 
Nutzen  für  Frankreich,  noch  in  höherem  Grade  dann 
1869  die  Befreiung  Italiens,  die  Frankreich  sogar  scha- 
dete. Der  dritte  wäre  vielleicht  ein  rechtzeitiger  Krieg 
gegen  Preussen  an  der  Seite  von  Oesterreich  1866  ge- 
wesen, zu  welchem  sich  der  mehr  und  mehr  unschlüs- 
sig gewordene  Kaiser  nicht  mehr  entsctüiessen  konnte, 
welchen  Thomas  in  seiner  «Geschichte  des  zweiten 
Kaiserreichs»  einen  «pauvre  reveur»  nennt.  Aber 
doublt  mit  einem  intriganten  Journalisten.  Es  ist  traurig 
genug  und  kann  wiederkommen,  dass  solche  Menschen 
eine  Zeitlang  für  ernst  genommen  werden,  wie  es  damals 
ziemlich  allgemein  geschah.  Der  Journalismus  und  die 
Diplomatie,  die  beide  von  der  AugenbUcksstinunung 
leben,  sind  gewöhnlich  die  Allerletzten,  die  die  innere 
Wahrheit  der  Dinge  ^ehen.  Daher  muss  man  ihren  ür- 
theilen  auch  keinen   allzugrossen  Werth  beilegen.    Das 
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kaiserliche  Paar,  welches  ich  öfter  zu  sehen  Gelegenheit 
hatte,  hatte  ein  unbeschreibliches,  aber  unverkennbares 
cair>  von  hohem  «aventuriers»,  denen  die  Würde  gänz- 
lich fehlte,  die  zur  Monarchie  nothwendig  gehört. 
Man  erzählte  sich  damals,  Napoleon  selbst  habe  einmal 
geäussert,  sein  Regiment  könne  nicht  von  Dauer 
sein,  da  seine  Frau  Legitimistin,  sein  Halbbruder  Momy 
Orleanist  und  er  selbst  Sozialist  sei.  Imperialist  sei  von 
seiner  ganzen  näheren  Umgebung  nur  sein  alter  Freund 
und  Schicksalsgenosse  Persigny,  und  der  sei  ein  Narr. 

Der  Gegensatz  der  ganzen  lateinischen  Weltan- 
schauung zu  der  unserigen  wurde  mir  damals  in  Paris 
zum  ersten  Male  klar,  während  ich  früher  (und  seither 
noch)  eine  Art  von  Vorhebe  für  die  erstere  gehabt 
hatte,  die  in  uns  durch  die  klassischen  Studien  ge- 
nährt wird,  neben  denen  das  barbarische  germanische 
Altertum  in  einem  feiner  gebildeten  Geiste  nicht  auf- 
kommt. Wotan,  Frigga,  Baidur,  Loki  sind  für  uns  leblose 
Namen,  und  auch  für  Alarich,  oder  Theodorich  können 
wir  uns  nicht  begeistern,  während  die  griechisch-römische 
Götter-  und  Heldenwelt  etwas  Lebendiges  ist.  Auch 
die  heutige  lateinische  Race  ist  nur  in  ihren  obern 
Klassen,  der  eleganten  Genuss-  und  Lebewelt,  verdorben, 
enthält  dagegen  in  den  untern  Volksschichten  oft  ganz 
exemplarische  Menschen.  Wir  hatten  selbst  nachmals  in 
unserem  Haushalte  ein  waadÜändisches  Kindermädchen, 
das  die  Korrektheit  selber  war;  es  war  an  ihm  während 
vieler  Jahre  Dienstzeit,  zuerst  bei  uns  und  sodann  bei 
einer  nächstverwandten  Familie,  gar  nichts  auszusetzen. 
Und  ebenso  einmal  auf  kurze  Zeit  eine  kleine,  zwar 
sehr  radikale,  fast  revolutionär  gefärbte  Genfer-Bonne, 
die  aber  dennoch  in  ihrer  Art  eine  ebenso  vollkommene 
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Repräsentantin  der  cenfants  de  Geneve»  und  der  latei- 
nischen Lebensanschauung  war.  Etwas  ganz  Aehnliches 
wäre  auf  deutschem  Greistesboden  vielleicht  nicht 
einmal  so  leicht  aufzutreiben.  Wo,  wie  bei  uns,  die 
beiden  Racen  neben  einander  leben  müssen,  da  ist  es 
nur  mögUch,  wenn  jede  an  ihrer  Eigentümlichkeit  fest- 
hält, dabei  aber  für  diejenige  der  andern  tieferes  Ver 
ständniss  besitzt.  Denn  an  einem  verwelschten  Deutschen, 
wie  es  viele  (namentlich  unter  dem  weiblichen  Geschlechte 
mit  französischer  Institutsbildung)  gibt;  oder  an  einem 
Franzosen,  der  es  versucht,  Hegel  und  Schelling,  oder 
Schopenhauer  und  Nietzsche  zu  studieren  (was  zwar 
meistens  bloss  ein  gelehrtes  Bemühen  ist),  können  weder 
Götter,  noch  Menschen  Freude  haben. 

Mit  welchen  Gedanken  und  mit  welchem  Programm 
(von  dem  das  zuletzt  Gesagte  offenbar  nur  einen  kleinen 
Theil  bildet),  sollte  man  nun,  nach  vollendeter  Lehrzeit, 
in  das  praktische  Leben  hinaustreten,  und  was  soll  und 
wird  dasselbe  überhaupt  mit  sich  bringen? 

Goethe  sagt  uns  zwar:  «Greift  nur  hinein  in 's  volle 
Menschenleben,  wo  Ihr  es  packt,  da  ist  es  interessant.» 
Ist  das  aber  wirklich  wahr  auch  für  solche  Menschen, 
die  nicht  gerade  angehende  Dichter  und  Schriftsteller, 
sondern  Berufsleute  jeder  gewöhnlichen  Art,  in  vielleicht 
sogar  engen  und  kleinlichen  Verhältnissen  sind? —  Wenn 
man  das  Leben  nicht  als  eine  ernste  S  chule  ansieht  und  im 
Vertrauen  auf  eine  «Führung»  in  diesem  Sinne  in  dasselbe 
hineingeht,  so  werden  die  öden  und  langweih'gen  Partien 
desselben  grösser  sein,  als  die  interessanten,  und  auch  zum 
«Packen»  wird  vielen  die  Befähigung  und  die  Energie 
abgehen. 
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In  der  ersten  Zeit  des  praktischen  Lebens 
wird  sich  daher  in  den  meisten  geistig  angelegten  Menschen, 
die  sich  nicht  mit  dem  ordinftren  Lebensgenuss  und  Aus- 
kommen zu  begnügen  im  Stande  sind,  die  Umformung 
vollziehen,  welche  Christus  eine  «Wiedergeburt»  nennt, 
durch  welche  der  Mensch  wirklich  seine  schlechten  Natur- 
eigenschaften verhert,  die  er  durch  «erbliche  Belastung» 
besitzt  und  in  der  Schule  meistens  nur  noch  mehr  aus- 
bildet, und  dafür  andere,  ihm  nach  und  nach  auch 
natürlich  werdende,  und  daher  naturartig  anstehende,  ge- 
winnt. Das  ist  der  Gipfel  aller  menschlichen  £rziehungs- 
kunst,  den  auch  das  heutige  kirchUche  Christenthum 
nicht  immer  erreicht,  welches  seine  eigenen  Haupt- 
lehren nicht  mehr  gänzlich  versteht').  Noch  weniger 
aber  die  Philosophie  und  gesammte  Weltbildung  der 
heutigen  Gebildeten,  die  sich  grossentheils  gar  nicht  auf 
dem  geraden  Wege  zum  sicheren  Lebensglück   befinden. 

fjrst  in  meinem  praktischen  Leben,  das  nicht  mehr 
zu  dem  «Vergangenen»  zählt,  habe  ich  nachmals  ein- 
sehen gelernt : 

*)  Vgl.  dazu  das  Kap.  III.  des  Ev.  Job.,  das  ganz  vorzugs- 
weise zu  diesen  unverstandenen  Anschauungen  gehört. 
Davon  hörten  wir  während  unseres  ganzen  Religions-  und 
Konfirmationsunterrichtes  (zu  welchem  letzteren  überhaupt 
bloss  ein  Katechismus  und  höchstens  einzelne  Briefe  den 
Paulos  herangezogen  wurden,  niemals  die  Evangelien  selber) 
so  gat  wie  nichts,  sondern  immer  nur  von  dem  berechtigten 
Zorne  Gottes,  der  durch  die  Kreuzigung  Christi  beseitigt 
worden  sei.  Etwas,  was  wir  nicht  verstanden  und  was  auch 
manche  erwachsene  Leute,  die  nicht  gänzlich  in  die  Geheim- 
nisse der  Theologie  eingedrungen  sind,  nicht  verstehen.  — 
Es  entstehen  heute  keine  neuen  religiösen,  oder  philosophi- 
schen Wahrheiten  mehr ;  aber  die  alten  müssen  den  Menschen 
wieder  voll  verständlich  und  innerlich  sympathisch  werden. 
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1)  Dass  man  ohne  irgend  einen  Glauben,  mit  den 
blossen  Fähigkeiten  des  Verstandes  und  mittelst  äusserer 
Hülfsmittel  nicht  durchkommt,  sondern  den  Pfad  in  der 
Regel  schon  vor  der  Mitte  des  zurückgelegten  Weges, 
verliert  und  fortan  dem  Zufall  oder  der  Menschengunst^ 
jedenfalls  aber  beständiger  Furcht  und  Sorge  anheim- 
fällt,  welche  das  eigentliche,  wahre  Unglück  des  Lebens 
bilden. 

2)  Dass  Leiden  zu  einem  gedeihlichen  Leben  noth- 
wendig  gehören  und  in  einem  solchen  niemals  lange  Zeit 
ganz  ausbleiben.  Es  nützt  daher  nichts,  sie  zu  fürchten 
und  zu  ersorgen;  man  muss  sich  vielmehr  darauf  ein- 
richten, sie  ertragen  zu  können  und  zuletzt  selbst  gut 
zu  finden.  Das  letzte  und  beste,  was  man  aber  meistens 
spät  und  ungern  lernt,  ist  Schweres  gerne  ertragen 
und  nie  das  Vertrauen  auf  den  Sieg  des  Guten  ver- 
lieren. Gewöhnlich  hat  das  menschliche  Leben  drei 
grössere  Abschnitte,  wovon  sich  der  erste  und  der  dritte 
gleichen.  Der  günstige  Fall  ist  der,  wenn  der  mittlere 
der  schwere  ist;  denn  dann  sind  die  Kräfte  dazu  am 
ehesten  vorhanden.  Li  jedem  Falle  aber  enthält  das  be- 
kannte  Gedicht  Schiller's  <Der  Ring  des  Polykrates» 
eine  bedeutende  Wahrheit;  Leute  mit  eine  Zeitlang 
ununterbrochenem  Glück  haben  gewöhnlich  einen 
schlechten  Lebensabschluss. 

3)  Endlich,  dass  das  Leben  ohne  eine  bessere  Fort- 
setzung in  jedem,  auch  dem  besten,  Falle  der  Mühe 
und  Arbeit,  die  es  mit  sich  bringt,  nicht  gänzlich  ver- 
lohnt, und  dass  daher  die  künftige  Hoffnung,  in- 
zwischen aber  das  wenige  an  Liebe,  das  man  erfährt  und 
vor  allem  selbst  besitzt  und  auf  Andere  verbreitet,  das 
WerthvoUste  daran  ist. 
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So  dass  es  schliesslich  für  das  Lebensglück  wirk- 
lich am  meisten  auf  die  Eigenschaften  ankommt^ 
welche  die  christliche  Weltanschammg  an  die  Stelle  der 
antiken,  aristokratischen,  Tugend^)  gesetzt  hat,  die  jetzt 
manchen  gebildeten  Menschen  unserer  Zeit  als  das 
vorzüglichere  Lebensziel  erscheinen  will. 

Diese  neue  Untersuchung  der  philosophischen  Grund- 
lagen des  Menschenlebens  verfolgt  nun  ihren  unaufhalt* 
baren  Gang. 

Das  Sicherste,  was  man  aber  erst  im  praktischen 
Leben  begreift,  und  in  unserer  Zeit  weder  von  Schule 
noch  Kirche  erfuhr,  ist  einstweilen  die  Ueberzeugung,. 
dass  jede  Schlechtigkeit  immer  auch 
eine    Dummheit   ist. 

Dies  und  eine  gewisse  grössere  Einfachheit  des 
Denkens  und  Lebens,  die  uns  in  den  letzten  fünfzig 
Jahren  wachsenden  Wohlstandes  zu  sehr  abhanden  ge- 
kommen ist,  muss  die  kommende  Generation  nun  wieder 
erlernen.    Das  ist  die  Aufgabe,  die  wir  ihr  hinterlassen. 


^)  Sie  besteht  aus  den  vier  Eigenschaften:  Weisheit,, 
M&ssdgong,  Gerechtigkeit  und  Tapferkeit,  die  der  Mensch  in 
sieb  selbst  erziehen  und  beständig  erhalten  muss. 
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Bellagen. 


Schutzyereinignng  der  sieben  katholischen  Kantone. 

I.  Die  Kantone  Luzern,  Uri,  Schwyz,  Unterwaiden 
(ob  und  nid  dem  Wald),  Zug,  Freiburg  und  Wallis  ver- 
pflichten sich,  sowie  einer  oder  mehrere  aus  ihnen  an- 
gegriffen würden,  zur  Wahrung  ihrer  Souverftnitäts-  oder 
Territorialrechte  den  Angriff  gemäss  dem  Bundesvertrage 
vom  7.  August  1815,  sowie  gemäss  den  alten  Bünden, 
gemeinschaftlich  mit  allen  zu  Gebote  stehenden  Mitteln 
abzuwehren. 

[I.  Die  Kantone  werden  sich  über  die  zweck- 
massigste  Weise,  sich  gegenseitig  in  Kenntniss  von  allen 
Vorfällen  zu  erhalten,  verständigen.  Sowie  ein  Kanton  von 
einem  bevorstehenden  oder  erfolgten  Angriff  sicher  Kennt- 
niss erhält,  ist  er  bereits  als  bundesgemäss  aufgemahnt 
anzusehen  und  verpflichtet,  die  nach  Umständen  erfor- 
derliche waffenfähige  Mannschaft  aufzubieten,  ohne  ge- 
radezu die  offizielle  Mahnung  des  betreffenden  Kantons 
abzuwarten. 

III.  Ein  Kriegsrath,  bestehend  aus  einem  Abgeord- 
neten aus  jedem  der  obgenannten  Stände,  mit  allgemeinen 
und  so  viel  möglich  ausgedehnten  Vollmachten  von  den 
Regierungen  versehen,  hat  die  oberste  Leitimg  des  Krieges 
zu  besorgen.  Er  wird  bei  einem  bevorstehenden  oder  er- 
folgten Angriff  zusammentreten. 

IV.  Der  Kriegsrath  mit  den  ihm  ertheilten  YoU- 
machten  hat  im  Falle  der  Noth  alle  zur  Vertheidigung 
der  betreffenden  Kantone  erforderlichen  Massregeln  zu 
treffen. 

Wo  die  Gefahr  nicht  so  dringender  Natur  ist,  wird 
er  sich  mit  den  Regierungen  dieser  Kantone  in  Rück- 
sprache setzen. 
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y.  In  Beziehung  auf  Bestreitung  der  durch  solche 
Truppenaufgebote  erwachsenen  Kosten,  wird  als  Regel 
angenommen,  dass  der  mahnende  Kanton  die  Kosten  des 
von  ihm  verlangten  Truppenaufgebots  zu  bestreiten  hat. 
Vorbehalten  bleiben  hiemit  jedoch  solche  Fälle,  wo  be- 
sondere Gründe  vorhanden  sind,  dass  ein  besonderer 
Massstab  der  Yertheilung  einzutreten  habe.  Andere 
Kosten,  die  im  gemeinschaftUchen  Interesse  dem  einen 
oder  andern  Kantone  erwachsen  sind,  sollen  von  allen 
Eingangs  benannten  Kantonen  nach  der  eidgenössischen 
Geldscala  getragen  werden. 


VolMehungsverordnimg. 


I.  Organisation  und  Bestand  der 
Streitkräfte. 

Die  Kantone  Luzem,  Uri,  Schwyz,  Unterwaiden 
(ob  und  nid  dem  Wald),  Zug,  Freiburg  und  Wallis  ver> 
pflichten  sich: 

a)  Das  Bundeskontingent  und  die  Landwehr  (wenig- 
stens in  gleicher  Stärke)  gehörig  bewaffnet  und  aus- 
gerüstet Stetsfort  in  dem  Masse  bereit  zu  halten,  dass 
dieselben  auf  jeden  Ruf  mobil  gemacht  und  verwendet 
werden  können; 

b)  den  Landsturm  in  ihren  Kantonen  ebenfalls  best- 
möglich zu  organisiren  und  zu  bewaffnen;  dabei  wird 

c)  den  Kantonen  angelegentUchst  empfohlen,  aus  der 
landsturmpflichtigen  Mannschaft  noch  eine  zweite  Land- 
wehr (wenn  möghch  in  gleicher  Stärke  wie  die  erstere) 
zu  bilden  und  mit  guten  Waffen  zu  versehen ; 

d)  der  Bestand  der  Streitkräfte  der  benannten  Kan- 
tone würde  demnach,  in  drei  Kontingente  eingetheilt,. 
sich  auf  die  Zahl belaufen; 

e)  die  aufgebotenen  Truppen  sollen  jedenfalls  keinen 
höheren  Sold  als  den  eidgenössischen  erhalten. 
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IL  Verwendung  dieser  Mannschaft. 
A.  Im  Allgemeinen. 

1.  Sind  die  Kontingente  und  Landwehrtnippen  nach 
dem  Ermessen  des  Eriegsratlies,  und  wenn  immer  mög- 
lich, dahin  zu  verwenden,  wo  der  Hauptangriff  zu  be- 
fürchten ist,  die  weniger  gefährlichen  Punkte  hingegen 
mit  den  Landsturmabtheilungen  des  betreffenden  Kan- 
tons zu  decken  und  bei  allfälligen  Angriffen  auch  zu 
vertheidigen ; 

2.  hat  der  bedrohte  oder  angegriffene  Kanton  unge- 
säumt die  bundesgemässe  Hilfe  seiner  Mitstände  anzu- 
rufen und  diese  sofort  die  verlangten  Truppen  zu  dessen 
Verfügung  zu  stellen. 

B.  Im  Besondem  oder  Speziellen  wird 

1.  Die  Regierung  des  Standes  Luzem,  welcher  Kan- 
ton immerhin  als  der  bedrohteste  Pimkt  anzusehen,  folg- 
lich für  seine  Vertheidigung  ganz  besonders  Bedacht 
genommen  und  mit  allen  disponiblen  Truppen  unter- 
stützt werden  muss,  eingeladen,  alle  zweckmässigen 
Vorkehrungen  zur  Vertheidigung  ihres  Gebietes  einzu- 
leiten und  in  Vollziehung  zu  setzen.  Als  Hauptvertheidi- 
gungslinien  werden  diejenigen  hinter  der  Emme  imd  der 
Reuss  bezeichnet. 

2.  Die  übrigen  Kantone  werden  ersucht,  ihre  volle 
Aufmerksamkeit  denjenigen  Grenzpunkten  zuzuwenden, 
welche  sowohl  der  Lage  als  der  Nachbarn  wegen,  seien 
es  Schein-  oder  wirkliche  Angriffe,  befürchten  lassen  und 
zu  deren  wirksamer  Vertheidigung  alle  erforderlidien 
Einleitungen  zu  treffen. 

3.  Die  Stände  Freiburg  und  WalUs  sind  im  Beson- 
dern noch  anzugehen,  bei  einem  allgemeinen  Angriff 
den  Angegriffenen  Mitständen  auf  wirksame  Weise  hilf- 
reiche Hand  zu  bieten  und  zu  diesem  Behufe  vorläufig 
ungesäumt  alle  Pässe  und  militärischen  Punkte,  von  denen 
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aus  am  wirksamsten  agirt  werden  könnte,  zu  besetzen. 
Ein  gleiches  Verfahren  hätten  auch  die  vereinigten  Stände 
hinwieder  bei  einem  Angriff  auf  Wallis  oder  Freiburg 
zu  beobachten. 

in.  Kriegsrath. 

A.  Dessen  Zusammensetzung. 

1.  Jeder  der  betreffenden  Stände  wählt  aus  seinen 
Militärpersonen  «in  Mitglied  in  den  Kriegsrath,  nebst 
«inem  Suppleanten. 

2.  Sobald  die  Wahlen  vor  sich  gegangen,  wird  die 
Regierung  von  Luzern  die  Mitglieder  unverzüglich  einbe- 
rufen und  die  Konstituirung  des  Kriegsrathes  stattfinden. 

3.  Die  Kreditive  der  Mitglieder  des  Kriegsrathes 
sollen  nach  früheren  Formularen  ausgefertigt  werden 
und  die  im  Konferenzprotokolle  bezeichneten  Vollmachten 
enthalten. 

B.  VeiTichtungen  desselben. 

4.  In  Bezug  auf  die  Form  seiner  Veriiandlungen 
wird  festgesetzt: 

a)  dass  derselbe  gleich  bei  seiner  Konstituirung  seinen 
Präsidenten  und  seinen  Sekretär  bezeichnen  solle, 
welcher  über  aUe  Beschlüsse  und  Korrespondenzen 
ein  genaues  Protokoll  zu  führen  hat; 

b)  dass  zur  Fassung  von  gültigen  Beschlüssen  die 
Anwesenheit  von  fünf  Mitgliedern  und  zwei  Dritt- 
th eilen  der  Stimmen  erforderlich  sind; 

c)  dass  die  Versammlung  des  Kriegrathes  stattfinden 
muss,  sobald  Gefahr  oder  Angriffe  drohen,  oder  ein 
oder  mehrere  Kantone  es  verlangen. 

5.  In  der  Aufgabe  des  Kriegsrathes  liegt  es,  alle 
militärischen  Massregeln  vorzubereiten,  welche  zur  Ver- 
theidigung  der  sieben  Kantone  erforderlich  sind.  Er  wird 
inerflber  mit  den  Regierungen  in  direkte  Verbindung 
treten,    dieselben   sowohl   über  lokale  Verhältnisse   und 
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Vorkehrungen,  als  Qber  die  erforderliche  Mobilmachung 
der  Truppen,  die  materiellen  Bedürfnisse  derselben 
Waffen-  und  Munitionsvorräthe,  Verpflegung  der  Truppen 
u.  s.  w.  in  Kenntniss  setzen  und  die  angemessenen  Wei- 
sungen ertbeilen. 

6.  Für  den  Fall  eines  aUgemeinen  Angriffis  ernennt 
der  Kriegsrath: 

a)  den  Oberbefehlshaber,  welcher  eine  konsultative 
Stimme  im  Kriegsrath  hat; 

b)  den  Chef  des  Generalstabes; 

c)  die  Brigadekommandanten; 

d)  den  Kommandanten  der  Artillerie;  die  drei  sab 
littera  b,  c  und  d  Benannten  womöglich  nadi  ge- 
nommener Rücksprache  mit  dem  Oberbefehlshaber; 

e)  den  Oberkriegskommissftr. 

7.  Ueber  den  Vertheidigungs-  und  Operationsplan 
wird  der  Kriegsrath  sich  mit  dem  Oberkommandanten 
in's  Einverständniss  setzen,  für  dieselben  vorläufig  eine 
Instruktion  bearbeiten  und,  je  nach  Erfordermss  der 
Umstände,  ihm  auch  die  weitem  angemessenen  Befehle  zu- 
gehen lassen. 

IV.  Der  Oberbefehlshaber. 

8.  Der  Oberbefehlshaber  hat  alle  vom  Kriegsrath  er- 
theilten  Weisungen  zu  befolgen,  dessen  Anordnungen  zu 
vollziehen,  wie  solche  zur  Erreichung  des  vorhabenden 
Zwecks  nothwendig  und  dienlich  erachtet  werden,  und 
bei  Bedürfniss  an  Mannschaft  und  Material  sich  ebenfalls 
an  den  Kriegsrath  zu  wenden. 

9.  Der  Oberbefehlshaber  ernennt  von  sich  aus  den 
Generaladjutanten  und  seine  Adjutanten.  Ebenso  be- 
zeichnen die  Brigadekommandanten  und  der  Komman- 
dant der  Artillerie  ihre  Adjutanten. 

10.  Das  sämmtUche  Personal  des  Generalstabs,  mit 
Ausnahme  desjenigen,  welcher  bei  den  Kantonaltrappen 
eingetheilt  ist,  wird  von  seinem  Dienstantritte  an  aus  der 
gemeinschaftlichen  Kriegskasse  besoldet. 
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11.  Wenn  ein  Kanton  Hilfstruppen  von  einem  oder 
mehreren  Kantonen  verlangt,  so  treten  dieselben  unter 
den  Befehl  des  Truppenkommandanten  des  mahnenden 
Kantons,  abgesehen  von  dessen  Grad  und  Dienstalter; 
es  sei  denn,  dass  derselbe  (mahnende  Kanton)  es  vor- 
ziehen sollte,  diese  Truppen  unter  den  Oberbefehl  eines 
Militftrchefs  eines  zu  Hülfe  ziehenden  Kantons  zu  stellen.» 


Anmfting  fremder  Intervention. 

Luzem,  IB.  November  1847. 
An  den  Freiherm  von  Kaisersfeld! 

Excellenz  I 

Mit  Vergnügen  ersehen  wir  aus  der  uns  unterm 
11.  November  übermittelten  Note,  dass  Sr.  MajestÄt  der 
Kaiser  die  Stellung,  welche  die  7  Kantone  einge- 
nommen haben,  anerkennen  und  keine  Schuld  für  die 
Folgen,  welche  für  die  Schweiz  kommen  werden,  den- 
selben beimessen. 

Indem  wir  Namens  der  7  Stände  unsem  wärmsten 
Dank  für  diese  wohlwollende  Anerkennung  aussprechen, 
können  wir  nicht  umhin,  nochmals  diejenige  Bemerkung 
fallen  zu  lassen,  welche  wir  in  unserem  Schreiben  vom 
13.  d.  an  Ihre  Excellenz  uns  erlaubten.  —  Die  Bemer- 
kung nämUch,  dass  der  mächtige  Kaiserstaat  Oesterreich 
in  Folge  Anerkennung  unserer  rechtlichen  Stellung  nicht 
ermangeln  wird,  diejenigen  Massregeln  beförderlich  zu 
ergreifen,  welche  geeignet  sind,  uns  vor  der  drohenden 
Unterdrückung  zu  sichern  und  uns  in  unserer  rechtlichen 
Stellung  zu  erhalten. 

Namens  des  siebenörtigen  Kriegsrathes : 

Der  Präsident: 
Siegwart-Müller. 

Der  Sekretär: 
Bernh.  Meyer. 

12 
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Proklamation  an  die  Eidg.  Trappen  vom  22«  November  1847. 

Eidgenössische  Wehrmftnnerl 

Ihr  werdet  in  den  Kanton  Luzern  einrücken.  Wie  Ihr 
die  Grenzen  überschreitet,  so  lasst  Euren  Groll  zurück 
und  denkt  nur  an  die  Pflichten,  welche  das  Vaterland 
Euch  auferlegt. 

Zieht  dem  Feinde  kühn  entgegen,  schlagt  Euch 
tapfer  und  steht  zu  Eurer  Fahne  bis  zum  letzten  Bluts- 
tropfen. 

Sobald  aber  der  Sieg  für  uns  entschieden  ist,  so 
vergesset  jedes  Rachegefühl,  betragt  Euch  wie  gross- 
müthige  Krieger,  verschont  die  Ueberwundenen,  denn 
dadurch  beweist  Ihr  Euren  wahren  Muth.  Thut  unter 
allen  Umständen,  was  ich  schon  so  sehr  empfohlen  habe: 
achtet  die  Kirchen  und  alle  Geb&ude,  welche  dem  Gottes- 
dienste geweiht  sind  I  Nichts  befleckt  Eure  Fahne  mehr, 
als  Beleidigungen  gegen  die  Religion.  Nehmet  alle  Wehr- 
losen unter  Euren  Schutz,  gebt  nicht  zu,  dass  dieselben 
beleidigt  oder  gar  misshandelt  werden.  Zerstört  nichts 
ohne  Notb,  verschleudert  Nichts;  mit  einem  Wort  be- 
tragt Euch  so,  dass  Ihr  Euch  Achtung  erwerbt  und  Euch 
stets  des  Namens,  den  Ihr  traget,  würdig  zeigt 


Einige  Notizen  ans  Au&eichnnngen  von  damals  Lebenden. 

In  Neuenkirch  waren  am  2.  April  1845  in  einer 
Wiese  unterhalb  des  Dorfes  mehrere  Freischärler  ver- 
scharrt worden.  Mit  Schaufeln  und  Spaten  begab  sich 
eine  Kompagnie  Basellandschafter  Scharfschützen,  welche 
mit  einem  Bataillon  Solothumer  in  Neuenkirch  lag,  an 
Ort  und  Stelle.  —  Neun  noch  nicht  ganz  vermoderte 
Leichname  wurden  aus  der  Grube  gezogen.  Die  Kleider 
derselben  waren  zum  Theil  noch  erhalten.  An  geweihter 
Stätte,  auf  dem  Kirchhofe,  wurde  ein  grosses  Grab  ge- 
macht.   Unter  dem   Geläute   aller  Glocken   senkte   man 
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die  Leichname  in  die  stille  Erde.  -^  In  einem  Halbkreise 
standen  um  das  Grab  die  Offiziere  und  Soldaten.  Es  war 
ein  feierlicher  Moment,  als  der  Solothurner  Feldpater  die 
Leichenrede  hielt.  Er  behandelte  die  Bitte:  «Vergib 
uns  unsere  Schulden,  wie  auch  wir  vergeben  unsem 
Schuldnern». 

Man  hört  von  liberalen  Zeitgenossen  sehr  oft  den 
Vorwurf  gegen  die  Sonderbundshäupter  erheben,  sie 
hätten  für  die  Schweiz  eine  neue  Gebietseintheilung  be- 
absichtigt. In  Siegwarts  zurückgelassenen  Papieren  fand 
man  wirklich  einen  solchen  Entwurf ;  sehr  sorgfältig  aus- 
gearbeitet und  mit  Betrachtungen,  Erklärungen  und  Recht- 
fertigungen begleitet.  Darnach  wäre  dem  Kanton  Luzern 
einverleibt  worden :  Das  Freiamt,  die  ehemalige  Graf- 
schaft Baden  nebst  Zurzach,  dazu  das  Frickthal,  so  dass 
dieser  Kanton  vom  Vierwaldstättersee  bis  an  den  Rhein 
sich  erstreckt  hätte.  Glarus  wäre  aus  den  Reihen  der 
Kantone  verschwunden  und  sein  Gebiet  theils  an  Uri, 
theils  an  Schwyz  gefallen.  Dagegen  wäre  Pruntrut  zu 
einem  eigenen  Kanton  erhoben  worden. 

Das  eidgenössische  Heer  zählte  im  Ganzen  60  Todte 
und  386  Verwundete.  Das  Sonderbundsheer  hatte  36 
Todte  und  119  Verwundete.  Luzern  allein  hatte  24  Todte 
und  63  Verwundete. 

Der  Kanton  Neuenburg  musste  seine  Widersetzlich- 
keit, das  Kontingent  zum  Bundesheere  zu  stellen,  mit 
300,000  Fr.  a.  W.  und  Appenzell  I.-Rh.  mit  15,000  Fr. 
abbüssen,  woraus  ein  Pensionsfond  für  die  Hinterlassenen 
der  gefaUenen  Krieger  und  für  die  Verstümmelten  ge- 
bildet wurde. 

Unmittelbar  vor  dem  Zuge  nach  Luzern  verlangte 
der  französische  Gesandte  Bois  le  Comte  vom  eidge- 
nössischen Obergeneral  ein  Schutzgeleite  für  einen  seiner 
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Gesandtschaftssekretäre,  den  er  nach  Luzem  zu  senden 
beabsichtigte.  Dieses  auffallende  Begehren,  im  Augen- 
blicke, wo  die  Eidgenossenschaft  im  Kriegszustande  mit 
dem  Sonderbunde  und  aller  Verkehr  abgebrochen  var, 
musste  natürlich  vom  General  abgelehnt  werden.  Diese 
Weigerung  gebrauchte  der  Gesandte  als  Vorwand,  seh 
von  Bern  zu  entfernen  und  den  diplomatischen  Verkehr 
mit  den  Bundesbehörden  zu  unterbrechen. 


Miehel  de  Montaigne. 


-^ 


I. 

Michel  de  Montaigne  stammt  aus  der  bürgerlichen 
Familie  Eyquem,  die  in  Bordeaux  ansässig  war.  Montaigne 
selbst  bemerkt:  «Ich  stamme  von  einer  Familie  ab,  die 
ohne  Glanz  aber  auch  ohne  Lfirm  dahinlebte,  die  aber 
von  jeher  besonders  stolz  war  auf  ihre  bürgerliche  Bieder- 
keit. Die  Menschen  sind  an  den  Lärm  und  an  Alles, 
was  in  die  Augen  fällt,  so  sehr  gewöhnt,  dass  die  Güte, 
die  Massigkeit,  die  Gleichheit,  die  Ausdauer  und  der- 
gleichen unauffällige  und  stille  Eigenschaften  nicht  mehr 
gewürdigt  werden.»  Sein  Urgrossvater  und  sein  Gross- 
vater waren  Kaufleute  und  betrieben  einen  Fischhandel, 
bei  dem  sie  ein  grosses  Vermögen  erwarben.  Der  Gross- 
vater, der  ausgedehnte  Geschäftsbeziehungen  mit  Spanien, 
den  Niederlanden  und  England  unterhielt,  war  zugleich 
auch  Bankier.  Die  Familie  Eyquem  kaufte  verschie- 
dene Adelsgüter  auf,  darunter  auch  das  Schloss  Mon- 
taigne, wo  Michels  Vater,  Pierre  Eyquem,  geboren  wurde. 
Den  Namen  Montaigne  legte  sich  Michel  erst  nach  dem 
Ableben  seines  Vaters  bei,  als  er  Eigenthümer  des  Schlosses 
wurde. 

In  der  Familie  war  Langlebigkeit  durch  verschiedene 
Generationen  erblich :  Michels  Urgrossvater  erreichte  ein 
Alter  von  80  Jahren,  sein  Grossvater  wurde  etwa  70  Jahre 
alt,  sein  Onkel  väterlicherseits  erreichte  ein  Alter^von 
67  Jahren,   wiewohl  er  einen  schwächlichen  und   kränk- 
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liehen  Körper  hatte;  sein  Vater  starb  im  75.  Lebensjahre, 
und  seine  Mutter  starb  in  hohem  Alter,  nachdem  sie  ihren 
Sohn  um  neun  Jahre  überlebt  hatte. 

Michels  Vater,  Pierre  Eyquem,  hatte  in  seiner  Jugend  im 
Heere  des  Königs  Franz  I.  in  Italien  mitgefochten.  Nach 
seinel:  Bückkehr  ehelichte  er  Antoinette  Lopes  aus  einer 
reichen  spanischen  Familie  jüdischer  Abkunft.  Pierre 
Eyquem  führte  ein  mustergiltiges  Familienleben;  er  war 
ein  ausgezeichneter  Haushalter  und  treuer  Gatte.  Er  be- 
kleidete hohe  städtische  Aemter;  als  Bürgermeister  von 
Bordeaux  genoss  er  ein  unbeschränktes  Ansehen  bei 
seinen  Mitbürgern.  Er  war  ein  Mann  von  grösster  Pflicht- 
treue und  Gewissenhaftigkeit.  Im  Gegensatze  zu  seinem 
Sohne,  fühlte  er  sich  mit  der  Gemeinschaft  eng  ver- 
bunden, unterordnete  seine  eigenen  Interessen  denen 
des  Gemeinwohls  und  vergass  sich  selbst,  wenn  die  öffent- 
lichen Angelegenheiten  es  erforderten,  und  war  dann 
bereit,  nicht  nur  seine  Bequemlichkeit,  sondern  auch  seine 
Gesundheit  den  öffentlichen  Geschäften  zum  Opfer  zu 
bringen.  «Es  hat  wohl  noch  nie  eine  liebevollerere  und 
menschenfreundlichere  Seele  gegeben»,  bemerkt  einmal 
Montaigne  von  seinem  Vater.  Und  ein  andermal  erzählt  er 
von  ihm :  «Er  sprach  wenig,  aber  gut,  und  schmückte  seine 
Sprache  mit  einigen  Verzierungen,  besonders  aus  spa- 
nischen Büchern.  Seine  Haltung  war  ernst  und  milde 
zugleich,  demüthig  und  bescheiden;  sei  es,  dass  er  zu 
Fuss  ging,  sei  es,  dass  er  zu  Pferde  sass,  stets  legte  er 
ein  besonderes  Gewicht  auf  den  Anstand  und  die  Decenz 
seiner  Person  und  seiner  Kleidung.  Ein  wunderbarer 
Ernst,  wenn  er  sprach ;  zu  seiner  Gewissenhaftigkeit  ge- 
sellte sich  eine  Glaubenskraft,  die"^fast  an  Aberglauben 
grenzte.  Er  war  von  kleinem  Wuchs,  von  kräftiger  Kon- 
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stitution  und  von  gerader  und  wohlproportionirter  Statur, 
von  angenehmem  Aeussern.»  Pierre  hatte  auch  eine  feine 
Bildung,  obschon  seine  Kenntniss  der  antiken  Litteratur 
nach  der  Bemerkung  seines  Sohnes  nicht  gross  war. 
Er  kannte  aber  gut  die  italienische  und  spanische  Sprache. 
Die  geistigen  Bestrebungen  der  Renaissance  fanden  an 
ihm  einen  aufrichtigen  Anhänger;  er  verkehrte  mit 
Elie  Vinet,  Antoine  Muret,  bewunderte  die  neue  itaUe- 
nische  Bildung,  die  klassischen  Studien  und  strebte  eine 
Reform  der  Erziehung  und  des  Unterrichtes  an. 

Auf  die  Erziehung  seiner  elf  Kinder,  von  denen  ihm 
das  jüngste  geboren  wurde,  als  er  schon  64  Jahre  alt 
war,  verwandte  er  die  grösste  Sorgfalt.  Michel,  der  das 
drittjQngste  Kind  war,  erzählt,  wie  bei  seiner  eigenen 
Erziehung  die  humansten  Mittel  zur  Anwendung  gebracht 
wurden.  Pierre  wollte,  dass  sein  Sohn  den  Wissensstoff 
ohne  jeden  Zwang,  in  vollster  Freiheit  und  mit  wahrer 
Freude  sich  aneigne.  Um  den  Knaben  nicht  plötzlich 
dem  Schlafe  zu  entreissen,  liess  er  ihn  durch  das  Spiel 
eines  Instrumentes  wecken.  Im  zartesten  Alter  war 
Michel  einfachen  Bauersleuten  der  Umgebung  des  Schlosses 
anvertraut,  damit  er  sich  später  über  das  einfache  Volk 
nicht  erhebe ;  auch  seine  Pathen  waren  deshalb  Leute  aus 
dem  Volke.  Sein  Vater  wollte  ihm  die  Mühe  und  die  Zeit, 
die  sonst  der  Erlernung  der  alten  Sprachen  geopfert 
werden,  ersparen  und  suchte  ihm  die  Kenntniss  der  la- 
teinischen Sprache  auf  eine  ganz  ungewohnte  Weise  bei- 
zubringen :  als  Michel  zu  sprechen  anfing,  wurde  auf  das 
Schloss  Montaigne  ein  Deutscher  berufen,  der  nur^Latein 
und  kein  Wort  Französisch  verstand.  Diesem  Deutschen 
wurden  noch  zwei  Ausländer  zugesellt.  Niemand  durfte 
mit  dem  Kinde  in  einer  andern  Sprache  als  in  lateinischer 
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reden,  weshalb  auch  die  Mutter  und  alle  andern  Haus- 
genossen das  Nothwendjgsle  an  lateinischen  AusdrQcken 
zu  erlernen  genöthigt  waren.  Die  seltsame  Methode  er- 
wies sich  bald  als  sehr  fruchtbar  und  machte  dazu  noch 
Allen  Spass.  Das  ganze  Schloss  und  selbst  noch  die  nächste 
Umgebung  wurde  förmlich  latinisirt,  so  dass  Montaigne 
die  Wirkung  davon  später  sogar  an  der  Sprache  der 
Bauern  der  umliegenden  Dörfer  wahrnehmen  konnte,  die 
für  Werkzeuge  und  gewisse  mechanische  Verrichtungen 
nur  lateinische  Namen  gebrauchten.  So  wuchs  der 
Knabe  heran,  ohne  seine  Muttersprache  zu  kennen  und 
ohne  ein  Wort  davon  zu  Gehör  zu  bekommen  ;  in  seinem 
siebenten  Lebensjahre  hatte  er  Latein  ohne  alle  Grammatik, 
ohne  Zwang  und  Prügel  gründlich  erlernt  und  sprach  es 
fliessend  und  gewählt,  so  dass  die  besten  Latinisten  jener 
Zeit  die  Feinheit  und  Geläufigkeit  seiner  Ausdrucksweise 
bewunderten.  In  vorgerückten  Jahren  bemerkt  Montaigne, 
Latein  sei  für  ihn,  wiewohl  er  es  schon  seit  vier  Jahr- 
zehnten weder  rede  noch  schreibe,  wie  eine  lebendige 
Sprache,  und  er  verstehe  es  sogar  besser  als  Französisch. 
Starke  seelische  Affekte,  wo  das  Bewusstsein  zurück- 
gedrängt wird,  äusserten  sich  bei  ihm  unwillkürlich  in 
lateinischen  Worten. 

Von  seinem  Vater  hatte  Michel  eine  grosse  Rüstig- 
keit, aber  zugleich  auch  eine  Anlage  zum  Blasenstein 
geerbt.  Montaigne  berichtet  von  der  Rüstigkeit  seines 
Vaters,  dieser  habe  sich,  als  er  bereits  die  Sechzig  über- 
schritten hatte,  mit  einem  Sprunge  in  den  Sattel  ge- 
worfen und  einen  Tisch  auf  der  Spitze  seines  Daumens 
gedreht  und  sei  gewöhnlich  die  Treppe  mit  grosser  Hast 
wie  ein  Jüngling  hinaufgespiiingen.  Pierre  scheint  über- 
aus offenherzig  gewesen  zu  sein  und  machte  durch  seinen 
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Freimuth  und  seine  Wahrheitsliebe,  wie  auch  durch  die 
Reinheit  seiner  Sitten  auf  den  Sohn  einen  grossen  Ein- 
druck. Montaigne  schreibt  darüber:  «Wunderbare  Ge- 
schichten hörte  ich  von  meinem  Vater  über  die  Sitten- 
reinheit seiner  Zeit,  und  gerade  er  konnte  dies  mit  desto 
grösserem  Rechte  hervorheben,  da  er  sowohl  durch  Natur- 
anlage als  durch  Erziehung  den  Damen  gar  gut  ge- 
fallen musste.  Er  behauptete,  dass  es  zu  seiner  Zeit 
in  einer  ganzen  Provinz  kaum  eine  einzige  Frau  aus  an- 
gesehenem Geschlechte  gab,  die  irgendwie  einen  schlechten 
Ruf  gehabt  hätte ;  von  sich  selbst  erzählte  er  mit  grosser 
Naivetät  Seltsames  über  seine  Beziehungen  zu  Frauen 
und  über  die  Entbehrungen,  die  er  sich  dabei  auferlegte; 
er  schwur  hoch  und  theuer,  er  sei  keusch  in  die  Ehe 
getreten  und  das,  nachdem  er  lange  Zeit  jenseits  der 
Alpen  an  den  Kriegen  theilgenommen  hatte,  von  denen 
er  ein  eigenhändiges  Tagebuch  uns  hinterlassen  hat.> 
—  Durch  seinen  energischen  und  doch  milden  Charakter, 
durch  seine  Offenheit  und  Wahrheitsliebe  wirkte  er  bei 
der  Erziehung  seiner  Kinder  noch  weit  stärker  als  durch 
alle  Lehren  und  Worte.  Montaigne  hebt  dies  auch  nach- 
drücklich hervor:  «Ich  weiss  wohl,  dass  eben  dadurch, 
dass  ich  in  der  Kindheit  angehalten  wurde,  den  offenen 
und  geraden  Weg  zu  gehen,  so  dass  mir  jede  Art  von 
Schlichen  und  Finessen  schon  bei  meinen  Eanderspielen 
zuwider  war  —  die  Kinderspiele  sind  in  Wirklichkeit 
keine  Spiele,  und  man  muss  sie  desshalb  auch  als  die 
ernstesten  Handlungen  des  Kindesalters  betrachten  —  es 
keinen  noch  so  leichten  Zeitvertreib  gibt,  bei  dem  ich 
nicht  von  innen  heraus,  aus  einer  natürlichen,  ganz  un- 
gewollten Neigung,  den  grössten  Widerwillen  gegen  jede 
Täuschung  an  den  Tag  lege.> 
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Michel  wuchs  heran  als  ein  starker,  durchaus  gesunder 
und  guthmütig  veranlagter  Knabe,  aber  er  war  schwerfällig 
und  etwas  träge,  kam  nicht  leicht  aus  sich  heraus  und  nahm 
die  Eindrücke  der  Naturstill  in  sich  auf.  In  seinem  sieben- 
ten Lebensjahre  kam  er  in  eine  gut  geleitete  Schule,  die  er 
etwa  sieben  Jahre  lang  besuchte.  Später  studirte  er  Rechts- 
wissenschaft, wahrscheinlich  an  der  Toulouser  Hochschule. 
Im  Alter  von  21  Jahren  bekleidete  er  schon  die  höchst  an- 
gesehene Stelle  eines  Gerichtsrathes  in  Bordeaux.  Eine  be- 
sondere Neigung  zu  diesem  Berufe  fühlte  er  nicht:  er 
war  kein  fleissiger  Beamter,  verhielt  sich  den  Amtsge- 
schäften gegenüber  eher  gleichgültig,  mehr  beobachtend 
als  eingreifend.  Die  weitgehende  Unduldsamkeit  der 
Magistratspersonen  von  Bordeaux  in  den  Angelegen- 
heiten der  Religion  konnte  er  ebenso  wenig  theilen,  wie 
ihren  übertriebenen  Eifer  für  das,  was  für  ihn  selbst  in 
den  Amtsgeschäften  nur  als  überflüssige  Kleinigkeiten  er- 
scheinen musste.  In  seinen  Amtsgeschäften  hatte  er 
einen  Kollegen,  Etienne  de  la  Boätie,  einen  bedeutenden 
und  höchst  gediegenen  Menschen,  mit  dem  ihn  eine  tiefe 
und  mustergültige  Freundschaft  verband.  Die  sechs  Jahre 
dieser  Freundschaft  bis  zum  frühzeitigen  Tode  des 
Freundes  im  Jahre  1563  waren  die  glücklichste  Zeit 
seines  Lebens,  in  der  seine  Gefühle  und  Anschauungen 
eine  festere  Gestalt  annahmen  und  ihn  auf  seine  spätere 
schriftstellerische  Thätigkeit  vorbereiteten.  In  seinem 
frühen  Mannesalter  scheint  er  nicht  ohne  gewisse  Illu- 
sionen des  Ehrgeizes  gewesen  zu  sein:  als  er  im  Alter 
von  28  Jahren  in  amtlichen  Angelegenheiten  nach  Paris 
abgeordnet  worden  war,  benützte  er  diese  Gelegenheit, 
den  Hof  günstig  für  sich  zu  stimmen";  vielleicht  wollte 
er  auch  eine  Stellung  in  Paris  erlangen,  da  er  für  diese 
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Stadt  eine  besondere  Vorliebe  hatte,  so  dass  er  sie  später 
den  Ruhm  Frankreichs  und  eine  der  edelsten  Zierden 
der  Welt  nannte :  dch  liebe  sie  ihrer  selbst  wegen,  mehr 
in  ihrem  eigentlichen  Wesen,  als  in  der  fremden  Pracht, 
womit  sie  sich  umgibt;  ich  liebe  sie  zärtlich,  selbt  in 
ihren  Warzen  und  in  ihren  Flecken;  ich  bin  nur  durch 
diese  grosse  Stadt  Franzoso 

Kurz  nach  dem  Tode  seines  Freundes  heiratete  er 
auf  Wunsch  und  Veranlassung  seiner  Eltern  ein  Mädchen 
aus  adeligem  Hause,  die  Enkelin  eines  angesehenen  Ju- 
risten, die  ihm  ein  grosses  Vermögen  in  die  Ehe  brachte. 
Er  stand  damals  im  Alter  von  33  Jahren,  das  er  zum  Ein- 
gehen einer  Ehe  fOr  den  Mann  mehr  oder  weniger  für  das 
richtige  hielt,  da  er  die  Ansicht  Piatons  theilte,  eine  Ehe  dürfe 
weder   vor  dem  zurückgelegten  dreissigsten,  noch  nach 
dem  erreichten  fünfundfünfzigsten  Lebensjahre  geschlossen 
werden.    Er  selber  hatte  anfangs  vor  der  Ehe  eine  ge- 
wisse Scheu;  der  Gedanke,  an  einen  Menschen  für  immer 
gebunden  zu  sein,  erschreckte  ihn;  gestand  er  doch,  er 
würde  sich  sogar  mit  der  Weisheit  nicht  verbinden,  wenn 
sie  ihn   für  immer  an  sich   fesseln  wollte:    «Aber   was 
hilft  alles  Reden,  die  Sitte  und  die  Lebensgewohnheiten 
reissen  uns  mit,  die  meisten  Handlungen  werden  durch 
das  Beispiel,   nicht  durch   die  Wahl  geleitet;  jedenfalls 
trat  ich  nicht  aus  eigenem  Antrieb  in  die  Ehe,  sondern 
ich  wurde  durch  fremde  Einflüsse  dazu  geführt.  .  .    Da- 
mals war  ich  freilich  schlechter  auf  die  Ehe  vorbereitet 
und  widervriUiger  gegen  sie   als  jetzt,   nachdem  ich  Er- 
fahrungen hinter  mir  habe;   mag  ich   noch   so  sehr  als 
leichtsinnig  gelten,  aber  ich  habe  doch  die  Gesetze  der 
Ehe  strenger  eingehalten,  als  ich  es  versprochen  und  ge- 
hofft hatte».   Er  war  in  der  Ehe  glückhch,  soweit  er  mit 
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seinem  passiven  Naturell  überhaupt  darin  glücklich  sein 
konnte.  Zwischen  ihm  und  seiner  Frau  bildete  sich  mit 
den  Jahren  die  Beziehung  eines  Kameraden  zum  andern 
aus,  und  das  meinte  er  auch,  als  er  einmal  an  sie  schrieb: 
«wir  wollen  mit  einander  leben  nach  der  alten  franzö- 
sischen Sitte». 

Seine  Frau,  mit  der  er  27  Jahre  hindurch  eine  Ver- 
nunftehe führte,  war  eine  gute  Haushälterin,  störte  seine 
Kreise  nicht,  verlangte  von  ihm  nichts,  was  er  ihr  nicht  ge- 
währen konnte,  und  scheint  für  seinen  Charakter  und 
seinen  Geist  eine  unbeschränkte  Achtung  gehabt  zu 
haben.  Sie  gehörte  nicht  zu  den  «gelehrten»  Frauen, 
die  damals  in  Frankreich  nicht  selten  waren,  die  öffent- 
lich hervortraten,  mit  gelehrten  und  angesehenen  Männern 
in  Briefwechsel  standen,  über  antike  Werke  sprachen  und 
schrieben  oder  sie  übersetzten.  Mit  einer  Frau,  wie  die 
schöne  Madeleine  de  TAubespine,  die  Ovid  übersetzte, 
oder  Mlle.  de  Gournay  wäre  Montaigne  kaum  glücklich 
gewesen. 

Von  den  sechs  Kindern,  die  Montaignes  Ehe  ent- 
sprossen, starben  fünf  in  zartem  Alter,  und  nur  eine  ein- 
zige Tochter  Leonor  blieb  am  Leben.  Montaigne  selbst 
wusste  später  die  Zahl  seiner  verstorbenen  Kinder  nicht 
genau.  Er  gesteht  auch ,  es  fehle  ihm  gänzlich  das 
Verlangen,  durch  Kinder  mit  der  Zukunft  verbunden  zu 
sein,  das  ja  bei  allen  andern  Menschen  so  stark  sein 
soll ;  ihm  genüge  sein  eigenes  Selbst,  und  er  habe  es  nie 
begreifen  können,  wie  der  Mangel  an  Kindern  das  Leben 
weniger  vollständig  und  weniger  zufrieden  machen  könne; 
besonders  seien  Kinder  nicht  wünschenswerth  in  einer 
Zeit,  wo  es  so  schwer  fällt,  sie  zu  guten  Menschen  zu 
erziehen.    Er  verstand  solche  Neigungen  nicht,  an  denen 
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die  Vernunft  gar  keinen  Theil  hat,  so  z.  B.  die  Um- 
armungen, die  man  an  neugeborene  Kinder  verschwendet, 
bei  allem  Bewusstsein,  dass  man  weder  Seele  noch  eine 
endgültige  Formgestaltung  vor  sich  habe,  die  allein  unsere 
Liebe  verdiene.  Mit  der  ihm  eigenen  Offenheit  gestand  er 
auch,  er  würde  eher  vorziehen,  ein  vollkommenes  Kind 
aus  dem  Umgange  mit  den  Musen,  als  ein  solches  aus 
dem  Umgange  mit  seiner  Frau  zu  haben. 

Bei  der  Erziehung  seiner  Tochter  Leonor  suchte  er  nur 
mit  Güte  und  Milde  zu  wirken :  zur  Erinnerung  an  die  ihm 
selbst  zu  Theil  gewordene  Erziehung  wollte  er  nicht  den 
geringsten  Zwang  ausüben.  Wenn  er  Söhne  gehabt 
hätte,  so  hätte  er  ihnen  gegenüber  womöglich  eine  noch 
grössere  Milde  walten  lassen,  da  die  Männer  noch  mehr 
für  die  Freiheit  erzogen  werden  müssten.  Er  hätte  sie 
zu  höchst  harmlosen  und  offenen  Charakteren  zu  erziehen 
gesucht:  j'eusse  aimi  ä  leur  gronsir  le  cceur  dHnginuiti  et 
de  franchise. 

Im  Alter  von  37  Jahren  legte  er  sein  Amt  nieder  und 
zog  sich  ganz  auf  sein  Schloss  zurück,  wo  er  neun  Jahre, 
bis  zum  Jahre  1580,  ziemlich  einsam  lebte.  —  In  seinem 
Bibliothekzimmer,  wo  er  verschiedene  Inschriften  aus 
der  Bibel  und  aus  seinen  Lieblingsschriftstellern  überall 
anbringen  liess,  sollte  eine  lateinische  Inschrift  ihn  auch 
an  den  Zeitpunkt,  in  dem  er  sich  von  den  Amtsgeschäften 
zurückgezogen  hatte,  und  an  die  Beweggründe,  die  ihn 
dabei  geleitet  hatten,  in  naiver  Weise  erinnern:  «Im  J. 
1571  n.  Chr.  zog  sich  Michel  de  Montaigne  am  Vorabend 
seines  Geburtstages  im  Alter  von  38  Jahren  hierher  zurück, 
um  in  Stille  und  Sicherheit  bei  den  Musen  auszuruhen, 
seit  lange  schon  der  Sklaverei  der  Parlamentsarbeit  und 
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der  öffentlichen  Geschäfte  überdrüssig.  Hier  gedenkt  er 
die  ihm  noch  übrig  gelassene  Zeit  zu  verbringen.  > 

Das  Schloss  Montaigne  gewährte  seinem  Eigenthümer 
eine  schöne  und  weite  Aussicht  von  einer  langen,  die 
ganze  Fa^ade  einnehmenden  Terrasse,  von  der  aus 
Hügel,  Saatfelder,  Abhänge  mit  Weingärten  und  Schlösser 
der  Adeligen  sichtbar  waren.  Der  Schlossthurm  erhob 
sich  nach  der  entgegengesetzten  Seite,  dem  ganz  nahe- 
liegenden Dorfe  zu.  Aus  diesem  Thurme  konnte  Mon- 
taigne in  den  Garten  hinunter  sehen  und  von  der  Höhe 
die  Bauernhäuser  überschauen.  Der  Thurm  hatte  ver- 
schiedene übereinanderliegende  Zimmer^  von  denen  eines 
unten  als  Kapelle  eingerichtet  war;  in  seinem  Bibliothek- 
zimmer  war  Montaigne  vollständig  von  der  Welt  abge- 
schlossen und  konnte  in  grösster  Buhe  seinen  Gedanken 
und  Träumereien  und  seiner  Lektüre  nachgehen.  Unter 
seinem  Arbeitszimmer  befand  sich  ein  Gemach,  wohin  er 
sich  auch  Nachts  zurückzog,  wenn  er  ganz  allein. sein  und 
nicht  im  Schlosse  schlafen  wollte.  Tagsüber  befand  er 
sich  meistens  bei  seinen  Büchern.  Sein  Bibliothek- 
zimmer hatte  die  runde  Form  des  Thurmes,  so  dass, 
wenn  Montaigne  an  seinem  Arbeitstische  sass,  er  seine 
in  weisses  Pergament  gebundenen  Bücherschätze  mit 
einem  Blick  überschauen  konnte.  Hier  blätterte  er 
bald  in  dem  einen  Buche,  bald  in  dem  andern,  wie  er  selbst 
sagt,  ohne  Ordnung  und  Ziel,  d  pikes  dicousues;  hier 
war  er  in  seine  Träume  versunken  und  schrieb  seine 
Reflexionen  nieder  oder  diktirte  sie,  auf-  und  abgehend. 

Seine  Bücher  waren  für  ihn  eine  unversiegbare 
Quelle  von  Anregungen :  er  verkehrte  mit  ihnen  wie  mit 
den  nächsten  Freunden,  besonders  mit  den  Werken 
Plutarchs  und  Senecas,  in  denen  er  nach  seinem  eigenen 
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Gestftndniss  fortwährend  ^  gleich  den  Danaiden  >  schöpfte. 
Er  las  in  aller  Buhe,  ohne  wissenschaftliche  Zwecke,  an- 
tike Schriftsteller  und  Dichter,  Geschichtswerke  und  Brief- 
wechsel :  was  ihn  daran  interessirte,  waren  nur  die  mensch- 
liche Charaktere,  die  Neigungen  und  Abneigungen  der 
menschlichen  Natur.  Er  betrachtete  das  Gelesene  als 
eine  Quelle  von  Beispielen  zur  Bestätigung  seiner  eigenen 
Beobachtungen  und  Gedanken,  zugleich  auch  als  eine 
Quelle  des  Genusses.  Er  geniesse  seine  Bücher,  bemerkt 
er,  wie  der  Geizhals  seine  Schätze,  d.  h.  mit  dem 
vollen  Bewusstsein,  dieser  Genuss  würde  nicht  aufhören, 
so  lange  es  ihm  belieben  würde ;  er  reise  nie  ohne  Bücher 
wiewohl  mancher  Tag  und  sogar  mancher  Monat  ver- 
fliesse,  ohne  dass  er  zu  ihnen  seine  Zuflucht  nehme :  er 
könne  es  gar  nicht  ausdrücken,  welches  Gefühl  er  bei 
dem  Gedanken  habe,  sie  befänden  sich  in  seiner  Nähe 
und  seien  bereit,  ihm  zu  jeder  Stunde  Genuss  und  Hülfe 
zu  verschaffen ;  es  sei  auch  der  beste  Vorrath,  den  er  auf 
seiner  Lebensreise  habe  finden  können.  In  den  Jahren 
seiner  Zurückgezogenheit  entstand  der  grösste  Theil  seines 
Lebenswerkes,  der  «Essais».  Damals  wurden  ihm  auch 
verschiedene  Auszeichnungen  zu  Theil :  Karl  IX.  verlieh 
ihm  das  Halsband  des  hl.  Michael ;  Heinrich  III.  ernannte 
ihn  zu  seinem  Eammerherrn,  eine  Würde,  die  er  gleich 
darauf  auch  von  König  Heinrich  von  Navarra  erhielt. 

Die  Religionskämpfe,  die  in  der  Bartholomäusnacht 
ihren  Höhepunkt  erreicht  hatten  und  noch  immer  nicht 
zur  Buhe  kommen  wollten,  griffen  freilich  hie  und  da 
auch  in  Montaignes  Einsamkeit  ein.  Er  sympathisirte 
zwar  mit  dem  König  von  Navarra,  gedachte  aber  doch, 
sich    dem    Herzog   von    Montpensier   in    den    Kämpfen 
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gegen  die  Hugenotten  und  ihren  Anführer  la  Noue  anzu* 
schliessen. 

Zu  Anfang  des  Sommers  1580  begab  sich  Montaigne 
auf  eine  längere  Reise  nach  ItaUen.  Er  reiste  in  Gesell- 
schaft seines  jüngsten  Bruders  und  einiger  französischer 
Edelleute.  Ueber  Paris,  Plombieres,  Mülhausen,  das  da- 
mals zum  Kanton  Basel  gehörte,  Baden  im  Aargau, 
Konstanz  und  Landau  führte  sie  der  Weg  nach  Augsburg, 
München  und  Innsbruck  und  von  dort  über  den  Brenner. 
Montaigne  war  ein  grosser  Freund  des  Reisens,  das  ihm 
als  die  beste  Schule  der  Lebensbildung  erschien.  Sein 
Trieb  zur  Beobachtung  der  menschlichen  Sitten  und 
Charaktere  verlangte  nach  Nahrung,  aber  das  Reisen 
war  ihm  nicht  nur  ein  Mittel  zu  einem  Zwecke,  sondern  es 
gewährte  ihm  auch  unmittelbares  Vergnügen  und  eine 
wohlthuende  Erregung.  Gegen  Wagen,  Sänften  und 
Schiffe  hatte  er  eine  Abneigung;  das  Reitpferd  war  das 
einzige  Fortbewegungsmittel,  das  ihm  zusagte :  zehn  Stun- 
den hintereinander  konnte  er  trotz  der  Koliken,  die  ihm 
stark  zusetzten,  zu  Pferde  sitzen.  Die  Städte  und  Ge- 
genden,  durch  die  er  reiste,  betrachtete  er  frischen  Blickes, 
mit  Neugierde  und  zugleich  mit  der  ungetrübten  Sidier* 
heit  eines  Menschen,  dem  nichts  neu  ist  und  der  über 
nichts  staunt.  Nach  Italien  lockte  ihn  nicht  nur  die  Hoff- 
nung, in  den  italienischen  Bädern  eine  Erleichterung  für 
seine  Leiden  zu  finden,  sondern  auch  das  Verlangen,  den 
klassischen  Boden,  der  ihm  durch  die  Lektüre  der  alten 
Schriftsteller  so  vertraut  war,  in  nächster  Nähe  zu  sehen: 
hatte  er  doch  vom  Kapitol  und  dem  Tiber  gehört,  bevor 
er  noch  etwas  von  der  Geschichte  seines  eigenen  Vater- 
landes kannte.  Obschon  Montaigne  in  der  Aeusserung 
seiner  Liebe   und  Bewunderung  kühl  ist»  so  machen  auf 
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ihn  doch  die  Ruinen  des  alten  Rom  sichtlich  einen  er- 
greifenden Eindruck.  Vielleicht  rührte  die  grosse  Freude, 
die  ihm  die  Erwerbung  des  Bürgerrechtes  der  Stadt  Rom 
machte,  ebenso  sehr  von  seiner  ganzen  Erziehung  und 
seiner  klassischen  Bildimg  her,  wie  von  einer  gewissen 
niaise  humeur,  von  der  er  selbst  spricht,  denn  er  war  trotz 
seines  gesunden  Menschenverstandes  von  der  Illusion  in 
Hinsicht  auf  die  Antike  unwillkürlich  beherrscht. 

Von  Itahen  wurde  er  plötzlich  in  die  Heimat  zurück- 
gerufen durch  die  Nachricht,  er  sei  zum  Maire  von  Bor- 
deaux gew&hlt.  Vom  Hofe  in  Paris  kam  an  ihn  der  Be- 
fehl, sofort  das  Amt  zu  übernehmen.  Montaigne  selbst 
erzählt,  wie  er  nach  seiner  unerwarteten  Ernennung  zum 
Bürgermeister  von  Bordeaux  sich  den  Stadtvfttem  in  allen 
seinen  Schwächen  geschildert  habe,  damit  sie  ihn  im  vor- 
aus kennen  lernten  und  später  keine  Enttäuschung  erlebten. 
Mit  Nachdruck  hob  er  seinen  Mangel  an  Gedächtniss, 
an  Ausdauer,  an  Wachsamkeit  und  an  Erfahrung  hervor, 
zugleich  aber  auch  die  Abwesenheit  alles  Hasses,  alles 
Ehrgeizes  und  jeder  Gewaltthätigkeit.  Seine  Pflichten 
als  Bürgermeister  scheint  er  ziu:  vollen  Zufriedenheit 
seiner  Mitbürger  erfüllt  zu  haben.  Nicht  nur  durch  seine 
Milde  und  sein  hebenswürdiges  Wesen,  sondern  auch 
durch  seine  Umsicht  und  Menschenkenntniss  konnte  er 
sich  Sympathien  erwerben.  De  Thou  berichtet  in  seinem 
Memoirenwerke,  Montaigne  habe  sich  als  freier  Charakter 
niemals  in  irgend  eine  Intrigue  gemischt  und  sei  über 
die  pohtischen  Angelegenheiten  Frankreichs  und  hauptsäch- 
hch  über  die  seiner  engem  Heimat  sehr  unterrichtet  gewesen. 
Jedenfalls  ist  das  Gerücht,  das  Balzac  im  folgenden  Jahr- 
hundert in  seine  Entretiena  aufgenommen  hat,  Montaigne 
sei   ein  unfähiger  Bürgermeister  gewesen,   unbegründet. 
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Ein  solches  Gerücht  mag  dadurch  entstanden  sein,  dass 
Montaigne  bei  der  Erledigung  der  Geschäfte  nicht  den 
trockenen  Ernst  zeigte,  den  viele  Menschen  für  ein  notb- 
wendiges  Zeichen  von  Geschäftssinn  halten.  Montaigne  ge- 
hörte nicht  zu  denen,  die  aus  ihren  Thaten  und  Worten 
viel  Aufhebens  machen,  und  aus  der  leichten  Art,  mit 
der  er  von  seinem  Amte  spricht,  darf  keineswegs  ein 
Schluss  auf  seine  Geschäftsführung  gezogen  werden.  Der 
König  Heinrich  IV.,  der  ihn  auf  seinem  Schlosse  besucht« 
imd  gute  Beziehungen  mit  ihm  unterhielt,  scheint  die 
diplomatischen  Fähigkeiten  Montaignes  sehr  geschätzt 
zu  haben.  Freilich  war  seine  Stellung  als  Bürgermeister 
bei  seiner  weitgehenden  Gerechtigkeitsliebe  und  seinem 
ganz  unparteiischen  Verhalten  gar  nicht  leicht,  aber  er 
wusste  im  heissen  Kampfe  der  Parteien,  der  damals  um 
ihn  herum  wüthete,  sich  selbst  treu  zu  bleiben.  Auch 
nahm  er  sich  als  Bürgermeister,  wie  schon  sein  Vater  vor 
ihm,  des  öffentlichen  Unterrichts  an  und  tdhifje  manche 
humane  Massregel  durch. 

Nachdem  die  Amtsdauer  abgelaufen  war,  wurde 
er  zum  zweiten  Mal  gewählt,  er  scheint  sich  aber  darein 
nur  als  in  etwas  Unabwendbares  geschickt  zu  haben,  denn 
das  politische  Treiben  behagte  ihm  nicht  sehr,  und  er 
mag  den  Augenblick  begrüsst  haben,  als  er  sich  wieder 
auf  sein  Schloss  zurückziehen  konnte.  Inzwischen  hatten 
die  ersten  zwei  Theile  seiner  im  J.  1680  erschienen  Essais 
in  einem  Zeitraum  von  acht  Jahren  vier  Auflagen  erlebt 
Er  hatte  bereits  einen  dritten  Theil  und  verschiedene 
Ergänzungen  zu  den  ersten  Büchern  geschrieben.  Um 
die  Drucklegung  der  neuen  Auflage  zu  überwachen,  kam 
er  im  J.  1688  nach  Paris,  wo  er  sieben  Monate  weilte;  er 
ging  auch  nach  Chartres  und  Bouen  und  besuchte  in  der 
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Picardie  seine  begeisterte  Anhängerin  Mlle  de  Gournay, 
fdr  die  er  eine  väterliche  Anhänglichkeit  hatte,  so  dass 
er  sie  seine  Adoptivtochter  nannte. 

Nach  der  Heimkehr  verheiratete  er  seine  neunzehn- 
jährige Tochter  Leonor  mit  einem  Edelmanne,  und  als 
die  Neuvermählten  bald  darauf  das  Elternhaus  verlassen 
hatten,  wurde  es  um  ihn  ziemlich  still.  Er  erlebte 
noch  die  Ankunft  einer  Enkelin.  Nach  wie  vor  litt  er 
an  dem  BlasenQbel,  das  er  aber  mit  grösster  Geduld  er- 
trug. Nicht  selten  dachte  er  in  seiner  jetzigen  Kränk- 
lichkeit an  seinen  frühem  gesunden  Zustand,  den  er  selbst 
einen  von  Kraft  strotzenden  und  Qberschäumenden  nennt, 
und  an  die  Zeit  zurück,  wo  ihm  schon  der  Anblick  einer 
Krankheit  zuwider  gewesen  war.  Er  fand  jetzt,  dass  seine 
Einbildungskraft  den  Werth  der  Gesundheit  sowohl  als  die 
Furcht  vor  der  Krankheit  zu  sehr  übertrieben  hatte.  Von 
seinem  Vater  hatte  er  auch  eine  Abneigung  gegen  Aerzte 
und  Arzneien  geerbt:  er  erzählt,  seinem  Vater  sei  schon 
der  Anblick  eines  Arzneimittels  ein  Schrecken  gewesen, 
und  dass  auch  der  Bruder  seines  Vaters  diese  Abneigung 
hatte.  An  sich  selbst  beobachtete  Montaigne,  wie  seine 
Abneigung  gegen  die  Arzneimittel  während  der  Krankheit 
sich  stets  steigerte,  und  wenn  man  in  ihn  drang,  solche 
zu  nehmen,  bat  er,  man  möchte  wenigstens  zuwarten, 
bis  er  wieder  zu  Kräften  käme.  Er  hatte  einen  Glauben  an 
die  heilende  Kraft  der  Natur :  <  Ich  lasse  die  Natur  walten 
und  bin  gewillt,  zu  glauben,  dass  sie  sich  mit  den  nöthigen 
Vertheidigungsmitteln  gegen  alle  Angriffe  auf  sie  schon 
zur  Genüge  versehen  habe,  um  den  Bau  zusammenzu- 
halten, dessen  Auflösung  sie  zu  verhüten  hat.  Da  be- 
fürchte ich,  dass,  wo  sie  in  einem  Handgemenge  mit 
der  Krankheit  sich   befindet,  nicht  sie,  sondern  lediglich 
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ihr  Gegner  unterstützt  würde,  und  ihr  dadurch  nur  neue 
Hindemisse  in  den  Weg  gelegt  würden.» 

Der  Gedanke  an  den  Tod  hatte  für  ihn  nichts  &- 
schreckendes.  Nur  hätte  er  es  vorgezogen,  in  der  Fremde, 
statt  zu  Hause,  auf  dem  Sattel  seines  Pferdes,  statt  in 
seinem  Bette  zu  sterben.  Das  Abschiednehmen  fiel  ihm 
schwer,  und  so  würde  er  auch  darauf  verzichtet  haben, 
das  letzte  Lebewohl  zu  sagen:  wollte  er  doch  auch  auf 
die  Aeusserung  des  Mitleids  und  der  wahren  oder  ge- 
heuchelten Klagen  verzichten,  mit  denen  man  gewöhn- 
lich die  letzten  Augenblicke  eines  Menschen  umgibt. 
Aus  der  Erfahrung,  dass  seine  Einbildungskraft  den 
wirklichen  Zustand  der  Dinge  stets  in  einem  hohen 
Masse  steigere,  glaubte  er  nun  folgern  zu  können,  dass 
auch  der  Tod  in  Wirklichkeit  wahrscheinlich  ganz 
anders  aussehe,  als  in  der  Vorstellung,  die  er  sich  davon 
machte,  weshalb  es  sich  auch  gar  nicht  der  Mühe  ver- 
lohne, sich  darauf  soviel  vorzubereiten.  Gleich  zu  An- 
fang der  ihn  heimsuchenden  Fieber  und  der  ihn  nieder- 
drückenden Slrankheiten,  in  einem  Zustande  nahe  an  (Ge- 
sundheit, versöhne  er  sich,  sagt  er,  mit  Grott  durch  die 
letzten  kirchlichen  Ceremonien  und  fühle  sich  dadurch 
freier  und  wie  entlastet.  Eines  Notars  und  anderer  Ver- 
mittler bedürfe  er  noch  weniger,  als  der  Aerzte;  was  er 
in  Hinsicht  auf  seine  Angelegenheiten  nicht  im  gesunden 
Zustande  festgestellt  habe,  das  würde  man  vom  ihm  im 
kranken  Zustande  vergebens  erhoffen. 

Gelanges  ihm  auch  nicht  immer,  als  Philosoph  zu  leben, 
so  wollte  er  wenigstens  wie  ein  Stoiker  sterben.  Eis 
wird  von  ihm  auch  erz&hlt,  er  sei  stets  gewohnt  gewesen, 
den  Tod  gleichmüthig  zu  erwarten  und  mit  dem  Gedanken 
an  den  Tod  heiter  umzugehen:  zwischen  einem  Leiden 
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und  dem  andern,  bis  zu  den  letzten  Augenblicken,  ja 
noch  im  Sterben  selbst  habe  er  noch  philosophirt.  Er  starb 
im  J.  1692  auf  seinem  Schlosse  im  Alter  von  58  Jähren. 

n. 

Montaigne  war  von  kleinem  Wuchs,  aber  von  starkem 
Körperbau ;  ein  buschiger  Schnurrbart  umschattete  seinen 
kleinen  Mund,  sein  Haar  war  von  brauner  Farbe,  seine 
Stim  breit,  der  ganze  Gesichtsausdruck  einnehmend,  im 
Glänze  seines  Auges  lag  Milde.  Mit  den  Jahren  schwächte 
sich  seine  Sehkraft,  so  dass  er  zu  einer  Lupe  seine  Zu- 
flucht nehmen  oder  sich  vorlesen  lassen  musste.  Im 
Gegensatze  zu  seinem  Vater,  hatte  er  gar  keine  Geschick- 
lichkeit in  körperlichen  Uebungen :  er  war  ungelenk  und 
konnte  weder  schwimmen  noch  tanzen  und  fechten ;  auch 
beim  Schreiben  fühlte  er  eine  Ungelenkigkeit  in  der 
Hand,  so  dass  er  das  von  ihm  selbst  Niedergeschriebene 
nur  mit  Mühe  lesen  konnte. 

Sein  Temperament  hatte  eine  eigene  Zusammen- 
setzung von  Neigungen  eines  Melancholikers  und  denen 
eines  Sanguinikers.  In  seinem  Naturell  herrschte  eine 
gewisse  künstlerische  Intellektualität  vor,  ein  Gleich- 
gewicht zwischen  Intellekt  und  Gefühl,  so  dass  er  keine 
Leidenschaft  kannte :  er  wurde  nie  von  einem  Gedanken 
oder  von  einer  enthusiastischen  Eingebung  bis  zum  Ver- 
gessen seines  eigenen  Selbst  hingerissen :  Si  je  ne  suis 
chez  tnoij  fen  suis  toujours  hien-prhs  —  nichts  kann  ihn 
von  sich  selbst  und  seinen  eigenen  Reflexionen  losreissen. 
Es  konmit  von  einer  gewissen  Kälte  und  Gleichgültigkeit 
seines  Fühlens,  zugleich  von  einem  gewissen  Verlangen 
nach  Ruhe:  er  selbst  möchte  um  nichts  in  das  Leben 
anderer  irgendwie  eingreifen,  aber  auch  jeden  Eingriff  von 
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aussen  in  sein  eigenes  Leben  wehrt  er  durch  die  Waife 
seiner  Passivität  ein  für  allemal  ab. 

Seinem  Charakter  war  eine  grosse  Gutmüthigkeit  und 
Harmlosigkeit,  zugleich  eine  unbedingte  Ehrlichkeit  eigen. 
Das  gegebene  Wort  hielt  er  mit  einer  förmlich  aber- 
gläubischen Gewissenhaftigkeit  ein.  Die  Geradheit  seines 
Charakters,  die  Abwesenheit  jeder  Unlauterkeit  in  den 
Absichten  und  Gedanken  führte  zu  einer  ruhigen  Sicher- 
heit in  seinem  Auftreten,  wenn  er  auch  keine  Ent- 
schlossenheit kannte.  Er  war  expansiv  und  offen.  Er 
gesteht,  er  könne  nichts  gemessen,  wenn  sich  ihm  keine 
Gelegenheit  biete,  den  Genuss  mit  Jemand  zu  theUen; 
er  möchte  auch  an  ;edem  Gedanken,  der  in  ihm  aufsteigt, 
die  Mitmenschen  thvilnehmen  lassen.  Wenn  er  sich  mit- 
theilte, wollte  er  dabei  das  Gefühl  unbeschränkter  Frei- 
heit haben,  alle  Konvention  bei  Seite  lassen,  denn  die 
ServiUtät  und  ernste  Strenge  der  konventionellen  Formen 
wirkten  auf  ihn  lähmend.  Mit  den  Gästen,  die  sich  in 
seinem  Hause  versammelten,  konnte  er  aber  selten 
nach  seiner  Art  mittheilsam  sein,  weshalb  er  auch 
meistens,  bei  aller  Höflichkeit,  gegen  sie  mehr  träu- 
merisch und  verschlossen  als  gesprächig  war.  Er  liebte 
auch  einen  lebhaften  Austausch  von  Gedanken,  selbst 
wenn  dieser  den  Charakter  einer  leidenschaftlichen  Dis- 
kussion annalim,  aber  stets  der  Sache  selbst  w^en, 
denn  jede  Schaustellung  des  Geistes  war  in  seinen 
Augen  eines  Ehrenmannes  unwürdig.  Wenn  man  ihm 
widerspreche,  sagt  er,  erwecke  man  damit  nur  seine 
Aufmerksamkeit,  keineswegs  seinen  Zorn;  er  komme 
dem  Widersprechenden  entgegen,  wenn  dieser  ihn  be- 
lehre: die  Sache  der  Wahrheit  sollte  beiden  Theflen 
gleicherweise  nahe  stehen. 
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Aus  den  Unterhaltungen  wollte  er  stets  etwas  lernen : 
weiss  doch  der  eine  Mensch  Manches,  was  dem  andern 
nicht  bekannt  ist;  um  nun  von  demjenigen,  mit  dem 
man  zusammenkommt,  etwas  zu  lernen,  muss  man  ihn 
auf  das  Gebiet  bringen,  worin  er  erfahren  ist.  Dies  be- 
folgte Montaigne  immer  in  seinen  Unterhaltungen,  be- 
sonders auf  Reisen.  Es  gefällt  ihm  auch  die  Unterhal- 
tung mit  Damen,  aber  das  sei,  meint  er,  doch  ein  Ver- 
kehr,  wo  man  einigermassen  auf  der  Hut  sein  müsse. 

Als  Feind  des  Konventionellen  suchte  er  in  seinem 
eigenen  Hause  alle  Ceremonien,  soweit  es  ging,  abzu- 
schaffen. Er  wusste,  dass  gar  Mancher,  der  in  seinem 
Hause  verkehrte,  sich  dadurch  verletzt  fohlen  konnte, 
aber  er  zog  es  vor,  die  andern  ein  einziges  Mal  zu  ver- 
letzen als  sich  selbst  jeden  Tag  in  eine  neue  Abhängig- 
keit zu  begeben:  weshalb  habe  er  sich  auch  aller  Hof- 
dienerei  entzogen,  wenn  er  sie  in  seine  eigene  Höhle  noch 
mitschleppen  sollte?  Das  Leben  am  Hofe  hielt  er  für 
eine  schwere  Fessel.  Die  Erfahrungen  und  noch  mehr 
die  Beobachtungen  in  den  Kreisen  des  Hofadels  be- 
stärkten ihn  immer  mehr  in  dem  ihm  angeborenen  Ge- 
fühle der  Unabhängigkeit.  Die  Fürsten,  meinte  er, 
würden  ihm  genug  Gutes  thun,  wenn  sie  ihn  in  Ruhe 
liessen;  er  verlange  von  ihnen  auch  nichts  anderes:  er  ist 
auf  seine  Ruhe  jedenfalls  nicht  weniger  eifersüchtig  als 
auf  sein  Ansehen.  Als  Heinrich  IV.  ihm  ein  ehrendes  An- 
erbieten und  eine  auszeichnende  Belohnung  in  Vorschlag 
brachte,  schrieb  ihm  Montaigne:  «Ich  habe  noch  nie 
von  der  Freigebigkeit  der  Könige  etwas  empfangen  und 
auch  niemals  so  etwas  weder  verlangt  noch  verdient; 
ich  habe  noch  nie  die  geringste  Bezahlung  angenommen 
für  das,  was  ich  in  deren  Dienste  that;  davon  müssen  ja 
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au€h  Ew.  Majestät  zum  Theil  Kenntniss  haben.  Was  ich 
fOr  Ihre  Vorgänger  gethan  habe,  das  werde  ich  noch 
willigem  Herzens  für  Sie  thun.  Ich  bin,  Sire,  so  reich, 
als  ich  es  zu  sein  wünsche.» 

Sein  Verlangen  nach  Ruhe  führte  ihn  zu  einer  rich- 
tigen Einsicht  in  das  Wesen  des  Ehrgeizes.  Wie  er 
selbst  sagt,  war  er  sowohl  durch  sein  Schicksal  als  auch 
durch  seinen  eigenen  Geschmack  auf  ein  mittleres  Stock- 
werk angewiesen ;  nur  bei  solchen  Geschäften  war  er  zu 
brauchen,  bei  denen  Offenheit  und  Geradheit  etwas 
ausrichten  konnten.  Seine  Erfahrungen  hatten  ihn  aber 
gelehrt,  wie  schwer  es  sei,  sich  in  öffentlichen  Geschäften 
aufrichtig  und  offen  zu  geben:  in  der  Oeffentlichkeit 
gelte  die  Anwendung  dieser  naturwüchsigen  Tugend  als 
thöricht  und  gefährhch.  Wer  im  Gedränge  sei,  müsse 
immer  ausweichen,  zurücktreten,  die  Arme  einziehen, 
den  geraden  Weg  verlassen  und  sich  nach  denen  richten, 
die  ihm  begegnen,  und  dürfe  nicht  mit  sich  selbst  leben, 
sondern  nach  den  Forderungen  und  Vorschriften  der 
andern. 

Die  macchiavellistische  Politik  war  in  seinen  Augen 
etwas  Unwahres  und  etwas  Unnatürliches.  Auch  die  Art, 
wie  Guicciardini  und  ähnliche  poUtische  Naturen  das 
menschliche  Leben  nahmen,  machte  auf  ihn  einen 
schlechten  Eindruck,  denn  sie  war  ihm  eine  Verdüsterung 
der  lichtvollen  Seiten  des  Lebens,  ein  berechnendes  Spiel 
mit  den  menschlichen  Leidenschaften.  Für  ihn  selbst 
begann  der  Mensch  erst  bei  der  Wahrheit  und  Offenheit, 
denn  wer  sich  vor  den  Andern  verberge,  der  zeige  da- 
durch allein  schon,  dass  er  Grund  genug  habe,  sich  vor 
sich  selbst  zu  verbergen.  Montaigne  hatte  einen  Wider- 
willen schon  gegen   Gedanken«   die  nicht  offen    ausge- 
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sprochen  werden  können,  und  hatte  eine  Neigung,  die  er 
noch  bewusst  in  sich  entwickelte,  jede  seiner  Absichten  und 
jede  seiner  Handlungen  offen  an  den  Tag  zu  bringen,  denn 
das  Verschweigen  einer  Absiebt  war  in  seinen  Augen  weit 
schlimmer,  als  der  noch  so  schlimme  Wunsch.  Jede  Art 
von  Verschlossenheit  galt  ihm  als  ein  Mangel  an  Zu- 
trauen, als  eine  negative  Charaktereigenschaft. 

Montaigne  selbst  war  stets  bestrebt,  eher  seine 
Schwächen  als  seine  vortheilhaften  Seiten  hervorzukehren. 
Er  konnte  sich  nie  mit  dem  Gedanken  befreunden,  dass 
jemand  ihn  für  besser  halte,  als  er  in  Wirklichkeit  war; 
die  Möglichkeit,  dass  Jemand  sich  in  ihm  get&uscht 
fühlen  könnte,  war  für  ihn  ein  erschreckender  Gedanke, 
weshalb  er  auch  in  politischen  Angelegenheiten  sich  den 
Machthabem  gegenüber  ebenso  offen  zu  geben  suchte. 
«Ich  habe,>  sagt  er,  teine  offene  ungewollte  Art,  mich 
vortheilhaft  zu  empfehlen  und  schon  bei  dem  ersten  Zu- 
sammentreffen Vertrauen  zu  erwecken.  Offenherzigkeit 
und  reine  Wahrheit  können  in  allen  Zeiten  richtig  an- 
gewendet werden.» 

Weit  davon  entfernt,  gefürchtet  sein  zu  wollen, 
suchte  er  vielmehr  den  Verkehr  mit  solchen  auf,  die  ihn 
auf  seine  Schwächen  aufmerksam  machten,  auch  hielt  er 
jede  Art  von  Schmeichelei  für  etwas  Erniedrigendes, 
nicht  nur  für  den,  der  schmeichelt,  sondern  auch  für  den, 
der  sich  schmeicheln  lässt.  Den  Rathgeber  oder  den  Ver- 
trauten zu  spielen,  war  er  stets  abgeneigt;  er  konnte 
zwar  verschwiegen  sein  und  hätte  nie  das  Vertrauen 
eines  Menschen  irgendwie  missbraucht,  aber  eine  Kon- 
fidenz  galt  ihm  als  eine  unnütze  Last,  die  er  gerne  von 
sich  abgewälzt  hätte.  Ihm  war  das  Gegentheil  von  Neu- 
gierde eigen,  und  er  war  froh,  sich  in  fremde  Angelegen- 
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halten  nicht  mischen  zu  müssen.  In  dieser  Hinsicht  be- 
obachtete er  an  sich  sogar  eine  starke  Neigimg  zur 
Nonchalance,  wenn  er  auch  nicht  zu  denen  gehörte,  die 
empfangene  Briefe  mehrere  Tage  lang  in  ihren  Taschen 
unerOffnet  lassen  können. 

Allen  Aufregungen  ging  er  bewusst  aus  dem  Wege: 
das  Karten-  und  Würfelspiel,  das  er  früher  als  Zerstreuung 
getrieben  batt<e,  gab  er  auf,  als  er  merkte,  dass  er  doch 
dabei  innerlich  nicht  so  ruhig  war,  wie  er  es  äusserlich 
zeigte.  Den  Rausch  hielt  er  für  etwas  höchst  Natur- 
widriges, weshalb  er  auch  eine  starke  Abneigung  gegen 
geistige  Getränke  hatte.  Er  bedauerte  auch,  dass  die 
antike  Welt  und  selbst  die  meisten  Philosophen  dieses 
Laster  nicht  genug  getadelt  hätten :  «Die  Betrunkenheit  er- 
scheint mir  als  ein  rohes  und  brutales  Laster.  Bei  den 
andern  Lastern  kann  noch  der  Geist  irgendwie  betheiligt 
sein,  und  es  gibt  auch  solche  Laster,  die  noch  etwas 
Edles  an  sich  haben,  wenn  ich  mich  so  ausdrücken  darf; 
es  gibt  auch  solche,  in  die  sich  Wissen,  Fleiss,  Tapfer- 
keit, Gescheitheit,  Geschicklichkeit  und  Feinheit  mischen, 
während  jenes  ganz  körperlich  und  irdisch  ist.» 

Der  Widerwille  gegen  jede  Art  von  Grausamkeit 
führte  ihn,  wie  er  selbst  sagt,  zur  übertriebensten  Milde. 
Die  Milde  ist  seinem  Charakter  angeboren,  wie  er  denn 
überhaupt  die  meisten  seiner  guten  Eigenschaften  fertig  in 
sich  vorfand  und  sich  auch  wenig  Mühe  gab,  sie  nach 
allen  Seiten  zu  entfalten  und  auf  eine  Höhe  zu  führen. 
Er  war  dem  Schicksal  dankbar  dafür,  dass  er  eine  naive 
und  gutmüthige  Natur  hatte,  von  keinen  starken  Leiden- 
schaften geplagt  war  und  nicht  viel  überwinden  musste. 
Seine  Natur  verlangte  von  ihm  keine  Anspannung  der 
Kräfte  und   keinen   höheren  Schwung.     Er  lief  niemals 
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die  Gefahr,  sich  in  unlösbare  Konflikte  hineinzubegeben, 
in  den  Mitmenschen  Abneigungen,  geschweige  denn  Feind- 
schaft gegen  sich  hervorzurufen.  Er  selbst  wusste,  dass 
wohl  kaum  je  ein  Mensch  geeigneter  war,  dem  Neid  und 
dem  Hasse  gar  keine  Nahrung  zu  geben.  Seiner  Milde, 
zu  der  sich  eine  Kühle  gesellte,  hatte  ein  positives  Wohl« 
wollen  zur  Folge:  «Es  gibt  nichts,  was  mir  so  leicht 
Thrftnen  entlockt  als  der  Anblick  von  Thränen,  nicht  nur 
ächter,  sondern  selbst  geheuchelter.  Die  Todten  beklage 
ich  keineswegs,  im  Gegentheil,  ich  beneide  sie  sogar, 
aber  die  Sterbenden  rufen  in  mir  Mitleid  hervor.  Die 
Wilden,  die  todte  Körper  braten  und  als  Nahrungsmittel 
benützen,  verletzen  mich  nicht  so  sehr  als  diejenigen,  die 
lebendige  Körper  quftlen  und  verfolgen.  Hinrichtungen 
kann  ich  nicht  gleichgültig  mit  ansehen,  mögen  sie  noch 
so  sehr  berechtigt  sein.»  Die  Grausamkeit  galt  ihm  als 
das  grösste  Laster,  nicht  nur  die  Grausamkeit  gegen 
Menschen,  sondern  auch  gegen  Thiere.  Er  konnte  nicht 
ruhig  zusehen,  wie  man  ein  Huhn  schlachtete  und  wie 
der  gehetzte  Hase  unter  den  Zähnen  seiner  Jagdhunde 
stöhnte,  wodurch  ihm  der  Genuss  der  Jagd  stets  vergällt 
wurde.  Er  sympathisirte  mit  Pythagoras,  der  den  Vogel- 
stellern die  Vögel  abkaufte,  um  sie  in  Freiheit  zu  setzen. 
Wer  gegen  Thiere  grausam  ist,  meinte  er,  würde  bald 
diese  ihm  angeborene  Grausamkeit  auch  gegen  Menschen 
zeigen,  wie  es  am  Beispiele  der  alten  Römer  sichtbar 
sei,  die  sich  anfangs  an  das  Schauspiel  hingeschlachteter 
Thiere  gewöhnt  hatten  und  bald  darauf  des  Anblicks 
hingeschlachteter  Menschen  bei  den  Gladiatorenspielen 
bedurften. 

Durch  das   Gleichgewicht  seines   Charakters  wurde 
eine  gewisse  grüblerische  Neigung  seiner  Natur  gedämpft. 
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Er  hatte  zwar  stets,  wie  er  erzählt,  mit  besonderer  Vor- 
liebe über  den  Tod  nachgedacht,  aber  selbst  da  behielt 
er  noch  seine  innere  Heiterkeit.  Jede  Griesgrämigkeit 
und  Düsterkeit  war  ihm  stets  verdächtig,  so  dass  er 
ihnen  aus  dem  Wege  ging.  Die  Weisheit  in  der  Lebens- 
führung konnte  er  sich  nur  in  der  Gestalt  Uebenswür- 
diger  Heiterkeit  denken:  la  vertu  est  qualiti  plaisante  et 
gaye.  Seinem  Naturell  war  auch  jede  Reue  vollständig 
fremd,  denn  alle  seine  Handlungen  waren  von  klarer  Er- 
kenntniss  eingegeben,  so  dass  er  dabei  das  Bewusstsein 
halte,  stets  gemäss  seinen  Kräften  gehandelt  zu  haben; 
zwischen  seinem  Naturell  und  seinen  Handlungen  be- 
stand  kein  Widerspruch;  es  war  nicht  Selbstzufrieden- 
heit, aber  auch  nicht  Unzufriedenheit  mit  sich,  kein  Ver- 
langen, anders  zu  werden^  da  er  nie  über  sich  selbst  hin- 
ausging und  hinausgehen  wollte  —  tne  laissant  lä,  on  fait 
Selon  ma  profession^  qui  est  de  m'establir  et  contenir  tout  en 
moy.  Mit  dem  Intellekte  kann  er  sich  zwar  eine  höhere 
Art  von  Charakter  als  der  seine  vorstellen,  aber  er  bedauert 
nicht,  dass  er  weder  Cato  noch  ein  Engel  sei.  Die  ächte  Reue 
müsse  den  Menschen  bis  in  die  geheimsten  Tiefen  der 
Seele  durchdringen,  ihn  mit  hinreissender  und  umgestal- 
tender Macht  ergreifen,  und  für  so  was  war  Montaigne 
nicht  geschaffen. 

Die  Vorherrschaft  des  Intellekts  führte  ihn  zu  einer 
Sicherheit  in  seinem  Wesen,  zu  einer  Abwesenheit  aller 
Sehnsucht,  aller  Spaltung  und  innem  Aufruhrs,  denn 
seine  Vernunft  hellt  alle  Regungen  seiner  Seele  fast  voll- 
ständig auf,  so  dass  Gefühl  und  Intellekt  friedlich  mit- 
einander leben.  Wenn  er  wieder  auf  die  Welt  kommen 
müsste,  möchte  er  nicht  vollkommener  sein:  si  favais  ä 
revivre,  je  revivrai  comme  fai  vescu.     Er   entdeckt   freilich 
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.uue  Widersprüche,  aber  er  findet,  das  er  auch 
i    der  Natur  treu  bleibe.    Er  schickt  sich  zwar 
z    in  die    Krankheit,  aber  sie  ist  für  ihn  keine  ~ 
tiefen  Nachdenkens,    keine    geheimnissvolle   Er- 
•iiiung,  sondern  nur  ein  einfacher  Verfall  der  Natur- 
.fte,  so  wie  das  Alter  ein  Verfall  der  Jugend]Lrftfte  ist, 
•iin  auch   das  Alter  erscheint  ihm  als  eine  Krankheit, 
lie    sich  unmerklich  heranschleicht  und  uns  der  phy- 
sischen und  geistigen  Energie  beraubt :  c'eat  une  puissante 
maladie,  et  qui  se  coule  tuiturellefnent   et  imperceptiblement. 
Mit  jedem  Zustande,  sei  es  Gesundheit  oder  Krankheit, 
sucht  seine  Vernunft  sich  auf  die  natürlichste  Weise  ab- 
zufinden,  und   das  geht  bei  ihm   so   weit,   dass  er  in 
krankem  Zustand  gar  keine  Bemühung  zeigt,  wieder  ge- 
sund zu  werden;  wenn  er  aber  gesund  ist,  so  möchte  er 
freilich  nicht  nur  gesund  bleiben,  sondern  auch  seine  Ge- 
sundheit steigern.     Er  gehört  nicht  zu  denen,  die  von 
SchicksalsschlAgen   etwas  lernen,  die  durch  Krankheiten 
zu  höheren  Ansichten,  zur  Selbsterkenntniss  und  zur  Ver- 
vollkommnung ihres  Charakters   gelangen.     Im  Glücke 
war  er  frömmer  als  in  den  Widerwärtigkeiten  des  Lebens. 
Während  viele  Menschen   durch  das   Glück  übermüthig 
werden,  so  dass  sie  der  Ruthe  des  Unglücks  bedürfen,  um 
human  zu  sein,  wurde  Montaigne  gerade  durch  das  Glück 
zur  Bescheidenheit  und  zum  Wohlwollen  angespornt. 

In  seiner  Natur  lag  gar  kein  Misstrauen.  Sein  Schloss 
war  trotz  der  aufgeregten  Zeit  der  Bürgerkriege  ganz 
unbeschützt.  Es  war  vieUeicht  das  einzige  unter  den 
adeUgen  Häusern  des  damaUgen  Frankreichs,  das  keinen 
andern  Schutz  als  den  des  Himmels  kannte;  er  hatte  auch 
weder  seine  Werthpapiere,  noch  sein  Silbergeschirr  ^*- 
gendwie  zu  bewachen  gesucht. 
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Jeder  Art  von  Händeln  und  Prozessen  ging  er  aus 
dem  Wege,  denn  er  mochte  alle  Gerichtsverhandliingen 
nicht.  Selbst  seine  eigenen  Geschäftspapiere  zu  lesen, 
konnte  er  nicht  über  sich  bringen  und  begriff  die  Men- 
schen nicht,  die  für  Geld  solche  Papiere  ganz  fremder 
Leute  lesen  können.  Er  gesteht,  er  habe  achtzehn  Jahre 
hindurch,  in  denen  er  seine  Güter  verwaltete,  nie  einen 
Geschäftsbrief  genau  geprüft,  nicht  etwa  aus  philoso- 
phischer Verachtung  oder  Unterschätzung  der  weltlichen 
und  vergänglichen  Dinge,  sondern  aus  Trägheit  und  Sorg- 
losigkeit. Diese  angeborene  Sorglosigkeit  suchte  er  noch 
durch  Ueberlegung  in  sich  gross  zu  ziehen,  um  die  ihm 
von  Natur  eigene  Unempfindlichkeit  zu  einem  hohen 
Grade  zu  steigern,  so  dass  nur  wenige  Dinge  ihn  erregen, 
geschweige  denn  hinreissen  konnten.  Die  Klarheit  seiner 
Erkenntniss  verlangte  von  ihm  bei  dem  Mangel  an  in- 
nerem Feuer  ein  passives  Verhalten,  und  so  wurde  er  in 
seiner  natürlichen  Passivität  nur  noch  bestärkt.  Bei 
aller  Einsicht,  dass  der  Mensch  nothwendig  mit  seinen 
Mitmenschen  verbunden  sei  und  daher  ihnen  gegenüber 
Verpflichtungen  habe,  wurde  er  doch  nicht  von  seinen 
Affekten  über  eine  mittlere  Grenze  hinausgeführt  und 
dadurch  von  sich  selbst  abgelenkt:  er  war  bereit,  sich 
den  Andern  leihweise  hinzugeben,  nicht  aber,  sich  zu 
verschenken. 

Eine  gewisse  Ziellosigkeit  ist  in  seiner  ganzen  Lebens- 
führung sichtbar;  selbst  in  seiner  Schriftstellerei  und 
seinen  Studien  verfolgte  er  keine  bestimmten  Absichten: 
erlebein  den  Tag  hinein  und  lebe  im  besten  Sinne  des 
Wortes  nur  für  sich,  bemerkt  er  einmal,  hier  hätten  seine 
Ziele  ein  Ende;  als  er  jung  war,  habe  er  aus  Ehrgeiz 
studirt,   später,   um    etwas   Weisheit  zu   erlangen,  jetzt 
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aber  studire  er  nur  zu  aeinem  Vergnügen,  aber  niemals 
habe  er  darati«  den  Gegenstand  des  Gewinnes  gemacht 
Da  er  von  Natur  aus  zu  den  gutgearteten  Menschen 
gehörte,  zu  den  ämea  r$gUes  d'eUes^^uMmes  et  htm  nüs,  so 
fiel  ea  ihm  nicht  schwer,  die  allermeisten  Laster  von  sich 
fem  EQ  halten;  die  kleinen  Laster,  die  er  hat,  gesteht  er 
mife  aller  Offenheit  ein  und  fdgt  ihnen  ohne  Widerstand, 
weil  er  weiss,  dass  er  sie  nicht  überwinden  kann;  vor 
den  andern  dagegen  flieht  er,  nach  seinem  eigenen  Aus- 
dniek,  wie  nur  ein  Heiliger  fliehen  kann.  Die  Kraft  des 
Ueberwindens  ist  überhaupt  seinem  Charakter  fremd,  weil 
sie  aus  einer  Quelle  kommt,  aus  der  jeder  starke  Trieb 
und  jede  Leidenschaft  herrührt.  Er  selbst  glaubte  nicht, 
dass  er  im  Stande  gewesen  würe,  heftigen  Leidenschaften 
Wideratand  zu  leisten.  Wenn  er  keine  Laster  hatte,  so 
kam  es  mehr  von  seiner  Naturanlage,  als  von  einer 
höheren  Einsicht,  denn  bei  verschiedenen  Gelegenheiten 
mosste  er  sich  überzeugen,  dass  er  in  seinen  Sitten  mehr 
Stärke  und  Festigkeit  hatte  und  weniger  auf  Abwege 
gerieth,  als  in  seinem  Denken.  Wenn  er  auch  in  seiner 
Jugend  sidi  von  seinen  Sinnen  zu  gewissen  Ausschrei^ 
nng^i  hinreissen  liess,  so  behielt  er  auch  da  noch  die 
ihm  angeborene  Gutartigkeit,  die  ihn  von  aller  Undank- 
barkeit und  Böswilligkeit  fernhielt  Die  Gluth  seiner 
Sinne,  die  ihn  in  seiner  Jugend  fortriss,  war  aber  keine 
Lädenadiaft  des  Herzens.  Die  Liebesleidenschaft  war 
in  seinen  Augen  wie  Alles,  was  ausserhalb  der  klaren 
Eindeht  liegt,  eine  Thorheit:  dieses  Hingerissenwerden 
des  ganzen  Menschen  von  einem  stürmischen  Gefühle 
galt  ihm  als  ein  Einschrftnken  und  Zusammenpressen  der 
Sede,  aber  auch  eine  Liebesbeziehung  ohne  innere  Be- 
Oeiligang,   ohne  Gefühl  und   Verpflichtung  hielt  er  für 
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eine  Unwahrheit  und  im  besten  Falle  für  eine  einstu- 
dirte  Theaterrolle.  Aus  diesem  Dilemma  konnte  freilich 
sein  eigenes  Naturell  nicht  heraus.  In  seiner  Jugend 
verliebte  er  sich,  um  sich  zu  zerstreuen,  und  nach  dem 
Tode  seines  ächten  und  einzigen  Freundes,  um  seine 
Gedanken  abzulenken,  wie  es  denn  überhaupt  seine  Ge- 
wohnheit war,  dem  Gefühle  der  Traurigkeit  ein  Gegen- 
gewicht in  neuen  Einbildungen,  in  erleichternden  und 
ablenkenden  Zerstreuungen  zu  verschaffen,  da  er  wusste, 
dass  er  es  auf  geradem  Wege  niemals  überwinden 
konnte. 

Das  einzige  starke  Empfinden  war  bei  ihm  das  der 
Freundschaft.  Seine  Freundschaft  mit  La  BoStie  ist  auch 
ein  feines  und  tiefes  Gefühl:  ein  unauflösliches  Band 
geistiger  Verwandtschaft  hatte  die  beiden  von  Anfang  an 
so  eng  aneinander  geknüpft,  dass,  nach  dem  Ausdruck 
Montaignes,  die  Naht  nicht  mehr  sichtbar  war,  mit  der 
ihre  Freundschaft  zusammengehalten  wurde.  Es  war  der 
einzige  Enthusiasmus  bei  Montaigne :  die  Worte,  in  denen 
er  von  seinem  Freunde  spricht,  sind  von  ächter,  einfacher 
Begeisterung  eingegeben.  Er  sagt,  dieses  Gefühl  habe 
sich  seiner  ganzen  Willenskraft  bemächtigt,  so  dass  seine 
Seele  vollständig  in  die  seines  Freundes  untergetaucht 
war;  sie  hätten  gar  keine  Geheimnisse  vor  einander 
haben  können  und  keinen  Unterschied  zwischen  Mein 
und  Dein  gekannt:  c Wollte  man  mich  zwingen,  darauf 
zu  antworten,  warum  ich  ihn  liebte,  so  fühle  ich,  dass 
ich  dies  nur  mit  den  Worten  erklären  könnte:  weil  er 
es  war,  weil  ich  es  war;  jenseits  meiner  Vernunft  und 
dessen,  was  ich  im  Besondem  aussagen  könnte,  li^ 
eine  unerklärliche,  schicksalsvolle  Kraft  als  Vermittlerin 
Bundes.    Wir  hatten  uns  gesucht,  noch  bevor 
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wir  uns  sahen,  mir  auf  Grund  dessen,  was  wir  von  ein- 
ander gehört  hatten  und  was  auf  uns  einen  Eindruck 
gemacht  hatte,  der  nichts  mit  der  Vernunft  gemein  hat. 
Ich  glaube,  es  war  eine  HimmelsfQgung.  Bei  unserer 
ersten  Begegnung,  die  zufällig  während  eines  grossen 
Festes  in  Gesellschaft  stattfand,  waren  wir  sofort  von 
einander  eingenommen,  als  wenn  wir  uns  bereits  seit 
langer  Zeit  nahe  gekannt  hätten,  so  dass  seitdem  weder 
ich,  noch  mein  Freund  uns  irgend  etwas  Intimeres  vor- 
stellen  konnten.»  Auch  der  Freund  nennt  in  seinem 
Testamente  Montaigne  intime  frkre  et  inviolahle  ami.  Der 
Einfluss  dieses  Freundes  auf  Montaigne  war  ein  überaus 
wirksamer  und  wohlthllender,  denn  an  Festigkeit  des 
Charakters,  an  Zielbewusstheit,  Entschiedenheit  und  wah- 
rem Stoicismus  war  ihm  La  Boetie  weit  überlegen.  Den 
frühzeitigen  Tod  seines  Freundes  empfand  er  auch  als 
den  grössten  Verlust,  der  ihn  treffen  konnte.  In  einem 
Briefe  bemerkt  er,  der  abgeschiedene  La  Boetie  lebe  so 
unauslöschlich  in  seiner  Seele,  dass  er  gar  nicht  daran 
glauben  könne,  er  liege  jetzt  unter  der  schweren  Erde 
und  habe  sich  von  ihm  für  immer  entfernt.  Nach  dessen 
Verluste  konnte  er  keine  andere  Freundschaft  mehr  ein- 
gehen, da  seine  Ansprüche  begreiflicherweise  zu  hoch 
waren,  um  befriedigt  werden  zu  können :  war  doch  diese 
Freundschaft,  wiä  er  in  einem  Briefe  bemerkt,  so  unver- 
gleichlich gewesen,  dass  es  keine  Falte  in  der  Seele  des 
Freundes  gegeben  habe,  die  er  nicht  oflfen  gesehen  hätte. 
Die  Erinnerung  an  das  Glücksgefühl,  das  vier  Jahre  an- 
gedauert hatte,  liess  jede  andere  Glücksempfindung  ver- 
blassen und  als  Rauch  und  lästiges  Dunkel  im  Vergleiche 
zum  hellsten  Sonnenlichte  erscheinen :  seit  dem  Tage,  da 
sein  Freund  von  ihm  geschieden  war,  schleppe  er,  sap-*-^ 
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er,  sein  Dasein  mit.  Mühe  und  trostlos  dahin  und  lebe 
nur  noch  zur  Hälfte. 

Die  verschiedenen  Bücher,  die  La  BoStie  ihm  zurück- 
gelassen hatte,  standen  in  Montaignes  Bibliothek  als 
Erinnerung,  und  eine  Inschrift  daselbst  weihte  den  gan- 
zen Raum  dem  Andenken  des  Freundes  in  den  rührend- 
sten Ausdrücken.  Die  zurückgelassenen  eigenen  Schriften 
von  La  Boötie  gab  er  mit  gewissenhaftester  Sorgfalt  heraus. 
£r  wusste,  dass  er  selbst  Niemand  finden  würde,  der  in 
voller  Uebereinstimmung  sich  seiner  Werke  nach  seinem 
Ableben  so  annehmen  würde,  ja  er  geht  sogar  so  weit, 
zu  behaupten,  La  Boätie  allein  habe  das  wahrhafte  Bild 
von  ihm  in  sich  getragen  und  ins  Grab  mitgenommen, 
weshalb  er  auch  jetzt,  da  er  die  Schilderung  seines  Wesens 
Niemand  anvertrauen  könne,  sich  selbst  in  den  <E8sais> 
schildern  müsse. 

III. 

Die  menschliche  Natur  ist  für  Montaigne  aus  einzel- 
nen Stücken  zusammengeflickt,  ohne  schöpferische  Ein- 
heit, ohne  Plan  und  Festigkeit,  so  dass  der  Unterschied, 
den  jeder  einzelne  Mensch,  der  sich  beobachten  kann, 
zwischen  seiner  Vergangenheit  und  Gegenwart  findet, 
nicht  weniger  gross  ist,  als  der  zwischen  ihm  und  einem 
ganz  fremden  Menschen.  Die  Anhäufung  von  Wider- 
sprüchen als  der  eigentliche  Gehalt  unserer  Natur  ist 
auch  der  einzige  Glaube  Montaignes:  zwischen  verschie- 
denen Meinungen  schwanke  der  Mensch  hin  und  her, 
in  seinem  Willen  liege  nichts  Unveränderliches,  Unbe- 
dingtes und  doch  auch  nichts  Freies,  denn  auch  unsere 
Handlungen  bestünden  doch  nur  aus  Stücken,  und  es 
sei    daher  falsch,  in   dieser   absonderlichen  Zusammen- 
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Setzung  etwas  Einheitlicbes  und  Ganzes  finden  zu  wollen. 
Ueber  ein  so  wandelbares  und  schwankendes  Wesen  wie 
der  Mensch  —  sutject  merveilleuaement  vain^  divers  et  on- 
doyatU  —  will  Montaigne  auch  gar  keine  festen  Urtheile 
fällen.  In  Anbetracht  der  natürlichen  Unbestftndigkeit 
der  menschlichen  Sitten,  Gedanken  und  Ueberzeugungen 
hätten,  meint  er,  selbst  die  besten  Denker  gefehlt  in 
ihrer  hartnäckigen  Bemühung,  in  unserer  Seele  eine  be- 
ständige und  festgefügte  Einheit  zu  finden,  ohne  den 
wesentlichen  Unterschied  zu  sehen,  der  zwischen  dem 
einen  Menschen  und  dem  andern  oft  noch  grösser  sei, 
als  zwischen  einem  Menschen  und  einem  Thiere. 

Montaigne,  der  sich  in  Allem  von  der  yemunft  leiten 
lassen  will,  hat  auch  zu  ihr,  wenn  er  über  sie  nachzu- 
denken anfängt,  kein  grosses  Zutrauen ;  nur  dem  prak- 
tischen yerstande  vertraut  er  sich  an,  weil  er  hier  die 
Folgen  genau  überschauen  kann.  Die  Meinungen,  die 
er  äussert,  möchte  er  daher  keineswegs  als  unbestreitbare 
Wahrheit  ausgeben,  sondern  nur  als  Frucht  seiner  eigenen 
Erfahrung.  Da  er  kein  grosses  Zutrauen  zu  seinem  Ver- 
stände hat,  so  hat  er  auch  keines  zu  dem  der  Andern  — 
je  prise  peu  mes  opinionSj  mais  je  prise  aussi  peu  Celles  des 
aüUres,  Das  Denken  sollte  sich  seiner  Meinung  nach 
auf  das  praktische  Leben  beziehen  und  sich  nicht  wie 
die  abstrakte  Philosophie  im  Kreise  der  blassen  Begriffe 
bewegen.  Ein  solches  Spiel  mit  Begriffen  steht  für  ihn 
nicht  höher  als  ein  Spiel  mit  dem  Kreisel:  befasst  sich 
doch  die  Schulphilosophie  im  Grunde  keineswegs  mit  dem 
lebendigen  Menschen,  es  sind  nicht  lebendige  Empfin- 
dungen, sondern  zum  Schulgebrauche  künstlich  zugerichtete 
Begriffe  und  Zeichen.  Philosophiren  kann  für  ihn  be- 
deuten :  zweifeln,  und  wer  mit  dem  Denken  etwas  Festes 
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und  Endgültiges  aussagen  mochte,  ist  fQr  Montidgne  iai 
besten  Falle  ein  kühner  Phantast. 

In  der  Passivität  seines  Naturells  und  in  dem  Miss- 
trauen gegen   seine   eigene   Vernunft  liegt  die   Wurzel 
seiner  Skepsis :  er  möchte  die  Wage  seines  Denkens  sich 
nach  keiner  Seite  neigen  lassen ;  von  jedem  entschiedenen 
Urtheil  hält  er  sich  zurück,  in  der  Ueberzeugung,    der 
Mensch  sei  nicht  für  das  Denken,  sondern  für  das  Han- 
deln geschaffen  —  la  nature  est  plus  jalouse  de  nostre  action 
qtie  de  nostre  sctence.    Sind  doch  auch  die  Menschen  nicht 
durch  ihre  Gedanken,  sondern  durch  ihre  Handlungen 
miteinander  verbunden.     Wissen    denn    die    Menschen, 
was  sich  im  Innern  ihres  Mitmenschen  abspielt,  können 
sie  denn  darüber  etwas  mehr  als  Vermuthungen  äussern? 
Sehen  sie  denn  etwas  mehr  als  die  Hülle,  und  besteht  denn 
jeder  Mensch,  wenn  er  aucli  äusserlich  mit  den  andern 
verbunden  ist,  nicht  in  diesem,  den  andern  unsichtbaren 
Kern?     Was  können  wir  auch  vom   Wesen   der  Welt 
erfassen?    Was  wissen  wir  von  dem,  was  der  Mensch 
ist,  wenn  wir  im  Grunde  sogar  nicht  wissen,  was  unsere 
Hausthiere  empfinden?  «Wenn  ich  mit  meiner  Katze  spiele, 
so  weiss  ich  wirklich  nicht,  ob  sie  mich  nicht  ebenso  sehr 
als  Gegenstand  ihres  Zeitvertreibs  betrachtet,  denn  wir 
unterhalten  uns  dabei  gegenseitig  mit  unsem  Thorheiten : 
habe  ich  dabei  die  Laune,  in  einem  gewissen  Augenblicke 
anzufangen  oder  aufzuhören,   so  hat  sie  ihrerseits  ihre 
Laune.>   Und  wer  weiss,  ob  nicht  ein  höheres  Wesen  mit 
uns  sein  Spiel  ebenso  treibt,   wie  wir  mit  einem  Balle 
spielen? 

Jedenfalls  sind  wir,  meint  Montaigne,  nicht  dafür  da, 
um  die  Wahrheit  zu  erfassen,  die  zu  hoch  gelegen  ist, 
als  dass  unsere  Blicke  bis  zu  ihr  auch  nur  im  Geringsten 
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gelängen  könnten,  sondern  unsere  Bestimmung  kann  nur 
d€urin  bestehen,  die  Wahrheit  zu  suchen,  so  dass  unser 
Leben  eine  Schule  des  Forschens  ist;  nicht  auf  die  Wahr- 
heit kann  es  bei  der  Beurtheilung  eines  Menschen  ankom- 
men, sondern  nur  auf  die  Art,  wie  er  sie  sucht,  auf  den 
Weg,  den  er  zurücklegt.  Intelligenz  imd  Thorheit  haben 
also  mit  der  Wahrheit  nichts  zu  schaffen,  Ist  doch  selbst 
der  tiefsinnigste  Denker  nur  ein  Mensch  aus  Fleisch,  Blut 
und  Nerven,  von  denen  er  ebenso  abhängig  ist  wie  der 
gewöhnlichste  Mensch.  Der  Körper  und  der  Geist  sind 
Gefährten  und  leider  nur  zu  stark  miteinander  verbunden : 
wenn  mein  Körper  Koliken  hat,  so  hat  sie  auch  mein 
Geist.  Vor  einem  apoplektischen  AnfaU  war  Sokrates 
ebensowenig  geschützt  wie  ein  einfacher  Packträger; 
schon  eine  leichte  Wunde  ist  im  Stande,  unsem  Geist 
zu  trüben,  unsere  Urtheilskraft  zu  schwächen,  und  während 
einer  grossem  Krankheit  verlieren  wir  oft  das  Bewusst- 
sein  so  sehr,  dass  wir  sogar  unsern  eigenen  Namen  ver- 
gessen können.  Wer  über  den  Menschen  nachdenkt, 
muss  nothwendigerweise  zu  der  Erkenntniss  unserer  Hin- 
fälligkeit, unseres  Elends  und  unserer  Nichtigkeit  gelangen, 
unserer  UnvoUkommenheiten  und  Schwächen  —  la  nihi- 
im  de  Vhumaine  eondition. 

Montaigne  selbst  mochte  aus  der  mittleren  Sphäre 
seines  praktischen  Denkens  weder  durch  ein  bestimmtes 
Ja,  noch  durch  ein  bestimmtes  Nein  herausgerissen  werden. 
In  seinem  Bibliothekzimmer  war  auch  eine  bezeichnende 
Inschrift  angebracht:  *Peutitre  out,  peutitre  non.  Ni  comme 
ceci,  ni  comme  cela,  ni  comme  aultrement*.  Wie  sein  Natu- 
rell von  ihm  keine  energische  Bethätigung  verlangte,  so 
auch  sein  Denken  keine  Energie  der  Scfalussfolgerung. 
Dank  der  ihm  angeborenen  fatalistischen  Gleichgültigkeit 
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wurde  er  auch  zu  keiner  Antwort  auf  die  Fragen  aeinea 
Intellektes  genöthigt.  Die  Einsicht  in  die  Nothwendigkeit 
natürlichen  Geschehens,  in  die  Unverftnderlichkeit  nad 
gesetzmässige  Strenge  des  Schicksals  war  die  leiste,  so 
der  er  gelangen  konnte.  Bei  dieser  fatalistisohen  Er- 
fassung der  Dinge  muss  dem  Denken  freilich  nur  ein 
ganz  kleiner  Spielraum  überlassen  bleiben,  im  eigentUcfaen 
Sinne  des  Wortes  nur  ein  Raimi  zum  Spielen,  zum  Zeit- 
vertreib, zur  Selbstbespiegelung,  denn  auch  unsere  Ge- 
danken sind  ebenso  voll  Eitelkeit  wie  unsere  Thaiea. 
Wir  sind  gar  nicht  ffthig,  das  ganze  Leben  von  allen  Seiten 
zu  erfassen,  sondern  sehen  nur  die  Geringfügigkeiten, 
die  Oberflächen,  das  Aeusserliohe  der  Dinge  und  Gescheh- 
nisse: peu  de  ehose  nous  divertii  et  destouf'ne,  car  peu  de 
chose  nous  iient.  Irgend  eine  Einbildung,  ein  Eindnu^ 
ein  Spiel  der  Phantasie,  eine  stärkere  oder  schwächere 
Illusion  kann  unsere  Wünsche,  unser  Bestreben,  unseni 
Geist  und  sogar  den  Ausdruck  unseres  Gesichtes  ändern. 
Irgend  ein  Schatten,  ein  wirklicher  oder  ein  eingebildeter, 
kann  uns  in  Zorn  oder  in  Traurigkeit  stürzen.  Die 
meisten  unserer  Erregungen  haben  auch  selten  einen 
stichhaltigen  Grund. 

Es  ist,  als  wenn  man  schon  Pascal  sprechen  hörte. 
Das  Bild,  das  Montaigne  von  der  Unzulänglichkeit  des 
menschlichen  Denkens  entwirft,  wusste  auch  der  Yerfiuser 
der  «Pens^es»  wie  kein  Anderer  zu  würdigen,  nur  be- 
griff er  nicht,  wie  man  bei  einer  solchen  Einsicht  mhig 
stehen  bleiben  kann,  ohne  ihr  ein  Gegengewicht  zu 
schaffen,  ohne  ihr  eine  höhere  Einsicht  entgegenzustellen. 
Im  Grunde  begriff  Pascal  nicht,  wie  man  über  das  Leben 
ohne  innere  Gluth,  ohne  das  verz^rende  Feuer,  von  dem 
der  Apostel  spricht,  nachdenken  kann.    Nicht  in  Mon- 
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taigne»  sondern  in  sich  selbst  &nd  Pascal  das,  was  er 
bei  Montaigne  las  —  es  ist  das  schönste  Lob,  das  er  der 
Beobachtungsgabe  des  YertasBers  der  cEssais»  zollen 
konnte. 

Die  Lebenswirklichkeit  beobachtet  auch  Montaigne 
mit  einer  seltenen  Genauigkeit»  ohne  jede  Uebertriebenheit, 
vor  der  ihn  übrigens  schon  sein  kOhles  Naturell  bewahrte. 
Der  Mensch  ist  fOr  ihn  eine  Zusammensetzung  von  Ge- 
sundheit und  Krankheit  —  beide  nothwendig  und  unauf- 
lösbar mit  einander  verbunden :  Eifersucht,  Neid,  Rach- 
sucht, Ehrgeiz,  Abeiglaube  sind  unsere  eigentliche  Natur, 
von  deren  Grunde  auch  die  Grausamkeit  unausrottbar 
immer  wieder  aufeteigt;  sind  es  doch  Eigenschaften,  die 
selbst  den  Thieren  innewohnen.  Es  sind  freilich  Gifte, 
aber  es  gibt  deren  viele,  die  von  Anfang  an  im  Organis- 
mus liegen  und  sogar  zu  dessen  Erhaltung  unentbehrlich 
sind.  Solche  Gifte  finden  sich  auch  im  Leben  der  Ge^ 
Seilschaft:  es  gibt  Laster,  die  mit  der  Erhaltung  des  ge- 
sellschaftlichen Organismus  vielleicht  ebenso  nothwendig 
verbunden  sind  —  clegitime  Laster»,  die  Montaigne  mit  dem 
Intellekte  anerkennt,  wiewohl  er  selber  ihnen  innerlich 
abgeneigt  ist  und  sich  um  nichts  in  der  Welt  zum  Werk- 
zeug dieser  gesellschaftlichen  Nothwendigkeit  hergeben 
mochte.  Die  Menschen  können  sich  nicht  mit  ihrem 
Innern  zufrieden  geben,  sie  behaupten  sich  nach  Aussen, 
und  da  beginnt  Krieg,  Metzelei,  Yerrath  im  Namen  des 
Einzelnen  wie  audi  des  Staates. 

Dass  der  Mensch  nicht  in  sein  Inneres  schaut,  hat 
fOr  Montaigne  auch  etwas  Gutes,  denn  in  unserm  Innern 
witarden  wir  doch  nur  Elend  und  Eitelkeit  vorfinden, 
weshalb  auch  die  Natur  in  richtiger  Weise  fQr  eine 
Ablenkung  gesorgt  hat.    Wie  nichtig  sind  nicht  die  Zu- 
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fälle,  durch  die  ein  Krieg  ins  Leben  gerufen  wird,  aber 
zugleich  auch  die  Gründe,  durch  die  er  wieder  aufhört 
Der  Krieg  ist  für  Montaigne  nicht  so  widrig  wie  die  so- 
genannte Staatsraison,  die  diplomatische  Lüge  und  Hinter- 
list. Was  im  Privatleben  als  Ehrlichkeit,  Treue  und 
Geradheit  gilt  und  hochgeschätzt  wird,  sollte  begreiflicher- 
weise auch  im  Leben  des  Staates  Geltung  haben;  was 
würde  wohl  aus  dem  Menschen,  wenn  die  Ehrlichkeit 
aus  seinem. Leben  verschwände?  Wir  würden  dann  all- 
mählich alle  Gesittung  vernichten  ;  die  Thiere  hätten  vor 
uns  noch  den  Vorzug,  dass  sie  einfacher  und  gerader  in 
ihren  Trieben  sind.  In  den  meisten  Kriegen  äussert  sich 
nicht  nur  die  dem  Menschen  angeborene  Grausamkeit 
die  sich  irgendwie  Luft  machen  muss,  sondern  auch  die 
berechnende  Schlauheit,  der  offene  und  geheime  Ehrgeiz 
und  auch  die  Eitelkeit  vieler  Menschen.  Wie  viele  gibt 
es,  die  eine  Rolle  spielen  möchten,  die  bestrebt  sind,  von 
sich  sprechen  zu  lassen  und  von  ihrer  Ehrsucht  wie  von 
einem  bösen  Dämon  getrieben  werden.  Es  sind  jedenfalls 
nicht  die  besten  Menschen,  von  denen  in  der  Oeffentüch- 
keit  so  viel  Wesens  gemacht  wird;  es  ist  unvergleichlich 
schwieriger,  im  Geheimen,  wo  wir  keine  Rolle  spielen 
können,  rein  und  ehrlich  zu  sein. 

Unter  den  grossen  Staatsmännern  und  Feldherren 
findet  Montaigne  nur  selten  einen,  mit  dem  er  sym- 
pathisiren  kann :  so  nennt  er  Cäsar  dme  desregUe.  Nur 
Epaminondas  stellt  er  an  die  Spitze  der  seltensten 
Charaktere,  weil  jener  nicht  nur  ein  ausgezeichneter 
Feldherr,  sondern  auch  ein  wahrhaft  tugendhafter  Mensch 
war,  der  fast  Unvereinbares  in  sich  zu  vereinigen  wusste: 
kriegerische  Thaten  mit  grösster  Herzensgüte,  Mensch- 
lichkeit   und   Feinheit     Gerade    Epaminondas    ist  der 
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beste  Beweis  fQr  die   Niedrigkeit   der   Staatsraison,  ein 
BeiTv^eis,  dass  man  di^  persönliche  Ehrlichkeit   keinem 
Staatsinteresse  unterordnen  oder  gar  opfern  darf:  Ostans 
aux    meschanU  naiurels  et  sanguinaires  et  traietres  ee  pre^ 
texte  de  raison.    Wo  nehmen  nur  die  ehrgeizigen  Volks- 
führer,  Politiker  und  Heeresanführer  die  Verantwortung  zu 
allen  von  ihnen  verursachten  blutigen  Thaten  und  Ver- 
wüstungen her?    Fast  mOchte  Montaigne  sie  um  ihren 
Leichtsinn  und  ihre  Gewissenlosigkeit  beneiden,  wenn  er 
wüsste,  dass  sie  wirklich  glücklicher  waren,  als  er.  Aber 
er  glaubt  an  ihr  Glücksgefühl  nicht  und  zieht  seine  Ruhe 
dem  Sturm  ihres  Ehrgeizes  und  ihres^innlosen  Treibens 
vor.  —  Und  nun  gar  die  Verheerungen  der  christlichen 
Europäer  in  der  neu  entdeckten  Welt:  weshalb  haben  die 
Spanier  an  unschuldigen  Völkern  so  haarsträubende  Grau- 
samkeiten begangen  und  die  Einwohner  von  Mexiko  und 
Peru,  die  in  gar  mancher  Hinsicht  jedenfalls  höher  standen 
als  sie  selbst,  in  schändlicher  Weise  ausgerottet  ?  Sie  gaben 
zwar  vor,  sie  wollten  dort  das  Christenthum  pflanzen, 
aber  im  Grunde  war  es  ihnen  doch  nur  um  den  Handel 
mit  Edelsteinen  und  mit  Colonialwaaren  zu  thun,  denn, 
hätten  sie  wirklich  das  Christenthum  verbreiten  wollen, 
so  hätten  sie  wissen  müssen,  dass  diesem  nicht  mit  der 
Eroberung  von  Ländereien,  sondern  mit  der  von  Seelen 
gedient  ist  und  dass  die  Religion  der  Liebe  keine  Blut- 
bäder und  keine  Ausrottung  der  Menschen  mit  Schwert 
und   Feuer  verlangt.    Wozu  sind  nicht   die    Menschen 
fähig,  wenn  es  sich  um  Gelderwerb  und  sinnlosen  Luxus 
handelt? 

Montaigne  beobachtete  um  sich  her  die  Zunahme  des 
Luxus  im  Privatleben.  Eine  gewisse  Pracht  sollte,  meinte 
er,  nur  von  der  Gemeinde  entfaltet  werden:  auf  öffent- 
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liehe  Gebäude,  auf  die  Erbauung  und  Ausschmückung 
von  Kirchen,  aber  nicht  auf  eine  flbennftssige  Pradit  im 
Leben  des  Einzelnen  sollte  der  Ueberfluss  verwendet 
werden ;  selbst  den  Monarchen  dflrfe  es  nicht  erlaubt  sein, 
mit  ihrem  verderblichen  Beispiel  übermässiger  Bequem- 
lichkeit und  zügelloser  Pracht  dem  Volke  voranzugehen. 
Die  Masse  des  Volkes  sei  doch  leicht  zu  betrügen  und  leicht 
zu  befriedigen,  weshalb  sie  auch  einer  richtigen  Leitung 
bedürfe,  um  nicht  in  Verwirrung  gebracht  zu  werden. 
Aber  Montaigne  liegt  es  fem,  eine  Verbesserung  der 
Staatsführung  und  der  Gesellschaft  anzustreben.  Er  ist 
nur  Beobachter  d^  menschlichen  Triebe  und  kann  an 
eine  wirkliche  Vervollkommnung  des  Menschen  nur 
wenig  glauben:  sind  doch  die  Veränderungen  noch 
keineswegs  Besserungen;  das  Leben  geht  seinen  W^ 
ohne  unser  Hinzuthun;  die  einzelnen  Theile,  die  für 
einen  Augenblick  den  Anschein  hatten,  sich  von  einander 
los  zu  lösen,  schliessen  sich  wieder  zusammen,  und  Alles 
ist  wieder  wie  zuvor. 

Dem  Wirklichkeitsgefühle  Montaignes  widerstrebt 
daher  nichts  so  sehr,  als  die  Illusion  einer  wesentlichen 
Vervollkommnung  des  Staates.  Die  Utopien  rufen  bei 
ihm  ein  überlegenes  Lächeln,  eine  lebenskluge  Ironie 
hervor.  Sein  Augenmerk  ist  auf  die  natürlichen  Schwächen 
der  menschlichen  Natur  gerichtet,  aus  denen  sich  das 
ganze  Leben  zusammensetzt.  Man  sehe  nur,  wie  z.  B. 
Würden  und  Aemter  vertheilt  werden,  es  sind  jedenfalls 
nicht  die  Würdigsten,  die  die  höchsten  und  eintrftg- 
liebsten  Aemter  bekleiden.  Wer  führt  gewöhnlich 
in  der  Gemeinde  das  grosse  Wort?  Wer  sind  die 
mächtigsten  unter  den  Stadtbürgem?  Jedenfalls  nidit 
die  fähigsten. 
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Montaigne  versteht  auch  nicht,  wie  man  ausschliess- 
lich einer  Partei,  einer  Sekte  und  sogar  einer  Nation 
angehören  könne.  Das  sind  für  ihn  Beschränktheiten 
der  menschlichen  Natur,  die  gewöhnUch  fQr  Tugenden 
ausgegeben  werden.  Wie  er  einmal  bemerkt,  betrachte 
er  alle  Menschen  als  Landsleute,  kenne  keinen  Unter- 
schied zwischen  einem  Franzosen  und  einem  Polen  und 
sei  geneigt,  die  nationale  Zusammengehörigkeit  dem 
Weltbfirgerthum  zu  opfern. 

Bei  aller  Einsicht  in  die  Widersprüche  und  Verkehrt- 
heiten der  menschlichen  Natur  kommt  er  niemals  aus 
dem  Gleichgewichte,  denn  sie  ergreifen  ihn  nicht,  sie 
interessiren  ihn  vielmehr  als  ein  dankbarer  Gegenstand 
für  seine  Beobachtungsgabe.  Man  kann  nicht  sagen, 
dass  er  die  Menschen  liebt»  aber  er  hat  giBgen  sie  auch 
niemals  eine  Abneigung,  sondern  stets  ein  gewisses 
gleichgültiges  Wohlwohlen.  Er  nimmt  die  Nothwendig- 
keiten  als  das  länzige  imd  Letzte  des  Lebens  hin,  und 
das  menschliche  Dasein  als  ein  wenig  gelungenes  Spiel 
von  Trieben  und  Einbildungen. 

IV. 

Auf  höhere  Vorstellungen,  auf  eine  Freiheit,  durch 
die  die  Natumothwendigkeit  überwunden  werden  soll, 
kann  Montaigne  wegen  der  ganzen  Beschaffenheit  seines 
Charakters  nicht  eingehen.  Das  Höchste,  was  er  noch 
erfassen  kann,  ist  das  sittliche  Gresetz:  seine  eigene  kühle, 
gerade  und  ehrliche  Natur  führt  ihn  darauf.  Er  weiss, 
dass  es  auch  eine  Art  von  <muthig  lasterhafter»  Natur 
gibt  —  une  äme  courageusement  vicieuae,  —  aber  eine  solche 
Natur  hat,  meint  er,  doch  die  innere  Befriedigung  eines 
tugendhaften  Menschen  nicht.    Sonst  erscheint  ihm  das 
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Laster  als  eine  Seelenb-ankheit,  die  ihre  Strafe  in  sieb 
selbst  trägt  Das  Laster  ist  nicht  nur  etwas,  das  die 
Vernunft  verwirft,  sondern  auch  die  Selbsterhaltung  mu5S 
es  von  sich  abweisen.  Die  öffentliche  Meinung  hält  stets 
den  Unterschied  zwischen  Laster  und  Tugend  aufrecht, 
bei  allen  Abweichungen  in  der  Auffassung  einzelner  Fälle. 
Somit  ist  das  Laster  für  Montaigne  eine  Abweichung 
vom  geraden  Wege  der  Natur,  eine  Unregelmässigkeit  ein 
Mangel  an  Mass.  Die  Tugend  ist  also  die  Erkenntniss 
dieses  Masses  und  die  Fähigkeit,  den  Weg  alles  Mass- 
vollen nicht  ztr  verlassen. 

Es  ist  wiederum  die  Sicherheit  des  goldenen  Mittel- 
weges, des  juste  milieu.  Wie  der  innere  Kampf  dem 
Charakter  Montaignes  fremd  ist,  da  er  trotz  geringer 
Schwankungen,  die  von  seinem  künstlerischen  Empfinden 
kommen,  doch  stets  im  Frieden  mit  sich  lebt,  so  begreift 
er  auch  den  Kampf  und  das  erhabene  Streben  an  Andern 
nicht.  Er  kann  sich  auch  gar  nicht  vorstellen,  dass  So- 
krates  die  aussergewöhnliche  Tugend  sich  erkämpft  haben 
soll:  er  kann  sich  die  wahre  Tugend  immer  nur  fi'ei  und 
selbstherrlich,  sieghaft  und  triumphirend,  ohne  Hinder- 
nisse und  Störungen  denken.  —  Was  ist  aber  diß  cerhabene 
Tugend>,  die  er  an  Sokrates  bewundert?  Doch  nicht  die 
goldene  Mittelstrasse,  die  Sokrates  jedenfalls,  was  er  auch 
mit  seinem  [ntellekte  gelehrt  haben  mag,  nicht  gewandelt 
ist.  Jede  Höhe  wird  aber  nicht  ohne  Mühe,  ohne  An- 
spannung der  Willenskraft,  ohne  Aufopferung,  ohne  ein 
über  die  Gewöhnlichkeit  weit  hinausliegendes  Ziel  er- 
reicht. 

Dieser  geistige  Heroismus  ist  aber  etwas  ganz  An- 
deres, als  die  durschschnittliche  Tugend,  in  die  Montaignes 
Lebensauffassung  ausläuft.    Gesteht  doch  Montaigne  sei- 
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ber,  die  erhabenen  Beispiele  der  grossen  Persönlichkeiten 
seien  nicht  nur  seiner  Willenskraft,  sondern  auch  seinem 
Verständniss  oft  unzugänglich:  plusieurs  de  ees  rares 
ezemples  surpassent  la  force  de  man  action;  mala  aulcunes 
surpassent  encore  la  force  de  mon  jugemenU  Sein  Verstand 
kann  sich  über  den  Durchschnitt  der  menschlichen 
Charaktere  nicht  erheben,  und  die  Wirkung  der  ausser- 
ordentlichen Persönlichkeit  muss  er  zwar  anerkennen, 
aber  er  kann  sie  nicht  aus  innerster  Erfahrung  würdigen. 
Die  grosse  Persönlichkeit  ist  für  ihn  ein  unerklärliches 
Spiel  der  Naturkräfte,  eine  unbegreifliche  Abweichung 
der  Natur  von  ihrer  durchschnittlichen  Gesetzmässigkeit, 
aber  kein  Räthsel,  durch  das  sein  Nachdenken  erregt, 
herausgefordert  und  erhoben  wird.  Er  hält  vom  Men- 
schen überhaupt  zu  wenig,  als  dass  er  die  grossen  Ab- 
weichungen innerhalb  der  menschlichen  Art  als  ein  er- 
greifendes Geheimniss  erfassen  könnte.  Selbst  die  er- 
habensten Persönlichkeiten  sind  doch  nur  Menschen,  ab- 
hängig von  den  gewöhnlichsten  und  natürlichsten  Funk- 
tionen, vom  Klima,  von  der  Witterung,  von  den  äussern 
Umständen. 

Woher  nun  die  Selbstüberhebung  des  Menschen,  der 
Stolz  auf  seine  Vernunft,  die  ihn  ja  nur  unglücklicher 
macht,  als  die  Thiere?  Sie  führt  ihn  zu  Einbildungen, 
die  ihn  nur  beunruhigen  und  quälen,  zu  einer  Unter- 
grabung seiner  Triebkraft,  zu  einer  Zersetzung  der  ge- 
sunden Einheit.  Unsere  Vernunft,  wodurch  wir  das 
Wahre  vom  Falschen  zu  unterscheiden  wähnen,  ist  zu 
theuer  erkauft,  denn  von  ihr  kommt  alle  Sünde,  alle  Ver- 
zweiflung und  Unentschlossenheit  imd  alle  Verwirrung. 
Und  vielleicht  hat  sogar  der  Instinkt  der  Thiere  mehr 
Yemünftigkeit  als  unser  Intellekt,  denn  die  Thiere  ziehen 
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ihre  Schlüsse  schneller  als  wir,  kennen  unsere  ZOge- 
rungen  und  unsere  Bedenklichkeiten  nicht.  Montaigne 
ist  nicht  abgeneigt,  in  der  sogenannten  Freiheit  des 
Menschen  etwas  zu  sehen,  das  sogar  niederer  steht  ah 
der  zwangsmftssige  Trieb  der  Thiere,  da  doch  alles  6e- 
setzmfissige,  alle  Ordnung  höher  ist  als  das  Schwankende, 
als  die  Unordnung.  In  allem  Andern  aber  gleicht  der 
Mensch  doch  dem  Thiere:  in  der  Vemichtong  des 
Schwachem  durch  den  Stfirkem,  in  der  Gier,  in  der 
Selbsterhaltung,  ja  in  mancher  Hinsicht  stehen  die 
Thiere  noch  höher  als  der  Mensch:  im  GefOhle  der  lo- 
dalen  Zusammengehörigkeit,  in  der  Aufopferung,  in  der 
Abwesenheit  schlauer  Berechnung,  in  der  Abwesenheit 
einer  rafBnirten  ZOgellosigkeit  des  Geschlechtstriebes,  in 
der  grossem  Treue  gegen  das  Naturgemftsse,  das  bei 
ihnen  durch  keine  lächerliche  Konvention  verdrängt  wird; 
jedenfalls  kennen  die  Thiere  nicht  unsere  entwickelte 
Kunst  des  gegenseitigen  Niedermetzeins  und  Vemiditens 
der  eigenen  Mitbrüder.  Alles  in  Allem  hat  der  Mensch 
nicht  das  geringste  Vorrecht,  sich  höher  zu  schätzen,  als 
die  übrigen  Wesen  der  Natur:  nous  ne  sommea  ni  au-denut 
ni  au-de880U8  du  reate. 

Das  ganze  Unglück  des  Menschengeschlechtes  rührt 
für  Montaigne  gerade  von  dieser  Selbstüberhebung  her. 
Montaigne  ist  unermüdlich  in  seinem  Bestreben,  die  Ver- 
nunft des  Menschen  zu  demüthigen.  Durch  alle  mögUdien 
kleineren  Züge,  die  er  bei  der  Lektüre  antiker  und 
neuerer  Schriftsteller  gesammelt  hat,  sucht  er  die  mensch- 
lichen Schwächen  grell  zu  beleuchten:  unser  Erbtheilist 
eigentlich  nur  Unbeständigkeit,  Unsicherheit,  Traner, 
Furcht  vor  der  Zukunft,  sogar  Furcht  vor  dem  zukflnf- 
tigeu  Leben,  Geiz,  Ehrgeiz,   Neid,  Zügdlosigkeit,   Lüge, 
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Verleumdung,  Verworfenheit,  Ruchlosigkeit,  Krieg,  und 
wenn  alle  diese  Eigenschaften  durch  den  Preis  der  Ver- 
nunft erkauft  worden  wären,  so  hätten  wir,  meint  Mon- 
taigne, für  die  uns  zu  Theil  gewordene  Gabe  einen  zu 
hohen  Preis  bezahlt.  Die  Lebensgüter  sind  bloss  eine 
Einbildung  und  haben  einen  illusorischen  Werth,  nur  unsere 
Uebel  sind  Wirklichkeit 

Durch  diese  Einsicht  in  die  Widei*sprüche  und  Sinn- 
losigkeiten des  menschlichen  Daseins  wird  aber  Mon- 
taigne nicht  zu  einer  innern  Ueberwindung  derselben  ge- 
drängt. Er  hat  auch  gar  nicht  die  Möglichkeit,  seinem 
eigenen  Dasein  einen  ihm  selbst  einleuchtenden  Sinn  zu 
verschaffen,  denn  er  ist  schon  damit  zufrieden,  ein 
Leben  zu  führen,  das  wenigstens  im  passiven  Sinne  vor- 
wurfsfrei ist:  er  fühle  in  sich,  sagt  er,  weder  die  Fähig- 
keit Böses,  noch  aber  auch  Gutes  zu  thun.  Auch  sein 
Pessimismus  und  sein  Zweifel  überschreiten  eine  gewisse 
Grenze  nicht,  bleiben  in  der  Sphäre  seines  kühlen  Nach- 
denkens, behalten  stets  das  Gleichgewicht  bei,  sind  fem 
von  aller  Gluth  und  Leidenschaft,  ergreifen  sein  Inneres 
nicht.  Er  kann  daher  nicht  zu  einer  höheren  Ansicht 
und  religiösen  Lösung  aus  innerer  Erfahrung  gelangen. 

Um  irgendwie  aus  seiner  Skepsis,  aus  seinem  Miss- 
trauen gegen  die  Richtigkeit  aller  unserer  Urtheile,  aus 
dem  Schwanken  aller  menschlichen  Gedanken  zu  etwas 
Festem  zu  gelangen,  greift  er  zu  der  Wahrheit  des 
Christenthums,  aber  nicht  aus  innerer  Nothwendigkeit, 
sondern  nur  aus  praktischer  Ueberlegung.  Da  der  Mensch 
von  Hause  aus  voll  unbegreiflicher  Wideraprüche  und 
ganz  und  gar  kein  einfaches  Wesen  ist,  so  muss  man 
ihm  doch    irgend   ein  Licht  anzünden,  das  ihn  aus  dem 
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Dunkel  und  der  Nichtigkeit  seines  Daseins  hinausführen 
würde;  man  muss  ihm  ein  hohes  Ziel  setzen,  damit  er 
wenigstens  als  sittliches  Wesen  leben  könne;  man  mus» 
von  ihm  vieles  fordern,  damit  er  wenigstens  etwas  leiste. 
Und  so  scheint  ihm  gerade  sein  Misstrauen  gegen  die 
Vernunft  ein  Mittel  zur  Vertheidigung  der  Religion  zu 
sein,  da  es  gar  keine  andere  Sicherheit  und  Autorität 
geben  könne  und  keinen  andern  Ausweg  aus  dem  Wirr- 
warr der  menschlichen  Meinungen.  Der  Atheismus  muss 
ihm  daher  als  eine  schädliche  Vernichtung  aller  Autorität 
erscheinen,  ausserdem  auch  als  etwas,  das  gar  nicht 
folgerichtig  durchgeführt  werden  kann.  Es  ist  wohl 
leicht,  mit  der  Vernunft  Atheist  zu  sein,  nicht  aber  auch 
mit  dem  Gewissen.  Montaigne  nennt  deshalb  die  Atheisten 
«gehimlose»  Menschen,  die  sich  schlechter  machen  woUea 
als  sie  in  Wirklichkeit  sein  können. 

Freilich  dringen  die  Schwachheiten,  Schlechtigkeiten 
imd  Verkehrtheiten  der  menschlichen  Natur  selbst  in  die 
Beligion  hinein.  Am  Christenthum  fällt  Montaigne  be- 
sonders der  Gegensatz  zwischen  den  Handlungen  der 
Christen  und  der  Erhabenheit  und  Reinheit  der  Forde- 
rungen Christi  auf.  Der  Heide  oder  der  Mohammedaner 
kennt  keinen  so  scharfen  Widerspruch  zwischen  Wort 
und  That,  zwischen  Lehre  und  Sitte.  Erst  die  sittliche 
Vortrefflichkeit  kann  einen  Menschen  zum  Christen 
machen,  erst  aus  der  That  sollte  der  Schluss  auf  die  Ge- 
sinnung gezogen  werden,  weshalb  man  nach  der  Mei- 
nimg  Montaigne's  nicht  urteilen  sollte :  er  ist  ein  Christ, 
folglich  ist  er  ein  höherer  Mensch,  sondern  dieser  Mensch 
ist  gerecht,  liebevoll  und  gütig,  folglich  ist  er  ein  Christ. 
Die  Aeusserlichkeiten  sind  doch  allen  Religionen  gemein: 
alle  haben  sie   gewisse   ceremonielle  Verrichtungen  und 
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auch  dogmatische  Forderungen  und  selbst  Märtyrer;  das 
Christenthum  unterscheidet  sich  für  Montaigne  von  den 
übrigen  ReUgionen  durch  höhere  Tugend,  diese  würdigste 
Frucht  der  Wahrheit.  Was  ist  aber  die  Mehrzahl  der 
Christen  in  Wirklichkeit,  wenn  nicht  Menschen,  die  oft 
ihre  niedrigen  Leidenschaften  in  den  Dienst  einer  ReUgion 
stellen,  die  sie  innerlich  gar  nicht  erfassen?  Unser  Eifer 
entfaltet  sich  mit  unvergleichlicher  Kraft  dort,  wo  es  auf 
Feindseligkeit,  auf  Ehrgeiz,  Empörung  und  Grausamkeit 
ankommt,  hört  aber  meistens  auf,  wo  Güte,  wahre  Liebe 
und  Herzlichkeit  ihre  Forderungen  an  uns  stellen.  Nur 
in  wenigen  Menschen,  in  den  wahren  Christen,  wirkt 
dieser  Eifer  wahre  Wunder,  bei  der  Mehrzahl  stachelt  er 
gerade  die  Laster  noch  stärker  an,  die  das  Christenthum 
auszurotten  den  Beruf  hat. 

Montaigne  denkt  dabei  an  die  blutigen  reUgiösen 
Kämpfe,  die  sich  damals  um  ihn  abspielten :  «Gerade  wir 
haben  es  in  Frankreich  in  unserer  Zeit  am  deuthchsten  ge- 
sehen, wie  man  aus  einer  so  einfachen  und  festen  Regel 
so  viele  entgegengesetzte  Auffassungen  gefolgert  hat,  als 
wenn  es  sich  um  Wachs  gehandelt  hätte,  aus  dem  man 
Figuren  macht.»  Er  selbst  hält  sich  an  die  kirchliche 
Tradition,  ohne  sich  zu  fragen,  wie  sie  entstanden  sei 
und  welche  Kämpfe  die  Feststellung  derselben  erfordert 
habe.  Er  weiss,  dass  es  nichts  Leichteres  gibt,  als  die 
Befolgung  von  kirchlichen  AeusserUchkeiten,  als  die 
äussere  Frömmigkeit,  die  oft  nur  wenig  mit  dem  innern 
Menschen  und  mit  der  sittlichen  Reinheit  zu  thun  hat, 
aber  die  Menschen,  sind  eben  nicht  fähig,  den  Geist  rein 
zu  erfassen  und  ihr  Leben  zu  läutern ;  sie  sind  mehr  vom 
Leibe  als  vom  Geiste  abhängig,  und  daher  bedarf  auch 
der  Geist,   um  sich  ihnen  mitzutheilen,  eines  sinnlichen 
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Ausdrucks:  c'est  toujours  ä  Vhomme  que  nous  avons  affaire, 
duquel  la  condition  est  merveilleusemeni  corporelle. 

Die  protestantische  Auffassung  des  Christenthums 
ist  für  ihn  zu  abstrakt,  dem  Durchschnitt  der  Menschen 
ganz  fremd  und  muss  nothwendigerweise  zu  Spaltungen 
und  Sekten  führen,  ja  sie  könnte  sich  überhaupt  gar 
nicht  behaupten,  wenn  sie  nicht  durch  das  Gregengewicht 
der  katholischen  Kirche  zu  Parteikämpfen  getrieben 
würde,  so  dass  sie  mehr  durch  diesen  Kampf  als  durch 
sich  selbst  existire.  Haben  denn  die  Menschen  nicht 
andere  Gründe  genug,  sich  gegenseitig  zu  bekämpfen, 
um  noch  die  Beligion  als  Vorwand  zu  benutzen?  Ist  es 
denn  ihnen  wirklich  um  die  Auslegung  der  Bibel  zu 
thun  ?  Und  soll  man  auch  diese  Auslegung  dem  ersten 
Besten  freigeben,  damit  die  uns  innewohnende  Neigung 
zu  Spaltungen  und  zur  Rechthaberei  keinen  Zügel  mehr 
hat?  Ist  doch  der  Mensch  so  beschaffen,  dass,  wenn 
die  Leidenschaft  mitspielt,  er  dann  seine  Meinimg  mit 
allen  Mitteln  für  Wahrheit  ausgeben  und  mit  Feuer  und 
Schwert  vertheidigen  wird. 

Es  sind  wiederum  praktische  Beweggründe,  die  Mon- 
taigne veranlassen,  an  der  kirchlichen  Tradition  festzu- 
halten. Zum  Geiste  der  Bibel  und  besonders  des  Evangeliums 
hat  er  keine  Beziehung,  wohl  aber  zu  der  Moral.  Re- 
ligion hat  für  ihn  eigentlich  keinen  positiven,  selbstän- 
digen Inhalt,  wenn  er  von  der  Kirche  absieht.  Die  Moral 
aber  ist  für  ihn  etwas  dem  Menschen  Angeborenes,  Na- 
türliches, so  dass  sie  keiner  höheren  Sanktion  bedarf. 
Aber  die  Kirche  ist  als  eine  Institution  einmal  da,  sie 
ist  aus  einer  Nothwendigkeit  entstanden,  und  so  hält  er 
sich  für  verpflichtet,  die  kirchliche  Institution  anzuer- 
kennen,   und   empfiehlt    diese   Anerkennung    auch   den 
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Andern.  Er  hat  keinen  Glauben  an  den  Geist,  wohl  aber 
an  die  Nothwendigkeit  einer  Einigung  unter  den  Men- 
sdien,  einer  Vermeidung  der  überflüssigen  Veranlassungen 
zu  Streit  und  Zwistigkeit.  Ist  doch  bei  der  Wahrheit,  um 
die  die  Menschen  zu  kämpfen  sich  genöthigt  sehen,  immer 
Lrrthum,  weil  wir  doch  nicht  fflhig  sind,  die  Wahrheit 
rein  zu  erfassen.  Da  wir  aber  nicht  nur  den  lrrthum, 
sondern  auch  die  Wahrheit  naturgemftss  anstreben  und 
vertheidigen  müssen,  so  ist  es  besser,  wenn  die  unerfass- 
bare  Wahrheit  mit  Schranken  einer  unantastbaren  Au- 
torität umgeben  wird,  denn  sonst  würden  sich  die 
Menschen  in  einem  fort  gegenseitig  angreifen  und  ver- 
nichten. 

Montaigne  steht  mit  dieser  seiner  Auffassung  ganz 
auf  dem  Boden  der  Renaissance:  er  hat  eine  Scheu  vor 
dem  Eingriffe  der  Menge  und  des  «Ladenschwengels»  in 
die  Angelegenheiten  des  Geistes.  Dazu  kommt  noch  der 
Skeptiker,  der  keine  Bestimmtheit  mag  und  doch  irgend 
eine  letzte  Bestimmtheit  haben  muss,  um  wenigstens  im 
praktischen  Sinne  die  Gegensatze  des  Lebens  zusammen- 
zufassen. Warum  nicht  an  eine  Offenbarung  glauben? 
Glauben  wir  doch  an  gar  viele  Dinge,  die  ebenso  unbe- 
weisbar sind,  daher  ist  es  nur  Thorheit,  der  Lehre  der 
Kirche  keine  Ehrfurcht  zu  bezeigen,  wohl  aber  andern 
Lehren,  die  sich  auf  den  Intellekt  stützen,  als  ob  dieser 
etwas  in  sich  Festes  wäre,  das  gar  keiner  Stütze  be- 
dürfe. Montaigne  verrichtet  seine  Gebete  und  wohnt 
der  Messe  bei. 

Er  ist  überaus  folgerichtig  in  seiner  Duldsamkeit. 
Er  sagt  selbst,  es  gebe  keine  Gedanken,  die  in  ihm  ein 
Staunen  hervorriefen,  keinen  Glauben,  der  ihn  verletze, 
keine    Ausgeburt  des   Geistes,    in   der    er  nicht   etwas 
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Nützliches  fOr  den  menschlichen  Geist  fände.  Nidit  der 
Aberglaube  stösst  ihn  ab,  sondern  die  Dummheit,  und 
diese  kann  sich  doch  auch  im  Kampfe  gegen  den  Aber- 
glauben äussern.  Je  desire  de  eontenter  ehacun,  sagt  er. 
Freilich  ist  so  etwas  schwierig,  vielleicht  überhaupt  das 
Schwierigste,  aber  ihm  fällt  es  nicht  sehr  schwer,  jeden- 
falls leichter  als  jedem  ausgesprochen  energischen  Cha- 
rakter. Gewiss  hat  er  recht,  wenn  er  niemals  blind  auf 
eine  Partei  schwört,  die  guten  Eigenschaften  der  gegneri- 
schen Partei  stets  anerkennt  und  die  Fehler  der  eigenen 
fühlt.  Das  können  wohl  nur  sehr  Wenige,  weil  die 
Meisten  gewöhnlich  auch  mit  ihren  Parteibestrebungen 
in  eigennütziger  Weise  verwachsen  sind.  Er  halte  sich, 
sagt  er,  fest  an  die  gesündeste  Partei,  aber  er  wolle 
um  nichts  als  unversöhnlicher  Feind  der  andern  Partei 
gelten;  es  sei  eine  verwerfliche  Art  zu  urtheilen:  Dieser 
gehöre  zu  der  Liga,  weil  ihm  die  feinen  Umgangsformen 
des  Herrn  von  Guise  gefallen.  Jener  sei  ein  Hugenott, 
weil  er  die  Energie  des  Königs  von  Navarra  bewundert, 
und  jener  Andere  sei  ein  Aufwiegler,  weil  er  an  den 
Sitten  seines  Königs  etwas  auszusetzen  hat.  Ein  cha 
rakteristisches  Gespräch  hat  De  Thou  aufgezeichnet,  aus 
dem  Montaignes  Toleranz  deutlich  hervorgeht:  Was  die 
Religion  betreffe,  sagte  er^  die  ja  den  Anlass  der  Kämpfe 
zwischen  dem  König  von  Navarra  und  dem  Herzog  von 
Guise  abgebe,  so  sei  sie  für  die  Anführer  der  beiden 
Parteien  nur  ein  Vorwand ;  er  kenne  den  König  von 
Navarra  sowohl  als  den  Herzog:  weder  der  Eine  noch 
der  Andere  habe  ein  wirkliches  Interesse  für  Religion; 
der  König  von  Navarra  trete  nur  deshalb  nicht  zur 
katholischen  Kirche  über,  weil  er  befürchte,  die  Prote- 
stanten würden  ihn  verlassen,  und  auch  der  Herzog  von 
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Guise  würde  sich  ohne  Weiteres  zur  Augsbui^ger  Kon- 
fession bekennen,  für  die  ihm  sein  Onkel,  der  Cardinal 
Carl  von  Lothringen,  ein  gewisses  Verständniss  beige- 
bracht habe,  wenn  er  dadurch  seinen  politischen  Interessen 
nicht  Eintrag  thäte. 

Wie  schwer  ist  es  nicht,  duldsam  und  zugleich  cha- 
raktervoll zu  sein,  duldsam  zu  sein,  ohne  in  Schwäche 
und  Nachlässigkeit  zu  verfallen.  Montaignes  Duldsamkeit 
kommt  nicht  von  einer  höheren  Ansicht  und  von  einer 
Ueberwindung,  sondern  von  einer  gewissen  KQhle  und 
Gleichgültigkeit. 


Montaignes  Denken  hat  keine  Bestimmtheit  und  keine 
Entschiedenheit,  wohl  aber  Mannigfaltigkeit,  klaren  Fluss 
und  grosse  Beweglichkeit.  Er  sieht  die  verschiedenen  Seiten 
des  Lebens,  bannt  sein  Denken  nicht  in  einen  engen 
Kreis  vorgefasster  Meinungen  oder  gar  abstrakter  Be- 
griffe. Er  steht  vielmehr  den  Eindrücken  des  Lebens 
offen,  empfangend  gegenüber ;  hie  und  da  erhebt  er  sich 
sogar  auf  eine  gewisse  Höhe,  von  der  aus  er  den 
Menschen  zu  überschauen  versucht,  aber  seiner  Erkenntniss 
fehlt  selbst  dann  noch  die  schöpferische  Energie,  die 
Tiefe  der  Einsicht  in  das  Tragische  des  Daseins,  wie 
auch  der  Drang,  den  Zwiespalt  der  menschlichen  Natur 
zu  überwinden.  Die  Lebensauffassung  des  Genies  und 
besonders  des  religiösen  Genies  ist  ihm  etwas  Fremdes, 
da  seine  Lebensansicht  zwar  die  eines  künstlerisch  füh- 
lenden und  ganz  vorurtheilslosen  Menschen  ist,  aber  der 
gesunde  Menschenverstand  hat  darin  ein  zu  grosses 
Uebergewicht.  Seine  Anschauung  bleibt  bei  aller  Mannig- 
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faltigkeit  der  Gesichtspunkte  doch  nur  in  der  mitüeren 
Sphäre. 

Wie  sein  Naturell  in  Allem  Mass  einhält,  so  auch 
sein  Denken:  es  ist  ihm  nicht  gegeben,  in  eine  Welt 
über  der  einfachen  Wirklichkeit  zu  gelangen,  geschweige 
denn  an  dem  Ausbau  dieser  höheren  Welt  mitzuhelfen. 
Der  von  ihm  gepriesenen  Weisheit  fehlt  daher  die  Ein- 
dringlichkeit sowohl  als  der  Schwung.  In  Allem  Massig- 
keit, Ruhe,  kein  Ueberschreiten  der  Verstandesgrenze  — 
das  ist  die  Forderung  seiner  Weisheit:  auch  der  Intellekt 
müsse  sich  Schranken  setzen,  denn  auch  die  Weisheit 
könne,  meint  er,  Excessen  verfallen  wie  die  Thorheit, 
die  menschliche  Natur  müsse  sich  fest  an  eine  bestimmte 
mittlere  Linie  halten  und  ja  nicht  davon  abweichen. 
Kaltblütigkeit  ist  seiner  Meinung  nach  für  den  Geist 
nöthiger  als  alle  Gluth,  bleierne  Gewichte  sind  noth- 
wendiger  als  Flügel,  die  uns  in  unerreichbare  Regionen 
erheben.  Wenn  wir  nur  die  Mitte  einhalten  könnten, 
so  wären  wir  glücklich :  wenn  wir  nur  einsehen  würden, 
dass  es  eine  Grenze  gibt,  über  die  hinauszugehen  unsere 
Vernunft  uns  verbietet. 

Die  unerreichbare  Höhe  gewisser  Geister  ist  Mon- 
taigne sichtlich  unbequem:  nicht  dass  er  sich  dadurch 
beunruhigt  fühlte,  denn  dazu  ist  sein  Naturell  zu  kühl 
und  in  einem  zu  sichern  Gleichgewichte,  aber  sie  ist  ihm 
ein  Räthsel,  mit  dem  sich  sein  Intellekt  nicht  abfinden 
kann.  Das  Dämonische,  ein  mystisches  Etwas,  wovon 
das  Innere  jedes  ächten  Genies  bewegt  wird,  diese 
eigentliche  Quelle  ausserordentUcher  Werke  und  grosser 
Thaten,  lässt  sich  freiUch  mit  dem  Verstände  nicht  er- 
fassen;   deshalb  kann  auch  Montaigne  zu  den  wahrhaft 
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erhabenen  Persönlichkeiten  keinen  Scfalässd  finden.  Er 
weiss,  dass  die  gn36sen  Sdier  tot  ihren  eigenen  Werken 
Avie  vor  einem  R&thsel  stehen,  ohne  sich  des  Weges 
bewussi  zu  werden,  den  sie  bei  ihrem  Schaffen  gehen,  und 
dass  kein  Vernunfturtheil  darüber  etwas  Bestimmtes  aus- 
sagen kann,  und  doch  möchte  er  an  das  ganze  Leben  mit 
dem  gesunden  Menschenverstände  herantreten.  Er  hidt 
Sokrates  für  die  vollkommenste  Seele,  und  zwar  des- 
halb, weil  die  Vernunft  über  alle  seine  Triebe  geherrscht 
habe,  aber  das  Dämonische  in  Sokrates  stellt  sich  ihm 
als  ein  Hindemiss  bei  der  Eikenntniss  seiner  Persönlich- 
keit in  den  W^:  die  seltsame  Visionskraft  und  die 
Ekstase  bei  Sokrates  sind  für  ihn  schwindelerr^ende 
Höhen,  vor  denen  sein  Verstand  ein  Unbehagen  verspürt. 
Ob  aber  nicht  Sokrates  gerade  durch  dieses  Dämonische, 
dieses  Unerklärliche  in  ihm,  zu  der  ausserordentlichen 
Persönlichkeit  geworden  ist  die  von  der  Menschheit  so 
sehr  verehrt  wird?  Denn  hätte  Sokrates  nur  den  ge- 
sunden Menschenverstand,  den  Montaigne  an  ihm  hoch- 
schätzt, so  würde  Montaigne  ihn  in  gar  mancher  Hin- 
sicht übertrofFen  haben :  es  ist  noch  fraglich,  ob  Sokrates 
ein  Buch  wie  die  cEssais>  zu  schreiben  &hig  gewesen  wäre- 
Worin  äussert  sich  nun  die  Erhabenheit  bei  Sokrates? 
Doch  nicht  in  dem  gesunden  Menschenverstände,  da  darin 
Montaigne  ihm  jedenfalls  überlegen  ist?  Aber  hierauf 
kann  uns  Montaigne  selbst  keine  Antwort  geben,  da  er 
den  Weg  zu  der  aussergewöhnlichen  Erscheinung  nicht 
sucht  und  deshalb  auch  nicht  finden  kann.  Dazu  hat 
seine  Seele  zu  wenig  Tiefe  und  gar  keine  Beziehung  zum 
Geheimniss  des  Daseins,  an  das  er  im  besten  Falle  nur 
mit  dem  Verstände  herangeht.  Sie  hat  eben  keine 
Schwingen  und  ihre  inneren  Erfahrungen  sind   lediglich 
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intellektueller  Art,  ohne  erschütternde  und  eingreifende 
Kraft:  sie  befindet  sich,  nach  seinem  eigenen  Ausdruck» 
beständig  «en  apprentissage  et  en  espreuve^^^  hat  nidits 
Endgültiges,  keine  weiten  Aussichten  und  keine  tiefen 
Nothwendigkeit«n. 

Das   Leben    tritt    Montaigne    als   Kaleidoskop    ent- 
gegen, in  das  er  klaren  Auges  schaut,  und  er  beschreibt 
das  darin  Gresehene  ebenso  klar.   Sein  Blick  dringt  aber 
nur  bis  zu  einem  gewissen  Punkte  und  kehrt  dann  stets 
wieder  auf  die  Oberfläche  zurück,  und  dies  wiedeilK>lt 
sich  fortwährend  und  gibt  dem,  was  er  beschreibt^  etwas 
Anregendes  und  hie  und  da  Spannendes.    Dass  er  sich 
nicht  mit  der  Rinde   der  Gegenstände  zufrieden    stellt 
und  gar  verschiedene  Seiten  des  menschlichen  Daseins 
überschaut,  das  unterscheidet  ihn  von  der  gewöhnlichen 
Art  begabter  Schriftsteller;  aber  seiner  Lebensbetrach- 
tung ist  von  Anfang  an  durch  sein  Naturell  eine  Schranke 
gesetzt.  In  den  Widersprüchen  des  Lebens  findet  er  sich 
mit  der  ihm  eigenen  Beweglichkeit  leicht  zurecht,  aber  er 
kann  sie  nicht  in   seiner  Seele  zusammenfassen,    ener- 
gisch in  sich  verarbeiten  und  schöpferisch  umgestalten. 
Diese  schöpferische  Umgestaltung  bedeutet  noch  keines- 
wegs   unkünstlerische    Absicht    oder   Einseitigkeit    und 
Einschränkung  des  Daseins;  im  Gegentheil,   sie  ist,    im 
rechten  Lichte  geschaut,  der  höchste  Gipfel  schöpferischer 
Kraft,  die  aber  keine  Zersplitterung  und  keine  Oberfläch- 
lichkeit  kennt.    Für  Montaigne  erhebt  sich  die  Wahrheit 
nicht  über   die   vielen   Widersprüche    der  Wirklichkeit, 
sondern  sie  besteht  für  ihn    in   den  kaleidoskopischen 
Widersprüchen  selbst.    In  den  ihn  umgebenden  Lebens- 
erscheinungen findet  er  gar  keinen  festen  Bestand,  sondern 
nur  fortwährende  Veränderung,  aber  diesen  Fluss  wird 
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er  auch  in  seiner  eigenen  Seele  gewahr.  Er  selbst  sagt 
er  sei  gar  nicht  fähig,  irgend  etwas  in  unbeschrftnkter 
Weise,  ohne  Vermischung,  in  klarer  Einfachheit  und 
Gediegenheit  zu  ftussem.  Und  doch  bemerkt  er  ein  ander- 
mal: «Wer  nicht  sein  Leben  ganz  auf  ein  bestinmites 
Ziel  gerichtet  hat,  dem  ist  es  unmöglich,  die  besonderen 
Handlungen  miteinander  in  Einklang  zu  bringen.  Wer 
nicht  eine  Uebersicht  über  das  Granze  hat,  dem  ist  es  un- 
möglich, die  einzelnen  Stücke  zu  ordnen.  Wozu  versieht 
er  sich  aber  dann  mit  einem  Yorrath  von  Farben,  wenn  er 
nicht  weiss,  was  er  damit  malen  soll?> 

Robert  Saitschick. 


Zeitfragen. 

— *. — 


lieber  die  Langeweile/) 

^^ 


1)  Ein  Vortrag  in  dem  schweizerischen  Armenerzieher- 
Verein,  Sitzung  Yon  1908  in  Ins. 


Bei  dem  Nachdenken  darüber,  was  ich  Ihnen  wohl 
sagen  könnte,  das  Sie  nicht  längst  wissen,  kam  ich  ganz 
natürlich  auf  die  Grundfrage,  was  ist  eigentlich  die  Ur- 
sache der  Uebel,  gegen  die  Ihre  Anstalten  und  über- 
haupt alle  unsere  Schulen  und  sonstigen  volkserzieher- 
ischen Veranstaltungen  gerichtet  sind.  Woher  kommt 
aUes  Uebel  und  Unglück  in  der  Welt? 

Von  der  Sünde  sagt  uns  die  Kirche  ganz  richtig: 
Es  ist  so  und  nicht  anders. 

Woher  aber  kommt  die  Sünde? 

Was  ist,  mit  andern  Worten,  der  Ursprung 
des  Bösen?  Ist  es  eine  räthselhafte  Macht,  welcher 
zwar  Gott  übergeordnet  ist,  der  aber  doch  ein  gewisser 
Wirkungskreis  verstattet  ist,  um  den  Menschen  zu  ver- 
suchen, so  wie  es  schon  die  Paradiesgeschichte,  sodann 
besonders  das  Buch  Hieb  und  sogar  die  Versuchungs- 
geschichte Christi  im  £v.  Lucas  Kap.  4  beschreiben? 
Ist  das  Symbol  oder  Wirklichkeit? 

Oder  ist  es  bloss  ein  Reiz,  der  menschlichen  Natur 
von  ihrer  animalischen  Seite  her  innewohnend  und  doch 
nicht  ganz  entsprechend  und  zu  ihrer  Entwicklung  nicht 
förderlich,  der  daher  um  einer  höheren  MenschUchkeit 
willen  beständig  bekämpft  werden  muss? 

Oder  existirt  es  eigentlich  gar  nicht?  Ist  Gut  und 
Böse  vielleicht  eine  blosse  Phantasie  und  das,  was  man 
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in  den    Religionsbüchem  bisher   Sünde    nannte,   etwas 
Natürliches  und  desh&Ib  Zulässiges? 

Gilt  es  jetzt  vor  allen  Dingen,  durch  Aufklärung 
einen  Wahn  zu  bekämpfen,  welcher  die  Menschen 
lange  genug  von  ihrem  natürUchen  Lebensgenüsse  ab- 
hielt? Es  gibt  heute  viele  Leute  mit  einer  solchen  An- 
sicht, offener  oder  verdeckter  Art. 

Ich  will  es  Ihrem  Nachdenken  überlassen,  welche 
von  diesen  verschiedenen  Auffassungen,  die  schon  viele 
Menschen  und  sogar  ganze  Zeitalter  mit  Zweifeln  erfüllten, 
Sie  philosophisch  für  gerechtfertigt  halten.  Beweisbar 
ist  keine  davon.  Glaube,  Vorstellung  ist  jede,  und 
der  Wunsch  oft  genug  der  Vater  des  Gedankens. 

Nehmen  wir  daher  heute  die  Sache  mit  praktisch 
geschulten  und  nicht  auf  Abstraktionen  gerichteten  Zu- 
hörern praktisch  und  sagen  wir: 

Ein  grosser  Theil  wenigstens  der  Laster,  welche  das 
menschliche  Leben  vergiften,  stammt  vielleicht  von  einer 
gewissen  Leere  und  Oede  des  gewöhnlichen  Daseins  her, 
die  nach  einer  Ausfüllung  verlangt  Es  ist  nicht  der  Reiz 
allein,  der  zur  Sünde  versucht,  auch  nicht  der  Mangel  an 
Aufklärung  über  ihre  Folgen,  die  vielmehr  dem  Gewohn- 
heitssünder ebenso  bekannt  sind,  als  dem  Tugendhaften ; 
aber  der  Böse  findet  keinen  Ersatz  für  die  schlechte  Ge- 
wohnheit, die  man  ihm  abzulegen  zumuthet,  und  er  zieht 
selbst  die  schwersten  Folgen  derselben  der  trostlosen 
Oede  des  Lebens  vor,  die  ihn  sonst  beständig  verfolgt. 

Nehmen  Sie  den  Menschen  die  Langeweile;  dann 
haben  Sie  wenigstens  die  grösste  Quelle  verstopft,  aus 
der  sich  der  verheerende  Strom  der  Sünde  über  das 
menschliche  Dasein  ergiesst 
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Machen  wir  ein  wenig  die  Probe. 

Das  Trinken,  das  .wir  jetzt  —  wie  wenigstens  aU- 

gemein  behauptet  wird  —  energisch  bekämpfen  woUen, 

das  Wirthshausleben,  die  Liederlichkeit,  die  ganze  höhere 

und   niedere  VergnQgungs-   und   Grenusssucht  überhaupt 

(deren  moralische   Unterschiede  sehr  gering  sind),    die 

Schwatzsucht,  das  sich  im  schlimmen  Sinne  um  Andere 

Bekümmern,  das  sind  alles  Laster,  die  direkt  aus  der 

Langeweile  entspringen. 

Sie  können  die  Menschen  über  die  Schädlichkeit  des 
Alkohols  belehren  so  viel  Sie  wollen;  sie  müssen  ihn  ja 
doch  haben,  sonst  fehlt  ihnen  der  Lebensreiz,  so  lange  sie 
keinen  andern  kennen. 

Ein  Drittel  aller  Ehen  wird  aus  Langeweile  ge- 
schlossen. Die  Mädchen  wollen  um  jeden  Preis  aus  der 
Einförmigkeit  des  elterlichen  Hauses  heraus  in  eine  neue 
Welt,  die  sie  sich  ideal  vorstellen,  mit  baldiger  nachfol- 
gender Enttäuschung,  da  die  LangeweOe  ihnen  auch  da- 
hin folgt  Daher  sagt  auch  eine  sehr  kluge  Dame:  Die 
reichen  Amerikanerinnen  heiraten  noch  lieber  irgend 
einen  europäischen  aristokratischen  Taugenichts,  den  sie 
als  solchen  kennen,  als  sich  weiter  bei  ihren  allzu  ge- 
schäftsmässigen  Landsleuten  zu  langweilen. 

Selbst  das  Unglück  ist  ihnen  Ueber  als  die  Langeweile. 

Die  ganze  Weiblichkeit  der  höheren  Gesellschafts- 
schichten leidet  jetzt  eigentlich  an  solcher,  sobald  sie  die 
Schule  verlassen  hat,  und  bekommt  daher  auch  ihre 
tausendfachen  Krankheiten  und  andern  Abnormitäten. 

Auch  bei  der  männlichen  Jugend  stellt  sich,  wenn 
eimnal  die  erste  Jugendzeit  vorüber  ist,  das  Gespenst 
eines  öden,  allzu  gleichförmigen  Lebens   ein,  das  man 
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Zunächst  finden  manche  Leute  ihre  Arbeit  nicht. 
Es  gibt  viel  mehr  schwer  gedrückte  und  bekümmerte 
Arbeitslose,  auch  in  den  obem  Klassen  unserer  Gesell- 
s<^aft8ordnung,  als  man  es  annimmt 

Dann  aber  macht  die  Arbeit  als  solche  noch  nicht 
glücklich;  es  muss  auch  eine  rechte  Arbeit*)  für  einen 
guten  Zweck  und  ohne  die  beständige  Hetze  und  Trei- 
berei sein,  die  die  meiste  heutige  Arbeit  im  Zeitalter  der 
Elisenbahnen  begleitet  und  unerträglich  gestaltet. 

Auch  die  beständige  Pflichterfüllung,  wie 
manche  bürgerliche  Philister  und  Ehrenleute  sie  predigen, 
ist  keineswegs  immer  genügend,  selbst  wo  sie  besteht 
und  nicht  bloss  Redensart  ist.")  Sie  macht  oft  nur  hart 
gegen  Andere,  und  müde;  es  muss  noch  etwas  hinzu- 
kommen, was  erfrischt  und  demüthig  erhält. 

Ebensowenig,  wie  Arbeit  allein,  ist  die  Rückkehr 
zur  Natur  ganz  hilfreich,  die  zwar  auch  ein  Bedürfniss 
unserer  Zeit  ist.  Der  Mensch,  welcher  den  Keim  der  Lange- 
weile in  sich  trägt,  langweUt  sich  bald  auch  in  der 
schönsten  Natur,  und  ich  für  meinen  Theil  begreife  es 
überhaupt  nicht,  dass  man  heute  die  öden  Gletscher  und 
Bergspitzen  den  lachenden,  wohlbebauten  Gegenden  un- 


*)  Eine  unnütze  Arbeit,  oder  eine  solche,  die  bloss  dem 
Vergnügen,  der  Mode,  der  Genusssucht  dient,  erzeugt  im 
Gegentbeil  die  Langeweile,  oder  ungesunde  Aufregung,  die 
sie  beschwichtigen  soll,  und  zuletzt  Müdigkeit  Eine  andere 
aber  bat  die  Yerheissung  Jesaias  XL,  31  für  sich. 

*)  „Ueb*  immer  Treu  und  Redlichkeit  bis  an  dein  stillen 
Grab,  und  weiche  keinen  Finger  breit  von  Gottes  Wegen 
ab.''  —  Ja  thu's,  wenn  du  es  kannst .  und  werde  dabei  nicht 
stolz  and  hart  gegen  Andere,  die  es  nicht  können ;  s^mst  iMt 
der  Schade  grösser  als  der  Yortheil. 
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seres  Landes  vorzieht.*)  Für  mich  ist  das  grosse  M006 
hier,  das  durch  fleissige  Hand  aus  einem  Sumpf  in  einen 
Garten  verwandelt  worden  ist,  ein  schöneres  StQ<^ 
Schweizerland,  als  selbst  die  Jungfrau  und  das  Finster- 
aarhom. 

Nun  kommt  noch  die  Kunst  daran,  als  «die  grosse 
Erlöserin  der  modernen  Gesellschaft»,  wie  Richard  Wagner 
sie  einmal  nennt,  die  für  Viele  heute  wirklich  ein  wahres 
Surrogat  der  Religion  geworden  ist.*)  Aber  macht  sie  aUe 
ihre  Anbeter  glücklich,  besonders  wenn  sie  nur  Grenies- 
sende,  nicht  Schaffende  sind?  Dient  sie  auch  dem  ganzen 
Volk  und  nicht  bloss  den  wenigen  höher  Gebildeten?  Und 
sind  die  Zeiten,  in  denen  sie  am  höchsten  stand,  das 
griechische  Alterthum  in  Athen  und  Korinth,  und  die  Re- 
naissancezeit in  Italien,  diejenigen  der  Geschichte  ge- 
wesen, welche  die  besten  Menschen  und  die  glücklichsten 
Völker  erzeugt  haben? 


M  Es  ist  dies  auch  die  Folge  eines  ruhelosen  Sucheus 
nach  Aufregung,  welche  die  Langeweile  beschwichtigen 
soll,  wozu  die  gewöhnliche  Naturfreude,  die  wir  nicht  tadeln 
wollen,  nicht  mehr  genügte.  In  unserer  Jugend  war  noch  viel 
von  „Gott  in  der  Natur^  die  Rede,  bis  er  dann  von  der  Natur 
gänzlich  beseitigt  wurde,  welche  die  Göttin  des  nachfolgenden 
Geschlechtes  war  und  jetzt  erst  ihren  Thron  wieder  zu  ver- 
lieren beginnt. 

*)  Ganz  vorzüglich  ist  die  Musik  eine  Kunst  geworden, 
die,  bei  dem  weiblichen  Geschlecbte  besonders,  auf  eine  per- 
manente Genusssucht  hinausläuft  und  daher  auch  beinahe 
beständig  getrieben  und  gesucht  wird,  während  sie  zur  Er- 
hebung in  einzelnen  Momenten  des  Lebens  und  zur  Erho- 
lung von  der  Arbeit  bestimmt  ist.  Sie  werden  sich  auch 
täuschen,  die  geehrten  Damen,  welche  glauben,  dass  in  einem 
künftigen  Leben  bloss  viel  musiziert  werde;  das  wird  ganz 
anders  sein. 
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Ich  denke  schwerlich,  und  eine  Reaktionsbewegung 
gegen  diese  «neue  Renaissance»,  in  der  wir  seit  20—30 
Jahren  leben,  ist  auch,  neben  Anderem,  im  Werden  be- 
griffen. 

Selbst  die  Wissenschaft,  die  noch  das  relativ 
Beste  von  dem  allem  ist,  vermöge  des  Wahrheitstriebes, 
der  auch  im  Menschen  liegt  und  göttlichen  Ursprungs 
ist,  genügt  nicht  ganz  zur  Beseitigung  der  Langeweile. 
Denn  diejenigen,  die  am  meisten  wissen,  wissen  auch, 
wie  ungenügend  alles  Wissen  und  wie  Vieles  überhaupt 
nicht  ^vissbar  ist. 


Das  Bedürfen  ist  also  da,  die  Langeweile  aus  dem 
menschlichen  Leben  zu  entfernen,  und  die  Einsicht  ist 
da,  dass  etwas  in  dieser  Richtung  geschehen  müsse.  Es 
fehlt  aber  noch  ein  Element  der  Energie,  das  dieser 
Einsicht  die  Kraft  zum  Handeln  verschafft. 

Diese  Kraft,  die  Alle  heute  suchen  und  lange  nicht 
Alle  bisher  finden,  ist  auch  längst  vorhanden  in  der  Welt 
und  führt  sogar  einen  sehr  bekannten  Namen. 

Sie  heisst:  Liebe. 

Aber  bemerken  Sie  wohl,  es  ist  nicht  «Menschen- 
liebe» und  noch  weniger  sogenannte  «Humanität». 
M^ischenliebe  ist  ohne  die  Grundlage  einer  sehr  festen 
und  beständigen  Liebe  zu  Gott  (und  damit  natürhch 
ohne  einen  reellen  Glauben  an  einen  Gott,  der  die  Quelle 
aller  wahren  Liebe  ist)  nicht  ausdauernd  genug.  Und 
auch  die  eigenthümliche  Mischung  von  Härte  und  Senti- 
mentalität, die  man  mitunter  «christliche  Liebe»  nennt, 
ist  es  nicht. 

Die  wirkliche  Liebe  Gottes  aber,  welche  die  Liebe 
zu  allen  seinen  Geschöpfen  nothwendig  zur  Folge  hat, 
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die  kann  jedes  Uebel  der  Welt  und  auch  die  Langeweile 
gründlich  überwinden.')  Auch  der  häufige  Undank  genieit 
sie  nicht,  da  sie  auf  den  menschlichen  Dank  nicht  rechnen 
muss,  und  ebenso  nicht  der  Mangel  an  Gegenliebe,  an 
dem  jede  gewöhnliche,  nicht  von  Gott  abgeleitete  Liebe 
unfehlbar  stirbt. 

Und  noch  etwas  Wesentliches  ist  dabei:  die  Liebe 
zu  Gott  befriedigt  auch  das  Bedürfniss  nach  dem 
Wunderbaren,  Romantischen,  das  tief  als  Anlage  in 
dem  Menschenherzen  steckt.  Die  Freundschaft  mit  einem 
solchen  Wesen  ist  das  Wunderbarste,  was  es  in  einem 
Menschenleben  überhaupt  geben  kann.  —  «Wunderbar 
soll  es  sein  —  sagt  der  Herr  schon  im  alten  Testament 
—  was  ich  bei  dir  thim  werde»  (11.  Mos.  XXXIV,  10). 
Diesen  cmystischen>  Bestandtheil  muss  daher  auch  das 
Christenthum  stets  behalten.  Sie  können  es  nicht  ganz 
4:rationell>  gestalten,  wenn  es  die  menschliche  Seele  be- 
friedigen und  «die  Welt  überwinden»  soll. 

Dieses  Wunderland  steht  Jedem  offen;  auch  dem 
Aermsten  und  Gedrücktesten;  auch  den  Leuten,  die  Sie  am 
Nachmittag  in  der  Strafanstalt  besuchen  werden.    Es  ist 


^)  Sie  ist  allerdings  eine  «Wiedergeburt»  und  auf  gewöhn- 
lichem Erziehungswege  nicht  erreichbar.  Hier  tritt  also  die 
Nothwendigkeit  einer  Religion  praktisch  zu  Tage,  die  sonst 
mit  natürlicher  Logik  nicht  beweisbar  ist.  Hier  scheiden  sich 
auch  unsere  Wege  von  denen  der  Sozialisten,  welche  dieses 
Bedürfniss  zur  Zeit  noch  nicht  anerkennen  und  überhaupt 
vorläufig  meistens,  statt  mit  Liebe,  mit  Hass  ihre  neue  Welt- 
ordnung ins  Leben  führen  wollen.  Die  Liebe  ist  aber  das 
Weltgrundgesetz,  nicht  der  «soziale  Instinkt»  Häckels,  obwohl 
das,  richtig  verstanden,  auch  auf  das  Gleiche  herauskommen 
könnte.  Immerhin  haben  die  Sozialisten  sich  in  der  Absynth- 
frage  verständiger,  uneigennütziger  und  aufrichtiger  gezeigt, 
als  ein  grosser  Theil  der  liberalen  Bourgeois. 
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die  Sonne,  die  auch  ihnen  noch  leuchtet.  Keiner  ist  aus- 
geschlossen ;  wer  das  ernstlich  will,  der  findet  es  mit  aller 
Sicherheit  und  damit  die  Erlösung  von  allem  Unglücks- 
gefOhl.    (V  Mos.  IV,  29.    Jeremias  XXIX,  11—14.) 

Das  ist  überhaupt  der  Ausgleich  in  dieser  schmerz* 
erfüllten  Welt,  den  heute  Yiete  vergeblich,  fast  verzwei- 
felnd, suchen  und  darüber  dann  zu  Pessimisten,  oder  zu 
gleichgültigen  Genussmenschen  werden,  die  lieber  nicht 
weiter  darüber  nachdenken  wollen. 

Es  ist  schon  ein  ungeheures  Elend  vor- 
handen auf  der  weiten  Erde.  Man  darf  eigentlich 
gar  nicht  daran  denken,  welche  Summe  es  ausmacht 
und  wie  Viele,  unseres  eigenen  Volkes  sogar,  geistig  und 
leiblich  verkümmern,  oder  ein  unnützes  und  unbefriedigtes 
Dasein  führen,  und  den  offenbaren  Weg  zum  Heil  und 
Frieden  nicht  einmal  dem  Namen  nach  kennen.  Allen 
Schulen  und  Kirchen  zum  Trotz,  welche  schon  seit  Jahr* 
himderten  und  überall,  in  jedem  Dorfe,  bestehen.  Aber 
es  gibt  doch  auch  eine  Allem  gewachsene  Hülfe, 
und-  diese  ist  im  Begriff,  der  jetztlebenden  Generation 
wieder  etwas  verständlicher  zu  werden.  Es  kommt  jetzt, 
glaube  ich,  eine  etwas  ernstere  Zeit  heran,  in  der  man 
die  Grundfragen  des  Menschenlebens  wieder  neu  und 
besser  erwägt,  und  dabei  allerdings  auch  Manches,  was 
zur  blossen  Phrase  oder  leeren  Form  geworden  ist,  um 
eines  Besseren  willen  bei  Seite  schieben  wird. 

Nehmen  Sie  inzwischen,  bis  das  geschieht,  das  Fol- 
gende als  Schlusssätze,  zum  Nachdenken  darüber,  mit 
nadi  Hause: 

1.  Langeweile  ist  etwas  durchaus  Ungehö- 
riges im  menschlichen  Leben  und  stets  ein  An- 
zeichen, dass  etwas  in  demselben  nicht  ganz  in  Ordnung 
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ist;  eine  Strafe  Grottes  also,  und  eine  ernste  Mahnung  zu* 
gleich,  ihm  abzuhelfen. 

2.  Geholfen  wird  dagegen,  wie  gegen  alle  Uebel  der 
gegenwärtigen  Weltordnung,  mit  mehr  Liebe.  Nicht 
mit  mehr  Einsicht,  oder  Aufklärung,  oder  mit  mehr  Wissen- 
schaft und  Kunst,  oder  mit  mehr  Pädagogik  in  den  Schulen ; 
von  dem  Allem  haben  wir  längst  genug  gehabt,  ohne 
hinreichenden  Erfolg.') 

3.  Alle  wahre  Erziehung  mündet  aus  in  eine 
Wiedergeburt;  vorher  hat  sie  ihren  Zweck  noch  nicht 
gänzlich  erreicht. 


*)  Wenn  Sie  daher  künftig  irgend  etwas  Ungehöriges,  Un- 
wirsches, langweilig  und  Öde  Anmuthendes  in  sich  oder  An- 
dern, im  Staats-  oder  Privatleben,  bemerken,  fragen  Sie  nicht 
lange  nach  Abhülfe  bei  Doktoren,  Verfassungskünstlern,  oder 
Pfarrern,  oder  Schulkommissionen,  sondern  sagen  Sie  dreist: 
da  muss  mehr  Liebe  her,  da  ist  zu  wenig  Kraft  und 
Freudigkeit  des  Lebens  vorhanden,  und  die  kommt  aUein 
durch  Liebe,  die  man  zuerst  hat  und  nachher  empfängt.  Et- 
was Aehnliches  hat  einmal  selbst  Nietzsche  mit  den  Worten 
geäussert:  «Der  Mensch  hat  sich  zu  wenig  gefreut».  Aber 
warum?  Weü  er  zu  wenig  Liebe  besass.  Er  selbst  war  dieser 
Mensch  und  ist  daran,  ewig  nach  Freundschaft  und  Menschen- 
lob lechzend  und  sich  in  künstlichen  Aphorismen  gefallend, 
überall  Kuren  machend  und  Erholungen  suchend,  zu  Grunde 
gegangen.  Er  hat  die  Ursache  dessen,  was  ihm  fehlte,  nie- 
mals recht  erkannt,  sondern  die  Menschheit  zu  einem  öden, 
brutalen  Gewaltmenschenthum  erziehen  wollen,  zu  dem  sie 
heute  nicht  einmal  die  entsprechenden  physischen  Kräfte  mehr 
besitzen  würde.  Sein  Einfluss,  der  einer  weitverbreiteten 
materialistischen  Strömung  entgegenkam,  ist  hoffentlich  bereits 
wieder  im  Vorübergehen  begriffen,  nachdem  er  uns  eine  Gene- 
ration der  deutschen  Lande  verdorben  hat. 

Jetzt  glauben  Viele  bereits  daran,  dass  wieder  mehr 
Freudigkeit  in  unser  Leben  kommen  müsse,  aber  sie  sehen 
noch  nicht,  woher  sie  allein  kommen  kann,  und  suchen  sie 
auf  allerlei  verkehrten  Wegen. 
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Fügen  wir  noch  einige  kurze  Schlussreden  hinzu: 
Neben  der  Langeweile  geht  gewöhnlich  ein  Gefühl 
her,  das  wo  möglich  noch  widerwärtiger  ist,  die  Furcht» 
Auf  Erden  fürchtet  sich  eigentlich  Alles  vor  einander ; 
die  Thiere  fürchten  die  Menschen   und  umgekehrt;   die 
Menschen  fürchten  sich  eigentlich  alle  unter  sich  und 
suchen  dagegen  Kraft  durch  allerlei  Verbindungen.    Die 
Kinder  fürchten  die  Eltern  und  diese  nachgerade  auch  die 
Kinder;  die  Regierungen  die  Völker  und  vice- versa;  die 
Völker  vollends  fürchten  alle  einander,  trotz  der  bestän- 
digen Friedens-  und  Humanitätsversicherungen,  und  trotz 
aller  Friedenskongresse.    Furcht  ist  die  Grundstimmung 
der  ganzen  jetzigen  Politik. 

Selbst  Gott  fürchtet  man  nur,  wenn  man  überhaupt 
noch  an  ihn  glaubt;  er  findet  wenig  mehr  als  das  bei 
seinen  Geschöpfen. 

Auch  dieses  trostlose  und  tief  entmuthigende  Gefühl, 
das  uns  Alle  zeitweise  lähmt  und  bedrückt,  wird  nur 
durch  Liebe  beseitigt,  auf  keine  andere  Weise.  «Die 
Liebe  treibt  die  Furcht  aus>,  und  neben  einander  können 
diese  beiden  Gefühle  nie  bestehen.  Das  stärkere  wird 
immer  Meister  über  das  schwächere,  und  wer  nicht  in 
der  Liebe  zu  bleiben  vermag,  wird  sofort  unge- 
recht, weil  er  dann  furchtsam  wird.  Aber  mit  der  Liebe 
muss  man  eben,  wie  schon  gesagt,  bei  Gott  anfangen, 
nicht  bei  den  Menschen ;  sonst  ist  sie  nicht  stark  genug 
gegen  die  Furcht  vor  ihnen.  So  allein  kann  man  auch 
alle  Menschen  lieben;  sonst  wird  man  stets  eine  Aus- 
wahl, und  zwar  nicht  inuner  die  richtige,  treffen. 

Die  Menschen  müssen  Sie  nach  ihrem  Gedanke n- 
leben  beurtheilen,  nicht  nach  dem,  was  in  Worten  und 
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Thaten  davon  zu  Tage  tritt  und  allerdings  eine  Ausgestal- 
tung des  Gedankeninhalts  ist,  aber  nie  eine  vollständige. 
Jedes  Kind,  dessen  Gedankenleben  mit  den  Zielen  Ihrer 
Anstalten  übereinstimmend  geworden  ist,  ist  eine  reelle 
Eroberung  für  das  Reich  Gottes  auf  Erden.  Ohne  dieses 
Resultat  wird  Ihnen  zwar  der  Staat  dankbar  sein,  wenn 
Sie  ihm  möglichst  inoffensive  Bürger  erziehen,  aber  dem 
Reiche  Gottes  bringen  Sie  keinen  Zuwachs. 

So  werden  wir  auch  allein  auf  einer  künftigen  Stufe 
des  Lebens  beurtheilt  werden,  nicht  nach  unsem  Worten 
und  Thaten,  und  darnach  ist  auch  ein  Volk  und  ein  Zeit- 
alter geschichtUch  zu  verstehen.  Es  kann  bereits  krank 
sein,  wenn  es  äusserlich  noch  ganz  kräftig  aussieht. 
Dann  müssen  jedes  Mal  Menschen  von  originalem,  ge- 
sundem Geistesleben  kommen,  an  denen  es  wieder  er* 
starken  kann.  Eine  andere  Hülfe  gibt  es  nicht  für  die 
Völker.  Alles  Andere  ist  mehr  oder  weniger  Charlatanerie. 

Sie  müssen  in  allen  Dingen  nicht  bloss  mit  diesem 
kurzen  Erdenleben,  sondern  mit  einer  weit  grösseren 
und  absolut  sicheren  Fortsetzung  desselben  rechnen. 
Sonst  geht  keine  Rechnung  völUg  auf,  imd  bleibt  Manches 
in  den  Schicksalen  der  Einzelnen  und  Völker  unverständ- 
lich und  selbst  grausam.  Ganz  besonders  ihre  Leiden, 
die  doch  nur  ein  nothwendiger  Bestandtheil  eines  grös- 
seren Lebensplanes  sind,  in  dem  sie  einen  verschwindend 
kleinen  Theil  bilden  werden,  während  sie,  nur  für  dieses 
Erdenleben  allein  angeschaut,  einen  überwältigenden  und 
niemals  ganz  verständlichen  Eindruck  machen. 

Was  Christus  «sein  Reich»  oder  das  Reich  Gottes 
nannte,  und  was  wir  in  abstrakt-moderner  Sprechweise 
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as  Reich  und  die  Herrschaft  des  Guten  auf  Erden  nennen^ 
st  keineriei  Kirche,  oder  sonstige  religiöse  Genossenschaft 
rgend  einer  Art;  nicht  einmal  eine  Religion,  oder  Kon* 
ession  im  heutigen  Sinne  ist  wahrscheinlich  damit  ge- 
neint gewesen.  Sondern  bloss  eine  innere  Gesin- 
lung  der  freiwilligen  Liebe  zu  Gott  und  den  Men- 
schen, die  sogar  auch  ohne  jede  <Organisation>  bestehen 
könnte  (und  auch  oft  schon  so  bestanden  hat),  aber  stets 
las  unfehlbare  Urtheil  über  jede  solche  «Gemeinschaft! 
bildet,  dem  keine  ausweichen  kann.  «Wer  Christi  Geist 
nicht  hat,  der  ist  nicht  sein.»  (Römerbrief  Vm,  9). 
Das  ist  das  eigentliche  und  ganz  wahre  <Symbol>  der 
christlichen  Kirche,  von  dem  ersten  «Theologeni  der- 
selben selbst  aufgestellt,  nachher  aber  oft  bis  auf  den 
heutigen  Tag  entweder  ganz  vergessen,  oder  mit  un- 
nöthigen  Zusätzen  versehen.  In  den  reinen  Wein  Christi 
ist  schon  seit  jeher  sehr  viel  Wasser  gegossen  worden, 
um  ihn  für  Viele  geniessbarer  zu  machen.  Wir  wollen 
es  nicht  tadeln,  aber  sehen. 

Dem  <Reich>  in  diesem  Sinne  gehören  herkömm- 
lich nicht  immer  nur  die  Klügsten,  Gebildetsten  und  Auf- 
geklärtesten der  jeweilen  lebenden  Menschen,  sondern 
die  Besten  und  oft  vorzugsweise  die  Einfacheren  an,  und 
es  tritt  gerade  jetzt  wieder  die  Frage  an  die  Tagesord* 
nung  und  wird  von  Neuem  gelöst  werden  müssen,  ob 
wir  in  erster  Linie  ein  ewiges  Reich  des  Guten  bc« 
fOrworten  und  befördern  helfen  wollen.  Oder  nur  ein 
Reich  der  materiellen  Wohlfahrt,  der  Schönheit,  und  des 
gesteigerten  und  verbreiteteren  Lebensgenus8es,  das  led  ig« 
lieh  für  dieses  kurze  Erdendasein  berechnet  ist,  wie 
es  Viele  unserer  ausgezeichnetsten  Zeitgenrissen  sich  als 
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Das  verschleierte  Bild  von  SaisJ) 


*)  Ein  Brief  an  einen  jungen  Gelehrten. 


Sie  stellen  an  mich  die  Frage,  wie  man  zur  Wahr- 
.t  gelangen  könne,  die  ja  zweifellos  ein  tiefes  Bedürfen 
s Menschenherzens  ist;  wenn  auch  nicht,  wie  Sie  meinen, 
s  tiefste.*) 

Vor   einiger  Zeit  wurde  ich   bereits  ersucht,  einen 
ortrag  über  cWahrheit  und   Wahrhaftigkeit»  zu  über- 
ihmen,   was  jedoch  nicht  geschah,  weil  eine  zu  weite 
eise    damit    verbunden   war.     Dennoch  gefiel  mir  die 
ragestellung  gut,  da  unsere  Zeit  in  der  That  nicht  nur 
amach  verlangt  zu  wissen,  was  sie  endUch  als  Wahr- 
leit,   nach   so   vielen  Täuschungen  und  Enttäuschungen, 
msehen  könne,  sondern  auch,  ob  nicht  die  subjektive 
iJeberzeugung  und  jeweilige  Einsicht  das  allein  Verbind- 
liche,   und   das    beständige    Suchen  nach  Wahrheit  das 
eigentlich    dem    Menschen   als  Pflicht   ObUegende    sei. 
Woraus  dann  ein  gewisser  Gegensatz  zwischen  objektiver 
und  subjektiver  Wahrheit  entstehen  kann,  der  zu  inneren 
Konflikten  Anlass  gibt. 


Weiss  man  überhaupt,  was  Wahrheit  ist? 
Kann  man  es  wissen,  hat  es  Jemand  jemals  gewusst,  oder 

*)  Das  tiefste  Bedürfniss  jedes  Menschen  geht  nach 
einem  befriedigenden  Lebensinhalt,  ist  also,  mit  dem  gewöhn- 
lichen Ausdrucke  bezeichnet,  Glück.  Die  Wahrheit  bildet 
bloss  einen  Theil  davon,  und  die  meisten  Menschen  fragen 
nicht  einmal  mehr  stark  darnach,  wenn  sie  ein  Iei<iK«iiAfi 
Glück  erlangt  haben. 
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bleibt  es  bei  der  achselzuckenden  Frage  des  Pilatus  "f 
Wissen  wir  es  jetzt  besser,  als  zur  Zeit  des  Plato,  oder  des 
Moses,  oder  des  Buddha?  Und  wer  erkannte,  wenn  es 
überhaupt  möglich  ist,  die  ganze  Wahrheit?  Spinoza  mit 
seiner  streng  mathematischen  Formuhning  von  Dinges^ 
für  die  ihm  dennoch  das  tiefere  Yerständniss  fehlte;  Kant 
mit  seiner  Unterscheidung  zwischen  reiner  und  prak- 
tischer Vernunft,  und  seinem  ebenso  willkürlich  voraus- 
gesetzten, als  praktisch  in  den  meisten  Fällen  der  Lieiden* 
Schaft  unwirksamen  ckategorischen  Imperativ»?  Oder 
Schopenhauer  und  Hartmann  mit  ihrem  Pessimismus 
und  Nietzsche  mit  seinem  Grössenwahn?  Werden  die 
neuen  Vorstellungen  über  den  <ParaIleUsmus>  zwischen 
Rehgion  und  Philosophie  uns  einen  Schritt  in  der  Er- 
kenntniss  der  Wahrheit  weiterführen,  oder  können  wir 
ein  solches  Resultat  von  den  jetzt  übUch  gewordenen 
philosophischen  Kongressen  mit  ihren  Vorträgen  aus  ver- 
schiedenen Welttheilen  gewärtigen? 

Ich  glaube  meinestheils  weit  eher,  die  Schulphilosophie 
helfe  uns  —  abgesehen  von  der  guten  Denkübung,  die 
damit  verbunden  ist  —  nicht  mehr  viel  und  es  scheint 
beinahe,  sie  habe  sich  auch  selbst  bereits  aufgegeben. 
Eine  jüngst  in  Basel  gehaltene  philosophische  Antrittsvor- 
lesung sagte  diesfalls  z.B.  mit  hinreichender  Deutlichkeit: 

«Es  gab  und  gibt  eine  naive  Ansicht  über  die  Aufgabe 
der  Philosophie,  welche  glaubt,  der  Philosoph  könne  and 
solle  die  absolute  und  allgemein  gültige  Wahrheit  er- 
forschen oder  doch  zu  erforschen  trachten.  Diese  An- 
sicht hat  seit  den  klärenden  Einsichten  der  Erkenntniss- 
kritik, also  besonders  seit  Kants  Lebenswerk,  keinen 
Boden  mehr.  Eine  Wahrheit  in  dem  erträumten  abso- 
luten Sinne  gibt  es  für  Menschen  nicht.  Aller  Erkennt- 
niss  sind  Grenzen  gezogen,  welche  in  der  Natur  der  Er- 
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kennenden  begründet  sind.  —  Alles  aber,  was  diesseits 
cüeser  Grenzen  liegt,   also  das  ganze  Gebiet  der  sinn- 
lichen und  intellektuellen  Erfahrung,  ist  Gegenstand  wis- 
senschaftlicher Erforschung  oder  kann  es  doch  werden. 
So  scheint  für  sogenannte  Philosophie  überhaupt  kein 
Arbeitsfeld  übrig  zu  bleiben,  —  oder  Philosophie  müsste 
zusammenfallend  gedacht  werden  mit  dem,  was  wir  sonst 
Wissenschaft  nennen;  man  dürfte  nicht  von  Philosophie 
als  etwas  Besonderem  neben  der  Wissenschaft  sprechen. 
Indessen   pflegt  man  ihr  doch,  heutzutage  mit  Vor- 
liebe, innerhalb  der  Erfahrungsgrenzen  eine  Aufgabe  zu- 
zuweisen, die   ihre  Selbständigkeit  und  ihre  Existenzbe- 
rechtigung neben  der  Wissenschaft  zu  retten  scheint.  Die 
Wissenschaft,  sagt  man,  besitze  thatsächlich   erst  einen 
Teil  der  möglichen   Erkenntniss;  ihre  Ergebnisse   seien 
vorläufig  lückenhaft  und   vermögen   kein   geschlossenes 
Bild   vom  Weltganzen   zu  geben.     Hier   nun   liege  die 
Aufgabe   der  Philosophie:   sie  müsse  darnach  trachten, 
aus  dem  vorhandenen   fragmentarischen  Material  durch 
geschickte  Kombination  ein   einheitliches,  ganzes  Welt- 
bild zu  konstruiren,    —    sei  es   auch  nur  in  der  Form 
einer  universellen  Theorie. 

Allein  auch  diese  Aufgabestellung  befriedigt  nicht. 
Denn  Philosophie  böte  dann  an  zuverlässigem  Gehalt 
nichts  anderes  als  die  Wissenschaft  auch,  sie  müsiste  sich 
zudem  gefallen  lassen,  durch  die  fortschreitende  wissen- 
schaftliche Thatsachenforschung  beständig  korrigirt  und 
eingeschränkt  und  zuletzt  überwunden  zu  werden.  Ausser- 
dem bildet  eine  so  aufgefasste  Philosophie  eine  stete 
Gefahr  und  nicht  selten  eine  empfindliche  Hemmung  für 
die  exakte  Forschung.  Denn  erfahrungsgemäss  wider- 
strebt der  Theoretiker,  so  lange  es  irgend  möglich  ist, 
den  Erkenntnissen,  die  mit  seiner  Theorie  nicht  verein- 
bar sind.  Und  doch  ist  jede  einzelne  sichere  Erkenntniss 
unter  Umständen  berufen,  die  schönste  und  universellste 
Theorie  zu  zerstören. 

Noch  schlimmer  ist  freiUch  die  nothwendige  Armselig- 
keit einer  Philosophie  im   hier  kritisirten  Sinne.     Denn 
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eine  ganze  Weltanschauung  kann  sie  nie  und  nimmer  er- 
reichen oder  bieten.  Zu  einer  ganzen  Weltanschauung 
gehört  in  erster  Linie  eine  bestimmte  praktische  Stellung- 
nahme zum  Leben  und  seinen  Mächten.  Eine  solche 
Lebens  -  Ansicht  aber  kann  auf  keinen  Fall  aus  wissen* 
schaftlicher  Erkenntniss  oder  aus  einer  sie  verknüpfen- 
den Theorie  resultiren.  Sie  ist  von  Gefühlsgrössen  ab- 
hftngig. 

Will  man  die  wirkliche  Aufgabe  der  Philosophie 
erkennen,  so  muss  man  sich  in  das  Erleben  und  Schaffen 
der  Philosophen  vertiefen.  Nur  hier  wird  klar,  womit  sie 
gerungen  haben,  worin  ihre  Aufgabe  bestand.  Denn 
Philosophie  existirt  nur  in  Philosophen  und  ist  nur  im 
Zusammenhang  mit  ihrer  Persönlichkeit  zu  verstehen. 
Die  Analyse  und  Vergleichung  unzweifelhaft  philoso- 
phischer Persönlichkeiten  ergibt  folgendes  Resultat  als 
«Wesen  der  Philosophie» 

Der  Philosoph  empfindet  es  als  letzte  und  höchste 
Aufgabe,  diesen  Gegensatz  aufzuheben,  um  zum  einheit- 
lichen Erleben,  zur  einheitlichen  Weltanschauung  zu  ge- 
langen, die  für  ihn  die  einheitliche  Wahrheit  ist.  Er  kann 
die  Aufgabe  nur  im  Rahmen  seiner  Persönlichkeit  lösen, 
weil  sie  wegen  ihres  Gefühls-Einschlages  eine  persön- 
liche Aufgabe  ist.  —  Das  Mittel  der  Philosophie  ist  die 
von  der  praktischen  Lebensrichtung  inspirirte,  mit  dem 
Erkenntnissmaterial  der  Wissenschaft  arbeitende  Phan? 
tasie,  —  ihre  Form  die  Spekulation.  In  diesem  Sinne 
ist  die  Philosophie  Metaphysik;  —  nur  unterscheidet  sich 
die  kritische  Philosophie  von  der  vorkritischen  durch  das 
Bewusstsein,  dass  die  Metaphysik  eben  nicht  eine  aUge- 
mein  gültige  Erkenntniss  ist,  —  sondern  eine  persönliche 
Ueberzeugung,  die  natürlich  mit  der  wissenschaftlichen 
Allgemein -Ueberzeugung  nicht  im  Widerspruch  stehen 
darf Sie  wirkt  in  der  Geschichte  als  Charakterdarstel- 
lung und  treibenden  Kulturfaktor,  —  um  so  mächtiger, 
je  mehr  Menschliches  die  philosophische  Persönlichkeit 
nmfasst.» 
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Damit  wäre  also  Alles  nur  noch  subjektives  Erken- 
iy  oder  fast  mehr  Empfinden,  und  keine  objektive 
ihrheit  von  der  Philosophie  jemals  mehr  zu  erwarten. 

Was  enthält  das  Christenthum  darüber? 
Dasselbe  sagt  uns  im  Ev.  Job.  XIV,  17—23  klar,  und 
weichend  von  jeder  philosophischen  Auffassung:  Wir 
Qssen  den  cGeist  der  Wahrheit»  bekommen,  der  aber 
veht  wo  er  will»  (Ev.  Job.  III,  3,  8, 11)  und  durch  eine 
Wiedergeburt»  erlangt,  nicht  auf  den  gewöhnlichen 
fegen  der  Erziehung  erworben  wird. 

Haben  jedoch  —  so  fragen  wir  weiter  —  die  damals 
:egrQndeten  christlichen  Gemeinden  und  sogar  die  ersten 
md  vornehmsten  Jünger  Christi  diesen  Geist  der  Wahrheit 
^tets  besessen?  Die  Pfingstbekehrten  jedenfalls  nicht,  die 
oald  darauf  cmurmelten>,  dass  sie  nicht  genug  materielle 
Unterstützung  für  ihre  Angehörigen  bekämen,  um  in  einem 
heiligen  Müssiggang  weiter  leben  zu  können;  die  femer 
den  Paulus,  welcher  ihnen  zu  Hilfe  geschickt  ward,  nach 
Tarsus  verstiessen,  und  dem  Petrus  vorwarfen,  dass  er 
<mit  Heiden  gegessen»  habe. 

Aus  der  ganzen  ersten  Jerusalemer  Gemeinde  wurde 
nicht  viel  Gutes,  trotz  des  Pfingstvorgangs,  sondern  ein 
blosses  höheres  Judenthum,  wie  es  ohne  den  Tod  Christi 
muthmasslich  überhaupt  geworden  und  geblieben  wäre. 
Und  die  ganze  christliche  Kirche  seither,  in  allen  ihren 
Denominationen,  hat  den  Geist  der  Wahrheit  immer 
nur  zeitweise,  und  in  einer  gewissen  Fülle  bloss  in 
einzelnen  Persönlichkeiten  besessen. 

Welches  sind  denn  eigentlich  die  Fragen,  über  die 
wir  eine  wahre  Auffassung  und  Anschauung  gewinnen 
möchten? 
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Die  Voraussetzung  —  wir  werden  gut  thun,  sofort 
hinzuzusetzen  die  beweislose  Voraussetzung  —  von  Allem 
ist  die  Annahme  oder  Nichtannahme  eines  ewigen 
Lebens. 

Dadurch  verändert  sich  die  «Perspektive»  in 
unserem  Denken.  Es  ist  zwar  auch  nicht  unmöglich 
bei  einem  ruhigen  Temperament,  einer  sorgfältig  ausge- 
bildeten philosophischen  Anlage  und  bei  glücklichen 
äusseren  Umständen  unter  der  Voraussetzung  eines  kurzen, 
lediglich  irdischen,  Daseins  zu  der  Ueberzeugung  zu  ge> 
langen,  dass  eine  geordnete,  in  jeder  Beziehung  massige  und 
saubere  Lebensführung  das  Sicherste  sei,  um  ein  erträg- 
liches Lebensglück  zu  finden.  Für  lebhaftere  Geister  wird  es 
dabei  aber  doch  stets  fraglich  bleiben,  ob  nicht  das 
eigentliche  Lebensglück  dabei  verscherzt  werde,  und  ob  eine 
grössere  Dauer  eines  massigen  Glückes  mit  dem  Verzicht 
auf  die  Erfahrungen  eines  volleren  nicht  viel  zu  theuer 
erkauft  sei.  Unsere  Zeit  ist  eher  geneigt,  dies  Letztere 
anzunehmen,  und  der  zufriedene  Diogenes  in  seiner 
Tonne,  dem  ein  wenig  Sonne  und  die  eigene  Bedürfniss- 
losigkeit  genügt,  hat  nicht  sehr  viele  Nachfolger,  so  ge- 
wiss es  auch  andererseits  ist,  dass  Einfachheit  und  Rück- 
kehr zu  einer  natürlicheren  Lebensweise  gegenwärtig 
zu  den  berechtigtsten  Forderungen  des  Tages  gehört. 

Aber  auch  im  besten  Falle  wird  es  stets  schwer  sein, 
die  meuschUchen,  rasch  vorübereilenden  Dinge  anders  als 
mit  einer  gewissen  stillen  Resignation,  die  an  Schopen- 
bäuerischen  Pessimismus  grenzt  0  zu  betrachten,  wenn  man 

')  Das  ist  auch  der  Grund,  weshalb  Schopenhauer  trotz 
der  Hässlichkeit  seiner  Anschauungen  immer  Anhänger  findet, 
da  seine  Philosophie  auf  das  Praktische  gerichtet  und  lebens- 
wahrer ist,  als  die  blosse  Denkspielerei  des  ihn  im  Leben 
weit  überragenden  Hegel. 
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dabei  das  ungeheure  und  scheinbar  hofihungslose  Elend  der 
Massen  ins  Auge  fasst,  die  kaum  das  Dasein  eines  gutge- 
nährten Arbeitsthiers  erreichen  und  denen  mit  allen  Ver- 
suchen zahhreicher  cMenschenfreunde»,  oder  Sozialisten ') 
nur  höchst  annähernd  geholfen  werden  kann.  Eigentlich 
mehr  in  der  Phantasie  und  an  einzelnen  relativ  kleinen 
Punkten  der  Erde,  als  in  Wirklichkeit  und  überall. 

Die  grossen  Leiden  und  Un Vollkommenheiten  des 
Erdenlebens,  denen  man  sich  nicht  einfach  fOr  seine 
eigene  Person  möglichst  entziehen  imd  das  weitere 
Nachdenken  darüber  aufgeben  kann,  sind  es,  die  einem 
jeden  denkenden  und  wohlwollenden  Menschen  die  üeber- 
Zeugung  aufdrängen  sollten"),  dass  dieses  Leben  nicht 
das  einzige  sei,  sondern  dass  es  unter  dem  Gesichtspunkte 
einer  Fortsetzung  (sub  specie  aetemi),  ja  sogar  einer  un- 
endlich langen  Fortsetzung  betrachtet  werden  müsse, 
von  der  es  einen  verschwindend  kleinen  Theil  bilde. 

Einen  direkten  Beweis  hiefür  gibt  es  aber  nicht, 
wenn  man  nicht  die  Versicherungen  der  Religions-Au- 
toritäten dafür  annehmen  will,  welche  an  eingehender 
Bestimmtheit  meistens  zu  wünschen  übrig  lassen.')     Es 


'3  Es  ist  das  muthmassliche  Schicksal  des  Sozialismus,  an 
seiner  Unfähigkeit  die  Zustände  der  Welt  zu  verbessern, 
unterzugehen;  jedoch  nicht  ohne  einen  wirksamen  Anstoss 
hiezu  gegeben  zu  haben. 

*)  Leider  gibt  es  aber  Menschen  in  Menge,  die  theils  in 
Folge  eines  Vorurtheils  gegen  jede  religiöse  Richtung,  theUs 
vom  Grundsatze  des  edlen  Mark  Aurel  ausgehend,  dass  nur 
das  Begreifliche  unser  Leitstern  sei,  diesen  Gedanken  nicht 
fassen  können  oder  wollen.  Es  sind,  wie  wir  selbst  es  be- 
zeugen müssen,  sehr  edle  Menschen  darunter,  meistens  aber 
in  relativ  günstigen  Lebensverhältnissen. 

')  Sogar  das  Evangelium  scheint  in  einzelnen  Stellen 
(Lucas  XX,  36)  nur  eine  bedingte  Fortsetzung  des  Lebens, 
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ist  eine  besondere  Bestrebung  der  heutigen  Spiritisten 
und  Occultisten,  darüber  durch  einen  Verkehr  mit  den  be- 
reits Abgeschiedenen  Licht  und  Ueberzeugung  unanfecht> 
barer  Art  herbeiführen  zu  wollen,  und  sie  behaupten 
auch  dies  bis  auf  einen  gewissen  Grad  bereits  erreicht 
zu  haben.  Bedenklich  bleibt  dabei  aber  namentlich,  da^ 
die  citirten  Geister  stets  wenig  mehr  als  ziemlich  gleich- 
gültige Dinge  zu  sag^n  wissen  und  dass  sie  überhaupt 
nur  durch  die  Vermittlung  nervenkranker  Personen  (so- 
genannter Medien)  sichtbar  oder  hörbar  werden.^)  Es 
wird  daher  vorläufig  im  Allgemeinen  wohl  bei  einem 
cnon  liquet>,  und  soweit  es  Erfahrungen  betrifft  bei  der 
eigenen,  selbstgemachten  Erfahrung  über  die  Wahr- 
scheinlichkeit eines  Fortlebens  bleiben  müssen. 


für  die,  welche  einer  solchen  «würdig*  sind,  anzunehmen, 
während  in  andern  jedoch  der  Qedanke  an  ein  Fortleben 
Aller,  Guter  und  Böser,  vorwiegt  und  sich  zeitweise  in  der 
Theologie  in  dem  Gedanken  der  absoluten  Prädestination 
und  der  Ewigkeit  der  Höllenstrafen  bis  zu  einer  fast  uner- 
träglichen logischen  Härte  gesteigert  hat.  Vgl.  daiüber  «Trans* 
cendentale  Hoffnung»  in  Glück  U. 

.  ')  Es  ist  sehr  bezeichnend,  welche  Stellung  der  erste 
Missionar  des  Christenthums,  Paulus,  zu  solchen  schon  damals 
vorhandenen  Medien  einnimmt.  Vgl.  Apostelgeschichte  XVI, 
16—18.  Ein  solcher  Verkehr  hätte  auch  überdies  keinen 
Zweck,  da  die  Verstorbenen  nicht  zu  unserer  Führung  iind 
Berathung  befugt  sind.  Ev.  Lucas  XVI,  31.  Das  Beste,  was 
über  einen  solchen  Verkehr  gelesen  werden  kann  und  wobei 
Wahres  und  Phantasiereiches  merkwürdig  gemischt  erscheint, 
ist  das  Buch  «Briefe  von  JuUa»  von  dem  sehr  bekannten  und 
vortrefflichen  englischen  Schriftsteller  W.  Stead. 

Die  sog.  Beweise  für  den  Spiritismus,  welche  von  Crookes 
und  Andern  heri-ührcn  und  in  neuester  Zeit  sogar  den  Materia- 
listen Lombroso  überzeugt  haben,  imponiren  uns  hingegen 
nicht.  Immerhin  ist  der  Spiritismus  im  Fortschreiten  begriffen  : 
das  ist  unverkennbar. 
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Aus  derselben  folgt  der  Glaube  an  Gott  und  an 
eine  systematische  Erziehung  des  menschlichen  Geistes 
zu  einer  successive  zu  erlangenden  Aehnlichkeit  und 
Uebereinstimmung  mit  ihm,  welche  den  Zweck  dieses 
unendlich  erweiterten  Menschenlebens  und  auch  die 
stufenweise  sich  erhöhende  Glückseligkeit  desselben  aus- 
macht. Wir  glauben  unsererseits  nicht,  dass  der  Atheis- 
mus, zu  dem  alle  Menschen  natürlich  neigen^  und  der 
jetzt  eine  sehr  verbreitete  Grundanschauung  der  civiU- 
sirten  Welt  (wiewohl  meistens  noch  unter  täuschenden 
und  auf  Täuschung  berechneten  philosophischen  Etiketten) 
bildet,  von  einem  anderen  Gesichtspunkte  aus  wirklich 
innerlich  überwindbar  ist.  Denn  einen  allweisen  und 
allgütigen  Gott  nur  für  dieses  kurze  Erdenleben  zu  haben, 
und  dann  doch  wieder  in  das  Nichts  zu  versinken,  wäre 
kaum  der  Denkmühe  werth;  im  Gegentheil,  es  wäre  ein 
solches  Eintagsfliegendasein  gar  nicht  zu  einer  solchen 
Annahme  zwingend,  sondern  (nur  für  sich  allein  betrachtet) 
ein  zu  schwaches  Zeugniss  von  einer  allmächtigen  Weis- 
heit und  Güte,  an  dem  daher  auch  Viele  scheitern,  wenn 
sie  einen  bloss  angelernten  Glauben  im  Leben  sich  nicht 
recht  bestätigen  sehen.') 

Sobald  aber  das  menschliche  Leben  ein  ewiges  ist, 
so  fällt  vor  allen  Dingen  schon  die  Wichtigkeit  des  körper- 
lichen Wesens  dahin,  das  jetzt  eine  viel  zu  grosse  Rolle 

")  Dass  die  menschliche  Seele  cvon  Natur  eine  Christin» 
sei,  wie  es,  wenn  ich  mich  recht  erinnere,  der  h.  Augustin 
behauptet,  ist  sehr  zweifelhaft  und  durch  sein  eigenes  Vorleben 
widerlegbar.  Es  gibt  überhaupt  keine  «menschliche  Seele» 
auf  dem  ganz  natürlichen  Standpunkt. 

*)  Das  ist  der  Hauptgrund  für  allen  philosophischen  und 
praktischen  Atheismus,  ein  Gott  nur  für  dieses  Erdendasein 
ohne  Foilsetzung  desselben  hat  zu  wenig  Werth  und  Wahr- 
scheinlichkeit. 
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bei  den  meisten  Menschen  spielt,  und  damit  der  ganze 
naturwissenschaftliche  und  medizinische  Materialismus, 
da  der  Körper  offenbar  nicht  einer  Fortdauer  fähig  ist, 
deshalb  aber  auch  auf  seine  etwas  längere,  oder  kürzere 
Erhaltung,  ja  sogar  auf  seine  grössere  oder  geringere  Ge- 
sundheit nicht  sehr  viel  ankommt.  Denn  davon  hängt 
das  wahre  Leben  nicht  ab,  und  viele  Menschen  könnten 
sich  ihre  vielen  Euren  und  Erholungen  sparen,  die 
höchstens  doch  dem  vergänglichen  Körper,  selten  aber  dem 
ewigen  Leben  zu  Gute  kommen.  An  diesem  Wendepunkte 
unseres  Denkens  befinden  wir  uns  gerade  jetzt.  Die  Be- 
freiung der  gebildeten  Menschheit  von  dieser  beständigen, 
unwürdigen  Sorge  fOr  den  Körper  wird  unbedingt  in  Bälde 
erfolgen  müssen.  Welcher  Augenblick,  wenn  der  ewige 
Richter  eine  Seele  fragen  wird:  Was  hast  Du  auf  forden 
gethan?  Und  sie  antworten  muss:  «Ich  habe  für  die  Ge* 
sundheit  des  Körpers  gelebt  der  nun  im  Grabe  modert.>  ! 
Femer  aber  werden  die  menschlichen  Lebenszwecke 
und  Schicksale  überhaupt  nicht  mehr  nach  den  Erfahrungen 
der  70  bis  80  Jahre  irdischer  Zeitrechnung  beurtheilt^ 
sondern  nach  einem  andern,  viel  weiteren  Gesichtspunkt, 
mit  welchem  sich  der  Glaube  an  einen  Gott  nicht  bloss 
vereinbaren  lässt,  sondern  sogar  als  nothwendige  Voraus- 
setzung erscheint.  Denn  nun  wird  das  Leben  eine  ewige 
Erziehung,  in  deren  System  dieses  kurze  Erdendasein  nur 
einen  Abschnitt,  gewissermassen  eine  Schulklasse  mit  durch 
das  ganze  Erziehungssystem  bedingten  Verhältnissen  und 
Aufgaben  bildet,  welches  System  seinerseits  eine  allem 
Irdischen  überlegene  Intelligenz  erfordert»  die  nach  einem 
grösseren  Plan  arbeitet.  Daraus  folgt  namentlich  auch 
die  Nothwendigkeit  des  Bösen,  der  Neigung  und  der  Ver- 
suchung dazu,   sowie  die  Nothwendigkeit  des  Leidens,  als 
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Folge  der  Versuchung  und  als  Erziehung  zur  Willens- 
stärke.') Denn  völlige  Freiwilligkeit  des  Guten  ist  der 
Schluss  und  Zweck  dieser  Erziehung,  und  darin  besteht 
auch  die  wahre  Aehnlichkeit  mit  Gott,")  die  wir  durch 
sie  erreichen  können  imd  sollen. 

Es  ergibt  sich  daraus  weiter  die  alleinige  Wichtig- 
keit der  Gesinnung,  im  Gegensatz  zu  Worten  oder 
Thaten,  die  zwar  ihren  Ausdruck  nach  Ausseh  bilden,  aber 
niemals  einen  vollständigen.  Schon  die  menschliche  Ge- 
rechtigkeit wird  gut  thun,  stets  die  Gesinnung  des 
schuldigen  Menschen  in's  Auge  zu  fassen,')  Gott  aber  wird 
uns  sicher  nur  nach  unserem  festen  Denkinhalt  beur- 
theilen,  und  darnach  wird  sich  auch  die  Stufenfolge 
unseres  künftigen  Lebens  richten. 

Dasselbe  wird  sehr  viel  ähnlicher  dem  jetzigen  sein^ 
als  Manche  glauben,  und  sofort,  ohne  langes  Erwarten 
eines  <Endgerichts>  beginnen,  sobald  das  diesseitige  Leben 
mit  dem  blossen  Aufhören  der  körperlichen  Seite  desselben 
zu  Ende  ist  Dann  wird  der  von  ihr  befreite  und  in  seinem 
Gedankenleben  sich  und  Andern  völlig  offenbar  gewordene 
Geist  das  Leben  haben  und  einfach  fortsetzen,  zu  dem 
er  befähigt  ist;  sicherlich  kein  besseres^)  oder  höheres^ 
das  er  in  Wahrheit  gar  nicht  prästieren  könnte. 


')  Ygl.  darüber  «Glück  im  Unglück»  in  «Neue  Briefe.» 

'3  Das  ist  auch  der  philosophische  Sinn  der  sonst  etwas 
sonderbaren  Paradiesgeschichte,  und  der  Inhalt  des  vorbild- 
lichen Lebens  Christi. 

*)  Darauf  beruhen  auch  alle  unsere  Ideen  zur  Verbes- 
serung der  Strafrechtspflege. 

*)  Auch  die  «Erlösung  durch  Christus»  muss  daher  in 
diesem  Leben  stattfinden;  durch  die  blosse  Thatsache  des 
Todes,  d.  h.  des  Aufhörens  der  körperlichen  Existenz,  die 
überhaupt  eine  sehr  viel  gleichgültigere  Thatsache   ist,   als 
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Zu  dieser  edleren,  geistigeren  Gesinnung  werden  wir 
freilich  in  diesem  Leben  «geführt>  werden  müssen, 
wenn  wir  sie  auch  nur  annähernd  erlangen  sollen,  und 
auch  dazu  wird  der  Gedanke  auf  das  M&chtigste  bei- 
tragen, dass  eine  derselben  entsprechende  geistige  Welt- 
regierung bestehe,  die  unausweichlich  und  unbe- 
streitbar ist,  der  man  daher  auch  durch  den  Tod 
nicht  entgehen  kann.  Es  bleibt  daher  nichts  übrig 
als  dieselbe  anzuerkennen  und  sich  nach  ihr  zu  richten. 

Das  beste  vorhandene  Mittel  dazu  ist  seit  seinem 
Bestehen  das  Christenthum,  in  welchem  diese  Ge- 
sinnung ihren  höchsten  und  edelsten  Ausdruck  gefunden 
hat,  der  durch  nichts  Anderes  Jeicht  ersetzt  werden 
könnte,  auch  durch  keinerlei  philosophische  Studien,  oder 
durch  Denkarbeit  überhaupt.  Es  braucht  etwas  that- 
sächlich  Eintretendes  dazu,  eine  Aenderung  der 
Natur  des  Menschen,  verbunden  mit  der  Möglichkeit 
eines  beständigen  Anhaltes  an  eine  höhere  Kraft,  die  die 
angeborene  Natur  in  ihren  allerbesten  Ausbildungen 
niemals  vollständig  gewährt.  Ohne  diesen  Rückhalt  ist 
das  menschliche  Leben  viel  zu  unsicher  und  zu  schwer 
erträglich,  und  alle  guten  Vorsätze  sind  mehr  oder  weniger 
illusorisch.  Dieser  Anhalt  ist  das  Wunderbare,  das 
durch  eine  «Wiedergeburt»  in  das  menschliche  Leben  hin- 
einkommt und  hineinkommen   muss,  wenn   es   seinen 


die  meisten  Menschen  es  zur  Zeit  noch  glauben,  kann  keine 
geistige  Erhöhung  irgend  einer  Art  eintreten.  Aus  dem 
gleichen  Grunde  sind  auch  alle  grossen  Leichenfeierlichkeiten, 
die  mit  der  Bestattung  einer  völlig  gleichgültigen  Hülle  der 
fortlebenden  Persönlichkeit  veranstaltet  werden,  ungehörig, 
und  ein  Zeichen  des  herrschenden  Materialismus. 
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Sweck  völlig  erreichen  soll.    Ohne  diesen  «mystischen» 
5estandtheil  ist  überhaupt  keine  ReUgion  ausführbar. 


Ist  das  Suchen  nach  dieser  Wahrheit  aber  nicht  nach 
alle  dem  gefährlich?  Sicherlich;  selbst  das  Christenthum 
kann  gefährUch  wirken,  wenn  man  es  nicht  um  seiner 
selbst  willen  sucht.  Ebenso  die  Philosophie,  wenn  sie 
mit  dem  Formahsmus  HegeFs,  oder  mit  der  blossen  Ab- 
straktion Spinoza's,  oder  dem  Pessimismus  Schopen* 
hauer's  verbunden  ist.  Gefährlich  ist  auch  das  Suchen 
der  Wahrheit  insofern,  als  man  dadurch  leicht  in  Kon- 
flikte mit  den  landläufigen  Meinungen  der  Welt  geräth, 
und  ihres  Beifalls  bis  auf  einen  gewissen  Grad  entrathen 
muss.  Man  bekommt  zwar  etwas  Besseres  dafür.  Ev.  Luc. 
XVni,  29.  Es  müssen  endlich  meistens  schwere  An- 
ftichtimgen  und  viele  schlaflose  Nächte  zuerst  das  Herz  für 
die  wirkliche  tiefere  Wahrheit  aufschUessen  und  empfäng- 
hch  machen,  bevor  es  dieselbe  erfassen  kann.  Auch  ist  sie 
nicht  speziell  eine  Sache  der  Erziehung  im  gewöhnlichen 
Sinne,  sondern  die  geistige  Wiedergeburt  des  Menschen, 
welche  namentlich  das  Christenthum  unbedingt  voraus- 
setzt, erfolgt  vielmehr  durch  eine  Selbsterziehung 
in  den  späteren  Lebensjahren,  und  zu  viel  reli. 
giöse  Pädagogik  in  der  Schulzeit  ist  ihr  meistens  nur 
nachteilig.  Die  Wiedergeburt  des  Menschen,  die  Christus 
selbst  als  unerlässUch  bezeichnet,*)  erfolgt  in  der  Stille, 
und  nach  langer,  einsamer  Vorbereitung,   und   die  früh 


»)  Ev.  Joh.  Kap.  m. 
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fertiggestellten  religiösen  Leute  sind  eher  ein  Gegenstand 
ernstlichen  Bedenkens.') 

Das  Bild  der  Wahrheit  ist,  auch  nach  dieser 
Seite  hin  angesehen,  ein  tief  verschleiertes  und 
nicht  nur  cwer  zu  der  Wahrheit  kommt  durch  Schnld>, 
sondern  auch  wer  sie  zu  früh  ergreifen,  oder  gar  schon 
systematisiren  und  Andern  in  dieser  Weise  mittheilen 
will,  «dem  wird  sie  nimmermehr  erfreulich  sein.»*) 


n. 

Wie  werden  aber  alle  die  Widerstände  beseitigt,  die 
theils  vermöge  unserer  körperlichen  Eigenschaften,  theils 
in  Folge  angeerbter  und  anerzogener  Neigungen,  theils 
auch  wegen  der  Natur  der  Wahrheit  selbst,  die  eben  eine 
langsam  wachsende  und  sich  entwickelnde  ist,  ihrer  nach- 
haltigen Ergreifung  im  Wege  stehen?  «Bei  den  Menschen 
ist  es  unmöglich,  bei  Gott  aber  möglich>  sagt  darQbcr 
ganz  einfach  die  Schrift,  und  ihr  folgend  auch  die  Theologie 
mit  ihren  Lehren  über  die  Gnade,  die  Prädestination,  oder 
die  ^j-lösung  durch  fremdes  Verdienst,  die  aber  aUe  das 
menschliche  Herz  doch  nicht  ganz  zu  befriedigen  vermögen. 


*)  Selbst  Christus  bedurfte  einer  einsamen  Vorbereitung 
in  der  Wüste,  und  Paulus,  der  sofort  mit  dem  Eifer  eines  Neu* 
bekehrten  predigen  wollte,  wurde  zuerst  nach  Tarsus  in  eine 
14jährige  Zeit  der  Stille,  über  die  wir  gar  nichts  Näheres 
wissen,  geschickt.  Daher  sind  uns  auch  heute  alle  frommen 
jungen  Leute  und  alle  Veranstaltungen,  um  sie  rasch  und  schul- 
massig  zu  dieser  Richtung  zu  führen,  einigermassen  zweifelhaft. 

')  Irving  ist  ein  solches  klassisches  Beispiel  gewesen. 
Andere,  wie  Carlyle,  Emerson  und  Parker  haben  die  tiefere 
Wahrheit,  zu  der  sie  fähig  gewesen  wären,  nachträglich  um 
einer  oberflächUcheren  Philosophie  willen  wieder  aufgegeben, 
nachdem  sie  zu  früh  darüber  geredet  hatten. 
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In  Wirklichkeit  muss  wohl  ein  starkes  Gefühl  im 
suchenden  Menschen  vorhanden  sein,  oder  durch  uner- 
klärliche Einflüsse  in  ihm  geweckt  werden,  welches  im 
Stande  ist  alle  andern  starken  Gefühle,  namentUch 
die  Furcht,  die  Genusssucht,  die  Eitelkeit,  die  Habsucht, 
denen  die  Menschen  sämmtUch  mehr  oder  weniger  unter- 
worfen sind,0  zu  überwiegen.  Das  kann  nur  eine 
Liebe  sein.  Aber  ursprüngUch  eine  Liebe  zu  Gott,  die 
jedoch  auf  andere  Weise,  durch  Denkarbeit,  oder  durch 
Opferthaten,  oder  durch  sogenannte  Andacht  in  allen  ihren 
Formen,  niemals  zu  erreichen  iät,  wohl  aber  mit  einfacher 
Liebe.    Das  sagt  Böckert  sehr  schön  in  dem  Vers : 

cSo  stark  ist  Liebeskraft,  dass  selber  Gott 
liebeigen,  dahin,  wo  er  geliebt  sich  fühlet, 
hin  muss  neigen.» 

Es  ist  der  Grund  weshalb  die  «Einfältigen»  das 
Himmelreich  auf  Erden,  welches  eben  diese  Liebe  ist, 
an  sich  reissen,  während  die  Hochgebildeten  sich  oft 
lange  vergebens  an  den  Pforten  desselben  mühen.  Denn 
sie  lieben  Gott  nicht  und  können  daher  auch  die  Men- 


*)  Bei  den  Menschen  unserer  Klasse  ist  es  meistens  die 
Genusssucht  (Sinnlichkeit  im  weiteren  ^inne),  die  sie 
nicht  zur  vollen  Wahrheit  gelangen  lässt.  Sie  geben  der  Sache 
allerlei  schöne  Namen,  wie  Freisinnigkeit,  moderne  Weltan- 
schauung, Liebe  zum  Schönen  und  dgl.,  die  aber  sämmtUch 
blosse  Bemäntelungen  des  wirklichen  Kerns  sind.  Bei  den 
unteren  Volksklassen  hat  jetzt  vorläufig  der  Drang  nach 
Bildung  und  die  HäckeUsche  Lehre,  die  sie  als  das  Resultat 
der  Wissenschaft  ansehen,  zu  der  gleichen  Folge, 
einer  Abneigung  gegen  alles  Rehgiöse  geführt.  Sobald  aber 
diese  Klasse  aus  dem  naiven  Glauben  an  die  materiahstische 
Weltanschauung  erwachen  wird,  wird  sie  sich  nach  einer 
haltbaren  Religion  zurücksehnen,  die  ihr  dann  nicht  irgend  eine 
cmodeme  Theologie»  bieten  kann,  sondern  nur  das  wirkliche 
Christenthum. 
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sehen  nicht  recht,  wie  es  sein  soll,  lieben*)  und  die  ganze 
Weltordnung,  die  auf  Liebe  beruht,  nicht  verstehen. 


Christus  macht  daher  eine  persönliche  Frage 
aus  der  Erlangung  der  Wahrheit.  «Ich  bin  der  Weg,  die 
Wahrheit  und  das  Leben,  Niemand  kommt  zum  Vater, 
denn  durch  mich.»*)  Eine  verwegene,  selbst  eine  gottes- 
lästerliche Rede,  wenn  sie  nicht  wahr  wäre;  die 
daher  auch  schon  viele  suchende  Geister  abzuschrecken 
geeignet  war.  Eine  Person  hat  also  jeweilen  die  Wahrheit, 
wenn  sie  den  «Geist  der  Wahrheit>  hat,  der  dann  in  ihr 
seine  Wohnung  nimmt.') 

Das  ist  auch  der  Standpunkt  der  katholischen  Kirche 
und  mehr  oder  weniger  aller  Kirchen.  Es  fragt  sich  dabei 
nur,  wie  die  Person  zu  erkennen  ist,  die  diesen  Geist 
besitzt,  und  ob  derselbe  durch  irgend  eine  menschliche 
Wahl  oder  Ordination  übertragbar  ist.  Schon  die  ersten 
Vorsteher  der  christlichen  Kirche  sind  dabei  in  offenbaren 
Irrthum  verfallen*)  und  ihre  Wahl  ist  nicht  bestätigt 
worden,  wie  sie   auch  heute  nur   sehr   selten  bestätigt 


*)  Daher  wird  in  einem  bekannten  Gleichnisse  des  Evange- 
liums an  die  königliche  Tafel  ein  theologisch  und  philosophisch 
zweifellos  Hochgebildeter  dennoch  nicht  zugelassen,  weil  er  das 
hochzeitliche  Kleid  der  Liebe  nicht  trägt.  Diese  Beispiele  sind 
nur  allzuhäufig  jetzt.  Ohne  viel  mehr  Liebe,  als  sie 
jetzt  durchschnittlich  besteht,  ist  das  menschliche 
Leben,  bei  aller  seiner  Kulturentwicklung,  für  jeden  edler  ge- 
arteten Geist  unerträglich.  Das  ist  die  Wahrheit  und 
zugleich  die  tiefe  Unwahrheit  in  der  Philosophie  Schopen- 
hauer's,  Hartmann's  und  Nietzsche's. 

«)  Vgl.  auch  Ev.  Job.  VIII,  12;  I,  12;  Galater  IIL  25. 

')  Ev.  Joh.  XUI,  17,  23. 

*j  Apostelgeschichte  I,  15—26. 
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wird.  Der  Geist  weht  eben,  wo  er  will,  uad  bindet  sich 
nicht  an  irgend  welche  menschliche  Regeln  und  Voraus- 
setzungen. «Aber  den  Aufrichtigen  lässt  es  Gott  gelingen, 
durch  ihn  zur  Wahrheit  zu  kommen.»') 


Wahrhaftigkeit  —  subjektive  Wahrheit  —  ist 
stets  Pflicht;  wir  sollen  nicht  in  Selbsttäuschungen, 
noch  weniger  in  Täuschung  Anderer  verfallen.  Aber  es 
gehört  dazu  auch,  wie  schon  angedeutet  wurde,  Geduld 
und  Entwicklung.  Die  Wahrheit  kommt  nicht  auf  ein* 
mal,  auch  nicht  sofort  auf  jedes  unreife  Verlangen  hin, 
sondern  stufenweise,  und  meistens  durch  sich  planmässig 
folgende  Leidens-  und  Prüfungszeiten  hindurch.  Und 
gefährlich  ist  es  stets,  zu  früh  viel  darüber  zu  reden,  oder 
gar  zu  schreiben.  Viele  gehen  heute  darüber  in  Irr- 
thümem  aller  Art  zu  Grunde,  aus  denen  etwas  Gutes 
hätte  werden  können  und  sollen.  Sie  werden  ihre 
Lebensaufgabe  in  einem  andern  Leben  von  Neuem  be- 
ginnen müssen. 

Alle  Wahrheiten  erfahren  wir  überhaupt  nicht  in 
diesem  Leben'),  weil  dasselbe  nur  ein  kleiner  Theil 
unserer  geistigen  Gesammtentwicklung,  gewissermassen 
eine  Schulklasse  ist.  Selbst  Christus  wusste  nicht  Alles, ') 
u.  A.  nichts  Bestimmtes  über  die  Art  des  Weltendes  und 
den  Zeitpunkt  desselben,  der  damals  bereits  sehr  nahe 
zu  liegen  schien. 

*)  Dann,  wenn  dies  wieder  in  grösserem  Massstabe  der 
Fall  sein  wird,  kommen  vielleicht  auch  die  Geistesgaben  der 
ersten  Christenheit  wieder  in  die  Welt,  ohne  die  den  Kirchen 
des  heutigen  Tages  das  rechte  intensivere  Leben  fehlt. 

*)  «Zwar  weiss  ich  viel,  doch  möcht  ich  Alles  wissen,» 
sagt  nur  ein  pedantischer  Thor  und  Schulfuchs  in  cFaust». 

')  Ap.-Geschichte  I,  7.    Ev.  Marci  XHI,  32. 

18 
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Es  gibt  zwar  ohne  Zweifel  öfter  Menschen,  die  mehr 
intuitive  Erkenntniss  besitzen,  als  die  Mehrzahl  ihrer  Zeit- 
genossen, deren  inneres  Sehen  und  Hören  auch  mehr  als 
gewöhnlich  aufgeschlossen  erscheint,  mitunter  sogar  bis 
zu  der  Annahme  eines  sog.  cHellsehens»,  oder  einer  deut- 
lichen Empfindung  entfernter  Vorgänge.  Doch  sind  das 
immer  sehr  problematische  Seelenvorgänge,  die  näher 
auf  ihre  Wahrheit  geprüft  werden  müssen,  imd,  wenn  sie 
echt  sind,  stets  eine  Gabe  Gottes  zu  bestimmten  ^Zwecken, 
und  daher  weder  durch  das  Studium  irgend  einer  Philo- 
sophie, noch  auf  den  jetzt  gebräuchlicheren  Wegen  des 
Okku]tismus,  oder  Spiritismus  jemals  zu  erreichen  sind. 
Sagen  wir  also  abschliessend: 

Wir  müssen  denjenigen  Theil  der  Wahrheit  aus- 
führen und  leben,  den  vrir  kennen,  und  uns  für  dieses 
Leben  damit  begnügen.  Das  Wissen  ist  dabei  jedenfalls 
werthlos  ohne  das  entsprechende  Handeln. 

Aller  philosophischen  Zweifel  beste,  ja  einzige,  aber 
successive  Auflösung  ist  die  Liebe  und  sie  ist  daher  auch 
der  Welt  Hilfe,  ohne  die  nichts  Rechtes  irgendwo  ge- 
schieht') imd  der  nichts  Schlechtes  irgendwo  widerstehen 
kaim.  Alles  wahrhaft  Gute  in  der  Welt  geschieht  nur 
durch  Liebe,  nicht  durch  Denken,  Forschen  oder  Wissen, 
und  alles  Böse  besteht  durch  einen  Mangel  an  Liebe. 
Sonst  würde  es  unfehlbar  verschwinden  müssen. 

«Amor  vincit  omnia.» 


*)  Aber  schwerer  zu  lernen  ist  sie,  als  alle  Philosophie, 
und  manche  sog.  «Philosophen»  älterer  und  neuerer  Zeit  haben 
sie  nicht  gehabt  und  ihr  Denken  ist  deshalb  für  die  Welt  un- 
fruchtbar geblieben. 
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Ich  gelange  also  zu  dem  Schlüsse,  Sie  sollen  das 
Suchen  nach  der  Wahrheit  nicht  aufgeben,  wohl  aber  an 
diesem  wesentlichen  Punkte,  von  welchem  das  Licht  des 
Lebens  ausstrahlt,  neu  beginnen.  Ohne  weitere  Rück- 
sicht auf  Spinoza,  Schopenhauer,  Nietzsche;  oder  Emerson, 
Parker,  Spencer;  oder  Goethe,  Beethoven,  Wagner  und 
andere  Künstler,  die  Sie  sftmmtlich  nicht  zu  einem  wahr- 
haft glücklichen  Leben  anleiten  können. 

In  meiner  Jugendzeit  pflegten  etwas  sentimental 
veranlagte  Jünglinge  und  Jungfrauen  sich  mit  Vorliebe 
folgenden  Vers  in  die  Stammbücher  zu  schreiben : 

«0  lieb*  so  lang  du  lieben  kannst, 
O  lieb'  so  lang  du  lieben  magst; 
Die  Stunde  kommt,  die  Stunde  kommt, 
Wo  du  an  Gräbern  stehst  und  klagst.» 


Das  war  damals  das  Schlimmste;  jetzt  ist  es 
ganz  anders  geworden.  Den  Tod  überwindet  die  Liebe 
viel  leichter,  als  das  Leben,  und  der  weit  häufigere  Fall 
ist  es  heute,  dass  sie  mitten  im  Leben  schon  aufhört. 
Das  ist  dann  der  wirkliche  geistige  Tod  eines  Men- 
schen, der  schliesslich  eintretende  gänzliche  Mangel  an 
aller  liebe.  Solcher  Todten  gibt  es  jetzt  sehr 
viele  in  der  Welt')  und  sie  haben  manchmal  oft  nicht 
bloss  den  Anschein,  sondern  sogar  die  Prätention,  die  wirk- 
lichen cmodemen  Lebendigen!  zu  sein.  Hüten  Sie  sich,  dass 
Sie  persönlich  nicht  zu  denselben  gehören,  und  lassen  Sie 
um  keinen  irgendwie  denkbaren  Preis  des  Grössenwahns 
die  Liebe  aus  Ihrem  Leben  sich  verflüchtigen. 


')  Die  Vision  des  Hesekiel  Kap.  87, 1 — 14iit  jetzt  wieder  ganz 
aktuell,  besonders  auch  für  die  deutschen  Länder,  geworden. 
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FOr  das  Ganze  hüten  Sie  sich  vor  den  Formeln,  philo- 
sophischen, nationalOkonomischen,  soziaUstischen,  selbst 
vor  den  allzu  ausgesprochenen  kirchlichen.  Damit  \md  der 
Welt  nicht  geholfen,  sondern  nur  durch  den  belebenden 
Hauch  der  Liebe,  der  in  ihren  jetzigen  Tod  hineinkommt 


Versuchen  Sie  es  Qbrigens  mit  beidem.  £s  ist 
am  Ende  alles  lauter  Experiment  in  diesen  philosophischen 
und  reUgiösen  Dingen;  es  gibt  keine  andere  sichere 
Methode  der  Untersuchung  und  Aneignung. 

Die  Probe  muss  das  ganz  unvergleichliche,  wahre 
Glücksgefühl  bilden,  welches  der  gefundenen  rich- 
tigen Entschliessuug  stets  auf  dem  Fusse  folgt 

Lachen  Sie  über  alle  weltschmerzlichen  und  in  ihrem 
Unglück  sich  €bedeutend>  *)  vorkommenden  Dichter,  Philo- 
sophen, Künstler,  Gelehrten.  Oder  vielmehr  bedauern 
Sie  sie  allesammt  auf  das  Tiefste ;  denn  sie  werden  alle 
einmal  noch  selbst  sehen,  dass  sie  ihr  Erdendasein 
grösserentheils  verloren,  und  für  den  blo3sen  Schein 
einer  Wahrheit  ein  sehr  reelles  Unglücksgefühl  ein- 
getauscht haben. 


*)  Dieses  Wort  ist  durch  Goethe  in  die  Welt  gekommen, 
und  bildet  seither  den  schwachen  Trost  vieler  Unglücklichen, 
die  oft  nicht  einmal  bedeutend  sind,  aber  es  sich  gegenseitig 
und  zuletzt  auch  dem  Publikum  einreden. 
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«Reden  ist  nicht  immer  klug, 
Gutes  Beispiel  sagt  genug.» 


Nachdem  das  schweizerische  Volk  mit  einer  so  er- 
heblichen Majorität  sich,  wir  dürfen  wohl  annehmen  nicht 
bloss  gegen  den  Absynth,  sondern  gegen  den  Alkoho- 
lismus überhaupt  ausgesprochen  hat,  ist  nun  die  Frage 
neuerdings  an  die  Tagesordnung  gelangt,  in  welcher 
Weise  der  Kampf  gegen  denselben  fortzusetzen  sei,  und 
wir  glauben  nicht  zu  irren,  wenn  wir  annehmen,  dass 
Viele  eine  Art  von  Anregung,  oder  Anleitung  dazu  erwarten. 

Dass  der  Kampf  selber  ein  unumgängUcher  sei,  ist 
theoretisch  klar  und  durch  zahlreiche  Erfahrungen 
in  unserem  und  andern  Ländern  bereits  unbestreitbar 
geworden ;  sogar  die  Gegnerschaft  in  den  Verhandlungen, 
welche  über  den  Absynth  geführt  wurden,  gab  im  Ganzen 
zu,  dass  irgend   etwas  zu  geschehen  habe. 

Man  kann  aber,  wie  die  Geschichte  seit  1885  — 
für  uns  nicht  unerwartet  —  bewiesen  hat,  theore- 
tisch gegen  den  Alkoholismus  sein  und  denselben  dennoch 
durch  den  Mangel  an  richtiger  Ausführung  dieses  Ge- 
dankens und,  was  noch  wichtiger  ist,  durch  eigenes 
Beispiel,  eher  fördern,  als  bekämpfen,  und  gerade  der 
letzt  verflossene  Akt  dieses  ganzen  Feldzuges  hat  es  auf 
das  Einleuchtendste  bewiesen,  dass  es  auch  in  solchen 
moralischen  Kriegen  eine  Art  von  Strategie  gibt, 
welche  nicht  ungestraft  vernachlässigt  werden  darf.  Wie 
im  wirklichen  Krieg  muss  man  sich  wenigstens  im  Gene- 
ralstab über  die  Ziele  desselben  und  die  zu  verwendenden 
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Mittel,  sowie  über  die  Etappen  des  Yorangehens  voll- 
ständig klar  sein,  und  ebenso  bildet  die  Verfolgung  des  für 
einmal  geschlagenen  Gegners  eine  wesentliche  Aufgabe, 
wenn  man  nicht  riskiren  will,  ihn  nach  einer  Ruhepause 
neuerdings  kampfbereit  vor  sich  zu  sehen. 

Dieser  Fall  würde  jetzt  muthmasslich  bei  uns  ein- 
treten, wenn  man  der  Sache  ganz  einfach  ihren  Lauf 
liesse,  oder  glaubte,  sich  mit  den  «Belehrungen»  über  die 
Schädlichkeit  des  Alkohols  begnügen  zu  können,  wie  sie 
bei  Anlass  der  Absynth-Initiative  in  Aussicht  gestellt 
worden  sind. 

Was  jetzt  nCthig  ist,  ist  erstens:  Die  Frage 
selbst  in  ihrem  Wesen  und  ihren  Möglichkeiten  neuer- 
dings und  etwas  klarer  zu  erfassen ;  dann  ein  bestimmtes 
Ziel,  das  zunächst  erreicht  werden  soll  und  kann,  in 
Aussicht  zu  nehmen,  und  endlich  dasselbe  in  einer  ein- 
heitlichen Aktion  zu  verfolgen. 

Dass  das  Gute  in  der  Welt  schliesslich  den  Sieg 
davonträgt  auf  allen  Gebieten,  wo  immer  der  Kampf 
gegen  Egoismus,  Genusssucht,  oder  Gleichgültigkeit  ob- 
waltet, dessen  dürfen  wir  zwar  schon  gewiss  sein,  aber 
ebensosehr  auch  dessen,  dass  ein  gewisser  Beisatz  von 
Klugheit  in  der  Ausführung  (oder  bereits  in  der  Auffas- 
sung) der  guten  Sache  niemals  schaden  kann,  wenn  man 
den  Sieg  in  annähernd  absehbarer  Zeit  erreichen  will. 
cDie  Kinder  der  Welt  sind  eben  klüger  als  die  Kinder 
des  Lichts  > ;  sonst  wäre  die  Welt  längst  eine  andere  ge- 
worden und  bedürfte  es  auch  in  dieser  Sache  keiner 
Anstrengungen  mehr. 
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Darüber  ist  eigentlich  jetzt  fast  Jedermann   einig, 

dass  der  Alkoholgenuss  entweder  direkt  schädlicfa,  oder 

doch  wenigstens  nicht  von  erheblichem  Nutzen  sei;  dass 

er   femer  jährlich  eine  ungeheure  Summe  Geldes,    wir 

nehmen  an  in  unserem  kleinen  Lande  gegen  370  Millionen, 

erfordert,  ^)  mit  welchen  sehr  viel  Besseres  ausgerichtet 

werden  könnte;  und  dass  er  endlich  die  Ursache  einer 

Unsumme  von  Elend  und  Verbrechen  in  der  Welt  bildet, 

welcher  man  mit  keinen  Deklamationen,  ja  auch  nicht 

einmal  mit  Belehrungen  der  allerbesten  Art,  sondern  nur 

noch    nnt    direkter   Beseitigung    der   Ursache 

völlig  wirksam  begegnen  kann. 

Wir  wiederholen  es,  das  sind  Dinge,  die  jetzt  eigent- 
lich Jedermann  glaubt  und  wenn  er  es  nicht  sagt, 
oder  nicht  dem  entsprechend  handelt,  so  geschieht  es 
nicht  aus  Unkenntniss  dieser  Verhältnisse,  sondern  ent- 
weder aus  einem  entgegengesetzten  Interesse  an  der 
Alkoholproduktion  und  Verbreitung,  oder  aus  einer  ge- 
wissen Gewohnheit  oder  Gleichgültigkeit,  welche  glaubt 
für  die  eigene  Person  und  Familie  mit  dem  Uebel  leidlich 
auskommen  zu  können,  wenn  es  auch  Tausende  von 
weniger  gut  Situirten  verschlingt. 


')  Nach  einer  Berechnung  in  dem  «Lehrbuch  des  schwei- 
zerischen Vereins  abstinenter  Lehrer>  in  den  Jahren  1900—1904 
täglich  eine  Million,  während  in  der  gleichen  Periode  bloss 
210  Millionen  für  Brot  und  180  Millionen  für  Wohnung  aus- 
gegeben wurden.  20  bis  30  Prozent  des  Arbeitslohnes  der 
Arbeiter  gehen  im  Bier  verloren,  das  ihnen  die  Brauereien 
Dun  oft  sogar  auf  die  Arbeitsplätze  nachführen  und  durch  den 
Patentverschluss  der  Flaschen  zugänglicher  gemacht  haben. 
Dabei  enthält  nach  einer  bezüghchen  Untersuchung  ein  Glas 
des  gehaltvollsten  Exportbieres  nicht  mehr  Nährwert  als  ein 
Esslöffel  voll  Käse.  Vgl.  darüber  Reinhardt,  Dr.  med.,  «Im 
Kampf  gegen  den  Alkohol»  1905. 
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Was  wir  jetzt  brauchen  ist  nicht  «mehr  Belehrung> 
über  die  Nachtheile  des  Alkoholgenusses;  diese  kennen 
wir  längst  und  sehen  sie  täglich  vor  Augen  (die  Alko- 
holiker selbst  sogar  bestreiten  sie  nicht),  sondern  eine 
deutlichere  Vorstellung  von  der  Interessen-Gegnerschaft, 
die  uns  gegenObersteht  und  vor  allem  eine  Ausein- 
andersetzung mit  der  Frage  der  Massigkeit, 
deren  sich  die  Interessenten  zur  Erreichung  ihrer  Zwecke 
mit  Geschicklichkeit  bedienen. 


Mit   den    direkten   Interessenten   zu  diskutiren 
nützt  nichts ;  sie  werden  sich  solange  ala  mOglich  für  ihr 
«flüssiges  Brot>,  mag  es  nun  der  Absynth  oder  etwas  An- 
deres sein,  wehren  und  diese  Existenzfrage  mit  allerlei 
schönen  Redensarten  von  Freiheit  der  Gewerbe,  Schutz 
der  Privatrechte  etc.  zu  bemänteln  suchen,  wie  es  s.  Z. 
auch  die  Sklavenhalter  in  Amerika  gethan  haben  und 
noch  manche  Andere,  welche  jeweilen  aus  gemeinschäd- 
Uchen  Gewerben  oder  Einrichtungen  ihren  Lebensunter- 
halt bezogen.    Jeder  moderne  Staat,  auch  unsere  Eid- 
genossenschaft,   steht   auf  den   Trümmern   solcher   be- 
seitigten Einrichtungen,  die  grösstentheils  nicht  einmal 
entschädigt  worden  sind.    Wir  wollen  daher  diesen  Inte- 
ressenten des  Alkoholverbrauchs  den  Uebergang  so  leicht 
als  möglich  zu  machen  suchen,  dagegen  an  dem  Rechte 
des  Staats  festhalten,  gemeinschädliche  Gewerbe  zu  ver- 
bieten oder  zu  beschränken;  namentlich  solche,  die  er 
nicht   einmal    konzessionirt    hat,    sondern  die   sich  ihr 
«Recht»  selber  angeeignet  haben,  weil  bisher  kein  Verbot 
im  öffentlichen  Interesse  entgegenstand.     Auch  glauben 
wir,  es  sei  besser,  solche  thatsächUche  Veränderungen 
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nicht  mit  einem  Schlage  und  uniform  für  die  ganze  Eid- 
genossenschaft eintreten  zu  lassen,  sondern  allmählig,  je 
nach  Einsicht  und  Ueberzeugung  der  Kantone  und  Ge- 
meinden unseres  Landes,  und  nach  den  speziellen  Ver- 
hftltnissen  und  Nothwendigkeiten.  Wir  haben  daher 
schon  längst  das  System  in  Vorschlag  gebracht,  das  man 
in  andern  Ländern  bereits  kennt  und  dort  «local  Option» 
nennt,  worüber  der  Bundesrath  auch  bereits  im  Jahre  1899 
den  Auftrag,  zu  referiren,  erhalten  und  angenommen  hat. 
Dieser  Vorschlag,  welcher  in  unserem  Jahrbuche  näher 
beleuchtet  ist,  lautete  wie  folgt: 

Alkohol-PoBtolAt 
vom  12.  Dez,  1899. 

cDer  Bundesrath  wird  ersucht  in  Erwägung  zu 
ziehen,  ob  nicht  eine  Revision  des  Art.  31  der  Bundes 
Verfassung  in  dem  Sinne  vorzugsweise  anzubahnen  sei, 
dass  es  jedem  Kanton  und  jeder  Gemeinde  gestattet  sei 
fOr  seinen,  resp.  ihren,  Bezirk  Massregeln  gegen  den  Al< 
koholismus  eintreten  zu  lassen,  ohne  durch  den  Grund- 
satz  der  Gewerbefteiheit  daran  gehindert  zu  sein.  »^) 

(Jahrbuch  XIV,  p.  82.) 

Wir  glauben  sicher,  wir  würden  damit  in  absehbarer 
Zeit  zu  dem  Resultate  gelangen,  dass  einzelne  Gemeinden^ 
oder  vielleicht  Kantone  unseres  Landes  je  nach  ihren 
speziellen  Verhältnissen,  und  ohne  Zwang,  wie  er  in  jeder 
einheitlichen  Einrichtung  liegen  müsste,  den  Alkoholver- 
brauch beschränken  könnten.  Und  die  Erfahrungen, 
welche  sie  damit  machen,  sowie  das  gute  Beispiel^ 

1)  Das  Postulat  wurde  im  Nationalrath  angenommen  in 
dem  Sinne  einer  Beschränkung  auf  die  Kantone.  Das  halten 
wir  fOr  ungenügend,  wenn  der  Zweck  wirklich  erreicht 
werden  soll. 
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welches  sie  vor  Aller  Augen  darbieten  würden,  würde 
muthmasslich  mehr  Wirkung  haben,  als  alle  weiteren 
«Belehrungen!. 

Das  ist  also  der  einfachste  und  thunlichste 
Weg,  mit  dem  sich  sogar  die  Alkohol-Interessenten  am 
ehesten  zufrieden  stellen  könnten;  nach  unserer  An- 
sicht sogar  der  einzige,  mit  dem  man  wirUich  in  dieser 
Sache  vorwärts  kommen  wird,  während  eine  wirksame 
allgemeine  Massregel  für  die  ganze  Eidgenossenschaft 
zu  finden  ein  Problem  ist,  an  dem  sich  noch  mehrere 
weitere  Generationen  ohne  hinreichenden  Erfolg  abmOhen 
werden.  Die  Hilfe  liegt  ganz  in  der  Möglich- 
keit lokaler  und  lokal  verschiedener  Aktion. 

n. 

Zahlreicher  als  die  direkten  Interessirten  sind  unter 
unsern  bisherigen  Gegnern  die  Gleichgültigen,  d.  h. 
diejenigen  Leute,  die  einen  gewissen,  wie  sie  es  nennen 
«massigen»,  Alkoholgenuss  doch  nicht  ganz  entbehren 
möchten  und  daher  jeder  schärferen  und  allgemein  gel- 
tenden Massregel  einen  stillen,  aber  sehr  wirksamen  Wider- 
stand entgegensetzen.  Das  Volk  über  die  Schädlichkeit 
des  Alkohols  zu  belehren,  dazu  sind  sie  zwar  stets  gerne 
erbötig;  sich  selbst  aber  zum  Volke  zu  zählen  und  einer 
Annehmlichkeit  des  Lebens  um  des  Volkswohls  willen 
zu  entsagen,  in  der  R^gel  weniger. 

Auch  sie  könnten  sich  auf  diesem  Standpunkte  mit 
der  Localoption  eher  zufrieden  geben,  als  mit  einer  allge- 
meinen Massregel;  im  Uebrigen  aber  stellen  wir  ihnen, 
mit  denen  wir  heute  besonders  reden  wollen  und  von 
denen    das    Schicksal  des   weiteren   Kampfes 
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gegen     den     Alkohol    abhängt,     Folgendes    zur 
Ueberlegung  anheim: 

1.  Die  €  Belehrung  des  Volkes  >  über  die  Schäd- 
lichkeit des  Alkohols  hilft  nichts  ohne  das  Beispiel 
von  Oben,  dem  das  Volk  stets  folgt.  Solange  die 
oberen  Klassen  einer  Gesellschaft  bei  ihrer  hinreichenden 
Ernährung  und  einem  bequemeren  Leben  den  Reiz  des 
Alkohols  nicht  entbehren  zu  können  glauben,  werden  sie 
niemals  den  «gemeinen  Mann»  überreden,  dass  dies  für 
ihn  bei  seinem  grösseren  Bedürfen  einer  Anregung ')  nütz- 
lich, oder  sogar  nothwendig  sei.  Glauben  wir  doch  nicht 
mehr  an  die  Wirkungen  der  Moralpredigten  ohne  gleich- 
zeitiges Beispiel!  Solange  das  Volk  namentlich  seinen 
Arzt,  seinen  Geistlichen  und  seinen  Lehrer  Alkohol  in 
irgend  einer  Form  (oft  genug  sogar  in  allen  Formen) 
trinken  sieht,  wird  es  sich  nicht  von  der  Schädlichkeit 
dieser  Getränke  überzeugen  lassen.  Ebenso  gut  als  mit 
blossen  Lehren  imd  Predigten  den  Alkohol  eindämmen, 
hätte  man  mit  solchen  die  Wildbäche  des  Landes  ver- 
bauen können.  Zu  Beidem  gehört  auch  Handeln,  Opfer- 
bringen,  nicht  bloss  Ueberzeugimg,  oder  Belehrung. 

2.  Es  ist,  in  den  meisten  Fällen  wenigstens,  gar  nicht 
eine  Ueberzeugung,  welche  die  «Massigen»  abhält  zu 
den  Abstinenten  zu  gehören,  sondern,  unumwunden  ge- 
sagt, die  Genusssucht  der  gebildeten  Klassen,  hervor- 
gereift aus  den  materialistischen  Grundanschauungen  der 
bisherigen  Zeit,  die  sie  auch  hinderten,  an  noch  andern 
Kämpfen  aktiv  theilzunehmen.    Warum   sollen  sie   sich 

*)  Das  war  der  kleine  wahre  Kern  in  der  grossen  dema- 
gogischen Lüge  vom  «Gläschen  des  armen  Mannes». 
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plagen,  oder  einem,  wenn  auch  nicht  bedeutenden  Lebens- 
genüsse oder  Lebensreize  entsagen,  welcher  ihnen  und 
den  Ihrigen  wenig  schadet,  wenn  auch  freiUch  vielleicht 
den  Uebrigen  des  gesammten  Volkes  weit  mehr? 

«Soll  ich  meines  Bruders  Hüter  sein?» 
Uns  scheint,  wenigstens  drei  Stände  eines  jeden 
Volkes  wären  hiezu  in  der  That  verpflichtet,  sofern 
sie  nämlich  die  Ueberzeugung  von  der  Schädlichkeit  des 
dermaligen  Alkoholunwesens  gewonnen  haben,  was  wir 
st^ts  voraussetzen.  Es  sind  dies  die  Geistlichen,  die 
A  e  r  z  t  e  und  die  L  e  h  r  e  r.  Solange  diese  nicht  abstinent 
sind,  wird  das  Volk,  wie  schon  gesagt,  ihr  Beispiel  als 
auch  für  sich  wegleitend  ansehen.  Wenn  sie  aber  ein- 
mal grösstentheils  Abstinenten  werden,  was  wir  als  mög- 
lich betrachten,  dann  ist  diese  grosse  Sache 
bereits  halb  gewonnen,  und  man  braucht  sich  gar 
keine  grosse  Mühe  mit  weiterer  Belehrung  zu  geben ;  das 
Beispiel  dieser  drei  Stände  wirkt  von  selbst  und 
besser. 

3.  Wir  sind  überhaupt  unsererseits  hinreichend  über- 
zeugt, dass  niemals  und  mit  keinen  Massregeln  der  Gesetz- 
gebung unser  ganzes  Volk  abstinent  zu  machen  sein 
wird.  Es  wird  wahrscheinUch  immer  noch  Alkohol  ge- 
trunken werden  in  unserem  Lande  bis  zum  «jüngsten 
Tage  Nachmittags».  Aber  es  ist  möglich,  durch  die  Ab- 
stinenz des  einflussreichsten  Theils  eines  Volkes  alle 
Uebrigen  weit  massiger  zu  machen. 

Aber  auch  nur  auf  diese  Weise  ist  es  mögUch.  Auch 
die  bereits  jetzt  sichtbaren  Fortschritte  in  der  Massigkeit 
sind  den  Abstinenten  zuzuschreiben;  ohne  sie  wäre 
diese  Bewegimg  überhaupt  nie  in  den  Fluss  gekommen. 
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iTk  Massigen  hat  unser  Volk  dabei  nicht  gerade  viel  zu 
rdanken  gehabt;  sie  haben  der  Bewegung  weit  eher 
indemisse  bereitet,  weil  sie  ihnen  vielfach  noch  zu 
Lsketisch>  vorkam,  oder  gegen  allzu  viele  und  berechtigte 
Lteressen  zu  Verstössen  schien,  deren  wirksamste 
lliirte  sie  bisher  gewesen  sind. 

Wir  wollen  mit  ihnen  hier  darüber  nicht  weiter 
achten,  sondern  bloss  noch  über  den  sogenannten  Aske- 
ismus  Folgendes  sagen,  was  wenigstens  die  oben- 
enannten  drei  Stftnde  verstehen  müssen: 

Das  Erdendasein  hat  unserer  Ansicht  nach  den 
iweck  einer  Ueberwindung  des  rein  körperlichen,  thier- 
ibnlichen  Wesens  durch  den  Geist  und  höheren  Willen, 
)ehufs  ErsteUung  einer  geistigen  Persönlichkeit, 
gleiche  dann  zu  einer  Fortdauer  berufen  ist,  nachdem  der 
Körper  zu  existiren  aufgehört  hat.  Von  diesem  Gesichts- 
punkte gehen  wir  aus. 

Alles,  was  dazu  dient,  ist  gut  und  recht ;  das  Gegen- 
theil,  als  unserem  Lebenszwecke  entgegenstehend,  falsch. 
Der  Alkohol  stärkt,  im  allerbesien  Falle  sogar,  stets  nur 
den  Körper  gegen  den  Geist,  oder  erzeugt  einen  falschen, 
unnatürlichen  Geist,  der  auf  blosser  Nervenaufregung  be- 
ruht und  des  Menschen  besseres  Sein  nicht  erhöht, 
sondern  —  medizinischen  Gebrauch*)  allein  ausgenommen, 
eher  erniedrigt. 

Daher  durften  in  der  alten  israelitischen  Welt  die 
Priester  keinen  Wein  trinken,  so  oft  sie  in  das  Heih'g- 

*)  Dieser  muss  natürlich  stets  vorbehalten  bleiben.  Es 
darf  aber  der  Alkohol,  so  wenig  als  z.  B.  das  Opium,  ein 
Gennssmittel  werden.  Dadurch  ist  er  aus  einem  Segen  ein 
Flach  geworden.  Aus  dem  gleichen  Grunde  halten  wir  seine 
Ersetzung  durch  Surrogate,  die  blosse  Genussmittel  sind,  fQr 
unnGthig. 
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thum  gingen,  oder  in  der  altrömischen  die  Frauen  über- 
haupt nichty  und  noch  heute  ist  der  Alkoholgenuss  dem 
feineren  weibUchen  Wesen  kaum  zuträglich.  Auf  dieser 
Anschauung  beruht  zum  Theil  auch  die  Nüchternheit  der 
katholischen  Priester  bei  der  Messe ;  der  Geist  des  Menschen 
soll  nicht  durch  äusserliche  Mittel,  sondern  nur  durch  Er- 
bebung aus  seinem  eigenen  besten  Wesen  heraus,  oder 
durch  Anhalt  an  das  göttliche  gesteigert  werden. 

Aber  auch  hier  heisst  es,  wie  noch  ausserdem  oft: 
<  Wer  es  fassen  mag,  der  fasse  es »,  und  Viele  fassen  es 
heute  noch  nicht,  die  dann  Knechte  des  Körpers  werden, 
während  sie  Bitter  des  Geistes  sein  sollten. 


Direkt  betrifft  dies  die  drei  Stände,  von  denen 
wir  gesprochen  haben,  und  die  nur  mit  der  Abstinenz 
ihre  ganze  Pflicht  gegen  die  Menschheit  erfüllen  können. 

Doch  hat  die  Abstinenz  vor  der  Massigkeit, 
auch  der  weisesten,  folgende  grosse  Vorzüge  vor- 
aus, die  Alle  neuerdings  in  Erwägung  ziehen  sollten: 

Sie  bewirkt  zunächst  eine  Stärkung  des  Charakters, 
wie  sie  jeder  grosse  Entschluss,  namentlich  jede  grosse 
Entsagung  um  Anderer  willen,  hervorbringt  Das  ist  ein 
Segen,  den  Jeder  spüren  wird,  der  sich  dazu  entschUesst. 
Er  bekommt  auch  ein  gutes  Gewissen  gegenüber  dem 
Alkoholelend  seines  Volkes  und  namentlich  der  Jugend, 
welcher  er  den  richtigen  Weg  zu  einem  gedeihlichen  Leben 
zeigen  soll.  Ich  will  Ihnen  nicht  verschweigen,  dass  dies 
das  Hauptmotiv  für  mich  gewesen  ist,  abstinent  zu  werden. 
Ein  akademischer  Lehrer  kann  nicht  wirksam  gegen  die 
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a  denen  Tausende  in  der 

^  i  gehen,  reden,  wenn  er 

K  ^^  ie  Massigkeit  nichts,  denn 

^  sten  Trinker  gewesen  sein. 

t^ar  Hose   Erfahrungsthatsache, 

m»  ach  mit  etwas  Unrichtigem 

iuit  demselben,  und  dass  es 

^  ine  ganz  kurze  Zeit  hindurch 

^  überwinden,  das  mit  jedem 

^  verbunden  ist,  während  eine 

rmanente  Willensanstrengung 

jemals  eine  sichere  Grundlage 

idet. 


es,    dass  die  Abstinenz  eine 
guten  Gewohnheiten  ganz 
.    Sie  verhindert  allmählig  ein 
«lürfniss;  sie  beseitigt  sofort  die 
ind  erleichtert  das  Aufgeben  auch 
inheit,  die  wir  von  Wilden  ange- 
vermindert  gftnzUch   die  Neigung 
zu  sonst  ungehöriger  Geselligkeit 
hängt;  bei  uns  vornehmlich  auch 
jter  Politik,  Vereinsmeierei  und  zu 
Festsucht,  welche  die  Ursache  so 
öffentlichen   und   privaten   Leben 
iiol  steht  und  fällt. 


len  femer  einen  gesunden  Magen 
o  p  f  und  damit  eine  Arbeitskraft  und 
( Iche  die  bloss  Massigen,  die  aber 
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dennoch  jeden  Nachmittag  oder  Abend  cihr  Bier»  haben 
müssen,  niemals  erlangen;  namentlich  allen  zur 
Nervositftt  neigenden  Personen  ist  nur  gänzliche  Ab- 
stinenz zu  empfehlen. 

Damit  ist  natürlich  auch  verbunden  ein  verlängertes 
Leben  —  sofern  man  das  als  einen  Vortheü  betrachten 
will  —  dergestalt,  dass  jetzt  schon  manche  Lebensver- 
sicherungsgeseUschaften  den  Abstinenten  ihr  Leben  um 
geringere  Prämien  als  Andern  versichern. 

Selbstverständlich  wird  damit  endlich  auch  eine 
nicht  imbedeutende  Ersparniss  erzielt,  und  ist  den 
«schlechten  Zeiten»  oder  «gesteigerten  Lebensbedürf- 
nissen», die  jetzt  eine  so  grosse  Rolle  spielen,  am 
leichtesten  dadurch  abzuhelfen,  dass  man  ganz  über- 
flüssige, ja  sogar  schädliche  Bedürfnisse  und  Gewohn- 
heiten aufgibt. 

Es  wäre  sogar  eine,  nicht  ganz  unbillige  Forderung 
des  Staats  gegenüber  seinen  Beamten  und  Angestellten, 
welche  beständig  Theuerungszulagen  beanspruchen,  wenn 
er  Urnen  zumuthete,  gleichzeitig  auch  ihre  kostspieligen 
und  unnützen  Gewohnheiten  etwas  zu  reduziren. 


Das  Beste  an  der  Abstinenz  ist  es  eigentlich,  dass 
man  sie  versuchen  kann.  Man  braucht  nicht  an  ihre 
y ortheile  zu  glauben,  oder  sich  von  irgend  Jemand 
dazu  überreden  zu  lassen;  wir  denken  auch  nicht  daran, 
dies  hiemit  zu  thun.  Man  kann  ganz  ruhig  selber  den 
Versuch  anstellen;  ganz,  oder  auch  theilweise,  indem  man 
anfänglich  bloss  etwa  das  Bier  angibt,  das  dermalen 
vielleicht  die  schädlichste  und  unnützeste  der  Alkohol- 
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gewohnheiten  ist,  und  sich  dabei  sogar  den  ehrenvollen 
Rückzug  zu  seinem  «Stammtisch»  vorbehält;  der  für 
manchen  Biertrinker  fast  die  Stelle  von  «Haus  und  Hof»  ver- 
tritt,  oft  genug  auch  an  deren  Stelle  wirklich  getreten  ist. 

Wir  wagen  es  dabei  zu  behaupten,  dass  manche 
«Massige»  den  Versuch  nicht  machen,  weil  sie  ihn 
fürchten  und  in  WirkUchkeit  von  den  sftmmtlichen 
aufgezählten  Vorzügen  der  Abstinenz  überzeugt  sind. 
Es  kommt  nur  nicht  immer  zu  Tage,  oder  zur  Aussprache. 
—  Der  Verfasser  dieses  Au&atzes  wohnte  einst  einer 
Eidg.  Kommission  bei,  welche,  wie  üblich,  von  dem 
Kanton,  in  welchen  sie  sich  begab,  zu  einem  Abendessen 
eingeladen  wurde.  Auf  der  Festtafel  prangten  die  sämmt- 
lichen  guten  Weine  des  Landes  und  der  Regierungs- 
präsident verfehlte  nicht  in  seiner  Bewillkommnungsrede 
auf  dieselben  hinzuweisen  und  in  scherzhafter  Art  sein 
Bedauern  auszusprechen,  dass  es  unter  seinen  Gästen 
auch  Verächter  dieser  herrUchen  Gaben  der  Natur  zu 
geben  scheine.  Eine  Stunde  nach  Mittemacht,  als  längst 
die  aUgemein  menschenfreundliche  Stinunung  eingetreten 
war,  welche  dem  reichlichen  Genuss  des  Weines  zu  folgen 
pflegt,  erschien  der  gleiche  Redner  plötzlich  an  der  Seite 
des  renitenten  Abstinenten,  welcher  sich  inzwischen  bei 
Selterswasser  und  Kaffee  auch  ganz  wohl  befunden  hatte, 
und  sprach  nach  einigen  einleitenden  Bemerkungen  als 
Gutenachtgruss  das  denkwürdige  Wort:  «Au  fond,  Mon- 
sieur, c'est  vous,  qui  avez  raison.» 

Dabei  wird  es  wohl  sein  Verbleiben  haben,  so  oft 
die  ruhige  verständige  Ueberlegung,  oder  auch  die  augen- 
blicklichen Folgen  des  Alkohols,  bei  den  Massigen  sich 
einstellen. 
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m. 

An  uns  hingegen  ist  es  nun,  dieses  verständige 
Werk  verständig  weiter  zu  führen,  und  dazu  ge- 
hört jetzt  unseres  Erochtens  folgendes  Programm: 

1.  Das  Hauptaugenmerk  in  der  Propaganda  ist  auf 
die  Herbeiführung  eines  vermehrten  Eintritts  der 
Aerzte,  Geistlichen  und  Lehrer  in  die 
Reihen  der  Alkoholgegner  zu  richten ;  diese  müssen 
wir  allmählig  haben,  und  sie  haben  auch  eine  be- 
stimmte Berufspflicht,  Alkoholgegner,  und  da- 
her, als  Vorkämpfer  in  dieser  guten  Sache, 
Abstinenten  zu  sein. 

2.  Als  allgemeine  staatliche  Massregel  und  Gegenstand 
einer  Bundesrevision  ist  die  local  Option  der 
Kantone  und  Gemeinden  ins  Auge  zu  fassen, 
die  von  allen  allgemeinen  Massnahmen  den  meisten 
und  unmittelbarsten  Erfolg  verspricht  und  auch  die 
entgegenstehenden  Interessen  am  besten  schonen 
kann. 

Verbunden  damit  das  Frauenstimmrecht; 
denn  damit  allein  wird  die  Stimmenzahl  der  Ab- 
stinenten um  mehr  als  das  Doppelte  erhöht  und 
jeder  fernere  emstUche  Widerstand  gebrochen 
werden  können.  Das  zeigt  die  Erfahrung  bereits 
in  mehreren  Ländern. 

3.  Zu  diesen  Zwecken  muss  eine  noch  bessere  per- 
manente Verbindung  der  Alkoholgegner  er- 
zielt werden,   damit    nicht  Vorgänge,   wie   sie   in 
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Neucb&tel  und  Genf  möglich  wurden,  sich  wieder- 
holen,  und  auch  nicht  einer  zweckmässigen  Leitung 
solcher  Agitationen,  wie  die  letztverfiossene,  von 
wohlmeinender  Seite  Hindemisse  bereitet  werden 
können. 


Wir  wissen  es,  schUesslich  gesagt,  ganz  wohl,  dass 
es  noch  eines  weiteren  Jahrhunderts  bedürfen  wird,  um 
dieser  Alkoholfrage  und  einigen  mit  ihr  verwandten 
Fragen  zum  gänzlichen  Siege  zu  verhelfen.  Die  Wider- 
stände sind  noch  zu  gross,  und  es  nützt  unseres  persön- 
lichen Erachtens  sogar  ziemUch  wenig,  in  einzelnen 
praktiachen  Fragen  voranzukommen,  ohne  dass  vorher 
eine  bessere  philosophische  oder  rehgiöse  Grundlage,  und 
eine  richtigere  Ansicht  über  das  geschaffen  wird,  was 
das  Glück  und  den  Werth  des  Lebens  ausmacht,  die 
jetzt  noch  vielfach  fehlt.  Den  eigentlichen  Materialisten 
fehlt  sogar  noch  das  Verständniss  für  unsere  Auf- 
fassung. 

Darüber  müssen  wir,  zu  allererst  in  den  gebildeten 
Klassen,  ins  Reine  kommen,  was  noch  einige  Zeit  in  An- 
spruch nehmen  wird. 

Wir  sind  dabei  weit  entfernt  von  jeder  Neigung  zu 
Illusionen  in  diesem  massgebenden  Punkte.  Dennoch 
aber  ist  so  viel  gewiss,  dass  in  alle  sittlichen  Fragen 
eine  Bewegung  gekommen  ist,  und  dass  namentUch  eine 
Gleichgültigkeit  gegep  dieselben,  wie  sie  der  bisherige 
naturwissenschaftliche  Materialismus  in  weiten  Kreisen 
hervorbrachte,  bereits  nachgelassen  hat. 
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Aber  auch  das  ist  ebenso  gewiss,  dass  es  in  morali- 
schen Dingen  keinen  Frieden  im  Sinne  von  Yer* 
mittlung  zwischen  Gut  und  Böse,  und  auch  kein  «Jen- 
seits von  Gut  und  Böse»  gibt,  sondern  nur: 

«Krieg  mit  Amalek  von  Kind  zu  Kindeskind>. 
Darauf  machen  Sie  sich  daher  auch  gänzlich  gefasst 


Jahresbericht  1908. 


Auswärtige  Politik. 

Das  Charakteristische  des  Jahres  war  Unruhe,  Un- 
Sicherheit.     Der    englische    Herrscher,    welcher   die 
äussere  Politik  in   der  Art  eines  Spiels  um  gewisse 
holie    Einsätze   au&ufassen    scheint,   und  die  leitenden 
Minister  der  massgebenden   Staaten   Europas  befanden 
sich  sozusagen  fortwährend  auf  Reisen   und  Zusammen- 
kCknften,  bei  welchen  in  zahlreichen  schönen  Tischreden 
eine   Sicherung    des   Friedens   durch  Wiederherstellung 
einer  allgemeinen  Uebereinstimmung  in  allen  grössern 
Fragen  verkündet  wurde,  welche  aber  schon  am  nächsten 
Tage  wieder  nicht  bestand  und   ein«  neue  Zusammen- 
kunft erforderte. ') 

Die  widitigen  Punkte,  um  die  sich  alles  Nebensäch- 
liche gruppirt,  sind  immer,  für  Europa:  der  Bestand,  oder 
Niditbestand,  oder  halbe  und  ungewisse  Bestand  einer 
englisch-französischen  Allianz  mit  dem  Endzweck,  die 
au&trebende  deutsche  See-  und  Handelsmacht  zu  besei- 
tigen und  Frankreich  die  1871  verlorenen  Provinzen  wieder 
zu  gewinnen.  Daneben  steht  separat  die  unlösbare 
marokkanische  Frage.  Ausserhalb  Europa's  besteht  der 
starke  Machtgegensatz  von  Japan  und  Amerika  im  Stillen 
Ocean,  der  immer  mehr  zu  einer  Entscheidung  drängt. 
Neu  hinzugekommen  ist  aber  in  diesem  Sommer  nun  noch 
die   orientalische  Frage  und  zwar  in  einer  neuen  Form, 

')  Vgl.  Jeremias  VI,  13.  14. 


298  Auswärtige  Politik. 

d.  h.  die  Entstehung  eines  modernen,  parlamentarisch 
regierten  türkischen  Reiches,  das  nicht  bloss  nicht  auf- 
gelöst und  getheilt  sein  will,  sondern  gegentheils,  sofern 
es  Bestand  gewinnt,  ein  Aufleben  des  Islamismus  in  seinem 
ganzen  Bereich,  und  damit  eine  deutliche  Gefahr  ffir  ver- 
schiedene Staaten,  die  mohammedanische  (Jnterthanen 
haben,  bedeutet. 

Es  braucht  viel  Glauben  an  die  Macht  der  Friedens- 
ideen, um  unter  solchen  Umständen  eine  Dauer  des  Welt- 
friedens vorauszusehen.  In  Wirklichkeit  verhält  es  sich 
auch  in  der  That  anders;  es  ist  die  Furcht  vor  den 
unübersehbaren  Chancen  eines  jeden  Krieges,  die  die 
Völker  und  ihre  Regierungen  alle  noch  einigermassen 
friedlich  gestimmt  erhält.  Furcht  ist  aber  von  allen 
Unruhe  verursachenden  Gefühlen  das  unruhigste  und  auf 
die  Dauer  unerträglichste,  welches  daher  den  gefürchteten 
Effekt  mitunter  gerade  herbeiführt. 

Ueber  die  Wahrscheinlichkeiten  des  europäischen 
Krieges  wollen  wir  nur  früher  Gesagtem  beifügen,  dass 
sich  die  Unsicherheiten  desselben  durch  die  diesjährige 
epochemachende  Erfindung  des  lenkbaren  Luftschiffes  des 
Grafen  Zeppelin,  zu  Ungunsten  der  AUiirten,  vermehrt 
haben. ') 

Weit  mehr  noch  war  dies  der  Fall  durch  die  nun 
ziemlich  klar  gewordene  Unmöglichkeit  einer  wirksamen 
englischen  Heeresreform  auf  Grund  der  allgemeinen 
Dienstpflicht,  und  durch  das  beginnende  Erwachen  der 


^)  Wir  wollen  dabei,  bei  aller  Anerkennung  des  Erfinders, 
nicht  verhehlen,  dass  uns  der  auch  in  der  Schweiz  ausge- 
brochene Jubel  über  diese  militärischen  Zwecken  dienende  Er- 
findung nicht  recht  verständlich  erscheint.  Die  Existenz  der 
Schweiz  scheint  uns  dabei  nicht  ganz  ungefährdet  zu  sein. 
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indischen  und  ägyptischen  Unterthanenländer.  Es  sind 
dies  in  der  That  etwelche  Friedensgarantieen.  Denn 
obne  eine  wirksamere  Mitwirkung  Englands,  als  sie  nun* 
melir  noch  in  Frage  kommt,  wird  sich  keine  nicht  ganz- 
lieh  von  Gott  verlassene  französische  Regierung  zu  einem 
Kriege  treiben  lassen. 

Schwieriger  ist  die  marokkanische  Frage,  denn  da 
können  weder  Frankreich  noch  Deutschland  von  ihrer 
eingenommenen  Position  ganz  zurücktreten,  und  sie  wird 
(nebst  der  ägyptischen)  solange  eiae  stets  offene  Frage 
bleiben,  bis  eine  definitive  Theilung  des  Nordrandes  von 
Afrika,  oder  eine  Vertreibung  der  Europäer  von  demselben 
durch  die  modemisirten  Staaten  des  Islam  erfolgt. 

Deutschland  wird  den  Krieg,  aus  allgemeinen  Ur- 
sachen, oder  um  Marokko's  willen,  sicherlich  nicht  be- 
ginnen, sondern  sich  stets  auf  der  Defensive  halten,  bis 
er  beginnt;  dann  freilich  würde  sich  die  Sache  sofort 
ändern.  Deshalb  macht  es  jetzt  den  Eindruck  eines  in 
beständiger  Spannung  aller  Nerven  befindlichen  Staates. 
Das  würde  indessen  viel  weniger  für  seine  geistige  Ge- 
sundheit zu  bedeuten  haben,  wenn  nicht  noch  innere 
Ursachen  einer  Spannung  hinzuträten.  Zunächst  das  Ver- 
hältniss  zu  den  Polen,  das  leider  in  diesem  Jahre  durch 
eine  ungewöhnliche  Massnahme  noch  akuter  geworden 
ist.  Es  ist  dies  ein  allgemeines  Expropriationsgesetz 
gegen  polnische  Gutsbesitzer  aus  Gründen  der  Nationalität, 
mit  dem  Zweck,  die  enteigneten  Güter  dann  an  deutsche 
Ansiedler  zu  verkaufen.  Obschon  man  sich  dabei  seitens 
der  Regierung  des  preussischen  Staates  auf  den  allge- 
meinen Grundsatz  der  Beförderung  der  öflfentlichen  Wohl- 
fahrt berufen  kann,  der  überhaupt  dem  Gedanken  der 
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Expropriation  zu  Grunde  liege,  so  ist  eine  derartige  Aus- 
legung und  Ausdehnung  desselben  bisher  in  zivilisirteD 
Lftndem  ungewöhnlich  gewesen,  und  es  wird  die  Mass- 
regel den  Hass  zwischen  den  beiden  Nationalitäten  nur 
vermehren,  ohne  ihren  Zweck  zu  erreichen,  da  man  sie 
gegen  die  grossen  polnischen  Gutsherren  gar  nicht  anzu- 
wenden wagen  wird. 

Aus  dem  gleichen   costelbischen»  Gebiete,  von  dem 
alles  Bedenkliche  vorzugsweise   herkommen  zu  wollen 
scheint    und   das   jedenfalls    allzu   sehr  die   Geschicke 
Deutschlands  beeinflusst,  stammte  eine  Reihe  von  über- 
aus schmutzigen  Prozessen,  weldie  von  einem  ehrgeizigen 
Schriftsteller,    Maximilian    Harden,    veranlasst    worden 
waren  und  nach  und  nach  eine  Reihe  der  vornehmsten 
Adeligen,  zum  Theil  sogar  Verwandte  und  langjährige 
Freunde  des  Kaisers,  womater  namentlich  den  Forsten 
Philipp  Eulenburg,  ehemals  Botschafter  des  Reiches 
in  Wien,   betrafen.    Leider  haben  sie  durch  Justizfehler 
verschiedener  Art  bis  zur  Stunde  ihr  Ende  noch  nicht 
gefunden.    Wenn  die  höchste  Gesellschaft  eines  Landes 
solche  Blüthen  hervorbringt,  die  an   die  Schilderungen 
aus  der  römischen  Eaiserzeit  (z.  B.  im  Römerbrief  Kap. 
16)    erinnern,   so  darf  man  daraus  mit  einigem  Grund 
schliessen,  dass  etwas  in  dieser  Richtung  überhaupt 
faul  im  Staate  sei,  und  wir  schreiben  diese  Fäulniss  wohl 
nicht  mit  Unrecht  der  materialistischen  Lebensauffassung 
und  ganz  besonders  der  neuen  Renaissance-Periode  in  der 
Kunst  zu,  die  uns  u.  A.  die  Schwärmerei  für  das  Nackte  und 
die  sinnlichen  Romane  und  Theaterstücke  eingetragen  hat. 
Der  Krug  geht  dann  solange  zum  Wasser,  bis  er  bricht 

Es  ist  jedenfalls  hohe    Zeit,  dass  diese  sexuelle, 
^ar  homosexuelle,  Richtung  gründlich  zurück- 
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gewiesen  werde  von  Allen,  die  Deutschland  lieben  und 
seinen  gesunden  Fortbestand  in  Europa  wünschen.  An 
diesem  Punkte,  und  in  der  damit  eng  zusammenhängenden 
Richtung  auf  das  Trinken  und  auf  den  philosophischen 
und  sozialen  Atheismus,  ist  das  Reich  am  verwundbarsten. 
Da  liegen  die  Wurzeln  seiner  Kraft  angegriffen  zu  Tage. 

Eine  weitere  grosse  Frage  des  deutschen  Reichs 
ist  zur  Zeit  die  Finanz-Misere  desselben.  Hierüber 
lassen  wir  am  besten  die  Frankfurter  Zeitung  in  einem 
Leitartikel  sprechen,  der  auch  für  unsere  Bundesverwaltung 
eine  gewisse  Bedeutung  hat,  obwohl  unsere  verfassungs- 
mftssigen  Grundlagen  der  Finanzpolitik  etwas  andere 
sind,  als  die  des  deutschen  Bimdesstaates. 

cFrankfurt  8.  September. 

In  wenigen  Tagen  wird  der  Bundesrath  seine  Sitz- 
ungen wieder  beginnen,  um  das  unheimliche  Werk  der 
Reichsfinanzreform  für  das  Parlament  vorzubereiten, 
lieber  die  Art,  in  der  die  verbündeten  Regierungen  das 
grosse  Problem  gern  gelöst  hätten,  macht  unser  Berliner 
N-Mitarbeiter  im  zweiten  Morgenblatt  interessante  An- 
gaben, die  vor  allen  Dingen  erkennen  lassen,  dass  neben 
der  Sättigung  des  Reiches  mit  neuen  Einnahmen  auch 
eine  neue  Abgrenzung  zwischen  Reichs-  und  Staats- 
finanzen  geplant  ist.  Und  hinter  dem  Ganzen  erhebt 
sich  in  rosigem  Scheine  die  Fata  Morgana  einer  Spar- 
politik, die  uns  feierUch  verheissen  worden  ist,  die 
wir  für  unbedingt  geboten  halten  und  an  deren  Ernst  wir 
doch  nur  mit  einer  grossen  inneren  Eraftanstrengung 
glauben  können.  Ob  die  Liste  der  neuen  oder  zu  er- 
höhenden Steuern  vollständig  ist,  lässt  sich  natürUch 
ohne  ziffemmässige  Angaben  über  den  Ertrag  nicht  kon- 
troUiren.  Auffallend  ist  zunächst  das  Fehlen  der  Wein- 
steuer, die  von  verschiedenen  Seiten  in  bestimmte  Aus- 
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sieht  gestellt  worden  ist  und  die  als  Heranziehung  eines 
Luxusgetränkes  zu  Bier  und  Branntwein  zu  gehören 
scheint.  Ebenso  auffallend  ist  der  Mangel  einer  Ver- 
mögenssteuer, die  im  Stande  wäre,  den  antisozialen  Cha- 
rakter des  Reichssteuersystems  etwas  zu  mildem  und 
die  auch  als  eine  ergiebige,  sich  selbst  entwickelnde  Ab- 
gabe dem  Reiche  von  grösstem  Nutzen  sein  mOsste.  Hier 
hat  man  den  Agrariern,  die  sich  bekanntlich  mit  Nägeln 
und  Zähnen  gegen  jede  Belastung  der  grossen  Grund- 
vermögen wehren,  eine  äusserst  werthvolle  Konzession 
gemacht.  Was  demgegenüber  als  Konzession  für  die 
Linke  gelten  soll,  ist  uns  einstweilen  noch  unklar.  Die 
Erweiterung  der  Erbschaf tsteuer  empfiehlt  sich,  nachdem 
ein  Anfang  gemacht  war,  im  finanziellen  Interesse  des 
Reiches  sehr  dringend,  und  wie  die  Abänderung  der 
Branntweinsteuer  aussieht,  das  muss  man  noch  abwarten. 
Bier-  und  Tabaksteuer  oder  gar  die  geplante  Konsum- 
steuer für  Gas  und  Elektrizität  wird  man  aber  beim 
besten  Willen  nicht  als  Konzessionen  für  die  Linke  be- 
trachten können.  Noch  weniger  aber  scheint  man  bei 
der  prinzipiellen  Regelung  des  Verhältnisses  zwischen 
Reich  und  Einzelstaaten,  also  bei  der  eigentlichen  «or- 
ganischen Reform»,  den  Standpunkt  der  Linken  berück- 
sichtigt zu  haben. 

Nach  der  Reichsverfassimg  haften  die  Einzelstaaten 
für  die  Ausgaben  und  damit  auch  für  die  Schulden  des 
Reiches,  ein  wichtiger  Umstand,  den  insbesondere  das 
Ausland  bei  der  Erörterung  unserer  Reichsanleihen  und 
ihres  inneren  Werthes  zumeist  übersieht.  Den  Einzel- 
staaten ist  dieser  Rechtszustand  natürlich  imbequem,  da 
sie  gehalten  sind,  jeden  Fehlbetrag  in  Form  der  Matri- 
kularbeiträge  zu  decken.  Hat  so  ein  einzelstaatlicher 
Finanzminister  das  sauberste  Budget  beieinander,  dann 
kann  es  ihm  durch  die  Misswirthschaft  im  Reiche  ruinirt 
werden;  er  sieht  sich  vor  erhöhte  Matrikularbeiträge  ge- 
stellt und  mag  zusehen,  wie  er  das  Geld  für  sie  auf- 
bringt. Man  hat  sich  deshalb  längst  grosse  Mühe  ge- 
geben, die  Einzelstaaten  vor  dem  Reich  zu  sichern,  ohne 
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dass  man  die  grundlegende  Yerfassungsbestimmung  be- 
seitigt hätte.  Das  Reich,  das  gelbst  ein  armer  Schlucker 
ist,  hat  die  Matrikularbeitrftge  „gestundet'*,  auch  die  un- 
glückliche UeberweisungspoUtik  gehört  zu  diesem  Ge- 
biet. Hier  Ordnung  zu  schaffen  ist  nicht  bloss  eine  Geld-, 
sondern  auch  eine  prinzipielle  und  praktische  Frage  aller- 
ersten Ranges.  Wir  vermuthen,  dass  es  abermals  auf  ein 
Eompromiss  abgesehen  ist,  da  eine  reinliche  Scheidung 
zwischen  Reich  und  Einzelstaat  eine  sehr  grosse  Trag- 
weite hätte,  nicht  bloss  im  Hinblick  auf  die  Mithaftung 
für  die  Reichsanleihen,  sondern  für  das  ganze  bundes- 
staathche  Verhältniss  überhaupt,  und  schliessUch  nicht 
zum  wenigsten  für  das  Budgetrecht  des  Reichstags. 

Aussichtsreicher  als  die  Ersparungen  auf  dem  per- 
sönlichen sind  die  auf  sachlichem  Gebiete,  zumal  wenn 
man  zu  der  zwar  begeistert  gerühmten,  aber  praktisch 
längst  nicht  mehr  beUebten  altpreussischen  Einfachheit 
zurückkommt.  Prunk  und  Luxus  sind  ganz  nette  Dinge, 
aber  sie  stossen  ab,  wenn  man  weiss,  dass  der  Hausherr 
bis  an  den  Ohren  in  Schulden  sitzt.» 

Vielleicht  wird  die  Zeit  und  die  allgemeine  Welt- 
lage auch  noch  zwei  berühmte  Aussprüche 
des  deutschen  Kaisers  revidiren^  beziehungsweise  auf  ihr 
richtiges  Mass  zurückführen: 

Die  Welt  steht  schon  jetzt  nicht  mehr  ganz  «im 
Zeichen  des  Verkehrs»,  sondern  beginnt  sich  wieder  auf 
doch  noch  wichtigere  Interessen  zu  besinnen.  Im  unauf- 
haltsamen Jagen  nach  Verkehr  hat  sie,  wie  W.  Stead  sagt, 
«ihre  Seele  verloren»,  und  nur  den  Grosskaufleuten  und 
Industriellen  einen  auch  für  diese  sogar  zweifelhaften 
Dienst  geleistet.  Denn  der  Verkehr  führt  im  besten  Falle 
sicher  zu  einer  immer  steigenden  Genussucht  und  zu 
einem  Luxus,  der  schliesslich  das  Verderben  der  Staaten 
wird.    Wir  sehen  das  selbst  bei  uns. 
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Ebenso  liegt  «die  Zukunft  Deutschlands  nicht  auf 
dem  Wasser»,  sondern  auf  dem  festen  kontinentalen 
Boden.  Die  Kolonien  und  die  überseeische  Ausdehnung 
Deutschlands  haben  bisher  nur  recht  zweifelhafte  Resultate 
geliefert,  und  es  will  ims  scheinen,  der  Deutsche  sei 
überhaupt  nicht,  wie  der  Engländer,  zur  Gründung  und 
Beherrschimg  von  Kolonien  geeignet.  Deutschland  soll 
den  soliden  Kern  des  europäischen  Kontinents  bilden 
und  an  dem  überseeischen  Welthandel  und  Weltmarkt 
gerade  so  viel  theilnehmen,  als  nothwendig  ist^  lun  nicht 
von  Andern  abhängig  zu  sein ;  nicht  aber  die  Welt 
und  die  Politik  mit  den  Augen  von  Hamburger  Gross- 
kaufleuten betrachten. 

Frankreich  ist,  wie  wir  es  schon  im  letzten  Jahr- 
buche sagten,  ein  unbefriedigtes  Land,  trotz  des  grossen 
Wohlstandes,  dessen  es  sich  erfreut,  und  der  nun  beinahe 
40jährigen  Dauer  einer  im  Ganzen  so  angemessenen  Ver- 
fassung, wie  sie  in  seiner  Geschichte  bisher  nie  be- 
standen hatte. 

Aber  die  Erinnerung  an  dsis  Jahr  1870/71  kann  nicht 
zur  Ruhe  gelangen,  und  eine  resolute  Entschliessung  zu 
einem  aufrichtigen  Frieden  kommt  so  wenig  zu  Stande, 
als  der  kräftige  Entschluss  zu  einem  Krieg. 

Neu  hinzugekommen  ist  nun  überdies  das  gefähr- 
liche Abenteuer  von  Marokko,  das  sich  nicht  durch  einen 
blossen  Tauschhandel  mit  England  erledigen  liess,  sondern 
immer  offener  seine  mühsam  verhehlten  Schwierigkeiten 
zeigt.  Ein  blosses  ceuropäisches  Mandat  zur  Pazifizinmg 
Marokko's>  genügt  den  Ansprüchen  Frankreichs  nicht, 
und  eine  einfache  Annexion  in  der  Art  von  Tunis,  wie 
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sie  beabsichtigt  war,  ist  nach  der  Algesiras-Akte  nicht 
mehr  möglich. 

Endlich  ist  auch  der  latente  Kriegszustand  gegenüber 
der  katholischen. Kirche  noch  immer  vorhanden,  und  es 
hat  sich  auch  herausgestellt»  dass  die  erhoffte  Milliarde 
aus  der  Liquidation  der  aufgelösten  Kongregationen  lange 
nicht  erreicht  werden  wird,  indem  aus  den  bisher  liqui- 
•dirten  115  Kongregationen  sich  bloss  der  bescheidene 
Gewinn  von  Fr.  890,000  fOr  den  Staat  ergab,  während 
allein  die  Advokaturkosten  fOr  die  Bechtsbeistände  der 
Liquidatoreu  bisher  schon  die  ungebührliche  Summe  von 
1,000,671  Franken  erreicht  haben. 

Durch  die  Beisetzung  Zola's  im  Pantheon  sind  die 
besten  Theile  der  Bevölkerung  tief  verletzt  worden,  und  es 
stellte  sich  sogar  bei  dieser  Gelegenheit  heraus,  dass 
nicht  einmal  der  Dreifus-Handel  definitiv  erledigt  ist, 
indem  ein  gewisser  Gregory,  der  bei  dieser  Feierlichkeit 
auf  den  dabei  anwesenden  Dreifus  schoss,  von  den  Ge- 
schworenen von  Paris  freigesprochen  wurde. 

Die  grösste  und  berechtigtste  Klage  Frankreichs  ist 
es,  keine  hinreichende  Kinderzahl  mehr  zu  besitzen, 
dergestalt,  dass  die  Bevölkerung  des  Landes  im  Jahre  1907 
um  19,920  Seelen  abgenommen  hat  und,  theoretisch  we- 
nigstens, ein  allmfihliges  Aussterben  des  Volkes  in  Sicht 
kommt.  Das  ist  freilich  eine  bedenkliche,  wie  wohl 
ganz  selber  verschuldete  Angelegenheit,  die  sogar  einer 
gewissen  Komik  nicht  entbehrt,  sobald  auf  Abhilfe  ge- 
sonnen wird.  Ernsthaft  ist  die  Frage  deshalb,  weil  sie 
einen  gewissen  Stand  des  Denkens  und  der  Moral  zeigt, 
der  auch  in  andern  Ländern  vorkommt.  Das  Uebel  rührt 
■nicht  von  der  Armuth  des  Volkes  her^  die  ärmsten  Leute 
haben  die  meistefi  Kinder,  sondern  von  dem  beständig 
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steigenden  Wohlstand,  besonders  der  mittleren  Klasse, 
welcher  egoistisch  und  «kapitalistisch»  macht  Kinder 
kosten  viel  Geld  und  Mühe,  die  man  ersparen  und  sich 
dafür  andere  Genüsse  verschaffen  kann.  Höchstens,  dass 
man  sich  etwa  noch  den  Luxus  einer  einzigen  Tochter 
gönnt,  für  die  dann  der  passende  «gendre»  auch  unter 
den  einzigen  Söhnen  gesucht  wird,  damit  die  zwei  gut 
zu  leben  haben  und  das  System  fortsetzen  können.  Wir 
haben  sie  noch  jüngst  in  Interlaken  häufig  gesehen  diese 
«einzigen»  Püppchen  mit  dünnen  Beinchen  und  blassen, 
frühzeitig  alt  aussehenden  Gesichtchen,  sehr  aufgeputzt 
und  von  einer  Masse  von  Bonnen  umgeben.  Sie  ver- 
sprechen nicht  viel  für  die  Zukunft  Frankreichs  Die 
Welt  muss  einfacher  werden  und  ihr  Glück  wieder  in 
Anderem  suchen  als  in  einer  crente>  von  40,000  Fr., 
die  jetzt  das  Ideal  der  französischen  Mittelklasse  geworden 
ist,  da  man  soviel  zum  «anständigen>  Leben  in  Paris 
nöthig  hat. 

Historisch  ist  das  allmählige  Herabsinken  Frankreichs 
auf  eine  Machtstellung  zweiten  Ranges,  das  jedes 
patriotische  Herz  mit  Bitterkeit  erfüllt,  einem  Manne 
zu  danken,  den  Frankreich  sich  in  einer  unglücklichen 
Volksabstimmung  gegenüber  Cavaignac  zum  angeblichen 
Präsidenten  wählte,  obwohl  man  gut  genug  wissen 
konnte,  was  sein  eigentliches  Lebensziel  war.  Er  hatte, 
als  er  es  erreichte,  nicht  den  Muth  und  die  Kraft,  ein 
Nachfolger  seines  angeblichen  Onkels  zu  werden  und  Hess 
Oesterreich  bei  Sadowa  ohne  Hülfe,  während  er  damals  die 
Entstehung  Deutschlands  verhindern  und  für  sich  die 
Rheingrenze  und  Luxemburg  gewinnen  konnte.  Das 
wird  immer  klarer,  je  mehr  Darstellungen  der  Verhält 
nisse  aus  jener  Zeit  zu  Tage  treten.    Von  da  ab  ward  der 
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weitere  Verlauf  der  Geschichte  ein  gegebener.  Wir  beklagen 
ihn  nicht,  haben  aber  ein  Verständniss  dafür.  <  Was  du 
von  der  Minute  ausgeschlagen,  bringt  keine  Ewigkeit 
zurück.  > 

Für  Frankreich  bleibt  seit  der  festen  Begründung 
eines  deutschen  Reiches  an  seinen  Grenzen,  die  es  seit 
dem  westfälischen  Frieden  stets  mit  Glück  zu  yerhindem 
gewusst  hatte,  nichts  Anderes  übrig  als  Friede  mit 
diesem  Reich,  und  an  diese  Politik  werden  dortige 
Politiker,  die  nicht  bloss  von  dem  gewöhnlichen  Schlage 
sind,  sich  gewöhnen  müssen. 

Das  ist  dann  auch  der  ceuropäische  Friede>,  der  vor- 
her stets  bedroht  bleiben  wird. 

In  Italien  ist  eine  gewisse  Ruhe  augenblicklich 
vorhanden,  die  noch  grösser  sein  würde  ohne  das  bestän- 
dig unruhige  und  verwahrloste  Sizilien,  und  ohne  die 
Ausblicke  der  leitenden  Politiker  über  das  adriatische 
und  mittelländische  Meer  hinüber.  Es  wäre  nur  ein 
Glück  für  das  Königreich,  obwohl  eine  schwere  Ent- 
täuschung, wenn  die  jungtürkische  Aufechwungsbewe- 
gung  allen  diesen  Projekten,  welche  auf  die  Eroberung 
Albaniens  oder  Tripolitaniens  gerichtet  waren,  ein  defini- 
tives Ende  bereitet  hätte. 

In  der  innern  Politik  war  merkwürdig  die  Verwer- 
fung einer  Abschaffung  des  Religionsunterrichts  in  den 
Schulen,  welche  in  der  Kammer  vorgeschlagen  worden 
war.  Es  ist  sehr  leicht  möglich,  dass  dies  den  ersten 
Anfang  einer  Versöhnung  mit  der  Kirche  bildet,  die  un- 
fehlbar mit  der  Zeit  eintreten  muss. 

Der  Titel  «Grossherzog  von  Toscana>  ist  nach  dem 
Willen  des  letzten  Inhabers  und  im  Einverständniss  mit 
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dem  Kaiser  von  Oesterreich  erloschen;  der  ehemalige 
«geographische  Begriff»  Italien,  wie  ihn  der  kurzsichtige 
Metternich  aufstellte,  ist  nun  durch  einen  wirklichen 
Staatsbegriff  völlig  erledigt.  Was  aber  diese  früher  ge- 
trennten Völker  in  bloss  einem  halben  Jahrhundert  (seit 
1869)  vermochten,  das  können  vielleicht  nun  die  Ange- 
hörigen des  türkischen  Beiches  auch,  und  dann  beginnt 
eine  neue,  und  besonders  in  Italien  völlig  unerwartete 
Phase  der  südeuropäischen  Geschichte. 


VöUig  verändert  haben  sich  im  Augenblick  auch  die 
Aussichten  und  vielleicht  Hoffnungen  Oesterreichs 
(wenigstens  was  Ungarn  betrifft)  durch  dieses  unver- 
muthete  Erwachen  der  Türkei.  Wenn  das  anhalten  sollte 
und  aus  dem  türkischen  Parlament  nicht  bloss  eine  Duma 
wird,  so  ist  die  Sorge  über  die  Theilung  und  zukünftige 
Gestaltung  der  Balkanhalbinsel  einstweilen  vorüber,  und 
der  Halbmond  könnte  sich  umgekehrt  in  der  Form  eines 
Bundes  wieder  bis  zur  Donau  ausdehnen  wollen. 

Es  hängt  dies  zunächst  von  der  Energie  namentlich  der 
Gardetruppen  ab,  in  deren  Hand  nun  plötzlich  wieder, 
wie  vor  vielen  Jahrhunderten,  die  Geschicke  von  Ostrom 
liegen.  Hat  die  Militärpartei .  der  sog.  «Jungtürken» 
Kraft  und  Anhang  genug  unter  den  Truppen,  so  wird 
sie  einen  von  einer  Militäraristokratie  beherrsehten  Staat 
unter  westeuropäischen  Formen  zu  bilden  versuchen,  der 
dann  leicht  in  ein  bundesstaatliches  Verhältniss  mit  den 
andern  Balkanstaaten  treten  könnte.  Der  Sultan  wird  ent- 
weder selbst  jeweilen  ein  glücklicher  und  beliebter  Gene* 
ral  sein,  oder  das  Khalifat  wird  äusserlidi  im  historischen 
Hause  Osman's  erhalten  bleiben,  aber  auf  eine  mit  dem 
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Papstthum  vergleichbare,  bloss  religiöse  Funktion  redu- 
zirt  werden.  FQr  Oesterreich  wird  das  Alles  zwar  eine 
Herausgabe  von  Bosnien,  aber  dafür  eine  aufrichtigere 
Stellung  zu  Italien  mit  sich  bringen.  Die  get&uschten 
Erben  aus  der  Seitenverwandtschaft  ziehen  Hand  in 
Hand  von  dem  Sterbebette  des  einstweilen  wieder  sich 
erholenden  Erblassers  ab,  und  die  bereits  angehobenen 
Prozesse  über  die  Theilung  des  Nachlasses  ruhen. 

Immerhin  würde  ein  kräftiger,  von  Konstantinopel 
her  regierter  Balkan-Bundesstaat  für  Oesterreich  eine 
Quelle  von  neuen  Schwierigkeiten,  und  für  Ungarn  der 
Tod  seiner  ehrgeizigen  Träume  sein,  falls  es  nicht  selbst 
wieder  einen  Pascha  in  Buda  haben  will. 

Einstweilen  besteht  nun  zwischen  Oesterreich  und 
Ungarn  ein  neuer  Kompromiss  vom  Oktober  vorigen 
Jahres,  der  für  10  Jahre,  bis  zum  31.  März  1917,  abge- 
schlossen ist.  Er  enthält  im  Wesentlichen  eine  kleine 
Erhöhung  des  Beitrags  von  Ungarn  zu  den  allgemeinen 
Reichsausgaben  (36,4  7o),  eine  Verlängerung  des  Privilegs 
der  österreichisch-ungarischen  Bank,  eine  Fortdauer  des 
gemeinsamen  Zollsystems,  freie  Niederlassung  der  gegen- 
seitigen Industriellen  mit  Schutz  gegen  Doppelsteuer  und 
Feststellung  der  Bedingungen,  unter  denen  Aktiengesell- 
schaften und  Versicherungsgesellschaften  ihre  Geschäfte 
über  beide  Reichshälften  ausdehnen  können.  Die  Armee 
und  die  Kommandosprache  bleiben  wie  sie  sind.  Ebenso, 
was  die  Hauptsache  ist,  das  intime  Allianz-Verhältniss 
zu  Deutschland.  Dasselbe  trat  bei  dem  60-jährigen  Re- 
gierungsjubiläum des  Kaiser  Franz  Josef  am  7.  Mai  d.  J. 
deutlich  zu  Tage,  zu  welchem  sich  der  deutsche  Kaiser 
nebst  einer  ganzen  Anzahl  von  deutschen  Fürsten  ein- 
fanden, so  dass  einen  Augenblick  lang  die  althistorische 
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Stellung  des  Hauses  Häbsburg  wieder  hergestellt  zu  sein 
schien.  Der  Osterreichische  Kaiser  antwortete  auf  eine 
Ansprache  Kaiser  Wilhelms  wie  folgt: 

Dass  Kaiser  Wilhelm,  der  Prinzr^gent  von  Bayern, 
die  Könige  von  Württemberg  und  Sachsen,  sowie  die 
übrigen  anwesenden  deutschen  Bundesfürsten  den  liebens- 
würdigen Entschluss  gefasst  haben,  ihm  zu  seinem  GD- 
jfthrigen  Regierungsjubiläum  persönlich  ihre  Glückwünsche 
darzubringen,  sei  ein  Beweis  für  ihre  überaus  treue 
Freundschaft,  der  sein  Herz  auf  das  Freudigste  berührt 
habe  und  für  den  er  seinen  innigsten,  tiefempfundenen 
Dank  ausspreche.  Dieser  Akt  sei  eine  feierliche  Kund- 
gebung des  monarchischen  Prinzips,  in  welchem  auch 
Oesterreich-Ungams  Kraft  liege.  Die  Tatsache  des  Be- 
suches einer  so  grossen  Zahl  deutscher  Bundesfürsten 
sei  aber  auch  eine  ausdrucksvolle  Bestätigung  des 
zwischen  Deutschland  und  Oesterreich- Ungarn  bestehenden 
engen  und  unerschütterlichen  Bundesverhältnisses.  Der 
Tag  bestärke  ihn  in  der  frohen  Erwartung,  dass  dieses 
so  friedliche  Ziele  verfolgende  Bündniss,  dem  ein  gleiches 
Bestreben  der  andern  Mächte  wirksam  zur  Seite  stehe, 
seine  Aufgabe  bis  in  die  fernste  Zukunft  voll  erfüllen 
werde. 

Im  Uebrigen  verursachte  eine  Zeitlang  die  Eisenbahn 
im  Sandschak  Novi-Bazar,  die  endlich  gebaut  werden 
soll,  und  eine  Broschüre  des  Professors  Wahrmund  im 
Sinne  der  Los  von  Rom-Bewegung  eine  gewisse  Bewegung. 
Das  Erstere  wird  sich  definitiv  durch  die  neuen  Verhält- 
nisse der  Türkei  regeln,  welche  den  Artikel  des  Berliner- 
Vertrags  von  1878  über  Oesterreichs  Rechte  in  diesem 
ehemals  zum  Vilajet  Bosnien  gehörigen  Theile  der 
Türkei    vielleicht    revidiren    werden.    Der    Wahrmund- 
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Spektakel  war  ein  Stunn  im  Glase  Wasser  der  Oster- 
reichischen Universitäten,  die  sich  noch  künftig  um  eine 
italienische  Rechtsfakultät  in  Wien  vermehren  werden. 
Die  schwächlichen  Versuche  einer  Opposition  im  Schosse 
der  katholischen  Kirche  werden  in  Oesterreich  stets 
wenig  Folge  haben,  da  schon  ihre  Urheber  selbst  nicht  recht 
entschlossen  sein  werden,  im  äussersten  Falle  bis  zu 
einem  Austritt  aus  der  Kirche  zu  gehen.  Hier  hätte,  wie 
in  Frankreich,  einzig  der  Protestantismus  Anhalt  bieten 
können,  wenn  er  selbst  kräftig  genug  wäre.  Meistens 
aber  ist  cLos  von  Rom»  eine  blosse  Redensart  von 
religi(ysen  Nihilisten. 

In  England  vollzieht  sich  in  bereits  absehbarer 
Zeit  eine  doppelte  Umgestaltung  tiefgreifender  Art.  Die 
grossen  Kolonien  mit  zivilisirtar  Bevölkerung,  Kanada, 
Australien,  Südafrika  besonders,  werden  enger  an  das 
Mutterland  angeschlossen  werden  müssen,  wenn  sie 
überhaupt  erhalten  bleiben  sollen,  während  in  denjenigen 
mit  halbzivilisirter,  wesentlich  islamitischer  Bevölkerung, 
wie  namentlich  Aegypten  und  Indien,  die  Frage  einer 
verfassungsmässigen  Regierung  unausweichlich  werden 
wird.  In  dem  Mutterlande  selber  steht  eine  Abänderung 
der  Verfassung  im  Sinne  einer  demokratischeren  Gestal- 
tung derselben  ebenfalls  unvermeidlich  an  der  Tagesord- 
nung. Namentlich  das  allgemeine  Stimmrecht,  ohne  jede 
Art  von  Census  und  mit  Aufgabe  des  historischen  stän- 
dischen Charakters  des  Parlaments,  wird  endlich  kommen 
müssen  und  damit  verbunden  wahrscheinlich  auch  das 
Frauenstimmrecht.  Das  Königthum,  das  durch  den  un- 
ermüdlich im  Auftrage  seiner  Minister  herumreisenden  und 
AlUanzen  befürwortenden  Monarchen  zeitweise  schien- 
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bar  an  Bedeutung  gewonnen  hat,  wird  den  mystischen 
Nimbus,  der  es  noch  zur  Zeit  in  den  Augen  des  Durch- 
schnitts-Engländers umgibt,  gänzlich  einbüssen  und  eine 
blosse  Form  werden. 

Die  dritte  grosse  Aenderung  plant  die  katholische 
Kirche,  und  sie  trat  im  September  dieses  Jahres  durch 
den  sogenannten  «eucharistischen  Kong^ess»  in  London, 
in  deutliche  Sicht,  der  nichts  Anderes  war  als  eine  Heer- 
schau der  katholischen  Streitkräfte  unter  dem  Kommando 
eines  apostolischen  Legaten,  des  ersten,  der  seit  drei 
Jahrhunderten  den  Boden  Englands  betrat.  Nur  mit 
Mühe  wurde  sogar  eine  gesetzlich  streng  verbotene 
Prozession  mit  der  Monstranz  in  den  Strassen  von  London 
zurückgehalten  und  in  einen  blossen  «Umzug»  verwandelt. 
Die  «Insel  der  Heiligen»  wieder  zu  erobern,  wurde  als 
ein  bestimmtes  Progranjm  des  Kongresses  erklärt,  an 
welchem,  neben  dem  Kardinal-Legaten  Vanutelli,  der  ein 
päpstliches  Schreiben  überreichte,  noch  5  andere  Kardinäle, 
14  Erzbischöfe,  66  Bischöfe,  20  Aebte  und  Hunderte  von 
Priestern  theilnahmen.  Ohne  Zweifel  ist  der  bloss  offiuelle 
englische  Protestantismus  auch  dieser  Bewegung  nicht 
mehr  gewachsen.  Aber  es  gibt  noch  bessere  religiöse 
Kräfte  in  England  ausserhalb  desselben,  und  eine  Jenny 
Geddes  würde  sich  im  Nothfall  auch  heute  finden. 

Wie  es  mit  Englands  Kriegsmacht  eigentlich 
steht,  von  welcher  schliesslich  die  Handelsmacht  doch 
abhängig  erscheint,  das  wird  nur  ein  Krieg  zeigen  können. 
Bezüglich  des  Landheeres  ist  dies  im  Burenkrieg  bereits 
geschehen.  Die  Zuversicht  der  englischen  Politiker  be- 
ruht daher  auch  lediglich  auf  der  steten  Vermehrung  der 
Flotte,  die  sie  jeder  andern  überlegen  erhalten  zu  können 
glauben.    Ob  es  aber  dabei  gänzlich  nur  auf  die  Zahl 
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der  Schiffe  ankommt,  und  ob  England  im  Stand  ist  eine 
noch  weit  grössere  Anzahl  von  solchen  stets  gehörig  mit 
Mannschaft  und  tüchtigen  Offizieren  zu  versehen,  darüber 
bestehen  bei  den  Sachverständigen  Zweifel. 

Wie  es  in  Südafrika  dermalen  aussieht,  darüber 
enthielt  ein  Artikel  des  cReichsboten»  vom  29.  April 
Folgendes: 

«Bekanntlieh  hatten  die  Engländer  immer  behauptet, 
dass  nach  Beendigung  des  Krieges  alles  «all  right>  sein 
werde.  Es  sollten  überall  Reicbthum  und  Zufriedenheit 
herrschen,  sobald  man  mit  dem  Krügerschen  System  auf- 
geräumt hatte.  Und  man  hat  aufgeräumt.  Wie  bei  uns, ' 
durften  zu  Krügers  Zeiten  die  Städte  nur  bestimmte 
Ausgaben  machen.  Sobald  diese  überschritten  wurden, 
hatte  die  Regierung  mitzureden.  Das  wurde  alles  be- 
seitigt. Nun  folgte  eine  wüste  Vergebung  von  Kontrak- 
ten an  alle  möglichen  Schwindler  zu  kolossalen  Preisen. 
Die  Folge  davon  ist,  dass  die  Städte,  Johannesburg  an 
der  Spitze,  gänzlich  damiederliegen  und  unter  einer 
Schuldenlast  seufzen,  die  sie  zu  erdrücken  droht.  Ab- 
gesehen von  der  miserablen  Geschäftslage,  gibt  es  heute 
in  der  Stadt  Johannesburg  schon  5000  Brodlose,  die  ver- 
geblich Arbeit  suchen.  Und  die  Minenindustrie,  von  der 
man  erwartet  hat,  dass  sie  alle  nöthigen  Mittel  aufbringen 
würde?  Soeben  ist  eine  Regiei-ungsstatistik  erschienen» 
welcher  wir  folgende  Punkte  entnehmen.  Es  gibt  in 
Transvaal  402  Minengesellschaften  mit  einem  nominellen 
Kapital  von  122,486,456  Pfund  Steriing.  Bar  angelegt 
sind  82,501,231  Pfund.  Von  diesen  402  Gesellschaften 
produziren  nur  50,  mit  einem  Kapital  von  27,161,101 
Pfund  Sterling,  Gold,  und  zahlen  eine  Dividende.  Da 
aber  das  platte  Land  ganz  von  den  Städten  abhängt, 
so  kann  sich  der  Bur  von  den  Folgen  des  Krieges  gar 
nicht  erholen,  zumal  die  versprochenen  Kriegsentschä- 
digungen der  englischen  Regierung  nur  in  kleinem  Um- 
fang ausgezahlt  worden  sind.   Noch  immer  kampiren  die 
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Buren,  deren  Häuser  und  Dörfer  man  abgebrannt  hat» 
zum  Teil  in  nothdürftigen  Hütten  und  Blechbaracken, 
wobei  wir  zu  bedenken  haben,  dass  es  sich  durchaus 
nicht  allein  um  kleine  ungi^bildete  Leute  immer  handelt, 
sondern  um  viele  gebildete,  früher  wohlhabend  gewesene 
Menschen.  Und  dennoch  wird  immer  wieder  behauptet, 
Südafrika  habe  sich  erholt!  Soweit  die  Wittwen  und 
Waisen  in  Betracht  kommen,  hat  es  der  Wiesbadener 
Burenhilfsbund  seit  Beendigung  des  Krieges  unternom- 
men, diese  nach  Kräften  in  ihrer  elenden  Lage  zu  unter- 
stützen. Gaben  jeder  Art  werden  von  ihm  nach  Süd- 
afrika gern  befördert,  und  er  bittet  um  milde  Gaben.» 

Dabei  nimmt  es  sich  aUerdings  sonderbar  aus,  dass 
diese  hülfsbedürftigen  Republiken  der  englischen  Krone 
den  grössten  Diamanten  der  Welt  zum  Geschenke  machten. 
Im  Mai  d.  J.  fand  eine  «interkoloniale  Konf6renz>  in  der 
ehemaligen  Hauptstadt  von  Transvaal  statt  mit  dem 
Zweck,  ein  «vereinigtes  Südafrika»  zu  erstellen.  Das 
wäre  dann  der  gewöhnliche  Gang  der  allmähligen  Ab- 
lösung von  England,  und  der  Gedanke  Krüger's  würde  doch 
noch  in  Erfüllung  gehen.  Einstweilen  aber  macht  In- 
dien und  Afghanistan  den  englischen  Staatsmännern 
mehr  Sorge,  als  Südafrika. 

Im  Innern  war  bemerkenswerth,  neben  den  be- 
ständigen stürmischen  Agitationen  der  Frauen  für  ihr 
Stimmrecht,  eine  Vorlage  über  Altersversorgung  und  über 
das  Wirthschaftspatentwesen  (licensing  bill),  die  beide  ein 
Versuch  sind,  die  Zunahme  der  Demokratie  zu  beschwich- 
tigen. 

Wie  kühn  dieselbe  sich  bereits  dermalen  verhält, 
zeigte  am  besten  eine  Rede,  welche  das  demokratische 
Parlamentsmitglied  Keir  Hardie  in  Schottland  im  Juli 
dieses  Jahres  hielt  und  worüber  Zeitungsberichte  Fol- 
gendes sagten: 
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<Der  sozialdemokratische  Abgeordnete  Keir  Hardie 
besprach  vor  seinen  Wählern  in  Schottland  den  be- 
kannten Garden -Party-Fall.  Hardie  war  nebst 
zwei  anderen  Abgeordneten,  die  gegen  die  Reise  des 
Königs  nach  Beval  gesprochen  hatten,  bei  den  Einla- 
dungen zum  Gartenfest  des  Königs  in  Windsor  demon- 
strativ übergangen  worden.  Hardie  sprach  in  starken 
Worten  über  den  Vorfall,  in  dem  er  eine  Einmischung 
des  Königs  erblickt.  Ihm  liege  nichts  an  königlichen 
Gartenpartien,  und  er  habe  sich  bisher  davon  femgehalten. 
Aber  die  Krone  habe  kein  Recht,  ihn  für  seine  Meinung 
zu  bestrafen.  Seit  Karl  I.  habe  kein  englischer  König 
sich  in  Politik  eingemischt.  Wenn  der  jetzige  König 
albern  (foolish)  genug  wäre,  sich  einzumischen,  so  werde 
er  einen  sehr  bösen  Tag  erleben.  Die  Versammlung  der 
Wähler  nahm  einstimmig  einen  Beschluss  an,  der  das 
Vertrauen  zu  Keir  Hardie  und  einen  Protest  gegen  die 
Reise  des  Königs  ausdrückt.» 

In  Hüll  tagte  ein  Kongress  der  englischen  Ar- 
beiterpartei. 270Delegirte  vertraten  1,072,413  Arbeiter, 
meist  Gewerkschafter;  ausgesprochene  Sozialdemokraten 
sind  von  diesen  22,267.  Mit  grosser  Mehrheit  wurde  denn 
auch  ein  beantragter  Zusatz  im  Parteiprogramm  abgelehnt, 
worin  als  deren  letztes  Ziel  der  Sturz  des  Kapitalismus 
und  die  Vergesellschaftung  und  die  öffentliche  Kontrolle 
aller  Existenzmittel  erklärt  wird.  Am  folgenden  Tage 
aber  wurde  mit  614,000  gegen  469,000  Stimmen  eine  Re- 
solution angenommen,  wonach  die  Arbeiterpartei  die 
Sozialisirung  der  Produktionsmittel,  der  Vertheilung  und 
des  Austausches  als  ihr  Ziel  ansieht.  Die  Arbeit  sei  völlig 
von  der  Herrschaft  des  Kapitals  und  Grundeigenthums 
zu  befreien  unter  Herstellimg  der  sozialen  und  ökonomi- 
schen Gleichheit  beider  Geschlechter.  In  einem  Mani- 
feste Hessen  sich  120  anglikanische  Geistliche  vernehmen, 
die  erklären,  dass  ihr  christlicher  Sozialismus  wesentlich 
derselbe  wie  der  der  Sozialisten  überhaupt  sei.  Der 
Sozialismus,  sagen  sie,  an  den  wir  glauben,  umfasst  den 
Grundsatz  des  öffentlichen  Eigenthums  und  der  öffent- 
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liehen  Verwaltung  der  Produktionsmittel,  wie  der  Ver- 
theilung  und  des  Austausches.  Wir  fühlen  als  Verordnete 
des  christlichen  Glaubens,  dass  diese  ökonomische  Lehre 
in  vollständiger  Harmonie  mit  unserem  Glauben  steht; 
ja  wir  glauben,  dass  ihre  Vertheidigung  auf  Grund  von 
Folgerungen  aus  unserer  Religion  zu  billigen  und  sogar 
unsere  Pflicht  ist.  —  So  hält  der  Sozialismus  auch  in 
England  seinen  Einzug  upd  über  kurz  oder  lang  wird  es 
dort  auch  eine  sozialistische  Partei  geben,  mit  der  die 
alte  liberale  Partei  nicht  länger  zusammengehen  kann. 

Mr.  Winston  ChurchiU,  der  Präsident  des  Handels- 
amtes, beabsichtigt  ein  stehendes  Schiedsgericht  zu 
schaffen,  dem  Arbeitsstreitigkeiten  zur  Entscheidung  vor- 
gelegt werden  können.  Dieser  Gerichtshof  wird  aus  Ver- 
tretern der  Unternehmer  und  der  Arbeiter  bestehen,  mit 
einer  dritten  Gruppe  von  Unparteiischen,  die  als  Vor- 
sitzende dienen  würden.  Der  Vorsitzende  des  Handels- 
amtes betont  in  seiner  Bekanntmachung,  dass  er  sofort 
mit  Bildung  dieses  Schiedsgerichtes  vorgehen  werde,  da 
eine  neue  Gesetzgebung  dafür  nicht  erforderlich  sei.  Der 
Gerichtshof,  der  überall  dort  tagen  wird,  wo  es  wünschens- 
werth  erscheint,  soll  aus  drei  bis  fünf  Mitgliedern,  die  für 
ihre  Arbeit  entschädigt  werden,  bestehen.  Mr.  Churchill 
hofft,  dass  die  gleichstarke  Besetzung  der  Schiedsrichter- 
stellen durch  Unternehmer  und  Arbeiter  dazu  dienen 
werde,  den  Arbeitern  grösseres  Vertrauen  zu  den  Schieds- 
gerichten zu  geben.  Eine  fortwährende  Neubesetzung 
der  Stellen  soll  verhindern,  dass  das  Schiedsgericht  durch 
irgend  eine  Entscheidung  unpopulär  werden  kann. 

Jedenfalls  wird  das  Programm  der  ehemaligen  Char- 
tisten in  kurzer  Zeit  erreichbar  sein. 

Uns  speziell  interessirt  von  den  englischen  Ver- 
hältnissen am  meisten  die  Frage  des  Schutzzolls,  der 
zwar  unter  gewöhnlichen  Umständen  und  bei  der  augen- 
blicklich herrschenden  liberalen  Regierung  kaum  in  Frage 
kommen  wird,   wohl  aber  im  Falle  sehr  viel  grösserer 
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gslasten,  die  leider  unter  allen  Umständen  sowohl 
oidien,  als  vielleicht  audi  in  Aegrpten  beTorstehen. 

Der  Krieg  wird  auch  in  Amerika  über  die  21a- 
ift   der  grossen  Republik    des  Westens  Ton  Neuem 
entscheiden  haben,  wie  es  vor  einem  Menschenalter 
den  Jahren.  1860—65  der  Fall  war.    Diesmal  sind  es 
erster  Linie  die  au&trebenden  Japaner,  denen  Ame- 
iA  die  Seeherrschaft  im  stillen  Ozean  und  gleichzeitig 
e  freie  Einwanderung  in  die  Hawaünseln   und  Philip- 
luen,  ja  sogar  nach  Kalifornien  und  Kanada,  streitig  zu 
lachen  hat,  und  die  ihrerseits  Amerika  die  unn5thige 
Einmischung  in  die  letzte  Phase  ihres  grossen  Krieges 
md  namentlich  die  Vereitelung  ihres  Anspruchs  auf  eine 
lüiegsentschädigung  nicht  vergessen  haben.    Die  ameri- 
Kanische  Regierung  versuchte  es,  den  Japanesen  mit  der 
Sendung  einer  Flotte  von  53  grösseren   und  kleineren 
Kriegsschiffen  nach  den  pazifischen  Küsten  zu  imponiren, 
die  im  Oktober  vorigen  Jahres  bereits  die  Ostküste  Ame- 
rika's  bei  Hampton  Roads  verliess,  seither  aber  ziemlich 
verschollen  ist    Den  Zweck  hat  sie  jedenfalls  nicht  er- 
reicht, und  die  Japaner  gedenken  dem  Vernehmen  nach 
durch  eine  grossartige  Vereinigung  ihrer  Flotte  in  ihren 
Gewässern,  mit  fingirter  Seeschlacht  bei  Sasseho,  zu  ant- 
worten.   Die  Frage  der  Einwanderung  der  Japaner  in 
Kalifornien  und  der  Aufnahme  ihrer  zahlreichen  Kinder 
in  die  amerikanischen  Schulen  wurde  einstweilen  so  ge- 
löst, dass  diese  fremden  Kinder  unter  16  Jahren,  soweit 
sie  englisch  sprechen ,   aufgenommen  werden,    für   die 
andern  dagegen  Spezialschulen  errichtet  werden  sollen. 
Daneben  befindet  sich  Amerika  wieder  in  einer  grossen 
Wahlkampagne,   welche  nun  im  November 
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Ernennung  der  Wahlmänner  fQr  die  Präsidentenwahl  be* 
ginnt.  Präsidentschaftskandidaten  sind  Taft  aus  Ohio, 
ehemals  Gouverneur  der  Philippinen  und  seit  1904  Eriegs- 
minister,  für  die  jetzt  herrschende  «republikanische  Partei», 
und  Bryan  aus  Nebraska,  der  schon  zweimal  1896  und  190Q 
vergeblich  kandidirte,  für  die  Demokraten.  Beide  haben 
bereits  ihre  Programme  (Platforms)  aufgestellt,  die  sich 
ziemlich  gleichartig  gegen  die  Trusts  und  für  eine  all« 
mählige  Rückkehr  vom  Schutzzollsystem  zu  FinanzzöUen 
aussprechen.  Beides  wird  aber  wohl,  trotz  dieser  Ueber* 
einstimmung,  auf  dem  Papier  bleiben,  solange  nicht 
durch  einen  unglücklichen  Krieg,  oder  durch  eine  grosse 
Börsenpanik  den  heftigen  Angriffen  des  abtretenden 
Präsidenten  auf  den  accumulirten  Reichthum  der  Pfad 
noch  besser  geebnet  wird.  In  einer  besonderen  Botschaft 
desselben  betreffend  die  Trustgesetzgebung  äusserte  sich 
Roosevelt  u.  A.  sogar  wie  folgt: 

«Cette  Sorte  de  multimillionnaire  qui,  de  tous 
nos  concitoyens,  est  a  peu  pres  la  moins  enviable  et 
certainement  la  moins  estimable,  de  cet  homme  dont  on 
a  dit  avec  raison  que  «son  visage  s'est  endurd  jusqu'a 
la  cruaute  alors  que  son  corps  s'est  amolli,  dont  le  fils 
est  un  imbedle  et  dont  la  fiUe  est  une  princesse  etran- 
gere  »  et  dont  les  pretendus  plaisirs  sont,  au  mieux,  ceux 
d'im  luxe  vulgaire  et  extravagant,  mais  dont  les  verita- 
bles  delices  et  le  veritable  but  k  sa  vie  sont  Taccumula- 
tion  du  pouvoir  et  son  emploi  ä  tout  ce  qu'il  y  a  de  bas 
et  de  sordide.» 

Auf  seine  Anordnung  wurde  auch  die  Devise  <In 
God  we  trust>  auf  den  Geldstücken  abgeschafft,  da  dies 
nicht  wahr  und  die  Münzen  Werkzeuge  der  Ungerechtig- 
keit seien. 

Vom  Wort  zur  That  ist  aber  noch  ein  langer  Weg. 
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Einstweilen  fand  in  diesem  Jahre  eine  plötzliche 
starke  Bankpanik  statt,  worüber  ein  Augenzeuge  Fol- 
gendes berichtet: 

cDas  Nationalvermögen  der  Vereinigten  Staaten 
wurde  im  Jahre  1900  auf  94,800  Millionen  Dollars  ge- 
schätzt. Die  Anzahl  der  Banken  (Nationalbanken,  Staats- 
banken, Privatbanken,  Trust-Kompagnien,  Sparkassen) 
belief  sich  im  Jahre  1905  bereits  auf  nahezu  20,000.  Die 
gesammten  Einlagen  betrugen:  Anfang  1906  12,215,767,666 
Dollars  gegen  nur  2,844,723,671  im  Jahre  1886.  Es  ist 
unmöglich  fOr  solche  Summen  von  Einlagen  eine  Metall- 
deckung zu  halten,  und  es  ist  darum  klar,  dass  in  dem 
Augenblick,  da  die  grossen  Massen  von  einer  Panik  er- 
fasst  werden  und  ihre  Gelder  zurückfordern,  eine  allge- 
meine Stockung  Platz  greifen  muss.  Eine  solche  Panik 
trat  ein,,  als  in  diesem  Frühjahr  plötzUch  bekannt  wurde, 
dass  eines  der  angesehensten  Geschäfte,  der  Knicker- 
bocker Trust,  der  Depositen  von  mehr  als  300  Millionen 
Franken  zu  verwalten  hat,  sich  in  Schwierigkeiten  be- 
finde. Alles  rannte  dorthin  und  wollte  sein  Geld  heraus- 
haben. Um  10  Uhr  gingen  die  Kassen  auf  und  bis 
1  Uhr,  d.  h.  in  drei  Stunden,  hatte  man  40  Millionen 
Franken  in  Bar  ausbezahlt  Damit  war  aber  der  Yorrath 
erschöpft,  und  zum  Entsetzen  einer  gewaltigen  warten- 
den Menge  wurden  nun  um  1  Uhr  die  Thüren  ge- 
schlossen. Alles  dies  war  nur  ein  Vorspiel  zu  dem,  was 
sich  folgenden  Tags  in  der  grossen  Strasse  der  Börse 
und  der  Banken  New-Torks,  in  Wallstreet,  abspielte.  In 
der  Nacht  versammelten  sich  um  den  unentbehrhchen 
J.  Pierpont  Morgan  die  leitenden  Finanzleute.  Es  wurde 
beschlossen,  der  Knickerbocker  Co.  vorläufig  nicht  zu 
helfen,  hingegen  der  Trust  Comp,  of  America  im  Noth- 
falle  mit  allen  Mitteln  beizuspringen.  Als  am  Morgen 
die  Zeitungen  diese  Berichte  brachten,  da  packte  auch 
die  Einleger  in  dieser  Bank  eine  wilde  Angst.  Schon 
am  frühen  Morgen  waren  die  Kassen  der  Bank  belagert, 
und    um   9  Uhr  war    ein  Verkehr   in  Wallstreet    kaum 
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mehr  möglich.  Tausende  warteten  angstvoll,  um  zu 
sehen^  ob  um  10  Uhr  die  Kassen  aufgingen.  Eine  ähn- 
liche Volksmenge  wartete  vor  den  ThQren  der  Enicker- 
bocker  Trust  Co.,  als  um  10  Uhr  bekannt  wurde,  dass 
die  Bank  vorläufig  geschlossen  bliebe,  da  die  versprochene 
Hülfe  in  Form  von  15  Millionen  Dollars  (75  Millionen 
Pranken)  noch  nicht  in  Sicht  sei.  Mehr  Glflck  hatten 
diejenigen,  die  vor  den  ThQren  der  Trust  Co.  of  America 
warteten.  Punkt  10  Uhr  gingen  die  Kassen  auf  und  ein 
wüder  Sturm  begann.  Unterdessen  war  jeglicher  Ver- 
lehr unmöglich  geworden. 

Dort  stand  die  Masse  queue,  Hunderte,  ja  wohl 
l'ausende  reihten  sich  hintereinander,  von  Polizisten  im 
Schach  gehalten,  und  warteten  auf  den  Moment,  ihr  De- 
positum zu  erhalten,  bevor  die  Bank  ihre  Zahlungen  ein- 
stelle. Es  war  eine  trübe  Versammlung,  alles  war  ver- 
treten, vom  14-jährigen  Hundsjungen  bis  zum  alten 
Mütterchen,  und  Alle  zagten  und  zweifelten,  'bb  ihnen 
wohl  ihr  letzter  Heller,  ihr  sauer  erspartes  Scherflein 
verloren  gehe  oder  nicht. 

Unterdessen  hatte  die  Börse  panikartig  begonnen. 
Alles  verkaufte.  Ja,  man  sprach  Qogar  davon,  die  Börse 
zu  schliessen,  bis  Alles  wieder  in  Ordnung  sei.  Da  kam 
wie  ein  Blitz  die  Nachricht,  dass  die  Börse  in  Pittsbmqg 
geschlossen  sei,  da  die  Westinghouse-Gesellschaft  sich  in 
Schwierigkeiten  befinde;  infolge  dessen  regnete  es  von 
Keuem  Verkaufsaufträge  von  Pittsburg.  Und  so  ging  es  bis 
12  Uhr.  Schliesslich  fing  von  beiden  Seiten  der  Banken 
eine  wilde  Jagd  nach  Bar-Geld  an,  das  beinahe  nicht  2u 
finden  war.  Ein  jeder  wollte  sein  Geld  behalten  für  den 
Fall,  dass  wirklich  die  Börse  geschlossen  würde.  Um  3 
Uhr  schlössen  auch  die  Thüren  der  Trust  Co.  of  Ame- 
rica bis  Morgens  9  Uhr.  Tausende  warteten  noch  auf 
der  Strasse  auf  ihr  Geld,  und  es  brauchte  alle  Mühe  det 
Polizei,  um  die  Leute  zu  bewegen,  nach  Hause  zu  gehen 
und  sich  bis  Morgen  zu  gedulden.  Aber  was  wird 
<  Morgen  >  bringen,  fragen  sich  viele  mit  Angst,  denn  all 
ihr  Hab  und  Gut  liegt  in  den  Banken,   deren  Sicherheit 
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vor  acht  Tagen  uocL  Niemand  gewagt  hätte  anzuzweifeln 
und  von  denen  heute  viele  ei-schtlttert  dastehen. 

An  den  Amerikanern  wird  es  nun  sein,  durch  weise 
Massnahmen  dafür  zu  sorgen,  dass  die  vielen  Millionen, 
welche  die  kleinen  Sparer  aus  den  Banken  zurückgezogen 
haben;  wieder  in  den  Verkehr  kommen.» 

In  den  äussern  Verhältnissen  der  Ver.  Staaten  ist 
der  Eintritt  eines  neuen  Staates  (bisher.  Territorium) 
Oklahoma  zu  bemerken.  Derselbe  hat  sich  eine  sehr 
weitläufige  Verfassung  gegeben,  in  welcher  dem  Kapitel 
der  «Volksrechte»  besondere  Beachtung  gewidmet  ist. 
Mit  dem  Staate  San  Domingo  ist  ein  Protektorats- 
vertrag auf  der  quasi  kaufmännischen  Basis  abgeschlossen 
worden,  dass  die  Ver.  Staaten  die  Schulden  von  San 
Domingo  durch  ein  von  ihnen  garantirtes  Obligationen- 
darlehen decken  und  bis  zu  der  Abzahlung  desselben  (die 
wohl  nie  erfolgen  wird)  Herren  der  Insel  bleiben. 

Ueber  Kanada  fand  eine  Art  von  Diskussion  bei 
einem  Bankett  der  Kanadier  in  New-York  statt,  worüber 
die  Zeitungen  Folgendes  berichteten: 

«Un  citoyen  de  Halifax,  Nouvelle-Ecosse,  le  juge 
Longley,  aborda  dans  son  discours,  la  question  des  rap- 
ports  entre  son  pays,  la  Grande-Bretagne  et  les  Etats- 
Unis.  Ils  rendit  hommage  ä  Tesprit  dans  lequel  la  mere 
patrie  traite  avec  le  Canada;  le  Dominion  jouit  des  li- 
bert^s  les  plus  etendues  et  de  Tindependance  la  plus 
large,  meme  dans  les  questions  de  poÜtique  etrangere. 
Cependant,  quand  un  pays  a  atteint  un  certain  degre  de 
d^veloppement,  le  sens  de  la  nationalite  s'affirme  en  lui 
et  le  conduit  jusqu'ä  vouloir  jouir  de  Tautonomie.  Le 
Canada  ne  consentira  plus  longtemps  ä  d^pendre  de  la 
Grande-Bretagne.  II  voudra  etre  son  alli6,  et  il  Taidera 
de  toutes  ses  forces  ä  propager  dans  le  monde  les  Jiber- 
tes  et  les  institutions  anglo-saxonnes.  II  ne  songera 
point  ä  s*unir  avec  les  Etats-Unis,  car  pareille  union  se- 
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rait  etrangere  ä,  I'id^al  canadien  et  eile  empecherait  le 
Canada  de  conquerir  et  de  garder  sa  vraie  place  parmi 
les  nations  du  monde. 

Ces  paroles  prononcöes  en  pr^ence  de  M.  James 
Bryce,  ambassadeur  d'Angleterre  aux  Etats-Unis,  appe- 
laient  une  reponse  de  ce  dernier.  M.  Bryce  se  leva  aussi- 
tot  apres  le  juge  Longley  et,  dans  son  discours,  s'efforga 
d'attenuer  les  döclarations  du  precedent  orateur. 

Malgr6  ces  attenuations  autorisees,  Topinion  emise 
par  le  juge  Longley  a  du  retentissement  k  New- York,  ä 
Londres  et  ä  Ottawa.  Elle  t^moigne  d*une  tendance  dont 
le  developpement  pourrait  singulierement  modifier  l'aspect 
politique  du  monde  anglosaxon  avant  qu'il  soit  tres 
longtemps.» 

In  Russland  ist  die  dritte,  gefügigere,  Duma  vor- 
läufig nicht  aufgelöst  worden,  sondern  bloss  einstweilen 
vertagt.  Formell  besteht  also  eine  konstitutionelle  Re- 
gierungsforra,  aber  allerdings  ohne  erhebliche  Wirkung 
für  eine  Wiedergeburt  Russlands.  Ob  dieselbe  überhaupt 
mit  einer  einheitlichen  Verfassung,  ohne  Beseitigung  der 
vielfach  korrupten  Bureaukratie^  und  bei  dem  bisherigen 
Geisteszustand  in  dem  grösseren  Theile  des  ungeheuren 
Reiches,  möglich  sein  wird,  wird  immer  mehr  zweifel- 
haft. Das  russische  Volk,  als  ein  Ganzes  genommen, 
muss  zuerst  noch  eine  Erziehung  durchleben,  und  dieselbe 
würde  sich  sehr  viel  leichter  auf  dem  Wege  der  Dezentrali- 
sation vollziehen,  so  dass  einzelne,  vorgeschrittenere  und 
der  westlichen  Zivilisation  näherstehende,  Reichstheile, 
wie  Finnland,  oder  Polen  und  Deutschrussland  die  Pfad- 
finder und  Lehrer  für  Alle  werden  würden.  Auf  diese 
Weise,  durch  das  Beispiel,  macht  sich  die  Erziehung  der 
Menschheit  überhaupt  am  leichtesten,  und  solche  Fort- 
schrittsheerde  sind  auch  in  Russland  vorhanden.    Ob  aber 
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der  Zar  sie  jemals  zu  benutzen  im  Stande  sein  wird,  bleibt 
zweifelhaft;  jedenfalls  sind  der  heilige  Synod,  die  Gross- 
fürstenpartei und  die  ganze  Bureaukratie  dagegen,  und 
daher  setzen  wir  auch  einstweilen  noch  kein  rechtes  Ver- 
trauen in  die  russische  Revolution.  Finnland  allein  scheint 
mit  seiner  revidirten  Verfassung  vorwärtskommen  zu 
wollen,  aber  auch  das  ist  stets  rückläufigen  Bewegungen 
von  Seite  der  Regierung  ausgesetzt,  die  ein  solches  Bei- 
spiel nicht  wünschen  kann. 

Ueber  die  Ursachen  der  russischen  Niederlagen  in 
dem  letzten  Kriege  mit  Japan  und  über  die  Entstehung 
dieses  Krieges  selbst  erschienen  in  neuester  Zeit  einige 
sehr  lehrreiche  Schriften,  namentlich  die  «mömoires  d'un 
goiivemeur>  von  Prinz  ürusofif,  die  u.  A.  auch  den  Kaiser 
selbst,  mehr  als  man  es  gewöhnlich  annimmt,  belasten. 
Die  Gazette  de  Lausanne  sagt  darüber  u.  A.  Folgendes: 

«Appele  k  St-P6tersbourg  au  moment  oü  la  guerre 
avec  le  Japon  vient  d'eclater,  il  constate  qu'ä  la  cour 
on  considere  l'attaque  inopin^e  des  Japonais  comme  «une 
piqüre  de  puce».  A  un  haut  fonctionnaire  de  son  cabinet 
qui  se  hasardait  k  exprimer  des  craintes,  le  ministre 
Plehve  demande  avec  aigreur :  «Comment  pouvez-vous  ne 
pas  comprendre  un  probleme  d'arithmetique  aussi  simple 
que  celui  ci:  quel  est  le  nombre  le  plus  fort:  cinquante 
millions  ou  cent  cinquante  millions?>  Quant  ä  Tempereur, 
le  prince  est  frappe  de  lui  trouver  «l'esprit  tranquille, 
presque  allögre».  —  Je  suis  absolument  tranquille  quant 
ä  l'issue  de  la  guerre,  lui  dit  le  pauvre  souverain. 

En  1908,  dit  le  prince  Ouroussof,  il  devient  Evident 
que  Tempereur  lui-meme  nourrissait  aussi  ä  Tögard  des 
Juifs  des  sentiments  rien  moins  que  charitables.  Tous 
les  efforts  tentäs  pour  amener  le  tsar  k  fletrir  les  mas- 
sacres,  ä  exprimer  quelque  pitie  pour  les  victimes  ou  k 
leur  accorder  des  secours  pöcuniaires,  ^chouerent  com- 
pl^tement.» 
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Aehnliches'ist  in  einem  Artikel  der  <NationaI  Review* 
von  London,  von  Mevil,  und  endlieh  in  den  Erinnerungen 
des  Obergenerals  Kuropatkin  enthalten. 

Eine  Diskussion  über  die  ganze  Mentalität  des  russi- 
schen Volkes  entstand  bei  Anlass  des  SOsten  Geburtstages 
seines  gegenwärtigen  Propheten  Tolstoi,  im  September 
dieses  Jahres.  Während  derselbe  von  der  einen  Seite 
ganz  tibermässig  gepriesen  wurde,  machte  sich  doch  eine 
abweichende  Meinung  auch  dahin  geltend,  dass  er  zwar 
ein  sehr  bedeutender  Schriftsteller  und  als  solcher,  sowie 
als  Verkünder  neuer  Ideen,  Rousseau  vergleichbar  sei;  aber 
ebensosehr  auch  in  den  Inkohärenzen  seines  Wesens  und 
in  dem  ganzen  etwas  theatermässigen  Aufputze  seiner 
doppelten  Existenz  als  Gutsherr  und  vornehmer  Mann, 
und  als  angeblicher  vermögensloser  Bauer,  die  unver- 
mittelt neben  einander  besteht.  Selbst  seine  Schriften, 
der  beste  Theil  seiner  Wirksamkeit,  sind  nicht  ganz 
gleichartig ;  die  Kreuzer-Sonate  z.  B.  ist  ein  ganz  ab- 
scheuliches Buch,  und  das  zur  Feier  seines  Geburtstages 
vielfach  auch  in  Deutschland  aufgeführte,  an  sich  sehr 
ergreifende  Stück,  «Die  Macht  der  Finstemiss»,  zeigt  eine 
stumpfe  Brutalität  der  russischen  Volksseele,  die  uns  keine 
Sympathien  abgewinnen  kann. 

Das  Gute  an  der  im  Allgemeinen  doch  für  Tolstoi  sehr 
günstigen  Stimmung  in  ganz  Europa  ist  das,  was  schon 
bei  der  Todtenfeier  Zola's  zu  Tage  trat,  dass  die  Welt 
offenbar  des  Idealismus  wieder  bedürftig  geworden  ist 
und  daher  die  Idealisten  gerne  nimmt,  wo  sie  sie  findet. 

Schon  das  Evangelium  sagt:  <Was  hülfe  es  dem 
Menschen,  wenn  er  die  Welt  gewänne  und  nähme  Scha- 
den an  seiner  Seele?»  Diese  Wahrheit  dämmert  jetzt 
allraählig  wieder  selbst  Denjenigen  auf,  die  bisher  ganz 
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«:im  Zeichen  des  Verkehrs»  lebten,  oder  den  Häckerschcn 
Monismus  für  das  letzte  Wort  aller  Naturwissenschaft 
und  Philosophie  hielten.  Diese  Zeit  ist  jetzt  glücklicher- 
weise vorübei:;  aber  so  schnell  wächst  der  Idealismus 
auf  einem  Todtenfeld  nicht  wieder  auf,  und  wo  er  jetzt 
vorbanden  ist,  muss  man  ihm  manche  Bizarrerien  nach- 
sehen, oder  sich  mit  geringwerthigerem  Material  für  die 
«Verehrung»  einstweilen  begnügen. 

Die  Heilsarmee  hat  in  diesem  Jahre  Zutritt  zu  Russ- 
land erlangt.  Das  ist  wenigstens  ein  gutes  Ereigniss  für 
das  arme  Land  und  ein  praktischerer  Idealismus,  als  der- 
jenige Tolstoi's,  oder  Johann's  von  Kronstadt. 

In  der  Schweiz  haben  die  anfänglich  vorhandenen 
Sympathien  für  die  russische  Volksbewegung,  in  Folge 
der  Prozesse  namentlich  gegen  die  Bankräuber  und  Er- 
presser von  Montreux  und  Lausanne,  merklich  abge- 
nommen. .Immerhin  hätte  wahrscheinhch  die  grosse 
Mehrheit  des  schweizerischen  Volkes  die  Auslieferung 
von  Wassilieff  (worüber  wir  an  einem  andern  Orte  spre- 
chen) kaum  gewünscht.  Ein  Manifest,  welches  Tolstoi 
unmittelbar  vor  seinem  Geburtstag  unter  dem  Titel  «Ich 
kann  nicht  schweigen»  erliess  und  das  einigermassen  an 
das  «J'accuse»  von  Zola  erinnert,  bleibt  jedenfalls  eine 
furchtbare  Anklage  gegen  die  vielen  Hinrichtungen  von 
Revolutionären  in  Russland. 

Mit  den  Staaten  des  Islam  wird  man  künftig 
auch  rechnen  müssen,  wie  es  mit  Japan  seit  1905  der 
Fall  ist;  denn  sie  werden  einen  Faktor  in  der  ferneren 
Entwicklung  nicht  bloss  Europa's,  sondern  auch  Nord- 
afrika's  und  ganz  Asien's  bilden,  von  dem  noch  zur  Stunde 
nicht  zu   sagen   ist,   ob  er  für  die  bisherigen  civilisirten 
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Staaten  nicht  ein  hindernder  sein  wird.  Nur  von  unserem 
egoistischen  Standpunkte  aus  betrachtet,  bildet  diese  Be- 
wegung eine  offenbare  Gefahr. 

Ueber  den  Verlauf  der  Palastrevolution,  welche  den 
Sultan  Abdul  Hamid  II.  im  Juli  d.  J.  anscheinend  plötz- 
lich bewog,  seine  Günstlinge  zu  entlassen  und  die  Ver- 
fassung Midhat  Pascha's  (den  er  selbst  s.  Z.  verbannt 
und  wahrscheinlich  gemordet  hatte)  wiederherzustellen, 
ist  die  von  mit  der  Sache  näher  Vertrauten  gegebene 
Version  die,  dass  die  in  Mazedonien  stehenden  jungtOr- 
kischen  Generäle  gedroht  hätten,  mit  ihren  Truppen 
nach  der  Hauptstadt  zu  marschiren  und  gleichzeitig  sich 
an  die  Weiber  und  Kinder  der  albanesischen  Garden 
zu  halten,  wenn  dieselben  Widerstand  versuchen  würden. 
Daraufhin  stellte  der  Sultan  die  «suspendirte»  Verfassung 
von  1876  wieder  her,  und  es  soll  ein  Parlament  bereits 
im  Oktober  seine  Sitzungen  in  Eonstantinopel  eröffnen. 
Selbstverständlich  würde  der  alte,  gewissenlose  Selbst- 
herrscher sofort  die  Verfassung  nochmals  rückgängig 
machen,  falls  er  eine  zur  Reaktion  bereitwillige  Solda- 
teska finden  könnte.  Einstweilen  haben  sich  aber  bloss 
die  kurdischen  unregelmässigen  Truppen  (Hamidies)  für 
eine  Reaktion  erklärt,  die  jedoch  wohl  von  den  Regulären 
niedergeschlagen  werden  wird.  So  erreicht  denn  auch 
diese  gewerbsmässigen  Mörder  der  Armenier  endlich 
die  lange  aufgesparte  Rache  für  ihre  auf  Veranlassen  des 
Sultans  verübten  Greuelthaten,  und  mag  auch  dort  ein 
Tag  der  Erlösung  von  der  Knechtschaft  erscheinen! 

Auch  die  Bewohner  des  Libanon  sandten  an  die  Bot- 
schafter in  Konstantinopel  ein  Circulartelegramm,  in  dem 
sie  auf  das  Entschiedenste  gegen  die  ihnen  aufoktroyirten 
Wahlen  zum  türkischen  Parlament  protestiren.  Die  Auto- 
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nomie  des  Libanons  sei  durch  einen  Vertrag  mit  scclis 
Grossmächten  garantirt  und  diese  Autonomie  dürfe  keine 
Schmälerung  erfahren,  weshalb  der  Libanon  es  ablehne, 
Deputirte  in  das  Parlament  zu  entsenden. 

lieber  die  ganze  jungtürkische  Bewegung  sagt 
ein  derselben  wohlwollendes  Blatt  Folgendes: 

«Wohl  noch  nie  ist  die  Welt  durch  eine  grosse  poli- 
tische Umwälzung  so  vollkommen  überrascht  worden 
als  durch  die  Umwandlung  des  absolutistischesten  aller 
Staaten  in  eine  konstitutionelle  Monarchie.  Sehen  wir 
uns  zunächst  einmal  die  Organisation  der  jungtürkischen 
Bewegung  näher  an,  welch  letztere  die  Quelle  aller  Ge- 
schehnisse war.  Seit  Jahrzehnten  wurden  aus  Paris,  London 
und  der  Schweiz  Zeitungen  eingeschmuggelt,  die  eifrig 
gelesen  wurden  und  den  Boden  für  die  Revolution  mit 
Erfolg  vorbereiteten.  Niemand  getraute  sich  mit  einem 
Andern  darüber  zu  sprechen,  da  er  selbst  bei  seinem 
besten  Freunde  nicht  sicher  war,  vielleicht  einen  Spion  in 
ihm  zu  finden.  Seit  ungefähr  drei  Jahren  jedoch  hat  die 
Organisation  zuerst  unter  den  Offizieren  festen  Fuss  ge- 
fasst,  und  langsam  nahm  man  dann  auch  Zivilbeamte  auf  • 
Als  man  dann  sah,  dass  jeder  Eingeweihte  seinen  ge" 
leisteten  Eid  hielt  und  durch  nichts  von  der  Sache  abzu- 
bringen war,  wurde  die  Agitation  freier  und  intensiver. 
Man  erkannte  zuerst  sehr  richtig,  dass  das  Post-  und  Tele- 
graphenpersonal gewonnen  werden  musste,  was  auch 
gelang,  und  von  diesem  Augenblicke  an  war  das  Komitee 
Herr  der  Situation,  besonders,  da  man  alle  Chiffreschlüssel 
in  der  Hand  hatte  und  daher  eine  Geheimkorrespondenz 
mit  dem  Palais  unterbunden  war.  Viele  Telegramme 
und  Briefe,  die  Bezug  auf  die  Bewegung  vom  Palais 
aus  an  einige  Günstlinge  abgesandt  wurden,  erreichten 
den  Adressaten  nicht,  sondern  wurden  vom  Komitee 
beantwortet  und  selbstverständlich  lautete  der  Bescheid 
immer  für  das  Palais  beruhigend.  Inzwischen  war  man 
auch  den  Albanesen  nähergetreten  und  fand  auch  hier 
zum   Theil  begeisterten   Anklang.    Immer  weiter  zogen 
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sich  die  Kreise  der  Bewegung,  und  obgleich  von  Tag 
zti  Tag  die  Zahl  der  Verschwörer  wuchs  und  schliesslich 
Hunderttausende  den  Eid  geleistet  hatten,  fand  sich  doch 
nicht  ein  einziger  Verräther !  Auch  das  ist  ein  Beweis 
von  dem  anständigen  Charakter  der  Türken.  Schliesslich 
wagte  man  sich  auch  an  die  Leute,  die  bisher  als  Günst- 
Unge  des  Palais  bekannt  waren,  und  forderte  sie  direkt 
auf,  den  Schwur  zu  leisten;  wer  sich  weigerte,  wurde 
erschossen,  Fälle,  die  in  Saloniki  und  Monastir  mehrfach 
vorkamen,  und  die  einen  derartigen  Schrecken  hervor- 
riefen, dass  sodann  Jeder  sich  dem  Komitee  unterwarf. 

Die  allgemeine  Erhebung  war  auf  Ende  August  vor- 
gesehen gewesen,  jedoch,  wie  zumeist  in  solchen  Zeiten, 
war  man  gezwungen,  früher  Sturm  zu  blasen. 

Nicht  am  wenigsten  trug  zur  Erbitterung  das  Benehmen 
mancher  Vertreter  der  Grossmächte  bei.  Wer,  wie  ich,  ge- 
sehen hat,  dass  der  russische  Konsul  Maschkow  einen 
auf  Posten  stehenden  Rekruten,  der  ihn  nicht  kannte, 
mit  der  Reitpeitsche  prügelte,  weil  er  nicht  präsentirte, 
oder,  wie  derselbe  Herr  Mittags  um  12  Uhr  vor  Hun- 
derten von  Menschen  einen  Militärposten  rechts  und 
hnks  ohrfeigte,  weil  dieser  seinen  neu  ernannten  Drago- 
man, den  er  nicht  kannte,  durch  die  Bahnhofsperre  nicht 
passiren  Hess  und  dann  noch  auf  eine  Anzeige  14  Tage 
Arrest  bekam,  der  kann  sich  die  Wirkung  solchen  Ver- 
fahrens auf  die  Türken  leicht  vorstellen.  Erwägt  man 
dann  noch,  wie  die  Angehörigen  der  kleinen  Balkan- 
staaten bei  feierlichen  Anlässen  ihre  patriotischen,  gegen 
die  Türken  gerichteten  Lieder  ungenirt  vortrugen,  so  muss 
man  sich  nur  über  die  langmüthige  Geduld  der  Türken 
verwundern.  Und  wie  dann  ein  Reformprojekt  dem  an- 
dern folgte,  wie  österreichische  GeneralstabsoflSziere  in 
heimatlicher  Uniform  im  Lande  herumreisten,  um  die 
türkische  Gendarmerie  zu  inspiziren,  da  sagte  sich  jeder 
vernünftige  Türke,  dass  die  Annahme  des  Revaler  Pro- 
grammes  der  Anfang  des  Verfalles  des  Ottomanischen 
Reiches  sein  würde.  Da  war  der  Zeitpunkt  gekommen, 
um  Europa  zu  zeigen,  dass  der  kranke  Mann  durch  eine 
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schnelle  und  einschneidende  Operation  noch  zu  retten 
war.  Heute  ist  er  noch  Rekonvaleszent,  wünschen  wir 
ihm  eine  recht  baldige  vollständige  Genesung.» 

Die   Verfassung    Mi d hat's,    die   nun   eingeführt 
werden  soll,  enthält  folgende  Hauptbestimmungen: 

Untheilbarkeit  des  Ottomanischen  Reiches;   der  Sul- 
tan, als  oberster  Khalif  und  Beherrscher  aller  ottomani- 
schen Unterthanen,    ist   unverantwortlich  und  unverletz- 
lich;  seine  Prärogative  sind  jene  der   konstitutionellen 
Herrscher   des  Occidents;   die  Unterthanen  des  Reiches 
werden   unterschiedslos  Ottomanen   genannt ;    ihre   per- 
sönliche Freiheit  ist  unverletzbar  und  durch  die  Gesetze 
verbürgt.    Der  Islam  ist  die  Staatsreligion;   es   wird  je- 
doch die  freie  Ausübung  aller  anerkannten  Glaubensbe- 
kenntnisse gewährleistet,  sowie  die  religiösen  Privilegien 
der  Kirchengemeinschaften   aufrechterhalten  bleiben;    in 
der  Verfassung  ist  keine  Bestimmung  enthalten,   welche 
den  staatlichen  Institutionen   einen   theokratischen  Cha- 
rakter aufprägen  würde.    Freiheit  der  Presse,  Versamm- 
lungsrecht,   Petitionsrecht   für   alle   Ottomanen   bei   den 
Kammern,  Unterrichtsfreiheit,  Gleichheit  aller  Ottomanen 
vor  dem  Gesetze,  gleiche  Rechte  und  gleiche  Pflichten 
gegen  das  Land,  Zulassung  zu  allen  öffentlichen  Aemtern 
ohne  Unterschied  der  Religion,  gleichmässige  Vertheilung 
der  Steuern  und  Abgaben,  Garantie  des  Eigenthums;  Nie- 
mand kann  seinem  gesetzlichen  Richter  entzogen  werden. 
Der  Ministerrat  beräth  unter  dem  Vorsitze  des  Grosswe- 
sirs; jeder  Minister  ist  für   die  Führung   der  Geschäfte 
seines    Departements    verantworthch ;    die    Deputierten- 
kammer kann   begehren,  dass  die  Minister  in  Anklage- 
stand  versetzt    werden ;    ein    oberster  Gerichtshof   wird 
errichtet,  um  sie  abzuurtheilen;  im  Falle  eines  dem  Mini- 
sterium  feindseligen  Votums   der  Deputiertenkammer  in 
einer  wichtigen  Frage  wechselt  der  Sultan  die  Minister 
oder   löst   die   Kammer   auf;    die    Minister   können   den 
Sitzungen    der   beiden   Kammern   beiwohnen    und    darin 
das  Wort  ergreifen;   es  können  an   sie  Interpellationen 
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gerichtet  werden.  Die  nach  Massgabe  der  durch  das 
Gesetz  festgestellten  Bedingungen  ernannten  öffentHchen 
Würdenträger  können  ohne  gesetzUchen  und  berechtigten 
Grund  nicht  abberufen  werden;  die  Verantwortlichkeit 
der  Funktionäre  wird  durch  gesetzwidrige  Befehle,  welche 
sie  etwa  von  einem  Vorgesetzten  empfangen  hätten, 
nicht  aufgehoben.  Die  Generalversammlung  der  Otto- 
manen besteht  aus  zwei  Kammern,  dem  Senat  und  der 
Deputiertenkammer,  welche  am  I.November  jedes  Jahres 
zusammentreten  und  deren  Session  vier  Monate  dauert. 
Bei  Eröffnung  jeder  Session  wird  eine  Botschaft  des 
Sultans  an  die  beiden  Kammern  gerichtet;  die  Mitglieder 
der  beiden  Kammern  sind  frei  in  ihren  Abstimmungen 
und  der  Abgabe  ihrer  Meinungen;  das  imperative  Man- 
dat ist  nicht  zulässig;  die  Gesetzcslnitiative  gebührt  in 
erster  Linie  dem  Ministerium,  dann  den  Kammern  in 
Form  eines  Vorschlages;  die  Gesetze  werden  zuerst  der 
Genehmigung  der  Deputierten,  dann  dem  Senat,  schliess- 
lich der  kaiserlichen  Sanktion  unterbreitet.  Auf  100,000 
Einwohner  entfällt  ein  Deputierter.  Die  Wahl  findet 
mittels  geheimem  Skrutiniums  statt;  das  Deputierten- 
Mandat  ist  unvereinbar  mit  öffentlichen  Funktionen ;  die 
allgemeinen  Deputiertenwahlen  finden  alle  vier  Jahre 
statt;  die  Abgeordneten  sind  wiederwählbar;  im  Falle 
der  Kammerauflösung  finden  die  allgemeinen  Wahlen 
statt,  und  die  neue  Kammer  tritt  sechs  Monate  nach 
dem  Auflösungstage  zusammen.  Die  Sitzungen  der  De- 
putiertenkammer sind  öffentlich ;  die  Deputierten  können 
während  der  Dauer  einer  Session  ohne  Ermächtigung 
der  Kammer  weder  verhaftet  noch  gerichtlich  verfolgt 
werden.  Die  Kammer  votirt  die  Gesetze  nach  Artikeln 
und  das  Budget  nach  Kapiteln. 

Die  weiteren  Paragraphen  der  Verfassung  verfügen 
die  Unabsetzbarkeit  der  Richter,  obligatorischen  Unter- 
richt, Selbstverwaltung  der  Kantone  usw.  Diese  Ver- 
fassung, von  deren  Ausarbeitung  der  am  31.  August  1876 
auf  den  Thron  gekommene  Sultan  Abdul  Hamid  II.  am 
25.  November  dem  englischen  Botschaf ter  Mittheilung  ge- 
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macht  hatte,  hatte  lediglich  den  Zweck,  die  Reform  vor 
schlage  der  Mächte  überflüssig  zu  machen.     Midhat  Pa- 
scha,   der    eigentliche   Urheber    der   Verfassung,    wollte 
allerdings   mit    derselben    auch    eine    Verbesserung    der 
Verhältnisse  herbeiführen.    Am  19.  Dezember  1876  wurde 
er    zum  Grosswesir   ernannt,    und  am  23.  Dezember  er- 
folgte  die   feierliche    Proklamation   derselben.     Die   Er- 
öffnung des   ersten    türkischen  Parlaments    fand  am  19. 
März  1877  statt.    Mittlerweile   war  aber  Midhat  Pascha 
am  6.  Februar  gestürzt  worden,  und  die  alte  Günstlings- 
wirtschaft   hatte    unter    dem   Alttürken   Edhem   Pascha 
wieder  begonnen.    So   war   denn   auch  bald   kein  Platz 
mehr   für   das  Parlament,   obgleich    die    in   dasselbe  ge- 
wählten Türken  sich  sehr   würdig  benahmen.    Der  rus- 
sisch-türkische Krieg,  der  am  24.  April  ausbrach,  machte 
allen  freiheitlichen  Bestrebungen  ein  Ende.    (Fkft.  Ztg.) 

Diese  Verfassung  in  dem  aus  völlig  inkohärenten 
Völkerschaften  zusammengeleimten  türkischen  Reiche  zur 
Ausführung  zu  bringen,  ist  jedoch  eine  Aufgabe,  an  der 
vorläufig  jedes  Ministerium  scheitern  wird.  0 

Jedenfalls  wären  die  etwa  8V2  Millionen  Christen, 
welche  das  Reich  enthält,  die  einzige  Gruppe,  auf  die 
es  sich  in  Wirklichkeit  stützen  könnte.  Dem  steht  aber 
der  überall  bereits  mächtig  anschwellende  Panislamis- 
mus  entgegen,  welcher  ein  der  europäischen  Kultur  inner- 
lich feindliches  Element  ist.    Beide  werden  noch  einmal 


'j  In  Wirklichkeit  kann  wohl  nur  eine  einfache  Militär- 
herrscbaft,  im  besten  Falle  eine  solche  in  der  Art  Cromwells, 
oder  von  Porfirio  Diaz  in  Mexiko,  daraus  werden,  und  wenn 
sich  im  Hause  Osman's  selbst  kein  passender  Mann  dazu 
vorfindet,  so  wird  der  Sultan  bloss  noch  das  Khalifat,  die 
religiöse  Seite  seiner  bisherigen  Stellung  in  der  Art  des  Pap- 
stes, beibehalten.  Ob  er  dann  damit  wieder  nach  Cairo  Ober- 
siedelt, ist  eine  grosse  Frage  für  die  ohnehin  stets  bedrohte 
englische  Herrschaft  in  Aegypten. 
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an  den  Gestaden  des  'Mittelmeeres,  und  vielleicht  in  Pa- 
lästina und  Mesopotamien,  mit  einander  zu  ringen  haben, 
und  jedenfalls  ist  die  europäische  Bevormundung  der 
Türkei,  wie  sie  seit  dem  Wiener  Kongress  von  1815  be- 
stand und  in  jüngster  Zeit  über  Kreta  und  Mazedonien 
sich  anzudehnen  vermochte,  seit  dem  JuU  d.  J.,  unwider- 
ruflich zu  Ende. 

Das  ist  das  grösste  Ereigniss  dieses  Jahres,  und  dass 
es  so  unerwartet  eintreten  konnte,  trotz  aller  Zusammen- 
künfte von  Königen  und  Ministern,  zeigt  am  besten  die 
Fähigkeiten  der  jetzigen  europäischen  Diplomatie. 

Dieselbe  schien  gänzUch  überrascht  worden  zu  sein 
und  hat,  allem  Anschein  nach,  sich  noch  nicht  zu  der 
Sache  gefasst.  Einzig  König  Eduard  von  England  — 
allerdings  der  Nächstbetheihgte,  da  es  sich  bei  ihm  um 
Indien  und  Aegypten  handelt  —  sandte  an  den  Sultan 
folgendes  sauersüsse  Telegramm  zu  seinem  Geburtstage: 

«Ich  bitte  Ew.  Majestät  meine  aufrichtigen  Glück- 
wünsche gelegentlich  der  ersten  Geburtstagsfeier  seit 
der  Wiederherstellung  der  Verfassung  zu  genehmigen. 
Es  ist  aller  Grund  zur  Hoffnung  vorhanden,  dass  mit 
einem  so  aufgeklärten  und  hervorragenden  Grosswesir 
das  üttomanische  Reich  nur  vorwärtsschreiten  kann, 
während  der  Name  Ew.  Majestät  von  nun  ab  in  der 
Welt  berühmt  sein  wird.» 

Berühmt  ist  dieser  Name  schon  früher  gewesen, 
wenn  man  namentlich  etwa  an  Gladstone's  Bezeichnung 
denkt.  Berühmt  sein  ist  aber  nicht  Alles,  es  kommt 
darauf  an,  wie  und  weshalb. 

Die  Bulgarische  Revolutionsorganisation 
in  Mazedonien  erliess  folgendes  Schriftstück  an  ihre 
Komitadschi's : 


.  An  die  KreU-  ül..  iJ--^-  i--  '-  •  - 
rganisation. 

Durch  die  neu-'-- -^ : '  >  -^"   - 
5  die  Organisalioa  i^  r   .-^    .    -    -• 
ren.    Das  Zentralk- '— '-^»'  -'■  - 
,fort  mit  dem  j'inj:!'--^"-*"''   ^- 
res.  in  VerhaudLr^    7",^;''/.    _" 
orderungen  vor.   t-    ---"^    -' 
leibst  Verwaltung  ■  A  .*•  1  '-"'      -  ' 
ledankenaustauscL    .-^   --  •-    -  - 
Vfcurvsemng  eini-'-^r  >i-*-  ">"    '-" 
ecs  deutlich  erk-iir-;i-    -^-  *->" 
Mazedoniens  von   •>'    ;;'';\  "7. 
werden   wird.    Mi^i'-^-'-'j-    — 
[firkischcn  Organ -•.i'- '^    "--"- 
(heue  Freiheit  xk"^>^  y  'j-  '•  "'  -  ' 
weil  sie  sich  in  u.-'-:-  -*'-  :    • '  • '  >  -  ' 
jetzt  die  innere  Mr.' ■^--•.'   •'-   -•  '  .'-'^ 
halten  und  heldt:!.:^'--    r  -j  ♦•**'     " 

Ausgehend  von   s- -  i^=-  ^''^^''*   '  . 
Organisation  es  L/^  •'-- -^    •   r      •* 

pf  ehlen : 

dürfen  in  kein*rni  Fi-  ;''  '-^  '^'\ 
agitiren,  durch  c.-  ^-  r--  .>"'  -^• 
diese  Weise  tra^V-i:.  ,  \  ''  '/  '^ 
volkerung  zu  stäri-.:^  i--  -'  -  • 
wegungen  der  W^^^-^  'i-.  ."  '  ^^ 
mit  sie  sellM  n-  :-•  '-i^  -y  '  ' 
Gegnern  in  die  H^r.-^  -'  '-     -  -^ 

aber  einer  der  V»  ■.;-.■'••-- ^     J'  "^ 

seinen  Beweg^:n2-.^    ''""'f '? 

Zentralbureau  fier  UJiri:-.----    - 

Sitz  in  Salonik  hat.  z^  t^;.  :^  -   ^  ^    ^,. 
2)  Die    illegalen    *^'^>- - -=  ;^  :/,^.   .-., 

Wniewoden  einen  Stellvertreter  *..--•=--—        ^.:... 

Die  Samen  dieser  Vertreter   u. 
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halten  werden,  sie  sind  jedoch  mit  Vollmachten  auszu- 
statten, die  ihre  Vertretungsbefugniss  beweisen.  In  Be- 
zirken, in  welchen  die  Kreismitglieder  nicht  in  der  Lage 
sind,  den  Vertreter  zu  erwählen,  bestimmt  der  Wojewode 
selbst  denselben. 

3)  Alle  anderen  Komitadschis  gehen  in  ihre  Hei- 
math, denjenigen,  welche  in  einem  Rayon  fremd  sind, 
werden  die  Waffen  abgenommen.  Die  Wojewoden  wer- 
den von  der  Bezirkskasse  erhalten,  für  ihre  Ernährung 
haben  die  Bürger  und  Bauern  zu  sorgen,  wie  es  auch 
bis  jetzt  war. 

4)  Die  Waffen  müssen  immer  imstand  sein  und  streng 
insbesondere  vor  der  Bevölkerung,  die  der  Organisation 
nicht  angehört,  geheim  gehalten  werden.  Jeder,  der  seine 
Waffen  verkauft,  ausleiht  oder  verräth,  wird  strengstens 
bestraft.    Dieses  gilt  auch  für  das  Waffendepot. 

5)  Das  ganze  Archiv  sowie  die  Korrespondenz  der 
Wojewoden,  wie  auch  jene  des  Komitees  ist  auf  sicheren 
Plätzen  zu  bewachen. 

6)  Die  Namen  der  Komitadschis  müssen  für  das  tür- 
kische Komitee  Geheimniss  bleiben,  weil  diese  bei  einer 
eventuellen  Reaktion  sicher  verloren  sind. 

7)  Die  Kreiskomitees  sind  verpflichtet,  die  Rech- 
nungen der  Bezirkskomitees,  sowie  der  Wojewoden  zu 
verifiziren,  die  Resultate  sind  an  das  Zentralkomitee  zu 
melden. 

8)  Allen  Organisationsmitgliedern  ist  verboten,  den 
Treueid  dem  türkischen  Komitee  zu  leisten,  diejenigen, 
welche  mit  Gewalt  dazu  gezwungen  werden,  müssen 
kategorisch  dieses  verweigern.  Sie  müssen  erklären, 
dass  sie,  indem  sie  Mitglieder  der  inneren  Organisation 
sind,  einer  anderen  Organisation  nicht  mehr  angehören 
können.  Ein  jeder  solcher  Fall  muss  in  Form  der  Klage 
der  Regierung  und  dem  Zentralkomitee  gemeldet  werden. 
Die  Komitees,  sowie  die  Wojewoden  müssen  über  jede 
Gesetzwidrigkeit,  sowie  Ungerechtigkeit  gegen  das  Volk 
strenge  Aufsicht  führen  und  darüber  sofort  an  das 
Zentralkomitee   berichten.     Die   Bauern,   deren   Kirchen 
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und  Schulen  gesperrt  sind,   sollen  deren  Eröffnung  ver- 
langen. 

9)  Die  Komitees  sollen  darnach  trachten  und  selbst 
die  Initiative  ergreifen,  dass  sich  in  ihren  Rayons  neue 
Komitees  nach  Saloniker  Muster  bilden.  Die  Vortheile 
solcher  Arbeit  sind  augenscheinlich.  Die  Komitees  wer- 
den den  legalen  pohtischen  Kampf  des  bulgarischen 
Volkes  führen  und  dadurch  die  Arbeit  der  illegalen  Or- 
ganisation ergänzen,  welche  ihr  Ziel  nur  in  dem  Kampf 
mit  Waffen  hat.  Ziel  jener  legalen  Komitees  ist  dement- 
sprechend die  Bezirksselbstverwaltung  für  jene  Gegend.  Es 
ist  erwünscht,  dass  an  diesen  Komitees  der  angesehenste 
und  intelligenteste  Theil  der  Bevölkerung  theilnimmt. 

10)  Gleichzeitig  mit  dem  bulgarischen  Komitee  können 
auch  gemischte  Komitees  (mit  Türken,  Griechen  usw.) 
gegründet  werden,  aber  das  Ziel  derselben  ist  ein  ganz 
anderes.  Diese  werden  nur  für  die  Interessen  aller  Na- 
tionalitäten kämpfen. 

11)  Die  legalen  Komitees  sollen  vom  türkischen 
Komitee  verlangen:  die  Einsetzung  einer  provisorischen 
Regierung,  welche  die  Regierungsgeschäfte  in  jener 
Gegend  führen  wird  bis  zur  Einführung  einer  normalen 
Ordnung.  Dass  die  Zahl  der  Klubmitglieder  der  nume- 
rischen Stärke  der  Nationalität  entspricht;  von  dieser 
Regel  sind  Ausnahmen  nur  für  die  Türken  gestattet,  so 
z.  B.  wenn  in  einer  Gegend  die  Türken  in  der  Minder- 
zahl sind,  soll  die  Zahl  der  türkischen  Klubmitglieder 
gleich  jener  der  bulgarischen  Organisation  sein.  Nur 
diese  Ausnahme  ist  gestattet. 

12)  Die  legalen  Komitees  werden  darnach  trachten, 
dass  die  bulgarische  Bevölkerung  im  Idare  metschilis 
1  Kreisrath)  entsprechend  ihrer  Bevölkerungszahl  vertreten 
ist,  da  sie  bei  Wahlen  der  Mitglieder  ins  Parlament  mit- 
wirken; dieses  gilt  auch  für  alle  andern  administrativen 
Behörden. 

13)  Die  Komitees  werden  die  Bevölkerung  für  die 
Parlaments  wählen  vorbereiten,  dafür  werden  sie  die  nöthi- 
gen  Ordres  bekommen. 
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Indem  das  Zentralkomitee  diese  Massregeln  empfiehlt 
ist  es  zugleich  überzeugt,  dass  die  Bezirks-  und  Kreis- 
komitees ebenfalls  von  der  Wichtigkeit  und  Zeitgemäss- 
heit  dieser  Handlungen  überzeugt  sind  und  dass  sie  jene 
Massnahmen  sogleich  verwirklichen  v^erden. 

Dieser  Erlass  ist  Salonik  12./25.  August  1908  datirt 
und  mit  der  Unterschrift  des  Zentralkomitees  sowie  mit 
dem  Originalstempel  desselben  versehen. 

Gleichzeitig  besetzte  Bulgarien  die  Orientbahn  (die 
der  Türkei  gehört)  auf  seinem  Gebiete.  ^) 

Da  ist  offenbar  auch  noch  Krieg  im  Werke. 

Von  den  Kleinstaaten  Europas  ist  einer,  Belgien, 
soeben  durch  einen  Beschluss  seiner  Kammern  (Reprä- 
sentanten am  20.  August  mit  83  gegen  54*  Stimmen  und 
9  Enthaltungen ;  Senat  am  12.  September  mit  63  gegen 
24  Stimmen  und  11  Enthaltungen)  weit  grösser  geworden. 
Nämlich  durch  die  Einverleibung  des  seit  1885  in 
Personalunion  mit  Belgien  stehenden  Kongostaates, 
der  eine  lange  Missregierung  des  nur  auf  seinen  persön- 
lichen Vortheil  bedachten  «Souveräns»  hinter  sich  hat. 
Wie  es  angehen  wird,  dass  ein  ewig  neutraler  Staat  eine 
solche,  doch  kaum  in  die  gleiche  Neutralität  einschliess- 
bare,  Kolonie  besitzen  kann,  muss  sich  erst  zeigen ;  die 
beiden  Ansprecher,  Frankreich,  das  nach  einem  Vertrag 
vom  5.  Februar  1895  eine  Art  von  Vorkaufsrecht  besitzt, 
und  England,  das  Oberhaupt  auf  ganz  Afrika  Anspruch 
zu  haben  glaubt,  werden  ihre  Wünsche  bloss  vertagen, 
oder  vielleicht  s.  Z.  die  Kolonie  mit  dem  Mutterlande  zu- 
gleich zu  erwerben  trachten. 


*)  Ueber  alle  das  türkische  Reich  betreffenden  Verhältnisse 
ist  ein  guter  Litteratur-Katalog  bei  Paul  Geuthner, 
libraire-antiquaire,  in  Paris  erschienen. 
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Die  Frankfurter-Zeitung  berichtete  über  dieses  zweite 
grosse  Ereigniss  dieses  Jahres  Folgendes: 

cBelgien  hat  den  grossen  Schritt  gewagt  1  Gestern, 
21.  August,  Nachmittag,  kurz  vor  fünf  Uhr,  ergab  die 
Abstimmung  die  stattliche  Mehrheit  von  28  Stimmen  zu 
Gunsten  des  Uebeniahmegesetzes.  Die  gesammte  kleri- 
kale Rechte  mit  Einschluss  der  oppositionellen  Gruppe 
Beemaert  de  Lantsheere  hat  sich  für  die  Uebemahme 
ausgesprochen ;  die  liberalen  Abgeordneten  Antwerpens 
und  mehrere  gemässigte  Liberale  ebenso,  darunter  der 
Abgeordnete  Hymans,  der  seine  grosse  Rede,  in  der  er 
sich  fQr  die  Uebemahme  erklärt  hatte,  mit  der  halb 
sorgenvollen,  halb  muthigen  Devise  schloss :  «Fais  ce  que 
tu  dois,  advienne  qui  pourra.» 

Belgien  erhält  eine  Kolonie,  die  246  Millionen  Hektar 
misst  und  die  86  mal  so  gross  ist,  als  das  kleine  Mutter- 
land! Die  Kolonie  brachte  in  den  letzten  Jahren  durch- 
schnittlich für  etwa  46'  Millionen  Franken  Kautschuk,  für 
3,7  Millionen  Elfenbein  und  für  zusammen  etwa  4  Millionen 
Kopal,  Palmöl  und  Palmnüsse.  Bei  der  Sucht  des  Königs 
und  der  staatUchen  Konzessions-Gesellschaften,  mögUchst 
viel  Geld  aus  der  Kautschukgewinnung  herauszuschlagen, 
vnirde  die  Kultur  aller  anderen  Kolonialprodukte  stark 
vernachlässigt.  In  der  Kolonie  sind  636  Kilometer  Eisen- 
bahnen in  Betrieb:  die  Bahn  am  unteren  Kongo,  von 
Matadi  nach  Leopoldville  (400  Kilometer),  sowie  die  Bahn 
zur  Umgehung  der  Wasserfälle,  Stanleyville-Ponthierville 
(135  Kilometer).  Im  Bau  begriffen  ist  die  Bahn  der 
grossen  Seen  von  Kindu  nach  Lualaba,  die  die  Fort- 
setzung der  Bahn  StanleyviUe-Ponthierville  nach  dem 
Süden  bis  zur  «Eisernen  Pforte»,  dem  Eingang  zum  Ka- 
tangagebiet,  bilden  soll.  Fertig  gestellt  sind  bereits  etwa 
100  Kilometer  von  den  etwa  600  Kilometern  dieser  Bahn- 
strecke. Dir  Ausführung  weiterer  Bahnprojekte,  wie  die 
in  den  zukünftigen  Bergwerkbezirken  des  Katanga,  liegt 
noch  in  weiter,  oder  selbst  in  sehr  weiter  Zukunft,  wie 
der  Ausbau  der  1800  Kilometer  langen  Riesenstrecke  vom 
Kongo  zum  Katanga. 
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Die  Lasten,  die  Belgien  übernimmt,  bestehen  zu- 
nächst in  Verpflichtungen  in  der  Höhe  von  etwa  100 
Millionen  gegenüber  dem  König.  Belgien  stellt  dem 
König  45  Millionen  für  Schloss-  und  Luxusbauten  in 
Laeken,  Ostende  und  Brüssel,  sowie  für  Anlagen  in  der 
Umgebung  Laekens  zur  freien  Verfügung ;  dies  sind  Werke, 
die  dem  König  ganz  besonders  am  Herzen  liegen  und  die 
er  zum  Theil  bereits  begonnen  hat.  Weitere  50  Millionen 
erhält  der  König  in  jährlichen  Raten  von  3,3  Millionen 
für  nützliche  Werke  in  der  Kolonie.  Die  Kammer  be- 
hält sich  die  Kontrolle  über  diese  Werke  vor.  Es  werden 
ferner  300,000  Franken  jährlich  zum  Unterhalt  der  gross- 
artigen Treibhäuser  des  Königs  hergegeben,  die  allerdings 
dem  Publikum  nur  sehr  wenig  zugänglich  sind.  Prinz 
Albert  erhält,  wie  es  heisst,  sehr  gegen  seinen  Willen, 
jährlich  120,000  Franken  bis  zu  seiner  Thronbesteigung, 
die  jüngste  Tochter  des  Königs,  Clementine,  75,000  Franken 
jährlich  bis  zu  ihrer  Heirat;  die  Missionare  von  Scheut 
im  Kongostaate  bekommen  jährlich  65,000  Franken  und 
endlich  die  Verwaltungsräthe  der  aufgelösten  Krondomäne 
zusammen  60,000  Franken  jährliche  persönliche  Rent«. 
Während  der  König  zunächst  sich  die  gesammte  Exekutiv- 
und  Legislativgewalt,  die  unkontroUirbare  Finanzver- 
waltung, sowie  das  ausschliessliche  Recht,  ohne  Kontrolle 
Anleihen  aufzunehmen,  Konzessionen  zu  ertheilen  etc., 
vorbehielt,  hat  nun  die  Kammer  nach  langen  Kämpfen 
ihre  so  gut  wie  vollkommene  Beschliessungsfreiheit  be- 
züglich der  neuen  Kolonie  erobert  Das  Parlament  stellt 
das  Budget  auf,  beschliesst  über  Anleihen,  kontrollirt  die 
grösseren  Konzessionsertheilungen,  deren  Modalitäten  den 
Parlamentariern  im  Entwurf  vorliegen  müssen.  Ein 
Kolonialrath,  zu  dem  der  König  8,  die  Kammern  6  Mit- 
glieder ernennen,  prüft  die  Geselzesdekrete  imd  schlägt 
solche  vor,  Abgeordnete  aus  den  verschiedensten  Par- 
teien äussern,  dass  die  Kammer  fest  entschlossen  sei,  ihr 
Bestimmungsrecht  über  die  Kolonie  in  jeder  Hinsicht  zu 
wahren.  Man  kann  wohl  ohne  Bedenken  annehmen,  dass 
das  Parlament  entschlossen  ist,  die  nöthigen  Reformen 
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einzuffibren,  und  dass  auf  diese  Weise  an  der  Wieder- 
herstellung der  Handelsfreiheit  und  der  Verbesserung  des 
Lfoses  der  Eingeborenen  gearbeitet  wird,  jener  beiden  aus 
der  Berliner  Akte  herfliessenden  Verpflichtungen,  denen 
der  König  so  grob  entgegengewirkt  hat.  Alsdann  wird 
jeder  Grund  zur  Einmischung  Englands  fehlen,  und  die- 
jenigen werden  wenigstens  in  dieser  Hinsicht  Unrecht 
erhalten,  die,  wie  der  Sozialist  Destr^e,  die  Zukunft  voll 
von  düsteren  Wolken  sehen. 

Die  finanzielle  Lage  der  Kolonie  wird  allerdings  in 
den  nächsten  Jahren  eine  recht  peinliche  sein.  Der 
Raubbau  der  Kautschukgewinnung  und  das  rücksichtslose 
Ausbeutungssystem  hört  auf.  Ausserdem  sind  die  Kaut- 
scfaukpreise  gesunken,  und  weite  Strecken  sind  durch  die 
vorhergegangene  Ausbeutung  der  Kautschuklianen  be- 
raubt. Defizite  werden  entstehen,  und  es  bleibt  bedauer- 
lich, dass  Belgien,  das  doch  die  morahsche  Verpflichtung 
hat,  auch  die  Lasten  des  Objektes  zu  tragen,  dessen 
Nutzen  es  geniessen  will,  nicht  ohne  Weiteres  die  Zins- 
zahlung für  die  Schuld  des  Kongostaates  garantirt.  Ein 
besonderes  Gesetz  wird  also  jedes  Jahr  nöthig  sein,  kraft 
dessen  das  Defizit  durch  Vorschuss  Belgien's  gedeckt 
wird  —  oder  auch  nicht  gedeckt  wird  I  Die  Folge  dieser 
Unsicherheit  wird  ein  Sinken  der  Kongorente  und  im 
Zusammenhang  damit  auch  eine  erhebliche  Schmälerung 
des  auf  121  Millionen  berechneten  Aktivbestandes  der 
Kolonie  sein,  dem  114  Millionen  Schulden  der  Kolonie 
entgegenstehen. 

Unter  den  Gegnern  der  Annexion  befanden  sich 
sämmtliche  Sozialisten  des  Senats,  sowie  einzelne  links- 
stehende Liberale.  Die  Annahme  des  Gesetzes  vollzog 
sich  im  Senat  lebhafter  als  in  der  Kammer.  Die  IQeri- 
kalen  riefen :  «Es  lebe  der  König»,  was  einzelne  Liberalen 
mit  dem  Ruf:  «Es  lebe  Belgien!»,  einzelne  Sozialisten 
mit  Rufen:  «Es  lebe  die  Republik!»  beantworteten.» 

Die  £[ammer  begann  seither  die  Berathung  des  ersten 
Artikels  der  Kolonialcharte,  welcher  bestimmt,  dass  der 
belgische  Kongo  eine  selbständige  und  von  dam  Mutt'^ 
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lande  getrennte  juristische  Person  sei,  dass  derselbe  auch 
unter  eigenen  Gesetzen  stehe  und  dass  Aktiven  und 
Passiven  Belgiens  imd  der  Kolonie  gesondert  bleiben. 

Einstweilen  soll  durch  einen  Aufruf  eine  inter- 
nationale Liga  zum  Schutz  der  Eingeborenen 
des  Eongostaates  gegründet  werden,  die  ihre  bis- 
herige unmenschliche  Ausbeutung  fortan  unmögUch  macht. 
Wenn  in  Folge  hievon  die  neue  Kolonie  eine  Last  fOr 
Belgien  werden  sollte,  was  nicht  unmöglich  ist,  so  ist 
eine  Abtretung  derselben  an  Frankreich  oder  England  das 
muthmassliche  Ende  der  ganzen  Sache. 

Holland  befindet  sich  augenblicklich  in  einem 
kriegsähnlichen  Zustande  mit  Venezuela,  worüber  die 
Zeitungen  Folgendes  berichteten: 

«Ln  Grunde  genommen  waren  die  Beziehungen  zwi- 
schen Holland  und  Venezuela  niemals  besonders  herz- 
lich. Die  Schuld  daran  trägt  der  Umstand,  dass  die 
westindischen  Besitzungen  der  Niederlande,  insbesondere 
die  Insel  Curai^o,  sehr  nahe  der  venezolanischen  Küste 
liegen.  Nun  herrscht  in  Venezuela  thatsächlich  ein  ewiger 
Revolutionszustand.  Denn  sobald  irgend  eine  Partei 
dort  am  Ruder  ist,  so  bildet  sich  sofort  eine  Gegenpartei, 
die  gewöhnlich  kein  anderes  Regierungsprogranmi  hat, 
als  sich  der  sehr  einträglichen  Regierungsämter  zu  be- 
mächtigen und  insbesondere  die  Staatskassen  zu  plündern. 
Geht  es  damit  schief,  so  besteigen  die  besiegten  oder 
auch  ungefährdeten  Revolutionäre  ein  Damp£schif^  unter 
Umständen  auch  das  erste  beste  Segelschiff  und  begeben 
sich  nach  dem  nahen  Curagao,  das  den  Holländern  gehört 
und  wo  ihnen  ihre  heimische,  von  ihnen  natürlich  nicht 
anerkannte  Regierung  nichts  anhaben  kann. 

Auch  der  jetzige  Präsident  Gipriano  Castro  hat  zeit- 
lebens Revolution  getrieben  und  war  bis  zum  Jahre  1899, 
in  dem  er  über  die  damalige  Regierungspartei  in  Caracas 
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siegte  und  die  Diktatur  an  sich  riss,  die  er  bis  zum  beu- 
tigen Tage  zu  behaupten  versteht,  sehr  häufig  auf  Gura- 
qsLO  ein  ungebetener  Gast  der  holländisch-westindischen 
Regierung.  Präsident  Castro  scheint  sich  aber  seiner  re- 
volutionären Vergangenheit,  obwohl  sie  noch  keine  zehn 
Jahre  zurückreicht,  nicht  zu  erinnern.  Denn  seit  seiner 
Diktatur  ist  noch  kein  Monat  vergangen,  ohne  dass  er  an  die 
holländische  Regierung  einen  gehamischten  Protest  gegen 
das  seinen  politischen  Gegnern  auf  den  westindischen 
Besitzungen  gewährte  Asylrecht  gerichtet  hätte,  gegen 
dasselbe  Asylrecht,  von  dem  er  doch  selbst  einen  so  aus- 
giebigen Gebrauch  gemacht  hat. 

Bekanntlich  setzt  sich  Castro  über  Fragen  der  diplo- 
matischen Höflichkeit  und  Etikette  einfach  hinweg,  und 
das  Völkerrecht  ist  ihm  ein  unbekanntes  Gebiet.  Er  hat 
bekanntlich  schon  mit  allen  Staaten  der  Welt  angebun- 
den, aber  noch  keinen  hat  er  in  so  grober  Weise  belei- 
digt wie  Holland,  dessen  diplomatischen  Vertreter  de 
Reus  er  einfach  aus  dem  Lande  verwiesen  hat.  Als 
Grund  wird  ein  Brief  angegeben,  welchen  de  Reus 
letzten  April  in  einer  niederländischen  Zeitschrift  ver- 
öffentlichte und  in  welchem  er  das  diktatorische  Regiment 
Castros  schilderte.  Weiter  hat  er  einer  holländischen 
Gesellschaft,  die  sich  anschickte,  ein  Industrieunter- 
nehmen in  Venezuela  zu  gründen,  den  wohlmeinenden 
Rath  ertheilt,  von  einem  solchen  Vorhaben  abzusehen, 
wobei  er  auf  die  allgemein  bekannte  Missachtung  frem- 
den Eigenthums  durch  Castro  und  auf  dessen  fortgesetzte 
Konflikte  mit  Frankreich,  Deutschland,  Italien,  England, 
den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  usw.  hinwies. 
Diese  allerdings  wenig  schmeichelhaften  Auslassungen 
des  niederländischen  Gesandten  kamen  zur  Kenntniss  des 
Diktators.  Er  verschmähte  es,  den  Weg  zu  betreten,  den 
in  solchen  Fällen,  wenn  eine  Regierung  sich  über  einen 
fremden  Gesandten  zu  beklagen  hat,  der  völkerrechtUche 
Gebrauch  vorschreibt.  Statt  dessen  wies  er  den  nieder- 
ländischen Gesandten  aus,  als  handelte  es  sich  um  den 
ersten  besten  lästigen  Fremden,  und  fügte  der  hollän- 
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dischen  Regierung  damit  eine  Beleidigung  zu,  die  natürlich 
nicht  ungesQhnt  bleiben  kann. 

An  einen  Feldzug  nach  Caracas  dürften  die  Holländer 
kaum  denken.  Wahrscheinlich  werden  sie  ihre  Aktion 
nach  zwei  Richtungen  hin  ausdehnen.  Sie  werden  zu- 
nächst den  venezolanischen  Handel  durch  Aufbringen  der 
venezolanischen  Schiffe  stören.  Dann  aber  werden  sie 
Castros  Gegner,  denen  sie  bisher  nur  das  traditionelle 
Asylrecht  gewährten,  jetzt  offen  und  kräftig  unterstützen, 
imd  damit  wohl  schUesslich  den  Zusammenbruch  seiner 
Diktatur  herbeiführen. 

Holland  hat  es  nicht  unterlassen,  sich  mit  dem  ameri- 
kanischen Gesandten  im  Haag,  Beaupr^,  ins  Einvernehmen 
zu  setzen,  und  es  ist  anzunehmen,  dass  die  Regierung 
in  Washington  genau  über  die  Schritte  Hollands  auf  dem 
Laufenden  gehalten  wird.  Die  Vereinigten  Staaten 
selbst  lassen  Holland  vollkommen  freie  Hand;  nur  wird 
gefordert,  dass  Holland  nicht  zur  dauernden  Besetzung 
von  venezolanischem  Gebiete  schreitet.  Auch  die  eng- 
lische Regierung  wird  Holland  nicht  in  seinen  Plänen 
hindern  und  ebensowenig  Frankreich.» 


In  Schweden  wurden  die  sterblichen  Reste  £manuel 
Swedenborgs,  die  in  der  kleinen  schwedischen  Kirche 
in  London  ruhten,  durch  ein  Kriegsschiff  heimgeholt, 
(ähnlich  wie  Columbus  es  vor  Kurzem  wurde)  und  damit 
die  Erinnerung  an  eines  der  merkwürdigsten  Genies 
des  17.  Jahrhunderts  erneuert,  dessen  mystische  und  zum 
Thcil  phantastische  Anschauungen  namentlich  in  seinem 
Buche  «die  neue  Kirche»  niedergelegt  sind  und  noch  im- 
mer Anhänger,  selbst  in  unserm  Schweizerlande,  be- 
sitzen. In  Amerika  besitzt  er  mehrere  Kirchen  und 
circa  6000  Gläubige.  Es  gehört  diese  Rückberufung 
auch  zu  den  Zeichen  der  Zeit,  in  der  wir  uns  befinden. 
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In  Dänemark  nahm  das  Folkething  den  bereits 
m  Landsthing  angenommenen,  von  der  Regierung  vor- 
-  legten  Gesetzesentwurf  betreffend  die  Einführung  des 
Igem einen  Wahlrechts  für  alle  steuerzahlenden 
ftoner  und  Frauen  über  25  Jahre,  sowie  für  alle  ver« 
airateten    Frauen,   deren  Männer   Steuern    zahlen,  an. 
er  Entwurf  verleiht  dieses  Wahlrecht  zu  allen  kommu- 
alen  Körperschaften,  ausgenommen  zu  den  Kreistagen, 
^o  die  höchstbesteuerten  Wähler  ein  Drittel  der  Wahl- 
.   Jänner  bilden  sollen,  während  sie  bisher  die  Hälfte  der- 
elben  ausmachen.    Die  Annahme  der  Vorlage  erfolgte 
nit  64  gegen  35  Stimmen.    Dafür  stimmten:   die  Linke, 
üe  Beformpartei,  die  gemässigte  Linke  und  zwei  Mit- 
glieder der  Rechten ;   dagegen  die  Sozialisten,  die  radi- 
kale Linke  und  fünf  Mitglieder  der  Rechten.    Das  neue 
Wahlrecht  basiert  auf  der  Verhältnisswahlmethode. 

Ausserdem  tendirt  Island,  dem  Beispiele  Norwegens 
folgend,  noch  einer  grossem  Selbständigkeit  gegenüber 
Dänemark,  wahrscheinlich  in  der  Form  einer  blossen 
Personalunion.    Die  jetzigen  Verhältnisse  sind  folgende: 

Seit  1814  ist  die  Insel  dänisch,  wie  sie  es  übrigens 
schon  in  früheren  Perioden  ihrer  bewegten  Geschichte 
war.  Seine  eigene  gesetzgebende  Versammlung  (Al- 
thing), die  sich  alle  zwei  Jahre  in  Reykjavik,  der  Haupt- 
stadt der  Insel,  versammelt,  hat  Island  seit  1874.  Seit 
1903  besteht  das  isländische  Parlament  aus  zwei  Kam- 
mern, einem  Oberhaus  von  14  und  einem  Unterhaus  von 
26  Mitgliedern.  Der  höchste  Beamte  der  Insel  ist  nach 
Gesetz  vom  3.  Oktober  1903  der  Minister  für  Island,  der, 
ein  gebürtiger  Isländer,  in  Reykjavik  wohnt  und  sich 
jeweüen  nach  Kopenhagen  begiebt,  wenn  er  dem  König 
und  dem  Staatsrath  Gesetze  und  wichtige  Regierungsakte 
vorlegen  soll.  Der  Minister  ist  dem  Althing  verantwortlich. 
Der  grösste  Theil  der  Beamten  besteht  aus  geborenen  Is- 
ländern. Das  Isländische  ist  Kirchen-,  Schul-  und  Rechts- 
sprache ;  in  kirchlicher  Hinsicht  bildet  ^  ^  -  -  ^  ^^j,  Xnsel 
ein  besonderes Bisthum.  Militär  wir'  ;ines  ge- 
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halten.  Dänemark  musste  bisher  jährlich  in  die  60,000 
Kronen  zusohiessen,  um  das  isländische  Budget  in  Balance 
zu  halten.  Das  bisherige  reiche  Mass  von  Autonomie  genügt 
den  Isländern  noch  nicht,  und  auch  die  vor  zwei  Jahren 
erfolgte  Einladung  der  ganzen  isländischen  Volksvertretung 
nach  Kopenhagen,  sowie  ein  Besuch  des  Königs  auf 
Island  hat  jene  Tendenz  nicht  einschlafen  lassen. 

In  neuester  Zeit  bewegte  Dänemark  ein  grosser 
Skandal,  indem  der  Justizminister  Alberti  sich  selbst 
Jahre  lang  fortgesetzter  grosser  Unterschlagungen  und 
Bestechungen  anklagen  musste.  Das  Börsenspiel  war 
wieder  die  Ursache  auch  dieses  Zusammenbruchs. 

In  Portugal  sah  der  Lichtmesstag  das  entsetzliche 
Schauspiel  einer  Ermordung  des  Königs  und  des  Kron- 
prinzen auf  offener  Strasse  ihrer  Hauptstadt.  Es  war 
ein  blosser  ZufaU,  dass  die  Königin  und  der  jüngere, 
jetzt  König  gewordene,  Prinz  bei  dieser  Schlächterei  noch 
mit  dem  Leben  davon  kamen. 

Ueber  den  Eindruck  dieses  Ereignisses  im  Lande 
selbst  enthielten  die  Zeitungen  folgendes  Aufhllende : 

«Les  lettres  qui  arrivent  de  Lisbonne  ces  jours*ci 
et  qui,  mieux  que  les  tel^grammes  soumis  ä  une  censure 
impitoyable,  nous  montrent  la  v^ritö,  sont  unanimes  a 
constater  l'indifference,  pour  ne  pas  dire  le  cynisme,  de 
la  Population  portugaise  ä  l'ögard  de  l'^vönement  tragi- 
que  du  l^^'^  f^vrier.  Apres  un  moment  tr^s  court  de  stu- 
peur,  les  gens  sont  retoumäs  k  leurs  affaires  ou  ä  leur 
flänerie  sans  une  marque  de  douleur,  d'inquietude  ou 
d'indignation,  sans  une  pensäe  pour  cette  femme  qui  a 
vu  mourir  sous  ses  yeux  son  man  et  son  fils  afne  et  qui 
a  affronte  elle*meme  les  balles  des  assassins.  Le  corre- 
spondant  du  Corriere  della  Sera,  de  Milan,  öcrit:  «C'est 
une  indifference  effrayante,  c'est  un  spectacle  de  per- 
Version  coUective  qui  impressionne :  les  plus  vieux  jour- 
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nalistes  venös  ici  n'ont  jamais  rien  vu  de  pareil.  Au 
lendemain  de  Tassassinat,  toute  la  presse  d'Europe  disait 
rhorreur  du  crime  commis  et  les  sympatbies  qu'il  ne 
manquerait  pas  d'attirer  sur  le  jeune  roi.  Ici,  la  piti4 
humaine  qui  s'ämeut  devant  une  mort  tragigue  s'est 
concenträe  sur  les  assassins  lynchte  par  la  police.> 

Das  «monarchische  Bewusstsein»,  das  bei  einem  ckon- 
stitutionellen»  Monarchen  schon  ohnehin  eine  künstliche 
Verstandeskonstniktion  bedeutet,  ist  eben  überall  in  der 
Welt  in  sichtlicher  Abnahme  begriffen,  und  sobald  ein 
solcher  Monarch  bloss  noch  ein  leidenschaftlicher  Jäger 
ist  und  die  Staatsgesch&fte  als  Nebensache  betrachtet, 
so  wird  er  sich  an  die  Fiktion  eines  besonderen  «gOtt- 
Iichen>  Hechtes  schwerlich  niehr  anklammem  können. 

Der  Fürst  von  Montenegro  verlegt  seine  Hauptstadt 
an  das  adriatische  Meer,  nach  Antivari,  das  ihm  seit 
dem  Berliner-Vertrag  von  1878  gehört.  Eine  Zeitungs- 
notiz sagt  darüber  Folgendes: 

<A  Rome,  Tächo  de  la  cör^monie  d' Antivari  fait- 
grande  Impression.  Dans  les  milieux  poUtiques,  on  est 
convaincu  que  le  prince  de  Montenegro,  lors  de  son  re- 
Cent  voyage  en  Russie,  a  acquis  la  conviction  que  la 
ligne  bfdkanique  aboutirait  ä  Antivari.  Etant  donnö  les 
relations  etroites  de  Tltalie  et  du  Montenegro,  on  voit  quell& 
importance  prend  la  chose  pour  la  Situation  de  Tltalie  en 
Adnatique  et  pour  sa  Penetration  dans  les  Balkans.» 

Dieser  «Penetration»,  wie  der  moderne  Ausdruck 
für  Aneignung  lautet,  dürfte  nun  aber  durch  die  Rekon- 
struktion der  Türkei  auch  ein  Hindemiss  entgegenstehen. 

Am  unsichersten  sind  zur  Zeit  die  Verhältnisse  von 
Bulgarien,  das  offenbar  seine  volle  Unabhängigkeit  von 
der  Türkei  zu  erobern  entschlossen  ist. ') 

0  Seitdem  dies  geschrieben  wurde,  hat  Bulgarien  sich 
am  5.  Oktober  in  Timowa  als  unabhängiges  Zarthum  erklärt,. 
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In  Norwegen  endlich,  welches  sich  wohl  gegen 
•sein  wahres  Interesse  von  Schweden  getrennt  hat,  ent- 
•stand  das  Bedürfniss,  sich  diese  neuerlangte  Souveränität 
irgendwie  zusichern  zu  lassen.  Es  ist  dies  der  Ausgangs- 
punkt für  einige  wichtige  völkerrechtliche  Verträge,  welche 
eine  neue  Art  von  garantirter  Neutralität  in  Europa  ge- 
schaffen haben,  und  für  die  Erneuerung  einer  besondem, 
wenig  bekannten,  völkerrechtlichen  Bestimmung,  welche 
^ie  Gruppe  der  sogenannten  Alandsinseln  betrifft.  Hier- 
über enthalten  die  Beilagen  die  nöthigen  Aktenstücke, 
welche  fortan  zu  dem  europäischen  Neutralitätsrecbt  ge- 
hören. 

Daneben  besteht  in  Norwegen  jetzt  ein  Streit  zwi- 
schen einigen  cminderen»  Schriftstellern,  an  denen  dieses 
Land  sehr  reich  ist,  und  den  Führern  der  besseren,  Bjöm- 
son  an  der  Spitze,  über  die  dänisch-norwegische  Reichs- 
sprache (was  wir  Gutdeutsch  nennen  würden)  und  den 
Bauerndialekt,  welchen  einige  <Sprachstreber>  wie 
namentlich  Garborg  und  der  frühere  Ministerpräsident 
Loevland,  zur  offiziellen  Staatssprache  erheben  möchten. 

«Die  Demokratisirung  der  Verfassung  schreitet 
immer  weiter  vor.  Von  den  diese  Tendenz  aufweisenden 
Aenderungen  der  Verfassungsgesetze  seien  erwähnt:  Die 
bisher  vorgeschriebene  Krönung  und  Salbung  des  Königs 
in  der  Trondhjemer  Domkirche  fällt,  nur  der  Eid  des 
Königs  auf  die  Verfassung  erhält  statt  des  bis  jetzt  übli- 
chen Textes  den  Wortlaut  des  allgemeinen  Beamteneides. 
(In  Norwegen  leisten  die  Beamten  nur  den  Eid  auf  die 
Verfassung  und  nicht   dem   Könige.)    Die   bisher   noth- 

ein  Schritt,  welcher  die  Annexion  von  Bosnien  und  der 
Herzegowina  durch  Oesterreich  nach  sich  zog  und  vielleicht 
in  näherer  Zukunft  die  Vereinigung  von  Serbien  mit  Bulgarien, 
unter  Beseitigung  des  jetzigen  serbischen  Königshauses,  so- 
wie die  Vereinigung  von  Greta  mit  Griechenland 
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wendige  Zustimmung  des  Königs  zu  einer  länger  als  zwei 
Monate  währenden  Storthingssession  wird  aufgehoben; 
der  König  darf  ohne  Zustimmung  des  Storthings  nicht 
länger  als  sechs  Monate  ununterbrochen  im  Auslande 
weilen,  widrigenfalls  er  das  Anrecht  auf  die  Krone  ver- 
liert ;  die  gleiche  Bestimmung  gilt  für  die  Prinzen  des 
königlichen  Hauses.  Ein  Fortschritt  in  der  Demokrat!- 
sirung  der  Gesetze  ist  auch,  dass  der  Stimmrechtverlust 
bei  Armenunterstützung  von  nun  an  fortfällt,  wenn  diese 
zurückbezahlt  oder  wenn  sie  zur  Erziehung  der  Kinder 
beansprucht  worden  war.  Als  eine  Folge  der  Unions- 
trennung sind  zwei  neue  Gesetze  anzusehen,  nämlich  die 
Aufhebung  der  Bestimmung,  dass  das  norwegische  Heer 
nicht  ausserhalb  der  Landesgrenzen  verwendet  werden 
darf,  sowie  die  Aufhebung  der  Abgabenfreiheit  für  die 
Schiffahrt  nach  Schweden.  —  Das  «Sozialkomitee»  des 
Storthing  hat  jetzt  den  Bericht  über  die  Untersuchungen 
bezüglich  der  Einführung  eines  Normalarbeitstages  ver- 
öffentlicht, die  durch  den  sozialdemokratischen  Antrag 
auf  Einführung  des  Achtstundentages  bewirkt  waren.  Die 
Untersuchungen  in  jenen  staatlichen  Betrieben,  in  denen 
der  Achtstundentag  bereits  eingeführt  ist,  haben  ein  be- 
achtenswertes Resultat  ergeben.  Auf  Grund  dieser  Er- 
gebnisse schlägt  nun  die  Kommissionsmehrheit  die  Ein- 
führung des  gesetzlichen  Normaltages  von  neun  resp. 
acht  Stunden  vor.  Die  konservative  Kommissionsminder- 
heit wiD  diesem  nur  zustimmen  bei  Betrieben,  «wo 
besondere  Gefahr  für  das  Leben  und  die  Gesundheit  der 
Arbeiter  vorhanden  ist  oder  leicht  eine  schädliche  Ueber- 
anstrengung  eintreten  kann».  Doch  tritt  die  konservative 
Partei  nicht  geschlossen  für  diese  Beschränkung  ein  und 
so  dürfte  der  Vorschlag  des  Sozialkomitees  in  der  nächsten 
Session  jedenfalls  zum  Gesetz  erhoben  werden.» 

rFrkf.  Zeitung.) 

Es  ist  in  dieses  nordische  Volk  durch  seine  halbver- 
drehten Sdiriftsteller,  die  zum  Theil  eine  übermässige 
Beachtung  in  der  übrigen  Welt  gefunden  haben,  eine  Un- 
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k; ::  rizcf-  c^w-issen  Selbslindjgkeit  fOr  ihre  Dependenzen. 
Ar^r  das  war  ja  im  Zeitalter  Napoleons  L,  ja  selbst  bis  zu 
einrci  gewissen  Grad  im  rOmiscben  Weltreich,  auch  der 
F^l.    und    nicht   Tie!    anders,  als  jene   Weltherrscber, 
d;:z:ktn  heute,  machen  wir  nns  darüber  keine  SlusioneD, 
Kv^iiig  Eduard  VJLL,  Kaiser  Wilhelm  IL,  der  Kaiser  von 
J;i:an  und  selbst  der  PMteident  Ton  Amerika.   Schonung 
Air  die  Kleinen«  aber  unter  Torbehalt  ihrer  Gefügigkeit  *) 
Pie  Kleinstaaten  könnten  diesem  für  sie  gefährlichen 
«^Z;^:e  der  Zeit>  widerstehen,  wenn  sie  zusanomenzuhal' 
ten  versuchten.    Wenn  sie  dagegen  nicht  durch  eine  Art 

'^   Vgl.  dartber    das   eüglische    Blaubuch  bei   c  Haager 
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von  Uebereinstimmung  in  den  Zielen  ihrer  Politik  ein 
grösseres,  wenigstens  moralisches,  Gewicht  erlangen,  so 
fallen  sie  bei  dem  ersten  grossen  kriegerischen  Ereigniss  an 
ihren  Grenzen  der  «Allianz»,  und  damit  leicht  der  Vasallen- 
Schaft,  anheim.  Das  würde  das  Schicksal  Belgien's  und 
Luxemburg's  in  einem  deutsch-französischen,  Oänemark's 
und  vielleicht  auch  sogar  Schweden's  und  Norwegen's 
in  einem  englisch-deutschen  Krieg,  Holland's  bei  einem 
Versuch  Japan's,  sich  in  Ostasien  auszudehnen,  sein,  und 
selbst  wir  sind  nur  durch  ein  gewisses  Gleichgewichts- 
verhältniss  der  uns  benachbarten  Grossstaaten  und  durch 
unsere  bessere  Armee  davor  gesichert. 

Dennoch  haben  es  die  sämmüichen  Staatsmänner  der 
Kleinstaaten  auch  auf  der  zweiten  Haager-Konferenz  ver- 
säumt, sich  über  gemeinsame  Anträge  zu  verständigen, 
vielmehr  sich  je  nach  Umständen  und  ohne  gemeinsame 
Berathung  (soweit  bekannt)  bald  diesem,  bald  jenem 
Grossmachtsvorschlage  angeschlossen,  und  wir  haben, 
noch  am  Vorabend  dieser  Konferenz,  unsere  selbständigere 
Möglichkeit,  im  Nothfall  auch  des  Volkskriegs  uns  zu  be- 
dienen, ohne  evidente  Nothwendigkeit  aufgegeben.  Unter 
dem  Beifall  gewiss  der  Grossstaaten  an  unseren  Grenzen; 
dessen  konnten  wir  von  vornherein  versichert  sein.  Denn 
dieselben  wollen  lieber  allfällig  mit  einer  kleinen  Armee, 
als  mit  einem  ganzen  Volke  einen  Kampf  riskiren.  Wenn 
derselbe  überhaupt  noch  zu  riskiren  ist. 

Eine  Art  von  Verständigung  der  Kleinstaaten, 
oder  wenigstens  einiger  derselben  zu  gemeinsamem 
Handeln,  z.  B.  an  künftigen  Kongressen«  wäre  jetzt  für 
sie  wichtiger,  als  alles  Andere  in  ihrer  Politik. 
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schea  Bischofs  stehen,  was  nach  neuerem  Eidg.  Staats- 
recht nicht  mehr  zulässig  erscheint^) 

lieber  die  sog.  Zufahrtsstrassen  zum  Simplon, 
•d.  h.  die  Abkürzungslinie  Frasne-Vallorbe  und  die  Fan- 
cillebahn,  bestehen  noch  zur  Zeit  Verhandlungen  mit 
Frankreich  und  ein  starker  Interessengegensatz  zwischen 
Waadt  und  Genf.  Em  Vermittlungsprojekt  lautet  wie 
folgt: 

«Les  deux  gouvemements  d^darent  qu'il  est  d^sirable 
<}ue  la  question  des  voies  d'accte  au  Simplen  soit  r^solue 
par  la  construction  d'un  raccourd  de  Frasne  ä  Yallorbe 
•et  d'une  ligne  sous  la  Faucille. 

Cependant,  ils  reconnaissent  que  la  construction  de 
<;es  deux  lignes  ne  doit  pas  6tre  n^cessairement  simul- 
tan ee. 

Le  Conseil  f^d^ral  s'ängage  k  racheter  la  gare  de 
Ck)mavin  et  la  ligne  Genöve-La  Plaine  (frontiere  fran^aise). 

Le  Conseil  f^döral  s'engage  ä  raccorder  les  deux  gares 
de  Gen^ve  sitöt  que  le  percement  de  la  Faucille  sera 
r^solu. 

n  autoriserait  la  partage  du  trafic  sur  les  deux  rives 
•du  lac  et  Tetablissement  du  raccour^i  de  Bussigny  a 
JMorges,  etc.... 

Les  deux  Etats  deddent  de  faire  faire  le  raccourci 
de  Frasne  k  Vallorbe  selon  les  termes  de  la  Convention 
d'avril  1902  entre  le  P.-L.-M.  et  le  J.-S.  Sauf,  cependant, 
les  compensations  necessit^es  par  des  raisons  ultörieures 
{rencherissement  de  la  main-d'oBuvre,  etc.). 

Le  Conseil  fed6ral  s'engage  k  faire  ratifier  la  pr^ente 
Convention  par  le  gouvernement  de  Genöve.» 

Wahrscheinlich  würde  aber  daraus  später  eine  gleiche 
Frage  entstehen,  wie  mit  Oesterreich  über  die  beiden 
Bheindurcbstiche. 


*)  Vgl.  hierüber  D^rivaz,  droit  public  de  St.  Gingolph,  in 
der  Zeitschrift  für  Statistik  1907,  No.  6. 
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Ueber  das  Eigenthum  an  der  Wasserkraft  des  Doubs 
entstand  eine  Frage  bei  Anlass  der  Konstruktion  eines 
Elektrizitätswerkes  an  demselben,  die  übrigens  durch  die 
bestehenden  Grenzverträge  rechtlich  gelöst  ist  und  worüber 
auch  kein  Streit  mit  Frankreich  obwaltet,  welches  viel- 
mehr das  Elektrizitätswerk  genehmigte.  Die  Lausanner- 
Zeitung  sagte  darüber: 

«Cette  usine  du  Refrain  a  ^t6  autoris^e  par  le  gou- 
vemement  fran<^s.  Elle  s'etablit  entiörement  sur  le 
territoire  de  nos  voisins.  Prenant  Teau  du  Doubs  un 
peu  au-dessus  des  Rapides  de  la  Mort,  eile  la  conduit, 
par  un  tunnel  de  trois  kilomötres,  jusqu'au  bätiment  des 
turbines,  et  la  chute,  qui  sera  de  soixante  metres  ap- 
proximativement,  pourra  foumir  pr^s  de  dix  mille  chevaux. 
Ceux-ci,  par  fil  aerien,  seront  transport^s  dans  la  region 
si  puissamment  industrielle  de  Beifort  et  de  Montb^liard. 
En  d'autres  termes,  on  fait  au  Refrain  ce  que  Ton  a  fait 
a  la  Goule,  avec,  pourtant,  une  legere  difförence:  Tener- 
gie  ölectrique  du  Refrain  sera  mise  exclusivement  au 
Service  de  Tindustrie  frangaise. 

Nous  tenons  ä  faire  derechef  remarquer  que  les  eaux 
du  Doubs  sont  absolument  fran<^ises  en  cet  endroit  et 
que  les  propriötaires  riverains  du  c6t6  suisse  n'ont  for- 
mule  aucune  Opposition.  Au  contraire,  tous  sont  d'accord, 
comme  nous  l'avons  dit  plus  haut,  avec  le  projet  du  Re- 
frain. Naturellement  que  Teau,  ä  sa  sortie  des  turbines, 
rentre  dans  le  lit  de  la  rivi^re. 

La  Sociöte  du  Refrain  a  voulu  savoir  ce  qu'un  juriste 
pouvait  penser  de  sa  Situation,  et  eile  a  soumis  Faffaire 
k  M.  le  D'  Rössel,  professeur  de  droit.  Dans  un  memoire 
fortement  documente,  il  arrive  ä  la  conclusion  que  le 
gouvemement  fran^ais  avait  le  droit  de  donner  toutes 
autorisations  n^cessaires  k  ce  projet,  sans  consulter  le 
gouvemement  de  Beme,  des  qu'il  a  eu  en  mains,  par 
l'entremise  de  ses  organes  reguliers,  la  preuve  que  les 
riverains  du  cöte  suisse  ne  forinaient  pas  Opposition  ä  la 
derivation  dos  eaux  dont  il  s'agit  sur  son  territoire.» 

23 
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Eine  interessante  internationale  Rechtsfrage  bildete 
dagegen  der  Prozess  Dide  gegen  das  Journal  de 
Geneve,  wobei  zunächst  die  französische  Rechtsprechung 
in  Frage  kommt. 

Ein  in  Genf  wohnender  Franzose  hatte  die  Genfer 
Zeitung  vor  dem  Gerichte  von  St.  Julien  wegen  eines 
ihn  angeblich  beleidigenden  Artikels  (der  auch  Grenfer 
Verhältnisse  betraf)  belangt,  und  sowohl  dieses  Gericht,  als 
die  obere  Instanz  in  Chambery  hatten  sich  kompetent 
erklärt.  Der  Eassationshof  in  Paris  hatte  dann  zwar 
das  letztere  Urtheil  wegen  eines  Formfehlers  aufgehoben, 
aber  die  Sache  selbst  doch  vor  ein  anderes  framzösisches 
Gericht  verwiesen.  Das  verurtheilte  Journal  sagt  darüber 
Folgendes: 

«L'objet  du  proces,  on  s'en  souvient,  est  une  pole- 
mique  genevoise  roulant  sur  des  affaires  genevoises  entre 
le  Journal  de  Genhe  et  un  publiciste  fran^ais  domicilie  ä 
Geneve  et  ecrivant  dans  des  joumaux  genevois.  C'est 
un  proces  genevois  transplante  par  un  artifice  de  proce- 
dure  hors  du  territoire  suisse. 

Cites  par  notre  adversaire  devant  un  tribunal  fran- 
(jais,  nous  n'avons  jamais  admis.  qu'une  juridiction  etran- 
gere  püt  ßtre  compötente  pour  juger  de  faits  execut^ 
en  Suisse. 

Toute  nation  est  ma!tresse  chez  eile.  L'ätranger  n'a 
rien  ä  voir  dans  son  domaine.  C'est  un  principe  d'ordre 
public  general  et  absolu  rappele  dans  une  autre  circon- 
stance  par  la  Cour  fran^aise  de  Cassation  elle-meme.  et 
qui  est  la  garantie  de  la  bonne  harmonie  entre  las  peu- 
ples. 

Le  droit  de  juger  et  de  punir  est  attache  k  la  sou> 
verainete  d'un  Etat  et  il  s'arrßte  la  oü  finit  cette  sou- 
verainet  e. 

Et,  en  ce  qui  concerne  les  delits  de  presse,  notre 
: — : ^*ience  föderale  etablit  d'une  faQon  preeise  «qu'ils 
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ne  peuvent  etro  poursuivis  qua  lä  oü  l'^crit  a  ete  im* 
prime  et  livre  ä  la  publicite,  et  la  oü  la  personne  respon- 
sable a  äu  son  domicile. 

Si  nous  avions  reconnu,  dans  cette  affaire,  Tautorit^ 
d*un  tribunal  ötranger,  nous  n'aurions  pas  seulement  viole 
notre  legislation  suisse,  nous  aurions  meconnu  notre 
souverainete  nationale  pour  complaire  ä  un  adversaire 
qui  se  permet  de  m^priser  les  lois  fondamentales  d'un 
pays  dont  il  accepte  Thospitalite. 

£t  c'est  pourquoi  nous  nous  sommes  fait  representcr 
devant  les  tribunaux  fran^ais,  non  pas  pour  plaider  le 
proces  lui-mSme,  mais  uniquement  pour  leur  faire  trän- 
eher  cette  question  de  comp6tence  qui  int^resse  la  presse 
de  tous  les  pays. 

Pour  r^pondre  du  pretendu  d^lit  qui  nous  est  re- 
proche,  nous  etions  pröts  ä  comparaftre  devant  nos  juge» 
naturels,  mais  devant  eux  seuls.  £n  aucun  cas  et  en 
aucune  maniere  nous  n'eussions  reconnu  la  competence 
d*un  tribunal  ^tranger.  Et  tout  jugement  portant  sur  la 
question  de  fond  eut  ete,  pour  nous,  nul  et  non  avenu. 

En  cela  nous  nous  placions  sur  le  terrain  du  droit 
des  trait^  internationaux  et  du  simple  bon  sens. 

La  Cour  de  Cassation  ne  paralt  pas  avoir  admis 
notre  tbese. 

Elle  casse  Tarret  de  Chambery,  mais  pour  un  simple 
defaut  de  proc^ure.  Elle  reconnait  au  demeurant  la 
competence  des  tribunaux  fran^ais  et  renvoie  le  proces 
devant  une  autre  cour. 

D  va  Sans  dire  que  nous  ne  nous  y  rendrons  pas. 

Pour  la  suite  de  cette  affaire,  nous  remettons  aux 
autorites  de  notre  pays  le  soin  de  proteger  la  libert^  de 
notre  presse  et  d'assurer  le  respect  de  nos  lois. 

Nous  remerdons  les  journaux  suisses  de  la  constante 
Sympathie  qu'ils  nous  ont  t^moignöe  dans  une  affaire  oü 
etait  en  jeu  la  dignitä  de  notre  presse  toute  entiere. 

Nous  remerdons  les  amis  de  partout,  et  en  parti- 
culier  ceux  de  France.  Leur  bienveillant  appui  nous  a 
et^  precieux  dans  ee  long  debat  dont  nos  adversaires 
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auraient  voulu  faire  devier  le  sens  en  nous  pretant  des 
sentiments  d'hostilite  nationale  que  nous  n'avons  jamais 
eprouv^.» 

Der  Kläger  hat  sich  ebenfalls,  in  der  Frankfurter 
Zeitung,  wie  folgt  hören  lassen: 

«In  der  Nummer  vom  4.  d.  M.  hat  Ihre  geschätzt« 
Zeitung  in  der  Frage  meines  Prozesses  gegen  das  «Jour- 
nal de  Geneve»  Stellung  genommen.  Gestatten  Sie  mir 
einige  kurze  Bemerkungen  über  das  Formale  dieser  An- 
gelegenheit; die  Privatansicht  Ihres  Herrn  Korrespon- 
denten lasse  ich  natürlich  unbesprochen. 

Wenn  ich  die  Genfer  Zeitung  in  Frankreich  auf 
Ehrenbeleidigung  verklagt  habe,  so  that  ich  es,  weil  ich 
das  Recht  dazu  hatte,  welches  mir  übrigens  auch  in 
allen  drei  Instanzen  zugestanden  wurde.  Dass  ich  von 
diesem  Rechte  Gebrauch  machte,  erklärt  sich  vor  Allem 
daraus,  dass  es  für  mich  —  ein  ehemaliges  Mitglied  des 
gesetzgebenden  Körpers  —  von  mehr  Wichtigkeit  ist,  in 
dem  Land  mich  zu  rechtfertigen,  in  dem  meine  ganze 
öffentliche  Thätigkeit  sich  abgespielt  hat,  als  in  dem  Land, 
in  dem  ich  ohne  jede  öffentliche  Stellung  meinen  Lebens- 
abend verbringe. 

Ausserdem  ist  das  Genfer  Pressgesetz  derartig  ab- 
gefasst,  dass  es  eine  öffentliche  Beschimpfung  kaum 
verhindern  kann;  besteht  doch  in  Genf  nicht  einmal 
eine  Bestimmung,  welche  (wie  der  §  11  des  deutschen 
Pressgesetzes  vom  7.  Mai  1874  oder  der  §  19  des  öster- 
reichischen Pressge&etzes  vom  17.  Dezember  1862)  das 
angreifende  Blatt  zwingt,  eine  thatsächliche  Berichtigung 
aufzunehmen. 

Das  «Journal  de  Geneve»  hat  diese,  die  Verläumdung 
geradezu  züchtende  Lücke  im  Gesetz  mir  gegenüber  wie- 
derholt benützt. 

Genehmigen  Sie,  sehr  geehrter  Herr,  die  Versiche- 
rung meiner  vorzüglichsten  Hochachtung. 

Auguste  Dide,  ehemaliger  französischer  Senator, 
ehemaliger  Vorsitzender  der  Gauche  democratique.» 
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Die  Frankfurter  Zeitung  fQgt  bei : 

«Man  kann  die  Beweggründe  des  Herrn  Dide  erklär- 
lich finden,  das  nimmt  aber  seiner  Klage  nichts  von  ihrer 
Absonderlichkeit.» 

Es  ist  wahrscheinlich,  dass  ein  Urtheil  der  französi- 
schen Gerichte  bei  uns  keinen  Vollzug  finden  wird; 
immerhin  wäre  es  wfinschenswerth,  dass  die  Frage  des 
<fliegenden  6enchtsstandes>  der  Presse  bald  eine  inter- 
nationale Lösung  fände.  Im  Uebrigen  theilen  wir  die 
Ansicht  mehrerer  unserer  Blätter,  dass  das  Genfer  Jour- 
nal sich  gar  nicht  vor  den  französischen  Gerichten  hätte 
stellen  sollen. 

Eine  schwierigere  Rechtsstreitigkeit  waltet  ob  gegen- 
über Deutschland  in  Bezug  auf  den  M e h  1  z o  1 1. 
Derselbe  ist  in  dem  schweizerisch  •  deutschen  Handels- 
vertrag festgelegt,  wird  aber  nach  schweizerischer  Auf- 
fassung durch  eine  Ausfuhrprämie,  oder  «Zollrückver- 
gütung», wie  man  es  nennt,  umgangen,  welche  es  der 
schweizerischen  Müllerei  schwer  macht,  zu  konkurriren. 
Deutschland  stützt  sich  dabei  besonders  darauf,  dass 
dieses  Verhältniss  schon  bei  Abschluss  des  Handelsver- 
trages der  Schweiz  bekannt  gewesen  sei  (also  ein  anderer 
Fall  als  der  frühere  Streit  mit  Italien  wegen  der  Gold- 
zahlung  der  Zölle,  die  erst  nach  Abschluss  des  Handelß- 
vertrages  eingeführt  wurde).  Nach  längeren  vergebUchen 
Konferenzen  wurde  schliesslich  das  Schiedsgericht  an- 
gerufen, das  im  Handelsvertrag  mit  folgenden  Worten 
vorgesehen  ist: 

«Wenn  zwischen  den  vertragschliessenden  Theilen 
über  die  Auslegung  oder  Anwendung  der  dem  gegen- 
wärtigen Vertrage  bezüghchen  Tarife  A  und  B  einschliess- 
lich der  Zusatzbestimmungen  zu  den  Tarifen,  sowie  der 
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Zollsätze  der  von  den  vertragschliessenden  Theilen  mit 
dritten  Staaten  vereinbarten  Vertragstarife  eine  Meinungs- 
verschiedenheit entsteht,  so  soll  sie  auf  Verlangen  des 
einen  oder  des  andern  Theils  durch  Schiedsspruch  er- 
ledigt werden. 

Das  Schiedsgericht  wird  für  jeden  Streitfall  derart 
gebildet,  dass  jeder  Theil  aus  den  Angehörigen  seines 
Landes  eine  geeignete  Persönlichkeit  zum  Schiedsrichter 
bestellt  und  dass  die  beiden  Theile  einen  Angehörigen 
eines  befreundeten  dritten  Staates  zum  Obmann  wählen. 
Die  beiden  Theile  behalten  sich  vor,  sich  im  Voraus  und  für 
einen  bestimmten  Zeitraum  über  die  Person  des  im  gege- 
benen Falle  zu  ernennenden  Obmannes  zu  verständigen.» 

Ganz  liquid  scheint  uns  vorläufig  diese  Sache  trotz 
mehrerer  Memoires  unserer  Müller  noch  nicht  zu  sein. 

Eine  andere,  wahrscheinlich  dauerndere,  Differenz 
mit  Deutschland  betrifft  eine  Grenzsperre  gegen  die 
schweizerische  Vieheinfuhr,  worüber  nach  vorgängigen 
Verhandlungen  der  Reichsanzeiger  eine  umfangreiche 
Verordnung  publizirt  hat,  gegen  die  die  Schweiz  prote- 
stiren  wird. 

Darnach  kann  die  Ein-  und  Durchfuhr  von  Thieren, 
soweit  sie  gestattet  wird,  nur  auf  der  Eisenbahn  oder  auf 
den  vom  Ministerium  gezeichneten  Wagen  erfolgen.  Für 
Pferde,  Maulesel  und  Esel  müssen  amtliche  Ursprungs- 
und Gesundheitszeugnisse  des  Viehinspektorö  der  Her- 
kunftgemeinde beigebracht  werden.  Die  Ein-  und  Durch- 
fuhr von  Schweinen  und  Schafen  ist  verboten,  ebenso  die 
Ein-  und  Durchfuhr  von  Rindern  und  Ziegen  aus  den 
Kantonen  Appenzell,  Genf,  Glarus,  Graubünden,  Luzem, 
Schwyz,  St.  Gallen,  Tessin,  Thurgau,  Unterwaiden,  Uri, 
Waadt,  Wallis,  Zürich  und  Zug.  Dagegen  ist  die  Einfuhr 
nach  und  durch  Elsass-Lothringen  gestattet  aus  den 
Kantonen  Aargau,  Baselstadt  und  -Land,  Bern,  Freiburg, 
Neuenburg,  Schaffhausen  und  Solothurn,  aber  nur  bedingt. 
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Diese  Bedingungen  sind  sehr  zahlreich  und  detaillirt,  so- 
dass der  Verkehr  dadurch  nahezu  verunmöglicht  wird. 

Ein  weiterer,  thatsächlich  erledigter,  Streit  betraf  zwei 
deutsche  Professoren  an  der  Lausanner  Universität, 
worüber  folgender  Bericht  in  der  Vossischen  Zeitung  in 
Berlin  vorliegt. 

«Zum  Verständniss  des  Falles  Kuhlenbeck  müssen  wir 
schon  um  siebzehn  Jahre  zurückgehen,  als  die  zu  einer 
vollständig  ausgebauten  Universität  umgewandelte  Lau- 
sanner Akademie  eine  Professur  für'  deutsches  Recht 
gründete,  um  reichsdeutsche  Studenten  an  die  Ufer  des 
Leman  zu  ziehen.  Der  Versuch  gelang,  materiell  ge- 
sprochen, über  Erwarten,  und  besonders  in  den  Sommer- 
semestem  sdnd  die  deutschen  Füchse  in  der  juristischen 
Fakultät  sehr  zahlreich.  Eine  Anomalie  bleibt  es  immer- 
hin, dass  an  einer  Hochschule  der  französischen  Schweiz 
von  einem  gutbesoldeten  reichsdeutschen  Professor  Vor- 
lesungen in  deutscher  Sprache  für  reichsdeutsche  Studen- 
ten über  reichsdeutsche  Rechtsverhältnisse  gehalten 
werden.  Die  Zahl  der  schweizerischen  Zuhörer,  sowie 
der  andern  nichtdeutschen  Ausländer  ist  denn  auch  in 
diesen  Luxuskollegien  verschwindend  gering.  Nachdem 
der  erste  Lihaber  dieses  Lehrstuhls,  Professor  Dr.  Erman, 
nunmehr  in  Münster,  seines  Amtes  zu  allgemeiner  Be- 
friedigung gewaltet  und  neben  den  deutschen  auch  Vor- 
lesungen in  französischer  Sprache  gehalten  hatte,  war 
sein  Nachfolger  Dr.  Euhlenbeck,  ein  Hannoveraner,  zu 
französischen  Kollegien  weder  gewillt,  noch  imstande. 
Ihm  zur  Seite  steht  ein  Extraordinarius,  Dr.  van  Vleuten, 
der  ebenfalls  nur  deutsche  Vorlesungen  über  die  gleiche 
Materie  hält  und  seinem  Ordinarius  durch  dick  und  dünn 
folgt.» 

Dazu  kamen  noch  Gründe  allzu  persönlicher  Art,  die 
mit  dem  Worte  «Kollegiengelder»  genugsam  angedeutet 
seien.  Ausserdem  hatte  Professor  Kuhlenbeck  das  Un- 
glück, zu  einer  Zeit  in  Lausanne  zu  lehren,  wo  die  Russen- 
frage durch  eine  viel  zu  grosse  Weichherzigkeit  der  Zu- 
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lassungsbedingungen  nachgerade  unerträglich  zu  wer- 
den anfing  und  die  ersten  noch  ungenügenden  Mass- 
regeln zu  ihrer  Eindämmung  ergriffen  wurden.  Genug, 
er  empfand  lebhaften  Wunsch,  dieses  Milieu  zu  verlassen 
und  begann  zu  diesem  Zweck  einen  Feldzug,  der  ziemlich 
unglücklich  verlief.  Er  versuchte  zunächst  seine  per- 
sönliche, unbefriedigende  Lage  dadurch  auf  eine  breitere 
Basis  zu  stellen,  dass  er  in  der  «Tägl.  Rundschau>  auf 
die  Gefahr  hinweisen  liess,  die  den  jungen  Deutschen 
in  Lausanne  von  den  russischen  Revolutionären  und  den 
sie  begünstigenden  Dozenten  drohe. 

Gern  hätte  es  Prof.  Kuhlenbeck  gesehen,  wenn  man 
seine  patriotische  That,  die  Denunziation  der  politischen 
Gefährdung  Deutscher  im  Auslande,  zum  Anlass  seiner 
ehrenvollen  Berufung  auf  eine  deutsche  Lehrkanzel  ge- 
nommen hätte.» 

Der  waadtländische  Regierungsrath  fasste 
darüber  sctüiesslich  folgenden  Beschluss  vom  17.  Juli 
d.  J.,  bei  dem  es  sein  Verbleiben  hatte. 

«Vu  Tenqudte  instruite  au  sujet  de  la  campagne  de 
presse  dirig^e  contre  l'Universit^  de  Lausanne  et  les  au- 
torites  du  pays  par  certains  joumaux  aUemands; 

Yu  le  resume  des  faits  relatifs  ä  cette  enquete,  tels 
qu'ils  ressortent  du  rapport  de  la  delägation,  rapport  que 
le  Conseil  adopte  et  auquel  reference  est  fkite; 

Vu  les  proces-verbaux  de  l'audition  de  MM.  les  pro- 
fesseurs  Kuhlenbeck  et  van  Vleuten  k  laquelle  a  prooede 
la  delegation  du  Conseil  d'Etat  dösignee  k  cet  effet; 

Attendu  que  MM.  Louis  Kuhlenbeck,  professeur  ordi- 
naire  de  droit  germanique,  et  Max  van  Vleuten«  professeur 
extraordinaire  de  droit  prive  allemand,  d'histoire  et  de 
droit  allemand,  ont  fait  des  actes  d*insubordination  et  par 
leur  attitude  tant  a  l'egard  des  autorit^  universitaires, 
du  Conseil  d'Etat  que  du  pays,  ont  rendu  impossible  leur 
maintien  a  ITnivers^te : 
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Vu  Tavis  donne  par  rUniversitö  soit  par  son  senat, 
en  conformitä  de  l'art.  27  de  la  loi  du  10  mai  1890  sur 
rinstruction  publique  superieure; 

Faisant  application  de  Tart  27  precitö: 

Arrete : 

Article  Premier.  —  MM.  les  professeurs  Kuhlenbeck 
et  van  Yleuten  sont  destitu^. 

Art  2.  —  Le  Departement  de  Tinstruction  publique 
est  Charge  de  l'exöcution  du  präsent  arrStö.» 

Am  besten  würde  es  sein,  diese  Art  von  Vorlesungen- 
überhaupt  fallen  zu  lassen,  da  sie  immer  einer  gewissen 
Streberei  Baum  gestatten  werden. 

Mit  Oesterreich  dauert  leider  die  im  letzten  Jahr- 
buche erwähnte  Differenz  der  Ansichten  über  den  zweiten 
Rheindurchstich  bei  Diepoldsau  fort.  Die  von 
Oesterreich  ernannte  Expertenkommission  glaubte  sich 
von  den  schweizerischerseits  geäusserten  Bedenklichkeiten 
nicht  hinreichend  überzeugen  zu  können,  und  die  öster- 
reichische Begierung  besteht  in  Folge  dessen  auf  der 
Ausführung  dieses  Kanals,  wogegen  rechtlich  nichts 
eingewendet  werden  kann,  so  unglücklich  ein  solcher 
Entschluss  für  die  beidseitigen  Finanzen  auch  ist. 

Liechtenstein  wünscht  die  Konzessionirung  einer 
elektrischen  Schmalspurbahn,  welche,  von  Landquart  aus- 
gehend, den  ganzen  obem  Theil  des  Ländchens  durch- 
ziehen und  bei  der  jetzigen  Station  Schaan  in  die  Arl- 
bergbahn  einmünden  würde,  an  sich  eine  ganz  natürliche 
Linie,  von  welcher  aber  die  Bundesbahnen  eine  jährliche 
Einbusse  an  ihrem  jetzigen  Verkehr  im  Betrag  von  Fr. 
460,000  befürchten.  Der  Bundesrath  hatte  anfänglich  die 
Ertheilung  der  Konzession  befürwortet  (Botschaft  vom  16. 
Aug.  1907),  ging  dann  aber  auf  Grund  eines  Bundesbe- 
schlusses vom  26«  Sept.  1907,  welcher  Konzessionsverweigen 
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ungen  auch  aus  andern,  als  militfirischen  Gründen  zulässt, 
von  dieser  Auffassung  wieder  ab,  und  es  ist  einstweilen 
unwahrscheinlich,  dass  das  Fürstenthum  eine  Verbindung 
bekommt,  welche  s.  Z.  bei  Anlass  des  Arlberganschlusses 
hätte  erstellt  werden  sollen.  Damals  aber  wollte  der 
Fürst  unseres  kleinsten  Nachbarstaates  keine  Bahn  durch 
sein  Land  gestatten,  so  dass  dieselbe  schliesslich  nur  einen 
kleinen  Theil  desselben  bei  Schaan  berühren  durfte. 

Die  Heimschaffung  von  mittellosen  Auswanderern 
oder  Durchreisenden  (sog.  Transit-Auswanderung)  verur- 
sacht öfter  Reklamationen,  wobei  auch  die  Verschieden- 
heit der  Anschauungen  über  das  Heimatrecht  in  Frage 
kommt.  So  behauptet  Amerika,  dass  eine  Schweizerin, 
welche  an  einen  Amerikaner  verheiratet  war  und  als 
Wittwe  nach  der  Schweiz  zurückkehrt,  das  amerikanische 
Bürgerrecht  verliere  (ganz  abgesehen  von  der  Klausel 
der  Wiedererwerbung  nach  unserem  jetzigen  Bflrger- 
rechtsgesetze).  Das  Verständniss  für  unsere  bürgerlichen 
Verhältnisse  fehlt  dort  überhaupt  öfter. 

Die  Schweiz  hat  neuerdings  die  Ehre  gehabt,  eine 
Person  für  auswärtige  Funktionen  vorzuschlagen, 
wie  dies  bereits  bei  dem  marokkanischen  Polizeiinspek- 
torate  der  Fall  gewesen  ist. 

Das  Journal  de  Geneve  sagt  über  den  Ursprung  die- 
ses neuen  Verhältnisses  Folgendes: 

«Le  miracle  de  la  liberation  de  la  Crd  te  s'est  opere 
par  la  gräce  de  quatre  puissances  seulement,  qui  ont  im- 
pose,  en  1908,  au  sultan  le  retrait  de  ses  derniers  con- 
tingents  militaires.  De  ce  fait,  TAngleterre,  la  France, 
ritalie  et  la  Russie  se  sont  chargees  de  la  tuteile  d'un 
Etat  mineur  qui  eüt  6te  bien  embarasse  de  lui  meme  si 
on  ne  Tavait  nourri  au  maillot  et  soutenu  dans  ses  Pre- 
miers  pas.     On   ne   peut    s'emp^cher   de    songer   h  un 
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enfant  arracb^  ä  des  bohemiens  par  de  bonnes  personnes 
et  eleve  par  alles  en  attendant  qu'il  retrouve  sa  mere. 
C'est  parfois  dans  la  vie  des  peuples  comme  dans  les 
pieces  de  l'Ambigu.  Ici  la  mere,  qui  est  la  Grece,  ne 
manquera  pas  de  reconnaitre  son  enfant  au  dnquime  acte. 

La  grande  fle  est  donc  soumise  ä  an  double  con- 
tröle:  des  quatre  puissances  lib^ratrices  sur  la  forme  de 
son  gouvemement  et  des  six  grandes  puissances  signa- 
taires  des  capitulations  sur  ses  relations  commerciales 
avec  Teztörieur.  Cette  explication  ötait  n^cessaire  pour 
montrer  que  le  conseil  de  tuteile  ne  peut  rien  creer 
dans  l'ordre  des  choses  financiöres  sans  prendre  Tavis  de 
toute  TEurope.  £n  effet,  le  meilleur  revenu  disponible 
celui  sur  lequel  il  faut  compter  pour  assurer  le  service 
d'un  emprunt,  c'est  la  surtaxe  de  S'^/o  sur  le  droit  d'en- 
tree  capitulaire.  Or,  cette  surtaxe  a  ete  concedee  par  les 
six  puissances  en  1896  pour  dix  ans;  il  a  fallu  le  con- 
sentement  de  l'Allemagne  et  de  l'Autriche  pour  en  pro- 
longer  Texistence  en  1906;  il  faudra  leur  consentement 
pour  en  changer  la  disposition  primitive,  qui  ^tait  le 
paiement  d'indemnit^s  aux  particuliers  victimes  de  Tin- 
surreetion.  L'Allemagne  et  TAutriche  ayant  cherche,  en 
boudant  Tarrangement  cretois  de  1898,  ä  se  concilier  les 
faveurs  du  sultan,  il  etait  bien  difficile  de  les  faire  re- 
venir  sur  un  point  de  leurs  pröventions.  Cela  a  donne 
lieu  ä  des  negociations  sans  fin,  et  ainsi  peut  s'expliquer 
en  partie  qu'arrivee  a  la  decennale  de  son  autonomie, 
la  Crete  n'ait  pas  encore  ete  pourvue  de  veritables  insti- 
tutions  financieres. 

Au  lendemain  de  la  liberation,  les  quatre  puissances 
se  sont  empress^es  de  faire  cbacune  Tavance  d'une  somme 
d'un  million  de  francs  aux  Cretois.  Ce  petit  capital  avait 
6t^  prete  k  intöret  et  le  remboursement  en  etait  prevu 
dans  un  assez  bref  delai.  Or  jamais  la  Cr^te  n'a  pu 
songer  ä  se  lib^rer  ni  meme  ä  verser  un  sou  pour  les 
interets  de  cette  somme,  qu'il  faut  passer,  sans  doute, 
par  profits  et  pertes.  Cette  petite  Operation  ne  peut  pas 
porter  le  nom  d'emprunt.    Par  contre,  des  1904,  on  s'est 
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occupe  tres  serieusement  de  trouver  du  credit  en  Europe 
et  alors,  spöcialement,  en  France. 

A  cette  date  le  gouvemement  cr^tois  avait  demande 
un  avis  tr^s  autorisö  k  un  fran^ais,  M.  Quellenec,  Inge- 
nieur en  chef  du  canal  de  Suez.  Celui  ci,  apres  avoir 
Visite  la  Crete,  avait  foumi  un  rapport  sur  La  creation 
de  Toutillage  economique  de  l'ile  et  sur  les  ressources 
n^cessaires  ä  cette  grande  oeuvre.  Mais  il  faut  tenir  compte 
parallelement  de  toutes  sortes  d'autres  besoins,  et  M. 
Quellenecetablissait  un  plan  financier  complet.  II  concluait 
ä  ]a  necessit^  d'un  emprunt  de  28  millions  de  franc&pour 
construire  trois  forts,  etablir  un  tronQon  de  chemin  de 
fer  dans  la  Messara,  achever  de  regier  les  indemnites  aux 
victimes  de  l'insurrection  et  mettre  le  gouvernement  a 
l'aise  pendant  la  dur^e  des  premiers  exercices  qui  sui- 
vraient  l'operation.  II  affirmait  que  le  Service  de  cet  em- 
prunt pouvait  etre  assure  au  moyen  des  reserves  exis- 
tantes  et  des  surtaxes  etablies  sur  les  recettes  douanieres. 

L'insurrection  vint  malbeureusement  interrompre  le 
cours  des  negociations  qui  se  poursuivaient  dans  des 
banques  fran^aises  sur  la  base  du  projet  Quellenec. 

£n  fevrier  1906,  poiur  tenir  les  promesses  au  moyen 
desquelles  on  avait  desarme  les  insurges,  les  gouveme- 
ments  des  quatre  puissances  envoyerent  en  CrSte  une 
commission  internationale  d'enquete  de  quatre  membres. 
Pendant  deux  mois  eUe  poursuivit,  avec  une  inlassable 
patience,  une  ^tude  de  tous  les  rouages  administratifs  et 
de  tous  les  besoins  ^conomiques.  Elle  rapporta  un  rapport 
collectif  qui  n'a  pas  et^  publik.  D  formulait  des  proposi- 
tions  precises,  si  pr^cises  meme  que  le  prince  Georges 
en  prit  ombrage  et  que  son  depart,  dont  on  a  donne 
plusieurs  causes  fantaisistes,  fut  surtout  la  consöquence 
du  sentiment  qu'il  avait  de  sa  souverainetä  menacee  par 
cette  initiative  de  detail.» 

Le  rapport  de  la  commission  de  1906  constitue  une 
Charte  administrative  et  economique  nouvelle  et  complete. 
II  s'occupe  de  toutes  choses  cretoises,  aussi  bien  de  la 
r^forme  de  la  justice  que  du  traitement  des  musulmans, 
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ravaux  publics  k  cr^er  qua  de  r^tablissement  de  la 
j  nationale,  de  Timpöt  fonder  qua  du  credit  exteriaur. 
)ur  las  basas  du  rapport  de  1906  on  a  nägocie  sans 
entre  chancellerias  et  on  negocia  ancora  aujourd'hui. 
t  k  rinspecteur,  c'ast  rAnglatarra  qui  a  ömis  cha- 
usement  le  vceu  qu'il  füt  de  nationalit^  suisse  et 
,'ne  par  le  Conseil  f^d^ral.» 

Nach  einigen  Schwierigkeiten,  die  über  diesen  engli- 

•n  Vorschlag  entstanden,  sich  aber  bald  glätteten,  schlug 

Bimdesrath  den  betheiUgten  Mächten  den  Direktor 

schweizerischen  Alkohol-Monopols,  Dr.  Milliet,   vor, 

dier  im  November  seinen  Posten  antreten  sollte  und 

j  s.  Z.  Bismarck  es  dem  Fürsten  Alexander  Battan- 

g  von  Bulgarien  sagte)  sich  jedenfalls   dabei  um  eine 

3ressante  Erinnerung  in  seinem  Lebenslaufe  bereichet 

>en  würde. 

Diese  beiden  Inspektorate  im  Auslande,  verbunden 

y  dar  Stellung  des  schweizerischen  Bundesgerichts  zu 

r  marokkanischen  Bank,   sind   der  erste    Anfang   zu 

lam  ganz  neuen  Kapitel  des  schweizerischen  Staats- 

chts,   vergleichbar   einigermassan     der    Rolle,    welche 

s  zum  Jahre  1818  und  1859  der  schweizerische  Sold- 

enst  in   den  verschiedenen   Staaten   Europa's   spielte. 

osammengenommen  mit  den  schweizerischen  Vorstehern 

er  verschiedenen   internationalen   Bureaus,   die  in  der 

M^weiz  ihren  Sitz   haben,  bilden  nun   diese   Personen 

)ine  Gruppe  von  Beamten,  die  im  Dienste  einer  grösseren 

jder  kleineren  Vereinigung  von  Staaten  gitahan  und 

4en  alten  guten  Ruf  der  Schweiz,  treue  und  zuverlässige 

Diener  für  Krieg  und  Frieden  zu  liefern,  in  einer  etwas 

veränderten  Waise  neuerdings  aufrachtzuhaltan  berufen 

and. 
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Ueber  die  Resultate  der  2.  Haager-Fr iedenskonfe* 
renz  vom  vorigen  Jahre  werden  nun  allmfthlig  in  Blau- 
bQchern  tmd  Privatpublikationen  Berichte  erstattet.  Wir 
geben  im  Anhang  die  14  Konventionen,  die  vorläufig  an- 
genommen worden  sind  und  bis  zum  30.  Juni  dieses  Jahres 
ratifizirt  hätten  werden  sollen,  was  jedoch  nicht  allge- 
mein geschehen  ist.    Eine  vorläufige  Notiz  sagt  darüber: 

Die  14  Verträge  betrafen: 

1.  Les  conflits  internationaux;  2.  Lesdettes;  3.  L*ou- 
verture  des  hostilites;  4.  Les  coutumes  de  la  guerre;  5. 
Le  droit  des  neutres;  6.  Le  regime  des  navires  de  com- 
merce; 7.  La  transformation  des  navires;  8.  Les  sous- 
marins;  9.  Le  bombardement  par  la  marine;  10.  Les 
additions.ä  la  Convention  de  Geneve;  11.  Les  captures 
maritimes;  12.  La  cour  des  prises;  13.  Les  neutres  dans 
les  guerres  maritimes ;  14.  L'interdiction  de  jeter  des  pro- 
jectiles  et  explosifs  du  haut  des  ballons. 

Ont  Signa  avec  r^serves: 

L'Allemagne,  les  n««  4,  6,  8,  9  et  13;  rAutriche-Hon- 
grie,  le  n^  4;  la  Chine,  le  n«  14;  TEquateur,  le  n«  12; 
PAngleterre,  le  n^'ö,  8,  9,  10,  13;  le  Japon,  les  n«»  4,  9  et 
13 ;  la  Roumanie,  la  Suisse,  le  n®  1 ;  la  Turquie,  les  n^ 
4,  7,  8,  10,  12  et  13. 

N'ont  pas  6t6  sign6: 

Par  TAllemagne,  le  n^  14 ;  la  Chine  n'a  signö  aucun 
des  numeros,  sauf  1  et  14;  l'Espagne,  n®»4,  8,  9,  13  et 
14;  l'Angleterre,  12;  Tltalie,  14;  le  Japon,  12  et  14;  le 
Paraguay,  13  et  14;  le  Portugal,  8  et  12;  la  Eoumanie, 
2  et  14;  la  Su6de,  2,  8  et  14;  la  Suisse,  2. 

In  England  wurde  ein  «Blaubuch>  darüber  veröffent- 
licht, das  für  uns  von  besonderem  Interesse  ist 

Hervorzuheben  ist  namentlich  ein  Schreiben  des  ersten 
englischen  Delegirten  Sir  Edward  Fry,  worin  dieser  sagt, 
eines  der  Resultate  der  Konferenz  sei  darin  zu  erblicken, 
dass  die  grossen  Meinungsverschiedenheiten  zwischen 
Grossbritannien  und  anderen  Mächten  in  mehr  als  einer 
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internationalen  rechtlichen  Frage,  namentlich  derjenigen 
der  Seeprisen,  deutlich  zu  Tage  getreten  seien.  Sir  Ed- 
ward Fry  kritisirt  zum  Schlüsse  den  Mechanismus  der 
Verhandlungen,  der  durch  unbedeutende  Fragen  vielfach 
störend  unterbrochen  worden  sei,  und  wendet  sich  gegen 
den  Anspruch,  den  die  kleinen  Staaten  nicht  nur  hin- 
sichtlich gleicher  Unabhängigkeit  erheben,  sondern 
auch  bezüglich  ihrer  Einmischung  in  alle  inter- 
nationalen Institutionen,  wie  im  Falle  des  neuen  Schieds- 
gerichtsbofes. 

Wir  danken  für  diese  zeitgemässen  Auf- 
klärungen. 

Als  Fortsetzung  der  Haager- Verhandlungen  ist  zu- 
nächst eine  Separat-Konferenz  über  das  Seekriegs* 
recht  anzusehen,  worüber  Folgendes  berichtet  wird. 

«Das  cHaager  Vaderland»  meldet,  dass  Sir  Edward 
Gray  die  sechs  europaischen  Grossmächte,  die  Vereinig- 
ten Staaten,  Japan,  Spanien  und  Holland  nach  London 
zu  einer  Konferenz-  für  Seekriegsrecht  eingeladen  hat,  die 
Mitte  Oktober  stattfinden  soll.  Auf  dieser  Konferenz 
werden  acht  auf  der  Haager  Konferenz  unbesprochen  ge- 
bliebene Fragen  erörtert  werden,  nämlich: 

1.  Baiegskontrebande,  hierbei  soll  gleichzeitig  erör- 
tert werden,  ob  neutrale  Kauflfahrteischiflfe,  die  durch 
neutrale  Kriegsschiffe  begleitet  werden,  durch  irgend  eine 
kriegführende  Macht  untersucht  werden  dürfen  und  nach 
welchen  Prinzipien  Vergütung  für  eine  unrechtmässige 
Beschlagnahme  der  Schafe  zu  berechnen  ist;  2.  die  Blök* 
kade ;  3.  unterbrochene  Seereise ;  4.  ob  eine  kriegführende 
Macht  neutrale  Schiffe,  die  Kontrebande  an  Bord  führen, 
in  offener  See  zum  Sinken  bringen  darf;  5.  die  Unter- 
stützung, die  eine  kriegführende  Macht  durch  neutrale 
Schiffe  oder  neutrale  Häfen  erhält ;  6.  die  Umwandlung 
von  Handelsschiffen  in  Kriegsschiffe ;  7.  das  Führen  einer 
neutralen  Flagge  durch  die  Handelsschiffe  einer  krieg- 
führenden Macht;  8.   nach  welchem  Grundsatz  soll  der 
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'Gerichtshof  die  Nationalität  eines  in  Beschlag  genommenen 
Schiffes  feststellen? 

Da  die  Einladung  zur  Konferenz  von  England  aus- 
geht, so  wird  auch  ein  Engländer  den  Vorsitz  der  Kon- 
ferenz führen.  > 

Die  «interparlamentarische  Konferenz>,  welche 
im  September  in  Berlin  stattfand  und  eine  Art  von  ausser- 
ordentlichem  Friedenskongress  darstellte,  beschäftigte  sich 
wesentlich  mit  einer  Ausdehnung  der  Schiedsgerichts- 
barkeit. Schliesslich  wurde  ein  Antrag  angenommen,  den 
Tvir  Schweizer  schon  1902  in  Bern  vorgeschlagen  hatten, 
nämUch  eine  obligatorische  Vermittlung  vor  jedem  Kriege 
einzuführen,  wofür  in  dem  Kongovertrag  längst  ein  Vor- 
bild besteht.  Vgl.  darüber  Jahrbuch  VIII,  197.  Das  wäre 
eine  reelle  Verbesserung  des  geltenden  Elriegsrechts ;  im 
Uebrigen  wird  es  offenbar  bei  den  jetzt  allgemein  ange- 
nommenen Vorbehalten  in  den  Schiedsverträgen  bleiben 
müssen.  Völlige  obligatorische  Schiedsgerichtsbarkeit 
ohne  jeden  Vorbehalt  ist  entweder  ein  Verzicht  auf  die 
Souveränität,  Einordnung  in  ein  staatenbündisches  Yer- 
hältniss  oder  —  eine  Illusion,  die  bei  dem  ersten  Anlasse 
verschwindet. ') 

An  Litteratur  über  die  Haager-Konferenz  sind 
besonders  zu  erwähnen:  Prof.  Rohland  in  Freiburg  im  Breis- 
^au  «Völkerrechtsquellen  >,  zweite  Auflage  von  1908.  So- 
dann die  cDocuments  diplomatiques»  des  auswärtigen 
Ministeriums  in  Frankreich  über  die  2.  Haager-Konfe- 
renz,   mit    Supplement.    Ferner    ein   Aufsatz   von   Prof. 


^)  Ohne  Zweifel  wird  nun  durch  die  bulgarische  Unab- 
hängigkeitserklärung  und  was  sich  daran  knüpft,  eine  Revi- 
sion des  Berliner-Vertrages  von  1878  durch  einen 
Kongress  nöthig  werden,  gleichviel  ob  ein  Krieg  mit  der 
Türkei  erfolge,  oder  nicht. 
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Huber  in  Zürich  im  «Jahrbuch  des  öffentlichen  Rechts 
der  Gegenwart»,  Band  II,  über  «Die  Fortbildung  des 
Völkerrechts»;  ein  Buch  von  Fried  «Die  2.  Haager- 
Konferenz»  1908,  und  ein  solches  von  Lömonon  «La 
seconde  Conference  de  la  paix  1908.> 

Ueber  die  kriegsrechtlichen  Erfahrungen  im  letzten 
russisch-japanischen  Krieg  erschien  in  Paris  in  diesem 
Jahre  ein  ungemein  interessantes  Buch  von  Nagao  Ariga, 
conseiller  lögal  en  chef,  attachö  k  l'ötat-major  du  mar^hal 
Oyama,  im  Frieden  Professor  des  Völkerrechts  an  den 
Kriegsschulen  in  Tokio:  «La  guerre  russo-japonaise».  Es 
ist  gewissennassen  die  juristische  Berichterstattung  über 
den  Krieg,  zugleich  eine  diplomatische  Geschichte  des- 
selben und  zeichnet  sich  durch  eine  grosse  Unparteilichkeit 
aus,  mit  der  die  darin  behandelten  Fragen,  der  Anfang  des 
Krieges,  seine  Ursachen,  dann  die  Rechtsfrage  über  die 
SteDung  von  China  zu  demselben  und  eine  ganze  Menge 
von  einzelnen  Rechtsfragen,  die  sich  während  des  Krieges 
ergaben,  erörtert  werden.  Ein  anderes  Buch  eines  Ja- 
paners, Sakuye  Takahashi,  conseiller  legal  de  la  flotte, 
das  in  englischer  Sprache  in  London  erschien,  behandelt 
speziell  die  Fragen  des  Seekriegsrechts  und  trfigt  den 
Titel  «International  law  applied  to  the  Russo-Japanese 
war  with  the  decisions  of  the  Japanese  prize  courts». 

Von  beiden  Büchern  kann  man  sagen,  dass  sie  der 
japanischen  Jurisprudenz  zur  Ehre  gereichen.  Sie  zeigen, 
wie  das  bestehende  Kriegsrecht  eigentlich  in  der  Wirk- 
samkeit aussieht,  woraus  auch  am  besten  seine  Mängel 
zu  erkennen  sind. 

Von  neuen  Staatsverträgen,  die  in  Kraft  ge- 
treten sind,  oder  bevorstehen,  sind  folgende  zu  erwähnen: 

24 
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Internationale:  Der  Vertrag  über  ein  inter- 
nationales Sanitätsamt,  abgeschlossen  den  9.  Dez. 
1907  in  Rom.  Derselbe  wird  muthmasslich  noch  in  diesem 
Jahre  von  misem  Kammern  genehmigt  werden  (Bbl.  1908^ 
Nr.  22).  Die  Beschlüsse  der  internationalen  Telegraph  en  - 
konferenz,  welche  im  Mai  und  Juni  dieses  Jahres 
unter  49  Vertragsstaaten  in  Lissabon  tagte.  Dieselben 
haben  folgenden  wesentlichen  Inhalt: 

Für  die  sogenannten  Berichtigungstelegramme,  die 
von  den  Empfängern  im  Falle  von  Telegramm-Ekitstel- 
lungen  abgelassen  werden,  tritt  eine  Erleichterung  ein, 
indem  die  Taxirung  nicht  mehr  für  das  ganze  Telegramm 
und  die  Antwort,  sondern  nur  für  jedes  zu  berichtigende 
Wort  erfolgt.  In  den  Handelsmarken  wird  die  Zusammen- 
stellung von  Buchstaben  und  Zahlen  gestattet;  die  bis- 
herige getrennte  Zählungsweise  fällt  weg,  Zahlen  und 
Buchstaben  werden  zusammen  zu  je  fünf  auf  ein  Wort 
gerechnet.  Hausnummer  und  Stockwerk  können  künftig 
in  eine  Zahlengruppe  mit  dazwischen  gesetztem  Binde- 
strich zusammengefasst  werden.  Chiffrirte  Adressen 
werden  für  post-  und  telegraphenlagemde  Telegramme 
nach  den  Ländern  zugelassen,  die  derartige .  Adressen 
auch  im  Postverkehr  nicht  beanstanden.  Einen  Haupt- 
gegenstand der  Berathungen  bildeten  femer  die  Vor- 
schriften über  die  verabredete  (Code-)Sprache,  die  im  über- 
seeischen  Verkehr  fast  ausschliesslich  Anwendung  findet. 
Bekanntlich  hat  die  Londoner  Telegraphenkonferenz  im 
Jahre  1903  für  die  Codesprache  auch  künstliche  Wörter 
zugelassen ;  im  Interesse  der  raschen  Telegrammbe- 
förderung wurde  lediglich  vorgeschrieben,  dass  die  Wörter 
aus  Silben  bestehen  sollen,  die  sich  nach  dem  Gebrauche 
der  acht  Hauptsprachen:  Deutsch,  Englisch,  Spanisch, 
Französisch,  Holländisch,  Italienisch,  Portugiesisch  oder 
Lateinisch,  aussprechen  lassen.  Diese  Erleichterung  ist 
nach  Ansicht  der  Konferenz  vielfach  missbraucht  worden, 
so  dass  der  Telegraphenbetrieb   mit  schwer  telegraphir- 
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baren  Worten   belastet  und  die  glatte  Abwicklung  des 
allgemeinen   Verkehrs   beeinträchtigt   wird.    Da  es  sich 
hierbei  jedoch  um  Auswüchse  handelt  und  es  keineswegs 
in  der  Absicht  lag,  die  vorhandenen,  mit  grossen  Kosten 
hergestellten,  ordnungsmässigen  Codes  ausser  Gebrauch 
zu  setzen,  so  hat  man  die  bestehenden  Vorschriften  im 
WesentUchen  aufrecht  erhalten.    Aus  Betriebsrücksichten 
sind  sie  nur  dahin  ergänzt  worden,  dass  die  Ausspreche 
barkeit   nach    dem   gewöhnlichen    Gebrauche    der    acht 
Sprachen,  d.  h.  nicht   nach   dem  Vorkommen   einzelner 
abnormer  Wörter,  beurtheilt  werden  soll,  und  dass  in  den 
künstlichen  Wörtern  die  Buchstaben  ä,  ä,  e,  fi,  ö,  ü  nicht 
vorkommen    dürfen.     Zu   der  gegenwärtigen   Vorschrift, 
dass  die  Wörter  der  veradredeten  Sprache  höchstens  zehn 
Buchstaben  nach  dem  Morsealphabet  enthalten  dürfen, 
ist  noch  hinzugefügt  worden,  dass  die  Doppelvokale  ae, 
aa,  ao,  oe  und  ue  als  je  zwei  Buchstaben  gezählt  werden, 
und  dass  das  Gleiche  für  ch  in  den  künstlichen  Wörtern 
gilt.     Diese  Ergänzungen  werden,  soweit  sich  übersehen 
lässt,  die  vorhandenen  Codes  kaum  berühren  und  sollen 
nur  einer  weiteren  Eomplizinmg  der  künstlichen  Wörter 
vorbeugen.    Für  die  wirklichen  Wörter,  die  bei  der  Ab- 
fassung von  Telegrammen  in  verabredeter  Sprache  be- 
nutzt werden,  bleibt  Alles  beim  Alten.    Wortbildungen, 
die  durch  sprachwidrige  Zusammenziehung  zweier  oder 
mehrerer  Wörter  der  offenen  Sprache  zusammengestellt 
sind,  werden  in  der  Codesprache  nach  wie  vor  nicht  zu- 
gelassen. .  Eine  wichtige  Neuerung  ist  femer,  dass  die 
Code -Wörterbücher    einer  aus    den    Telegrapbenverwal- 
tungen  Deutschlands,  Frankreichs  und  Grossbritanniens 
bestehenden  Kommission  zur  Prüfung  unterbreitet  werden 
können;  dadurch  soll  den  Telegrammabsendem  die  Ge- 
wissheit verschafft  werden,  dass  die  in  den  Code -Wörter- 
büchern enthaltenen  Wörter  den  Vorschriften  entsprechen 
und    überall  angenommen   werden.    Eine   Verpflichtung 
zur  Einreichung  der  Codes  besteht  nicht;  wer  einen  nicht 
geprüften   Code   verwendet,   begibt   sich   nur  der  ange- 
gebenen  Sicherheit.    Es   wird   später  bekannt  gegeben 


372  Jahresbericht  1908. 

werden,   in  welcher  Weise  und  von  wann  ab  die  Ein- 
reichung der  Codes  stattfinden  kann. 

Sftmmtliche  Beschlüsse  werden,  vorausgetzt,  dass  die 
noch  erforderliche  Genehmigung  durch  die  Regierungen 
erfolgt,  am  1.  Juli  nächsten  Jahres  in  Kraft  treten. 

(Frankf.  Zeitung.) 

Die  neue  Brüsseler  Zuckerkonvention: 

Am  5.  März  19Q2  trat,  seinerzeit  zwischen  den  Re- 
gierungen Deutschlands,  Oesterreich-Ungams,  Belgiens, 
Frankreichs,  Grossbritanniens,  Italiens,  Luxemburgs,  der 
Niederlande,  Perus,  Schwedens  und  der  Schweiz,  die  soge- 
nannte Brüsseler  Zuckerkonvention  in  Kraft;  ihr  Haupt- 
zweck war  die  Beseitigung  der  vorher  bestehenden  Prämien 
für  die  Ausfuhr  von  Zucker.  Eine  weitere  sehr  wichtige  Be- 
stimmung sah  vor,  dass  die  Einfuhr  prämirten  Zuckers 
aus  Nichtvertragsstaaten  mit  einem  Ausgleichszolle  zu 
belegen  sei.  Der  Anstoss  zur  Brüsseler  Konvention  ging 
seiner  Zeit  von  England  aus;  England  vertrat  dabei  vor- 
nehmlich das  Interesse  seiner  Rohrzucker  erzeugenden 
Kolonien,  denen  die  Konkurrenz  mit  dem  Rübenzucker 
erleichtert  werden  sollte;  die  Konvention  war  aber  auch 
ein  Sieg  des  Freihandelsprinzips.  Durch  die  Konvention 
wtutle  bestimmt,  dass  die  Differenz  zwischen  Eingangs- 
zoll und  inländischer  Verbrauchsabgabe  höchstens  6  Fr. 
für  Raffinade  und  5V>  Fr.  für  Rohrzucker  betragen  dürfe. 
Welches  die  thatsächlichen  Wirkungen  der  Abmachung 
auf  die  Preisbildung  gewesen  sind,  ist  noch  nicht  nach- 
gewiesen, es  ist  auch  kaum  nachzuweisen.  Der  Haupt- 
erfolg besteht  jedenfalls  in  der  Abschaffung  der  Zucker- 
prämien, die  ein  Ausfluss  einer  reaktionären  Wirthschafts- 
politik  waren. 

Den  Anstoss  zur  Abänderung  der  Zuckerkonvention 
gab  die  englische  Regierung,  d.  h.  die  Schöpferin  der 
Konvention.  Das  liberale  Kabinett  betrachtete  die  Be- 
schränkung der  Zuckereinfuhr  als  einen  Einbruch  in  das 
Prinzip  des  Freihandels.  Das  war  freilich  nicht  der 
einzige  und   stichhaltigste   Grund,  warum  England  mit 
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aus  der  Konvention  drohte.    Die  engli- 

.  beitende  Industrie  sehnte  sich  nach  dem 

zurück,  den  sie  zur  Zeit  der  Prämien- 

icam.    Diese  Industrie  war  mftchtig  genug, 

len  Gehör  zu  verschaffen.    England  war  es 

um   die   Zufuhr  von  russischem   Zucker   zu 

land  trat  bekanntlich  der  Konvention  von  1902 

Die  Zuckerkonvention  wäre,  hätten  die  andern 

lachte  nicht  eingewilligt.   Aber  diesen  Punkt  in 

iidlungen  zu  treten,  in  Frage  gestellt  gewesen. 

.  ngen,  mühsamen  Verhandlungen  wurde  beschlossen, 

md  unter  Kontingentirung  seiner  Ausfuhr  zum  Ein- 

in  die  Konvention  zu  bewegen.    England  gab  nur 

•r  zahlreichen  Schwierigkeiten  die  Zustimmung  zu  der 

ntingentirung.     So  trat  denn  mit  dem  1.  September 

K>8  der  neue  Vertrag  in  Kraft. 

Die  Zusatzakte  zu  der  Konvention  vom  5.  März 
1902  betreffend  die  Behandlung  des  Zuckers  lautet  nun: 
Die  Regierungen  des  deutschen  Reiches,  Oesterreichs 
und  Ungarns,  Belgiens,  Frankreichs,  Grossbritanniens, 
Italiens,  des  Grossherzogthums  Luxemburg,  der  Nieder- 
lande, Perus,  Schwedens  und  der  Schweiz  sind  überein- 
gekommen, eine  Zusatzakte  zu  der  Konvention  vom  6. 
März  1902,  betreffend  die  Behandlung  des  Zuckerß,  abzu- 
schliessen,  und  die  unterzeichneten  Bevollmächtigten 
haben  demgemäss  Folgendes  vereinbart: 

Art.  1.  Die  vertragschliessenden  Staaten  verpflichten 
sich,  die  Konvention  vom  5.  März  1902  für  eine  Dauer 
von  fünf  Jahren,  beginnend  den  1.  September  1908,  in 
Kraft  bestehen  zu  lassen.  Immerhin  soU  jeder  derselben 
befugt  sein,  vom  1.  September  1911  an  vermittelst  einer 
ein  Jahr  vorher  zu  machenden  Anzeige  von  der  Kon- 
vention zurückzutreten,  sofern  die  ständige  Kommission 
bei  ihrer,  vor  dem  1.  September  1910  abgehaltenen,  letzt- 
maligen Zusammenkunft  mit  Stimmenmehrheit  beschlossen 
hat,  dass  die  Umstände  gebieten,  die  vertragschliessenden 
Staaten  von  dieser  Befugniss  Gebrauch  madien  zu  lassen. 
Im  Uebrigen  sollen  die  Bestimmungen  ^       *  '    ^0  der 
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genannten  Konvention  vom  5.  März  1902  hinsichtlich  der 
Kfindigung  und  der  stillschweigenden  Fortsetzung  an- 
wendbar bleiben. 

Art.  2.  In  Abweichung  vom  Art.  1  der  Konvention 
soll  Grossbritannien  vom  1.  September  1908  an  der  in 
im  Art.  4  derselben  festgesetzten  Verpflichtung  enthoben 
sein.  Vom  nämlichen  Zeitpunkt  an  soll  es  den  vertrag- 
schliessenden  Staaten  freistehen,  zu  verlangen,  dass  der 
im  Vereinigten  Königreich  raffinirte  und  auf  ihr  Gebiet 
ausgeführte  Zucker,  um  die  Vortheile  der  Konvention  zu 
geniessen,  von  einem  Zeugniss  begleitet  sein  müsse,  worin 
konstatirt  wird,  dass  kein  Theil  dieses  Zuckers  aus  einem 
Lande  herstamme,  das  nach  den  Feststellungen  der 
ständigen  Kommission  für  die  Erzeugung  oder  die  Aus- 
fuhr von  Zucker  Prämien  gewährt. 

Art.  3.  Die  gegenwärtige  Zusatzakte  soll  ratifizirt 
und  die  Ratifikationsurkunden  zu  derselben  sollen  so  bald 
als  möglich  und  auf  alle  Fälle  vor  dem  1.  Februar  1908 
im  Ministerium  des  Auswärtigen  in  Brüssel  niedergelegt 
werden.  Sie  soll  nur  dann  rechtsverbindlich  werden, 
wenn  sie  wenigstens  von  allen  denjenigen  Vertragsstaaten, 
die  nicht  unter  die  Ausnahmebestimmung  des  Art.  6  der 
Konvention  fallen,  ratifizirt  worden  ist.  Falls  einer 
oder  mehrere  dieser  Staaten  ihre  Ratifikationsurkunden 
nicht  innert  nützlicher  Frist  niedergelegt  haben  sollten, 
wird  die  belgische  Regierung  in  dem  vom  1.  Februar 
1908  an  laufenden  Monat  eine  Entscheidung  derjenigen 
Staaten,  welche  die  Ratifikation  vorgenommen  haben, 
darüber  herbeiführen,  ob  die  gegenwärtige  Zusatzakte 
unter  ihnen  allein  in  Kraft  gesetzt  werden  soll.  Hin. 
sichtlich  derjenigen  Staaten,  welche  die  Ratifikation  vor 
dem  1.  Februar  1908  nicht  vorgenommen  haben  sollten, 
wird  angenommen,  dass  sie  die  Konvention  binnen  nütz- 
licher Frist  gekündet  haben,  so  dass  ihre  Wirkungen  ihnen 
gegenüber  vom  nächstfolgenden  1.  September  an  aufhören, 
es  sei  denn  auf  Antrag  der  Betheiligten  von  der  Mehrheit 
der  Staaten,  die  gemäss  der  Vorschrift  im  vorhergehenden 
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Paragraphen  zur  Beschlussfassung  berufen  sind,  ein  gegen- 
theiliger  Entscheid  getroffen  worden.     (N.  Z.  Zeitung.) 

Der  hierauf  bezügliche  Bundesbeschluss  findet  sich 
in  der  Eidg.  G.  S.  XXIV,  571. 

Der  internationalen  Konvention  zum  Schutz  des 
gewerblichen  Eigenthums  vom  20.  März  1883  sind 
die  englischen  Kolonien  Trinidad  und  Topago  beigetreten ; 
dem  internationalen  Vertrag  über  Verbot  des  gelben 
Phosphors  und  der  Nachtarbeit  der  Frauen 
HoUand.  Diese  Konvention,  vom  26.  September  1906, 
findet  sich  abgedruckt  in  der  E.  G.  S.  XXIV,  59. 

Chile  ist  dem  internationalen  Telegraphenvertrag 
beigetreten,  Spanien  der  Pariser  Konvention  betreffend 
das  Seerecht  in  Kriegszeiten. 

Das  Bundesgericht  hat  ein  ausführliches  Reglement 
über  die  Ausübung  seiner  Gerichtsbarkeit  in  Folge  der 
Algesiras-Akte  erlassen.    E.  G.  S.  XXIV,  203. 

Ein  internationales  Uebereinkommen  über  die  stark- 
wirkenden  Arzneimittel  vom  29.  November  1906 
ist,  gleichzeitig  mit  der  Pharmacopoea  Helvetica,  Editio 
IV,  auf  den  1.  März  d.  J.  in  Kraft  erklärt  worden.  E. 
G.  S.  XXrV,  221. 

Betreffend  die  internationale  technische  Einheit 
im  Eisenbahnwesen  hat  sich  Folgendes  zugetragen: 

La  troisiöme  Conference  internationale  pour  Tunite 
technique  des  chemins  de  fer  a  demand^  au  Conseil  fö- 
deral de  s'enquörir  auprös  des  gouvemements  interess^s 
s'ils  ne  seraient  pas  dispos^  ä  constituer  une  commission 
internationale  ayant  pour  mission  d'etablir  un  programme 
determin^  des  conditipns  que  devrait  remplir  un  frein 
continu  pour  trains  de  marchandises  et  qui  servirait  de 
guides  aux  administrations  qui  veulent  faire  des  essais 
avec  de  tels  freins,  afin  que  ces  essais  puissent  etre  com- 
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parables  entre  eux  et  permettent  de  fixer  quels  seraient 
les  Sfystemes  de  freins  qui  donneraient  une  solation  ao- 
ceptable.    Le  Conseil  fed^ral  s'est  coDforme  ä  ce  desir. 

Das  internationale  Uebereinkommen  Ober  den  £  i s  e n- 
bahnfracbtverkebr  ist  seiner  Natnr  gem&ss  öfteren 
Revisionen  unterstellt  worden,  worQber  Folgendes  be- 
richtet wird: 

Die  erste  der  Revisionskonferenzen  fand  1896  in  Paris 
statt;  das  erste  Zusatzübereinkommen  konnte  aber  erst 
auf  10.  Oktober  1901  in  Kraft  gesetzt  werden.  Die  zweite 
Revisionskonferenz  fand  im  Juli  1905  in  Bern  statt; 
sämmtliche  Yertragsstaaten  waren  an  der  Konferenz  ver- 
treten mit  Ausnahme  von  Luxemburg,  das  sich  bereit 
erklärte,  die  Ergänzungsantrdge  anzunehmen.  Die  Unter- 
zeichnung des  zweiten  ZusatzQbereinkonmiens  fand  am 
19.  September  1906  in  Bern  statt.  Der  Bundesrath  be- 
antragte den  eidgenössischen  Rftthen  durch  Botschaft  vom 
13.  Dezember  1906  Genehmigung  des  Uebereinkonunens; 
die  Ratifikation  durch  die  Räthe  erfolgte  in  der  Frühlings- 
session 1907.  Seither  hat  am  22.  September  der  Aus- 
tausch der  Ratifikationsurkunden  stattgefunden ;  anwesend 
waren  dabei  die  Gesandten  von  Deutschland,  Frankreich, 
ItaUen,  Oesterreich-Uagam  und  Russland,  spezielle  Dele- 
girte  von  Belgien,  den  Niederlanden,  Dänemark,  Rumänien 
und  Scl^weden,  sowie  der  Chef  des  Eisenbahndeparte- 
ments, Bundesrath  Forrer,  und  eine  Vertretung  des  Amtes 
fOr  internationalen  Eisenbahntransport. 

Das  zweite  Zusatzübereinkommen  bringt  wie  sein 
Vorgänger  keine  grundsätzlichen  Neuerungen  zum  interna- 
tionalen Uebereinkommen ;  es  sieht  aber  eine  Reihe  von  Er- 
leichterungen und  Verbesserungen  für  den  internationalen 
Verkehr  vor,  deren  Einführung  von  den  Interessenten  sehr 
begrüsst  wird.  Es  werden  z.  B.  die  Rechte  der  Absender  hin- 
sichtlich noch  nicht  abgelieferter  (Büter  und  für  Fälle  von 
durch  ausserordentliche  Betriebseinstellung  hervorgerufe- 
nen Verkehrsstockungen  erweitert;  die  Vorschriften  be- 
treffend Verpackung  gewisser  Güter  (feuergefährlicher  und 
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explosiver  Stoffe,  sowie  ekelerregender  Waren)  sind  im 
Sinne  einer  Erleichterung  revidirt  worden  etc.  etc. 

Abgeändert  wurde  auch  die  Vorschrift,  wonach  die 
Revisionskonferenzen  in  Intervallen  von  drei  Jahren  zu- 
sammenzutreten haben.  Nachdem  sich  die  Vorschriften 
des  Uebereinkommens  als  zutreffend  erwiesen  haben,  er- 
scheint es  weder  nothwendig  noch  wünschenswerth,  an 
demselben  allzu  oft  Aenderungen  vorzunehmen.  Der 
Termin  wurde  daher  auf  fOnf  Jfüire  verlängert.  Die  Frist 
läuft  in  Zukunft  jeweilen  vom  Inkrafttreten  der  auf  der 
letzten  Bevisionskonferenz  beschlossenen  Aenderungen^ 
diesmal  also  bis  Dezember  d.  J.  1913. 

Es  mag  noch  erwähnt  werden,  dass  die  Länge  der 
Eisenbahnhnien  der  am  internationalen  Uebereinkommen 
betr.  den  Eisenbahnfrachtverkehr  betheiligten  Staaten 
insgesammt  234,000  Kilometer  beträgt. 

Eine  Verordnung  über  zollsichere  Einrichtung 
der  Eisenbahnwagen  findet  sich  in  E.  6.  S.  XXIV, 
593.  Eine  neue  Verordnung  vom  26.  Mai  1906  in  E.  6.  S. 
XXIV,  639. 

Betreffeihd  die  lateinische  Münzkonvention 
macht  die  französische  Regierung  den  Staaten  derselben 
den  Vorschlag,  das  Kontingent  für  Ein-  und  Zweifranken- 
stücke von  7  auf  16  Fr.  für  den  Kopf  der  Bevölkerung  zu 
erhöhen,  dagegen  den  Umlauf  der  Fünffrankenstücke  ent- 
sprechend zu  verringern. 

Folgende  Staaten  haben  ihre  Beitrittserklärungen  zum 
Internationalen  Ackerbau-Institut  gesandt, oder 
angekündigt:  Deutsches  Reich,  Argentinien^  Oesterreich- 
Ungarn,  Belgien,  Brasilien,  Bulgarien,  China,  Costarica^ 
Cuba,  Dänemark,  Aegypten,  Ecuador,  Aethiopien,  Frank- 
reich, Japan,  Grossbritannien,  Kanada,  Australien,  Indien,. 
Neuseeland,  Mauritius,  Italien,  Luxemburg,  Mexiko,  Mon- 
tenegro, Norwegen,  Niederlande,  Persien,  Peru,  Portugal,. 
Rumänien,  Russland,  Salvador,  Spanien,  Vereinigte  Staa- 
ten, Schweden,  Schweiz,  Uruguay. 
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Der  Schweizerische  Städtetag  hat  in  seiner  Tagung 
von  Sitten  seinem  Vorstande  den  Auftrag  ertheilt,  bis 
^um  nächsten  Städtetag  die  Frage  zu  prüfen  und  darüber 
zu  berichten,  ob  nicht  die  Haager  Konvention  be- 
treffend das  Vormundschaftsrecht  auf  den  nächsten 
Termin  gekündigt  wfjrden  solle. 


Einzel  vertrage:  Deutschland  schlägt  die  Re- 
vision des  Niederlassungsvertrages  vor,  auf  Basis 
•eines  Vertrags  mit  Holland  vom  7.  Dez.  1907. 

Das  eidgenössische  Justizdepartement  richtete  ein 
Kreisschreiben  darüber  an  die  an  der  Einwanderung  von 
Deutschen  hauptsächlich  betheiligten  Kantone,  wie  Zürich, 
Basel,  St.  Gallen,  Thurgau  und  lud  diese  Kantone  zur 
Vernehmlassung  ein.  Dieselben  haben  sich  in  Bezug  auf 
•die  Legitimationspapiere  dahin  ausgesprochen,  dass  auch 
im  neuen  Vertrag  die  Niederlassung  der  deutschen  Reichs- 
angehörigen in  den  Kantonen  von  Leumundszeugnissen 
abhängig  gemacht  werden  solle.  ^ 

Nachdem  die  Regierung  der  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  durch  ihren  Gesandten  dem  Bundesrath  die  Er- 
klärung hat  abgeben  las.sen,  dass  nach  den  Patentge- 
setzen ihres  Landes  kein  Patent  wegen  unterlassener 
Ausführung  der  patentirten  Erfindung  annullirt  werden 
könne,  wurde  in  Anwendung  von  Art.  18,  Absatz  2,  des 
Bundesgesetzes  betreffend  die  Erfindungspatente  vom  21. 
Juni  1907  die  Bestimmung  des  ersten  Absatzes  dieses 
Artikels  gegenüber  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
in  dem  Sinne  ausser  Kraft  gesetzt,  dass  die  Ausführung 
der  Erfindung  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
der  Ausführung  in  der  Schweiz  gleichkommt. 


*)  Neu  ist  nun  mit  Deutschland  auch  eine  im  Reichs- 
gesetzblatt Ende  September  veröffentlichte  Verordnung  Über 
-eine  theil  weise  Vieh  sperre,  wogegen  die  Eidgenossen- 
schaft jedoch,  dem  Vernehmen  nach,  Protest  einlegen  wird. 


Einzel-StaatsTertrftge.  9^ 

Betreffend    Auslieferungsverträge    bestehen 
bigende  neue  Beschlüsse  unmittelbar  bevor: 

cLe  gouvemement  grec  s'est  d^are  dispose  ä  entrer 
m  pourparlers  avec  le  Conseil  föderal  pour  la  conclusion 
i'une  Convention  d'extradition,  la  Grece  ayant  conclu, 
lernierement,  des  traites  de  ce  genre  avec  d'autres  Etats, 
tels  que  la  Belgique,  TAutriche-Hongrie,  la  France  et  TAI- 
lemagne.  Les  n^ociations  auront  lieu  ä  Paris  entre 
Dotre  ministre  M.  Lardy  et  le  ministre  de  Gröce.  Le 
traite  d'extradition  entre  la  Grece  et  la  France,  concJu 
il  y  a  environ  deux  ans,  ser\'ira  de  base  ä  ces  nögocia- 
tions.  Le  Departement  föderal  de  justice  et  police  h 
examine  ce  traite  et  communique  au  gouvemement  grec 
ses  observations  et  amendements.  II  est  bien  posHiblo 
que  la  Gr6ce  n'accepte  pas  ces  amendements  et  en  con. 
sideration  d'une  d^cision  ant^rieure  de  la  Chambre  grocciu», 
4mette  le  d6sir  que  la  Suisse  accepte,  sans  modiflciitioii 
essentielle,  le  traitö  entre  la  Gröce  et  la  France. 

Jusqu'ä  pr&ent  Textradition  entre  Tltali«  <jt  In 
Suisse  n'etait  accordäe  pour  certains  d^lits  quo  Huivunt 
les  especes  et  sous  garantie  de  röciprocit^.  Le  DnpHrt«- 
ment  fedÄral  de  justice  est  entr6  en  pourparlern  avnr.  Ii« 
gouvemement  italien,  lequel  s'est  declar^  dispoMi'j  ii  /icliiiii' 
ger  avec  le  Conseil  fed^ral  une  declaration  pour  rt*tuU't^ 
I'extradition  obligatoire  dans  un  nombre  pluH  nnitu\  iU' 
cas.  La  teneur  de  cette  Convention,  qui  /^tufid  la  IInI« 
des  crimes  et  delits  prevus  par  Tarticle  2  <Ut  In  *'oiivmii 
tion  d'extradition  du  22  juiUet  1868,  n'uHi  piiM  efMtorr  tU^ 
terminäe  d'une  fa^^n  definitive.» 

Mit  Russland  ist  eine  Gegenrechti*<jrk)ftriinH  tni 
treffend  Auslieferung  wegen  MimlfTAintU  von  h-^'^'rij^ 
Stoffen  vereinbart  worden,  22,  F*;br  HKK  K  O  f> 
XXIV,  155. 

Eine  MittheiluDg  der  ruv»iv:h#;rj  ]U'V\*truuy,  Stt'\ut\n^t\ 
Legalisationen  findet  wh  h\/u*'^irttr\fl  ith  \UhU*\* '-'hM\ 
Nr.  19  von  1908. 
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Konkordate: 


Im  Juli  trat  eine  interkantonale  Konferenz 
zusammen  behufs  Besprechung  von  Massnahmen  zur  mög- 
lichst einheitlichen  Einführung  der  Alters-  und  InTaliden- 
Versicherung  in  den  einzelnen  Kantonen,  im  Hinblick  auf 
eine  zukünftige  eidgenössische  Alters-  und  Invaliden- 
versicherung. 

Die  Kantone  Zürich  und  Schaffhausen  schlössen, 
auf  Grund  der  bundesgerichtlichen  Urtheile  vom  9.  Nov. 
1897  und  28.  Mai  1907  über  die  beidseitigen  Hoheitsrechte 
am  Rhein,  am  31.  März  1908  einen  Staatsvertrag  über 
ihre  Kantonsgrenzen  und  Grenzverhältnisse. 

In  einer  in  Rorschach  abgehaltenen,  von  Vertretern 
der  Behörden  der  Kantone  St.  Gallen,  Thurgau,  Schaff- 
hausen und  Appenzell,  der  Bundesbahnen,  der  interna- 
tionalen Schifffahrtsvereinigung  in  Konstanz,  dem  Basler 
Schifffahrtsverein  etc.  besuchten  Versammlung  referirte 
Ingenieur  Gelpke  aus  Basel  unter  lebhaftem  Beifall  über 
das  Arbeitsprogramm  der  nordschweizerischen 
bin  nenschiff  fahrtlichen  Bestrebungen  und 
stellte  dabei  als  Forderungen  auf:  Leistung  von  Sab- 
ventionsbeiträgen  zur  Beseitigung  der  künstUchen  Hinder- 
nisse auf  der  Rheinstrecke  Strassburg-Basel,  die  Erstellung 
von  Schleusen  auf  der  Strecke  Basel-Schaffhausen,  die 
Aufnahme  einer  Stromkarte,  die  Indienststellung  eines 
Peilbootes  zur  Erforschung  der  Wasserverhältnisse,  Ent- 
wurf eines  schweizerischen  Wasserwirthschaftsplanes, 
Schaffung  einer  eidgenössischen  Zentrale  für  Wasserwirth- 
Schaft.  Der  Präsident  des  Initiativkomitees  stellte  fol- 
genden Antrag:  Unter  dem  Namen  «Ostschweizerischer 
Verband  für  Schiffbarmachung  des  Rheins  und  Boden- 
sees» gründet  sich  ein  Verband  mit  dem  Zwecke  der 
gemeinsamen  Förderung  der  Schiffbarmachung  des  Boden- 
sees und  des  Rheins.  Der  Verband  ist  eine  Sektion  des 
internationalen  Verbandes  in  Konstanz,  mit  nationalem 
Charakter. 


Konkordate.    Handels-  nnd  SchiedsTertrSge.  881 

Die  Regierungen  der  Kantone  Uri  und  Schwyi 
sind  übereingekommen,  den  zwischen  diesen  Kantonen 
obwaltenden  Streit  betreflFend  die  Grenzgebiete  Glatten- 
stock,  Fimerloch  bis  zum  Saalitritt  einem  Schiedsgericht 
zu  unterbreiten  und  haben  den  Bundesrath  ersucht  den 
Obmann  dieses  Schiedsgerichtes  zu  bezeichnen. 

Die  Kantone  St.  Gallen  und  Appenzell  A.-Rh. 
schlössen  ein  Konkordat  betreffend  Auslieferung  bei 
Betreibungsdelikten  und  überhaupt  ausserhalb  des  Ge- 
setzes. Vgl.  hiezu  den  Fall  Rigassi,  B.-Blatt  Nr.  10  von  1908. 


Handelsverträge: 

In  Verhandlung  liegt  ein  solcher  mit  Bulgarien ,  das 
in  neuester  Zeit  viele  solche  Verträge  abschliesst,  bloss 
nicht  mit  Oesterreich-Ungam,  was  am  nächsten  läge.  Die 
Unterhandlungen  mit  ims  begannen  schon  1906;  der 
bezügliche  Handelsverkehr  ist  unbedeutend. 

Im  englischen  Unterhaus  erklärte  der  Staatssekretär 
des  Aeussern,  Sir  Edward  Grey,  die  meist  begünstigten 
Staaten,  insbesondere  auch  die  Schweiz,  werden  in  ihren 
Handelsbeziehungen  mit  Kanada  die  gleichen  Vortheile 
gemessen,  wie  sie  Frankreich  beim  Abschluss  des  neue- 
sten französisch-kanadischen  Vertrages  erlangt  habe. 

Die  Einfuhr  der  Schweiz  betrug  1907  Fr.  1687V« 
Millionen  gegen  1469  im  Jahr  1906.  Ausfuhr  1155,9 
Millionen  gegen  1071  Millionen;  also  eine  grosse  Unter- 
bilanz. 

Schiedsgericht SV ertrage: 

Ein  solcher  ist  nun  endlich  auch  mit  Amerikft  abge- 
schlossen worden,  nachdem  verschiedene  Schwierigkeiten 
bestanden  hatten,  die  sich  aber  bloss  auf  das  spezielle 
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Bundesstaatsrecht  der  Vereinigten  Staaten  bezogen.  Die 
Botschaft  des  Bimdesraths  an  unsere  Kammern  sagt 
darüber : 

«Le  traite  d'arbitrage  condu  le  21  novembre  1904  airec 
les  Etats-Unis  portait,  a  Tarticle  2,  qu'un  compromis  spe- 
cial (special  agreement)  devait  etre  condu  dans  chaque 
cas  pour  detenniner  exactement  l'objet  du  conflit  et  les 
comp^tences  des  arbitres,  ainsi  que  pour  fixer  le  delai 
pour  la  formation  du  tribunal  arbitral  et  la  procedure  ä 
suivre.  Le  11  fevrier  1905,  le  Senat  americain  ratifiait 
le  traite  avec  la  Suisse,  en  meme  temps  qu'une  serie 
d*autres  traites  avec  d'autres  Etats.  II  croyait  cependant 
devoir  y  apporter  une  modification  en  remplai^ant  les 
mots  de  spedal  agreement  (compromis  special),  dans  l'ar- 
ticle  2,  par  le  mot  treaty  (traitö).  Cette  modification 
avait  son  importance,  car,  d'apres  la  Constitution  am^ri- 
caine,  un  treaty  doit  etre  approuve  par  la  majorite  des 
deux  tiers  des  membres  presents,  tandis  que  ce  n'est 
pas  le  cas  pour  un  agreement  Le  Senat  americain  se 
reservait  aussi  le  droit  de  d^cider,  dans  chaque  cas,  si 
le  tribunal  arbitral  devait  etre  convoqu^  ou  non.  On 
avait,  en  effet,  constate  au  Senat  qu'il  serait  possible  a 
des  creanders  etrangers,  en  vertu  des  traites  d'arbitrage 
condus  par  le  gouvememeut  federal,  de  dter  devant  la 
cour  de  la  Haye  quelques  Etats  de  l'Union  pour  certaines 
dettes.  Le  president  des  Etats-Unis  avait  vainement 
dierche  ä  refuter  cette  objection.  Dans  une  lettre  adressee 
au  senateur  Cullow  et  publice  dans  la  Washington  Post^ 
du  12  janvier  1905,  il  disait  entre  autres: 

Jamais  un  president  ne  permettrait  semblable  inter- 
pretation  du  traite.  Les  acheteurs  de  titres  de  certains 
Etats  de  TUnion  savaient  parfaitement  que  le  gouveme* 
ment  federal,  d*apres  la  Constitution,  ne  peut  en  garantir 
le  remboursement  et  que  les  creanders  dependent  du 
credit  de  TEtat  debiteur. 

Et  le  President  s*effor<^ait  de  montrer  l'inutilit^  d'une 
modification  qui  portait  sur  une  question  int^rieure. 


Schiedsverträge.  38^ 

Cela  n'empecha  pas  la  modification  proposee  d'etre 
adoptee  au  Sänat  par  50  voix  contra  neuf.  La  prösidant 
retira  alors  las  traites  d'arbitrage  conclus  avec  la  Suisse 
et  d'autres  pays,  da  sorte  qua  laur  ratification  n'aut  pas 
lieu. 

Apres  la  clötura  da  la  dauxiema  Conference  de  la 
Haye,  le  gouvemement  americain  entama  des  n^gocia- 
tions  avec  plusieurs  Etats,  en  vue  de  conclure  de  nou- 
veaux  traites  d'arbitrage.  II  demanda  notamment  au 
Conseil  fed^ral  s'il  serait  dispose  a  conclure  un  trait6- 
correspondant,  k  une  seule  exception  prös,  k  celui  du 
21  novembre  1904  et  dont  Tarticle  2  aurait  le  texte  sui- 
vant: 

Dans  chaque  cas  particulier,  les  Hautes  Parties  con- 
tractantes,  avant  de  s'adresser  ä  la  Cour  permanente 
d'arbitrage,  signeront  un  compromis  special  determinant 
nettement  Tobjet  du  litige,  l'ötendue  des  pouvoirs  des 
arbitres  et  les  d^lais  ä  observer  en  ce  qui  concerne  1& 
Constitution  du  tribunal  arbitral  et  les  diff^rentes  phases 
de  la  procödure.  II  est  entendu  que  de  tals  compromis 
speciaux  (such  special  agreements)  seront,  de  la  part  des 
Etats-Unis,  conclus  par  le  pr^sident  des  Etats-Unis  avec 
Tavis  et  le  consentement  du  Sönat. 

Le  Conseil  f^döral  repondit  aflfirmativement  aux  ou- 
vertures  du  gouvemement  americain,  mais  demanda,  au 
nom  de  l'egalit^  des  deux  contractants,  que  la  meme 
r^erve  füt  faite  en  faveur  de  TAssemblöe  föderale.  '  II 
proposait  donc  de  donner  au  deuxieme  paragraphe  de 
Tarticle  2  la  redaction  suivante: 

II  est  entendu  que  de  tels  compromis  speciaux  seront^ 
de  la  part  de  la  Suisse,  conclus  par  le  Conseil  fedöral  de 
la  Conf^d^ration  Suisse,  avec  Tavis  et  le  consentement  de 
TAssemblee  föderale,  et,  de  la  part  des  Etats-Unis,  par 
le  President  des  Etats- Unis,  avec  Tavis  et  le  consente- 
ment du  S^nat. 

La  gouvemement  americain  accepta  cette  proposition. 
Le  29  fövrier  1908,  le  traitö  d'arbitrage  ^tait  sign6  k 
Washington. 
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Le  Conseil  federal  demande  ä  FÄssemblee  fed^rale 
de  donner,  ä  son  tour,  sa  ratification.au  traite,  conclu 
pour  une  dur^e  de  dnq  aim6es.> 

Das  Jahr  1908  sah  wieder  fast  unzählige  Kon  gr esse 
von  denen  eine  ganze  Anzahl  kurz  hintereinander  in  Genf 
stattfanden. 

Wir  besitzen  für  dieselben  persönlich  keine  grosse 
Sympathie,  weil  sie  doch,  grösserentheils  wenigstens,  aus 
leerem  Gerede  oder  Festlichkeiten  zu  bestehen  pflegen, 
und  auch  niemals  alle  für  den  beabsichtigten  Zweck  ge- 
eigneten Personen  vereinigen;  immerhin  aber  muss  zu- 
;gegeben  werden,  dass  sie  nützliche  Vorbereitungen  und 
Aufklänmgen  für  spätere  Verständigungen  unter  den 
ziviUsirten  Nationen  bilden,  und  somit  auch  ihre  volle 
Berechtigung  besitzen. 

Bemerkenswerth  waren  besonders  folgende  Versamm- 
lungen : 

Ein  internationaler  Kon  gross  der  Handels- 
kammern in  Prag,  bei  welchem  besonders  mme  Ver- 
einheitlichung des  Wechselrechts  imd  eine  VerenRchung 
der  Zollformalitäten  zur  Sprache  kamen. 

'  «Der  für  weitere  Kreise  interessanteste  Punkt  der 
Berathungen  war  aber  der  vierte:  die  Festsetzung  des 
Osterfestes.  An  der  Hand  einer  vorzüglich  ausgearbeite- 
ten Denkschrift  des  deutschen  Handelstages  referirte  Dr. 
Vogel  aus  Berlin.  Er  wies  nach,  dass  die  grossen  zeit- 
lichen Schwankungen  des  Osterfestes  insbesondere  für 
viele  Zweige  der  Industrie,  des  Gewerbes  und  des  Handels 
grosse  Missstände  zur  Folge  hätten.  Im  Hinblick  darauf, 
dass  nach  kirchlichem  Brauch  der  erste  Osterfeiertag 
stets  auf  einen  Sonntag  fallen  muss,  erscheint  die  Fest- 
legung des  Osterfestes  auf  einen  bestimmten  Kalender- 
tag  ausgeschlossen;    hingegen    dürften    auf   kirchlicher 
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Seite  zurzeit  keine  Bedenken  mehr  gegen  die  Festlegung 
des  Ostersonntags  nach  einem  bestimmten  Kalendertag 
bestehen.  Zur  Beseitigung  der  beklagten  Schwankungen 
«scheint  es  demnach  angezeigt  und  durchführbar,  das 
Osterfest  auf  den  ersten  Sonntag  nach  dem  4.  April  fest- 
zulegen. Redner  stellt  folgenden  Antrag:  «Der  inter- 
nationale Kongress  der  Handelskammern  und  der  kauf- 
männischen und  industriellen  Vereine  tritt  ffir  eine  da- 
hingehende internationale  Vereinbarung  ein,  dass  der 
Ostersonntag  als  der  auf  den  4.  April  folgende  Sonntag 
festgelegt  werde.  Diese  Vereinbarung  wäre  selbst  f&r 
den  Fall  zu  treffen,  dass  Russland  sich  nicht  entschlösse, 
den  gregorianischen  Kalender  anzunehmen.» 

«Den  letzten  Passus  zog  jedoch  Dr.  Vogel  zurück,  als 
der  Präsident  Graf  Clam  Martinitz  erkl&rte,  dass  die  ka- 
tholische Kirche  nur  dann  einer  Festlegung  des  Oster- 
festes beistimmen  würde,  wenn  dies  auch  von  der  russi- 
schen Kirche  geschehe. 

«Nichtsdestoweniger  wurde  der  Antrag  nicht  ange- 
nommen. Merkwürdigerweise  war  es  der  Vertreter  der 
sonst  eher  praktischen  Yankees,  der  ihn  zu  Fall  brachte. 
Hr.  Hamburger  aus  Pittsburg  erklärte,  die  Frage  sei  eine 
religiöse  und  keine  kommerzielle.  Er  schloss 
seine  häufig  von  Beifall  unterbrochene  Rede  mit  den 
Worten:  Dies  sagt  Ihnen  ein  amerikanischer  Demokrat, 
Bürger  eines  Staates,  in  dem  Kirche  und  Staat  vollständig 
von  einander  getrennt  sind.» 

Ein  Freihandelskongress  in  London,  dessen 
Tagesordnung  wie  folgt  lautete : 

«1.  Der  Freihandel  und  seine  Bedeutung  in  interna- 
tionaler Beziehung. 

2.  Die  Wirkung  staatlicher  Schutzzollpolitik  auf  die 
industrielle  und  landwirthschaf tUche  Entwicklung.  Es  wird 
vorgeschlagen,  dass  ein  Aufsatz  hierüber  von  einem  ge- 
wählten Vertreter  jedes  am  Kongress  betheiligten  Landes 
vorbereitet  werde  und  der  Verfasset  mit  Bezug  darauf 
die  wirklichen  industriellen  Verhältnisse  seines  Landes 
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beschreibe,  indem  er  besonders  berücksichtige:  a)  die 
Menge  der  im  Lande  angelegten  Kapitalien  und  der  Ar- 
beiterbeschäftigung,  sowie  den  regelmässigen  imd  stän- 
digen Zustand  der  Arbeit ;  b)  den  Verlust  durch  unwirth- 
schaftliches  Anlegen  von  Kapitalien  und  unrichtige  Be- 
schäftigung; c)  die  Arbeitslohne,  Preise  der  Lebensmittel, 
sowie  das  KonsumvermOgen  des  Volkes. 

Es  wird  weiter  vorgeschlagen,  dass  jeder  Au&atz 
einen  kurzen  Bericht  über  die  heutige  Lage  und  die  Aus- 
sichten der  Freihandelsbewegung  im  Lande  des  Verfassers 
erstatte. 

3.  Die  politische  Moral,  gekennzeichnet  durch  die 
Wirkung  der  Zölle  und  durch  die  Interessenbegünstigung 
im  Staate. 

4.  Die  Schutzzölle  und  ihre  Beziehung  zu  den  Staats- 
einkünften. 

5.  Die  wirklichen  Vortheile  von  Handelsverträgen. 

6.  Die  Gründung  eines  internationalen  ständigen 
Ausschusses  zur  Förderung  des  Freihandels.  > 

Ein  internationaler  Kongress  für  Arbeiterschutz, 
in  Luzem,  worüber  Folgendes  berichtet  wird: 

<  Angenommene  Vorschläge:  1.  Die  Nachtarbeit 
der  jugendlichen  Arbeiter  soll  bis  zum  vollendeten  18. 
Jahre  in  gewerblichen  Betrieben  im  Allgemeinen  ver- 
boten werden.  2.  Das  Verbot  ist  bis  zum  vollendeten  14. 
Jahre  und  bis  zur  Vollendung  der  Schulpflicht  ein  abso- 
lutes. 3.  Das  Verbot  der  Nachtarbeit  jugendUcher  Ar- 
beiter im  Alter  von  mehr  als  14  Jahren  kann  ausser  Kraft 
treten:  a)  im  Falle  einer  nicht  vorherzusehenden,  sich 
nicht  periodisch  wiederholenden  Betriebsunterbrechung, 
die  auf  höhere  Gewalt  zurückzuführen  ist;  b)  für  die  Ver- 
arbeitung von  Rohmaterialien  oder  von  in  der  Verar- 
beitung begriffenen  Materialien,  die  einem  sehr  raschen 
Verderben  ausgesetzt  sind,  wenn  es  zur  Verhütung  eines 
sonst  unvermeidUchen  Verlustes  an  diesen  Materialien 
erforderhch  ist;  c)  in  der  Glasindustrie  für  jene  jugend- 
lichen Arbeiter,  welche  mit  der  Entnahme  der  Glasmasse 
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aus  dem  Srhmi^aniea  hffrhifiigt  smd.  jedodi  unter  der 
Bedingimg:  L  dias  die  DtEoer  ihrer  Xachtaibext  im  Ge> 
setze  besdntiikt  viid,  ±  diOB  ihre  Zahl  anf  das  zm-  Er» 
zielnng   eines   gcnciifcchcn   Xachwocfases   erfordeiiiche 
Mass  eingesduinkt  wiidL  &  in  den  Eisennrerken  för  jugend- 
liche Walzweffcaibeiter  im  Alter  ron  mc^  als  16  Jahren. 
Diese  Ansnafame  soD  nnr  als  Uebeigangsbesdmmang  zo- 
lässig  sein.  4.  Zn  dem  in  Genf  1905  geCissten  Beschlösse: 
«  Die  Nachtarbeit  ist  ginzhch  za  ontenagen  in  offenen 
VerkanfiBsteUen,  in  Gast-  nnd  Scfaankwirthsdiaflen  ond 
in  den  kanfminnisdien  Kontoren  >  enthilt  sich  die  Dele* 
sirtenversammlang  einer  Stellongnahme  nnd  weist  jenen 
Beschluss  an  die  Spezialkommission  zn  weiterer  Berathong 
zurück.    5.  Die  Nachtinhe  soll  mindestens  elf  Standen 
betragen  mid  jeden&Ils  in  die  Zeit  von  10  Uhr  Abends 
bis  5  Uhr  Morgens  fidlen.    &  Uebergangsb^timmmigen 
können  voigesehen  werden.  7.  Die  Del^;irtenY»sammlong 
spricht  die  Erwartung  aus,    dass   die   Gewerbeaufsicht 
ernstlich  dmtdigefQhrt  werde.    &  Die  Del^;irtenversamm- 
lung  legt  Werth  darauf,  zu  erklären,  dass  die  regelmässige 
Nachtarbeit  jugendlicher  Arbeiter  iomier  ein  Missbrauch 
bleibt,  den  man  in  keinem  Falle  dulden  darf.    Bis  es 
möglich  ist,  diese  Nachtarbeit  mittelst  einer  internationalen 
Vereinbarung  völlig  zu  beseitigen,  ladet  sie  alle  Landes* 
Sektionen  ein,  energisch  auf  die  Beseitigung  oder  wenigstens 
auf  die  Beschränkung  dieses  Missbrauchs  hinzuwirken.  > 
Noch  nicht  so  weit  wie  diese  Frage   ist  die   der 
Kinderarbeit  gediehen.     Hier  denkt  zunächst  noch  Nie- 
mand an  eine  internationale  Regelung;  auf  Antrag  der 
Herren  Berichterstatter  Dr.  Ofner  (Wien)  und  Prof.  Renard 
(Paris)  nahm  die  Tagung  folgende  Resolution  an: 

•  Die  Sektionen  werden  ersucht,  nach  Mitteln  zu 
suchen,  um  das  Verbot  der  Kinderarbeit  in  möglichst 
vollständiger  Weise  herbeizuführen,  und  sich  dabei  durch 
folgende  Grundsätze  leiten  zu  lassen: 

1.  Die  Kinderarbeit  ist  für  alle  Arten  erwerbsmässiger 
Beschäfdgung  zu  regeln.  2.  Diese  Regelung  muss  sich 
auf  alle  beschäftigten  Kinder  erstrecken;  in  der  ^ ^^"^ 
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wirthschaft  ist  zwischen  eigenen  und  fremden  Kindern 
zu  unterscheiden.  3.  Das  Kind  darf  im  volksschul- 
pflichtigen Alter  nicht  erwerbsmässig  beschäftigt  werden  ; 
soweit  keine  Schulpflicht  besteht,  ist  die  Arbeit  vom  voll- 
endeten 14.  Jahre,  in  der  Landwirthschaft  vom  vollendeten 
13.  Jahre  an  zulässig.> 

Eine  Konferenz  über  die  Waffeneinfuhr  und  die 
bezügliche  Prohibitionszone,  in  Brüssel.  Ein  internationaler 
Philosophen-Kongress  in  Heidelberg,  ein  Congres 
feministe  in  Rom,  ein  Congres  d'öducation  nor- 
male in  London,  ein  Geographie-Kongress  in 
Genf,  ein  Kongress  des  sog.  «Weissen  Kreuzes >  zur 
Unterdrückung  von  Lebensmittelfälschungen  in 
Genf.    Ueb^r  denselben  sagte  die  Frankfurter  Zeitung : 

<Die  Verhandlungen  wurden  am  7.  September  durch 
eine  Rede  vom  Bundesrath  Ruchet,  dem  Ehrenpräsidenten 
des  Kongresses,  eröffnet.  Herr  Ruchet  prophezeite  dem 
Weissen  Kreuz  dieselbe  bedeutende  Rolle  im  bürgerlichen 
Leben,  welche  das  Rote  Kreuz  auf  dem  Schlachtfeld 
spielt  imd  verwies  auf  das  Beispiel  der  Schweiz,  wo  trotz 
der  zum  Theil  vortrefflichen  Bestimmungen  der  Gesund- 
heitspolizei in  einzelnen  Kantonen  der  Bund  dennoch  sich 
genöthigt  sah,  eine  einheitliche,  eidgenossische  Gesetz- 
gebung auf  dem  Gebiete  der  öffentlichen  Hygiene  zu 
erlassen;  die  kantonalen  Behörden  hatten  unbeschadet 
aller  Massnahmen  bald  eingesehen,  dass  eine  genaue, 
wirkungsvolle  Kontrolle  über  gewisse  von  der  Grossin- 
dustrie auf  den  Markt  geworfene  Produkte  schwer,  wenn 
nicht  gar  unmöglich  sei. 

Der  diesjährige  Kongress  befasste  sich  ausschliesslich 
mit  der  Definition  der  reinen  Nahrungsmittel,  gemäss  dem 
Arbeitsprogramm  des  Bundes,  das  in  grossen  Zügen  hier 
kurz  skizzirt  sei:  In  erster  Linie  haben  sich  die  Kauf- 
leute  und  Industriellen,,  welche  Tag  für  Tag  in  engen 
Beziehungen  mit  dem  internationalen  Markt  und  den 
Wünschen  ihrer  Kunden  stehen,  mit  der  Definition  der 
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käuflich  reinen  Nahrungsmittel  zu  befassen.  (Was  man 
unter  den  chemisch  reinen  versteht,  wird  die  Aufgabe 
der  Chemiker  sein.)  Die  Vertreter  von  Handel  und 
Industrie  werden  sich  des  Weitem  über  alle  erlaubten 
und  nOthigen  Verfahren  in  der  Behandlung  der  Lebens- 
mittel einigen  müssen.  Ist  nun  die  Definition  der  käuf- 
lich reinen  Produkte  und  die  Nomenklatur  aller  erlaubten 
Manipulationen  erledigt,  so  wird  ein  zweiter  Kongress  die 
Hygieniker  versammeln,  deren  Gutachten  über  die  einzel- 
nen  Verfahren  ein  Chemikerkongress  zu  prüfen  hat.  Wenn 
dann  einmal  die  Formeln  der  einzelnen  Produkte  aufge* 
stellt  und  die  analytischen  Methoden  vereinfacht  sind 
auf  gemeinsamer  Basis,  kommen  die  Juristen  mit  der 
Aufstellung  von  gesetzlichen  Bestimmungen  an  die  Ar- 
beit und  die  Diplomaten  mit  der  Grundsteinlegung  einer 
internationalen  Konvention  für  den  Lebensmittelschutz, 
welche  vorläufig  die  erste  Etappe  des  Bundes  vom  Weissen 
Kreuz  bedeutet.  Die  Arbeit  des  diesjährigen  Kongresses 
bestand,  wie  gesagt,  ausschliesslich  in  der  Aufstellung 
von  Definitionen  für  die  käuflich  reinen  Produkte,  zum 
Unterschied  von  den  chemisch  reinen.  Von  der  Marga- 
rine, vom  Senf  bis  hinauf  zum  Fruchteis,  allen  wurde 
eine  Formel  gefunden.  Interessant  gestaltete  sich  die  Dis- 
kussion über  die  Definition  der  Chokolade,  an  welcher  alle 
Fürsten  dieser  Industrie  mit  Cailler,  Suchard  und  Menier 
an  der  Spitze  den  lebhaftesten  Antheil  nahmen.  Der 
nächste  Kongress  soll  im  Juni  1909  zu  Paris  stattfinden.» 
Ein  internationaler  Kongress  für  Haushaltungs- 
unterricht, in  Freiburg.  Derselbe  fand  statt  unter 
dem  Patronat  der  Freiburger  Regierung,  des  Bundesrathes 
fim  internationalen  Komitee  vertreten  durch  Bundesrath 
Deucher),  der  Königin  von  Rumänien,  der  Prinzessin  Ludwig 
Ferdinand  von  Bayern  und  der  Prinzessin  von  Rumänien. 
Offiziell  vertreten  waren  die  Regierungen  von  Deutsch- 
land, Oesterreich,  Belgien,  Frankreich,  Grossbritannien, 
Italien,  Russland,  Brasilien  und  der  Schweiz,  sowie  die 
Kantonsregierungen  von  Bern,  Solothum,  Neuenburg,  Aar- 
gau, Zürich,  St.  Gallen,  Tessin,  Waadt,  Wallis,  Obwalden. 
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Als  ein  eigentlich  vorbereitender  «  Friedenskongress » 
war  gedacht  eine  Versammlung  der  «intergarlamen- 
tarischen  yereinigung>,  welche  in  Berlin  stattfand 
und  von  dem  Reichskanzler  mit  einer  französischen  (!) 
Rede  begrüsst  wurde.  Der  Kaiser  selbst  zeigte  sich  da- 
bei nicht,  sondern  liess  es  bei  dieser  Friedensrede  seines 
Kanzlers  und  bei  einem  Empfang  der  Kongressmitglieder 
durch  den  Kronprinzen  bewenden.  Der  Kongress  be- 
schäftigte sich  wesentlich  mit  der  Friedens-  und  Schieds- 
gerichtsfrage und  nahm  eine  Resolution  an,  wie  vnr  sie 
schon  1902  in  Bern  vorgeschlagen  hatten/)  Damals  waren 
die  Franzosen  und  Engländer  gegen  den  Vorschlag  ge- 
wesen. Das  Wesentliche  an  diesen  Bestrebungen  wird 
stets  bleiben,  kein  obligatorisches  Schiedsverfahren  zu 
verlangen,  das  doch  nie  praktisch  durchführbar  sein 
würde,  wohl  aber  einen  Vermittlungsversuch  vor  jedem 
Kriege,  nach  dem  bereits  vorhandenen  Muster  des  seit 
1885  bestehenden  Kongovertrages. 

Das  schweizerische  Parlament  war  durch  7  Mitglieder, 
alle  wesentlich  der  sozialpolitischen  Richtung  angehörend, 
vertreten.  Bemerkenswerth  war  besonders  folgende  Re- 
solution, die  von  der  deutschen  Gruppe  ausging. 

cDie  15.  interparlamentarische  Konferenz  spricht  den 
Wunsch  aus,  dass  eine  dritte  Haager  Konferenz  die  fol- 
genden Grundsätze  aufstellen  möge : 

1.  Es  wird  auf  dem  Wege  eines  internationalen 
Uebereinkommens  anerkannt,  dass  unter  Kriegs- 
kontrebande  nur  Waffen,  Munition  und  anderer  Kriegs- 
bedarf, der  für  eine  der  kriegsführenden  Mächte  be- 
stimmt ist,  zu  verstehen  ist. 

2.  Das  Prinzip,  dass  weder  das  Schiff,  das  Kriegs- 
kontrebande  an  Bord  führt,  noch  andere  Waren,  die 

n  Vergl.  Jahrbuch  VIII,  p.  197  u.  folg. 
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sich  an  Bord  eines  solchen  Schiffes  befinden,  aber 
nicht  Kontrebande  sind,  vernichtet  werden  dürfen, 
wird  ebenfalls  anerkannt. 

3.  Das  Privateigenthum  ist  unverletzlich,  und 
Häfen  dürfen  niemals  blockirt  werden.» 
An  das  Referat  schloss  sich  eine  längere  Diskussion 
an,  in  der  u.  A.  der  englische  Parlamentarier  Mr.  Robert- 
son bemerkenswerthe  Ausführungen  machte.  Im  Gregen- 
satz  zu  der  in  englischen  offiziellen  und  Marinekreisen 
herrschenden  Stimmung  trat  er  für  die  Beseitigung  des 
Seebeuterechts  ein  und  erklärte,  dass  der  Grund,  den 
der  englische  Sekretär  des  Aeusseren  im  Unterhaus  zu 
Gunsten  des  Seebeuterechts  angeführt  habe,  nicht  stich- 
haltig sei.  England  habe  im  Seekriege  durch  die  Be- 
schlagnahme mehr  zu  verlieren,  als  es  gewinne.  Es  gibt 
keine  vernünftige  Rechtfertigung  des  Seebeuterechts, 
auch  nicht  aus  patriotischer  Selbstsucht.  Der  Redner 
wich  sodann  von  dem  eigentlichen  Thema  ab  und  trat 
nachdrücklich  für  eine  Beschränkung  der  Rüstimgen 
Oberhaupt  ein,  denn  durch  das  gegenseitige  Zwingen  zur 
Defensive  entstehe  jedem  Lande  ein  volkswirthschaftlicher 
Schaden. 

Diesen  Ausführungen  folgte  natürlich  lebhafter  Beifall 
und  die  deutsche  Resolution  wurde  angenommen,  womit 
sie  aber  in  London  noch  nicht  angenommen  ist. 

Anschliessend  an  diesen  Kongress  wurde  ein  Aufruf 
an  die  Völker,  neben  Anderm  folgenden  Wortlauts  er- 
lassen: 

«Wo  sind  denn  in  Wahrheit  Literessengegensätze 
von  solcher  Stärke,  dass  eine  Nation,  auch  wenn  sie  den 
Krieg  als  letztes  Mittel  der  Selbstvertheidigung  betrachtet, 
das  Leben  ihrer  Söhne,  den  Wohlstand  eines  Menschen- 
alters, ja  ihre  Existenz  gefährden  möchte,  um  ihre  eigenen 
Wünsche  bis  aufs  letzte  durchzusetzen,  oder  um  einer 
andern  Nation  zu  nehmen,  worauf  diese  bei  billigem  Aus- 
gleich der  Ixiteressen  Anspruch  machen  kann?  Nirgend I 
Alle  die  Fragen,  von  denen  man  heute  spricht,  sind  eines 
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friedlichen  Ausgleichs  fähig,  ohne  dass  irgend  eine  Nation 
ein  Lebensinteresse  aufzugeben  braucht  Und  alle  Na- 
tionen, alle  Regierungen,  haben  doch  den  guten  Willen, 
wie  sie  nicht  müde  werden,  zu  versichem.  Sie  alle  be- 
mühen sich,  Schwierigkeiten,  die  zwischen  ihnen  entstehen 
könnten,  durch  Schiedsgerichte  und  stets  verbesserte 
friedliche  Verfahren  auszugleichen.  Sie  alle  wollen  nicht 
Vergewaltigung  der  Änderen,  sondern  nur  ihr  gutes  Recht 
und  ihren  Autheil  an  den  Fortschritten  wirthschaftlichen 
Gedeihens.  Die  Gefahr  liegt  nicht  sowohl  in  den  strittigen 
Fragen  selbst,  als  vielmehr  in  der  Art,  wie  sie  heute  von 
einem  gewissen  Theü  der  Presse  und  von  zumeist  un- 
verantwortlichen Personen  behandelt  werden.  Wenn  man 
dem  Publikum  immer  wieder  versichert,  dass  der  Gegen- 
satz der  Interessen  zur  Katastrophe  führen  müsse,  wenn 
man  von  dem  Kriege  der  Zukunft  als  unvermeidlich 
spricht,  so  schafft  man  eben  dadurch  eine  gewaltige 
Kriegsgefahr;  man  gewöhnt  die  Nation  daran,  sich  fata- 
listisch in  den  Gedanken,  dass  ein  Krieg  kommen  müsse, 
zu  ergeben,  und  man  schwächt  die  Widerstandsfähigkeit 
der  friedlidien  Kräfte  für  den  Moment  der  Entscheidung ! 
Es  ist  hohe  Zeit,  Einhalt  zu  thuni  Wir  Friedensfreunde 
appelliren  deshalb  an  die  besonnenen  Leute  aller  Länder, 
sich  diesem  Treiben  zu  widersetzen,  imd  mit  uns  die 
Völker  zur  Vernunft  zu  nifen.  Wenn  die  Partei  der  Leute 
des  gesunden  Menschenverstandes  sich  mit  der  Partei 
der  Friedensfreunde  verbündet,  so  werden  wir  unüber- 
windlich sein.» 

Seither  sind  nun  die  Orientfragen  eingetreten,  die  ein 
etwas  anderes  Bild  zeigen. 

An  diesen  Kongress  schloss  sich  an  ein  inter- 
nationaler Presskongress,  den  diesmal  der  Staats- 
sekretär des  Auswärtigen  des  deutschen  Reiches  (neben 
den  üblichen  Komplimenten  an  die  Presse,  die  Jeder  sorg- 
fältig leistet,  der  eine  «gute»  Presse  nöthig  hat)  zu  einer 
an  die  französischen  Theilnehmer  gerichteten  Friedens- 
und Freundschaftseinladung  benutzte.   Daneben  sollte  na- 
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iterdrOdmig  des  ambulanten  FommSy  der 

gegen   die  Joomalisten  und  die  Unifika- 

rarischen  Eigenthums  zur  Sprache  gebracht 

iie  besondere  Konferenz   zu   diesem  letztem 

ad  dann  noch  im  Oktober  in  Berlin  zwischen 

ferner  Vertrag  Yom9.  September  1886 ange- 

t  Staaten  statt 

Norddeutsche  Allgemeine  Zeitung  schreibt  darQber : 

.  he  am  9.  September  1886  von  verschiedenen  Staaten, 
•ter   dem   Deutschen   Reiche,   zu   Bern   getroffene 
reinkunft  betreffend  die  BUdung  eines  internationalen 
»andes  zum  Schutze  von  Werken  der  Litteratur  und 
ist   kann,   wie  dies  in  der  Uebereinkunft  selbst  vor- 
ehen  ist,  Revisionen  auf  Konferenzen  unterzogen  wer- 
Uy  welche  der  Reihe  nach  in  den  einzelnen  Verbands- 
indem  durch  Delegirte  derselben  abzuhalten  sind.    Die 
orste  derartige   Konferenz  hat  in  Paris  im  Jahre  189& 
stattgefunden.    Hierbei  wurde  unter  allgemeiner  Zustim- 
mung beschlossen,  die  nächste  Revisionskonferenz  binnen 
10   Jahren    in    Berlin   abzuhalten.     Aus    verschiedenen 
Gründen   ist  jedoch   im  Einverstftndniss  mit  sftmtiichen 
betheiligten  Regierungen   dieser  Termin  um  zwei  Jahre 
hinausgeschoben  worden.    Ausser  den  der  Bemer  Union 
angehörenden  Staaten,  nämlich  Belgien,  Dänemark,  Eng- 
land mit  den  Kolonien,  Haiti,  Italien,  Japan,  Luxemburg, 
Norwegen,  Schweden,  der  Schweiz,  Spanien  nebst  Kolo- 
nien, sowie  Tunis  hatten  noch  36  andere  Staaten  Ein- 
ladungen  zur   Konferenz    erhalten.      Die    Meinung   des 
cLiterar.  Echos  >,  dass  die  Konferenz  sich  mit  der  Re* 
Vision  des  deutsch-amerikanischen  Litterarabkommens  vom 
15.  Januar  1892  zu  befassen  habe,  treffe  nicht  zu.    Das 
Programm  der  Konferenz  bestehe  darin,  Mittel  und  Wege 
zu  finden,  um  die  Berher  Konvention  von  1886  und  das 
Pariser  Zusatzabkommen   von   1896  in  einem  den  mo> 
demen  Bestrebungen  entsprechenden  Sinne  zusammen- 
zufassen, auszubauen  und  zu  erweitern.    U.  A.  soll  auch 
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in  der  Frage  des  Schutzes  vou  musikalischen  Werken 
gegen  Wiedergabe  durch  mechanische  Musikinstrumente 
ein  vermittelnder  Ausgleich  gesucht  werden.» 

Ein  Kongress  der  internationalen  Vereinigung 
für  Litteratur  und  Kunst  beschloss  noch,  bei  den 
Regierungen  die  Aufnahme  eines  Nachdruckverbots  fQr 
Zeitungen  und  Zeitschriften,  sowie  fQr  Telegramme  und  tele- 
phonische Nachrichten  in  die  Bemer  Convention  anzuregen. 

Ein  internationaler  Erebs-Eongress  in  Brüssel  und 
ein  solcher  Tuberkulosen-Eongress  in  Washington 
werden  sich  wohl  vergebUch  bemüht  haben;  es  liegt 
das  Meiste  an  der  schwachen  und  erschöpften  Eonstitu- 
tion  der  jetzigen  Menschen. 

Ein  interessanter  religionsgeschichtlicher 
Eongress  fand  in  Oxford  statt.  Dabei  entwickelte 
ein  amerikanischer  Professor  eine  absurde  These,  die  er 
schon  bei  verschiedenen  Gelegenheiten  ohne  Erfolg  vor- 
getragen hatte.  Der  Bericht  darüber  in  der  Frankfurter 
Zeitung  lautet: 

«Auch  in  Oxford  lockte  die  Frage:  «War  Jesus  der 
Rasse  nach  ein  Jude?»  grosse  Zuhörerschaft-en  an.  Prof. 
Haupt  sprach  sehr  amüsant  über  seine  Reise  auf  einem 
Dampfer  des  «  Norddeutschen  Lloyd  »,  die  Anfeindungen, 
die  ihm  seine  Theorie  eingetragen,  seine  Eämpfe  mit 
dem  Berichterstatter  einer  Berhner  Zeitung.  Ueberhaupt 
verfolgen  ihn  die  Zeitungen  in  Europa  und  Amerika  ge- 
waltig, aus  einepi  Grunde,  den  der  Professor  aus  Takt 
nicht  nennen  wollte.  Hingegen  findet,  wie  er  mittheilte, 
seine  Entdeckung  —  er  erwartete  davon  nichts  weniger 
als  eine  Revolutionirung  der  Wissenschaft  —  die  ernsteste 
Beachtung  der  Gelehrten;  Prof.  Deissmann  allerdings 
habe  sie  zurückgewiesen,  aber  dieser  verstehe  nichts  vom 
semitischen  Alterthum.  Unter  seinen  Vorgängern  in  der 
Theorie,  dass  Jesus  kein  Rassenjude  war,  nannte  Haupt 
den  Juristen  R.  v.  Ihering  —  der  doch  wohl  kein  Semi- 
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tist  von  Fach  war,  —  und  Houston  Steward  Chamber- 
laisy  Qber  welch  letzteren  er  indessen  mit  grosser  Herab- 
lassung urtheilt.  Seine  eigene  Entdeckung  hat  zwei 
Punkte:  Hemath  war  die  Hauptstadt  von  Galiläa;  2. 
Iturfter  bedeutet  Assyrer.  Die  Galiläer  waren  von  den 
assyrischen  Königen  verpflanzte  medische  Kolonisten, 
also  Arier,  die  später  zum  Judenthum  bekehrt  wurden; 
Jesus  war  mithin  ein  Arier  jüdischer  Konfession.  In  der 
Diskussion  wurde  dem  Vortragenden  entgegengehalten, 
dass  der  Begriff  «  Rasse  >  bei  ihm  auf  gänzlich  veralteten 
Vorstellungen  fusse;  dass  Jesus,  angenommen  selbst, 
es  sei  richtig,  dass  seine  Ahnen  700  Jahre  vor- 
her eingewanderte  Arier  waren,  in  seinem  Glauben, 
Denken  und  Bewusstsein  ein  Jude  gewesen  ist,  und  da- 
mit ein  Jude  schlechthin.  Herr  Haupt  erwiderte  darauf 
mit  der  Gegenfrage,  ob  ein  Neger,  der  sich  heute  von 
einem  englischen  Pastor  taufen  lasse,  morgen  bereits  ein 
Engländer  sei. 

Sämmtliche  Theilnehmer  an  der  Diskussion  sprachen 
gegen  die  Theorie  des  Herrn  Haupt,  der  es  aber,  dem 
allgemeinen  Empfinden  nach  in  unhöflicher  Form,  ab- 
lehnte, ihre  Gründe  zu  erörtern.  Beachtenswerth  scheint 
ein  von  Dr.  Gaster  angeführtes  Argument  gegen  die  Hypo- 
these, dass  die  Galiläer  nicht  jüdischer  Rasse  waren: 
die  Juden  pflegten  die  zu  ihrem  Glauben  bekehrten  Nach- 
barstämme sehr  von  oben  herab  zu  betrachten  und  sahen 
sie  durchaus  nicht  als  cvoll>  an.  Wenn  Christus  aus 
einem  Milieu  dieser  Art  hervorgekommen  wäre,  so  hätte 
er  mit  gar  keiner  Aussicht  auf  Erfolg  in  Jerusalem  als 
Messias  der  Juden  auftreten  können.» 

Es  kann  schon  noch  dazu  kommen,  dass  sich  nun 
die  Juden  für  ihren  Christus  zu  wehren  haben. 

Der  Jahresversammlung  des  Institutes  für 
Völkerrecht  in  Florenz  lagen  namentlich  folgende 
Fragen  zur  Behandlung  vor: 

Reglementation  internationale  de  Tusage  des  mines 
sous-marines  et  des  torpilles  automatiques.  4*  Commission. 
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—  Rapporteur  M.  Kebedgy.   Deuxieme  delib^ration.    V. 
Annuaire  Tome  XXI,  p.  330. 

Des  conflits  de  lois  en  matiöre  d'operations  sur  les 
valeurs  mobiliöres.  11*  Ck)mmission.  —  Rapporteur  M. 
Lyon-Caen.  V.  Annuaire  T.  XXI,  p.  469. 

Traitte  permanents  d'arbitrage  et  de  procedura 
arbitrale.  1"*  Commission.  —  Rapporteur  M.  Barclay  qui 
exposera  l'ötat  de  la  question.  V.  Annuaire  T.  XXI, 
p.  189. 

Ck)nflits  de  lois  en  matiere  d'obligations.  lO  Com- 
mission. —  Rapporteurs  MM.  Harburger  et  Rolin.  V. 
Annuaire  T.  XIX,  p.  135,  T.  XX,  p.  75.  T.  XXI,  p. 
197  (1). 

Des  droits  des  Etats  tiers  vis  ä  vis  d'une  puissaoce 
qui  ne  peut  ou  ne  veut  pas  ex^cuter  ses  engagements 
financiers  vis  k  vis  de  leurs  ressortissants.  6*  Commis- 
sion. —  Rapporteur  M.  Chr6tien.  Annuaire  T.  XVII,  p. 
303  (2). 

De  l'ordre  public  dans  le  droit  international  prive. 
7*  Commission.  —  Rapporteur  M.  Pasquale  Fiore.  V. 
Annuaire  T.  XIX,  p.  654  et  T.  XX,  p.  232  (3). 

De  Toccupation  des  territoires  et  des  protectorats. 
2*  Commission.  —  Rapporteur  Sir  Thomas  Barclay. 

Ein  Abolitionisten-Eongress  in  Genf  behan- 
delte besonders  die  Frage :  <  Gehört  die  Stellenver- 
mittlung für  die  öffentlichen  Häuser  zum  Mädchenhandel?» 
Der  Kongress  antwortete  einstimmig  mit  ja. ')    Das  Fazit 


*)  Es  ist  dies  ein  bedeutender  Fortschritt.  Noch  vor 
wenigen  Jahren  wurde  in  Zürich  dieser  Frage  durch  Ver- 
schiebung mit  grosser  Mehrheit  der  Versammlung  ausge- 
wichen und  es  stimmten  nicht  bloss  alle  französischen  Mit- 
glieder und  fast  alle  deutschen,  Sondern  sogar  der  Sekrete 
des  internationalen  Vereins  gegen  den  Mädchenhandel  selber 
für  diesen  Verschub.  Seither  scheinen  sie  sich  überzeugt  zu 
haben,  dass  die  Aufhebung  der  tolerirten  Häuser  die  noth- 
wendige  Voraussetzung  eines  wirksamen  Kampfes  gegen 
den  Mädchenhandel  ist. 
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seiner  Arbeit  heisst  kurz  zusammengefasst:  Kampf 
gegen  die  staatliche,  polizeiliche  Regelung  der  Toleranz, 
-welche  anstatt  dem  Üebel  Abbruch  zu  thun,  direkt  ihm 
Vorschub  leistet.  Nachdem  die  Delegirten  der  verschie- 
denen Länder  ihre  Berichte  abgegeben  und  einige  Mit- 
glieder des  Kongresses  auf  das  gute  Beispiel  der  Schweiz 
hingewiesen  hatten,  namentlich  auf  den  Artikel  131  des 
neuen  Zivilgesetzbuches,  das  Zuhälterthum  und  dessen 
Bestrafung  betreffend,  wurde  ein  grosses  öffentliches 
S<Shlussmeeting  abgehalten,  auf  welchem  die  hervor- 
ragendsten Mitglieder  des  internationalen  AboUtionisten-' 
Verbandes  das  Wort  ergriffen:  Frau  Scheven  (Deutsch- 
land), Dr.  de  Graaf  (Holland),  Marchese  Lucifer  (Italien) 
und  Mr.  Coote  (England).  Prof.  Betezzi  (Turin)  brachte 
das  Hoch  aus  auf  die  Schweiz,  auf  das  Land,  das  allen 
gemeinnützigen  Bestrebungen  die  zweite  Heimat  sei. 

Der  bereits  erwähnte  Kongress  über  den  Eisen- 
bahntransportverkehr fand  am  22.  September  in 
Bern  statt. 

Ein  Bericht  darüber  lautet: 

Berne,  23  septembre. 

«Hier,  au  Palais  du  Parlement»  ä  Berne,  a  eu  lieu 
l'echange  des  documents  de  ratification  des  modifications 
apport^es  en  1906  ä  la  Convention  internationale  de  1890 
pour  le  transport  des  marchandises  par  chemin  de  fer. 
Y  ont  proc^d^  des  fonctionnaires  du  Bureau  international 
des  chemins  de  fer,  du  Departement  fed^ral  des  chemins 
de  fer,  plus  les  ambassadeurs  de  France,  d'AUemagne, 
d'Italie,  d' Antriebe  et  de  la  Russie.  La  Belgique,  le 
Luxembourg,  la  HoUande,  le  Danemark,  la  Boumanie  et 
la  Suede  ätaient  representes  par  les  dölöguös  speciaux, 
vequs  expressement  dans  ce  but  a  Berne.  Los  lignes 
de  chemins  de  fer  repr^ent^es  ont  une  longueur  totale 
de  234,000  kilometres. 

Le  texte  additionnel  de  1906  a  pour  but  d'introduire 
dans  la  Convention  internationale  toutes  les  ameliorations 
sugger^es  par  l'expärience  de  ces  dernieres  annees.  C'est 
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la  seconde  fois  qua  la  Convention  a  ete  remaniee  depois 
8on  entr^e  en  vigueur. 

Les  nouveaux  articles  ne  touchent  en  rien  aux  prin* 
dpes  k  la  base  de  la  Convention;  au  contraire,  ils  cd 
sont  le  d^veloppement  naturel.  Ils  4tendenty  par  exem- 
ple,  le  droit  de  I'expöditeur  k  disposer  de  sa  marchan- 
dise  pendant  le  voyage  et  avant  sa  livraison  au  destina- 
taire ;  ils  ^tendent  aussi  les  droits  de  Texpediteur  lorsque 
le  transport  de  la  marchandise  subit  un  arret  pour  cause 
de  force  majeure ;  ils  rendent  moins  rigoureuses  les  exi- 
'gences  pour  Temballage  des  marchandises  facilement  in- 
flammables,  explosibles  ou  salissantes. 

Dans  leiu:  ensemble,  les  modifications  apportees  a  la 
Convention  constituent  une  s^rie  de  facilites  nouvelles 
accordees  au  public. 

Dans  dnq  ans  aura  lieu  une  nouvelle  conförence  de 
reprösentants  des  puissances  signataires  de  la  Convention, 
dans  le  but  de  se  mettre  d'accord  sur  l'introduction  de 
nouvelles  facilites.  Les  puissances  signataires  sont  les 
suivantes:  France,  AUemagne,  Belgique,  Luxembourg, 
HoUande,  Autriche-Hongrie,  Russie,  Suisse,  Danemark, 
Roumanie,  Suöde.> 

Speziell  fQr  die  Schweiz  behandelte  der  Juristen- 
Verein  in  'seiner  Jahresversammlung  in  Zürich:  «Die 
interkantonale  Vollstreckung  der  gerichtlichen  Straf* 
urtheile. »    Eine  Resolution  wurde  darüber  nicht  gefasst 

Eine  Versammlung  sozialistischer  Pfarrer  in 
Zürich  ging  offen  zum  Sozialismus  über  und  sucht  nun 
diese  Wege  durch  eine  Zeitschrift  «Neue  Wege»  zu 
rechtfertigen.  In  Phil.  I,  18  äussert  sich  Paulus  bereits 
über  einen  solchen  Fall,  man  weiss  nicht  recht  ob  ein 
wenig  ironisch,  oder  ganz  im  Ernste. 


Für  die  nächste  Zukunft  sind  noch  vorgesehen:  Bn 
internationaler  psychologischer  Kongress  in  Genf 
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und  ein  Kongress  zur  Anpassung  der  Strassen  an  die 
modernen  Verkehrsmittel  in  Paris.  Sowohl  die  durch  die 
gewaltige  Entwicklung  des  Automobilismus  steta  zimeh- 
mende  Zerstörung  der  Strassen,  als  auch  die  durch  Strassen- 
theerung  in  verschiedenen  Ländern  erzielten  günstigen 
Resultate  haben  Frankreich  bewogen,  diesen  Ersten 
Internationalen  Strassen-Kongress  einzuberufen, 
um  unter  Fachmännern  aller  Nationen  einen  Meinungs- 
austausch anzuregen,  in  welcher  Weise  am  schnellsten  den 
gegenwärtig  herrschenden  Uebelständen  abzuhelfen  wäre. 
4.  Herr  Barthou,  Minister  der  öffentUchen  Bauten,  hatte 
persönlich  am  13.  Dezember  1907  die  erste  Sitzung  des 
Organisationskomitees  geleitet.  Nachdem  er  den  Mit- 
gliedern des  Komitees  seinen  Dank  ausgesprochen,  er- 
wähnte er  die  verschiedenen  Umstände,  welche  diesen 
Kongress  erheischen:  die  Staubplage,  die  immer  fort- 
schreitende Verschlechterung  der  Strasse  bilden  eine 
Gefahr  für  die  öffentliche  Sicherheit.  Es  seien  in  Frank- 
reich, dank  den  Bemühimgen  der  c  Staubliga  >,  die  ersten 
Theerungsversuche  vorgenommen  worden.  Aber  auch  in 
anderen  Ländern  habe  man  diesbezügliche  Studien  ge- 
macht. Die  Stunde  sei  gekommen,  um  diese  Resultate 
untereinander  zu  vergleichen,  und  zwar  auf  einem  inter- 
nationalen Kongresse.  Die  langjährigen  Erfahrungen  und 
die  praktischen  Kenntnisse  der  Männer,  welche  er  vor 
sich  sehe,  seien  ihm  die  beste  Garantie  eines  guten  Er- 
folges. Zum  Schlüsse  bemerkte  der  Minister,  dass  er 
bereits  seinen  Kollegen  des  Auswärtigen  Amtes  gebeten 
*  hätte,  alle  fremden  Nationen  zu  diesem  Kongresse  ein- 
zuladen und  zu  bewegen,  möglichst  viele  tüchtige  Fach- 
männer und  Bauräthe  zum  Kongresse  nach  Paris  zu 
senden. » 

In  der  letzten  Zeit  noch  fanden  statt:  In  Edin- 
burg  ein  Kongress  des  internationalen  Vereins  für  die 
Sonntagsruhe  und  ein  schweizerischer  erster  Kongress 
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der  sog.  «Käuferliga»  in  Genf.  Die  Prinzipien  dieses 
nützlichen  Vereins  werden,  wie  folgt,  bezeichnet : 

Qu'est-ce  que  la  Ligue  sociale  d'acheteurs? 

« La  Ligue  sociale  d'acheteurs  est  une  assodation  de 
personnes  qui,  reflechissant  ä  la  responsabilit^  qu'elles 
ont  vis-ä-vis  du  monde  du  travail  en  tant  qu'acheteurs 
ou  acheteuses,  se  pr^occupent  d'obtenir  par  leurs  achats 
quoditiens,  öclaires  et  organis^s,  des  ameliorations  pro- 
gressives des  conditions  du  travail. 

Que  doit  faire  im  membre  de  la  Ligue  sociale  d'ache- 
teurs? 

1^  Ne  jamais  faire  une  commande  sans  demander 
«i  eUe  ne  risque  pas  d'entrainer  le  travail  de  la  veillee 
ou  le  travail  du  dimanche. 

2^  Toujours  eviter  de  faire  ses  commandes  au  demier 
moment,  surtout  aux  äpoques  de  presse. 

3*  Refuser  toute  livraison  aprte  7  heures  du  soir  ou 
le  dimanche,  afin  de  ne  pas  Stre  indirectement  responsable 
d'une  Prolongation  des  heures  du  travail  pour  les  livreurs, 
employes  ou  employ^es,  apprentis  ou  apprenties. 

4^  Payer  ses  notes  reguliferement  et  sans  retard. 

En  outre,  un  membre  de  la  Ligue  sociale  d'acheteurs 
doit  avoir  la  pröoccupation  constante  de  connaitre  ou  de 
chercher  ä  connaitre  dans  quelles  conditions  travaillent 
€eux  qu'il  fait  travaiUer  par  ses  commandes  ou  par  ses 
achats.  Souvent  il  lui  sera  impossible,  k  lui  individu 
isole,  de  se  renseigner  avec  exactitude  et  avec  certitude 
sur  des  faits  dont  un  grand  nombre  6chappe  i  sa  vue 
et  ä  son  examen.  II  voit  le  magasin,  la  boutique  elegante 
du  pätissier,  le  salon  d'essayage,  mais  il  ne  peut  visiter  ni 
arriere-boutique,  ni  atelier,  et  encore  moins  les  dortoirs  des 
jeimes  apprentis.  Ce  sera  Tobjet  principal  de  la  Lipi® 
de  faire  des  enquetes  gönörales  et  de  renseigner  ses 
membres  sur  des  faits  qui  leur  ^chappent  necessairement 
Ce  sera  Tobjet  de  la  Ligue  de  signaler  et  de  recommander 
il  sa  clientele  les  patrons  qui  ont  eu  le  courage  et  te 
genörositö  de  placer  leurs  employös  et  ouvriers  dans  de 
parfaites  conditions  morales  et  sociales.  > 
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Ein  Sir  Max  Waechter  aus  London,  der  seit  Jahr  und 
Tag  für  eine  europäische  Zollunion  ihfitig  ist  und 
vor  Klugem  in  Wien  mit  dem  österreichischen  Minister 
des  Aeussem  von  Aehrenthal  sowie  in  Budapest  mit 
dem  Ministerpräsidenten  Dr.  Wekerle  Unterredungen  ge- 
habt hatte,  wurde  in  Berlin  vom  Staatssekretär  des  Aus- 
wärtigen Amtes,  Hm.  von  Schön,  in  längerer  Audienx 
empfangen.  Hr.  v.  Schön  versicherte  seinen  Besucher 
seiner  Sympathien  und  seines  vollen  Verständnisses  fOr 
die  Bestrebungen  zur  HerbeifQhrung  eines  europäischen 
Zollvereins. 

Von  den  englischen  Delegirten  am  interparlamenta- 
nschen  Kongreas  in  Berlin  ist  der  Antrag  eingebracht 
worden,  das  interparlamentarische  Bureau  von 
Bern  nach  dem  Haag  zu  verlegen,  wo  dann  ein  eigenes 
Archiv  angelegt  und  eine  den  Bestrebungen  der  Union 
entgegenkommende  Zeitschrift  herausgegeben  werden  soll. 

Der  erste  wissenschaftliche  panamerikanische 
Kongress  soll  vom  26.  Dezember  1908  bis  zum  5.  Ja- 
nuar 1909  in  Santiago  unter  dem  Protektorate  der  Be- 
publik Chile  tagen.  Neben  internationalem  Recht,  Volks- 
wirthschaft,  Eriminalwissenschaft,  Litteratur  und  Kunst  in 
Amerika  usw.  umfasst  die  dritte  Sektion  die  Natur- 
wissenschaft, Anthropologie  und  Ethnologie  mit  einem 
so  reichen  Programm,  dass  aUein  die  Titel  vier  engge- 
druckte Seiten  einnehmen. 

Ein  Kongress  ziu:  Ausbreitung  und  Pflege  der 
französischen  Sprache  fand  in  Arlon  statt.  Die 
Frankf .  Zeitung  sagt  darüber : 

«Es  war  nicht  ungeschickt^  dass  die  Propagandisten 
der  französischen  Sprache  sich  diesen  vorgeschobenen 
Posten  ausgesucht  haben.  In  Arlon  und  seiner  Umgegend 
spricht  ein  grosser  Theil  der  Bevölkerung  deutsch,  oder 
doch  ein  mit  holländisch  oder  vlämisch  gemischtes  Platt, 

26 
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und  gerfide  in  diesen  Landstrichen  wohnen  jene  40  bis 
60000  Belgier,  deren  Muttersprache  das  Deutsche  ist  und 
die  es  auch  nicht  an  Bemühungen  fehlen  lassen,  ihre 
deutsche  Sprache  zu  konservieren.  Der  französische 
Sprachenkongress  hatte  sogar  die  Absicht,  einen  pom- 
pösen Vorstoss  nach  Luxemburg  zu  unternehmen,  und 
dort  bei  einem  Bankett  der  begeisterten  Beredsamkeit 
seiner  mehr  oder  minder  offiziellen  Mitglieder  die  Schleus- 
sen  zu  Of&ien.  Das  Bankett  unterblieb  jedoch  und  zwar, 
wie  wir  zu  wissen  glauben,  auf  einen  zwar  sanften  aber 
deutlichen  Wink  der  Luxemburger  Regierung  hin.  Auch 
die  belgische  Regierung  verhielt  sich  dem  Kongress  gegen- 
über kühl,  obwohl  die  französische  Regierung  einen  ihrer 
höchsten  Beamten,  den  Direktor  des  französischen  Mittel- 
schulwesens, Jules  Gautier,  zu  den  Verhandlungen  ent- 
sandt hatte.> 

Besser  wftre  es,  diese  künstlichen  Versuche,  die 
Sprachgrenzen  zu  erweitem  überhaupt  zu  unterlassen, 
denn  die  « Pangermanisten »  werden  darauf  nun  auch 
wieder  ihrerseits  mit  Agitationen  für  die  deutsche  Sprache 
in  den  gemischten  Gebieten  antworten. 


Kirchliche  Bewegung.  Die  Menschen  unserer 
Gregenwart  gelangen  sichtlich  von  Tag  zu  Tag  mehr  zu 
der  Ueberzeugung,  dass  bloss  mit  materiellen  Fortschritten 
und  materiellem  Genuss,  oder  auch  mit  Schönheit  und 
Kunst,  kein  befriedigendes  Leben,  am  wenigsten  für  Alle, 
zu  erzielen  sei,  sondern  dass  man  dazu  auch  noch  eine 
Religion  in  der  Form  irgend  einer  Kirche  brauche.  Es 
handle  sich  nur  darum,  nun,  nach  Ablauf  von  4  Jahr- 
hunderten des  Suchens,  endlich  die  rechte  zu  finden. 

Daraus  erklärt  sich  die  auf  den  ersten  Blick  seltsame 
Erscheinung,  dass  die  Religion,  oder  Religionsphilosopbie 
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an  Popularität  zunimmt,  während  gleichzeitig  die  be- 
stehenden Kirchen  und  die  Geistlichkeit,  nebst  ihrer 
«Theologie»,  an  solcher  einbOssen.  Es  ist  eben  eine 
Zeit  der  Reformation  bereits  nahe  herangekommen,  die 
derjenigen  des  16.  Jahrhunderts  auf  die  Dauer  immer 
mehr  gleichen  wird.  Einstweilen  fehlen  aber  noch  gänz- 
lich die  Reformatoren,  und  sind  nur  die  ersten  «Vorläufer» 
einer  solchen  Bewegung  vorhanden ;  dergestalt,  dass  man 
allen  jetzigen  Konstruktionen,  oder  Versuchen  zu  solchen, 
keinen  allzu  grossen  Werth  beimessen  muss.  Es  sind 
sftmmtlich  Uebergangszustände. 

Die  Menschen  sehnen  sich  jetzt  danach,  nachdem  sie 
in  einer  nachgeäfften  Renaissance  die  gesuchte  Befriedi- 
gung nicht  gefunden  haben,  ihre  in  dieser  Sinnenwelt 
verlorene  Seele  wiederzugewinnen,  fOr  die  ihnen  bald 
kein  Preis  zu  hoch  sein  wird,  und  sie  werden  sich  in 
Massen  auf  den  Lichtweg  des  Christenthums  stürzen. 
Vorläufig  aber'  schwerlich  noch  in  die  protestantischen 
Kirchen.  Und  im  heutigen  Katholizismus  ist  nun  auch 
dafOr  reichlich  gesorgt,  dass  sie  die  romantische  Seelen- 
ruhe des  ehemaligen  Convertiten,  in  der  Art  von  Stolberg 
oder  Newman,  nicht  mehr  ungestört  gemessen  können. 
Es  braucht  nun  auf  beiden  Seiten  wieder  etwas  mehr, 
als  noch  vor  100  imd  60  Jahren ;  der  Idealismus  des 
20.  Jahrhunderts  ist  anspruchsvoller  geworden  und  ver- 
langt eine  Befriedigung,  welche  Ober  die  Reformation  und 
Gregenreformation  des  18.  hinausgeht. 

Als  Uebergangszustände  bezeichnen  wir,  in  der 
katholischen  Kirche,  die  Versuche  einer  Abwehr 
des  modernistischen  Geistes  durch  eine  blosse  schärfere 
Ueberwachung  der  Seminarien  und  der  jungen  Priester- 
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Schaft.    Sie  werden  schwerlich  einen  andern,  als  einen 
ganz  formalen  Erfolg  haben,  diesen  aber  wohl.*) 

Der  Modemismus  selbst  hat  übrigens  gar  keine  Zu- 
kunft und  ist  bloss  ein  Gärungsstoff  im  Schosse  der 
Kirche.  Seine  Bekenner  werden  alle  entweder  sich 
beugen  und  in  dieselbe  zurückkehren,  oder  austreten 
müssen,  wogegen  sie  sich  bisher  zwar  noch  heftig  wehren, 
selbst  der  exkommunizirte  Abb^  Loisy. 

Prof.  Harnack  sagt  diesfalls  im  cTag»  über  die 
päpstliche  Encyclica  cPascendi»: 

icDiese  wirft  nicht  nur  der  ganzen  modernen  Wissen- 
schaft den  Fehdehandschuh  hin,  sondern  sie  ist  sittlich 
minderwerthig,  weil  sie  tödtUche  Streiche  gegen  den 
Wahrheitssinn  zu  führen  sucht,  wie  er  sich  immer  sicherer 
entwickelt  hat.  Die  Encyclica  steht  nicht  nur  auf  der 
Weltanschauung  des  13.  Jahrhunderts,  sondern  sie  ist 
vielmehr  der  Ausfluss  eines  Greistes,  Hier  sich  gegen  das 
intellektuelle  und  sittliche  Gewissen,  welches  wir  er- 
worben haben,  verhärtet  hat.  Dadurch  steht  sie  tief 
unter  Thomas,  von  Augustin  nicht  zu  reden.  ^  Diesen 
minderwerthigen,  feindlichen  Geist  mit  allen  loyalen 
Mitteln  zu  bekämpfen,  ist  nicht  nur  unser  Recht,  sondern 
auch  unsere  heilige  Pflicht,  und  Niemand  soll  unsere  Ge- 
duld so  verstehen,  als  wollten  wir  uns  auch  in  Bezug  auf 
diesen  Kampf  gedulden.  Andererseits  ist  man  der  Ency- 
clica die  Erklärung  schuldig,  dass  sie  nach  langer,  langer 
Zeit  von  höchster  katholischer  Stelle  die  Glaubens-  und 
Weltanschauungsfrage,  nicht  aber  die  Frage  des  Papst- 


0  Zwei  wichtige  Kundgebungen  des  Modemismus  gegen 
Syllabus  und  EncycUca  Pius'  X.  sind  jetzt  in  deutscher  Sprache 
erschienen :  Das  Programm  der  italienischen  Modemisten  und 
die  Antwort  der  französischen  Katholiken  an  den  Papst.  (Ver- 
lag von  Eugen  Diederichs  in  Jena.) 
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thums,  in  den  Mittelpunkt  stellt.    «Ich  stehe  nicht  an, 
darin   eihen  Fortschritt  zu  erkennen.    Fast  möchte  ich 
sagen,  der  Papst  rüttelt  die  Gewissen  seiner  Gläubigen 
selber  auf !    Er  zwingt  sie  freilich  alsbald  auf  einen  ganz 
bestimmten  Weg  und  bringt  seine  Macht  in  den  Diszi- 
plinarvorschriften,  die   er  erlässt,   In   eine   fürchterliche 
Erinnerung;  aber  er  lenkt  ihre  Aufmerksamkeit  doch  auf 
Glaubensfragen,  er  lenkt  sie  auf  den  cModemismus>,  den 
er   nicht  ohne    Aufbieten    von    Kenntnissen    eingehend 
schildert  I     Er  nimmt  also  die   unausbleiblichen  Folgen 
aller  geistigen   Unruhe  in  den  Kauf,  weil  er  die  Sache, 
den  wahren,  rechten  Glauben,  für  so  wichtig  hält.    Wäre 
es  ihm  nur  um  die  eigene  Herrschaft  zu  thun,  so  wäre  diese 
Encyclica  das  ungeschickteste  Schriftstück  von  der  Welt 
—  es  ist  ihm  wirklich  um  den  christlichen  Glauben  und 
die  rechte  Theologie  zu  thun,  wie  er  sie  versteht,  also 
um  das  Seelenheil  seiner  Gläubigen  I  Das  soll  man  nicht 
verkennen,  und  darin  liegt  bei  aller  Rückständigkeit  in 
Bezug   auf   das   Wesen    des   Wahrheitssinnes   imd    der 
Wissenschaft  doch  ein  erfreuliches  Moment.    Auch  wird 
ja  der  Versuch  gemacht,  den  <Modemismus>  zu  wider- 
legen, und  so  kläglich  dieser  Versuch  auch  ausgefallen 
ist  —  einige  unvermeidliche  Schatten  und  Fehler  der 
modernen  Wissenschaft  sind  nicht  ungeschickt  benutzt, 
und  auf  die  Abgründe,  die  sie  umgeben,  ist  nicht  ohne 
Recht  hingewiesen.» 

Zu  dem  gleichen  Ergebniss  kommt  auch  Professor 
Friedrich  Pauls en  in  einem  Rückblick  und  Ausblick  auf 
«Rom  und  die  deutsche  Theologie>.» 

Daneben  werden  vom  Papste  einige  Reformen, 
namentlich  des  Gerichtswesens,  beabsichtigt. 

Rom,  6.  Juli. 
«Wie  die  Agenzia  Stefani  meldet,  erscheint  heute  eine 
päpstliche  Urkunde  über  die  Reform  des  Gerichtswesens 
des  päpstlichen  Stuhles.  Die  Urkunde  umfasst  drei  Ab- 
schnitte. In  dem  ersten  ist  die  Neueintheilung  der  priester- 
licben  Gerichtshöfe   festgelegt,   hierbei  ist   eine  bessere 
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Trennung  in  der  Behandlung  der  vorkommenden  Fälle 
vorgesehen  und  die  Anhäufung  von  Kompetenzen  ver- 
mieden. Im  zweiten  Abschnitt  regelt  ein  besonderes 
Gesetz  (lex  Propria)  die  Thätigkeit  der  Bota,  des  Ober- 
sten Gerichtshofes  und  der  anderen  päpstlichen  Gerichts- 
höfe in  Rom.  Der  dritte  Theil  enthält  ein  allgemeines 
Grundreglement  für  die  vorgenannten  Gerichtshöfe.  Das 
Reglement  handelt  in  erster  Linie  von  dem  Berufungs- 
und Aufhebungsverfahren,  femer  vom  Schutz  der  Schwa- 
chen. Diesen  wird  das  Recht  zugebilligt,  entweder  ohne 
Advokaten  vor  Gericht  ihr  Recht  selbst  zu  vertreten 
oder  sich  einen  Vertheidiger  zu  nehmen,  der  die  Vertheidi- 
gung  umsonst  oder  zu  einer  niedrigen,  besonders  festge- 
gesetzten  Taxe  zu  übernehmen  hat.  Diese  Reform  gibt 
der  konsistorialen  Kongregation,  ebenso  wie  dem  ober- 
sten Appellhof  ihren  alten  Glanz  zurück.  Durch  eine 
anderweitige  Vertheilung  der  Pflichten  zwischen  den  ver- 
schiedenen Kongregationen  wird  namentlich  die  fOr  die 
Propaganda  entlastet.  Die  Chefs  der  drei  Sektionen 
unterstehen  direkt  dem  Kardinalstaatssekretär.  Die  Re- 
form darf  als  Vorbereitung  eines  neuen  Kodex  für  das 
kanonische  Recht  gelten.  »    (Frankf.  Ztg.) 

Ebenso  wurde  ein  päpstliches  Dekret  über  die  römi- 
schen «Kongregationen»  erlassen,  worüber  eine 
Korrespondenz  des  Genfer  Journals  Folgendes  sagt: 

«Le  pape  vient  de  promulguer  un  d^ret  annonc^  de- 
puis  quelque  temps  dejä  et  qui  introduit  toute  une  Serie 
de  reformes  dans  l'organisme  des  congregations  romaines. 
Je  n'ai  pas  besoin  de  vous  apprendre  que  sous  ce  nom 
de  congregations  il  faut  entendre  non  pas  des  ordres 
religieux,  mais  tout  un  ensemble  de  bureaux  et  de  dica- 
steres.  Les  congregations  romaines  sont  les  ministeres  de 
la  papaute. 

L'organisme  des  congregations  romaines,  tel  qu'il  a 
fonctionne  jusqu'ä  present,  est  trfes  ancien,  puisqu'il  re- 
monte  ä  Sixte-Quint.  Avant  Sixte-Quint  la  plupart  des  af- 
faires et  des  questions  interessant  le  Saint-Siege  se  traitaient 
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4  consistoire  public,  c'est-ä-dire  dans  rassemblöe  des  cardi- 

nauXf  pr^döe  par  le  pape.  Les  conaistoires  ötaient  alors 

de  Töritables  assembl^es  dälib^rantes,   oü  les  cardinaux 

donnaient  la  r^plique  au  pape.  Aujourd'hui,  les  consistoires 

ne   sont  plus  qu'une  simple  formalit^.    Le  pape  seul  y 

prend  la  parole  et  se  bome  ä  communiquer  ses  döcisions 

au  Sacrö*Collöge.    Tous  les  discours  qu'y  tient  le  pape 

se  terminent  bien  comme  autrefois  par  la  formule  Quid 

vobis  videtur?   Mais  eile  ii'a  plus  aucun  sens,  et  le  car- 

dinal  qui  prendrait  le  pape  au  mot  et  voudrait  exprimer 

publiquement   son   avis   en   consistoire   ferait  scandale. 

Sixte-Quint   supprima  donc  le  plus  grand  nombre  des 

consistoires  publics  et,  par  sa  bulle  Immensa  aetemi  Dei 

du  22  janvier  1687,   il  cr^   quinze  congrägations  romai- 

nes  chargöes  de  Texp^dition  des  affaires  de  TEglise. 

Ces  congr^ations  se  divisent  en  trois  cat^gories. 
Les  unes  regardent  le  gouvemement  temporel  des  Etats 
pontificaux,  et  ont  naturellement  cessä  d'exister.  Ijos 
autres  ont  trait  sp^cialement  k  l'administration  du  diocese 
de  Rome,  dont  le  pape  est  Töv^que.  Les  derniöres  enfin, 
les  plus  nombreuses  et  les  plus  importantes,  ont  pour 
but  Tadministration  de  l'Eglise  universelle.  Parmi  les 
congr^gations  citons:  la  Propagande,  charg^e  de  T^van- 
g^lisation  des  pays  iniideles,  la  Congr^gation  des  rites, 
s'occupant  spöcialement  de  la  canonisation  des  saints^ 
rindex,  auquel  est  confi^  l'examen  des  livres  nouveaux 
qui  paraissent,  etc. 

La  congr^gation  des  affaires  ecclesiastiques  extra- 
ordinaires,  qui  est  aujourd'hui  Tun  des  plus  importants 
dicast^res  de  la  papautö,  est  post^rieure  ä  Sixte-Quint  et 
sa  fondation  est  de  date  plutöt  r^cente.  Elle  fut  instituee 
en  179S  par  Pie  VI  ä  l'occasion  des  dämeles  du  Saint- 
Si^e  avec  la  Revolution  fran^aise.  Mais,  sauf  Tune  ou 
l'autre,  on  peut  dire  sans  exag^ration  que  le  Systeme 
des  congregations  romaines,  telles  qu'elles  ont  et6  eta- 
blies par  Sixte-Quint,  a  survöcu  intact  jusqu'ä  nos  jours 
et  que  TEglise  catholique  continue  d'etre  administree 
comme  eile  Tötait  il  y  a  trois  siecles.  Depuis  longtemps, 
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on  recpunatt  ici  la  n^cessitö  d'apporter  des  changements 
radicaux  dans  un  organisme  qui  a  vieilli  sous  bien  des 
rapports  et  qui  n'est  plus  eu  harmonie  avec  les.besoins 
de  notre  temps.  Mais  la  papautä  est  une  institution 
essentiellement  conservatrice  et,  le.  temp^rament  ro- 
znain  aidant,  l'esprit  de  routine  est  restö  ici  tout- 
puissant. 

Le  räcent  däcret  pontifical  laisse  intact  dans  ses 
grandes  lignes  le  Systeme  institu4  par  Sixte-Quint,  il  se 
bome  ä  y  introduire  certains  cbangements  dont  Timpor- 
tance  est  reelle,  quoiqu'elle  puisse  ächapper  au  grand 
public.  Le  pape  ne  supprime  aucune  des  congregations 
ezistantes,  il  s'efforce  surtout  de  mieux  r^ler  et  de  li- 
miter  les  matiöres  dont  elles  s'occupent  Plusieurs  con- 
grögations  avaient  des  attributions  oomplexes  et  variees. 
Ces  attributions  sont  plus  exactement  pr^söes.  Ainsi 
les  questions  relatives  aux  mariages  —  qui  sont  les  plus 
frequemment  tndtäes  ä  Bome  —  ressortissaient  ä  diverses 
congregations :  ä  celle  du  Concile,  k  la  Penitencerie,  k  la 
Daterie.  Le  decret  de  Pie  X  fait  cesser  cette  anomalie 
et  institue  une  congr^gation  nouvelle  appeläe  «Sacra- 
menteUe»,  qui  sera  exdusivement  cbargöe  de  s'occuper 
des  questions  interessant  la  mati^re  disciplinaire  du  sa« 
crement,  et  notamment  toutes  les  questions  matrimonia- 
les. Le  decret  de  Pie  X  introduit  une  innovation  encore 
plus  appreciable  et  plus  heureuse:  les  pauvres  n'auront 
plus  k  payer  aucune  taxe  et  pourront  obtenir  de  la  cour 
de  Rome  toutes  les  dipenses  de  mariage,  ou  autres  gra- 
tuitement  En  outre,  tous  les  dons  en  nature,  que  rece- 
vaient  certains  employes  des  congregations,  sont  inter- 
dits.  Les  vacances  dont  jouissaient  les  fonctionnaires 
des  bureaux  pontificaux,  et  qui  attaignaient  des  limites 
invraisemblables,  sont  reduites  au  plus  strict  necessaire; 
tous  les  bureaux  pontificaux  devront  rester  ouverts  toute 
l'annee,  moins  les  jours  de  fete.  Enfin,  les  personnes, 
qui  ont  k  traiter  avec  les  congregations  romaines  seront 
dispensees  de  recourir  k  l'intermediaire,  jusque-lÄ  obliga- 
ioire,   d'une   foule   d'agents  dits  ecciesiastiques  (qui  se 
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procuraient  ainsi  de  fort  beaux  revenus),  et  pourront  traiter, 
elles-memes,  directement  leurs  affaires. 

Un  Souffle  de  d^mocratie  p^nötre  enfin  dans  les 
vietLX  bureaux  de  radministration  pontificale,  oü  tant  d'a- 
bus  s'etaient  accumulte.  C'est  k  ce  point  de  vue  qu*il 
faut  envisager  la  r^cente  initiative  de  Pie  X.  Elle  ouvre 
la  voie  ä  d'autres  räformes,  qui  se  feront  tot  ou  tard,  et 
qui  viendront  k  leur  heure.    C'est  du  bon  modernisme. » 

Dagegen  scheint  die  Tendenz  einer  Annäherung 
an  die  italienische  Regierung,  die  man  eine  Zeit- 
lang dem  gegenwärtigen  Papste  glaubte  zuschieben  zu 
sollen,  ihre  festen  Grenzen  zu  haben.  Eine  römische 
Korrespondenz  des  Journal  de  Genöve  vom  1.  Oktober 
schreibt  diesfalls: 

«Quand  Pie  X,  il  y  a  quatre  ans,  a  autorise  une  certaine 
infraction  au  non  expedit,  on  a  pu  croire  que  cette  revo- 
cation  partielle  du  fiuneux  mot  d'ordre  cni  älus  ni  älec- 
teurs»  präudait  k  son  abrogation  definitive.  Eh  bien!  pas 
du  tout.  Le  Vatican  paralt  aujourd'hui  plus  d^cid^  que 
jamais  k  maintenir  le  principe  du  non  expedit,  et  conmie 
Tautorisation  pour  les  catholiques  de  prendre  part  au 
scrutin  et  de  prteenter  des  candidats  catholiques  dopend 
exclusivement  de  Tautorit^  hi^rarchique,  je  ne  crois  pas 
me  tromper  en  affirmant  que  le  Vatican  et  les  ^veque» 
accorderont  d^sormais  ces  autorisations  moins  facilement 
que  par  le  passö.  Les  catholiques  italiens  auront  Tocca- 
sion  de  s'en  apercevoir  lors  des  prochaines  elections  legis- 
latives qui  auront  lieu  d'ici  k  quelques  mois.i^ 

Bei  einem  Turnfeste,  welches  in  den  Vatikanischen 
Gärten  im  September  stattfand,  wurde  italiem'schen 
Fahnen  durch  die  Schweizergarde  der  Eintritt  in  den 
päpstlichen  Bezirk  verwehrt 

Der  «Osservatore  Romano»  brachte  in  der  ersten 
Nummer  des  Jahrgangs  1906  das  lateinische  Schreiben,, 
welches  die  deutschen  Bischöfe,  an  ihrer  Spitze  die 
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Kardinäle  Fischer  von  Köln  und  Kopp  von  Breslau,  am 
24.  Dezember  1907  an  den  Papst  gerichtet  haben.  Es 
lautet  in  deutscher  Uebersetzung : 

«Heiligster  Vater  1 

Deine  Heiligkeit  wird  sich  nicht  wundem,  sondern 
es  den  Zeitumständen  höchst  angemessen  finden,  dass 
wir  Bischöfe  des  Königreichs  Preussen  zugleich  mit  den 
Bischöfen  von  Mainz,  Strassburg,  Metz,  Rottenbuig  und 
Sachsen,  nachdem  seit  der  Zusammenkunft  in  Fulda 
kaum  ein  oder  zwei  Monate  verflossen  sind,  schon  wieder  zu 
einer  Versammlung  eine  Reise  unternommen  haben.  FOr 
diesmal  haben  wir  als  Ort  unseres  Kongresses  die  Kölner 
Metropole  gewählt,  weil  sie  vermöge  ihrer  Lage  für 
die  Meisten  leichter  zu  erreichen  war.  Ursache  und 
Grund,  warum  wir  uns  mitten  im  Winter  so  bald  wieder 
zu  einer  Zusammenkunft  reisefertig  gemacht  habea,  liegen 
auf  der  Hand  und  sind  einfach  in  der  hochwichtigen 
Enzyklika  zu  suchen,  die  du  neulich  über  die  Irrthflmer 
der  Modemisten  herausgegeben  hast.  Das  war  wahr- 
haftig eine  schwere,  aber  für  die  Zeitbedürfnisse  sehr 
nützliche,  ja  geradezu  nothwendige  Arbeit,  die  vielfachen 
und  mannigfaltigen  Irrthümer  der  Modemisten,  die  theils 
offen  herumgeboten  werden,  teils  im  Verborgenen  schlei- 
chen, mit  dem  Lichte  der  natürlichen  und  übematürlichen 
Wissenschaft  aufzudecken  und  deutlich  zu  kennzeichnen^ 
ihren  Urspmng  und  ihre  Wurzeln  zu  erforschen  und  ins 
Auge  zu  fassen,  ihre  verhängnissvollen  und  verderblichen 
Wirkungen  anzugeben  und  endlich  zum  Heile  der  Völker 
die  Gegenmittel  ausfindig  zu  machen  und  vorzubringen. 
Damm  Gott  sei  Lob  und  Preis!  Dir  gebührt  ewiger 
Dank.  Denn  wie  du  mit  ebenso  grosser  Autorität  wie 
mit  Freimuth  gesprochen  hast;  ist  die  christliche  Wahr- 
heit wie  ein  wohlthätiger  Lichtglanz  über  dem  Erdkreis 
aufgegangen  als  wirksamste  Macht  zur  Verscheuchung 
der  Finstemiss  der  Irrthümer.  Zur  Bekämpfung  eines 
so  grossen  Uebels  hast  du  mit  ernsten  Worten  alle 
Bischöfe  der  Welt  zur  Mitwirkung  aufgefordert.  Wohlan, 
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wir  sind  bereit,  deine  Befehle  und  Mahnungen  aus  allen 
Kräften  getreulich  zu  vollziehen  und  vereint  mit  dir  mit 
allem  Eifer  und  aller  Energie  das  Unkraut,  das  der  böse 
Feind  auf  dem  Acker  des  Herrn  gesftet  hat,  sammt  der 
Wurzel  auszureissen  und  auszurotten.  Dazu  schenke  uns 
die  milde  und  unbefleckte  Jungfrau  Maria  ihre  Hülfe  und 
stehe  uns  bei  mit  ihrer  mächtigen  Fürbitte  bei  ihrem 
göttlichen  Sohne.  —  Inzwischen  bitten  und  flehen  wir, 
hinge  wälzt  zu  den  Füssen  deiner  Heiligkeit,  um  deinen 
apostolischen  Segen  für  uns  und  die  uns  anvertrauten 
Herden.» 

Unterzeichnet  ist  dieser  Brief  von  den  Kardinälen 
Fischer  und  Kopp  und  von  den  deutschen  Bischöfen, 
welche  nach  Köln  gekommen  waren. 

Ueber  die  Verhältnisse  in  Frankreich  sagt  der 
«£irchenfreund> : 

«Das  Ansehen  der  römischen  Kirche  hat  durch  den 
Gang  der  Dinge  erheblich  gelitten.  Es  kommen  Demis- 
sionen von  Bischöfen  vor  (z.  B.  Lacroix  in  Tarantaise) 
und  noch  viel  zahlreichere  von  Priestern,  die  in  den 
Laienstand  übertreten.  Wohl  gab  es  eine  Bewegung, 
welche  dem  römischen  einen  nationalen  Katholizismus 
entgegenzusetzen  hoffte.  Allein  ihre  Ergebnisse  waren 
gar  zu  unbedeutend.  Unglücklicherweise  standen  an  ihrer 
Spitze  ehrgeizige  Parteimänner,  religiöse  oder  politische 
Intriganten.  Sie  meinten,  um  eine  Kirche  zu  organisiren, 
genüge  es,  eine  Anzahl  Unzufriedener  zu  sammeln,  sich 
yon  Rom  loszusagen  und  die  nationale  Fahne  zu  bissen. 
Es  fehlte  dabei  die  Grundlage  für  eine  Kirche :  man  hatte 
weder  wahrhaft  Gläubige,  noch  überzeugte  Priester,  welche 
auf  der  Höhe  ihrer  Pflichten  standen. 

Die  Hoffnung  mancher  Protestanten  aber,  dass  sich 
die  Katholiken  beim  Zusammenbrechen  ihrer  Kirche  ihnen 
anschliessen  werden,  ist  auch  nicht,  oder  nur  in  sehr 
geringem  Mass  in  Erfüllung  gegangen.  Pfarrer  Cordey 
schreibt:  «Unglücklicherweise  ist  das,  was  die  römische 
Kirche  verloren  hat,  fast  ausschliesslich  dem  Freidenker- 
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thum  zugefallen.»  Im  Ganzen  fehle  aber  dem  französi- 
schen Protestantismus  die  nöthige  Anziehungskraft; 
namentlich  sei  das  christliche-  Leben  zu  wenig  über- 
zeugend und  gewinnend.  Daher  arbeite  man  mit  Recht 
durch  Evangelisation  auf  dessen  Erweckung  hin.  Auch 
versteht  sich,  dass  der  Protestantismus  unter  jener  Allianz 
des  politischen  Radikalismus  mit  dem  Unglauben  gleich- 
falls zu  leiden  hat.  Ja,  er  ist  erst  recht  die  Zielscheibe 
der  Angriffe  von  jener  Seite.  Dies  zeigt  mit  aller  Deu1> 
lichkeit  die  Unterdrückung  der  Religions-  und  Versamm- 
lungsfreiheit auf  Madagaskar,  welche  durchs  ganze  Jahr 
fortgedauert  hat  und  deren  Ende  leider  noch  nicht  immer 
abzusehen  ist.» 

Es  ist  das,  was  wir  früher  schon  mehrfach  gesa^ 
haben.  Ein  innerlich  selbst  kräftiger  Protestantismus 
wäre  die  Rettung,  aber  der  besteht  vorläufig  nicht.  Aehn- 
lich  ist  es  in  andern  Staaten;  auch  die  deutsche  und 
österreichische  «Los  von  Rom-Bewegung»  ist  einstweilen 
ohne  rechte  Nachhaltigkeit  geblieben,  und  vollends  Loisy, 
Wahrmund,  Ehrhard  und  Schnitzer  werden,  so  wenig  als 
früher  Schell  und  Kraus,  eine  Reform  ihrer  Kirche  herbei- 
führen, sondern  sich  noch  eher  wieder  unterwerfen. 

Der  Papst  hat  sich  auch  gegen  die  Bildung  von 
Hülfsvereinen  in  Frankreich,  wie  früher  gegen  die  Kultus- 
genossenschaften, erklärt,  nimmt  also  fernerhin  den 
Standpunkt  der  Intransigenz  ein. 

Ueber  die  Ernennung  der  Bischöfe  in  Frank* 
reich  sagt  eine  Korrespondenz  des  Genfer  Journals: 

«Parmi  les  problemes  nouveaux  que  souleve  en  France 
la  Separation  de  TEglise  et  de  l'Etat  et  la  nouvelle  Orga- 
nisation de  l'Eghse  qui  en  est  la  consequence,  il  n'en  est 
pas  de  plus  interessant  que  la  question  du  recrutement 
de  r^piscopat.  Quel  sera  d^sormais  le  mode  de  nomina- 
tion  des  eveques?  Le  droit  de  choisirles  nouveaux  ^v6- 
ques    appartiendra-t-il    au  Saint-Siege    ou    ä   Töpiscopi^ 
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firan^ais  lui-m^me?    La   question    vaut   la   peine   d'etre 
examinee  de  pres. 

Sous  le  regime  du  concordat  le  droit  de  nomination 
apparienait,  on  le  sait,  au  gouverment,  mais  toujours  sous 
reserve  de  l'approbation  du  Vatican.  C'est  pour  affirmer 
et  consacrer  la  n^essite  de  cette  approbation  que  dans 
la  bulle  d'investiture  le  Saint-Siege  introduisit  la  fameuse 
formule  aobis  nominavit,  dont  M.  Combes,  on  se  le 
rappelle,  exigea  l9^  supression.  La  Separation  a  amen^ 
forc^ment  un  regime  nouveau  dans  le  mode  de  nomina- 
tion des  ävdques. 

Jusqu'ä  präsent,  voiei  de  quelle  fa^on  on  a  proced^. 
Lorsqu'un  siege  episcopal  est  vacant,  les.  öveques  de  la 
r^gion,  dans  leurs  assemblees  p^riodiques,  älaborant  une 
liste  de  candidats  qui  comprend  selon  le  cas  trois,  quatre, 
cinq  ou  mSme  six  noms.  Cette  liste  est  accompagnäe 
d'une  Sorte  de  memoire  sur  chaeun  des  candidats  dont 
on  examine  et  soupese  les  titres  de  l'äpiscopat.  La  liste 
est  envoyäe  ä  Rome  et  la  congregation  des  affaires 
ecdesiastiques  extraordinaires  —  le  ministere  des  affaires 
^trangeres  de  la  papautä  —  choisit  parmi  les  candidats 
celui  qui  lui  parait  of&rir  les  meilleures  garanties  pour 
le  siege  öpiscopal  qu'fl  s'agit  de  repourvoir.  Ce  mode  de 
nomination  est  du  reste  en  vigueur  dans  tous  les  pays 
dits  de  mission  et  qui  relevent  de  la  congregation  de  la 
Progagande,  c'est-ä-dire  dans  les  trois  quarts  du  globe, 
en  Angleterre,  aux  Etats-Unis,  en  Australie,  etc.,  avec 
cette  difference  que  c'est  la  Propagande  —  et  non  pas 
le  Vatican  lui-meme  —  qui  nomme  les  öveques;  mais 
cette  nomination  se  fait  toujours,  naturellement,  sous 
r^erve  de  Tapprobation  definitive  du  pape. 

Ce  droit  de  Präsentation  peut  etre,  en  effet,  entendu 
et  praüquä  de  deux  mani^nea;  ou  bien  les  ävequesdela 
r^gion,  quand  un  siege  Episcopal  est  vacant,  d^ignent  et 
presentent  les  candidats  k  ce  siege,  ou  bien  ils  se  limitent 
k  designer  d'une  fa^^n  generale,  au  pape,  les  candidats 
dignes  de  T^piscopat  sans  que  le  pape  seit  astreint  ä  les 
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nommer  ä  un  siöge  plutöt  qu'ä  un  autre.  Le  premier 
mode  de  nomination,  comme  je  vous  Tai  dit  d^jä,  est 
celui  qui  a  iit6  pratiquä  jusqu'ä  present,  et  V^piscopat 
fran^ais  Testime  sans  doute  prefärable  au  second,  qui 
limite  quelque  peu  ses  pouvoirs  en  mSme  temps  qu'il 
äargit  les  attributions  du  Saint-Siege  en  cette  mati^re. 
Mais  c'est  precis^ment  pour  ce  motif  que  le  Vatican 
manifeste  une  certaine  prädilection  pour  le  demier  mode 
de  Präsentation,  et  il  finirait  par  pr^valoir  qu'il  n'j  aurait 
pas  lieu  d'en  Stre  surpris.  Dans  un  certain  sens,  T^pis- 
copat  fran<^s  possäderait  toujours  son  droit  de  d^igna- 
tion,  mais  si  le  demier  mode  Temporte,  ce  droit  subira 
une  certaine  restriction  qui  ne  sera  peut-§tre  pas  du  goüt 
de  tous  les  övSques.» 

In  der  Schweiz  herrscht  eine  verhältnissmässige 
Ruhe  in  den  konfessionellen  Fragen.  In  dem  Episcopat  ist 
die  Veränderung  eingetreten,  dass  der  sehr  betagte  Bischof 
Battaglia  von  Chur  zurückgetreten  und  durch  den  bis- 
herigen Official,  Dr.G.Schmid  von  Grüneck,  ersetzt  worden 
ist.  Der  gesammte  schweizerische  Episcopat  nahm  an  dem 
Kampfe  gegen  den  Absynth  durch  eine  gemeinsame  Kund- 
gebung rühmlichen  Antheil.  Der  ehemalige  Konkurrent 
des  gegenwartigen  Papstes,  welcher  nur  durch  den  öster- 
reichischen  Einsprach  die  Tiara  verlor,  welche  schon  über 
seinem  Haupte  schwebte,  Kardinal  Rampolla,  machte  einen 
langem  Aufenthalt  in  Einsiedeln. 

Ueber  die  äusseren  Verhältnisse  der  katho- 
lischen Kirche  ist  zu  sagen,  dass  sie  äusserlich  im 
Zunehmen  begriffen  ist.  Nach  dem  c  Annuaire  Pontifical 
Catholique  »,  Jahrgang  1908,  sind  von  den  61  Mitgliedern 
des  Kardinal-Kollegs  36,  also  mehr  als  die  Hälfte  Italiener, 
die  übrigen  25  vertheilen  sich  auf  die  einzelnen  Staaten 
wie  folgt:  Deutschland  2,  Oesterreich-Ungam  6,  Belgien 
1,  Brasilien  1,  Spanien  6,  Frankreich  5,  Portugal  1,  Eng- 
land 2,  Vereinigte  Staaten  1. 
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Residentialsitze  zählt  die  katholische  Kirche  1020^ 
unter  Einrechnong  von  81  Stühlen  der  unirten  orientali- 
schen lUten;  hiezu  kommen  noch  155  Apostolische  Prä- 
fekturen  und  Yikariate  in  den  Missionsländem,  so  dass 
im  Ganzen  1175  Diözesansprengel  bestehen.  Titolarsitze 
werden  466  aufgeführt:  sie  sind  in  Ihrer  überwiegenden 
Mehrzahl  an  Hülfe-  (Weih-)  sowie  an  Missionsbischöfe 
vertheilt. 

Europa  zählt  insgesammt  605  Stühle :  es  faUen  näm- 
lich auf  Italien  268,  auf  England  58,  Deutschland  25, 
Oesterreich-Ungarn  55,  Spanien  56,  Frankreich  84,  Bel- 
gien 6,  Griechenland  7,  Holland  5,  Portugal  12,  Busa- 
land 13;  die  übrigen  vertheilen  sich  auf  die  Schweiz  und 
andere  kleinere  Staaten. 

Wie  sehr  sich  die  katholische  Hierarchie  in  der 
neueren  Zeit  entwickelt  hat,  zeigt  der  Hinweis  auf  das 
Jahr  1681,  aus  dem  das  Annuahre  eine  äusserst  interes- 
sante geographische  Beschreibung  des  Franzosen  Michel 
Antoine  Bandraud  (Paris  1681)  von  dem  dam^gen  Stande 
der  katholischen  Kirche  wiedergibt.  Die  Zahl  der  Resi- 
dentialsitze betrug  damals  nur  667,  so  dass  sich  die  Hier- 
archie seither  fast  verdoppelt  hat. 

Von  den  Orden  hat  der  Benediktinerorden  in  der 
neuesten  2ieit  das  relativ  stärkste  Wachsthum  zu  ver- 
zeichnen; er  hat  seinen  Personalbestand  im  Laufe  der 
letzten  drei  Dezennien  so  gut  wie  verdoppelt. 

Bemerkenswerth  sind  die  Erfolgsziffem,  die  die 
Propaganda  auf  dem  Gebiete  der  überseeischen 
Missionen  erzielt:  Die  rund  25  Millionen,  die  im  Jahre 
1901  unter  ihrer  Jurisdiktion  standen,  sind  in  den  fünf 
Jahren  bis  1906  auf  SO  Millionen  gestiegen,  so  dass  mit 
einem  stetigen  jährlichen  Zugang  von  etwa  1  Million  ge* 
rechnet  werden  kann. 


In  der  protestantischen  Kirche  ist  scheinbar 
natürlich  die  Bewegung  grösser  und  leichter,  da  ihr  gar 
keine  offiziellen  Widerstände  begegnen.    Das,  was  noch 
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an  Konsistorien,  Synoden  oder  staatskirchlicher  Antorität 
besteht,  hat  keine  zwingende  Bedeutung  mehr,  und  die 
Autorität  der  GreistUchen  ist,  im  Ganzen  genommen,  auch 
:so  sehr  herabgemindert,  dass  sie  theilweise  bereits  an- 
fangen Schutz  und  Anhalt  bei  dem  Sozialismus  zu  suchen. 

Das  Wichtigste  war  die  neue  Konstitution  der  Genfer 
Kirche,  die  am  27.  September  in  einer  Volksabstimmung 
mit  etwas  über  4600  Stimmen  (bei  12,000  Stinounberecb- 
tigt^n)  ohne  irgend  einen  nennenswerthen  Widerstand 
angenommen  wurde. 

Der  Aufruf  der  Pastoren  hiezu  lautete  wie  folgt- 

«L'heure  est  venue  de  sceller  de  votre  vote  la  Con- 
stitution pr^paree  par  vos  representants.  C*est  une  des 
heures  les  plus  graves  que  cette  gto^ration  ait  traver- 
s^es.  L'Eghse  a  besoin  pour  se  constituer  de  Tappui  de 
tous  ses  fils.  Vos  pasteurs  sentent  qu'ils  doivent  placer 
8ur  vous  tous  la  responsabihtö  de  la  d^dsion  k  prendre. 
D  s'agit  de  votre  avenir,  de  Tavenir  de  la  patrie,  de  I'a- 
venir  de  vos  enfants.  A  vous  d'en  d^dderl  C'est  votre 
privilege  et  c'est  votre  devoir. 

Nulle  Constitution  humaine  n*est  parfkite.  Celle-ci 
n'a  pas  la  pretention  de  Tdtre.  Mais  eile  est  une  oeuvre 
de  loyautö  et  de  foi.  Elle  est  mieux  qu'un  compromis. 
Elle  porte  le  sceau  pr^deux  des  sacrifices  redproques. 
Pour  respecter  toutes  les  consdences,  eile  a  demande 
des  sacrifices  aux  coeurs.  Un  accord  dans  le  sacrifice 
est  un  accord  solide. 

Reconnaissants  envers  Dien  des  lumiöres  et  des  de- 
livrances  qui  ont  fait  de  notre  petite  äti  une  ville  batie 
«ur  la  montagne,  sürs  de  Dieu  comme  nos  pöres  Tont 
ete,  nous  voulons,  sans  rien  abandonner  des  valeurs  de 
ce  pass^,  marcher  en  avant  et  entrer  pleins  de  confiance 
-dans  Tavenir,  les  yeux  fix^  sur  le  Chiist  vivant 

Nous  proclamons  que  notre  Eglise  genevoise  reste 
.unie  ä  notre  peuple,  pour  le  servir  dans  Feaprit  de  J^sus. 
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Gitoyens  de  cette  antique  patrie  et  pasteurs  de  cette  vieille 
Sglise,  nous  voulons  y  demeurer  les  t^moins  de  cet 
£vang^e  immortel  qui  affermit  les  patries  et  renouvelle 
les  £gli8es. 

Montrez  dimanche^  protestants  de  Geneve,  que  vous 
voulez  rester  tous  librement  groupes  autour  d'un  seul 
drapeau,  celui  de  J^us-Christ. 

Les  membres  de  la  compagnie  des  pasteurs: 

Le  mod^rateur:  Henri  Berguer,  le  Yice-Pr^dent : 
Emest  Rochat,  le  Secrötaire:  Antony  Vincent,  Charles 
Bachofen,  Hippolyte  Balavoine,  Louis  Bard,  Georges 
Berguer,  Jean-Louis  Boissonnas,  Jules  Breitenstein,  Theo- 
dore Bret,  Eug&ne  Choisy,  Emmanuel  Christen,  Charles 
Cougnard.  David  Deletra,  Henri  Denkringer,  Fräd^ric 
Ferrier,  John  Gaillard,  Auguste  Gampert,  Charles  Gene- 
quand,  Charles  Goth,  Alexandre  Guillot,  Adolphe  Keller, 
Eugene  Lenoir,  Charles  Martin,  Jacques  Martin,  Laurent 
Matossi,  Louis  Maystre,  Gustave  Metzger,  Charles  Muller, 
Th^phile  MuUer,  William  Poulin,  Albert  Roehrich, 
Henri  Roehrich,  Albert  Thomas,  Louis  Vallette,  Charles 
Veinie. 

Les  pasteurs  suffragants: 

Charles  Cheneviere.  —  Emest  Christen.  —  Charles 
Deletra.  —  EmUe  Dömole.  —  Armand  DQckert.  —  Robert 
tirosclaude.  —  Henri  Mottu.  —  Fernand  Roux.  —  Jules 
Weber. » 

Die  «Konstitution  >  ist  eigentlich  keine,  sondern  bloss 
ein  allgemeiner  Rahmen,  welcher  alle  protestantisch  zu 
nennenden  Glaubensrichtungen  in  sich  schliesst.  Auf  die 
Dauer  ist  solch  eine  Kirche  natürlich  nicht  durchführbar, 
am  wenigsten  in  einer  Reformzeit,  wie  die  jetzige ;  einst- 
weilen war  sie  vielleicht  das  allein  Mögliche.  Es  wird 
sich  aber  in  kurzer  Zeit  sehen  zeigen,  ob  diese  neue 
Kircheneinrichtung  eine  sittliche  Erneuerung  und 
eine  Wiedergeburt  der  religiösen  Ueberzeug- 
ungen  in  dem  Genfer  Volke   hervorruft,  oder  ob  sie 

27 
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bloss  ein  «lauttönendes  Nichts»,  wie  s.  Z.  die  h.  AlUanz, 
nach  Mettemich's  Ausspruch,  ist,  resp.  eine  blosse  Ver- 
schiebung der  wirklichen  Erneuerung  auf  eine  sp&tere 
Zeit  und  eine  bessere  Generation.  An  ihren  Früchten 
wollen  wir  sie  erkennen. 

Eine  ungelöste  Frage ,  die  neuerdings  weiter  hinaus- 
geschoben wurde,  bleibt  die  Rückgabe  der  Kirche  Notre- 
Dame  an  die  römischen  Katholiken,  die  sie  mit  Entschieden- 
heit verlangen.  Ein  Korrespondent  des  c  Vaterland  >  sagt 
darüber : 

cLe  parti  ind^pendant  (catholique)  ne  fait  pas  une 
politique  de  sentiment.  Depuis  longtemps  il  rädame 
justice  et  il  acceptera  tout  concours  qui  viendra  en  vue 
de  Tobtenir,  sans  se  preoccuper  des  mobiles  qui  lui  vau- 
dront  ce  concours.  C'est  sur  le  terrain  federal  que  les 
resultats  de  cette  nouveUe  orientation  se  manifesteront  le 
plus  vite,  et  les  prochaines  ^lections  au  Conseil  national 
pourraient  bien  modifier  profondement  la  composition  de 
la  deputation  genevoise.  Le  parti  conservateur  est  ioca- 
pable  d'obtenir  une  majorite  a  Genöve  sans  Tappoint  de 
voix  du  parti  indöpendant  et  il  faut  s'attendre  k  voir  cet 
appoint  lui  faire  d^faut  aux  ^lections  prochaines.  Le 
resultat  sera  probablement  que  trois  sur  dnq  des  membres 
conservateurs  que  compte  actuellement  la  deputation 
genevoise  au  National,  resteront  sur  le  carreau.> 


Eine  ähnliche  Separation  soll  nun  auch  in  Basel  vor 
sich  gehen.  Der  «  Kirchenfreund  »  vom  4.  September  sagt 
darüber: 

<Die  mit  Spannung  erwartete  Vorlage  einer  neuen 
Ordnung  des  Verhältnisses  von  Staat  und  Kirche  ist  er- 
schienen. Vor  nahezu  zwei  Jahren  hatte  die  Regierung 
vom  Grossen  Rath  den  Auftrag  erhalten,  zwei  Anträge  zu 
prüfen:   den  einer  Subventionirung  der  römisch-katholi- 
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sehen  Gemeinde  (Gutzwiller)  und  den  einer  Neugestal- 
tung des  Verhältnisses  von  Staat  und  Kirche  (Dr.  Knörr). 
Der  Vorsteher  des  Justizdepartements,  Regierungsrath 
K.  Chr.  Burckhardt,  hat  sich  damals  eine  längere  Frist 
zur  Prüfung  der  verwickelten  Materie  ausbedungen  und 
Niemand  zweifelte  daran,  dass  seine  Arbeit  eine  gründ- 
liche sein  werde.  Der  nunmehr  vorliegende  «Rath- 
schlag>  umfasst  in  der  That  nicht  weniger  als  182 
Seiten.  Ueber  den  Inhalt  der  Vorlage  waltete  bis  zu  ihrem 
Erscheinen  (nach  Mitte  August)  striktes  Geheimniss. 
Nach  Muthmassung  erwartete  man  eher  ein  eigentliches 
Trennungsgesetz.  Das  ist  die  Vorlage  nicht  Sie  bewegt 
sich  vielmehr  in  der  Richtung,  welche  die  Synode  schon 
1906  ins  Auge  gefasst  hat  (Kirchenfreund  1906,  Seite 
195  ff.):  Ausscheidung  des  Kultusbudgets  und  eine  ge- 
wisse Verselbständigung  der  Landeskirche  ohne  völlige 
Ablösung  vom  Staat.  Hingegen  geht  der  Entwurf  über 
das  damals  ins  Auge  Gefasste  hinaus,  indem  er  eine 
vollständige  Gütertrennung  zwischen  Staat  und  Earche 
durchführt:  die  Kirchengebäude,  Pfarrhäuser  und  einige 
andere  Immobilien,  die  zum  sogenannten  Kirchen-  und 
Schulgut  gehören,  werden  der  Kirche  als  Eigenthum  aus- 
gehändigt. Dies  wäre  allerdings  für  sie  ein  Danaergeschenk, 
wenn  nicht  ausdrücklich  vorbehalten  wäre,  dass  der  Staat 
für  Erhaltung  geschichtlicher  Kunstdenkmäler  und  für 
Anschaffung  und  Unterhalt  von  Gegenständen,  die  nicht 
ausschliesslich  Kultuszwecken,  sondern  auch  andern, 
öffentlichen  oder  gemeinnützigen,  Interessen  dienen,  Bei- 
träge geben  könne,  während  eigentliche  Kultuszwecke 
nicht  aus  Staats-  und  Gemeindemitteln  unterstützt  werden 
dürfen.  Damit  ist  die  Beihülfe  des  Staats  für  Erhaltung 
der  Kirchengebäude,  Glocken,  Orgeln  u.  s.  f.  offen  ge- 
lassen. Immerhin  wird  man  sich  nicht  verhehlen  dürfen, 
dass  die  Kirche  damit  eine  ganz  bedeutende  Last  über- 
nimmt 

Da  der  Entwurf  soweit  geht,  wird  man  fragen, 
warum  er  nicht  das  Band  völlig  durchschneide  und  nach 
dem  Genfer  Vorbild  eine  staatsfreie  Volkskirche  schaffe. 
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Der  Ratbschlag  deutet  mehrfkch  an,  dass  dies  das  Ergebnis 
der  künftigen  Entwicklung  sein  werde.  Man  fOrchtet 
«in  Zusammenschrumpfen  der  Volkskirche  oder  ihr  Aus- 
einanderfallen. Dass  diese  Gefahr  vorhanden  ist,  könnten 
wir  mit  dem  besten  Willen  nicht  ganz  verneinen.  Der 
Entwurf  sucht  ihr  zu  begegnen  durch  die  Forderung, 
dass'  jeder  reformirte  Kantonseinwohner  als  Glied  der 
Kirche  betrachtet  werden  soll,  wenn  er  nicht  ausdrücklich 
seinen  Austritt  erklärt  hat.  Der  Bathschlag  erläutert 
dies  dahin,  dass  die  Regierung  ihre  Zustimmung  einem 
kirchlichen  Organisationsgesetz  versagen  würde,  welches 
die  Zugehörigkeit  zur  Kirche  von  persönlicher  Zustimmung 
zu  einem  bestimmt  formulirten  Glaubensbekenntnis  ab- 
hängig machen  sollte  (S.  163). 

Da  sind  Schrumpfungen  der  Landeskirche  natürlich 
leicht  möglich.  Ueberhaupt  darf  man  nicht  vergessen: 
Mag  auch  jeder  geborene  Protestant  ohne  Weiteres  als 
Mitglied  der  Kirche  angesehen  werden,  es  wird  künftig 
jedes  Jahr  an  ihn  persönlich  die  Frage  herantreten,  ob 
er  bei  der  Kirche  bleiben  will  oder  nicht,  und  zwar  in 
Gestalt  des  Steuerzettels.  Da  werden  mancherlei  per- 
sönliche Eindrücke  und  Erfahrungen  massgebend  sein. 

Die  römisch-katholische  Kirche  erhielte  die  Zusage 
weiterer  freier  Benützung  der  Klarakirche  und  eine  ein- 
malige Subvention  von  150,000  Fr.  als  Entschädigung  für 
die  in  den  letzten  Jahren  an  andere  Kulte  entrichteten 
Steuern.  Die  altkatholische  Kirche  bekäme  die  Prediger- 
kirche als  festes  Eigenthum  und  eine  Aussteuer  von  160,000 
Fr.,  welche  ihren  sonst  bedrohten  ökonomischen  Fortbe- 
stand sicherte.  Die  reformirte  Kirche  aber  fände  Gele- 
genheit, sich  in  der  Selbstregierung  und  Selbstverwaltung 
zu  üben,  ehe  die  Zeit  kommt,  wo  sie  ganz  auf  sich  selbst 
gestellt  sein  wird.» 

Uns  scheint,  offen  gesagt,  der  ganze,    «Rathschlag» 
an  einer  starken  Unklarheit  der  Ziele  und  Mittel  zu  leiden, 
wnq  aber  im  jetzigen  Uebergangsstadium  kaum  zu 
ndem  ist,  und  kaum  vermieden  werden  kann. 
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lieber  Calvin  und  das  im  nächsten  Jahre  in  Genf 
zu  errichtende  Denkmal  herrschte  eine  Zeitlang  erheb* 
licher  Streit.  Wir  glauben  unserseits,  sein  Denkmal  sei 
eigentlich  die  Kirche  St.  Pierre,  und  eine  schöne  Statue 
des  Reformators  im  Innern  derselben  hätte  dem  Gedanken 
den  besten  Ausdruck  gegeben.  Wir  werden  einen  Artikel 
über  Calvin  und  sein  Werk  im  nächsten  Jahrbuche  bringen. 
Einem  Gegendenkmal  für  Servet  einen  Platz  in  Genf 
zu  gewähren,  lehnte  die  Stadt  mit  Recht  ab.  Dasselbe 
wird  nun  wahrscheinlich  irgendwo  in  der  Nähe,  in 
Annemasse,  oder  in  Femey  unter  dem  Schatten  Voltaire's 
erstellt  werden,  wo  es  besser  hinpasst« 

In  Winterthur  soll  ein  Gemeindehaus  er- 
richtet werden,  in  dem  c  die  Geistlichen  mit  der  Mitwelt 
in  Kontakt  kommen  können  und  die  Fragen  der  Zeit  er- 
örtert werden».  Granz  der  Gedanke  der  Synagoge  neben 
dem  Tempel  und  ein  grosses  «Zeichen  der  Zeit».  Das 
ist  das  Vorspiel  der  Reform.  Aber  es  muss  dann  auch 
Geltung  finden,  was  Lhotzky  mit  folgenden  Worten  aus- 
drücken will:  «Es  ist  für  die  Welt  Nichts  nützlicher,  als 
wenn  bei  allen  Gelegenheiten  Jemand  mit  dabei  ist,  der 
zum  Vater  gehört.  Der  darf  natürlich  nicht  als  Bekehrer 
mit  sauertöpfischer  Miene  und  salbungsvollen  Redensarten 
dabei  sitzen,  sondern  mit  der  ganzen  Freundlich- 
keit des  Himmelreiches.» 


Eine  starke  Bewegung  gänzlich  anti-religi- 
öser Art  geht  von  Jena  und  Weimar  aus,  worüber  eine 
Zeitungsnotiz  Folgendes  enthält: 

«In  Weimar  hat  sich  vor  einiger  Zeit  eine  Reihe  von 
Gesellschaften    zu    gemeinsamem    Verstoss   zusammen- 


422  Jahresbericht  1906. 

gethan,  nämlich  der  Bond  der  freireligiösen  Gremeinden 
Deutschlands,  der  Bund  fOr  persönliche  Religion,  der  Bund 
für  weltlichen  Schul-  und  Moralunterricht,  der  deutsche  Frei- 
denkerbund, der  deutsche  Monistenbund,  der  Giordano 
Bruno-Bund,  der  Jungdeutsche  Kulturbund,  das  Kartell 
der  freiheitlichen  Vereine  in  München  und  der  Bund  für 
Mutterschutz.  Zum  Zweck  eines  dauernden  Zusammen- 
schlusses wurde  beschlossen :  1)  Errichtung  eines  stän- 
digen Ausschusses  aus  allen  diesen  Vereinen.  2)  Abhal- 
tung regelmässig  wiederkehrender  Kongresse.  3)  Förde- 
rung der  gemeinsamen  Ziele  durch  die  Presse.  4)  Plan- 
massige  Organisation  des  Vortragswesens.  Als  gemein- 
same Ziele  u.  A.  wurden  folgende  aufgestellt:  1)  Befrei- 
ung der  Schule  von  jeder  kirchlichen  Beeinflussung  und 
Bevormundung.  2)  Befreiung  der  Lehrerseminare  von 
kirchlicher  Beeinflussung.  3)  Aufhebung  der  theologi- 
schen Fakultäten  und  Einordnung  der  Religionswissen- 
schaft in  die  philosophische  Fakultät.  4)  Regelung  des  Aus- 
tritts aus  der  Kirche  durch  entsprechende  Landesgesetze. 
5)  Befreiung  der  Dissidentenkinder  vom  konfessionellen 
Religionsunterricht.  6)  Freiheit  der  Feuerbestattung.  7i 
Schaffung  einer  Eidesformel  ohne  religiös-konfessionelle 
Bezugnahme.  8)  Lebensreform  zur  gegenseitigen  Förde- 
rung (Emährungsfi-agen,  Alkoholismus  etc:)  9)  Schaffung 
und  Ausbau  von  freien  Volkskirchen.  10)  Verbindung 
mit  ähnlichen  «kulturbefördemden»  Gesellschaften.» 

Für  diesen  «Monismus»  arbeitet  bei  uns  der  cFrci- 
denkerverein»  in  Zürich,  der  auch  ein  Monatsblatt  «Der 
Freidenker»  herausgibt.  Der  «Kirchenfreund»  sagt  darüber: 

cEin  Gedicht  an  der  Spitze  der  ersten  Nummer  be- 
singt das  unentwegt  treue  Festhalten  an  der  Gottesleug- 
nung  bis  zum  letzten  schrillen  Schrei  .  und  bis  zu  des 
Herzens  letztem  Schlag.  Am  Schluss  der  Nummer  wird 
ein  Traktat  über  «die  Verbrechen  Gottes»  zur  Agitation 
angepriesen  und  Jesu  Ermahnung  zum  Kampf  gegen  die 
Sinnlichkeit  lächerlich  gemacht.  In  den  programmati- 
schen HauDtartikeln  wird  der  Kampf  gegen  die  Kirche, 
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^egen  die  Bibel  und  gegen  die  Autorität  Jesu  geführt. 
Die  freisinnige  Theologie  wird  der  Halbheit  geziehen. 

Die  Propaganda  des  Züricher  Freidenkervereins  er- 
folgt aber  besonders  durch  Veranstaltung  von  Vorträgen. 
Letztere  besorgt  mit  Vorliebe  ein  gewisser  Ingenieur 
Richter  aus  Deutschland,  jetzt  in  Zürich.  Das  Haupt- 
augenmerk wird  dabei  auf  die  Gewinnung  der  Arbeiter- 
massen gerichtet,  welche  Absicht  z.  B.  in  Winterthur 
deutlich  erkennbar  ist,  wo  der  Genannte  Ende  Januar 
vor  einer  überaus  zahlreichen,  vorwiegend  sozialistischen, 
imUebrigen  freilich  buntgemischten  Versammlung  über 
Monismus  und  Christenthum  sprach.  Charakteristisch  war 
dabei  nicht  nur  der  Mangel  an  jedem  Verstftndniss  für 
Kirche,  Bibel  und  christliche  Ueberzeugung,  sondern 
namentlich  die  grundsätzliche  Ignorirung  des  genuinen 
Christentums,  die  willkürliche  Unterschiebung  eines  ab- 
stossenden  kirchlichen  Zerrbildes,  gegen  welches  mit  viel 
deklamatorischem  Geschick  und  donnerndem  Pathos  ein 
möglichst  ideal  aufgeputzter  Monismus  im  Sinne  der  Ver- 
geistigung der  Materie  ausgespielt  wurde. 

Bei  der  später  erfolgten  Konstituirung  des  Winter- 
thurer  Freidenkervereins,  bei  der  Redaktor  Pechota  über 
«proletarischen  Monismus»  (sie!)  sprechen  wollte,  sollen 
dann  die  Truppen  trotz  Allem  keineswegs  mit  fliegenden 
Fahnen  aufmarschirt  sein.  Und  als  der  neugegründete 
Verein  Ende  Februar  durch  den  schon  erwähnten  In- 
genieur Richter  noch  einen  Vortrag  über  «Kirche  und  Klassen- 
kampf» halten  liess,  da  standen  der  Monismus  der  Sozial- 
demokratie und  die  Sozialdemokratie  dem  Monismus  zu 
Gevatter.  Die  alte  sozialistische  Pjarole  «Religion  ist 
Privatsache»  wurde  durch  den  Ruf  «Nieder  mit  der  Re- 
ligion!» überholt.  Die  Herren  Freidenker  aber  scheinen 
sich  zu  sagen,  dass  sie  nur  durch  Verhetzung  relativ  ur- 
theilsloser  Massen  und  durch  Aufbauschung  der  sozialen 
Noth  zum  pessimistisch-atheistischen  Hauptbeweis  grössere 
Schaaren  in  ihr  Netz  ziehen  können.  Ein  neues  Frage- 
zeichen zu  der  vielgepriesenen  religiösen  Neutralität  der 
Sozialdemokratie  I 
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Auch  die  Jugend  sucht  Herr  Richter  fOr  das  Frei- 
denkerthum  zu  begeistern,  indem  er  sich  in  einem  Flug- 
blatt an  die  Schüler  und  Schülerinnen  wendet  und  ihnen 
ein  gründliches  Misstrauen  gegen  ihre  religiösen  Erzieher 
in  Kirche,  Schule  und  Haus  einzuflössen  sucht  Er  sagt 
ihnen  schwarz  auf  weiss,  dass  neun  Zehntel  alles  dessen, 
was  ihnen  in  der  Religionsstunde  gesagt  werde,  «nachge- 
wiesenermassen  unwahr,  unglaublich  und  unmöglich»  sei!» 

So  etwas  gehört  eben  auch  zur  Zeit  der  Bewegung. 
«Gott  wird  ihnen  kräftige  Irrthümer  senden,  so  dass  sie 
glauben  der  Lüge  und  gerichtet  werden  Alle,  die  der 
Wahrheit  nicht  glauben  wollen,  sondern  Freude  an  der 
Ungerechtigkeit  haben.»  11.  Thess.  H,  11.  Gegen  den 
Honismus  hat  sich  in  Deutschland,  und  z.  Th.  auch  bei 
uns,  ein  cKeplerbund»  gebildet,  der  die  atheistische  Natur- 
wissenschaft vom  Standpunkte  gläubiger  Naturforschung 
bekämpfen  will. 

Auch  der  Buddhismus  imd  der  Spiritismus  und 
Okkultismus  machen  Propaganda  für  sich;  der  Spiri- 
tismus sogar  mit  mehr  Erfolg,  als  man  allgemein  glaubt. 
In  Bezug  auf  die  Mormonen  hat  seltsamerweise  das 
Bundesgericht  einen  Entscheid  des  Ereisgerichtsaus^ 
Schusses  Chur,  wonach  vier  Mormonensendlinge  wegen 
der  von  ihnen  verfolgten  propagandistischen  Thätigkeit 
zur  Gewinnung  neuer  Glaubensgenossen  mit  je  drei  Tagen 
Gefängniss  und  Fr.  10  Busse  bestraft  wiurden,  ausgehoben, 
da  das  Urtheil  im  Widerspruch  zu  den  Art.  49  und  60 
(Glaubens-  und  Eidtusfreiheit)  der  Bundesverfassung  stehe. 

Auch  selbst  in  der  Brüdergemeinde  macht  sich 
eine  «  modernistische  »  Anschauung  geltend.  Ein  allgemein 
geltendes  Wort  fand  darüber  auf  ihrer  jüngsten  Synode 
ein  Vertreter  der  «Rechten  »,  welcher  sich  dahin  äusserte: 
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« Meiner  festen  Ueberzeugung  nach  geht  durch  die 
Reihen  der  modernen  Theologen  ein  breiter,  tiefer  Graben. 
Er  wird  markirt  durch  die  beiden  Begriffe:  SOnde  und 
Gnade.    Auf  der  einen  Seite  stehen  die,  denen  die  Sünde 
nur  Mangel,  UnvoUkommenheit  ist,  die  nichts  von  Schuld 
wissen  wollen  und  deshalb  auch  nichts  von  Vergebung 
und  Gnade,  die  keinen  Heiland  brauchen.    Sie  berufen 
sich  vielfach  auf  Goethe.    Sie  haben  ein  Frömmigkeits- 
ideal, das  man  ethisch  und  Ästhetisch  nennen  könnte,  das 
nur  die  im  Menschen  ruhenden  Gaben  und  Kräfte  mög- 
lichst harmonisch  auszugestalten  sucht.    Jesus  ist  für  sie 
nur  die  Verkörperung  ihres  Ideals,  ein  Vorbild.     Diese 
Gruppe  ist  nicht  eine,  die  die  Jugend  zum  Heilandsglauben 
führen  könnte.    Auf  der  andern  Seite  stehen  alle  Alt- 
gläubigen, denen  die  Sünde  nicht  Schwachheit,  sondern 
Feindschaft  gegen  Gott  ist,  eine  Schuld,  die  auf  uns  liegt,, 
derentwegen  wir  die  Vergebung  Gottes  und  des  Heilandes 
brauchen,  der  der  von  Grott  gegebene  Erlöser  und  Erretter 
ist,  der  herausgehoben  ist  aus  der  Menge  der  andern 
Menschen.    Eine  solche  Theologie  ist  geeignet,  das  zu 
leisten,  was  wir  brauchen.» 

Unser  «Kirchenfreund»  fügt  dem  bei: 

«Die  Gemeinschaftskreise  erleben  es  gegenwärtig, 
das  sie  mit  ihrer  biblizistischen  Laienorthodoxie  das  Ein- 
dringen von  «kräftigen  Irrthümem »,  die  schwerwiegender 
sind  als  manche  theologische  Differenzen,  nicht  verhüten 
können.  Und  wie  will  man  sich  ihrer  erwehren,  wenn 
man  mit  der  Theologie  auch  die  Zucht  der  theologischen 
Arbeit  preisgibt?  In  der  Zeit,  in  der  ein  Pastor  Paul  die 
Grammatik  des  Zungenredens  studiert  und  schreibt,  mögen 
freie  Kirchen  doppelt  auf  der  Hut  sein,  dass  sie  nicht  die 
Gabe  verlieren,  die  Gottes  Führung  ihnen  durch  theo- 
logische Fakultöten  und  Seminare  geschenkt  hat.  > 

Erfreulich  sind  die  Fortschritte  der  Heilsarmee 
in  allen  Ländern.  «Da  geschieht  doch  etwas,  und  ist  nicht 
Alles  lauter  theologisches  Reden>,  so  beginnt  sogar  die 
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ungläubigste  Welt  zu  urtheilen.  Der  General  sagte  darQber 
in  einem  in  Berlin^  vor  Kurzem  gehaltenen  Vortrag: 

«Die  Heilsarmee  wird  geduldet,  weil  sie  als  die 
richtige  Religion  für  arme  Schlucker  anerkannt  wurde; 
die  sozial  Höherstehenden  brauchen  sie  nicht,  sie  sind 
dafür  zu  fein.  Wenn  aber  Einer  aus  diesen  Kreisen  einen 
Fehltritt  begeht,  wird  er  vom  Staate  für  diese  Gesell- 
schaft ausgemerzt.  Die  Heilsarmee  hat  andere  Prinzipien. 
Sie  betrachtet  den  gesunkenen  Menschen  als  •  brach- 
liegendes Material,  das  umgeändert  und  geläutert  der 
Menschheit  wieder  zugeführt  werden  muss.» 

Das  ist  auch  der  wesentliche  Grund  ihres  Erfolges 
gewesen,  und  sie  zeigt  damit  den  Kirchen  allen  den  Weg, 
den  sie  einschlagen  müssen;  nicht  zum  atheistischen 
Sozialismus  hinüber,  oder  zu  einem  allzu  engen  Orthodo- 
xismus zurück,  sondern  zur  thatkräftigen  Erneuerung  der 
Liebe  vorwärts. 


Ueber  das  Judenthum  hielt  Prof.  Heman  in  Basel 
in  der  cGesellschaft  der  Freunde  Israels»  einen  inter- 
essanten Vortrag,  woraus  Folgendes  hervorgehoben  zu 
werden  verdient: 

«Es  ist  beachtenswerth,  dass  die  modernen  Juden  dem 
Namen  Jesu  nicht  mehr,  wie  z.  B.  die  alten  Rabbis, 
fluchen,  sondern  ihn  manchmal  sogar  rühmen  als  grossen, 
guten  und  weisen  Mann,  dessen  Lehren  vortrefflich  seien; 
allein  man  bestreitet  dem  Christenthum  nach  wie  vor, 
die  Weltreligion  zu  sein,  glaubt  vielmehr,  die  Zukunft 
gehöre  dem  Judenthum  als  der  einzig  vernünftigen  Re- 
ligion, um  allgemein  Menschenliebe  und  Sittlichkeit  zu 
verbreiten.  Ein  Fortschritt  in  den  jüdischen  Anschau- 
ungen ist  auch  der,  dass  ihre  Rabbiner  beginnen,  dem 
Volk  vom  Reich  Gottes  zu  reden  und  dass  sie  die  tal- 
mudische Idee  einer  politisch  messianischen  Judenherr- 
schaft  über  alle  Völker  so  gut  wie  aufgegeben  haben. 
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dafür   die   religiös-sittliche   Herrschaft   des    guten    und 
heiligen  Gotteswillens  auf  Erden  betonend. 

Der  Redner  kam  dann  auf  die  Anzeichen  des  starken, 
geistigen  und  sittlichen  Verfalls  inmitten  des  jüdischen 
Volkes,  besonders  in  New-Tork  und  Russland  zu  sprechen. 
In  New- York  haben  die  Juden  für  4500  Millionen  Fr. 
Grundbesitz ;  aber  in  demselben  Mass,  als  der  Reichthum 
zunehme,  verschwinde  besonders  unter  dem  jungen  Ge- 
schlecht Religion  und  Sittlichkeit.  Der  jüdische  Richter 
Rosatsky  zeige,  dass  das  Verbrecherthum  unter  den  Juden 
ungeheuer  zunehme,  während  es  noch  vor  30  Jahren  eine 
Seltenheit  war,  wenn  man  im  Gefftngniss  einen  Juden 
traf.  Noch  schlimmer  stehe  es  mit  der  armen,  weiblichen 
Jugend,  die  schutzlos  einem  Mädchenhandel  preisgegeben 
sei,  den  eine  jüdische  Verbrecherbande  über  alle  ameri- 
kanischen Grossstädte  ausgebreitet  hat.  —  Am  grössten 
sei  die  Verwirrung  in  Russland,  wo  man  die  Sdiuld  an 
der  Revolution  vielfach  auf  die  Juden  schiebe.  Das  sei 
falsch,  aber  es  dürfe  nicht  übersehen  werden,  dass  die 
Revolution  einen  gewaltigen  Umschwung  im  jüdischen 
Denken  imd  Leben  hervorgerufen  habe ;  leider  sind  Viele 
dadurch  gelehrige  Schüler  der  Sozialisten  und  Nihilisten 
geworden.  Allein  das  sei  ein  Uebergangsstadium,  und  es 
habe  das  Gute  gehabt,  dass  die  russischen  Juden  aus 
ihrer  Abgeschlossenheit  und  talmudischen  Erstarrung  auf- 
geweckt worden  seien.» 

Der  <Zionismus>,  der  noch  vor  wenigen  Jahren  eine 
grosse  Rolle  spielte,  scheint  aufgehört  zu  haben,  resp.  in 
seiner  eigenen  Unklarheit  über  seine  Ziele  erloschen  zu  sein. 

Wir  unsererseits  hoffen  auch  von  den  Bekehrungen 
der  Juden  wenig.  «Israel  wird  wiederkommen,  wenn  die 
Fülle  der  Heiden  eingegangen  sein  wird»,  und  davon  sind 
wir,  trotz  aller  Mission,  noch  entfernt.  Im  Gegentheil, 
in  der  nächsten  Zeit  wird  vielleicht  der  Islam  einen  Vor- 
sprung vor  der  christlichen  Mission  in  ihren  Hauptgebieten 
erlangen. 
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Wir  wiederholen  zum  Schlüsse,  die  kirchliche  Be- 
wegung ist  in  unaufhaltbarem  Gange  begriffen  und  wird 
sich  nicht  nur  auf  die  Grundlagen  der  philosophisch' 
religiösen  Ueberzeugung  beziehen,  worüber  wir  in  dem 
Briefe  <  Das  verschleierte  Bild  von  Sais »  uns  näher  aus- 
gesprochen haben,  sondern  auch  auf  eine  Erneuerung  der 
äusseren  Kircheneinrichtung.    Ev.  Joh.  IV,  36,  36. 

Herzerquickend  sind  dabei  die  Verhältnisse  aller 
Kirchen  dermalen  nicht  gerade,  und  zu  verwundem  ist 
es  keineswegs,  wenn  viele  Tausende  ihren  Trost  ausser- 
halb denselben,  und  in  allerlei  Vereinigungen  von  zum 
Theil  bedenklicher  Art  suchen.  Aber  es  liegt  dies  in  der 
Natur  einer  «Bewegung».  tDie  Todten  müssen  zuerst 
die  Todten  begraben»  und  Raum  schaffen  für  das  Leben, 
das  nachher  erst  kommen  kann.  Und  es  kommt  auch 
bereits  und  Jeder  hat  die  Wahl  fortan,  ob  er  zu  den 
Todtengräbern,  oder  zu  den  Lebensschaffem  gehören  will. 

Was  die  Kirchen  betrifft,  so  gilt  uns  hiebei  der 
Spruch :  «Verderbe  es  nicht,  es  ist  noch  ein  Segen  darin. » 
Sie  müssen  möglichst  geschützt  und  erhalten  werden,  so- 
lange noch  der  Idealismus  gegenüber  dem  bloss  materi- 
ellen Dasein  in  ihnen  eine  reelle  Vertretung  findet.  Aber 
wahrscheinlich  nicht  in  ihnen,  sondern  ausser  und 
neben  ihnen  wächst  das  Gute  der  Zukunft  still  und 
unscheinbar  heran,  so  wie  alles  wahrhaft  Gute  wächst. 

Die  Heilsarmee  ist  bereits  jetzt  ein  Beispiel  eines 
solchen  Aufwachsens  mitten  unter  dem  Elend  und  der 
Zerstörung.  Ein  Mann  und  Eine  Frau  haben  sie  geschaffen 
ohne  einen  Verein  hinter  sich  zu  haben.  Ohne  feste 
Beiträge,  nach  denen  alle  religiösen  Vereine  beständig 
schreien,  ohne  Defizite,  an  denen  sie  fast  alle  chronisch 
leiden,  ist  sie  aus  unbedeutenden  Anfängen  in   einem 
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Menschenalter   ein    grosser,    weltüberschattender   Baum 
mit  guter  Frucht  geworden. 

Das  ist  der  Weg  für  die  Menschen,  die  sich  jetzt 
nach  etwas  Besserem  sehnen,  als  es  ihnen  die  Kirchen 
darzubieten  scheinen.  Jeder  Einzelne  kann  etwas  Gutes 
unternehmen  und  wird,  wenn  er  aufrichtig  ist,  Gottes  Bei- 
stand darin  reichlich  erfahren.  Wo  aber  etwas  nur  sogleich 
auf  dem  Yereinsweg,  oder  mit  grossem  Geschrei  in  der 
Presse  und  in  Vorträgen,  oder  gar  mit  Gründung  von  Zeit- 
schriften und  internationalen  Kongressen  beginnt,  da  ist 
gewöhnlich  so  viel  «Welt»  mit  dem  «Geiste»  vermischt, 
dass  die  erstere  auf  die  Dauer  immer  wieder  die  Ober- 
hand gewinnt. 

Militärisches.  Trotz  allen  Friedensgeredes  wur- 
den die  Rüstungen  in  allen  uns  umgebenden  Grossstaaten 
auf  das  Eifrigste  fortbetrieben,  und  waren  die  diesjährigen 
Manöver,  welche  zum  Theil  dicht  an  unseren  Grenzen  sich 
abspielten,  grösser  als  je.  ^)  Es  kam  hinzu  noch  ein  neues 
Element,  die  militärische  Luftschifferei,  die  überall  ihre 
Proben  machte  und  namentlich  in  Deutschland  einen 
Enthusiasmus  ohne  Gleichen  hervorrief,  den  wir  keines- 
wegs theilen. 

In  unserm  Lande  kam  mit  dem  Anfang  dieses  Jahres 
die  neue  Militär  Organisation  in  Thätigkeit,  deren 
Wirkungen  auf  die  körperliche  Ausbildung  und  den 
Geist  der  Armee  sich  nun  zeigen  müssen.  Zunächst  kam 
stark  in  Anwendung  der  Artikel  17,  der  es  möglich  macht, 
zahlreiche  untaugliche  Elemente  aus  der  Armee  zu  ent- 

')  Es  zeigte  sich  dann  auch  bereits  im  Oktober,  dass  die 
Rflstungen  nicht  überflüssig  und  kriegerische  Ereignisse  in 
Europa  selber  nicht  ausgeschlossen  sind. 
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fernen,  was,  soweit  strafrechtliche  Urtheile  wegen  eines 
schweren  Delikts  vorliegen,  nunmehr  durch  eine  blosse 
Verfügung  des  Müit&rdepartements  geschieht.  Im  Gegen- 
satz hiezu  bestimmt  der  Artikel  16,  dass  Leute,  die  sich 
durch  ihre  Lebensführung  (auch  ausser  dem  Dienst)  des 
von  ihnen  bekleideten  Grades,  oder  überhaupt  der  Zuge- 
hörigkeit zur  Armee  unwürdig  machen,  ebenfalls  ausge- 
mustert werden  können,  in  diesen  Fällen  aber  durch  eine 
Entscheidung  eines  Militärgerichts.  Das  Verfahren  vor 
einem  solchen  ist  nicht  genügend  in  dem  Gesetze  vor- 
geschrieben und  muss  sich  erst  durch  die  Praxis  gestalten, 
wobei  es  zweifelhaft  bleibt,  ob  wir  nicht  das  aus  den 
Waffenchefs  und  dem  Vorsteher  des  Militärdepartements 
bestehende  « Disziplinargericht >,  das  alle  Garantien  für 
ein  richtiges  Urtheil  bot  (bisher  aber  allerdings  nur  für 
Offiziere  bestand),  lieber  hätten  beibehalten  sollen. 

Die  Manöver  des  Jahres  fanden  nach  einem  neuen 
System  statt  und  sollen  im  Allgemeinen  befriedigt  haben. 
Namentlich  wurde,  im  Hinblick  auf  unsere  muthmassliche 
Lage  im  Kriegsfall,  der  einen  Partei  eine  sehr  stark  über- 
legene Kavallerie  zugetheilt,  deren  sich  die  andere  zu  er- 
wehren hätte.  Wir  glauben,  man  sollte  noch  weiter  gehen 
in  der  Anpassung  der  Manöver  an  den  Ernstfall,  und 
müsste  auch  eine  rasche  und  genügende  Besetzung  einer 
oder  mehrerer  Grenzen,  unter  allfälligem  Aufgebot  sogar 
von  Landsturm  und  Bevölkerung,  einmal  versuchen. 

Li  Bezug  auf  die  nun  massig  verlängerte  Instruk- 
tion der  Truppen  kommt  es  unseres  Erachtens  darauf 
an,  neben  der  gewöhnlichen  Ausbildung  auch  deren  Geist 
zu  heben  und  eine  gewisse  Nervosität  in  der  heran- 
wachsenden Generation  durch  eine  Kräftigung  des  ganzen 
Wesens  zu  beseitigen.    Wie  das  geschieht,  steht  freilich 
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zum  Theil  auf  einem  anderen  Blatte  und  ist  nicht  bloss 
eine  medizinische,  oder  hygienische  Angelegenheit  Die 
Uebel,  welche  das  menschliche  Leben  und  Kräftigsein 
bedrohen,  werden  durch  keinerlei  Fortschritte  der  Wissen* 
Schaft  jemals  beseitigt  werden  können.  Es  gilt,  sie  über- 
windbar zu  machen,  und  dafOr  sollte  der  Militärdienst 
eine  auf  das  ganze  Leben  einwirkende  Schule  bilden. 

In  Ausführung  der  Militärorganisation  wurden  nament- 
lich die  folgenden  Verordnungen  erlassen. 

Eine  Yerordnimg  über  die  Beförderungen  im  Heer, 
vom  12.  Mai  1908.    E.  G.  S.  XXIV,  671. 

Ein  Bundesbeschluss  über  die  Eintheilung  der  Ver- 
waltungsoffiziere, vom  1.  Mai  1908.    E.  G.  S.  XXIV,  604. 
Eine  Verordnung  über  die  Entschädigungen  der  In- 
struktoren,  Beamten  und  Angestellten  der  Befestigungen 
vom  5.  Mai  1908.    E.  G.  S.  XXIV,  606. 

Eine  Verordnung  über  die  Entschädigungen  des  Instruk- 
tionspersonals und  der  Dienstpferde  der  Militärbeamten 
und  Instruktoren,  vom  28.  Februar  1908.  E.  G.  S.  XXIV,  159. 
Eine  Verordnung  über  die  Obliegenheiten  und  den 
Dienstkreis  der  Truppenführung,  vom  28.  Februar  1908. 
E.  G.  S.  XXIV,  176. 

Ein  Bundesrathsbeschluss  betreffend  die  Schulen  und 
Kurse  für  die  Fachausbildung  der  Spielleute,  Büchsen- 
macher etc.  (Art.  119  Mil.-Org.),  vom  3.  März  1908. 
E.  G.  S.  XXIV,  187. 

Eine  Verordnung  betreffend  die  Offiziersordonnanzen 
und  die  Anstellung  von  Zivilbedienten,  vom  6.  März  1908. 
E.  G.  S.  XXIV,  191. 

Eine  Verordnung  über  die  Jahresentschädigung  für 
Dienstpferde  der  Truppenkommandanten  und  General* 
Stabsoffiziere,  vom  6.  März  1908.    E.  G.  S.  XIV,  198. 
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Ein  Kreisschreiben  des  Bundesrathes  an  die  Kantons- 
regierungen über  die  Anwendung  des  Art.  94  der  Mil.- 
Org.  vom  18.  September  1906.  Dasselbe  beabsichtigt 
namentlich  dem  Missbrauch  zu  wehren,  der  sich  sofort 
nach  Inkrafttreten  der  neuen  Militärorganisation  einstellte, 
dass  einzelne  aus  der  Wehrpflicht  Entlassene  das  ihnen 
zufallende  Gewehr  verkauften. 

Ein  Bundesbeschluss  über  die  Schulen  und  Kurse  zur 
Ausbildung  der  Offiziere  wird  mit  Botschaft  vom  12.  Juni 
1908  den  Eidg.  Räthen  zur  Annahme  empfohlen. 

Eine  andere  Botschaft  vom  26.  Mai  1908  betrifft  die 
Erweiterung  der  Artilleriescbiessplätze  imd  die  Erwerbung 
eines  neuen  Truppenschiessplatzes  in  Kloten-Bülach. 

Ein  neuer  Entschädigungstarif  für  die  Bekrutenaus- 
rüstung  und  für  die  Reserve- Vorräthe  der  Kantone  ist  vom 
29.  Mai  d.  J.  Für  einen  Infanteristen  wird  z.  B.  Fr.  164, 
für  einen  Reiter  Fr.  206.80,  einen  Feldartilleristen  Fr. 
180.70  vergütet. 

Das  Militärdepartement  wird  neu  organisirt,  nach 
einer  Botschaft  des  Bundesrathes  vom  4.  Juli  1908. 

In  diesem  Entwurf  wird  u.  A.  eine  neue  selbständige 
Abtheilung  für  das  Befestigungswesen  geschaffen,  und  die 
Landestopographie  entsprechend  den  umfangreichen  Ar- 
beiten, die  sie  in  nächster  Zeit  für  die  Herausgabe  neuer 
Karten  auszuführen  hat,  in  verschiedene  Sektionen  getheflt 

Die  vom  Militärdepartement  bereits  im  Winter  1902/03 
mit  dem  Studium  der  Frage  der  Bekleidung  und  Aus- 
rüstung betraute  Kommission  ist  in  ihrer  Märzsitzung 
d.  J.  im  Wesentlichen  zu  einem  Beschlüsse  gelangt. 

Eine  Botschaft  des  Bundesrathes  vom  3.  Oktober  1908 
verlangt  die  Erwerbung  eines  grösseren  Areals  und  der 
Pferdekuranstalt  auf  dem  Beundenfeld  in  Bern.    In  der 
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Hungorbühler'schen  Monatsschrift  für  Offiziere  von  diesem 
Jahre  befanden  sich  zwei  bemerkenswerthe  Aufsätze  über 
die  Bekleidungs-  und  Ausrüstungsprojekte  und  über 
«Alpendurchstiche  und  Landesvertheidigung». 

Der  Bestand  der  Armee  war  auf  I.Januar  1908: 
204,569  Mann.  Versicherungssummen  wurden  im 
letzten  Jahre  an  4412  Personen  mit  71,318  Pflegetagen 
ausgerichtet.  Der  Pensions- Etat  zeigte  auf  1908:  118 
Pensionen  an  Invalide,  201  an  Hinterlassene,  mit  zu- 
sammen 113,336  Fr.  nach  dem  jetzigen  Militärversicherungs- 
gesetz. 

In  den  Festungen  am  Gotthard  und  St.  Maurice 
wurden  eine  Anzahl  von  baulichen  Installationen  ausge- 
führt und  die  von  der  Festungsverwaltung  von  St.  Maurice 
verlangte  Ergänzung  der  Sicherung  des  Simplontunnels 
in  Angriff  genommen. 

Wir  sind  im  Ganzen  überzeugt,  dass  die  Armee  im 
Stande  sein  wird,  in  jedem  vorkommenden  Falle  die 
Neutralität  imd  die  Unabhängigkeit  der  Eidgenossenschaft 
wirksam  gegen  Jedermann  in  Schutz  zu  nehmen. 
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Innere  Politik. 

Die  innere  Politik  der  Eidgenossenschaft  ist  vielleicht 
mit  diesem  Jahresabschluss  an  einem  Wendepunkte  an- 
gelangt. Die  Periode  von  1874  bis  jetzt  liess  sich  in  mehr- 
facher Hinsicht  mit  der  helvetischen  vergleichen,  deren 
zweite  Verfassung  vom  Mai  19Q2  mit  der  jetzigen  eine 
nicht  geringe  Äehnlichkeit  aufweist.  Ohne  die  schwie- 
rigen auswärtigen  Verhältnisse,  die  schlechten  Finanzen 
und  einige  innere  Parteien,  die  zu  jedem  BQckschritt 
bereit  und  geeignet  waren,  hätte  sich  die  Eidgenossenschaft 
schon  damals  zu  einem  sehr  zweckmässigen,  stark  dezen- 
tralisirtcn  Einheitsstaat,  oder  etwas  konzentrirten  Bundes- 
staat, wie  er  heute  besteht,  entwickeln  und  ihrem  Volke 
—  wenn  man  in  der  Geschichte  überhaupt  so  sprechen 
darf  —  einen  Umweg  von  drei  Vierteljahrhundert  ersparen 
können.  Die  Centralität  in  jener  Verfassung  war  nicht 
grösser,  im  Gegentheil  kleiner  als  jetzt.  Es  fehlte  jenem 
«Einheitsstaat»  nicht  bloss  die  gewaltige  CentraUsation, 
die  in  unserer  Eisenbahn-,  Post-  und  Telegrapheneinheit 
hegt,  sondern  auch  die  Rechtseinheit  im  Civilrecht,  die 
starke  Gewalt  eines  beinahe  gänzlich  vereinheitlichten 
Militärwesens  und  die  ganze  soziale  Gesetzgebung,  zu 
welcher  damals  namentlich  die  unumgängliche  finanzielle 
Grundlage  nicht  vorhanden  war.  —  So  wurden  dem  da- 
maligen Schweizervolke  wesentlich  bloss  die  Nachtheile 
jeder  Centralisation  in  einer  mitunter  verständnisslosen 
Bureaukratie,  nicht  aber  die  Vortheile  eines  starken,  nach 
Aussen  geachteten  und  für  die  inneren  Aufgaben  finanz- 
kräftigen Staates  fühlbar,  und  war  es  daher  nicht  schwer, 
ihm  die  Rückkehr  auf  eine  Art  von  Bundesstaat  mit 
konservativer  und  kantonalistischer  Tendenz  begreiflich 
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und  sogar  wünschbar  erscheinen  zu  lassen.  Für  solche 
Kantone,  welche  sich  noch  immer  seit  1798  in  einer  Art 
von  Uebergangszuständen  befanden,  war  die  Mediations- 
verfassung damals  sogar  geradezu  eine  Rettung  vor  dro- 
hender oder  schon  eingetretener  Anarchie,  die  Herstellung 
einer  ersten  wirklichen  Staatsordnung. 

Die  Verfassung  von  1848  knüpfte,  nach  einer  neuen 
Art  von  Anarchie,  die  eigentlich  seit  1830  herrschte, 
hier  geschickt  wieder  an  und  erstellte  nun  dauernd,  und 
glücklicherweise  ohne  fremde  Intervention,  einen  sehr  ge- 
mässigten Bundesstaat,  der  daher  in  der  Schweizerge- 
schichte immer  einen  guten  Ruf  behaupten  wird.  Von 
den  60er  Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts  weg  begann 
dann  wieder  der  Drang  nach  einer  kräftigeren  Centrali- 
sation  sich  geltend  zu  machen,  der  in  der  jetzigen  Ver- 
fassung mit  ihren  zahlreichen  Partialrevisionen  seinen 
Ausdruck  gefunden  und  —  man  darf  es  wohl  aus- 
sprechen —  jetzt  seine  natürliche  Grenze  er- 
reicht hat. 

Alle  centralisatorischen  Ideale  der  jetzt  altgewordenen 
Generation,  die  1860  die  junge  war,  sind  erreicht  worden. 
Was  jetzt  weiter  auf  diesem  Wege  noch  kommen  könnte, 
wäre  der  einheitliche  Sozialstaat,  den  aber  ein 
grosser  Theil  der  Bevölkerung  nicht  wünschen  wird. 
Kommt  dann  noch  dazu  ein  Rückgang,  oder  sogar  ein 
völliger  Stillstand  in  der  finanziellen  Prosperität  des 
Landes  und  speziell  des  Bundes,  wie  er  jetzt  in  den 
ersten  Anfängen  sich  bereits  zeigt,  so  ist  t^inti  ^euis^e 
Rückkehr  auf  die  engeren  Zusammenhänge  und  mn  sjcli 
Wiederbesinnen  auf  die  historischen  Traditionen  ä|p^ 
bloss  noch  eine  Frage  kurzer  Zeit. 
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An  diesem  Punkte  befinden  wir  uns  vielleicht  heute  •) 
schon,  und  es  ist  gut,  dass  zwei  feste  Grundsäulen  einer 
mehr  einheitlichen  Staats-  und  Lebensgestaltung,  die  neue 
Militärorganisation  und  das  gemeinsame  Civilrecht,  stehen 
und  nicht  so  leicht  zum  Fallen  gebracht  werden  können. 
Dazu  müssen  aber  auch  noch  als  drittes  Moment  zuver- 
lässige Finanzverhältnisse  des  Bundes  kommen;  sonst 
würde,  wie  es  jetzt  gerade  auch  das  deutsche  Reich  zeigt, 
der  anfängliche  Enthusiasmus  für  eine  concentrirtere 
Bundesgestaltung  sich  doch  in  eine  kritische  Stimmung 
verwandeln. 


Einstweilen  bereicherte  sich  die  bestehende  Bundes- 
verfassung in  diesem  Jahre  um  zwei  neue  Artikel 
32t«»-  und  34ter^  welche  beide  am  5.  Juli  d.  Jahres  in  einer 
Abstimmung  des  Volkes  und  der  Kantone  angenommen 
wurden,  und  denen  am  25.  Oktober  noch  ein  dritter  neuer 
Artikel,  das  Wasserrecht  betreffend,  folgte. 

Die  erste  Verfassungsrevision,  welche  am  5.  Juli  d.  J. 
zur  Abstimmung  kam,  betrifft  einen  vom  Bundesrath  vor- 


')  Die  Mediationsverfassung  von  1803  und  die  zweite 
helvetische  Verfassung  von  1802  werden  stets  die  beiden  Typen 
für  unsere  Verfassungen  bleiben,  die  möglich  sind.  Die  hel- 
vetische Verfassung  hat  zu  ihrer  Voraussetzung  ein  lebhaft 
politisch  (nicht  bloss  materiell)  denkendes  Volk  und  Zeitalter 
und  gute  Finanzen  des  Bundes.  Das  Letztere  ist  jetzt  wieder 
der  Hauptpunkt,  auf  den  zu  sehen  ist.  Im  Uebrigen  gilt  stets 
das  Wort  eines  englischen  Schriftstellers : 

<We  should  so  live  and  labour  in  cur  time  that  what 
came  to  us  as  seed  may  go  to  the  next  generation  as  blossem, 
and  that  which  came  to  us  as  blossem  may  go  to  them  as 
fruit.    This  is  what  we  mean  by  progress.» 
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geschlagenen  Gewerbeartikel   34^®'^  mit  folgendem 
Wortlaut: 

cDer  Bund  ist  befugt,  auf  dem  Gebiete  des  Ge- 
werbewesens einheitliche  Bestimmungen  aufzustellen.! 

Derselbe  wurde  angenommen  mit  232,457  gegen 
92,561  Yolksstimmen  und  von  allen  Kantonen  ausser  Ap- 
penzell I.-Kh.  Ein  ganz  gleichlautender  Artikel  war  früher 
im  Jahre  1894  mit  158,492  gegen  135,713  Stimmen  und  von 
14V*  Kantonen  abgelehnt  worden.  Es  wird  sich  hier  nun 
wesentlich  um  die  Ausführung  und  zunächst  um  die 
Frage  handeln,  ob  ein  einheitliches  Gewerbegesetz  er- 
lassen werden  soll,  oder  eine  Reihe  von  einzelnen  ge- 
setzlichen Bestimmungen  über  die  verschiedenen  Gewerbe. 
Der  letztere  Weg  wird  muthmasslich  von  dem  Bundes- 
rath  vorgezogen  werden. 

Die  andere  Revision,  die  gleichzeitig  zur  Abstimmung 
kam,  wurde  veranlasst  durch  ein  schweres  Verbrechen, 
das  im  Kanton  Waadt  im  Absynthrausch  begangen  worden 
war,  worauf  zunächst  dieser  Kanton  und  der  benachbarte 
Kanton  Genf  den  Ausschank  dieses  Giftes  in  ihrem  Gebiete 
verboten.  Die  Fabrikation  desselben  findet  in  Neuenburg, 
im  Traversthale  statt,  und  es  hatte  sich  auch  in  diesem 
Kanton  eine  Agitation  gegen  den  Absynth  gebildet,  die 
aber  der  entgegenstehenden  materiellen  Interessen  wegen 
zu  keiner  hinreichenden  Ausdehnung  gelangte.  Dennoch 
berief  ein  Komitee,  welches  sich  daselbst  gebildet  hatte, 
im  Jahre  1906  eine  Versammlung  von  Absynth-  und  Alko- 
holgegnem  nach  Bern  ein,  bei  welcher  die  Fragen  erörtert 
wurden,  ob  kantonale  Verbote  des  Ausschanks  von  Ab- 
synth verfassungsmässig  zulässig  seien,  und  femer,  ob  es 
in  diesem  Falle  zweckmässig  erscheine,  zunächst  in  den 
meistbetheiligten  Kantonen  vorzugehen  und  dann   diese 
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die  Initiative  zu  einer  allgemeinen  Verfassungsrevision 
ergreifen  zu  lassen.  Es  gelang  jedoch  den  anwesenden 
Neuenburgem,  welche  nachher  in  der  Abstimmung  vom 
5.  Juli  eine  grosse  Niederlage  in  ihrem  Kanton  zu  erleiden 
hatten,  den  angeblich  rascheren  Weg  einer  eidgen(Vssischen 
Initiative  durchzusetzen,  welche  dann  am  31.  Januar  1907 
mit  167,814  gültigen  Unterschriften  bei  der  Bundeskanzlei 
eingereicht  wurde.  Die  Verhandlung  darüber  fand  erst 
im  April  dieses  Jahres  in  den  beiden  R&then  statt,  nach- 
dem der  Bundesrath  in  seinen  Botschaften  vom  22.  Feb- 
ruar und  9.  Dezember  1907  die  Initiative  ablehnend  be- 
gutachtet, dagegen  anderweitige  Massnahmen  gegen  die 
Ueberhandnahme  des  Alkoholismus  in  Aussicht  gestellt 
hatte.  Die  Eidg.  Räthe  liessen  sich  aber  dadurch  nicht 
abhalten  der  Initiative  zuzustimmen,  und  dieselbe  wurde 
in  Folge  hievon  am  5.  Juli  d.  J.  mit  241,078  gegen  138,669 
Volksstimmen  und  von  allen  Kantonen  ausser  Neuenburg 
und  Genf  (.trotz  des  im  letztem  Kanton  bestehenden  Ver- 
bots, das  aber  schlecht  gehandhabt  wurde)  angenommen- 
Der  bezügliche  Artikel  32*«'  der  Verfassung  lautet 
demnach  nun  wie  folgt: 

«Art.  32^^:  Fabrikation,  Einfuhr,  Transport,  Verkauf 
und  Aufbewahrung  zum  Zwecke  des  Verkaufs  des  unter 
dem  Namen  Absynth  bekannten  Liqueurs,  sind  im  ganzen 
Umfange  der  Eidgenossenschaft  verboten.  Dieses  Verbot 
bezieht  sich  auch  auf  alle  Getränke,  die  unter  irgend 
welcher  Bezeichung  eine  Nachahmung  dieses  Liqueurs 
darstellen.  Vorbehalten  bleiben  der  Durchgangstransport 
und  die  Verwendung  zu  pharmazeutischen  Zwecken. 

Das  Verbot  tritt  2  Jahre  nach  seiner  Annahme  in 
Kraft.  Die  Bundesgesetzgebung  wird  die  infolge  des  Verbotes 
nothwendig  werdenden  Bestimmungen  treffen. 

Der  Bund  hat  das  Recht,  dasselbe  Verbot  auf  dem 
Wege  der  Gesetzgebung  in  Bezug  auf  alle  andern  absynth- 
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baltigen  Getränke    zu  erlassen,  welche  eine  öffentliche 
Gefahr  bilden.» 

Femer  kommt  dann  noch  ein  kleiner  Zusatz  in  den 

Art.  31  der  Bundesverfassung,  welcher  fortan  wie  folgt 

lautet: 

cArt.  31,  lit.  b.  Die  Fabrikation  und  der  Verkauf 
gebrannter  Wasser  nach  Massgabe  der  Art  32^^  und  32to''.> 

Es  wird  nun  von  Seite  des  Bundesraths  nicht  nur 
eine  gesetzliche  Ausführung  dieses  Yerfassungsartikels 
erwartet,  der  nicht  bloss  dekorativ  bleiben  darf,  sondern 
auch  ein  energisches  Vorgehen  gegen  den  Alkoholismus, 
überhaupt,  wozu  eine  direkte  Veranlassung  in  einem  ange- 
nommenen Postulat  vom  12.  Dezember  1899,  sowie  in 
einer  Motion  Gobat  vom  9.  April  1908  vorliegt,  abgesehen 
von  den  bereits  erwähnten  Zusagen  des  Bundesrathes 
in  seiner  letzten  Botschaft  über  die  Absynth-Initiative. 
Es  ist  nicht  unwahrscheinlich,  dass  manche  Personen 
gegen  dieselbe  stimmten  gerade  in  der  Erwartung  solcher 
weitergehender  Massnahmen,  welche  in  nächstliegende 
Aussicht  gestellt  waren. 

Eine  Rechtsfrage,  die  sich  möglicherweise  im 
Kanton  Genf  an  die  Bestimmung  des  Artikels  32^'  an- 
scbliessen  wird,  dass  das  Absynthverbot  erst  in  2  Jahren 
exequirbar  werden  soll,  ist  die,  ob  inzwischen  den  Kan- 
tonen, welche  bereits  ein  Verbot  besitzen,  freie  Hand 
gelassen  sei,  ihr  bisheriges  Gesetzgebungsrecht  auch  in 
einem  dem  Bundesverfassungsartikel  direkt  entgegenste- 
henden Sinne  durch  Aufhebung  solcher  Verbote  ferner  aus- 
zuüben, oder  ob  der  derzeitige  Status  quo  aufrecht  erhalten 
werden  müsse  und  die  Gesetzgebungsbefugniss 
in  allen  den  Absynth  betreffenden  Sachen  an  den  Bund 
übergegangen  sei. 
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Der  Grosse  Rath  von  Genf  bat  inzwischen  wirklich 
das  Verbot  aufgehoben,  was  auf  alle  Fälle  sehr  zu  be* 
dauern  ist. 

Eine  weitere  faktische,  nicht  rechtliche,  Frage  wird 
eine  allfällige  Entschädigung  an  die  Bauern  des  Travers- 
thaies bilden,  die  bisher  das  zur  Absynthfabrikation  ver- 
wendete Wermuthkraut  anpflanzten;  oder  sogar  auch  an 
die  Fabrikanten,  welche  zwar  muthmasslich  sich  durch 
Verlegung  ihrer  Industrie  über  die  französische  Grenze 
selbst  vor  Verlusten  zu  schützen  wissen  werden. 

Die  Hauptsache  ist  aber  die,  dass  dieser  Verfassungs- 
artikel nur  als  ein  Anfang  zu  Weiterem  und  eine  Demon- 
stration des  Schweizervolkes  gegen  den  Alkoholismus 
überhaupt  anzusehen  ist,  der  nun  weitere  Folge  gegeben 
werden  muss.  Grossen  Illusionen  darf  man  sich  dabei 
nicht  hingeben;  das  Nöthige,  was  im  jetzigen  Momente 
zu  erwägen  sein  wird,  ist  in  dem  besondern  Artikel  dieses 
Jahrbuches  <  Massigkeit  oder  Abstinenz  >  auseinander- 
gesetzt. Ausser  der  Lokal-Option  halten  wir  keinerlei 
Massregel,  die  zu  erwarten  ist,  für  irgendwie  ausreichend, 
und  CS  ist  überdies  nicht  zu  bezweifeln,  dass  sich  auch 
bei  uns,  wie  in  Amerika  und  neuerdings  besonders  in 
England  und  Deutschland,  eine  starke  Opposition  von 
Alkohol-Interessenten  organisiren  wird,  der  nur  mit 
kräftigen  Ueberzeugungen  Vieler,  die  noch  gestärkt 
werden  müssen,  zu  begegnen  sein  wird.  Das  Gute  wird 
aber  dennoch  schliesslich  siegen,  und  dass  es  nicht  so 
leicht  siegt,  wie  Manche  hoffen,  sondern  Energie  erfordert, 
gehört  zu  seiner  Natur.  Denn  ein  schwächliches,  senti- 
mentales Christenthum  und  eine  oberflächliche  Philo- 
sophie, die  bloss  «Wissenschaft»  bleibt  und  auf  das  Leben 
keine  Wirkung  ausübt,  haben  wir  nun  völlig  genug  gehabt, 
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und  es  ist  nicht  zu  ver wundem,  dass  Beides' eine  starke 
materialistische  Gegenströmung  hervorgerufen  hat,  mit 
der  nun  der  Kampf  aufzunehmen  ist.  Nicht  bloss  in  der 
Alkoholfrage,  sondern  allgemein,  und  individuell,  nicht 
mit  blossem  Vereinswesen. 

Die  sozialistische  Partei  des  Kantons  Neuenburg 
hatte  folgenden  Aufruf  zur  Absynthabstimmung  erlassen, 
der  ihr,  gegenüber  den  dortigen  Bourgeois,  alle  Ehre  macht. 

cOuvriers,  camarades,  jusqu'ä  ce  jour,  quels  bienfaits 
l'absinthe  a-t-elle  cause  ä  la  classe  ouvriere?  Aucun.  A*t-elle 
apporte  quelque  bien-etre  dans  vos  menages,  quelque 
joie  dans  vosfoyers?  Jamais.  A-t-elle  exalte  votre  courage, 
fortifie  votre  energie,  eleve  votre  intelligence?  Encore 
moins. 

Qu'a-t-elle  fait? 

Elle  a  ruine  quelques-uns  des  nötres,  eile  a  renverse 
des  bonheurs  modestes^  eile  a  laiss^  son  empreinte 
detestable  sur  de  petits  etres  innocents,  des  enfants  de 
proletaires,  et  eile  a  enrichi  quelques  capitalistes.  C*est 
assez! 

Camarades,  supprimons-lal  Votons  oui! 

On  vous  dit  que  la  suppression  de  l'absinthe  est  une 
atteinte  k  votre  liberte. 

Quelle  liberte? 

La  liberte  de  s'absinthiser,  la  liberte  d'oubUer  dans 
un  verre  toutes  les  vraies  libert^s,  et  de  rester  double- 
ment  affaiblis  en  face  du  capital. 

Estce  cette  liberte-lä  que  vous  revendiquez? 

Et  ceux  qui  se  posent  aujourd'hui  en  champions  de  la 
liberte,  defendent-ils  la  liberte  lorsque  les  ouvriers  sont 
frappes  pour  avoir  us6  de  la  Hberte  d*association,  de  la 
liberte  de  reunion,  de  la  liberte  de  la  parole,  de  la  liberte 
de  la  presse?  Non,  au  contraire,  ils  applaudissent. 

Adversaires  de  la  classe  ouvriere,  ils  n'entendent  pas 
que  les  ouvriers  usent  de  ces  libertes   qui  peuvent  les 
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emanciper,  par  contre  ils  leur  offrent  la  liberte  illimitee 
de  boire  Tabsinthe  qui  peut  les  avilir. 

Camarades,  nous  supportons  trop  de  miseres  et  nous 
avons  des  ennemis  trop  puissants  pour  que  nous  tol^rions 
quoi  que  ce  soit  qui  nous  affaiblisse.  C'est  dans  cet 
esprit  que  le  Congres.du  Parti  sodaliste  suisse,  ä  Tun- 
animit^,  a  decid6  d'appuyer  Tinitiative.  G'est  pour  cela 
aussi  que  les  socialistes  de  La  Chaux-de-Fonds  ont  sup- 
prime  Tabsinthe  au  Cercle  Ouvrier  depuis  plusieurs  annees 
et  que  dans  les  Cooperatives  ouvrieres  on  ne  vend  plus 
de  liqueurs. 

Pour  Tavenir  de  la  classe  ouvriere,  allons  debout, 
aux  urnes! 

Votez  ouil» 


Am  25.  Oktober  wurde  —  gleichzeitig  mit  den  National- 
rathswahlen  —  über  einen  neuen  Wasserrechtsar- 
tikel 24  ^^"  der  Bundesverfassung  abgestimmt  und 
derselbe  mit  303,381  gegen  55,924  Volksstimmen  und 
24Vs  gegen  Vs  Kantonsstimmen  angenommen. 

Der  Wortlaut,  wie  ihn  die  Bundesversammlung  mittelst 
Bundesbeschluss  vom  26.  Juni  schliesslich  feststellte,  ist 
folgender:  (Bundesblatt  1908,  Nr.  31.) 

«Die  Nutzbarmachung  der  Wasserkräfte  steht  unter 
der  Oberaufsicht  des  Bundes. 

Die  Bundesgesetzgebung  stellt  die  zur  Wahrung  der 
öffentlichen  Interessen  und  zuV  Sicherung  der  zweck- 
mässigen Nutzbarmachung  der  Wasserkräfte  erforderlichen 
allgemeinen  Vorschriften  auf.  Dabei  ist  auch  die  Binnen- 
schifffahrt nach  Möglichkeit  zu  berücksichtigen. 

Unter  diesem  Vorbehalt  steht  die  Regelung  der  Nutz- 
barmachung der  Wasserkräfte  den  Kantonen  zu. 

Wenn  jedoch  eine  Gewässerstrecke,  die  für  die  Ge- 
winnung einer  Wasserkraft  in  Anspruch  genommen  wird, 
unter  der  Hoheit  mehrerer  Kantone  steht  und  sich  diese 
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nicht  über  eine  gemeinsame  Concession  verständigen 
können,  so  ist  die  Ertheilung  der  Ck>ncession  Sache  des 
Bundes.  Ebenso  steht  dem  Bunde  unter  Beiziehung 
der  betheiligten  Kantone  die  Concessionsertheilung  an  Ge- 
wässerstrecken zu,  die  die  Landesgrenze  bilden. 

Die  Gebühren  und  Abgaben  für  die  Benutzung  der 
Wasserkräfte  gehören  den  Kantonen  oder  den  nach  der 
kantonalen  Gesetzgebung  Berechtigten. 

Sie  werden  für  die  vom  Bunde  ausgehenden  Con- 
cessionen  von  diesem  nach  Anhörung  der  betheiligten 
£[antone  und  in  billiger  Rücksichtnahme  auf  ihre  Gesetz- 
gebung bestimmt.  .  Für  die  übrigen  Concessionen  werden 
die  Abgaben  und  Gebühren  von  den  Kantonen  innert 
den  durch  die  Bundasgesetzgebung  zu  bestimmenden 
Schranken  festgesetzt. 

Die  Abgabe  der  durch  Wasserkraft  erzeugten  Energie 
ins  Ausland  darf  nur  mit  Bewilligung  des  Bundes  erfolgen. 

In  allen  Wasserrechtsconcessionen,  die  nach  Inkraft- 
treten dieses  Artikels  ertheilt  werden,  ist  die  künftige 
Bundesgesetzgebung  vorzubehalten. 

Der  Bund  ist  befugt,  gesetzliche  Bestimmungen  über 
die  Fortleitung  und  die  Abgabe  der  elektrischen  Energie 
zu  erlassen.> 

Ein  Initiativbegehren  von  96,280  gültigen  Unter- 
schriften hatte  einen  weitergehenden  Artikel  in  folgender 
Weise  vorgeschlagen: 

Art.  28»>i». 

«Die  Gesetzgebung  über  die  Ausnützung  der  Wasser- 
kräfte und  über  die  Fortleitung  und  Abgabe  der  daraus 
gewonnenen  Energie  ist  Sache  des  Bundes. 

Dabei  haben  die  Kantone  oder  die  nach  den  kan* 
tonalen  Rechten  dazu  Berechtigten  Anspruch  auf  die 
für  «die  Benützung  der  Wasserkräfte  zu  entrichtenden 
Gebühren  und  Abgaben. 

Vom  Zeitpunkt  der  Annahme  dieses  Artikels  an 
ist  in  allen  neuen  Wasserrechtsconcessionen  die  Anwen- 
dung  der    künftigen   Bestimmungen    der  Bundesgesetz- 
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gebung  vorzubehalten,  und  darf  die  Abgabe  der  durch 
Wasserkraft  erzeugten  Energie  ins  Ausland  nur  mit  Be- 
willigung des  Bundesrathes  erfolgen.» 


Das  leitende  Komitee  der  Initianten  erklärte  sich 
jedoch  schliesslich,  wiewohl  ungern,  mit  der  weit  engeren 
Fassung  des  Bundesraths  und  der  Bundesversammlung. 
die  bloss  ein   Aufsichtsrecht  enthält,  einverstanden. 


In  der  nächsten  Zukunft  stehen  folgende  Verfassungs- 
revisionen in  Aussicht. 

Zunächst  eine  Anregung  zu  einem  Getreidemono- 
pol, die  ihren  Ursprung  dem  Müllerei-Konflikt  mit 
Deutschland  verdankt  und  in  schliesslicher  Fassung  vom 
16.  Juni  in  nachfolgender  Form  im  Nationalrath  eingereicht 
und  vom  Bundesrath  (mit  einer  förmlichen  schriftlichen 
Erklärung,  die  verlesen  wurde)  angenommen  wurde,  wo 
mit  jedoch  über  ihr  schliessliches  Schicksal  noch  keines- 
wegs entschieden  ist.  Sie  wird  vielmehr  mit  Sicherheit 
grosser  .Opposition  begegnen  und  würde  unter  allen  Um- 
ständen eine  gewaltige  Vermehrung  der  Bundesbureau- 
kratie  zur  Folge  haben. 

<  Der  Bundesrath  wird  eingeladen,  die  Frage  zu  prüfen 
and  daiilber  beförderlichst  Bericht  und  Antrag  einzu- 
bringen, ob  nicht  Art.  31  der  Bundesverfassung  im  Sinne 
der  Einführung  eines  Bundesmonopols  für  den  Handel 
mit  Getreide  und  Mehl  zu  revidiren  sei. » 

Von  den  Unterzeichnern  gehören  sämmtliche  mehr 
oder  weniger  der  sozialpolitischen  Richtung  an. 

In  einer  Volksversammlung  zu  Horgen,  in  welcher 
Seidel   über  das  Getreidemonopol  referirte,    erklärte  er. 
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dass  das  Monopol  auf  folgenden  Grundsätzen  aufgebaut 
werden  sollte: 

«1.  Das  Monopol  darf  weder  fiskalischen  Zwecken, 
noch  den  Privatinteressen  der  kapitalistischen  MoUerei 
dienen,  sondern  es  soll  die  Masse  der  Konsumenten  der 
Ausbeutung  durch  die  geringe  Zahl  der  Privatgetreide- 
händler  und  Privatmüller  entziehen. 

Das  Monopol  soll  die  Versorgung  des  Volkes  mit 
gutem  bilHgem  Brot  im  Frieden  und  im  Kriege  sicher- 
stellen und  zwar  soll  dies  geschehen  durch  genügende 
Vorräthe,  wofür  in  allen  Theilen  des  Landes  Vorraths- 
häuser  zu  errichten  sind. 

3.  Ein  etwaiger  Monopolgewinn  darf  nur  zur  Siche- 
rung und  zum  Ausbau  der  Monopolzwecke  selbst  und 
zu  Sozialwerken  (Alters-  und  Invaliden-,  Wittwen-  und 
Waisenversicherung,  Förderung  des  Genossenschaftswesen) 
verwendet  werden. 

4.  Für  die  Verwaltung  des  Monopols  soll  eine  eigene 
volkswirthschaftlich  demokratische  Organisation  geschaffen 
werden,  die  von  der  politischen  Landesverwaltung  un- 
abhängig ist.  > 

Der  Bauemsekretär  Prof.  Laur  hat  sich  in  einer 
Versammlung  zu  Lenzburg  ebenfalls  zu  Gunsten  dieses 
Monopolgedankens  wie  folgt  geäussert: 

cDer  erste  Anstoss  zur  Schaffung  eines  Getreide- 
monopols ging  von  der  sozialistischen  Partei  aus.  Seidel 
in  Zürich  verfasste  i.  J.  1887  eine  Flugschrift,  worin  er 
für  das  Getreidemonopol  eintrat.  Die  Einführung  des 
Monopols  erforderte  einen  Staatsbetrieb,  für  welchen  die 
Sozialisten  eintreten.  Die  linksstehenden  bürgerlichen 
Parteien  machten  ebenfalls  mit.  Die  allgemeine,  bürger- 
liche Bevölkerung  will  nichts  von  einem  neuen  Monopole 
wissen.  Der  Grund  liegt  nicht  darin,  dass  das  Alkohol- 
monopol Nachtheile  gezeitigt,  dass  man  mit  der  Verstaat- 
lichung der  Eisenbahnen  oder  mit  der  neugeschaffenen 
Nationalbank  schlechte  Erfahrungen  gemacht  hat.    Was 
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das  Volk  bei  der  Einführung  neuer  Monopole  befürchtet 
das  ist  die  Vermehrung  der  Staatsbeamten  und  Staats- 
angestellten. Neben  die  bescheidenen  Postler  kamen  mit 
der  Zeit  die  begehrlichen  Eisenbahner  und  das  Heer  der 
Bundesbeamten.  Die  Zukunft  dieser  Leute  ist  sicher 
gestellt  und  sie  haben  nur  ein  Interesse,  nämlich  das, 
was  sie  kaufen  müssen,  möglichst  billig  zu  erhalten. 

Vom  Standpunkte  der  Landwirthschaft  aus  ist  der 
Rückgang  des  Getreidebaues  bedauerlich.  Er  beruht  auf 
dem  Umstände,  dass  das  inländische  Getreide  bedeutend 
höher  zu  stehen  kommt,  als  das  ausländische.  Im  Schosse 
des  Schweiz,  landwirtschaftlichen  Vereins  wurde  schon 
zu  wiederholten  Malen  darüber  berathschlagt,  wie  dem 
inländischen  Getreidebau  aufzuhelfen  sei.  Derselbe  kann 
erst  lohnen,  wenn  die  erzielten  Preise  den  Produktions- 
kosten entsprechen.  Würden  nun  mit  der  Schaffung 
eines  Getreidemonopols  für  inländische  Getreide  erheblich 
höhere  Preise  bezahlt  als  für  ausländische,  so  könnte  dem 
inländischen  Getreidebau  aufgeholfen  werden.  Dabei 
würde  das  Brot  kaum  merklich  vertheuert,  besonders  wenn 
gleichzeitig  der  Zoll  auf  das  ausländische  Getreide  in 
Wegfall  käme.  Pro  Person  und  Jahr  rechnet  man  mit 
einem  Eonsume  von  180  kg  Brot  und  Mehl.  Davon  wird 
heute  nur  Vig  im  Inlande  produziert.  Des  weitem  bedarf 
die  Landwirtschaft  alljährlich  für  grosse  Beiträge  MüUerei- 
abfälle,  wie  Krüsch,  Futtermehl  etc.  Durch  Schaffung 
eines  Getreidemonopols  würde  Gewähr  geboten,  diese 
Abfälle  in  unverfälschter  Form  zu  erhalten.  Sodann  sind 
für  die  Landwirtschaft  die  Landmühlen  von  grossem 
Vorteil;  sie  ist  gleichsam  auf  dieselben  angewiesen. 

Im  Interesse  der  militärischen  Bereitstellung  bietet 
die  Einführung  des  Getreidemonopols  grosse  Vorteile. 
Es  ist  Tatsache,  dass  wir  im  August  1.  J.  nur  noch  für 
sieben  Tage  mit  Getreide  versehen  waren  und  dass  durch- 
schnittlich der  Getreidevorrath  in  unserem  Lande  nicht 
mehr  als  für  einen  Monat  hinreicht.  Nun  braucht  nur 
in  einem  Kriegsfalle  die  Getreidezufuhr  zu  unserem  Lande 
abgeschnitten  zu  werden  und  dieNoth  ist  da.  Der  Kriegs- 
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fall  ist  denn  auch  das  wichtigste  Argument  zur  Schaffung 
des  Getreidemonopols.  >  ^ 

Eine  andere  Verfassungsrevision  wird  die  Erstellung 
eines  Verwaltungsgerichtshofes  bedingen,  wofür 
bereits  ein  Entwurf  von  Prof.  Fleiner  in  Tübingen  ausge- 
arbeitet worden  ist. 

Bei  Anlass  eines  Rekurses  der  christlich-sozialen 
Arbeiterorganisationen,  von  dem  noch  die  Rede  sein  wird, 
stellte  die  Kommission  des  Nationalrathes  folgendes  sich 
hierin  anschliessende  Postulat,  welches  vom  Bundes- 
rath  angenommen  wurde. 

«  Der  Bundesrath  wird  eingeladen,  die  Frage  zu  prüfen, 
ob  nicht  eine  Instanz  geschaffen  werden  sollte  zur  Be- 
urtheilung  von  Rekursen  gegen  die  Beschlüsse  der  Exe- 


')  Wie  der  €Bund9  mittheilt,  hat  seither  der  Alkoholdirektor 
Milliet  die  Projekte  für  die  Einführung  des  Getreidemonopols 
fertiggestellt  und  wird  nun  an  die  Ausarbeitung  des  Motiven- 
bericbtes  gehen.  «Dieser  Bericht»,  schreibt  der  «Bund», 
«wird  Aufschluss  geben  über  die  finanzielle  Tragweite  des 
Monopols,  also  auch  von  einem  Voranschlag  begleitet  sein. 
Es  wird  Gewfihr  geboten,  dass  das  Brot  durch  das  Monopol 
nicht  vertheuert  wird,  wenn  auch  die  schweizerische  Land- 
wirthschaft  dabei  ihre  Rechnung  findet  und  Getreidevorräthe 
für  die  Landesvertheidigung  aufgespeichert  werden,  die  natür- 
lich einen  Zinsausfall  bedingen,  dafür  aber  eine  gute  Reserve 
für  Zeiten  der  Noth  darstellen.  Wie  bei  Einführung  des 
Alkoholmonopols,  wo  drei  Entwürfe  für  die  Organisation 
ausgearbeitet  worden  waren,  um  eine  üebersicht  über  alle 
einschlagenden  Fragen  zu  gewinnen,  wurde  auch  bei  der  Vor- 
bereitung des  Getreidemonopols  mit  aller  Umsicht  zu  Werke 
gegangen.  Zahlreiche  Interessentenkreise  wurden  zu  Be- 
sprechungen oder  zu  Auskünften  beigezogen,  Müller  und 
Händler,  Bauernverband  und  Konsumverein.  So  hat  das 
Getreidemonpol  schon  feste  Gestalt  gewonnen,  für  die  Ver- 
fassungsrevision sowohl  wie  für  das  Gesetz  und  die  Aus- 
führungsverordnungen. » 
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kutivbehörde,  welche  die  Verletzung  eines  durch  die 
Verfassung  gewährleisteten  individuellen  Rechtes  invol- 
viren  könnten,  und  darüber  anlässlich  der  in  Vorbe- 
reitung befindlichen,  auf  die  Revision  der  Bundesver- 
fassung und  die  Schaffung  eines  Verwaltungsgerichtshofes 
hinzielenden  Vorlage  zu  berichten.» 

Es  würde  dies  eine  sehr  wichtige  weitere  Ver- 
fassungsrevision sein. 

Die  Thatsache,  dass  der  Kanton  Freiburg  zur  Zeit 
noch  der  einzige  Kanton  ist,  der  kein  Referendum  (und 
ebensowenig  eine  Initiative)  besitzt,  hat  schon  zu  wieder- 
holten Malen  der  dortigen  freisinnigen  Minderheit  den 
Wunsch  nahe  gelegt,  dieses  Ziel  mit  Hülfe  eines  Eidg. 
Verfassungsartikels  zu  erreichen,  der  ungefähr  dahin  lauten 
würde,  die  Kantone  haben  ihrem  Volke  in  kantonalen 
Dingen  mindestens  diejenigen  Volksrechte  zu 
gewähren,  welche  die  Bundesverfassung  für  die  eidge- 
nössischen Angelegenheiten  enthält. 

Ein  derartiger  Beschluss  wurde  in  einer  Parteiver- 
sammlung der  radikalen  Partei  in  Zürich  im  Mai  dieses 
Jahres  gefasst  und  gewärtigt  der  Ausführung. 

Ohne  Zweifel  wird  endlich  die  am  7.  Dezember  be- 
ginnende neue  Legislaturperiode  nicht  vorübergehen  ohne 
einen  Versuch  der  vereinigten  sozialistischen  und  kon- 
servativen Parteien,  das  proportionale  Wahlsystem 
neuerdings  zur  Annahme  zu  bringen. 

Es  ergibt  sich  aus  Allem  dem,  dass  für  weitere  Re- 
visionen vorwiegend  sozialdemokratische  Postulate  bereits 
in  Frage  kamen  und  noch  kommen  werden.  Als  ein 
guter  Beschluss  darf  das  Absynthverbot  registrirt  werden, 
das  wenigstens  eine  erste,  wenn  auch  noch  schwadie 
Umkehr   zu    demjenigen    enthält,    was    W.    Stead    ein 
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«Wiederfinden  der  Seele»  und  der  moralischen  Kräfte 
eines  Volkes  nennt.  Doch  ist  das  noch  lange  nicht  aus- 
gesprochen genug,  und  andererseits  sind  die  guten  Zeiten, 
das,  was  man  in  der  Börsensprache  die  «  Hochkonjunktur  » 
des  Liberalismus  nennen  würde,  wohl  auf  längere  Zeit 
vorbei.  Nur  dem  wahrhaft  Tapfem  sind  «gute  und 
schlechte  Zeiten  wie  seine  rechte  und  linke  Hand,  er  ge- 
braucht sie  beide».  Die  Anderen  werden  durch  die 
schlechteren  Zeiten,  an  die  sie  nicht  mehr  gewöhnt  sind, 
peinUch  überrascht  werden  und  dann  wohl  versuchen, 
mit  allerlei  Verfassungsrevisionen  gutzumachen,  was  nur 
nodt  einem  moralischen  Aufschwung  wirklich  verbessert 
werden  kann. 

Kantonsverfassungen.  Geändert  haben  ihre 
Verfassung,  ganz  oder  theilweise,  folgende  Kantone: 

1)  Appenzell  A.-Rh.  Die  neue  Verfassung  datirt 
nun  vom  26.  April  1908  und  wurde  mit  Ausnahme  eines 
Passus,  die  Niedergelassenen  betreffend,  welcher  der 
Bundesverfassung  nicht  entspricht,  garantirt.  Bemerkens- 
werth  ist  in  dieser  demokratischen  Verfassung,  dass  die 
Landsgemeinde  eigentlich  kaum  mehr  etwas  Anderes  ist, 
als  eine  Art  von  obligatorischem  Referendum;  ebenso  ist 
bemerkenswerth  das  passive  Wahlrecht  der  Frauen  für 
Schul-  und  Armenbehörden. 

2)  Die  übrigen  Revisionen  sind  partiale,  nämlich  : 

«Verfassung  von  Graubünden.  Die  revidirten  Art. 
34,  48,  49  und  50  der  Kantonsverfassung,  welche  in  der 
Volksabstimmung  vom  3.  November  1907  mit  8740  gegen 
5756  Stimmen  angenommen  worden  sind,  betreffen  die 
Organisation  des  Gerichtswesens. 

Verfassung  von  Tessin.  In  einer  Volksabstimmung 
vom   12.  Januar   1908   hat  das  Tessiner  Volk   mit  5899 

29 
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gegen  1199  Stimmen  das  Verfassungsdekret  über  die 
Einführung  gewerblicher  Schiedsgerichte  angenommen. 

Verfassung  des  Kantons  Bern.  Die  abgeänderten 
Artikel  50—52  und  56—62  der  bernischen  Staatsver- 
fassung sollen  eine  umfassende  Gerichtsreform  ermög- 
lichen und  sind  ia  der  Volksabstimmung  vom  3.  November 
1907  vom  Berner  Volk  mit  41,000  gegen  31,000  Stimmen 
angenommen  worden. 

Verfassung  des  Kantons  Solothurn.  In  der  Volks- 
abstimmung vom  15.  Dezember  1907  hat  das  Solothumer 
Volk  die  Abänderung  des  Art.  81  der  Staatsverfassung 
mit  5995  gegen  1640  Stimmen  beschlossen.  Durch  diese 
Verfassungsrevision  sind  die  Verfassungsvorschriften  über 
die  Organisation  der  Forst-,  Bau-  und  Katasterverwaltung 
aufgehoben,  und  es  ist  die  Regelung  dieser  Materie  der 
Gesetzgebung  anheimgegeben  worden.» 

In  Genf  wurde  s.  Z.  eine  Initiative  auf  Aufhebung 
des  Separationsgesetzes  eingereicht,  aber  bis  zur  Ab- 
stimmung über  die  neue  Konstitution  der  Genfer-Kirche 
verschoben.  Nachdem  dieselbe  nun  mit  sehr  grosser 
Melirheit  der  an  der  Abstimmung  sich  überhaupt  Be- 
theiligenden angenommen  wurde,  wird  diese  Initiative 
wohl  aufgegeben  werden. 

Obwalden  befindet  sich  beständig  in  einer  Art  von 
Revisionsbewegung.  Ein  Antrag  auf  «Erweiterung  der 
Volksrechte »  wurde  in  einer  sehr  stürmischen  Land.<- 
gemeinde  mit  einer  (gegnerischerseits  bestrittenen)  ge- 
ringen Mehrheit  der  Stimmen  verworfen  erklärt. 


Einiges  Statistische.  Ueber  «die  Bevölkerungs. 
bewegung  in  der  Schweiz  von  1850—1900,  ihre  Ur- 
sachen und  Folgen»  befindet  sich  ein  Aufsatz  von  Dr. 
Anderegg  in  den  «Schweizerischen  Blättern  für  Wirtli- 
Schafts-   und   Sozialpolitik»  von  Prof.  Reichesberg,   Jahr- 
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gang  1908,  Heft  3.    Danach  beträgt  die  Zahl  der  schweize- 
rischen Gemeinden  im  Jahr  1900  3164. 

Die  zwanzig  kleinsten  Gemeinden  der  Schweiz, 
je  weniger  als  50  Einwohner  zählend,  waren  am  1.  Dez 
1900  im  Kanton  Bern:  Gräserz  47  Einwohner  (1888:  42) 
Oberscheunen  42  (53),  Kienersrüti  48  (62);  Kanton  Frei 
bürg:  Morlens  49  (55),  Villangeaux  41  (43),  Hlens  16  (22), 
Wallenbuch  47  (56),  Neuhaus  37  (46);  Kanton  Grau 
bünden:  Stuls  42  (58),  Portein  30  (47),  Casti  23  (22), 
Blugin  31  (47),  Rongellen  49  (50),  Wergenstein  22  (30) 
Kanton  Tessin:  Grumo  46  (31),  Cureggia  47  (35);  Kanton 
Waadt:  Champmartin  41  (42),  Goumoens-le-Jux  32  (39) 
Kanton  Wallis :  Aussenbinn  42  (56),  Gründen  32  (35). 

Es   zählten  Einwohner   auf  einen  Quadratkilometer 
Baselstadt  3144,  Genf  525,  Zürich  260,  Ausserrhoden  228, 
Neuenburg  177,  Baselland  160,  Aargau  148,  Schaflfhausen 
141,  Thurgau  132,  St.  GaUen  129,  Solothum  127,  Zug  122 
Luzem  102,   Waadt   100,   Bern   88,   Freiburg  80.   Inner 
rhoden  78,   Schwyz  65,  Tessin  51,  Nidwaiden  51,  Glarus 
47,    Obwalden  33,  Wallis  22,   Uri  19,   Graubünden   15 
schweizerischer  Durchschnitt  83. 

Die  Hälfte  der  Gemeinden  und  mehr  als  die  Hälfte 
der  Bevölkerung  gehören  der  Höhenstufe  von  400  bis 
600  Meter  an.  In  den  drei  Höhenschichten  bis  zu  500 
Meter  hat  die  Bevölkerung  ganz  beträchtlich  zugenommen, 
während  sie  in  den  obern  Regionen,  fast  durchweg  ver- 
hältnissmässig,  zum  Theil  auch  absolut  geringere  Antheile 
der  Gesammtzahl  ausmacht  als  früher.  Dass  die  höchst- 
gelegene Klasse  (1500  Meter  und  höher)  ebenfalls  zuge- 
nommen hat,  wird  durch  die  wachsende  Frequenz  der 
Kurorte  Davos  und  Arosa  erklärt. 

Die  Wohnbevölkerung  der  Schweiz  wird  auf 
Mitte  1908  berechnet  auf  3,259,350  Seelen.  An  der  Spitze 
der  Kantone  stehen  Bern  (624,640),  Zürich  (484,450),  Waadt 
(307,220)  und  St.  Gallen  (264,260) ;  am  Schluss  der  Reihe 
Uri  (21,250),  Obwalden  (15,400).  Appenzell  I..Rh.  (13,890) 
und  Nidwaiden  (13,400);  ßaselstadt  figurirt  mit  132,980 
Seelen. 
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Von  den  3,315,433  Einwohnern,  welche  die  Schweiz 
am  1.  Dezember  1900  zählte,  waren  nur  noch  1,276,965 
Bürger  ihrer  Wohngemeinde;  1,045,112  Schweizerbüi^r 
wohnten  nicht  mehr  in  ihrer  Heimatgemeinde  aber  doch 
noch  im  Heimatkanton,  609,913  ausserhalb  ihres  Heimat- 
kantons; der  Rest  von  383,424  bestand  aus  Ausländem. 
Seit  1850,  dem  Jahre  der  ersten  Volkszählung,  haben  die 
Bürger,  die  noch  in  ihrem  Heimatort  ansässig  sind,  von 
Zählung  zu  Zählung  an  Uebergewicht  abgenommen  und 
das  letztere  schliesslich  verloren.  Die  Zahl,  der  in  ihrer 
Wohngemeinde  ansässigen  Ortsbürger,  die  1760  noch 
nahezu  zwei  Drittel  der  Gesammtbevölkerung  ausmachte, 
ist  im  Verlauf  der  zweiten  Hälfte  des  letzten  Jahrhunderts 
auf  fast  ein  Drittel  der  Bevölkerung  heruntergegangen 
und  wird  bei  der  nächsten  Zählung  1910  wohl  unter  dieses 
Drittel  heruntergegangen  sein.  Als  ersten  Grund  für  diesen 
Rückgang  weist  die  Volkszählung  von  1900  die  Thatsache 
nach,  dass  das  sesshafte  Bürgerthum  verhältnissmässig  die 
wenigsten  Geburten,  dagegen  die  meisten  Todesfälle  auf- 
weist, somit  den  geringsten  Geburtenüberschuss  hat.  Auf 
1000  in  der  Heimatgemeinde  wohnende  Personen  werden 
pro  Jahr  nur  4  mehr  geboren  als  sterben;  bei  1000  Per- 
sonen, die  in  andern  Gemeinden  des  Heimatkantons 
wohnen,  beträgt  der  Ueberschuss  10,  bei  in  andern  Kan- 
tonen wohnenden  14.  Also,  je  weiter  von  der  Heimat 
entfernt,  desto  besser  gestaltet  sich  der  Geburtenüber- 
schuss, d.  h.  desto  mehr  Kinder  werden  geboren  und 
desto  weniger  häufig  sind  verhältnissmässig  die  Todesfälle. 

Die  schweizerische  Bevölkerung  ist  in  einer  fort- 
währenden, sich  immer  mehr  beschleunigenden  Wan- 
derung begriffen.  Durch  diese  Wanderung  geht  die  Zahl 
der  Ortsbürger  Jahr  für  Jahr  zurück,  während  die  der 
übrigen  Bevölkerungsklassen  stetsfort  zunimmt. 

Während  im  Jahre  1850  die  Ortsbürger  erst  in  vier 
Kantonen  (Baselstadt,  Ausserrhoden,  Neuenburg  und 
Genf)  in  Minderheit  waren,  trifft  dies  1900  in  14  Kan- 
tonen zu.  Nur  in  Innerrhoden,  Wallis,  Obwalden,  Uri, 
Glarus,  Nidwaiden,  Scliwyz,  Aargau,  Tessin,  Schaffbausen 
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und  Graiibünden  weisen  die  Ortsbürger  noch  Mehrheiten 
auf.  In  Genf  und  Neuenburg  beträgt  der  Antheil*der 
Ortsbürger  nicht  einmal  mehr  den  fünften  Theil  der  Be- 
völkerung, im  Basel  kaum  mehr  ein  Viertel.  Die  grösste 
Abnahme  der  Ortsbürger  weisen  Luzem  und  Thurgau 
auf.  Von  den  3164  Gemeinden  der  Schweiz  waren  es 
im  Jahre  1900  bereits  8,  in  denen  kein  einziger  Bürger 
der  betreffenden  Gemeinde  mehr  wohnte.  Da  in  den 
meisten  Kantonen  die  Nutzung  der  Bürgergüter  an  den 
Wohnsitz  in  der  Heimatgemeinde  geknüpft  ist,  geht  mit 
der  Abnahme  der  heimatsässigen  Ortsbürger  auch  die  der 
Nutzungsberechtigten  ziurück. 

Der  schweizerische  Aussenhandel  bietet  im  zweiten 
Quartal  ein  eher  trübes  Bild.  Die  Einfuhr  ist  von 
804,5  Mill.  auf  766,5  Mill.  im  Jahre  1907  oder  4,8%,  die 
Ausfuhr  aber  von  559,5  auf  501,9  Mill.  im  Jahre  1907  oder 
um  10,37o  gefallen.  Im  Vergleich  zum  zweiten  Quartal 
1907  ist  die  prozentuale  Differenz  gar  (234,2  gegen  280,2 
Mill.)  46  Mül.  oder  16V»7o. 

Ein  recht  fatales  Bild  zeigen  ferner  die  Ehe- 
V  erhält  nisse. 

Die  Zahl  der  Ehescheidungsklagen  hat  im  Jahre  1907 
gegenüber  dem  vorhergehenden  wiederum  zugenommen, 
und  die  Scheidungen  haben  nun  absolut  und  relativ  seit 
1876  noch  nie  eine  solche  Höhe  erreicht.  Die  Ursache 
dieser  Vermehrung  rührt  zum  Theil  von  den  zum  ersten 
Male  im  Jahre  1906  in  grösserer  Anzahl  vorgekommenen 
Scheidungen  von  in  der  Schweiz  wohnenden  Ausländem 
her,  aber  auch  die  Scheidungen  von  Schweizerbürgern 
haben  eine  Zunahme  erfahren.  Die  Urtheile  auf  Abweisung 
und  zeitweise  Trennung  haben  wieder  etwas  abgenommen, 
was  in  den  Verhältnisszahlen  noch  mehr  zum  Ausdruck 
kommt.  Von  je  100  Klagen  beantworteten  die  Gerichte 
5.4  mit  Abweisung,  3.8  mit  Trennung  und  90.8  mit  Schei- 
dung. Für  das  vorhergehende  Jahr  1906  beliefen  sich 
diese  Verhältnisse  auf  5.»,  4.7  und  89.*. 
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Die  Gerichte  scheiden  eben  immer  noch  viel  zu  leicht, 
und  selbst  das  neue  Zivilgesetzbuch  ist  in  diesem  Punkte 
noch  hinter  den  Anforderungen  der  Moral  zurückgeblieben. 

Aktiengesellschaften  gab  es  Ende  1907  in  der 
Schweiz  2947  mit  einem  Kapital  von  2270  Vt  Millionen. 
Sie  hatten  im  Laufe  des  Jahres  1907  um  162  Gesellschaften 
zugenommen.  105  Gesellschaften  mit  über  58  Millionen 
Kapital  lösten  sich  auf,  28  durch  Konkurs.  Elektrizitäts- 
industrie: Bis  zur  Stunde  sind  in  unserem  Lande  210,000 
Pferdekräfte  nutzbar  gemacht  worden,  während  noch 
etwa  513,000  zur  Verfügung  stehen.  Die  Zahl  der  in  der 
elektrischen  Industrie  thätigen  Firmen  beträgt  41  mit 
einem  investirten  Kapital  von  84  Millionen  Fr.  Diese 
Betriebe  beschäftigten  im  Jahre  1906  10,500  Arbeiter, 
hatten  einen  Umsatz  von  67  Millionen  Fr.  und  führten 
für  37  Millionen  Franken  aus.  An  diesen  Umsätzen  sind 
besonders  betheiligt:  Brown,  Boveri  &  Co.  in  Baden, 
Alioth  in  Münchenstein,  die  Maschinenfabrik  in  Oerlikon 
und  die  Societe  d'industrie  älectrique  et  mecanique  in 
Genf.    Das  Kapital  dieser  Werke  beträgt  234  Millionen  Fr. 

Am  1.  Dezember  1900  zählte  die  Schweiz  3,315,443 
Einwohner,  gegen  2,392,740  im  März  1850.  Die  Bevöl- 
kerungszunahme in  den  50er  Jahren  betrug  also  922,704 
Personen  oder  38,6  Prozent.  Die  Anzahl  der  Ausländer 
war  indessen  von  71,570  auf  383,424,  also  um  311,858 
Personen  oder  435,7  Prozent  gestiegen!  Von  diesem  Zu- 
wachs entfällt  nahezu  die  Hälfte  (153,774)  auf  die  12 
Jahre  von  1888—1900,  also  auf  den  vierten  Theil  des 
ganzen  Zeitraumes.  Von  1000  Einwohnern  waren  im 
Jahre  1888  79  Ausländer,  im  Jahre  4900  aber  deren  116. 
Die  Zahl  der  Kantone,  welche  den  schweizerischen  Durch- 
schnitt erreichten  oder  tiberstiegen,  betrug  in  Jahre  1888 
acht,  im  Jahre  1900  sieben.  Es  sind  dies  für  1900  die 
Kantone:  Genf  mit  397%o  Ausländern,  Basel-Stadt  (381), 
Tessin  (220),  Schaffhausen  (184),  Zürich  (163),  Graubünden 
(143)  und  Thurgau  (133).  Für  1888  kam  dazu  noch  St.  Gallen, 
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das  damals  genau  den  Schweizerichen  Durchschnitt  von 
79  ^/oo  fremdländischer  Bevölkerung  aufwies,  während 
es  im  Jahre  1900  mit  114  ^/w  etwas  hinter  dem  nunmeh- 
rigen Gesammtdurchschnitt  von  116  7oo  zurückblieb.  Es 
sind  also  durchwegs  Grenzkantone,  die  in  so  starkem 
Masse  von  Ausländern  bewohnt  werden,  und  zwar  sowohl 
Kantone  mit  grossen  Städten  wie  Genf,  Basel,  Zürich 
und  St.  Gallen,  als  auch  solche  ohne  grössere  Städte,  wie 
Tessin,  Graubünden  und  Thurgau. 

An  der  Gesammtzahl  der  383,424  Ausländer  vom  De- 
zember 1900  partizipiren  die  19  grösseren  Städte  (d.  h. 
Ortschaften  von  über  10,000  Einwohnern)  mit  186,491, 
also  nahezu  der  Hälfte;  die  Anzahl  der  daselbst  woh- 
nenden Bürger  dieser  Städte  betrug  nur  121,460,  also  um 
ein  Drittel  weniger  als  deren  ausländische  Bevölkerung! 
Von  diesen  Städten  hatten  auf  1000  Personen  ihrer  Ge- 
sammtbevölkerung  Ausländer :  Genf  mit  Vororten  («Gross- 
genf>)  406,  Basel  383,  Zürich  290,  Schaffhausen  285,  die 
Bundesstadt  Bern  hingegen  nur  87. 

Nach  ihrem  Geburtslande  ausgeschieden  erweisen  sich 
von  den  383,424  Ausländern  als  in  der  Schweiz  geboren 
137,485  (davon  im  Wohnkanton  geboren  112,316),  hingegen 
im  Auslande  geboren  und  demnach  in  die  Schweiz  ein- 
gewandert 245,949. 

Hinsichtlich  der  Heimatangehörigkeit  entfallen  von 
den  383,424  Ausländern  der  letzten  Zählung  auf  die  vier 
Nachbarstaaten  der  Schweiz  nicht  weniger  als  368,489 
Personen  oder  96,1  Prozent.  Hieran  sind  betheiligt :  die 
Reichsdeutschen  mit  168,451  (die  Süddeutschen  allein, 
d.  h.  die  Bayern,  Württemberger,  Badener  und  Elsass- 
Lothringer  mit  136,828,  die  Preussen  mit  20,655)  die 
Italiener  mit  117,059,  die  Franzosen  mit  58,622  und  die 
Oe.sterreicher  (inbegriffen  1024  Liechtensteiner  mit  24,457). 
Von  1888  bis  1900  haben  zugenommen :  die  Italiener  um 
75,178  Personen  oder  179,4  Prozent,  die  deutschen  Reichs- 
bürger um  56,109  oder  49,1  Prozent,  die  Oesterreicher 
(inkl.  Liechtensteiner)  um  10,720  oder  78,2  Prozent,  die 
Franzosen  um  4895  oder  9,1  Prozent.    Die  Anzahl   der 
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Schweizer  in  den  vier  Nachbarstaaten  betrug  hingegen 
für  1900  nur  144,718,  ihre  Zunahme  seit  1890  bloss  3477 
oder  2,7  Prozent!  Und  zwar  befanden  sich  im  Jahr 
1900  Schweizer  in  Frankreich  70,677  (Abnahme  gegen 
1890:  12,440),  in  Deutschland  65,494  (Zunahme  15,477). 
in  Italien  10,757  (Abnahme  673),  in  Oesterreich  7790 
(Zunahme  lOlä). 

Die  nächste  Zählung  wird  ohne  Zweifel  ein  weiteres 
starkes  Anwachsen  der  ausländischen  Bevölkerung  in 
allen  Theilen  des  Schweizerlandes  konstatiren.  (Frankf. 
Zeitg.) 

Die  Sprachenfrage  verpflanzt  sich  aus  andern 
Ländern  immer  auch  ein  wenig  zu  uns.  Zur  Erhaltung 
(und  wo  möghch  Ausbreitung)  der  französischen  Sprache 
ist  in  neuester  Zeit  eine  «Union  Romande»  gegründet 
worden.  Andererseits  wendet  sich  das  deutsche  Dorf 
Bosco  oder  Gurin,  in  einem  Seitenthale  des  tessinischen 
Valle  di  Campo,  1506  Meter  hoch  gelegen,  in  einer  Zu- 
schrift an  den  Bundesrath  um  eine  Strasse,  mit  folgender 
Begründung: 

«An  der  äussersten  Grenze  unseres  lieben  Schweizer- 
landes ist  unser  Dorf  mit  der  Nachbarschaft  durch  keine 
Strasse,  nicht  einmal  durch  einen  Saumweg  verbunden. 
Die  Entfernung  beträgt  5  km.  Wir  selbst  sind  nicht  im 
Stande,  einen  einigermassen  gangbaren  Weg  herzustellen, 
weil  wir  in  den  wenigen  schneefreien  Monaten  die  Land- 
arbeiten verrichten  und  von  den  entlegenen  Waldungen 
das  Holz  holen  müssen.  Zudem  wandern  die  Meisten 
als  Maurer  und  Steinhauer  im  Frühjahr  in  die  Inner- 
schweiz aus,  um  sich  ihr  Brot  dort  zu  verdienen.  Wir 
hegen  die  wohlbegründete  HoflEhung,  dass  sich  unser 
Dorf  zu  einer  Sommerfrische  entwickeln  und  durch  diesen 
einzig  mögUchen  Weg  des  Verkehrs  aus  der  Armuth  er- 
heben könnte.  Allein  ohne  eine  Yerbindungsstrasse  mit 
der  Nachbarschaft   ist  es  unmöglich;    eine    Strasse  ist 
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unsere  einzige  Hoffnung,  um  unsere  ärmliche  Lage  zu 
verbessern. 

Bosco,  auch  Gurin  genannt,  besteht  als  deutsche 
Ansiedlung  schon  im  Anfang  des  13.  Jahrhunderts.  Unter 
schweren  Kämpfen  mussten  sich  damals  unsere  Ahnen 
das  Eigenthum  zu  einem  ärmlichen  Fortkommen  erwerben. 
Durch  zwei  Lawinen,  im  Jahre  1695  und  1749,  wurde 
das  Dorf  zerstört.  Ein  grosser  Wald  beim  Dorfe  fiel  vor 
fünfzig  Jahren  einer  Raubwirthschaft  zum  Opfer.  Durch 
Auswanderung  nach  Kalifornien  und  Australien  ist  die 
Bevölkerung,  die  schon  an  400  Seelen  betrug,  auf  250 
zurückgegangen. 

Eine  kantonale  Subvention  zum  Bau  der  Strasse  ist 
schwerlich  zu  erlangen  wegen  der  gegenwärtigen  finan- 
ziellen Lage  des  Kantons.  Wenn  sie  auch  zu  Stande  käme, 
so  würde  die  Strasse  doch  erst  etwa  in  fünfzehn  Jahren 
gebaut  werden  können,  da  bereits  viele  andere  Strassen- 
bauten  beschlossen  sind,  die  vor  der  unsern  an  die  Reihe 
kommen.  Aber  selbst  wenn  der  Kanton  eine  Subvention 
genehmigte,  würden  die  Baukosten  unsere  Kräfte  noch 
weit  übersteigen,  indem  der  Kostenvoranschlag  Fr.  160,000 
beträgt. 

Schon  im  Jahre  1874  und  1904  wurden  Baupläne 
gemacht,  aber  immer  schreckte  uns  die  eigene  Mittel- 
losigkeit ab,  die  Ausführung  zu  wagen.  Nur  von  unsern 
Miteidgenossen  jenseits  des  Gotthards,  von  unsern 
Stammesgenossen,  deren  Art  und  Sprache 
unsere  Väter  seit  mehr  als  siebenhundert 
Jahren  treu  bewahrt  haben,  erwarten  wir  wirk- 
same Hülfe  zum  endlichen  Aufschwung  in  der  gegen- 
wärtigen günstigen  Zeit.  Mit  Zuversicht  schicken  wir 
denn  dorthin  unsern  eigenen  Hülferuf.  Unsere  ausser- 
gewöhnliche  Lage  und  Hülflosigkeit  ermuthigt  uns  dazu 
und  berechtigt  uns  zur  Hoffnung,  dass  die  Vielen  auch 
einem  einzigen  Orte  beistehen  und  ihm  aufhelfen  werden, 
wo  er  es  mit  dem  besten  Willen  selbst  nicht  vermag.  > 
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Interpretationen  der  Bundesverfassung. 
Die  Gesammtzahl  der  Auslieferungsfälle,  mit  denen 
sich  das  eidgenössische  Justiz-  und  Polizeidepartement 
im  Jahre  1907  zu  befassen  hatte,||[beträgt  683  gegen  707 
im  Vorjahr  und  693  im  Jahre  1905.  Es  wurden  152  Be- 
gehren von  der  Schweiz  beim  Auslande  (1906:  162)  und 
531  von  den  auswärtigen  Staaten  bei  der  Schweiz  (1906: 
545)  anhängig  gemacht.  Ausserdem  hatte  das  Departement 
neun  Gesuche  um  Durchtransport  von  Verbrechern  durch 
die  Schweiz  zu  erledigen. 

Von  den  Begehren  des  Auslandes  (die  Grosszahl,  315, 
kam  aus  Deutschland)  sind  473  (zwei  durch  das  Bundes- 
gericht) bewilligt  worden ;  in  40  Fällen  blieben  die  Nach- 
forschungen nach  den  Verfolgten  ohne  Erfolg,  in  zehn 
Fällen  wurde  das  Begehren  zurückgezogen  und  in  sechs 
wurde  es  abgelehnt  (wovon  zwei  durch  das  Bundesgericht). 
Zwei  Fälle  waren  am  Ende  des  Jahres  noch  pendent. 

Den  Begehren  der  Schweiz  (wovon  70  an  Deutsch- 
land, 54  an  Frankreich)  wurde  in  106  Fällen  entsprochen, 
fünf  Gesuche  wurden  dagegen  abgelehnt.  In  21  Fällen 
blieben  die  Verfolgten  unentdeckt,  und  11  Begehren  wurden 
zurückgezogen. 

Der  am  meisten  Aufsehen  erregende  Fall  des  Jahres 
1908warderdes  russischen  Flüchtlings  Wassilieff,  dessen 
Auslieferung  das  Bundesgericht  mit  einer  Stimme  Mehr- 
heit der  urtheilenden  Kammer  bewilligte.  Das  Urtheil  ist 
seither  in  guter  Motivirung  erschienen ;  dennoch  erscheint 
es  unbestreitbar,  dass  der  Fall  zu  den  zweifelhaften  ge- 
hörte, in  welchen  zu  Folge  des  Art.  10  des  Auslieferungs- 
gesetzes nach  dem  «vorwiegenden»  Charakter  des  be- 
gangenen Deliktes  zu  entscheiden  war.  Wir  hätten  den 
Zweifel  dem  Angeklagten  zu  Gute  kommen  lassen,  nicht 
der  die  Auslieferung  begehrenden  Regierung.  Doch 
hatte  das  Bundesgericht  schon  in  einem  früheren  Falle 
Kilatschisky   ausdrücklich    erkannt,   dass    die    Akte  des 
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revolutionären  ^ Terrorismus,  wie  sie  jetzt  in  Russland 
häufig  vorkommen,  nicht  als  politische  Verbrechen  zu 
bezeichnen  seien. 

Bei  dem  Nationalrath  wurde  seither  eine  Motion 
folgenden  Inhalts  eingereicht: 

« Der  Bundesrath  wird  eingeladen,  Mittel  und  Wege 
vorzuschlagen,  um  dem  Grundsatze,  dass  für  politische 
Verbrechen  keine  Auslieferung  an  das  Ausland  bewilligt 
werden  soll,  bessere  Nachachtung  zu  verschaffen,  als  es 
in  der  jüngsten  Zeit  der  Fall  gewesen  ist. » 

Dieselbe  wird  keinen  direkten  Erfolg  haben,  da  eben 
die  Frage,  ob  ein  politisches  Verbrechen  vorliegt,  oder 
nicht,  stets  von  dem  Entscheide  Jemandes  (dermalen  des 
Bundesgerichts)  abhängig  gemacht  werden  muss.  Sie  hat 
auch  wohl  nur  den  Sinn  eines  Protestes,  und  wir  nehmen 
in  der  That  an,  die  Mehrheit  der  schweizerischen  Be- 
völkerung würde  sich,  trotz  der  zunehmenden  Abneigung 
gegen  die  Bussen,  auf  der  Seite  der  Minderheit  des 
Bundesgerichtes  befunden  haben. 

Ein  anderer  Fall  von  vorwiegend  politischem  Interesse 
war  der  Rekurs  der' christlich-sozialen  Arbeiter- 
assoziationen gegen  die  Abweisung  eines  Subventions- 
begehrens für  Haushaltungskurse  von  katholischen  Ar- 
beiterinnen. 

Der  Bundesrath  beantragte  der  Bundesversammlung, 
sie  wolle  auf  den  Rekurs  gegen  den  Bundesrathsbeschluss 
vom  3.  Juli  1906,  betreffend  Verweigerung  von  Bundessub- 
ventionen für  konfessionelle  Bildungsansanstalten  wegen 
Inkompetenz  nicht  eintreten,  eventuell,  es  sei  der  Rekurs 
als  unbegründet  abzuweisen.  (B.-Bl.  1907,  I,  335.) 

Das  Erstere  geschah.  Man  nahm  in  beiden  Räthen 
mit  erheblicher  Mehrheit  an,  dass  gegen  eine  solche  Ver- 
fügung des  Bundesrathes  dermalen  kein  Rekursrecbt  be- 
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stehe.  £s  bot  jedoch  dieser  Rekurs,  sowie  ein  solcher 
der  Stadt  Genf  gegen  Aufhebung  eines  gerichtlichen 
Urtheils  durch  den  Bundesrath,  Veranlassung  zu  einem 
Postulate  folgenden  Inhalts: 

cDer  Bundesrath  wird  eingeladen,  zu  prüfen,  ob  es 
nicht  angezeigt  wäre,  eine  Rekursinstanz  zu  schaffen  gegen 
solche  Entscheide  der  Exekutivbehörden,  die  ein  ver 
fassungsmässig  garantirtes  individuelles  Recht  verletzen 
könnten,  und  darüber  zu  berichten,  bei  Anlass  der  Vor- 
lage des  gegenwärtig  in  der  Ausarbeitung  befindlichen 
Entwurfes  zu  einer  Revision  der  Bundesverfassung  zum 
Zwecke  der  Einführung  eines  Verwaltungsgerichtshofes.  > 

Ein  Rekurs  der  Regierung  von  Graubünden  wegen 
Patenttaxen  betraf  die  Frage,  ob  für  ein  ausser  einem 
Kanton  abgeschlossenes  Geschäft,  dessen  Resultat  dann 
nlir  nach  einem  andern  Kanton  geschickt  wird,  dieser 
letztere  Kanton  auch  eine  Patentsteuer  erheben  könne. 
Der  Bundesrath  beharrte  darauf,  dass  man  nur  an  Einem 
Orte  Patentsteuem  erheben  dürfe.  Ob,  wie  er  annimmt, 
nur  an  dem,  wo  das  Geschäft  abgeschlossen  wird  und  wo 
der  Verkäufer  domizilirt  ist,  darüber  sind  die  Ansichten 
und  die  Systeme  der  Kantone  verschieden.  Einige  haben 
diesfalls  ein  Konkordat  der  Reziprozität  abgeschlossen. 
Der  Kanton  Graubünden  behauptete,  dass  man  in  allen 
Fällen  des  Kleinverkaufs  von  Alkohol  die  kantonale  Kon- 
trolle gestatten  müsse  und  dass  es  sich  nicht  um  eine 
Patentsteuer,  sondern  bloss  um  eine  Kontrollgebühr  handle. 
Die  Kommission  findet  das  nur  zulässig,  wenn  die  Be< 
Stellung  im  Kanton  selbst  erfolgt  ist.  Es  wird  allerdings 
die  Frage  schliessUch  einheitlich  geordnet  werden  müssen, 
ungefähr  wie  bei  den  Patenttaxen  der  Handelsreisenden. 
Der  Bundesrath  stellte  eine  solche  einheitliche  Regelung 
auch  in  Aussicht. 
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Ebenfalls  einen  politisch-historischen  Hintergrund 
hatte  ein  Rekurs  gegen  das  Separationsgesetz  von 
Genf,  indem  demselben  die  Verträge  von  1815  und  1816, 
namentlich  der  letztere  sog.  «Turiner- Vertrag >,  entgegen- 
gehalten werden  wollten,  der  den  damals  von  Sardinien 
abgetretenen  Katholiken  ihre  Kultusfreiheit  garantirte. 
Der  Staatsrath  von  Genf  hob  dagegen  mit  Recht  hervor, 
<  que  les  catholiques  des  communes  cedäes  en  1815  et  1816 
par  la  Sardaigne  au  canton  de  Geneve  ont  adh^re  ä  la 
loi  du  26  aoüt  1868  et.  lä-meme,  ont  reconnu  en  principe 
qu'ils  etaient  mis  exactement  sur  le  meme  pied  que  les 
autres  citoyens  du  canton.  L'octroi  de  la  libertö  de 
croyance  et  de  conscience  dans  le  canton  de  Geneve  a 
ainsi  fait  disparattre  le  seul  motif  pour  lequel  des  dispo- 
sitions  speciales  avaient  ^te  introduites  dans  le  protocole 
de  Vienne  du  29  mars  1815,  et  dans  le  trait^  de  Turin 
pour  proteger  Teglise  catholique  dans  les  territoires 
conced^es  contre  la  religion  «dominante». 

Der  Bundesrath  und  beide  Räthe  traten  dieser  Auf- 
fassung bei. 

Von  Interesse  ist  auch  folgender  Bericht  des  Bundes- 
rathes  an  die  Bundesversammlung  vom  11.  Oktober  1907 : 

«Gemäss  Art.  52,  Ziffer  2,  des  Bundesgesetzes  über 
die  Organisation  der  Bundesrechtspflege  vom  22.  März 
1893  ist  das  Bundesgericht  verpflichtet,  «die  erst-  und 
«letztinstanzliche  Beurtheilung  anderer  als  der  in  den 
<t  vorhergehenden  Artikeln  genannten  Rechtsfälle  zu  über- 
«nehmen,  wenn  durch  die  Verfassung  oder  die  Gesetz- 
« gebung  eines  Kantons  bestimmte  Streitigkeiten  an  das 
<  Bundesgericht  gewiesen  werden,  wozu  jedoch  die  Ge- 
cnehmigung  der  Bimdesversammlung  erforderlich  ist.» 

Mit  Schreiben  vom  12.  Dezember  1907  hat  der  Re- 
gierungsrath  des  Kantons  Bern  dem  Bundesrath  mitge- 
theilt,  dass  das  bemische  Gesetz  vom  26.  Mai  1907  be- 
treffend die  Nutzbarmachung  der  Wasserkräfte  in  Art.  33 
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das  Bundesgericht  als  einzige  zivilgericbtliche  Instanz 
bei  Streitigkeiten  aus  dem  vorzeitigen  Rückkauf  einer 
Wasserwerkanlage  bezeichne,  und  die  Genehmigung 
dieser  Bestimmung  durch  die  Bundesversammlung  ge- 
mäss dem  Art.  52,  Ziffer  2,  des  Organisationsgeseb.es 
nachgesucht 

Wir  haben  das  Bundesgericht  um  seinen  Bericht  aber 
das  Begehren  der  bernischen  Regierung  ersucht  und  von 
ihm  durch  Schreiben  vom  24.  September  1907  die  Ant- 
wort erhalten,  dass  es  gegen  die  Genehmigung  der  frag- 
lichen Bestimmung  nichts  einzuwenden  habe.  Auch  wir 
sehen  uns  zu  keinen  Einwendungen  gegen  die  Ge- 
nehmigung durch  die  Bundesversammlung  veranlasst  und 
stellen  daher  den  Antrag :  Sie  möchten  der  Ueberweisung 
der  in  Art.  33  des  bernischen  Gesetzes  vom  26  Mai  1907 
genannten  Streitigkeiten  an  das  Bundesgericht  die  Ge- 
nehmigung gemäss  Arl.  52,  Ziffer  2,  des  Bundesgesetzes 
über  die  Organisation  der  Bundesrechtspflege  ertheilen.? 

In  einem  Rekursfalle  eines  Eomestible-Händters 
Fuchsmann  wurde  der  Grundsatz  festgestellt,  dass  ein 
in  einem  Bahnhof  betriebenes  Geschäft  nicht  unter  die 
für  Bahnhofwirthschaften  bestehenden  besonderen  Aus- 
nahmen von  den  gewöhnlichen  kantonalen  Polizeiver- 
ordnungen (liier  dem  Ruhetagsgesetz  von  Zürich)  falle. 

Eine  von  sehr  zahlreichen  Unterschriften  unterstützte 
und  vom  Bundesrath  am  31.  März  d.  J.  angenommene 
Motion  geht  dahin: 

cDer  Bundesrath  wird  eingeladen,  zu  prüfen  und  Be- 
richt zu  erstatten,  ob  und  durch  welche  Mittel  die  Nach- 
theile, welche  dem  ständigen  Gewerbe  der  Geschäftswelt 
und  der  Allgemeinheit  überhaupt  aus  der  Ausübung  des 
Hausirgewerbes  erwachsen,  beseitigt  werden  könnten, 
und  ob  nicht  insbesondere  die  Ertheilung  von 
Hausirpatenten  an  Ausländer  eingeschränkt 
werden  sollte.  > 
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Es  soll  also  für  das  Hausirgewerbe  eine  Art  von 
Bedürfnissklausel,  wie  bei  den  Wirthschaften,  in  An- 
wendung kommen  können. 

Aus  den  bundesgerichtlichenEntscheidungen 
heben  wir  folgende  hervor: 

Herr  J.  Fröhlich,  der  israelitische  Kultusbeamte  in 
Baden,  war  beim  Bezirksgericht  Baden  wegen  Thierquälerei 
eingeklagt,  weil  er  für  seine  Glaubensgenossen  das  Ge- 
flügel zu  schachten  pflegte.  Das  aargauische  Obei^ge- 
richt  erklärte  mit  Urtheil  vom  26.  April  1907  den  F.  der 
Thierquälerei  schuldig. 

Gegen  dieses  Urtheil  ergriff  F.  den  staatsrechtlichen 
Rekurs  ans  Bundesgericht  mit  der  Behauptung,  das  Urtheil 
verletze  den  Art.  25^'"  der  B.- V.,  indem  diese  Bestimmung 
auf  das  Hühnerschächten  nicht  Bezug  habe,  sodann  die  in 
Art.  50  garantirte  Kultusfreiheit  und  endlich  auch  den 
Art.  4 ;  denn  die  Annahme,  das  Schächten  sei  eine  Thier- 
quälerei, beruhe  auf  reiner  Willkür. 

Das  Bundesgericht  hat  Folgendes  in  Erwägung  gezogen : 
Art.  25^^^  schaffe  kein  dem  einzelnen  Bürger  zustehendes 
Individualrecht  und  könne  daher  nicht  zur  Grundlage 
eines  staatsrechtlichen  Rekurses  gemacht  werden.  Es 
komme  ihm  vielmehr  für  den  vorliegenden  Fall  bloss  in- 
direkte Bedeutung  zu ;  er  werde  mit  herangezogen  werden 
müssen,  wenn  zu  untersuchen  sei,  ob  eine  Verletzung 
der  Kultusfreiheit  vorliege. 

Sei  nun  ferner  die  Frage  zu  prüfen,  ob  Art.  50  sich 
als  verletzt  erweise,  so  müsse  zunächst  zugegeben  werden, 
dass  das  Schächten  sich  thatsächlich  als  Kultushandlung, 
im  weitem  Sinne  allerdings,  darstelle;  denn  es  sei  den 
Israeliten  durch  ihre  Religionsbücher  vorgeschrieben  und 
werde  von  den  Theologen  ohne  Unterschied  ihrer  Rich- 
tung als  ein  wesentlicher  Bestandtheil  der  Religion  er- 
klärt. 

Das  Verbot  einer  Kultushandlung  erscheine  aber  nur 
dann    als   Verletzung    der  Kultusfreiheit,   wenn   es  sich 
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nicht  auf  eine  durch  die  öffentliche  Ordnung  und  Sittlich- 
keit erforderte  Beschränkung  jener  ersteren  stützen 
könne.  (Art.  50,  Abs.  1.  der  B.-V.)  Sollte  das  Schacht- 
verbot  des  Art.  25^"  sich  auf  das  Geflügel  beziehen,  so 
wäre  diese  Beschränkung  allerdings  ohne  Weiteres  ge- 
geben. Allein  in  Uebereinstimmung  mit  der  ersten  TngtAnt 
müsse  gesagt  werden,  dass  schon  der  Wortlaut  dieses 
Artikels  dieser  Annahme  im  Wege  stehe,  weil  er  von 
Viehgattung  (b^tail)  rede.  Die  Initianten  hätten  sodann 
aber  auch  bloss  das  Schächten  vierfüssiger  Tiere  im 
Auge  gehabt;  das  zeige  sowohl  die  Geschichte  des  Ini- 
tiativbegehrens als  auch  der  Ausdruck  cohne  vorherige 
Betäubung»;  denn  beim  Geflügel  könne  diese  letztere 
bekanntermassen  nicht  in  Betracht  fallen. 

Sei  aber  Art.  25^^'*  nicht  anwendbar,  so  bleibe  nur 
noch  zu  prüfen  übrig,  ob  sich  das  Schächten  von  Hühnero 
alsThierquälerei  darstelle ;  denn  irgend  ein  anderer  Grund, 
wieso  es  mit  der  öffentlichen  Ordnung  und  Sittlichkeit 
im  Widerspruch  stehen  könne,  sei  nicht  erfindlich.  Diese 
Frage  müsse  jedoch  verneint  werden ;  denn  die  anerkann- 
testen Autoritäten  auf  dem  Gebiete  der  Physiologie,  ja 
sogar  auch  einige  Thierschutzvereine  hätten  sich  dahin 
ausgesprochen,  dass  das  Schächten  nicht  bloss  keine  Thier 
quälerei  bedeute,  sondern  eine  der  humansten  Tödtungs- 
arten  sei.  Die  infolge  von  Blutleere  des  Gehirns  innert 
spätestens  8—4  Sekunden  eintretende  Bewusstlosigkeit 
setze  ferneren  Leiden  ein  Ziel,  und  man  könne  gewiss 
nicht  sagen,  dass  ein  nur  so  kurze  Zeit  währender  Todes- 
kampf das  sittliche  Gefühl  verletzen  müsse.  Tagtäglich 
werden  übrigens  sowohl  Geflügel  als  auch  andere  Tbiere 
auf  weit  weniger  humane  Art  geschlachtet,  ohne  dass 
deswegen  der  Strafrichter  einschreite.  Demzufolge  sei 
der  Rekurs  schon  auf  Grund  des  Art.  50  gutzuheissen. 

Aber  auch  Art.  4  erweise  sich  als  missachtet.  D^ui 
die  Annahme  des  Obergerichtes,  das  Schächten  von 
Hühnern  bilde  eine  ungewöhnliche  und  mit  ausserordent- 
lichen Schmerzen  verknüpfte  Tödtungsart,  sei  rein  will- 
kürlich.   Das   Obergericht   habe  es   unterlassen,   gegen- 
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Ober  dem  ausführlich  motivirten  Entscheid  des  Bezirks- 
gerichtes und  den  darin  zitirten  Gutachten  auch  seiner- 
seits die  Ansicht  von  Sachverständigen  einzuholen,  es 
vielmehr  vorgezogen,  in  dieser  rein  technischen  Frage 
auf  sein  eigenes  Ermessen  abzustellen; 

Demgemäss  hat  das  Bundesgericht  mit  Mehrheit  den 
Rekurs  gutgeheissen  und  das  Urtheil  des  Obergerichtes 
aufgehoben.  Eine  Minderheit  hatte  Abweisung  beantragt, 
weil  ihrer  Ansicht  nach  das  Schächten  die  Qual  der  Thiere 
gegenüber  andern  Scblachtarten  unnöthig  verlängere  und 
infolgedessen  sehr  wohl  alsThierquälerei  bezeichnet  werden 
könne. 

Bedenklicher  als  (dieser  Mehrheitsbeschluss,  der  ein 
einstimmiger  hätte  sein  sollen,  ist  ein  Urtheil  des  Bundes- 
gerichts gegen  das  Kreisgericht  Chur  in  Sache  der  Mor- 
monen, worüber  die  Berichterstattung  im  «Bund»,  wie 
folgt,  lautet: 

«Zu  Beginn  des  Jahres  1907  Hessen  sich  in  Chur 
mehrere  Angehörige  des  mormonistischen  Glaubensbe- 
kenntnisses nieder  und  entwickelten  dort  sehr  bald  eine 
umfangreiche  propagandistische  Thätigkeit  zur  Gewinnung 
neuer  Glaubens-Angehöriger.  Neben  der  Veranstaltung 
öffentlicher  Versammlungen  pflegten  sie  ganz  besonders, 
in  der  Abwesenheit  der  Männer,  Frauen  und  Töchter  in 
den  Wohnungen  aufzusuchen  und  sich  mit  ihnen  über 
die  Religion  der  Heiligen  der  letzten  Tage,  die  bekannt- 
lich die  Vielweiberei  als  göttliche  Institution  anerkennt 
und  preist,  zu  unterhalten  und  sie  zum  Uebertritt  zu 
veranlassen.  Ihr  Bestreben  ist  nicht  ohne  Erfolg  geblieben ; 
an  verschiedenen  Orten  gelang  es  ihnen,  Proselyten  zu 
machen  und  damit  auch  familiäre  Zerwürfnisse  zu  schaffen, 
so  dass  auf  verschiedene  Beschwerden  hin  der  Regierungs- 
rath  des  Kantons  Graubünden  Veranlassung  nahm,  gegen 
die  Mormonen-Missionare  strafgerichtliche  Vorkehren  zu 
treffen. 

Vor  dem  Ausschuss  des  Kreisgerichts  Chur  gaben 
die    vier   Angeklagten    —   3  Schweizer,    1  Ausländer  — 

;3o 
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ohne  Weiteres  ihre  Thätigkeit  im  Dienste  des  mormo- 
nistischen  Glaubens  zu,  bestritten  aber  für  die  Vielehe 
Propaganda  gemacht  zu  haben  und  verwiesen  darauf, 
dass  von  ihnen  nun  auch  im  nordamerikanischen  Staate 
Utah,  ihrem  Hauptsitz,  in  Befolgung  gesetzUcher  Vor- 
schriften keine  neuen  Vielehen  mehr  geschlossen  würden. 
Im  Hinblick  auf  die  Werbung  für  eine  Glaubenslehre, 
die  die  Vielweiberei  anerkennt,  wurden  die  Angeklagten 
nach  §  16  des  bündnerischen  Gesetzes  betreffend  Ver- 
gehen gegen  die  Religion  und  Sittenpolizei  mit  je  3 
Tagen  Gefängniss  und  Fr.  10  Busse  bestraft.  Gegen 
dieses  UrtheU  haben  die  4  Beklagten  einen  staatsrecht- 
lichen Rekurs  eingereicht,  in  welchem  sie  behaupteten, 
es  sei  einmal  das  massgebende  bündnerische  Gesetz  will- 
kürlich angewendet  worden  und  ferner  sei  durch  ihre 
Bestrafung,  die  wegen  der  blossen  Zugehörigkeit  zu  einem 
bestimmten  Glauben  erfolgt  sei,  der  in  den  Art.  49  und 
50  der  Bundesverfassung  aufgestellte  Grundsatz  der  ge- 
währleisteten Glaubens-  und  Gewissensfreiheit  verletzt. 
Das  Bundesgericht  beschäftigte  sich  mit  diesem  Rekurs 
in  den  Sitzungen  vom  18.  und  26.  Juni,  und  es  ergab 
sich  aus  den  Berathungen,  dass  von  einer  willkürlichen 
Auslegung  des  Bündnergesetzes  betreffend  Vergehen 
gegen  die  Religion  und  SittenpoUzei  durch  den  Kreis- 
gerichtsausschuss  nicht  gesprochen  werden  könne.  Da- 
gegen gingen  die  Meinungen  darüber,  ob  die  angewendete 
Gesetzesbestimmung,  nach  der  die  blosse  Zugehörigkeit 
zu  einer  Sekte  bestraft  werden  kann,  vor  Art.  49  der 
Bundesverfassungstand  habe  und  ob  somit  das  betreffende 
Urtheil  nicht  die  gewährleistete  Glaubensfreilieit  verletze, 
sehr  auseinander.  Die  eine  Ansicht  ging  auf  Abweisung 
des  Rekurses  und  Bestätigung  des  bündnerischen  Urtheils. 
Deren  Vertreter  konstatirten  an  Hand  der  bei  den 
Akten  liegenden  und  von  den  Mormonen  selbst  in's 
Recht  gelegten  Schriften,  dass  die  Vielweiberei  heute 
noch  einen  Bestandtheil  der  Lehre  der  Mormonen  bildet. 
Da  aber  bei  uns  die  mehrfache  Ehe  durchweg  als  eine 
im  hohen  Grade   unsittliche   Institution    betrachtet   und 
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auch  strafrechtlich  geahndet  wird,  stehe  die  Lehre  der 
Mormonen  in  einem  wesentlichen  Punkte  mit  dem  in 
unserem  Lande  herrschenden  Begriff  der  Sittlichkeit  im 
Widerspruch  und  widerstreite  somit  auch  der  öffentlichen 
Ordnung  in  unserem  Staate.  Wenn  nuD  auch  dem  Wort- 
laute nach  die  Gewährleistung  der  Glaubens-  und  Ge- 
wissensfreiheit in  Art.  49  der  Bundesverfassung  unbe- 
schränkt sei,  so  sei  doch  jede  äussere  Bethätigimg  eines 
Glaubens,  wie  die  Ausübung  des  Kultus  selber  an  die 
von  der  Staatsgewalt  festgesetzte  weltliche  Ordnung,  d.  h. 
an  die  Schranken  der  Sittlichkeit  und  weltlichen  Ordnung 
im  Sinne  yon  Art.  50  B.-V.,  gebunden.  Könne  somit  in  der 
blossen  Zugehörigkeit  zum  Mormonismus  etwas  Strafbares 
nicht  erblickt  werden  —  denn  für  die  Oeffentlichkeit 
kann  nur  eine  äussere  Bethätigung  in  Betracht  fallen  — 
so  verhalte  es  sich  eben  anders  mit  der  offen  betriebenen 
Propaganda  für  eine  Lehre,  die  mit  unsern  Sitten  im 
Widerspruch  stehe,  hierin  sei  eine  Ueberscbreituug  der 
gezogenen  Schranken  für  die  Ausübung  eines  Glaubens 
zu  erblicken. 

Die  Mehrheit  des  Bundesgerichts  kam  jedoch  zu 
einem  andern  Schluss.  Auch  sie  gab  ohne  Weiteres  zu, 
dass  die  Mormonenlehre  mit  dem  Institut  der  monoga- 
mischen Ehe  in  Widerspruch  stehe  und  demzufolge  auch 
mit  den  herrschenden  positiv-rechtlichen,  anerkannten 
sittlichen  Begriffen,  und  ebenso  bestritt  sie  nicht  grund- 
sätzlich, dass  die  in  Art.  50  der  ß.-V.  der  Ausübung 
gottesdienstlicher  Handlungen  gesetzten  Schranken  ana- 
loge Geltung  auch  auf  die  Glaubens-  und  Gewissensfrei- 
heit haben.  Dagegen  gab  die  Mehrheit  des  Bundesge- 
richts diesem  verfassungsmässigen  Individualrecht  dadurch 
einen  grössern  Inhalt,  als  es  die  Minderheit  thun  wollte, 
als  nach  ihrer  Ansicht  die  Freiheit  der  Meinungsäusserung 
(in  Glaubens-  und  Gewiasenssachen)  erst  dann  aufhört^ 
wenn  zu  ihr  noch  ein  weiteres,  nämlich  in  irgend  welcher 
Weise  die  gesetzwidrige  Bethätigung  der  unsittlichen  Lehre 
hinzukommt.  Ob  eine  Lehre  moralisch  ist  oder  nicht, 
hat  die  Staatsgewalt  nicht  zu  entscheiden,  für  sie  kommt 
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nur  die  Bethätigung  dieser  Lehre  in  Frage.  Anerkennt 
man  aber,  dass  ein  Kultus  nur  dann  unsittlich  ist,  wenn 
er  unsittliche  Handlungen  in  sich  schliesst,  so  wird  man 
konsequenterweise  auch  für  irgendwelche  anderweitige 
Bethätigungen  des  Glaubens  (Propaganda  etc.)  keine 
engen  Grenzen  ziehen  wollen.  Und  da  ist  nun  darauf 
aufmerksam  zu  machen,  dass  nach  den  eigenen  Fest- 
stellungen der  BQndner  Behörden  den  Angeklagten  nicht 
vorgehalten  werden  könne,  sie  hätten  die  Vielweiberei 
bethätigt  oder  zu  ihr  direkt  aufgefordert  oder  wenigstens 
angereizt;  auch  bieten  die  Akten  zu  einer  solchen  An- 
nahme keinerlei  Anhaltspunhte. 

Des  Weitern  wurde  darauf  hingewiesen,  dass  das 
Bundesgericht  selber  durch  Urtheil  vom  8.  Juni  1876  in 
Sachen  Stucki  dahin  entschieden  hat,  dass  die  Recht- 
fertigung der  Vielweiberei  als  solche  nicht  als  eine  sitten- 
lose, die  Schamhaftigkeit  verletzende  Schrift  anzusehen 
sei,  da  sie  keine  Anweisungen  zur  Ausübung  strafbarer 
Handlungen  enthalte  und  nicht  in  unzüchtiger  Sprache 
geschrieben  sei.  Bei  all  diesen  Erwägungen  hat  sich 
dabei  das  Bundesgericht  von  dem  allgemeinen  Gedanken 
leiten  lassen,  dass  der  Begriff  der  Sittlichkeit  als  Ein- 
schränkung solch  bedeutender  Freiheitsrechte,  wie  das 
der  Glaubens-  und  Gewissensfreiheit,  nicht  engherzig  in- 
terpretirt  werden  darf.  Hier  umfasst  der  Begriff  Sitt 
lichkeit  eher  die  allgemeinen  Sitteh  und  nicht  etwa  nur 
unser  individuelles  sittliches  Fühlen  und  Denken.  Wenn 
somit  ein  Theil  einer  Lehre  unserem  Denken  und 
Fühlen  widerspricht,  so  genügt  die  Rechtfertigung,  resp. 
Propaganda  für  diese  Lehre  noch  nicht,  um  eine  Ueber- 
schreitung  derjenigen  Grenzen  anzunehmen,  die  der 
Glaubens-  resp.  Kultusfreiheit  gezogen  sind.  Es  mOssten 
vielmehr  die  Grundlagen  unseres  sittlichen  Zusammen- 
lebens gefährdet  erscheinen,  i^m  eine  solche  Annahme 
zu  rechtfertigen.  Zu  solchen  Befürchtungen  bietet  aber 
der  vorliegende  Fall  keine  Berechtigung.  Diese  Motive 
haben  das  Bundesgericht  veranlasst,  den  von  den  vier 
Mormonen-Sendlingen  eingereichten  Rekurs  gutzuheissen. 
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und  das  Urtheil  des  Kreisgerichtsausschusses  Chur  auf- 
zuheben.» 

Wir  bedauern  die  ganze  «weitherzige>  Lebensan- 
schauung, die  aus  den  Motiven  der  Mehrheit  zu  uns  redet, 
und  hoffen,  sie  sei  so  wenig  unabänderlich,  als  die  s.  Z. 
im  Genfer  Soutane-Rekurs  beurkundete  allzu  enge.   • 

In  einem  bemerkenswerthen  Urtheil  vom  27.  Nov. 
1907  behandelte  das  Bundesgericht  das  Bundesgesetz 
über  die  Besteuerung  der  anonymen  Erwerbs- 
gesellschaften, speziell  die  Besteuerung  des  Agio's 
bei  Aktienemissionen.  Es  wurde  dabei,  mit  besonderer 
Rücksicht  auf  die  neuere  deutsche  Praxis,  von  einem 
früheren  (nicht  publizirten)  Urtheil  vom  29.  Mai  1901, 
in  Sachen  der  Spar-  und  Ereditkasse  Burgdorf,  abge- 
gangen und  das  Agio  als  steuerbar  erklärt.  Ueber  diesen 
Fall  besteht  eine  Auseinandersetzung  von  Prof.  Speiser 
in  der  Zeitschrift  für  Schweiz.  Recht,  Bd.  XXVII,  von 
1908. 

Ein  Urtheil  in  Sachen  Marti,  B.  G.  Sammlung  1907, 
Nr.  2,  anerkennt,  dass  Verträge  der  wirthschaftlichen 
Kampforganisation  (Streike,  Boykott)  nicht  als  unsittliche 
zu  betrachten  seien. 

In  Bezug  auf  Pressrecht  anerkennt  ein  Urtheil  in 
Sachen  Hübscher,  B.  G.  S.  1907,  Nr.  12,  das  Schweigrecht 
des  Redaktors  und  in  Sachen  Mandowski,  B.  G.  S. 
1907,  Nr.  13,  das  Antwortrecht  des  in  der  Presse  Ange- 
griffenen. 

Im  Falle  Rigassi,  B.  G.  S.  1907,  Nr.  4,  wird  erklärt, 
dass  Art.  61  der  B.-V.  über  UrtheilsvoUzug  nur  civil- 
gerichtliche  Urtheile  betreffe,  dass  die  Kantone  aber  durch 
Staatsverträge  unter  sich  weiter  gehen  können. 
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Ein  Fall  in  B.  G.  S.  1907,  Nr.  102,  anerkennt  das  viel- 
besprochene musikalische  Autorrecht  mit  einer 
ge^^issen  Einschränkung. 

Das  Eidgenössische  Justizdepartement  hat  auf  An- 
frage der  Regierungen  von  Schweden  und  Italien  die 
Erklärung  abgegeben,  dass  es  auf  Grund  der  HsoLger- 
Civilrechtsverträge  sog.  cdiplomatische»  Eheabschlüsse 
auf  schweizerischem  Gebiet  nicht  anerkenne. 

In  der  Gesetzgebung  war  das  grOsste  Ereigniss 
dieses  Jahres  die  stillschweigende  Annahme  des  Civil- 
gesetzbuches  durch  unbenutzten  Ablauf  der  Referen- 
dumsfrist am  19.  März  um  Mitternacht.  Die  «Basler 
Nachrichten»  vom  31.  März  sagen  darüber: 

«Stillschweigend  hat  das  Schweizervolk  einen  Akt 
vollzogen,  der  wohl  neben  der  Gründung  des  Bundes 
von  1848  als  der  stärkste  Ausdruck  des  Bewusstseins 
der  politischen  Zusammengehörigkeit  der  Bundesglieder 
gelten  darf.  Und  wenn  sonst  in  unserer  Demokratie 
die  grossen  politischen  Aktionen  sich  mittelst  der  Ueber- 
Windung  einer  Minderheit  durch  eine  Mehrheit  in  der 
Volksabstimmung  zu  vollziehen  pfiegen  und  das  Volk 
sich  so  zunächst  in  Sieger  und  Besiegte  theilt,  so  er- 
blicken wir  heute  weder  Besiegte  noch  Sieger ;  und  wenn 
es  Ueberwundene  gibt,  so  sind  es  nur  solche,  die  sich 
selbst  überwunden  haben,  indem  sie  das  höhere  all- 
gemeine Interesse  über  das  besondere,  welcher  Art  es 
sei,  gestellt  haben. 

Gross  sind  die  Hoffnungen,  die  das  Schweizervolk 
an  das  neue  einheitliche  Gesetz  knüpft.  Wir  alle^lauben, 
dass  diese  Hoffnungen  sich  erfüllen  werden ;  nur  gilt  es, 
diesen  Glauben  aufrecht  zu  erhalten,  wenn  er  in  den 
ersten  Jahren  des  Ueberganges  und  des  Einlebens  auf 
die  Probe  gestellt  werden  wird.  Möge  dem  schweize- 
rischen Civilgesetzbuche  erspart  bleiben,  was  so  manche 
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eidgenössische  Schöpfung  der  letzten  Jahrzehnte  bat  er- 
fahren müssen,  dass  nämlich  der  Begeisterung  für  das 
zu  Schaffende  so  bald  der  Zweifel  an  dem  Geschaffenen 
erfolgte.» 

Es  ist  wunderbar,  dass  dieses  Gesetz,  dem  noch  vor 
20  Jahren  so  grosse  Widerstände  selbst  in  den  Juristen- 
kreisen und  bei  dem  Eidg.  Justizdepartement  entgegen- 
standen (was  immer  gegenüber  den. jetzigen  Beschöni- 
gungsversuchen festgehalten  werden  muss),  nun  wirküch 
zu  Stande  gekommen  ist.  Die  Reaktion  wird  schon 
kommen,  sobald  es  in  Kraft  gesetzt  ist  —  daran  zweifeln 
wir  nicht  — ,  aber  es  wird  dennoch  bestehen  bleiben  und 
ein  Ehrenzeichen  für  die  Generation  sein,  die  von  1874 
bis  1908  die  Geschicke  der  Eidgenossenschaft  geleitet  hat. 
Die  nächste  Folge  wird  nun  eine  Anpassung  verschiedener 
eidgenössischer  Gesetze  sein  müssen,  worüber  die  Ge- 
schäftsprüfungskommission des  Nationalrathes  ein  Schema 
verlangte  und  der  Bundesrath  ein  Kreisschreiben,  sowie 
das  Eidg.  Justizdepartement  ein  Memorial  an  die  Kantone 
erliess.  (Vgl.  Bundesblatt  1908,  220.) 

Zunächst  ist  in  Arbeit  eine  Anpassung  des  Obli- 
gationenrechtes, an  welcher  eine  grössere  Experten- 
kommission, verstärkt  durch  Vertreter  von  gewerblichen 
Interessenverbänden  arbeitet.  Ein  Referat  von  Prof. 
Egger  in  Zürich  bei  der  Delegirtenversammlung  der 
demokratischen  Partei  sagt  darüber  u.  A.  Folgendes: 

«Das  Obligationenrecht  wird  als  fünftes  Buch  den  vier 
Büchern  des  neuen  Civilgesetzes  beigefügt  werden.  Das 
kann  aber  nicht  nur  so  äusserlich,  ohne  Abänderung  des 
Inhaltes  geschehen.  Verschiedene  Materien,  die  bisher 
im  Obligationenrecht  geordnet  waren,  sind  bereits,  den 
Bedürfnissen  der  Zeit  entsprechend,  bei  verwandten 
Materien  in  die  vier  Bücher  des  Civilgesetzbuches  hinüber 
genommen  worden. 
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-^--  inngend  noth wendig  geworden. 

-    -M»:-  Obligationenrecht  einen  Theil 

-    i.ien  soll,  ist  die  Revision  deiran 

:><>   ias  neue  Obligationenrecht   mit 

-.  -:  uif  I.Januar  1912  in  Kraft  treten 

^  vi   aber  die   Schwierigkeiten    beim 
•-  r  auch  die  Gegensätze  am  grössten. 
^^radezu   sich  widerstreitende  For- 
V  ..!t-  Möglichkeit,  die  Geister  auf  eine 
•i  zwingen.    Das  Dienstvertnigsrecht 
s^tionenrechtes  ist  ein  armseliges, 
:    v.nkel,  von  denen  sich  einige  durt:h 
^.-•v  auszeichnen.  Niemand  ist  gut  se- 
:    System.     Alle   Welt   wQnscht    eine 
:.:r^'.   Dabei  müssen  für  Alle  bindende 
v.,L:t  werden.    Auch    die  Akkordarbeit 
-..r=>CYertrag  fallen.  Die  Verpflichtungen 
r  ^  sollen  festgesetzt  werden.    In   ge- 
^    wird   ein  Recht  auf  die  Auszahlung 
4.U  anerkannt.     Das  Kündigungsrechl 
K<<  wird  Bedacht  genommen  auf  den 
.*.ohtigen.  Darin  liegt  eine  wichtige  Er- 
Mihtärorganisation,  ein  wichtiges  Stuck 
\::ix».  Es  wird   auch  eine  zeitliche  Re- 
V,  -vn/verbotes  aufgestellt  werden  müssen, 
^v:>,:sfrist   soll  geregelt  werden,    ebenso 
>  Nonnaldienstvertrages.    Bei.  all  diesen 
.  ,  tt  übrigens  nur  die  Grundsätze  gesetzlich 
\fvits  durch  die  richterliche  Praxis  gut- 
A\r  in  kantonalen  Gesetzen  sich  bewährt 
v, .  ;.4ratischerseits   wird    auch    noch    die 
V  vvitsordnung  und  der  Tarifverträge  ge- 
..  .clu  ist  es  möglich,  dem  Tarifvertrag  im 
-  oiiie  etwas  weitere  Berücksichtigung 
n  und  eine  Bestimmung  aufzunehmen, 
^ines  solchen  Tarifvertrages 


.\  it 
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Ob  es  sich  thunlich  und  zweckmässig  erweisen  wird, 
gleichzeitig  mit  diesen  bedeutenden  Arbeiten,  die  noch 
lothTv^endig  zur  Ergänzung  des  Zivilgesetzes  gehören,  und 
indem,  von  denen  wir  sofort  zu  sprechen  haben  werden, 
äas   zweite  grosse  Werk  der  werdenden   Rechtseinheit, 
das  Eidg.  Strafgesetz  in  die  Berathung  der  eidg.  Bäthe 
zu  werfen,   kann   fraglich    erscheinen.    Der   Vorentwurf 
desselben  von  1896  ist  umgearbeitet  worden,  und  über 
die   verschiedenen  Besprechungen  desselben   in   wissen- 
schaftlichen Kreisen,  sowie  über  die  Revision  des  deut- 
schen Strafgesetzes,   die  auch  im  Werke  ist,   wurde  von 
Prof.  Hafter   in  Zürich   im  Einverständniss  mit  dem  Re- 
daktor des  Entwurfes,  Prof.  Stooss,  und  im  Auftrag  des 
Eidg.  Justizdepartementes   ein  Band  «Bibliographie    und 
kritische    Materialien    zum    Vorentwurf   eines  schweize- 
zerischen  Strafgesetzbuches  1898—1907»  herausgegeben. 
Ohne   allen  Zweifel   wird    das   Strafgesetz   auf  grössere 
Schwierigkeiten  in  der  Anschauung  als  das  Zivilgesetz 
stossen,   da  es   sich   hier  vielfach   um    Prinzipien,    nicht 
bloss  um  Zweckmässigkeitsfragen  handelt.    Wir  werden 
darüber  einen   Artikel   im  nächsten   Jahrbuch   bringen. 
Der  Ständerath  hat  eine  Ergänzung  zum  Bundes- 
strafrecht durchberathen  und  angenommen.  Eine  ähn- 
liche Vorlage  ist  zwar  1903  vom  Volke  verworfen  worden. 
Der  neue  Artikel  48^"  wird  wohl  eher  die  Billigung  des 
Volkes  finden.    Er  lautet:    «Wer  zu  dem  im  schweize- 
rischen Mihtärstrafrecht   vorgesehenen  Verbrechen  (Ver- 
gehen) des  Aufruhrs,  der  Meuterei,  der  Insubordination, 
der  Dienstverletzung,  des  Ausreissens  anstiftet,  oder,  wenn 
auch  erfolglos,   öffentlich,   oder   durch  Verbreitung   von 
Schriften  oder  Bildern  aufreizt,   wird  mit  Gefängniss  be- 
straft, womit   auch  ^Geldbusse  verbunden  werden   kann. 
Unter  diesen  Artikel  fällt  auch  die  im  Ausland  begangene 
Handlung.    Vorbehalten  bleiben  die  Bestimmungen  der 
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So  ist  eine  Revision  dringend  nothwendi^ 
Da,  wie  gesagt,  das  neue  Obligationenrecht 
des  Civilgesetzbuches  bilden  soll,  ist  die  Revi 
zu  beschleunigen,   dass  das  neue  Obligatione- 
dem  neuen  Civilgesetz  auf  1.  Januar  1912  in  K 
kann. 

Am  grössten  sind  aber  die  Schwierigk« 
Dienstvertrag,  weil  hier  auch  die  Gegensätze  a» 
Wir   stossen  da   adf  geradezu   sich  widerstrei  -    i 

derungen.  Es  ist  keine  Möglichkeit,  die  Geist« 
und  dieselbe  Linie  zu  zwingen.  Das  Dienstve^ 
unseres  heutigen  Obligationenrechtes  ist  ein  .  ^"  '• 

Es  zählt  ganze  12  Artikel,  von  denen  sich   ei         ^  o    • 
besondere  Inhaltsleere  auszeichnen.  Niemand  • 
fahren   mij;  diesem    System.     Alle   Welt   wön 
ausführliche  Regelung.   Dabei  müssen  für  Alle 
Grundsätze  aufgestellt  werden.    Auch   die  Ak  '*  ' 

soll  unter  den  Dienstvertrag  fallen.  Die  Verpf' 
aus  dem  Lehrvertrag  sollen  festgesetzt  werdei      -  v  . 
wissen   Schranken   wird   ein  Recht  auf  die  A      ^ 
von  Lohn-Vorschüssen  anerkannt.     Das  Kündig 
wird  neu  geregelt.    Es  wird  Bedacht  genomme.      '     ^" 
Schutz  der  Militärpflichtigen.  Darin  liegt  eine  wi      -^  .■.« ;, 
gänzung  der  neuen  Militärorganisation,  ein  wichti  .,  ,| 

sozialer  Gesetzgebung.  Es  wird   auch  eine   zeit        ^i^ 
gelung  des  Konkurrenz  Verbotes  aufgestellt  werdei 
auch    die  Kündigungsfrist   soll  geregelt  werdec   ""  ''"  ^^ 
der   Ausbau  des  Normaldienstvertrages.    Bei.  t    "•"u\\', 
Neuerungen  werden  übrigens  nur  die  Grundsätze  ^    ^ -^u  \  . 
festgelegt,   die   bereits  durch  die  richteriiche  Pr      "^'^r^i,  , 
geheissen  sind  oder  in  kantonalen  Gesetzen  sich      *♦'  \\\\\.^ 
haben.     Sozialdemokratischerseits   wird    auch    i     *n\  ^j  . 
Regelung  der  Arbeitsordnung  und  der  Tarifven   -^trl.ti. 
wünscht.    Vielleicht  ist  es  möghch,  dem  Tarif ve    ■•\\\v\k\,., 
revidirten  Gesetze  eine   etwas   weitere  Berücksi    -^'^-^tiltit  ,^ 
angedeihen  zu  lassen  und  eine  Bestimmung  aufzu  *-  \vr\>i. 
die  den  bindenden  Charakter  eines  solchen  Tarife   ♦  M  (i.t, 
festlötet.»  -'Wti  vv, 


■;Xus\;,. 
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Fabrikgesetzes  vorzunehmen,  die   bereits  genügend 
vorbeitet  ist. 

Das  Begnadigungsgesetz,  über  welches  sich 
die  beiden  Räthe  nicht  einigen  konnten,  wurde  nach 
einer  gemeinschaftlichen  Sitzung  der  beiden  Kommissionen 
vom  10.  September  d.  J.  als  gescheitert  betrachtet,  wobei 
zu  sagen  ist,  dass  dasselbe  doch  nur  ein  provisorisches 
(bis  zum  Erlass  eines  Eidg.  Strafgesetzbuches)  geworden 
wäre  und  dass  durch  die  jetzige  Praxis  in  Begnadigungs- 
sachen der  wesentliche  Zweck  desselben,  wie  er  nament- 
lich vom  Nationalrathe  festgehalten  wurde,  erreicht  wird. 
Es  wurde  dann  von  beiden  Räthen  übereinstimmend 
beschlossen,  die  Begnadigungskommission  künftig  für 
die  ganze  Amtsdauer  einer  Legislaturperiode  zu  bestellen 
und  zwar  aus  11  Mitgliedern,  wovon  7  dem  Nationalrathe 
zustehen.    Dieser  Beschluss  lautet  wie  folgt: 

1.  Die  Berathung  des  gegenwärtigen  Gesetzesent- 
wurfes sei  nicht  weiter  fortzusetzen  und  die  Vorlage  als 
gescheitert  zu  betrachten. 

2.  Für  die  nächste  Amtsperiode  sei  von  den  Räthen 
eine  ständige  Begnadigungskommission  von  elf  Mitghedern 
zu  bestellen,  wovon  sieben  dem  Nationalrath  und  vier 
dem  Ständerath  angehören  soUen. 

Das  Bundesgesetz  über  den  Versicher,ungsver- 
trag  wurde  in  seinem  Texte  bereinigt  und  definitiv  an- 
genon^men.  Ebenso  eine  Vorlage  über  Ergänzungen  und 
Organisation  des  Versicherungsamtes.  Das  inter- 
nationale Uebereinkommen  vom  26.  September  1906 
über  die  Nachtarbeit  der  Frauen  und  das  Verbot 
des  gelben  Phosphors  wurde  in  der  Eidg.  Ges. 
Sammlung  XXIV,  59  publizirt. 

lieber  die  «Erstellung  und  Instandhaltung  von  elek- 
trischen Seh  wachstrom anlagen»  erliess  der  Bundes- 
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rath  ausführliche  «Vorschriften»,  vom  14.  Februar  190^ 
die  in  der  E.  G.  S.  XXIV,  76  abgedruckt  sind. 

Ueber  die  zu  erlassenden  Verordnungen  behufs  In- 
kraftsetzung des  Lebensmittelgesetzes  wird  im 
«Berner  Tagblatt»  berichtet: 

«Die  Herren  Experten,  welche  die  Verordnung  aus- 
arbeiteten, seien  mit  ihren  Bestimmungen  über  das 
Ziel  hinausgegangen;  sie  schlagen  sogar  eine  Eon  trolle 
über  das  Trinkwasser  vor.  Für  die  Eier  haben  sie  einen 
ganzen  Abschnitt  ausgearbeitet.  Die  Verordnungen  ent- 
halten scharfe  Bestimmungen  über  die  Art  und  Weise, 
wie  die  Kühe  zu  melken  seien  usw.  Die  ursprQngliche 
Absicht  ging  auf  die  Ausarbeitung  einer  Vorlage,  welche 
ungefähr  die  gleichen  Bestimmungen  enthalten  sollte, 
wie  das  vorzügliche  Berner  Lebensmittelkontrollgesetz. 
Der  Bundesrath  ist  nun  bemüht,  alle  «Uebertreibungen» 
aus  den  Verordnungen  auszuschalten,  was  viel  Arbeit  und 
Zeit  in  Anspruch  ninmit.» 

Die  Frage  der  Haftpflicht  der  Automobileist 
bereits  seit  1905  beständig  auf  der  Tagesordnung.  Ein  Ge- 
setzesprojekt darüber  besteht  bereits,  wobei  besonders 
fraglich  ist,  ob  eine  Art  von  Zwangsgenossenschaft  der- 
selben erstellt  werden  könne  und  ob  die  Grundsätze  der 
Eisenbahnhaftpflicht  auf  diese  Jedermann  lästigen,  aber 
doch  unvermeidlichen  Fuhrwerke  anwendbar  seien. 

Ueber  die  Bethe  iligung  des  Bundes  an  den 
Armenlasten  der  Kantone,  in  Folge  des  Wiederein- 
bürgerungsgesetzes  (Motion  Caflisch),  fand  am  16. 
Juni  eine  Verhandlung  im  Nationalrath  statt,  die  aber  zu 
keinem  Resultat  führte.  Der  Bericht  der  Kommission 
darüber  sagt: 

«Der  Anregung  verschiedener  Kantone  nachkommend, 
hatte  der  Bundesrath  in  das  neue  Gesatz  über  Erwer- 
bung und  Verzicht  des  Schweizerbürgerrechts  auch  eine 
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Erweiterung  des  Instituts  der  Wiedereinbürgerung  auf- 
genommen.    Nach   Art.  10  kann    der  Bundesrath    nach 
Anhörung  des  Heimatkantons  die  unentgeltliche  Wieder- 
aufnahme folgender  Personen  in  ihr  früheres  Gemeinde- 
und  Kantonsbürgerrecht  verfügen:     a)  der  Wittwe   oder 
der  zu  Tisch   und  Bett   getrennten  oder   geschiedenen 
Ehefrau  eines  Schweizerbürgers,  der  auf  sein  Bürgerrecht 
verzichtet  hat;    b)  derjenigen  Kinder  eines  entlassenen 
Schweizerbürgers,    der   auf  sein  Bürgerrecht   verzichtet 
hat;  c)  der  Wittwe  oder  der  zu  Tisch  und  Bett  getrennten 
oder  geschiedenen   Ehefrau,  welche   durch    ihre   Heirat 
das  Schweizerbürgerrecht  verloren  hat;  d)  solchen  Personen, 
welche  durch  besondere  Verhältnisse  genöthigt  wurden, 
auf  das  Schweizerbürgerrecht  zu  verzichten.    Wir  haben 
es  hier  nun  nicht  mit  einer  ganz  singulären  Bestimmung 
zu    thun,    sondern    mit    einer  Vorschrift,    die  durch  die 
kantonalen    Gesetzgebungen    vorbereitet    war    und    die 
ihre  tiefe  innere  Begründung  in  den  Verhältnissen  hat. 
Als  das  neue  Gesetz  von  1903   in   den    eidgenössischen 
Käthen  zur  Sprache  kam,  ist  allerdings  zur  Begründung 
des  Art.  10  ein  Fall  angeführt  worden,  der  sich  besonders 
typisch  gestaltet  hatte.     Von  Anfang  an  hatte  man  die 
Auffassung,  dass  man  mit  der  neuen  Bestimmung  nicht 
sehr  weit  gegangen  sei.    Nun  hat  aber  die   Anwendung 
des  Gesetzes  zu  einer  gewissen  Beunruhigung  geführt,  und 
von  verschiedenen  Kantonen    aus  wurde  verlangt,    dass 
Wandel  geschaffen   werde.    Die    eingelangten  Eingaben 
haben   dann   zu   der  Motion  Caflisch  und  Genossen  ge- 
führt,  die  ihrerseits  den  heutigen  Bericht  des  Bundes- 
rathes  veranlasst  hat.    Bei    der   Prüfung  der  Frage  ist 
vorab  die  Tragweite  der  vom  Bundesrath  verfügten  Wie- 
dereinbürgerungen zu  prüfen.    Ihre  Zahl  ist  nicht  gross. 
Bis  Ende  1907  sind  961  Wiedereinbürgerungen    zu    ver- 
zeichnen.   Gegen  den   Wunsch    der  Kantone    erfolgten 
nur  wenige.    Die  Bedeutung  dieser  Ziffer  wird  noch  ab- 
geschwächt durch  die  Thatsache,  dass  die  Kantone  schon 
bisher  sich  den  Wiedereinbürgerungen  gegenüber   nicht 
einfach  ablehnend  verhielten.  Sodann  ist  zu  konstatiren, 
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dass  die  finanziellen  Konsequenzen  der  erfolgten  Wieder- 
einbürgerungen für  die  Kantone  keine  sehr  bedeutenden 
sind.  Man  darf  wohl  dieses  Urtheil  fällen,  auch  wenn 
man  den  vom  Bericht  gebrachten  Zahlen  aus  zeitlichen 
Gründen  nur  bedingte  Bedeutung  beilegt.  Aber  auch 
wenn  man  bereits  den  heutigen  Erhebungen  über  die 
erfolgten  Wiedereinbürgerungen  eine  grössere  Bedeutung 
zumessen  wollte,  wäre  es  möglich,  ihr  in  irgend  einer 
praktischen  Art  und  Weise  Rechnung  zu  tragen?  Die 
Kommission  ist  einig«  in  der  Ueberzeugung,  dass  eine 
Hülfeleistung  des  Bundes  heute  den  grössten  Schwierig- 
keiten begegnen  müsste.  Das  Armen  wesen  ist  ausschliess- 
lich der  Souveränität  der  Kantone  anheim  gegeben,  und 
ohne  Verfassungsrevision  dürfte  ein  Eingreifen  d^ 
Bundes  in  diese  kantonale  Domäne  nicht  angängig  und 
nicht  zulässig  sein.  Wir  wollen  aber  auch  nicht  ohne 
jede  Kontrolle  und  ohne  alle  Kautelen  den  Gemeinden 
finanzielle  Hülfe  bringen.  Auf  keinen  Fall  empfiehlt  es 
sich,  beim  heutigen  Stand  der  Angelegenheit  eine  Ent- 
scheidung zu  provoziren.  Die  anfänglich  etwas  schab- 
lonenhafte Praxis  des  Bundesrathes  bei  den  Wiederein- 
bürgerungen ist  eine  andere  geworden  und  entspricht 
heute,  wie  man  wohl  behaupten  darf,  den  thatsächlichen 
Verhältnissen.  Nicht  vergessen  darjf  man  auch,  dass, 
wenn  die  Armen  wesen  frage  aufs  Tapet  kommen  soll, 
grössere  Fragen  die  Priorität  der^Berathung  besitzen,  so 
z.  B.  die  von  der  Armenpflegerkonferenz  angeregte  Aus- 
länderunterstützung. Um  ein  vollständig  richtiges  Bild 
von  der  Frage  zu  haben,  die  uns  heute  beschäftigt, 
müssen  wir  eine  längere  Wirkung  des  Gesetzes  ab- 
warten. 

Der  Bundesrath  beantragt  in  seinem  Bericht,  der 
Anregung  einer  finanziellen  Betheiligung  des  Bundes 
an  den  Armenlasten,  die  den  Gemeinden  aus  den  unent- 
geltlichen WiedereinbOrgerungen  erwachsen,  keine  Folge 
zu  geben.  Die  Kommission  will  die  Frage  heute  ohne 
Präjudiz  beiseite  legen.  Der  Vertreter  des  Bundesrathes 
erklärte  seine  Zustimmung.  )► 
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Ebenso  fand  eine,  vorläufig  resultatlose,  Diskussion 
über  die  Hausirfrage  statt,  worüber  folgender  Be- 
richt der  N.  Z.  Zeitung  das  Wesentliche  enthält: 

«Gestützt  auf  die  Beschlüsse  der  Konferenz  kantonaler 
Polizeidirektoren  im  Oktober  1906  hatten  einige  Kantone 
beschlossen,  Italienern  für  das  Jahr  1907  keine  Hau- 
sirpatente  mehr  zu  verabfolgen.  Es  existire,  so  wurde 
erklärt,  kein  Staatsvertrag  zwischen  der  Schweiz  und 
Italien,  der  das  Gegenrecht  garantire.  Diese  Kantone 
waren  der  Ansicht,  die  Schweiz  habe  durch  den  neuen 
Handelsvertrag  mit  Italien  freie  Hand  erlangt  in  der 
Zulassung  der  Italiener  zum  Hausirhandel.  Die  italienische 
Gesandtschaft  in  Bern  reklamirte  daraufhin  beim  Bun- 
desrath,  und  dieser  musste  denn  auch  konstatiren,  dass 
der  Handelsvertrag  den  Niederlassungsvertrag  mit  Italien 
vom  Jahre  1868  nicht  modifizirt  habe ;  der  hier  stipiilirte 
Grundsatz  der  Gleichberechtigung  der  in  der  Schweiz 
niedergelassenen  Italiener  mit  den  Schweizerbürgem  in 
Ausübung  von  Handel   und  Gewerbe  gelte  also  weiter. 

Die  Hausirfrage  kam  sodann  im  Schosse  der  Bun- 
desversammlung zur  Sprache.  Der  Vertreter  des  Bundes- 
rathes  war  in  der  Lage,  mitzutheilen,  dass  mit  der  itali- 
enischen Regierung  bereits  Unterhandlungen  gepflogen 
würden  über  eine  neue  Ordnung  der  Angelegenheit.  In 
einem  Kreisschreiben  vom  24.  Juli  macht  der  Bundesrath 
den  Kantonsregierungen  Mittheilung  von  der  Erklärung, 
die  zwischen  ihm  und  der  itahenischen  Regierung  über 
die  Ausübung  von  Wandergewerben  und  Hausirhandel 
ausgetauscht  worden  ist.  Sie  lautet:  «Es  besteht  zwischen 
den  beiden  Regierungen  Einverständniss  darüber,  dass 
jeder  Staat  sich  die  volle  Freiheit  seiner  Gesetzgebung 
vorbehält  hinsichtlich  des  Rechtes  der  Angehörigen  eines 
der  beiden  Staaten,  auf  dem  Gebiete  des  andern  Ge- 
werbe im  Umherziehen  und  Hausierhandel  zu  treiben, 
in  der  Meinung  jedoch,  dass  die  Angehörigen  jedes  Staates 
auf  dem  Gebiete  des  andern  die  gleichen  Rechte  gemessen, 
wie    die    Angehörigen    dritter  Staaten,    mit   denen   der 
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gleiche  Grundsatz  vereinbart  worden  ist.»  Nach  dieser 
Erklärung  fällt  für  die  Kantone  die  Pflicht  dahin,  dem 
italienischen  Staatsangehörigen  in  der  Schweiz  Patent« 
für  den  Hausirhandel  und  den  Gewerbebetrieb  im  Um 
herziehen  unter  den  gleichen  Bedingungen,  wie  den  Al- 
gehörigen  anderer  Kantone  oder  der  meistbegünstigteL 
Nation  zu  ertheilen.  Sie  sind  bloss  verpflichtet,  der 
Italienern  die  Rechte  zu  gewähren,  die  sie  den  Angehö- 
rigen anderer  Staaten  gewähren,  mit  denen  ebenfalk 
die  Freiheit  der  Gesetzgebung  vereinbart  worden  ist 
Nach  den  zur  Zeit  geltenden  Vorschriften  ist  für  die  AI 
gäbe  von  Hausirbewilligungen  an  die  Angehörigen  fol 
gender  Staaten  einzig  das  kantonale  Recht  massgebend 
Deutsches  Reich,  Frankreich,  Oesterreich-Ungarn,  Rumä 
nien  und  Serbien.  Ebenso  besteht  |keine  auf  Staatsver- 
trag beruhende  Verpflichtung  zur  Abgabe  von  Hausir 
patenten  an  Portugiesen.  WasRusslsnd  betriflFt,  so  mus'- 
die  Schweiz  nur  die  Vergünstigungen  bedingungslos  ge 
währen,  welche  sie  ihrerseits,  ohne  Gegenleistung  em 
pfangen  zu  haben,  gewährt  hat.  Die  Angehörigen  aller 
andern  Vertragsstaaten  (ausser  Italien)  haben  dagegen 
auf  Grund  der  Staatsverträge  einen  Anspruch  darauf, 
im  Hausirhandel  gleich  behandelt  zu  werden,  wie  die 
Angehörigen  anderer  Kantone  oder  der  meistbegünstigten 
Nation.» 

Eine  Vorlage  des  Eidg.  Justizdepartements  über  die 
Errichtung  eines  Eidg.  Verwaltungsgerichtsho- 
fes ist  bereits  dem  Bundesrath  zugegangen,  und  es  wird 
somit  diese  Sache  zu  den  nächsten  wichtigen  Traktanden 
der  Bundesversammlung  gehören. 

Ueber  das  englische  Patentgesetz,  das  auch  uns 
sehr  interessirt,  enthält  die  Frankf.  Zeitung  vom  30. 
Aug.  folgenden  Artikel: 

« Der  28.  August  ist  ein  für  die  englische  Industrie 
besonders  wichtiger  Tag.  Als  das  englische  Patentgesetz, 
welches  Ausländer  zwingt,  bei  Ausnützung  ihrer  Patente 
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die  Fabrikate  hauptsächlich  in  dem  Vereinigten  König- 
reiche herstellen  zu  lassen,  am  1.  Januar  in  Kraft  trat, 
wurde  ausländischen  Firmen,  deren  Patente  in  England 
vier  Jahre  alt  waren,  eine  Gnadenfrist  bis  zum  28.  August 
bewilligt,  innerhalb  deren  sie  die  nöthigen  Vorbereitungen 
für  die  Fabrikation  ihrer  Waren  in  England  zu  treffen 
hatten.  Obwohl  von  Deutschland  und  von  Amerika  aus 
industrielle  Kreise  um  eine  Verlängerung  dieser  Frist 
eingekommen  waren,  ist  diese  mit  dem  28.  August  abge- 
laufen, und  es  tritt  nunmehr  das  Gesetz  auch  für  die 
alten  Patente  in  Kraft.  Viele  grosse  ausländische  Firmen, 
die  einen  grossen  Absatz  in  England  haben,  sahen  sich 
genöthigt.  Schritte  zur  Anlage  von  Fabriken  in  England 
zu  thun.  Das  Gesetz  bietet  den  ausländischen  Patent- 
inhabern drei  Möglichkeiten.  Es  bleibt  ihnen  zunächst 
die  MögUchkeit,  die  Bestimmungen  ^des  Gesetzes  unbe- 
rücksichtigt zu  lassen.  Ein  derartiger  Schritt  wäre  ge- 
fährlich. Jede  englische  Firma  könnte  in  einem  solchen 
Falle  darum  einkommen,  dass  das  Patent  für  England 
ungültig  erklärt  wird,  und  die  appellirende  Firma 
könnte  sodann  selbst  den  bisher  patentirten  Artikel 
fabriziren.  Die  ausländischen  Patentinhaber  können  aber 
auch  mit  einer  englischen  Firma  dahin  übereinkommen, 
dass  diese  im  Vereinigten  Königreich  die  Ausnutzung 
des  Patentes  übernimmt.  Es  bleibt  endlich  den  Patent- 
inhabern die  dritte  Möglichkeit,  in  England  sofort  eine 
Fabrik  zu  errichten  zur  Fabrikation  aller  für  den  eng- 
lischen Markt  bestimmten  Waren.  Die  Sachverständigen 
sind  der  Ansicht,  dass  das  Patentgesetz  jedenfalls  die 
Folge  haben  werde,  engüschen  Arbeitern  grössere  Ar- 
beitsgelegenheiten zu  bieten,  Geld  für  Fabrikanlagen  ins 
Land  zu  bringen  und  eine  höhere  Einnahme  aus  den 
Steuern  zu  ziehen.  Wie  viele  Patente  in  englische 
Hände  fallen  werden,  lässt  sich  noch  nicht  übersehen 
Jedenfalls  sind  seit  Monaten  die  Agenten  englischer 
Firmen  thätig  gewesen,  um  ausfindig  zu  machen,  welche 
Patente  von  den  Ausländem  wahrscheinlich  fallen  ge- 
lassen   werden.     Man    glaubt,    dass    die    ausländischen 
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Fabrikanten  ihre  wichtigsten  Patente  durch  Errichtung 
von  Fabriken  in  England  sichern,  die  weniger  wichtiges 
durch  Abkommen  mit  englischen  Fabrikanten  durch  diese 
ausnutzen  und  die  am  wenigsten  einbringenden  Patente 
fallen  lassen  werden.  Dreissig  grosse  ausländische  Firmeo 
haben  bereits  Fabriken  fertig  oder  im  Bau,  und  man 
glaubt,  dass  die  Zahl  dieser  Fabriken  innerhalb  weniger 
Jahre  gewaltig  steigen  wird.  Zwanzig  der  Finnen,  die 
bereits  in  England  Fabriken  errichten,  sind  deutsche,  und 
der  Rest  sind  amerikanische  Firmen.» 


Im  Juni  d.  J.,  und  sodann  in  einer  Extrasitzung  voic 
September,  begannen  die  Berathungen  im  Nationalrath 
über  die  neue  Vorlage  eines  Kranken-  und  Unfall- 
versicherungsgesetzes nach  einem  Entwürfe  von 
Dr.  Cer.^ole,  welche  zuletzt  am  7.  Oktober  in  einer  Nacht- 
sitzung zu  einer  Annahme  desselben  seitens  des  National- 
rathes  führten,  womit  aber  bei  der  schwierigen  Natur  des 
Problems  noch  wenig  gesagt  ist.  Vielmehr  ist  wahrschein- 
lich, dass  das  Gesetz  schon  bei  der  Berathung  im  Ständerath 
modifizirt,  und  schliesslich  noch  einem,  in  seinem  Resultate 
zweifelhaften,  Referendum  unterstellt  werden  wird. 

Historisches  Resume.  Am  26.  Mai  1887  er- 
folgte die  Motion  auf  eine  Unfallversicherung  und 
auf  Revision  des  bestehenden  Haftpflichtgesetzes,  was 
dann  zunächst  zu  dem  «erweiterten  Haftpflichtgesetze' 
führte.  Am  26.  Oktober  1890  entstand  der  neue  Artikel 
34bi8  der  ß.-V.  Dann  folgte  der  Gesetzesentwurf  Forrer. 
der  am  20.  Mai  1900  abgelehnt  wurde.  Nur  die  Militär- 
versicherung allein  kam  nachträglich  zu  Stande. 

Inzwischen  war  die  Kranken-,  Unfall-  und  Invahden- 
Versicherung  in  Deutschland,  die  Krankenversicherung 
und  Unfallversicherung  in  Gestenreich  (keine  Invaliden- 
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Versicherung,  Unfallversicherung  fQr  die  einzelnen  Kron- 
länder), und  ebenfalls  in  Frankreich  zu  Stande  gekommen, 
und  es  entstand  nun  auch  bei  uns  eine  neue  Vorlage 
und  eine  ganze  Fluth  von  Eingaben  und  Besprechungen  (47). 

Die  Alters-  und  Invalidenversicherung,  die  in  den- 
selben vielfach  verlangt  wird,  würde  zunächst  eine  Ver- 
fassungsrevision erfordern  imd  fällt  daher  vorläufig 
ausser  Betracht. 

Der  jetzige  Grundgedanke  ist  der,  durch  eine 
Unfallversicherung  die  Haftpflicht  möglichst  abzu- 
lösen. Das  Obligatorium  für  den  Beitritt  zur  Kranken- 
kasse ist  fallen  gelassen,  aber  es  ist  den  Kantonen  imd 
Gemeinden  gestattet,  es  einzuführen. 

Hauptfragen  sind: 

a)  die  Frage,  ob  für  die  Unfallversicherung  ein  Monopol 
eingeführt  werden  soll,  das  die  Konkurrenz  der  bis- 
herigen Unfallversicherungsgesellschaften  für  die  obli- 
gatorische Versicherung  ausschliesst  und  nur  für  die 
freiwillige  zulässt,  oder  ob  ähnlich  wie  bei  den  Kranken- 
kassen bloss  Staatsbeihülfe  zu  den  bestehenden  Ver- 
sicherungsanstalten stattfinden  soll; 

b)  die  Einbeziehung  der  Nichtbetriebsunfälle  in  die 
obligatorische  Versicherung; 

c)  der  Beitrag  des  Arbeiters  und  seine  Höhe; 

d)  der  Beitrag  der  Arbeitgeber. 

Die  Leistungen  des  Bundes  bestehen  zunächst 
in  dem  Versicherungsfonds,  der  im  Zeitpunkt  der  Eröff- 
nung etwa  12 — 15  Millionen  betragen  wird,  und  in  jähr- 
lichen Beiträgen  von  circa  7—9  Millionen. 

Zunächst  wurde  in  der  ordentUchen  Sommersitzung 
dieses  Jahres  die  Krankenversicherung  durchberathen, 
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welche  dem  System  der  Subvention  des  Bundes  für  die 
bestehenden  Krankenkassen,  oder  auch  für  einzelne  Landes- 
theile,  wo  keine  solchen  möglich  sind,  folgt.  Der  letztere 
Grundsatz  gilt  als  etwas  bedenklich.  Ein  Antrag  folgenden 
Inhalts  wurde  mit  Mehrheit  abgelehnt: 

«Art.  4^".  Es  werden  solche  Kassen  nicht  anerkannt, 
deren  Statuten  die  Schweizerbürger  ausschliessen  oder 
die  Aufnahme  von  der  Zugehörigkeit  zu  einer  Konfession 
oder  einer  politischen  Partei  abhängig  machen.» 

Zur  Berathung  der  Unfallversicherung  ^wrurde 
unter  grossem  Widerstand  seitens  des  Ständerathes  eine 
besondere  Herbstsitzung  (kurz  vor  den  Wahlen)  anbe- 
raumt, in  welcher  dann,  nach  lebhaften  Debatten  übtrr 
das  Ganze  und  über  einzelne  Theile,  auch  dieser  Abschnitt 
durchberathen  und  schliesslich  das  Gesetz  mit  allen  gegen 
4  Stimmen  angenommen  wurde. 

Die  Unfallversicherung  hat  überhaupt  den  Zweck, 
die  Haftpflicht  abzulösen ;  daher  sind  in  Art.  38  alle  Be- 
triebe als  versicherungspflichtig  aufgeführt,  die  der  Haft- 
pflicht oder  sog.  erweiterten  Haftpflicht  unterliegen, 
ohne  jedoch  ein  Minimum  von  dabei  beschäftigten  Ar- 
beitern aufzustellen.  Der  Bundesrath  entscheidet  im 
Zweifel,  wer  versicherungspflichtig  ist  und  wer  nicht. 

425,000  Personen  werden  nach  gegenwärtigem  Stand 
als  versicherungspflichtig  betrachtet.  Späterer  Zuwachs 
wird  so  berechnet,  dass  600,000  Versicherungspflichtige 
schliesslich  vorhanden  sein  werden.  Dazu  würden  dann 
aber  noch  die  freiwillig  Versicherten  kommen. 

Der  Jahreslohn  dieser  Versicherten  wird  auf  über 
700  Millionen  Franken  angenommen. 

Die  obligatorische  Versicherung  enthält  alle 
Personen,  die   dermalen   in   den  Haftpflichtgesetzen  auf- 
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genommen  sind,  mit  noch  einer  Ausdehnung  sogar.  Es 
kommt  nun  dazu  noch  die  Versicherung  der  Nichtbetriebs- 
unfäUe  und  ferner  die  sog.  freiwillige  Versicherung 
mit  Beiträgen  des  Bundes. 

Für  die  obligatorische  Versicherung  ist  das  System 
der  Kollektiv- Versicherung  vorgesehen,  die  freiwillige  Ver- 
sicherung würde  sich  dagegen  individuell  gestalten  müssen, 
vvrenigstens  ein  wesentlicher  Theil  derselben,  obwohl  das 
noch  zweifelhaft  ist.  Jedenfalls  würden  nur  Leute  mit 
einem  Jahreseinkommen  von  unter  3000  Fr.  in  die  freiwillige 
Versicherung  aufgenommen  werden.  Bei  der  obligatori- 
schen Versicherung  ist  keine  solche  Limite  vorhanden. 

Eine  Hauptfrage  ist  die  Ausländerfrage,  die, 
soweit  obligatorische  Versicherung  besteht,  inbegriffen 
sind,  aber  nur,  wenn  sie  ein  Jahr  im  Lande  gewohnt 
haben. 

Die  Berechnung  der  Kosten  in  der  bundesräthlichen 
Botschaft  betrug  3'/2  Millionen,  die  nun  aber  als  zu  gering 
betrachtet  werden  bei  700  Millionen  Lohn^umme.  Man 
nimmt  jetzt  'A%  der  Lohnsumme  an  und  kommt  zu  einer 
Belastung  von  vier  Millionen,  die  aber  auch  kaum  aus- 
reichen werden,  besonders  wenn  noch  die  Verwaltungs- 
und Gerichtskosten  dazukommen. 

Die  Artikel  der  Unfallversicherung  haben  bedeutende 
Bedenken  gegen  sich,  waren  aber  nach  der  Verfassimg 
unausweichlich.  Ohne  die  Einbegreifung  der  Nichtbetriebs- 
unfälle  hätte  die  Arbeiterschaft  kein  Interesse  mehr  an 
dem  Gesetz,  sondern  sie  stände  besser  bei  der  Haft- 
pflicht. —  Das  Bedenkliche  ist  die  Versicherung  der  an- 
geblich 100 — 120,000  Ausländer  (diese  Zahlen  sind  nicht 
zuverlässig),  welche  bei  uns,  nun  auch  für  die  Nicht- 
betriebsunfälle,  mit  Bundesbeiträgen  versichert  würden, 
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während  grosse  Kategorien  eigener  Landsleute,  Beamte. 
Lehrer,  Landwirthe  nicht  versichert  sind. 

Die  Einbeziehung  der  Nichtbetriebsunfälle  in  die 
Versicherung  wurde  mit  80  gegen  36  Stimmen  am  6.  Ok- 
tober im  Nationalrath  beschlossen,  nach  zweitägiger  De- 
batte. Sie  wird  neben  dem  Monopol  den  grössten  Stein 
des  Anstosses  bilden. 

Die  freiwillige  Versicherung  nach  den  Art  84 
und  86  ist  eigentlich  bloss  ein  Anfang  und  ein  Provi- 
sorium, das  sich  entweder  ausdehnen,  oder  dann  ein 
kümmerlicher  Annex  zu  der  obligatorischen  bleiben  wird. 

Eine  Ausdehnung  derselben  auf  alle  Schweizerbüi^ger, 
die  das  14.  Altersjahr  zurückgelegt  haben,  wurde  mit 
grosser  Mehrheit  am  7.  Oktober  d.  J.  angenommen.  Es 
würde  dies  166,000  Personen  theoretisch  angehen.  Diese 
erhalten  jedoch  keinen  Bundesbeitrag. 

Die  besonderen  Begünstigungen,  welche  die  Land- 
wirthschaft  dabei  noch  verlangte,  wurden  mit  erheblicher 
Mehrheit  abgelehnt. 

Es  entsteht  nun  hier  wieder  ein  besonderes  «Ver- 
sicherungsgericht>.  Besser  wäre  gewesen,  den  Re- 
kurs an  das  Bundesgericht  zu  statuiren. 

Man  sieht  in  dieser  Sache  den  Fortgang  noch  nicht 
da  jede  Lösung  ein  Referendum  herbeiführen  kann.  Nur 
dass  das  Ende  des  Ganzen  eine  allgemeine  Alters-  und 
Invalidenversicherung  sein  wird,  imd  damit  verbunden 
eine  grosse  Revision  unserer  Bürgerrechts-  und  Nieder- 
lassungsverhältnisse, das  ist  uns  ziemlich  klar  geworden. 

Ein  Verschiebungsantrag,  welcher  wie  folgt 
lautete,  wurde  jedoch  am  30.  September  mit  120  gegen  14 
Stimmen  unter  Namensaufruf  abgelehnt: 
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«Die  Vorlage  betreffend  Unfallversicherung  wird  an 
den  Bundesrath  zurückgewiesen  mit  dem  Auftrage,  eine 
Lösung  der  Frage  auf  dem  Boden  der  Vorschlfige  der 
Zürcher  Handelskammer  zu  suchen  und  zugleich  die  Frage 
zu  prüfen,  ob  und  wie  die  Versicherung  der  Nichtbetriebs- 
unfäUe  auf  dem  Wege  der  freiwilligen  Versicherung  mit 
Bundesbeiträgen  angebahnt  werden  könnte.  > 

Aus  der  zahlreichen  Litteratur  sind  besonders 
bemerkenswerth : 

Eine  Begutachtung  der  Zürcher  Handelskammer,  gegen 
Monopol  und  Nichtbetriebsunfälle  gerichtet,  und  ein  Gut- 
achten über  eine  allgemeine  Alters-  und  Invalidenver- 
sicherung für  den  Kanton  St.  Gallen,  .erstattet  von  Dr. 
Renfer,  Professor  an  der  Handelsakademie  St.  Gallen, 
nebst  einem  Nachtrag  über  den  Einfluss  dieser  Ver- 
sicherung auf  die  Armenlasten  der  Gemeinden. 

Auf  Grundlage  desselben  fand  am  3.  August  in  St 
Gallen  eine  Konferenz  von  Abgeordneten  der  Kantone 
St.  Gallen,  Zürich,  Bern,  Glarus,  Solothum,  Baselstadt, 
Appenzell  A.-R.  und  Aargau  statt,  aus  deren  gedrucktem 
Protokoll  vrir  folgende  Stellen  hervorheben: 

«Die  Tagung  wurde  veranlasst  durch  ein  Schreiben 
des  Polizei-  und  Militärdepartements  des  Kantons  St. 
Gallen,  welches  dasselbe  am  17.  Juni  1908  an  die  Re- 
gierungen der  Kantone,  welche  sich  zur  Zeit  bereits  schon 
mit  der  Frage  der  Alters-  und  Invaliditätsversicherung  be- 
schäftigten, richtete,  nämlich  an  die  Kantone  Zürich,  Bern, 
Glarus,  Solothurn,  Baselstadt,  Appenzell  A.-Rh.  und  Aargau. 

Der  Gedanke,  dass  der  Staat  als  eine  seiner  ersten 
Aufgaben  die  Ausgleichung  der  sozialen  und  ökonomischen 
Gegensätze  betrachten  müsse  und  dass  hiezu  die  Armen- 
fürsorge, so  weitherzig  sie  auch  ausgebildet  werde,  grund- 
sätzlich nicht  passe,  ist  ein  Allgemeingut  der  Kultur- 
staaten geworden.    Die  Armenprophylaxis,  das  Bestreben, 
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die  Armuth  so  weit  möglich  zu  verhüten  durch  Gewähnme 
von  Staatsmitteln  und  durch  Ermuthigung  zur  Selbsthülfe, 
ist  die  Losung.  Hiezu  dient  hauptsächlich  die  allgemeine 
Volksversicherung  und  vornehmlich  deren  Tochter»  die 
Alters-  und  Invaliditätsversicherung.  Wie  es  aber  passend 
erscheint,  den  ökonomischen  Folgen  unerhoffter  und  uner- 
warteter Schicksalsschläge,  wie  Unfall,  Krankheit,  Feuers- 
brunst etc.  durch  allgemeine  Versicherung  zu  begegnen, 
so  muss  es  als  wenigstens  ebenso  berechtigt  erklärt 
werden,  dafür  zu  sorgen,  dass  derjenige,  welcher  allein 
mit  dem  besten  Willen  nicht  genug  für  sein  Alter  er- 
sparen kann,  das  erhoffte  Alter,  das  naturgemäss  Erwerbs- 
unfähigkeit oder  doch  geschwächte  Arbeitsfähigkeit  bringt 
nicht  in  Elend  und  Armuth,  in  Versorgung  in  einer  Armen- 
anstalt nebst  alten  Faulenzern,  Trinkern  und  Verbrechern, 
beschliessen  muss.  Die  Ueberzeugung,  dass  für  das  Alter 
und  die  Tage  vorzeitiger  Erwerbsunfähigkeit  gesorgt 
werden  muss  und  dass  an  Stelle  der  Armenfürsorge  der 
Rechtsanspruch  des  Einzelnen,  gegründet  auf  seine  eigene 
Mitleistung,  treten  soll,  ergreift  immer  weitere  Kreise. 
Da  die  Erfahrung  gezeigt  hat,  dass  auf  dem  Wege  der 
Freiwilligkeit  ohne  bedeutende  Staatshülfe  nicht  Ge- 
nügendes geleistet  werden  kann,  vso  hat  sich  ein  Staat 
nach  dem  andern  an  die  Alters-  und  Invaliditätsver- 
sicherung herangemacht  und  strebt  entweder  das  Obliga- 
torium an  oder  verspricht  ganz  gewaltige  staatliche  Sub- 
vention. Daneben  ist  auch  bekannt,  dass  fast  alle  Staaten, 
inklusive  die  schweizerischen  Kantone,  für  einzelne 
Gruppen  der  Bevölkerung,  für  Angestellte  und  Beamte 
des  Staates,  Landjäger,  Lehrer  etc.  Pensionskassen  er- 
richtet haben,  so  dass  es  sich  nur  um  Ausdehnung  dieses 
Gedankens  auf  weitere  Kreise  handelt.  In  der  Schweiz 
sind  Neuenburg  und  Waadt  vorangegangen  und  haben 
auf  dem  Wege  der  Freiwilligkeit  mit  Staatsbeitrag  aus 
eigener  Kraft  etwas  geleistet,  das  sich  sehr  wohl  sehen 
lassen  darf.  Der  Kanton  Genf  wird  vielleicht  im 
kommenden  Jahre  sein  Gesetz  unter  Dach  bringen;  die 
Kantone   Glarus   und   Aargau   sind   auch  bald   so   weit 
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^während  für  St.  Gallen  einstweilen  nur   das  Experten- 
Gutachten  vorliegt. 

Eine  Reihe  von  Kantonen  wollen  offenbar  nicht  ^zu- 
warten,  bis  auch  diese  Versicherung  vom  Bund  in  Angriff 
genommen  wird;  überdies  ist  eine  gründliche  Revision 
des  Armenwesens,  die  auch  in  andern  Kantonen  an  der 
Tagesordnung  ist,  nicht  ohne  Berücksichtigung  der  Alters- 
versicherung gut  denkbar.» 

Als  Resultat  der  Konferenz  wurde  am  Schlüsse 
derselben  von  dem  Vorsitzenden,  Reg.-Rath  Dr.  Mächler 
von  St.  Gallen,  Folgendes  konstatirt: 

«1.  In  Anbetracht,  dass  die  Kantone  die  Alters-  und 
Invaliditätsversicherung  selbständig  einführen  können  und 
wollen,  und  mit  Rücksicht  auf  die  Kostspieligkeit  dieser 
Angelegenheit,  erscheint  es  wünschenswerth,  wenn  schon 
vorher  und  möglichst  früh  mit  der  Beschaffung  von  Geld- 
mitteln zur  Aeufnung  eines  Fonds  begonnen  wird.  Es 
erzeigt  sich  ein  allgemeines  Einverständniss  mit  dieser 
Erklärung. 

2.  Die  Versicherung  soll  Schutz  gewähren  gegen  die 
finanziellen  Folgen  von  Alter  und  Invalidität.  Die 
Wittwen-  und  Waisenversicherung  kann  ihrer  grossen 
Kosten  wegen  vorläufig  nicht  einbezogen  werden. 

3.  Ist  es  möglich  und  wünschbar,  ein  ObUgatorium 
irgendwelcher  Art  anzustreben? 

Für  das  Obligatorium  erzeigt  sich  also  völlige  Einigkeit. 

4.  Die  Konferenz  findet,  dass  die  geplante  Versicherung 
nur  mit  erheblicher  finanzieller  Mithülfe  des  Staates  mög- 
lich ist,  dass  jedoch  eine  solche  um  so  eher  angezeigt 
erscheint,  weil  durch  Einführung  dieser  Versicherung  eine 
wesentliche  Entlastung  des  Armenwesens  eintreten  wird. 

Ohne  Diskussion  ergibt  sich  EinhelUgkeit  in  dieser 
Beziehung. 

5.  Das  Präsidium  spricht  den  Wunsch  aus,  die  Kon- 
ferenz möge  erklären,  dass  nicht  wie  im  Kanton  Genf 
nur  die  Kantonsbürger,  sondern  alle  Schweizerbürger  in 
die  anzustrebende  Versicherung  einbezogen  werden  sollen. 
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Herr  Landammann  Engster  von  Appenzell  formulin 
den  Antrag  wie  folgt:  Die  Konferenz  spricht  sich  dahin 
aus,  dass  nicht  nur  Kantonsangehörige  in  den  Ver- 
sichertenkreis  einbezogen  werden  sollen.  Den  einzelnen 
Kantonen  bleibt  es  überlassen,  einen  weiteren  Kreis  zu 
ziehen. 

Mit  dieser  letzteren  Fassung  erklären  sich  alle  Ver- 
treter einverstanden,  und  ist  also  auch  hierin  fünhellig 
keit  erzielt. 

6.  Sollen  auch  die  weiblichen  Personen,  sowie  die 
Kinder  in  die  Versichenmg  einbezogen  werden  ? 

Herr  Dr.  Mächler  formulirt  den  Antrag  wie  folgt: 
Neben  der  obligatorischen  Versicherung  soll  auch  die  frei- 
willige Versicherung  für  den  Rest  der  Bevölkerung,  nach 
besonderem  Tarif,  aber  ohne  Staatsbeiträge  in  Aussicht 
genommen  werden. 

Im  Sinne  des  Antrages  von  Herrn  Dr.  Mächler  wird 
dann  eine  Einigung  hierüber  erzielt. 

7.  Die  Konferenz  hält  dafür,  dass  das  Altersjahr,  wo 
jedem  Versicherten  ein  bestimmtes  Anrecht  auf  eine 
Altersrente  gegeben  werde,  im  Maximum  das  65.  sein  solle. 

8.  Für  die  Einführung  der  Alters-  und  Invaliditäts- 
versicherung empfiehlt  sich,  von  der  Versicherung  mitROck- 
gewähr  vorläufig  abzusehen. 

9.  Das  Präsidium  schlägt  vor,  die  Höhe  der  Alters- 
rente solle  im  Minimum  Fr.  250. —  betragen. 

Nach  gewalteter  Diskussion  ergibt  sich  ein  allseitiges 
Einverständniss  mit  einer  Minimalaltersrente  von  Fr.  300.— 

10.  Soll  bei  der  In  validitäts Versicherung  eine  Warte- 
frist eingeführt  werden  ? 

Allgemein  ist  man  der  Ansicht,  eine  fünfjährige 
Wartefrist  sei  anzunehmen. 

11.  Sollen  zu  den  Beiträgen  auch  die  Gemeinden 
mitherangezogen  werden? 

Herr  Regierungsrath  Dr.  Mächler  ist  der  Ansicht, 
dass  in  Folge  der  ganz  verschiedenartigen  Verhältnisse 
in  den  einzelnen  Kantonen  die  Einigung  hier  wohl 
schwierig  werde.    Herr  Landammann  Blumer  glaubt,  dass 
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einige  Kantone  dies  wohl  thun  können,  während  andere 
darauf  verzichten  müssten.  Glarus  hat  eine  Mitbetheili- 
gung  der  Gemeinden  in  Aussicht  genommen ;  doch  sollte 
diese  Angelegenheit  wohl  den  einzelnen  Kantonen  zur 
selbständigen  Lösung  Überlassen  bleiben.  Herr  Stände- 
rath  Dr.  Locher  ist  ebenfalls  dieser  Ansicht;  im  Kanton 
Zürich  sei  z.  B.  einö  Entlastung  der  Gemeinden  im  Armen- 
wesen zugleich  auch  eine  Entlastung  des  Staates. 

Man  ist  allgemein  der  Ansicht,  es  solle  diese  Frage 
noch  offen  gelassen  werden. 

12.  Sollen  auch  die  Arbeitgeber  zu  den  Beitrags- 
zahlungen mitherangezogen  werden? 

Allgemein  ist  man  nach  gewalteter  Diskussion  der 
Ansicht,  diese  Frage  noch  offen  zu  lassen. 

13.  Es  soll  die  Invaliditäts-  und  Altersversicherung, 
abgesehen  von  der  obersten  Verwaltung,  in  Verbindung 
mit  schon  bestehenden  Amtsstellen  durchgeführt  werden. 

Es  ergibt  sich  allseitiges  Einverständniss  zu  dieser 
Fassung. 

14.  Die  Frage  der  Beziehung  der  kantonalen  Alters- 
und Invaliditätsversicherungen  zu  der  eidgenössischen 
Unfall-  und  Krankenversicherung  soll  in  einer  späteren 
Konferenz  behandelt  werden,  wenn  sich  die  Verhältnisse 
der  letzteren  noch  etwas  besser  abgeklärt  haben. 

Herr  Dr.  Gobat  fragt  an,  ob  nicht  die  st.  gallischen 
Untersuchungen  leicht  auf  die  Kinderversicherung  ausge- 
dehnt werden  könnten,  da  ihm  immer  noch  das  Projekt 
einer  möglichst  allgemeinen  Versicherung  vorschwebe. 
Herr  Dr.  Renfer  theilt  mit,  dass  dies  wohl  möglich  sei, 
jedoch  ziemlich  Arbeit  verursachen  würde,  da  die  ge- 
schehenen Vorarbeiten  nicht  hiefür  eingerichtet  worden 
seien.    Von  einem  Antrage  hierzu  wird  abgesehen.» 

Ohne  Zweifel  befinden  wir  uns  in  einer  Doppel- 
strömung, und  es  ist  auch  denkbar,  dass  der  ganze  Ver- 
fassungs-Artikel im  Sinne  dieses  erweiterten  Ver- 
sicherungsstandpunktes noch  eine  Abänderung  erleidet. 
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In  Deutschland  haben  im  Oktober  im  Reichsanit 
des  Innern  die  Konferenzen  über  die  Reform  der  Arbeiter- 
Versicherung  begonnen.  Den  Verhandlungen  über  die 
Reform  der  Krankenversicherung  dient  der  nachstehende 
Fragebogen  als  Unterlage: 

I.  Wie  ist  bei  einer  Reform  der  Krankenversicherunc 
die  äussere  Organisation  der  Krankenkassen  zu  gestalten' 
Wie  ist  dabei  dem  Bedürfniss  nach  grösserer  Centrali- 
sation  Rechnung  zu  tragen?  Insbesondere:  a)  Ist  du. 
Gemeindekrankenversicherung  als  zulässige  Form  der 
Versicherung  zu  beseitigen?  b)  Welche  der  nach  den. 
Krankenversicherungsgesetz  zugelassenen  Kassenarten 
sind  beizubehalten,  welche  zu  beseitigen?  c)  Inwieweit 
ist  die  Centralisation  namentlich  der  Ortskrankenkassen 
durch  Gesetz  vorzuschreiben,  inwieweit  für  die  Bethei* 
hgten  nur  zu  erleichtern?  d)  Wie  soll  für  den  Fall  d*> 
Zusammenschlusses  die  Auseinandersetzung  zwischen  den 
betheiligten  Kassen  (hinsichtlich  des  Vermögens,  dt:s 
Personals  u.  s.  w.)  geregelt  werden?  e)  Wie  ist  für  die 
Folge  das  Verhältniss  der  eingeschriebenen  Hülfskasst-n 
zu  den  Pttichtkassen  des  Krankenversicherungsgesetze> 
zu  gestalten? 

II.  Welcher  Abänderungen  bedarf  die  innere  Orga 
nisation  der  Krankenkassen?  Insbesondere:  a)  In  wel- 
chem Verhältniss  sollen  Rechte  und  Pflichten  bei  der 
Kassenverwaltung  zwischen  den  Kassenmitgliedern  und 
ihren  Arbeitgebern  geregelt  werden?  b)  Empfiehlt  sich 
zur  Schaffung  eines  Ausgleichs  zwischen  widerstreitenden 
Interessen  beider  Gruppen  die  Einsetzung  eines  unpar- 
teiischen Vorsitzenden?  c)  Ist  durch  gesetzliche  Ein- 
führung der  Verhältnisswahl  bei  den  Krankenkassen  auch 
den  Minderheitsgruppen  eine  ihrer  Zahl  entsprechender 
Vertretung  zu  sichern?  d)  Wie  sind  die  Verhältnisse  der 
Kassenbeamten  zu  regeln  ? 

III.  Wie  ist  das  Verfahren  und  der  Instanzenweg  in 
Streitsachen  der  Krankenversicherung  zu  gestalten  ? 
Insbesondere   ist   eine  Uebereinstimmung   mit  dem  Ver- 
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fahren  und  dem  Instanzenzuge  bei  den  übrigen  Zweigen 
der  Arbeite^versicherung  anzustreben? 

Diese  Fragen  sollen,  wie  der  cBerl.  Korr.^  hervor- 
hebt, nicht  ein  irgendwie  bindendes  Programm  darstellen, 
oder  den  Kreis  der  zu  besprechenden  Fragen  beschränken; 
sie  sind  vielmehr  lediglich  dazu  bestimmt,  einen  vor- 
läufigen Anhalt  für  den  äussern  Gang  der  Verhandlungen 
zu  bieten.  Die  Erörterung  weiterer  die  Reform  der 
Arbeiterversicherung  betreffender  Einzelfragen  grundsätz- 
licher Natur  soll  jedenfalls  mit  der  Aufstellung  dieser 
Frage  nicht  abgeschnitten  sein.  Bei  der  Erörterung  der 
Verhältnisse  der  Krankenkasssen  zu  Zahnärzten  und  Apo- 
theken wird  es  sich  insbesondere  um  die  Erörterung 
darüber  bandeln,  ob  bei  der  Behandlung  von  Zahnkrank- 
heiten neben  den  Zahnärzten  auch  die  Zahntechniker 
gesetzlich  allgemein  für  die  KrankenkassenmitgUeder  zu- 
zulassen sind;  ob  die  freie  oder  beschränkte  Apotheken- 
wahl gesetzlich  festzulegen  ist,  und  ob  den  Krankenkassen 
in  besondem  Fällen  die  Entnahme  bestimmter  Heilmittel 
aus  den  Drogerien  zu  gestatten  ist.  Auch  wird  die  Frage 
des  Selbstdispensirrechtes  der  Krankenkassen  berührt 
werden  können. 

Es  ist  zweifellos,  dass  wir  mit  diesen  Versicherungs- 
projekten einer  grossen  inneren  Umwälzung  entgegen- 
gehen. Immer  aber  unter  der  Voraussetzung  einer 
dauernden  Prosperität  des  Bundes  und  der  Bevölkenmg 
überhaupt.  Mit  dem  Eintritte  schlechter  Zeiten  und 
nächstliegender  augenblicklicher  Bedürfnisse  würden  sie 
wohl  ganz,  oder  theilweise  in  den  Hintergrund  gedrängt 
werden.  Und  dieser  Fall  Hegt  jetzt  nicht  ganz  ausser  aller 
Berechnung. 

Verwaltung.  —  Das  Ueble  an  der  Bundesver- 
waltung ist  die  beständige,  starke  Zunahme  der  Bundes- 
beamtenschaft und  ihrer  Kosten,   die  sich  beide  in  der 
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nächsten  Zeit  durch  die  Yersicherungsgesetzgebung,  die 
Lebensmittel-  und  Gewerbegesetzgebung,  die  Yerwaltungs- 
und  Versicherungsgerichtsbarkeit,  und  vollends  die  lieber- 
nähme  der  Gotthardbahn  in  grossem  Massstabe  geltend 
machen  werden,  ohne  dass  es  dagegen  möglich  sein 
wird,  einen  wirksamen  Abstrich  an  den  bisherigen  Be- 
amtungen  zu  machen.  Vollends  nicht  an  den  Besoldungen, 
die  im  Gegentheil  die  Tendenz  der  Erhöhung  haben. 
Ein  allgemeines  Gesetz  dieser  Art,  sowie  ein  besonderes 
Gesetz  über  Erhöhung  der  Bundesrichterbesoldungen  ist 
schon  lange  auf  der  Traktandenliste  der  Bundesver- 
sammlung, und  besonders  sind  es  die  in  eine  Genossen- 
Schaft  organisirten  < Eisenbahner»,  die  auf  beförderliche 
Erledigung  dringen.  Die  sog.  <TheuerungszuIagen\ 
welche  für  die  Jahre  1906  und  1907  einstweilen  provisorisch 
bewilligt  worden  waren,  beliefen  sich  auf  1,680,000  und 
1,760,000  Fr.;  die  dauernde  Mehrbelastung  durch  eine 
Revision  des  Besoldungsgesetzes  vom  2.  Juli  1897  würde 
nach  der  Botschaft  des  Bundesrathes  vom  15.  Juni  19Ü6 
(Bundesblatt  1908,  Nr.  26)  2  Millionen  ausmachen,  womit 
jedoch  ohne  Zweifel  nicht  allen  Begehren  entsprochen 
werden  könnte. 

Neu  ist  besonders  die  Schaffung  eines  internationalen 
Sanitätsamtes,  dessen  Statuten  der  Bundesversammlung 
gleichzeitig  mit  dem  Antrage  auf  Genehmigung  des  Ver- 
trages vom  9.  Dezember  1907  mit  Botschaft  vom  22.  Mai 
1908  vorgelegt  worden  sind. 

Von  den  bestehenden  Verwaltungsdepartementen 
sind  dasjenige  der  Justiz  theilweise  (Bundesblatt  Nr.  28  von 
1908),  das  des  Innern  in  gänzlicher  Revision  (Botschaft 
vom  7.  Februar  1908)  begriffen.  Ebenso  (wie  bereits  bei 
«Militärwesen>    berichtet;   dasjenige   des  Militärdeparte- 
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mentes  (Bundesblatt  1908,  Nr.  29).  Ueber  die  Alkohol- 
verwaltung sprechen  wir  bei  c Regalien»  und  über  die 
Bundesbahn  Verwaltung  bei  «  Eisenbahnen  >. 

Ueber  die  Reorganisation  des  Departements 
des  Innern  ist  Folgendes  zu  sagen: 

Bisher  war  es  nicht  einheitlich  organisirt,  wie  die 
andern  Departemente,  sondern  es  bestanden  nur  die  Be- 
schlüsse über  die  einzelnen  Abtheilungen  desselben,  welche 
immerfort  sich  vermehrten.  Namentlich  nun  noch  weiter 
durch  das  Lebensmittelgesetz  und  die  neue  Wassergesetz- 
gebung. Im  Zusammenhang  mit  der  neuen  Organisation 
steht  der  Gedanke  einer  Erweiterung  des  Bundesrathes 
auf  9  Personen,  sowie  einer  andern  Stellung  des  Bundes- 
präsidenten und  des  Departements  des  Auswärtigen.  Doch 
nimmt  man  an,  es  müsse  die  Initiative  dazu  aus  dem 
Volke  herkommen,  und  ist  dermalen  bei  den  bestehenden 
Finanzverhältnissen  eine  solche  Ausdehnung  des  obersten 
Verwaltungsorganismus  kaum  sehr  populär.  Zwei  neue 
Sektionen  des  Departementes  des  Innern  stehen  in  fol- 
gender Weise  bevor : 

«Eine  Sektion  für  Gesundheitswesen  hat  sich  speziell 
mit  der  Leitung  der  Lebensmittelkontrolle  zu  befassen; 
ihre  Bureaux  werden  im  ehemaligen  Hotel  National  unter- 
gebracht. Die  andere  Sektion  betrifft  das  hydrometrische 
Bureau,  welches  bis  dahin  an  das  Bauinspektorat  ange- 
schlossen war.  Bei  der  grossen  Entwicklung  der  Wasser- 
kräfteausnützung  wird  diese  Sektion  eine  hervorragende 
Bedeutung  haben.»  Diese  Neuorganisation  wird  eine 
Kostenvermehrung  von  ca.  120,000  Fr.  jährUch  mit  sich 
bringen,  überdies  Subventionen  an  die  Kantone  im  Be- 
trage von  175,000  Fr.  für  die  Ausfühnmg  des  Lebensmittel- 
polizeigesetzes bedingen. 
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Am  7.  Juli  1908  trat  das  Gesetz  über  den  Ver- 
sicherungsvertrag in  Kraft.  Auf  Grund  desselben 
wird  die  Aufgabe  des  Versicherungsamtes  eine  viel  grössere. 
Es  sollen  nun  besonders  noch  zwei  Experten,  ein  Jurist 
und  ein  Techniker,  beigegeben  werden  als  Beamte  zweiter 
Klasse. 

Das  neue  internationale  Sanitätsamt  wurde  an: 
4.  November  in  Paris  in  Wirksamkeit  gesetzt.  Das 
Bundesgesetz  vom  16.  Dezember  1907  über  die  Organisation 
der  Telegraphen-  und  Telephon  Verwaltung 
tritt  am  1.  Januar  1909  in  Kraft.  Der  Bundesrath  hat 
über  diesen  Geschäftszweig  eine  Verordnung  erlassen. 
E.  G.  S.  XXIV,  805. 

Ueber  die  Ruhetage  der  Zollbeamten  wurde  eine 
Verordnung  vom  22.  Mai  1908  publizirt.  E.  G.  S.  XXIV. 
633.  Ein  Bundesbeschluss  über  Subventionirung  von 
einer  schweizerischen  Zentralstelle  für  das  Ausstellungs- 
wesen vom  9.  April  1908  findet  sich  in  E.  G.  S.  XXIV, 
559.  Ueber  die  Schutzmassnahmen  gegen  Cholera  und 
Pest  wurde  eine  neue  Verordnung  vom  4.  Februar  19ÜS 
erlassen,  welche  die  frühere  vom  30.  Dezember  1899  theil- 
weise  abändert.  E.  G.  S.  XXIV,  39.  Im  September 
wurde  dann  noch  ein  ausführUches  Cirkular  an  die 
Kantone  gerichtet.  Ebenso  wurden  die  Ausführungs- 
bestimmungen  zur  Verordnung  vom  21.  Januar  1908  über 
die  Amtskautionen  und  den  Geschäftsgang  zwischen 
der  Bundesverwaltung,  einschliesslich  der  Nationalbank, 
mit  dem  Amtsbürgschaftsverein  am  4.  Februar  1908  revi- 
dirt.    E.  G.  S.  XXIV,  47. 

Eine  neue  ausführliche  Flössordnung  auf  dem 
schweizerisch-badischen  Rheine  wurde  am  26.  Juni  190> 
erlassen.    E.  G.  S.  XXIV,  698. 
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Eine  erhebliche  Differenz  der  Anschauung  ergab  sich 
zwischen  dem  Bundesrath  und  der  Bundesbahn- 
verwaltung, welch'  letztere  eine  Ausdehnung  der 
Generaldirektion  gewünscht  hatte.  Der  Bundesrath  sieht 
im  Gegentheil  eine  Vereinfachung  dieser  Verwaltung  als 
nothwendig  voraus.  Das  Genfer  Journal  sagte  darüber 
Folgendes: 

cLes  comptes  ont  pass^,  insensiblement,  de  la  me- 
nace  des  d^ficits  k  la  certitude  du  deficit.  L'importance 
de  celui-cif  en  1908,  n'est  pas  encore  determinöe.  Quant 
au  budget  de  1909,  il  l'övalue  ä  6  millions  de  fr.,  en 
chifffe  rond.  On  conc^it  que  le  Conseil  föderal  ait  pris 
peur.  La  perspective  de  la  repercussion  du  deficit  des 
chemins  de  fer  sur  les  finances  de  TEtat  et  sur  le  credit 
de  la  Conföderation  justifie  amplement  son  attitude.  II 
a  donc  6cart6  les  propositions  insuffisantes  des  C.  F.  F. ; 
il  a  öcartö,  notamment,  le  projet,  en  cet  instant  inopportun, 
d'une  extension  de  la  Direction  centrale,  et  ordonne  que 
la  loi  de  rachat  füt  revue  et,  le  cas  öch^nt,  cevisöe  en 
vue  d'une  simpUfication  administrative. 

Le  Service  de  Texploitation  aussi  röclame  une  reforme. 
II  y  a  eu  abus.  La  pöriode  d'affaires  exceptionnellement 
active  que  nous  avons  traversöe,  et  qui  s'est  traduite  par 
l'intensite  du  trafic,  a  6t6  complice  des  quemandeurs. 
eile  leur  a  permis  d'invoquer,  en  faveur  de  leurs  moindres 
dösirs,  l'abondance  des  recettes.  La  proportion  d'hommes 
politiques  dans  les  conseils  des  chemins  de  fer  est  trop 
forte  ä  notre  avis.  Ces  administrateurs-14  sont  portes  — 
c'est  humain  —  ä  faire  toujours  des  demandes  de  trains 
nouveaux,  d'arrets  de  trains,  de  construction  et  d^extension 
de  gares,  provenant  de  leurs  circonscriptions.  Une  partie 
de  l'augmentation  des  depenses  vient  de  lä. 

Les  causes  du  deficit  etant  ainsi  determinöes,  le  re- 
m^e  ne  peut  Stre  que  celui  auquel  s'est  bravement  rösolu 
le  Conseil  föderal:  revision  fondamentale  de  l'admini- 
stration ;  simplification  des  conseils ;  et,  espörons-le,  intro- 


4dä  Jahresbericlit  1908. 

duction  dans  ceux-ci  d'une  proportion  croissante  d'hommeF 
d'aflfaires,  affranchis  de  toutes  fonctions  politiques  et  de- 
gages  de  toutes  preoccupations  ^lectorales. » 

Zeitweise  hatte  in  Folge  dessen  der  Präsident  der 
Bundesbahndirektion,  Herr  Weissenbach,  seine  Demission 
auf  den  nächsten  April  eingereicht,  hat  sie  aber  wieder 
zurückgezogen. 

Die  Finanzen  sind,  wie  wir  es  bereits  gesagt  haben, 
der  verwundbarste  Punkt  des  centralisirten  Bundesstaats, 
und  es  hat  den  Anschein,  dass  sie  den  Höhepunkt  ihrer 
Prosperität  überschritten  haben.  Zwar  ergab  die  Staat"^ 
rechnung  des  Jahres  1907  noch  immer  einen  Ueberschuss. 
nach  folgendem  Abschluss :    Einnahmen   Fr.  145,914,äft) 

Ausgaben     >    139,310,085 
Ueberschuss   Fr.       6,604,174 

Es  ist  dabei  jedoch  zu  bemerken,  dass  die  Zölle 
10,578,000  Fr.  mehr,  alsbudgetirt  war,  eintrugen.  Schon  das 
Jahr  1908  wird  möglicherweise  mit  einem  Defizit  abschlies 
sen,  und  für  das  Jahr  1909  ist  ein  solches  von  5,330,00») 
devisirt.  Auch  die  Bundesbahnen  werden  in  diesem  Jahre 
ein  Defizit  aufweisen,  das  auf  den  gesammten,  bisher 
sehr  vortheilhaften  Staatskredit  der  Eidgenossenschaft 
ungünstig  wirken  wird.  Das  Kursblatt  des  schweizerischen 
Bankvereins  vom  1.  Okt.  sagt  darüber  Folgendes : 

«Unter  den  fest  verzinslichen  Werthen  ist  die  schwache 
Haltung  der  3  V>  %  Obligationen  der  Bundesbahnen  zu 
bemerken,  welche  auf  einige  Verkäufe  für  französische 
Rechnung  zurückzuführen  ist.  Diese  Verkäufe  sind  wahr- 
scheinlich durch  die  in  den  Portefeuillebeständen  vor- 
genommenen Aenderungen  hervorgerufen  worden,  welche 
im  Hinblick  auf  das  russische  Anleihen  gemacht  wurden. 
Es  ist  möghch,  dass  die  Betriebsergebnisse  des  laufenden 
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Jahres,  sowie  das  vorliegende  Budget  für  1908,  das  einen 
Ueberschuss  der  Ausgaben  von  Fr.  5,776,000  vorsieht, 
diesen  Verkäufen  nicht  ganz  ferne  stehen.  Da  ein  grosser 
Theil  unserer  Eisenbahnanleihen  im  Auslande  unterge- 
bracht ist,  so  ist  es  nicht  überflüssig,  hier  zu  wiederholen, 
dass  die  Titel  der  Bundesbahnen  eine  unmittelbare 
Schuld  der  Schweizerischen  Eidgenossenschaft  bilden, 
deren  Kredit  ersten  Ranges  ist,  und  dass  übrigens  die 
Bundesbahnen,  selbst  wenn  die  Wirklichkeit  die  Berech- 
nungen des  Budgets  bestätigen  sollte,  noch  immer  im 
Stande  sein  würden,  aus  eigenen  Mitteln,  d.  i.  aus  dem 
Ueberschusse  der  Betriebseinnahmen  über  die  Ausgaben, 
für  den  Dienst  ihrer  Anleihen  aufzukommen.  Die  etwas 
-weniger  günstige  Nuance  in  der  Bewerthung  der  Obliga- 
tionen unserer  Bundesbahnen  seitens  des  Auslandes  darf 
in  der  Schweiz  nicht  unbeachtet  bleiben.  Die  Schwei- 
zerische Eidgenossenschaft  wird  noch  oft  den  öffentlichen 
(Credit  für  ihre  Bahnen  in  Anspruch  nehmen  müssen,  und 
es  kann  ihr  von  diesem,  wie  von  anderen  Gesichtspunkten 
aus,  der  Umstand  nicht  gleichgültig  sein,  dass  die  finan- 
zielle Lage  der  Bundesbahnen  nicht  nur  im  eigenen 
Lande,  das  unmittelbar  an  ihrer  guten  Entwicklung  in- 
terressirt  ist,  mit  Aufmerksamkeit  verfolgt  wird,  sondern 
auch  von  einem  Theil  der  ausländischen  TiteUnhaber.» 

Wir  sind  sogar  persönlich  der  Ansicht,  dass  diese 
Bundesobligationen  dauernd  im  Kurs  sinken  werden. 

Es  kommt  dazu,  dass  eine  Reihe  von  grossen  neuen 
Ausgaben  bevorstehen,  wir  erinnern  nur  an  den  Rück- 
kauf der  Gotthardbahn  und  die  Abfindung  der  ausländi- 
schen Subvenienten,  den  Ausbau  des  Simplen  mit  einem 
zweiten  Geleise,  die  Subventionirung  einer  östlichen 
Alpenbahn,  die  weitere  Subventionirung  der  Rheinkor- 
rektion, die  Subventionirung  oder  direkte  Anhandnahme 
der  Kranken-  und  Unfallversicherung,  alles  Ausgaben, 
die  unvermeidlich  sind  und  in  die  vielen  Millionen,  jede 
einzelne  für  sich  betrachtet,  gehen.    Dazu  kommen  dann 
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noch  die  Militärreformen,  die  Besoldungserhöliungen  des 
ganzen  Heeres  von  Bundesbeamten,  die  neuen  Ausgaben 
für  die  Lebensmittelgesetze  und  die  Wasserrechtseinnch- 
tungen,  event.  für  das  Getreidemonopol,  und  noch  eine 
Menge  von  Vermehrungen  der  Bundeslasten  auf  jedem 
einzelnen  Gebiete  der  Verwaltung. 

Daraus  ergibt  sich  zunächst  die  Frage  nach  neuen 
Finanzquellen  ausser  den  bestehenden,  von  denen 
eine  einzige,  die  Zölle  (mit  69,500,000  für  das  Jahr  im 
budgedirt),  von  Erheblichkeit  ist.  Für  diese  Frage  haben 
wir  gegenwärtig  einen  Vorläufer  in  dem  deutschen  Bundes- 
staat, der  eine  förmliche  Suche  nach  neuen  Steuer 
Objekten,  wiewohl  mit  geringem  Erfolge  bisher,  anstellte. 
Die  wichtigsten  der  vorgeschlagenen  waren :  eine  erhöhte 
Biersteuer,  eine  Ihseratensteuer,  eine  Erbschafts-  oder 
Vermögenszuwachssteuer,  worüber  wir  folgende  Zeitungs- 
stimmen  registriren  wollen,  da  die  gleiche  Nachsuche  in 
Kurzem  auch  bei  uns  beginnen  wird. 

Aus  der  geplanten  Inseratensteuer  rechnet,  der 
c  Voss.  Ztg. »  zufolge,  die  Regierung  auf  eiu  Erträgniss  von 
25  Millionen  Mark.  Das  Blatt  hält  es  aber  für  ausge- 
schlossen, dass  eine  solche  Steuer  Annahme  finden  kann, 
und  widmet  ihr  folgende  Charakteristik: 

«Auch  wenn  die  Steuer  abgewälzt  wird,  führt  sie  zu 
unleidlichen  Plackereien  und  Härten,  zu  Mehrkosten  des 
Betriebes  und  durch  Einschränkung  der  Anzeigen  zu 
einer  Schädigung  der  Presse,  zu  einer  Herabsetzung  der 
Leistungsfähigkeit  einer  grossen  Anzahl  Blätter,  gerade 
derer,  die  einen  harten  Kampf  ums  Dasein  zu  führen 
haben.  Das  heisst,  die  Inseratensteuer  vertheuert  und 
verkümmert  dem  Volk  ein  unentbehrhches  BUdungs- 
mittel.  Ist  sie  schon  darum  unannehmbar,  so  nicht 
minder  vom  Standpunkt  des  Gewerbes  und  Verkehrs. 
Selbst  wenn  einzelne  Kategorien  kleiner  Anzeigen  Steuer- 
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frei  bleiben  sollen,  wird  doch  Handel  und  Wandel  mit  einer 
drückenden  Abgabe  belegt.  Mit  welchem  Recht  soll  dem 
Kaufmann,  der  seine  Waare  durch  eine  Anzeige  in  der 
Zeitung  empfiehlt,  oder  dem  Hausbesitzer,  der  eine  Woh- 
nung ausbietet,  oder  dem  Manne,  der  Geld  auf  sein 
Grundstück  sucht,  eine  besondere  Steuer  abgenommen 
werden?  Da  könnte  man  dem  Kaufmann,  der  ohnehin 
Steuern  aller  Art  zu  tragen  hat,  auch  noch  eine  Extra- 
steuer deshalb  abfordern,  weil  er  seine  Waaren  ins  Schau- 
fenster stellt  oder  durch  Kataloge  anbietet.  Das  Inserat 
ist  ein  Mittel  des  Erwerbs  für  den  Geschäftsmann,  die 
Anzeigekosten  ein  Theil  seiner  Geschäftskosten.  Be- 
steuert man  diesen  einen  Theil  besonders,  so  könnte 
man  folgerichtig  auch  den  Rest  der  Geschäftskosten  be- 
steuern und  sie  dadurch  noch  weiter  erhöhen.  Die  ganze 
Inseratensteuer  ist  mithin  nicht  nur  bildungsfeindlich, 
sondern  auch  handelsfeindlich  und  kulturwidrig.  Sie  ist 
unsinnig  von  Grund  aus.  p 

Die  «Frankfurter  Zeitung»  sagt: 

«Zur  beständigen  Reserve  einer  Gruppe  von  Poli- 
tikern, deren  Spezialität  die  Steuersuche  ist,  gehört  seit 
Langem  die  Inseratensteuer.  So  lange  diese  Steuer  in  erster 
Linie  von  antisemitischen  Finanzkünstlern  propagirt  wurde, 
die  mit  ihrer  Hülfe  der  «judoliberalen»  Presse  den  Todes- 
stoss  versetzen  zu  können  hofften,  brauchte  man  der 
Sache  kein  grosses  Gewicht  beizulegen;  seit  einiger  Zeit 
wendet  man  ihr  indessen  mehr  Aufmerksamkeit  zu,  weil  im 
Finanzausschuss  der  bayerischen  Reichsrathskammer  der 
Graf  Moy  neben  einer  Quittungs-  und  einer  Vergnügungs- 
steuer auch  eine  Inseraten-  und  Reklamesteuer  befür- 
wortet und  weil  daraufhin  der  bayerische  Finanzminister 
erklärt  hat,  dass  eine  Inseratensteuer  in  der  That  kommen 
müsse.  Den  einmüthigen  Widerstand,  den  der  Gedanke 
der  Inseratensteuer  bei  der  Presse  selbst  findet,  darf  man 
nicht  ohne  Weiteres  der  Gegnerschaft  gleichstellen,  auf 
die  jede  Steuer  bei  den  von  ihr  betroffenen  Geschäfts- 
leuten stösst,  denn  die  Zeitungen  sind  zum  Theil  keine 
reinen    Geschäftsunternehmungen,    sondern    Werkzeuge 
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des  politischen  Kampfes  und  können  als  solche  in 
gleichem  Masse  wie  irgend  welche  sonstigen  politisdien 
Organisationen  eine  allgemeine  Bedeutung  für  das  öffent- 
Leben  beanspruchen.  Unter  diesen  Blättern  befinden 
sich  zahllose  kleine  Zeitungen,  die  mit  mancherlei  finan- 
ziellen Schwierigkeiten  zu  kämpfen  haben  und  deren  Da- 
sein doch  in  hohem  Masse  erwünscht  ist,  weil  ein  grosser 
Theil  der  Bevölkerung  allein  durch  sie  für  die  politischen 
Dinge  interessirt  wird.  Und  gerade  diese  Blätter  würdec 
unter  einer  Inseratensteuer  am  meisten  zu  leiden  haben. 
Die  grossen  Zeitungen  und  namentlich  die  farblosen 
General- Anzeiger  würden  sich  schon  zu  helfen  wissen: 
ja  sie  würden  sogar  in  vielen  Fällen  insofern  Nutzen  aus 
der  Steuer  ziehen,  als  das  Eingehen  kleinerer  Blätter, 
denen  die  Steuer  zu  schwer  wird,  ihren  Inseraten  und 
ihrem  Abonnentenstande  eine  weitere  Vermehrung  bringen 
würde.  Abgesehen  von  der  kleineren  politischen  IVesse 
würden  den  Hauptnachtheil  von  der  Steuer  die  Inserenten 
haben,  auf  die  natürlich  ein  möglichst  grosser  Theil  der 
Steuer  abgewälzt  werden  würde.  Und  auch  hier  würden 
wieder  die  Kleinen  am  schwersten  betroffen  werden: 
kleine  Geschäftsleute  und  Angestellte,  die  schon  jetzt 
nicht  mehr  als  nothwendig  inseriren,  so  dass  sie  die  Ver- 
theuerung  des  Inseratenpreises  nicht  durch  eine  Ein- 
schränkung des  Umfangs  der  Inserate  ausgleichen  könnten. 
Wie  man  unter  diesen  Umständen  die  Inseratensteuer 
aus  mittelständlerischen  oder  allgemein  politischen  Grün- 
den empfehlen  kann,  ist  räthselhaft.  Wer  nicht  dem 
Mittelstande  eine  neue  Belastung  auferlegen  und  ausser- 
dem der  politischen  Indifferenz  der  Bevölkerung  Vorschub 
leisten  will,  sollte  den  Gedanken  einer  Inseratensteuer 
aufgeben.» 

Im  Oktoberheft  der  Monatsschrift  für  Handelsrecht 
und  Bankwesen  tritt  Dr.  Heilbrunn  für  eine  Reichs -Ver- 
mögenszuwachssteuer ein,  d.  h.  eine  Steuer,  die  nicht 
das  Vermögen  als  solches,  sondern  die  jährlichen  Erübri- 
gungen, den  Zuwachs  an  Vermögen  progressiv  treffen 
soll.    Er  macht  für  seinen  Vorschlag  geltend: 
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<Fasst  man  den  Vermögenszuwachs  als  Grundlage 
der  Besteuerung  ins  Auge,  so  sind  damit  alle  Momente 
berücksichtigt,  die  eine  Härte  und  übermässige  Belastung 
des  Einzelnen  nach  sich  ziehen  können,  wie  Aufwand 
für  Familie,  Kinderreichthum,  soziale  Stellung,  Lasten, 
die  durch  Krankheit  verursacht  sind  u.  s.  w.  Allerdings 
der  Sparsame  wird  eher  zu  einer  Besteuerung  heran- 
gezogen wie  der  Verschwender,  aber  das  Gleiche  gilt 
von  jeder  Besteuerung  einer  fundirten  Einkommensquelle. 

Um  den  Betrag,  den  das  Vermögen  im  Laufe  des 
Jahres  gewachsen  ist,  ist  die  ökonomische  Kraft  der 
Einzelwirthschaft  erstarkt.  Dieser  Betrag  ist  ein  abso- 
lutes Kriterium  der  Leistungsfähigkeit.  Wird  die  Be- 
steuerung hierauf  aufgebaut,  so  ergibt  sich  vor  Allem  die 
Möglichkeit,  die  hohen  Einkommen  und  die  grossen 
Kapitalbildungen,  die  unsere  moderne  Wirthschaftsent- 
Wicklung  mit  sich  bringt,  ausgibiger  zu  besteuern,  ohne 
minder  Leistungsfähige  zugleich  treffen  zu  müssen.  Eine 
Besteuerung,  die  weniger  das  Vermögen  als  vielmehr  die 
progressive  Vermögensakkumulation  trifft,  erscheint  heute 
umso  angemessener,  als  das  wirthschaftliche  üeber- 
gewicht  der  grossen  Kapitalanhäufungen  immer  mehr 
hervortritt,  das  Aufkommen  kleinerer  selbständiger  Be- 
triebe mehr  und  mehr  erschwert,  und  damit  auch  der 
Bildung  kleinerer  Vermögen  entgegenwirkt.  Die  indirekte 
Besteuerung  belastet  heute  übermässig,  vor  Allem  das 
kleine  Arbeitereinkommen,  das  durch  Zölle  und  sonstige 
indirekte  Abgaben  mit  etwa  4V»— 77*  Prozent  betroflfen 
wird.  Die  direkte  Staatssteuer  zuzüglich  der  kommu- 
nalen Abgaben  wird  vorwiegend  dem  Mittelstand  drückend. 
So  erscheint  es  durchaus  gerecht,  die  hohen  Einkommen 
in  Form  einer  Besteuerung  der  Vermögensneubildung 
stärker  zu  belasten.  Diese  Besteuerung  hat  zugleich  den 
Vorzug,  dass  sie  Einkommensbildungen  zur  Besteuerung 
heranzieht,  die  ihr  bisher  entgangen  sind.  .  .  .  Die  Bil- 
dung der  zu  besteuernden  Steuerwerthe  beruht  schliess- 
lich zum  grossen  Theil  auch  auf  denjgewaltigen  Aufwen- 
nungen  des  Reichs.   Erst  mit  der  Reichsbildung  hat  sich 
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jener  machtvolle  Wirtbscbaftkörper  bilden  können,  den 
heute  die  deutsche  Volkswirthschaft  darstellt-  Von  ihr 
datirt  der  Aufschwung  der  deutschen  Industrie,  der 
Schiflffahrt,  des  Handels.  Den  Aufwendungen,  die  das 
Reich  für  den  Schutz  dieses  grossen  Wirthschaftssystem^ 
macht,  sollte  ein  Entgelt  seitens  der  kapitalbildendeo 
Produktion  gegenüber  gestellt  werden.» 

In  den  «Vaterstädtischen  Blättern»,  dem  Sprechsaal 
des  sozial-politisch  reaktionärsten  Blattes  Deutschlands 
der  «Hamburger  Nachrichten>,  finden  wir  folgenden  köst- 
lichen Vorschlag  zur  Linderung  der  Finanzmis^re :  «In 
erster  Linie  werden  zwar  Bier,  Branntwein  und  Tabak 
daran  glauben  müssen.  Aber  es  gibt  noch  eine  Anzahl 
Sachen,  deren  Besteuerung  im  allgemeinen  Interesse 
wünschenswerth  wäre,  wenngleich  grosse  Erträge  nicht 
daraus  zu  erwarten  wären.  Zunächst  die  Besteuerung 
von  organisirten  Streiks  und  Aussperrungen. 
Die  Gesetzgebung  schützt  die  Koalitionsfreiheit  in  so  weit- 
gehender Weise,  dass  es  nur  billig  und  gerecht  wäre, 
wenn  jeder,  der  sich  die  Koalitionsfreiheit  zu  Nutze 
machte,  dafür  dem  Reiche  eine  Steuer  entrichtete.  Die 
Allgemeinheit  und  das  Pubükum  hätte  einen  Vortheil 
von  solcher  Besteuerung,  weil  dadurch  die  Anzahl  der 
Lohnkämpfe  wahrscheinlich  herabgemindert  würde  . 
Streiks,  bei  denen  Erhöhung  der  L^hne,  Verkürzung  der 
Arbeitszeit  u.  s.  w.  keine  erhebliche  Rolle  spielen,  sondern 
die  lediglich  auf  eine  Machtfrage  hinauslaufen,  wären  in 
dieselbe  Kategorie  zu  rechnen  wie  z.  B.  Champagner  und 
Automobile  und  unter  eine  Luxussteuer  zu  stellen.  Femer 
wäre  eine  Besteuerung  der  Eingänge  bei  den 
Kassen  der  politischen  Parteien  wünschenswerth. 
Es  ist  durchaus  gerecht,  wenn  der,  der  seiner  Partei  Gelder 
zukommen  lässt,  damit  die  Partei  die  Gesetzgebung  mög- 
lichst zu  seinem  persönlichen  Vortheil  beeinflusse,  von  dem 
meist  freiwillig  gespendeten  Gelde  einen  Theil  als  Steuer 
an  das  Reich  abführt.  Die  Steuer  wäre  von  der  Parteikasse 
selbst  zu  zahlen.  Es  wäre  im  allseitigen  Interesse,  wenn 
man  die  den  Parteien  zur  Verfügung  gestellten  Gelder  durch 
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eine  Steuer  verringerte;  das  könnte  zu  einer  Einschränkung 
des  Parteihaders  führen.  Aus  den  Zeitungsberichten  kann 
man  entnehmen,  dass  sehr  viele  Menschen  unnöthiger- 
^weise  Revolver,  Dolchmesser  u.s.w.bei  sich  tragen. 
Nach  Trinkgelagen,  bei  Streitigkeiten,  bei  Aufläufen  u.  s.  w. 
machen  die  Menschen  viel  unbedachten  Gebrauch  davon, 
sehr  zu  ihrem  eigenen  Schaden  und  zum  Schaden  ihrer 
Mitmenschen.  Auch  Kinder  richten  viel  Unheil  damit  an, 
wenn  sie  zu  Hause  zufällig  derartige  schlecht  verwahrte 
Sachen  finden.  Es  ergibt  sich,  dass  Revolver  und  Dolch- 
messer  viel  billiger  sind,  als  im  Interesse  der  Allgemein- 
heit wünschenswerth  ist.  E^ine  hohe  Fabrikationssteuer, 
verbunden  mit  einer  Erhöhung  des  Zolles,  würde  den 
Umsatz  verringern  und  dem  Reiche  eine  Kleinigkeit 
einbringen.»  Die  Redaktion  der  «Hamburger  Nachr.> 
scheint  nicht  das  Gefühl  gehabt  zu  haben,  dass  sie  das 
Opfer  eines  von  Galgenhumor  erfassten  Steuerzahlers 
geworden  ist,  denn  sie  begleitet  seine  Ausführungen  mit 
keinem  kommentirenden  Wort.    (Frankf.  Zeitung.) 

Auf  die  Einwendungen  der  direkt  Betroffenen  ist 
natürUch  überall  nicht  allzu  viel  zu  geben. 

Bei  uns  würden  zunächst  in  Frage  kommen:  Tabak 
und  Biej,  die  eine  eidgenössische  Besteuerung  am  besten 
tragen  könnten. 

Seltsamerweise  gehörte  das  Jahr  1907,  mit  welchem 
der  Rückgang  der  eidg.  Finanzen  begann,  zu  den  gün- 
stigsten für  den  schweizerischen  Handel.  Das  Genfer 
Journal  gibt  darüber  das  folgende  Tableau: 

<Le  bilan  provisoire  du  commerce  exterieur  de  la 
Suisse,  qui  vient  d'ötre  public,  donne  les  chiffres  sui- 
vants:  les  importations  se  sont  elevees  ä  1  milliard  616 
millions,  les  exportations  ä  1  milliard  153  millions,  soit 
une  diff^rence  de  462  millions. 

Ce  total  de  2  milliards  800  millions  pour  Tensemble 
de   notre   commerce   exterieur  d^passe  de  beaucoup  les 
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chiffres  prec^dents,  comme  le  proiive  le  tableau  suivant. 
qui  doit  s'entendre  par  millions  de  francs: 

Importation     Exporintion     Difference 


1894 

822 

621 

210 

1899 

1160 

796 

364 

1901 

1050 

836 

214 

1902 

1129 

874 

253 

1903 

1196 

888 

308 

1904 

1240 

891 

349 

1905 

1380 

969 

411 

1906 

1469 

1071 

398 

1907 

1615 

1153 

462 

Ainsi,  depuis  1894  le  chifFre  des  importations  a  doub'.t 
en  Suisse.  Sur  1896,  Tavance  est  de  150  millions  pour 
les  importations ;  c'est  la  plus  forte  que  Ton  ait  enregistret 
jusqn'ici. 

En  Consultant  le  tableau  d^taille,  on  voit  que  Taug 
mentation  provient,  en  premiere  ligne,  de  Tindustrie  dt 
la  broderie  avec  G8  millions ;  son  exportation  s'est  eleve<?. 
en  1907,  a  193  millions  un  quart,  contre  159  en  VM. 
137  en  1^K)5  et  120  en  1904.  Les  soieries  sont  en  aus- 
mentation  de  16,8  millions ;  les  machines  et  vehicule- 
aii)si  que  les  appareils  et  instruments  ont  passe  de  76  a 
pres  de  90  millions.  Les  produits  de  Tindustrie  laititu 
sont  en  avance  de  8  millions,  tandis  que  Texportation  di: 
betail  a  subi  un  recul  presque  aussi  elevö. 

En  ce  qui  concerne  specialement  Thorlogerie,  i»d 
possede  des  chiffres  detailles.  Nous  avons  exporte 
en  1907: 

11,743,448  pieces,  montres,  boltes  de  montres  et  mou- 
vements  finis,  pour  une  valeur  de  139,798,571  fr.  et  pour 
9,469,127  fr.  de  pieces  detachees.  L'exportation  totale  se 
monte  donc  a  149  milUions  267,698  francs.» 


Natürlich   gibt   es   auch   noch   ein    einfacheres    und 
sichereres  Mittel,   den   Finanzen  aufzuhelfen,    das  heisst: 
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Vereinfachung  des  Lebens.  Dazu  müssen  wir 
ohne  allen  Zweifel  kommen,  und  dazu  muss  die  Eid* 
genossenschaft  das  Beispiel  geben  und  vorangehen,  wie 
sie  in  dem  Luxus  vorangegangen  ist.  Es  ist  nur  schwerer, 
darin  zurück,  als  vorwärts  zu  gehen. 


Regalien.  Das  eidg.  Finanzdepartement  hat  im  Jahre 
1892  und  am  23.  Januar  1905  auf  den  öffentlichen  Kassen 
und  Zahlstellen  der  Schweiz  Münzenqueten  ausführen 
lassen.  Die  Ergebnisse  dieser  letzten  Enquete  dienen 
nun  vorzüglich  bei  den  Unterhandlungen,  welche  gegen 
wärtig  zwischen  Frankreich  und  der  Schweiz  stattfinden 

Aus  der  letzten  Enquete  hat  man  ersehen  können, 
dass  von  den  in  der  Schweiz  zirkulirenden  5  Fr.-Stücken 
nur  6,64  7»  einheimische  und  93,367o  fremde  Stücke  sind, 
Von  den  Silberscheidemünzen  sind  64,66  7«  einheimisch 
und  35,34  7o  fremde.  Die  Enquete  wurde  auf  4923  Bun- 
des-, Kantonal-,  Kommunal-  und  Bankenkassen,  also  in 
sehr  ausgedehntem  Massstab  ausgeführt. 

Was  die  Silberscheidemünzen  anbetrifft,  dürfte  sich 
deren  Nationalisirung  empfehlen. 

Durch  die  Nationalisirung  würden  dann  ein  für  alle- 
mal die  Unannehmlichkeiten  und  Verluste,  die  sowohl 
der  eidgenössischen  Staatskasse  als  dem  PubUkum  aus 
der  Cirkulation  zahlreicher  fremder,  abgeschliffener  Silber- 
münzen in  unserem  Lande  erwachsen,  verschwinden. 

Eine  Abänderung  der  Art.  3  und  4  des  Regulativs 
über  die  KontroUirung  der  in  der  Eidg.  Münzstätte 
erzeugten  Münzen  vom  30.  März  1908  findet  sich  in  E. 
G.  S.  XXfV,  638. 

An  dem  Kongress  der  «Esperantisten»  in  Cambridge 
wurde  eine  «spesmil»  getaufte  fiktive  Rechnungsmünze, 
die  wahrscheinlich  den  gleichen  Erfolg  wie  das  esperanto 
selber  haben  wird,  in  Vorschlag  gebracht. 
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Ueber  die  Ablieferung  der  Militärsteuern  andt^ 
l^und  wurde  eine  neue  Verordnung  vom  10.  April  1Ä> 
erlassen.    E.  G.  S.  XXIV,  541. 

Das  eidgenossische  Postdepartement  hatte  in  eineu. 
Rimdschreiben  die  Kantonsregierungen  angefragt,  ob  >i^ 
die  Einführung  von  Postsparkassen  als  wünschliar 
erachteten.  Die  Ansichten  der  Kantonsregieningen  siw. 
getheilt,  die  Mehrheit  spricht  sich  für-  Einführung  au? 
Einzeln«;  abcT  erklären  sich  dagegen,  da  sie  befürchteü 
dass  die;  Postsparkassen  die  be/eits  bestehenden  Erspar 
nisskassen  schädigen  könnten  und  dass  weiterhin  di 
Gelder  nicht  mehr  für  lokale  Zwecke  verwendbar  bliet»eri. 
sondern  an  Centralstellen  abgeliefert  würden. 

Der  Bundesrath  erliess  aui  3.  Juli  die  Vorschriften 
über  die  dringenden  Privattelegramme.  Dir 
Absender  eines  Piivattelegrammes  kann  für  dieses  det 
Voriang  in  der  Beförderung  und  Bestellung  vor  den  ge 
wöhnhchen  Privattelegramm<iii  erlangen,  wenn  er  V'^r 
die  Adresse  die  taxpflichtige  Notitz  «dringend>  (abgekün: 
«D»)  setzt  und  die  dreifache  Taxe  eines  gewöhnlichen 
Telegramm(is  von  gleicher  Wortzahl  erlegt.  Will  der 
Autgeber  eine  dringende  Antwort  bezahlen,  so  hat  tr 
vor  die  Adresse  die  unter  Umständen  durch  die  Angabc 
der  Wortzahl  zu  ergänzende  Notiz  «Dringende  Antwort 
bezahlt»  (abgekürzt  «RPD»)  zu  setzen  und  die  Taxe  für 
ein  dringendes  Telegramm  von  entsprechender  Wortzahl 
zu  entrichten.  Wird  «dringende  unbeschränkte  Antwort- 
bezahlt, so  hinterlegt  der  Absender  einen  vom  Aufgabe 
bureau  zu  bestinmienden  Botrag,  über  welchen  nach 
Ehigang  der  Antwoil  abgerechnet  wird.  Im  internatio- 
nalen Verkehre  winl  die  Auswechslung  von  dringenden 
Privattelegrammeii  auf  Grundlage  der  Bestimmungen  des 
internationalen  Reglements  mit  denjenigen  Ländern  zu- 
gelassen, deren  Verwaltungen  diese  Telegrammgattung 
in  ihre  telegraphisclie  Korrespondenz  aufgenommen  haben. 
Die  Vorschriften  treten  mit  dem  1.  August  1908  in  Kraft. 
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Das  neue  allgenieine  Gesetz  Ober  die  Organisation 
der  Telegraphen-  und  Telephonverwaltung  tritt 
am  1.  Januar  1909  in  Kraft.    E.  G.  S.  XXIV,  806. 

Ueber  die  drahtlose  Telegraphie  erliess  das 
Deutsche  Reich  in  diesem  Jahre  ein  Gesetz.  Ucber 
diesen  Gegenstand  hatte  im  Jahre  1906  ein  Kongress 
der  europäischen  und  einiger  aussereuropäischen  Staaten 
stattgehabt. 

Ueber  die  Prüfung  und  Beförderung  der  Geholfen 
der  Zollverwaltung  wurde  ein  neuer  Bundesraths- 
beschluss  vom  8.  September  1908  erlassen.  E.  G.  S. 
XXIV,  803. 

Die  Alkohol- Verwaltung  zeigte  fOr  das  Jahr 
1907  eine  Reineinnahme  von  G,861,875  Fr.,  wovon  6,483,794 
Fr.  an  die  Kantone  vertheilt  wurden,  die  sich  natOrlich  dieses 
Gewinnes  erfreuen  ohne  allzu  viel  Nachdenken  darüber, 
aus  welchem  Elend  er  zum  grössten  Theil  stammt. 

Der  Alkohol-Zehntel  wird  nach  dem  Bericht  der 
nationalräthlichen  Kommission  immer  noch  falsch  ver- 
wendet, z.  B.  für  alle  bestehendiin,  wohlthätigen  Anstalten, 
wie  besonders  Irrenanstalten,  Zwangsarbeitsanstalten  und 
dergleichen.  Die  nationalräth liehe  Kommission  sagte  da- 
her  (9.  Juni  1908)  selber,  er  diene  mehr  zur  Entlastung 
der  kantonalen  Budgets,  als  zu  seinem  Zwecke.  Andere 
Kantone  verwenden  die  Boträge  nicht  Jahr  fOr  Jahr, 
sondern  legen  sie  für  unbestimmte  Zeit  und  Zwecke 
zurück.  Die  Kommission  unerkannte,  jni.n  sollte  den 
Temperenz-  und  Abstinenzvoreinen  mehr  davon  geben,  als 
bisher.    Wir  haben  das  längst  gesagt. 

Es  scheint  sich  nun  der  Kampf  gegen  den  Alko- 
holismus überall  zu  accentuiren     Ganz  besonders  war 
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dies  zunächst  in  England  der  Fall,  wo  gegen  das  jetzt 
in  Berathung  vor  dem  Parlamente  liegende  Wirthshaus- 
gesetz  eine  gewaltige  Demonstration  der  reichen  Brauer 
und  ihrer  armen  Klienten  stattfand.  Die  Frankfurter 
Zeitung  berichtete  darüber  Folgendes: 

«London,  27.  Sept.  London  war  heute  ganz  in 
den  Händen  der  Brauer.  Die  grosse  Demonstration  der 
Interessenten  des  Bier-  und  Schnapskonsums  gegen  das 
Wirthshausgesetz  beherrschte  das  gesammte  Strassenbild. 
In  170  Extrazügen  brachten  die  Brauereien  die  von  ihnen 
abhängigen  Existenzen,  Arbeiter,  Angestellte  undWirthe 
aus  dem  ganzen  Lande  nach  der  Hauptstadt.  Zwanzig 
Massenmeetings  fanden  im  Hydepark  nebeneinander 
statt.  Hunderttausende  waren  auf  den  Beinen.  Ausser 
den  Leuten  der  Brauer  sah  man  viele  zerlumpte  Gestalten 
aus  dem  Ostend,  welche  ebenfalls  aufgeboten  waren,  um 
zum  Kurs  von  Sixpence  pro  Kopf  gegen  die  «Regierung 
der  Räuber  des  Privateigenthums>  zu  protestiren.  Nach 
den  Reden  und  Resolutionen  sollte  die  Demonstration 
ihren  Abschluss  finden  mit  einem  im  ganzen  Parke  gleich- 
zeitig anzustimmenden  Ruf,  gleichsam  einem  Aufschrei 
der  in  der  Person  der  Alkoholmonopolisten  vergewaligten 
Menschheit.  Indessen  reichte  dafür  die  Disziplin  der 
Theilnebmer  nicht  aus,  von  denen  viele  deutlich  unter 
der  Wirkung  des  Alkohols  standen.  Das  Ganze  war 
eine  kolossale  Fälschung  der  Volksstimme 
und  die  grösste  hier  bisher  dagewesene  Willenskundgebung 
der  koalirten  Kapitalsmächte.» 

Sehr  vorangegangen  ist  die  Abstinenzsache  in 
Finnland,  worüber  in  einem  Vortrag  von  Dr.  Helenius 
folgende  Angaben  gemacht  wurden: 

«Beim  Ausbruch  der  russischen  Revolution  1905  schloss 
sich  ihr  die  Hauptstadt  von  Finnland,  Helsingfors,  durch 
Erklärung  des  Generalstreiks  an.  Selbst  die  Polizei  trat 
in  Ausstand,  und  des  Nachts  waren  die  Strassen  in  tiefes 
Dunkel  gehüllt.     Und   dennoch    verhef  die  Streikwoche 
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ohne  die  leisteste  Störung  der  öffentlichen  Ordnung.  Es 
floss  kein  Tropfen  Blut,  keine  Schlägerei  versetzte  die 
Leute  in  Aufregung,  und  während  der  ganzen  Zeit  wurde 
ein  einziger  Betrunkener  eingeliefert,  während  deren  Zahl 
sich  sonst  auf  50—70  täglich  belief.  Wie  war  das  mög- 
lich? Beim  Streikausbruch  hatten  die  Behörden  sämmt- 
liche  Schenken  geschlossen  und  mit  Hülfe  einer  frei- 
willigen Nationalgarde  dem  Verbote  des  Ausschankes 
geistiger  Getränke  Nachachtung  verschafft.  Der  Erfolg 
dieses  Alkoholverbotes  hat  denn  auch  die  öffentliche 
Meinung  vollends  auf  die  Seite  der  Abstinenz  gebracht. 
Der  durch  das  allgemeine  Wahlrecht  bestellte  Landtag 
—  in  Finnland  sind  auch  die  Frauen  wahlberechtigt  — 
hat  ein  Gesetz  behandelt  und  in  dritter  Lesung  ein- 
.stimmig  angenommen,  das  nichts  weniger  und  nichts 
mehr  enthält,  als  das  Verbot  der  Fabrikation,  der  Einfuhr 
und  des  Ausschanks  jeglichen  Alkohols.  Einzig  für 
medizinische  und  technische  Zwecke  ist  auch  fernerhin 
seine  Verwendung  gesichert.  Deshalb  haben  nach  einer 
scherzweisen  Prophezeiung  LacL  und  Fiiniss  als  die 
einzigen  alkoholhaltigen  Flüssigkeiten,  die  in  Zukunft 
noch  zugelassen  werden,  alle  Aussicht,  Nationalgetränke 
zu  werden.  Bevor  dieses  Verbotgesetz  in  Kraft  tritt,  be- 
darf es  allerdings  noch  der  Genehmigung  durch  den  Zaren.» 

In  Russland  selber  steht  es  allerdings  ganz  anders. 

Nach  offiziellen  Daten  wurden  im  Jahre  1907  86,874,627 
Eimer  Spiritus  verkauft,  von  denen  80,938,303  Eimer  auf 
das  europäische  und  5,936,324  Eimer  auf  Sibirien  entfallen. 
Im  Vergleiche  zum  Jahre  1905  wurden  11,154,323  Eimer 
mehr,  im  Vergleiche  zum  Jahre  1906  1,517,663  Eimer  mehr 
konsumirt.  An  der  Spitze  des  Branntweinkonsums  steht 
das  Gouvernement  Moskau  mit  1804  Eimer,  d.  i.  36 
Flaschen  ä  V«o  Eimer,  dann  kommt  Petersburg  mit  1741 
P^imer  oder  35  Flaschen,  das  Gouvernement  Astrachan 
mit  1318  Eimer  oder  26  Flaschen,  das  Gouvernement 
Irkutsk  und  das  Jakutengebiet  mit  1191  Eimer  oder  24 
Flaschen  pro  Kopf.  Am  wenigsten  konsumiren  die  Gou- 
vernements Lomsha,  Plozk,  Suwalki  mit  224  Eimer  oder 
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4  Flaschen  pro  Kopf.  Die  Zahl  der  Staatsbranntwein- 
monopolbuden verringerte  sich  im  Jahre  1907  um  506,  im 
Jahre  1906  gab  es  ihrer  28,341,  im  Jahre  1907  27,835. 
Die  Staatsbranntweinbuden  werden  auf  Beschluss  der 
Dorfgesellschaften  geschlossen.  Die  Einnahmen  betrugen 
im  Jahre  1907  708,391,421  Rubel,  wovon  197,828,268  Rubel 
für  Auslagen  in  Abzug  kommen,  so  dass  der  Reingewinn 
sich  auf  510,563,153  Rubel  belauft. 

In  Deutschland,  dessen  Söhne  in  Amerika  stets  an 
der  Spitze  der  gegen  die  Abstinenz  gerichteten  Bestre- 
bungen stehen,  fand  im  Oktober  ein  Abstinententag  in 
Frankfurt  statt,  bei  welchem  sich,  wie  in  Finnland  und 
Amerika,  besonders  auch  die  Frauen  stark  betheiligten, 
während  sie  bei  uns  immer  noch  viel  zu  passiv  sind. 

Natürlich  wehren  sich  auch  die  Interessenten  (was 
zwar  ein  gutes  Zeichen  für  die  Sache  ist),  und  es  wurde 
ebenfalls  im  Oktober  in  Berlin  eine  grosse  Versammlung 
eines  «Schutzvereins  deutscher  Brauereien >  abgehalten, 
bei  welchem  Anlass  man  aus  diesen  Gewerbekreisen 
u.  A.  folgendes  für  uns  Beruhigende  behaupten  hörte, 
womit  zwar  die  grossen  Bierpaläste  nicht  recht  stimmen: 

<  Das  deutsche  Brauer-  und  Gastwirthsgewerbe  und 
die  verwandten  Gewerbe  liegen  in  Folge  Belastung  durch 
höhere  Zölle  auf  Rohstoffe,  in  Folge  der  Vertheuening 
aller  Hülfsmaterialien  und  in  Folge  der  auch  behördlicher- 
seits begünstigten  Abstinenzbewegung,  sowie  in  Folge 
Erhöhung  der  Steuer  schwer  darnieder.  Die  Herstellung 
des  Bieres  ist  seit  1906  pro  Hektoliter  um  2.50  Mk.  bis 
3  Mk.  theurer  geworden,  ohne  dass,  wie  auch  in  dem 
Bericht  des  kaiserlichen  Statistischen  Amtes  nachgewiesen 
wird,  eine  Preiserhöhung  durchgeführt  werden  konnte. 
Der  Konsum  ist  in  den  letzten  zwei  Jahren  um  ca.  15 
Prozent  gefallen,  und  es  zeigt  sich  eine  stetig  fort- 
schreitende Steigerung  des  Rückganges.  DieKurse 
der  Aktiengesellschaften  gehen   seit  zwei  Jahren  stetig 
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zurück.  Nachdem  schon  ein  grosser  Theil  der  in  der  Brau- 
industrie und  im  Gastwirthsgewerbe  investirten  Kapitalien 
verloren  gegangen  und  zahlreiche  Existenzen  der  durch 
die  letzte  SteuererhOhung  geschaffenen  Nothlage  zum 
Opfer  gefaUen  sind,  ist  es  mit  einer  rationellen  Wirth- 
schaftspolitik  und  mit  einer  gesunden  Sozialpolitik 
schlechterdings  unvereinbar,  dass  ein  bisher  blühendes 
Gewerbe  dem  Experiment  einer  zweiten  Steuererhöhung 
preisgegeben  werde.  > 

Mit  den  alkoholhaltigen  Eonfekten  beschäftigt 
sich  ein  jüngst  ausgegebener  Erlass  des  preussischen 
Kultusministers.  Untersuchungen  von  Bonbons,  Zucker- 
bohnen, Pralinees  u.  s.  w.,  die  mit  verschiedenartigen,  auch 
minderwerthigen  Schnäpsen  gefüllt  in  den  Handel  kamen, 
haben  einen  oft  sehr  erheblichen  Alkoholgehalt  ergeben, 
in  einzelnen  Fällen  sollen  auch  Erwachsene  durch  solches 
Konfekt  berauscht  worden  sein.  Die  Regierungspräsidenten 
sind  nun  in  dem  Erlass  angewiesen,  aufklärend  auf  die 
Bevölkerung  einzuwirken  und  das  Geeignete  zu  veran- 
lassen.   Das  ist  die  heimliche  «Frauenschnapserei». 

Bei  uns  gibt  der  jüngst  erschienene  Band  der  eidg. 
Betriebszählung  über  die  Vertheilung  der  Wirth- 
schaften  und  Gasthöfe  interessanten  Aufschluss. 

Es  gab  in  unserem  Laude  im  Jahre  1906  17,261 
Wirthschaften  und  5,941  Gasthöfe,  die  meisten  mit  einem 
Restaurant.  Da  auf  Mitte  1905  die  schweizerische  Be- 
völkerung 3,463,109  Einwohner  zählte,  so  kam  demnach 
eine  Wirthschaft  auf  je  149  Personen  (Frauen  imd  Kinder 
inbegriffen).  Die  Rangordnung  der  einzelnen  Kantone  in 
Bezug  auf  die  Zahl  der  Wirthschaftsbotriel)e  im  Hinblick 
auf  die  Einwohnerzahl  ist  folgende :  Thurgau  1543  Wirth- 
schaften (auf  je  eine  Wirthschaft  kommen  76  Einwohner), 
Tessin  1706  (84),  Graubünden  1235  (87),  Schwyz  581  (90), 
Appenzell  A..Rh.  553  (101),  Appenzell  I.-Rh.  126  (107), 
Uri  178  (116),  Glarus  254  (125),  Wallis  930  (126),  St.  Gallen 
2003  (129),  Genf  1170  (130),  Schaffhausen  325  (132),  Nid- 
walden   95   (140),   Zürich   3,195  (144),   Durchschnitt   der 
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Schweiz  23,202  (149),  Solothurn  720  (153),  Waadt  1,892 
(157),  BaseUand  449  (158),  Aargau  1,269  (169),  Zug  152 
(170),  Obwalden  88  (174),  Neuenburg  738  (178),  Bern  2,631 
(232),  Luzern  560  (269),  Freiburg  450  (292),  Baselstadt 
359  (345). 

In  der  Märzsitzung  der  Eidg.  Räthe  wurde  eine 
Motion  Fonjallaz  gegen  die  Kunstweinfabrikatior. 
erheblich  erklärt. 

Ein  starker  Rückschritt  ist  der  mit  60  gegen  14  Mann 
gefasste  Beschluss  des  Genfer  Grossraths,  das  kantonale 
Absynthverbot  wieder  aufzuheben.  Wahrscheinlich  zu 
besserer  Feier  der  Reformation  im  nächsten  Jahre. 

Es  ist  kein  Zweifel,  dass  die  Bewegung  gegen  den 
Alkoholismus  zunimmt;  aber  auch  dass  die  Gegner,  die 
bisher  ziemlich  verächtlich  auf  die  wenigen  «Asketen- 
blickten,  die  ihre  Wohlthaten  verschmähten,  jetzt  er- 
wacht sind. 


Die  verstaatlichten  Eisenbahnen,  welche 
schon  von  Anfang  an  (wie  wir  sie  damals  auch  so  bezeich- 
neten) ein  <nothwendiges  Uebeh  waren,  entwickeln  sich 
zu  einem  Sorgenkind  des  Bundes.  Die  Defizite  der  Bundes- 
bahnverwaltung werden  mit  diesem  Jahre  beginnen  (aller- 
dings neben  einer  starken  Amortisation)  und  chronisch 
werden,  wenn  sie  nichF  durch  eine  grössere  Sparsamkeit 
in  der  Verwaltung,  namentlich  in  den  Bauten,  imd  eine 
gewisse  Bescheidenheit  des  Personals,  das  fortwährend 
Lohnerhöhungen  begehrt,  zurückgehalten  werden  können : 
denn  das  dritte  Mittel,  die  Amortisationen  aufzuheben,  oder 
w*esentlich  hinauszuschieben,  wäre  fast  ebenso  schlimm. 
als  das  Defizit.  Das  nächste  Jahr  wird  nun  überdies  drei 
ganz  grosse  Mehrbelastungen  bringen,  den  Rückkauf  der 
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Gottbardbahn,  den  Ausbau  der  Simplonbahn  und  die  Sub- 
vention einer  Ostlichen  Alpenbahn.  Die  erste  Frage  muss 
gerichtlich  erledigt  werden,  da  sich  hier  kein  Einver- 
ständniss  mit  den  bisherigen  Besitzern  erzielen  liess,  und 
es  ist  der  Prozess  vor  dem  fiundesgericht  bereits  bis  zum 
Wechsel  der  ersten  Rechtsschriften  gediehen. 

Hierüber  nun  noch  Folgendes: 

Die  Betriebsrechnung  von  1907  weist  folgende 

Ergebnisse  auf: 

Rechnung  Budget  Rechnung 

1907  1907                 1906 

Fr.  Fr.                   Fr. 

Betriebseinnahmen  142,934,991  132,569,685  132,837,573 
Betriebsausgaben        96,450,388      89,639,540      87,407,906 

Einnahmeüberschuss  46,484,608      42,920,046      46^29,667 

Der  Personentransport  ergab  Fr.  66,283,797  oder 
5,17  7o  mehr  als  1906  und  3,27  Vo  mehr  als  budgetirt; 
der  Gütertransport  warf  Fr.  80,390,046  ab,  das  sind  9,62% 
mehr  als  im  Vorjahre  und  10,12Vo  mehr  als  veranschlagt 
war.  Anderseits  stiegen  die  Betriebsausgaben  gegenüber 
1906  um  Fr.  9,042,482  (=  10,36  7o)  und  gegenüber  dem 
Budget  um  Fr.  6,810,848  (=  7,60*/o). 

Die  Gewinn-  und  Verlustrechnung  erzeigt  nachstehen- 
den Abschluss: 

Rechnung  Budget         Rechnung 

1907  1907  1906 

Fr.  Fr.  Pr. 

Einnahmen         68,634,760      63,134,776      58,263,756 
Ausgaben  56,680,543      63,383,300      63,435,232 

Abschluss       -f-     2,864,207    —   248,625  +  4,82^624 

Die  Bilanz  auf  31.  Dezember  1907  weist  auf  an  Ak- 
tiven: Baukonto  Fr.  978,956,161;  unvollendete  Bauob- 
jekte Fr.  60,140,768;  Ueberschuss  des  Rückkaufpreises 
über  die  Aktiven  der  früheren  Gesellschaften  Franken 
80,971,870;  zu  amortisirende  Verwendungen  Fr.  19,073,270; 
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Nebengescbäfte  Franken  2,861,517;  verfügbare  Mittel  Fr 
145,801,197.  An  Passiven  sind  vorhanden:  Konsolidirte 
Anleihen  Fr.  1,151,967,850;  Amortisationskonto  Frankec 
24,160,346;  schwebende  Schulden  Fr.  47,818,532 ;  Spezial 
fonds  Fr.  61,003,837  (davon  Erneuerungsfonds  Franke:) 
60,398,662) ;  Aktivsaldo  der  Gewinn-  und  VerlustrechDuns 
Fr.  2,854,207  (hievon  gehen  ab  laut  Bundesbeschlus- 
vom  20.  Dezember  1907  für  Theuerungszulagen  Frank»-:; 
2,500,000).  Total  Aktiven  wie  Passiven  Fr.  1,287,804.77: 

Der  Präsident  des  Yerwaltungsrathes  der 
Bundesbahnen  äusserte  sich  über  die  Situation  wir 
folgt: 

«  Einnahmen  und  Ausgaben  haben  sich  bis  jetzt  aller- 
dings mit  Einschluss  der  Amortisationen  von  über  fünf 
Millionen  pro  Jahr  die  Waage  gehalten.  Die  RechnuDi: 
pro  1907  erzeigt  nach  Ausrichtung  der  Theuerungszulagen 
von  2i/»  MilUonen  Franken  einen  kleinen  Vorschuss  voc 
350,000  Franken,  aber  nur  deshalb,  weil  vom  Jahre  19»'^ 
ein  Saldo  von  ca.  900,000  Frauken  vorgetragen  wurde 
Das  Jahr  1908  hat  ungünstig  begonnen,  indem  die  Rein 
einnähme  in  den  beiden  ersten  Monaten  etwas  Ober  eint 
Million  Franken  geringer  ist,  als  1907.  Die  Geschäfts^ 
läge  ist  keine  günstige.  Uhren-,  Stickerei-,  Seide-  und 
BaumwolMndustrie  leiden.  Gewiss  wird  nach  einen, 
geschäftlichen  Stillstand  oder  Rückgang  die  Konjunktur 
wieder  besser  werden  und  wieder  eine  Steigerung  des 
Verkehrs  eintreten.  Aber  anderseits  ist  auf  die  grossen 
Lasten  hinzuweisen,  welche  den  Bundesbahnen  bevor- 
stehen. Zunächst  die  Personalausgaben.  Auf  1.  April 
1909  kommt  wieder  die  gcsetzmässige  Gehaltsaufbesserung 
von  Fr.  300,  sie  erfordert  3  V/s  Millionen  Franken.  Die 
Revision  des  Besoldungsgesetzes  und  der  LohnreglemeDtt 
ist  im  Gange.  Auch  sie  bedeutet  eine  Mehrausgabe  von 
mehreren  Millionen  Franken.  Dazu  kommen  die  weiterer 
Aufgaben,  namentlich  in  baulicher  Beziehung:  Der  Bau 
des    zweiten    Simplontunels   mit   35  Millionen  Franken. 


Innere  Politik.    Eisenbahnen.  517 

ohne  dass  dadurch  neue  Verkehrseinnahmen  geschaffen 
werden    Der  Bau  stellt  sich  als  nothwendig   heraus   mit 
Rücksicht  auf  den  baulichen  Zustand    des  Richtstollens, 
ferner    weil    der  Staatsvertrag    mit  Italien  dazu  zwingt 
und  weil  nach  dem  Vertrag  mit   der    Bauunternehmung 
zur  Zeit  der  Bau  billiger    zu    stehen    kommt  als  später. 
In  Bezug  auf  das  Rollmaterial  sind  wir  auf  der  Höhe  und 
können  uns  mit  allen  andern  Staaten  messen.    Aber  im 
Ausbau   unseres  alten  Netzes   sind  wir  im   Rückstande. 
Wir  haben  unzulängliche  Bahnhöfe,  wie  Lausanne,  Thun, 
Bern,    Biel,    St.  Gallen,    von    den    kleineren  Bahnhöfen 
gar  nicht  zu  reden.  Der  Umbau  nur  der  genannten  wird 
eine  Summe    von    etwa   50   Millionen  Franken  kosten ; 
während  an  allen  Ecken  und  Enden   von   neuen   Linien 
gesprochen    wiid,    haben    wir    auf   unsern    Hauptlinien 
Lausanne-Bern,  OltenBiel,  Aarau-Luzern,  Basel-Delsberg, 
Winterthur-Rorschach    noch    nicht    einmal    die    zweite 
Spur.     Man   hört  vielfach  die  Aeusserung,    die  Bundes- 
bahnen sollen  sich  bei  ihren  Entscheidungen  durch   kei- 
nerlei finanzielle  Rücksichten  leiten  lassen.    Ein  solcher 
Ausspruch  zeugt  von  wenig  Erfahrung.    Was  würde  die 
Folge  einer  solchen  Politik  sein?    Die   Defizite  würden 
sich   von  Jahr  zu  Jahr   mehren.    Die  Lage   des    Unter- 
nehmens würde  eine  immer  schwierigere,  und  der  Kredit 
würde   darunter   leiden.     Bei    einem   jährUchen    Bedarf 
von  30— 4()  Millionen  Franken    neuen  Geldern   sind   wir 
aber  auf  diesen  Kredit  angewiesen,  und  in  den  Kreisen 
der  Finanzleute    wird    unsere    Geschäftsgebahrung    auf- 
merksam verfolgt.  Die  Bundesversammlung  und  in  letzter 
Instanz  das  Volk  würde  zudem   eine  chronische  Defizit- 
wirthschaft  niemals  dulden.  Angesichts  der  heutigen  Strö- 
mungen sollte  eine  feste  und  aufrichtige  Solidarität,  ein  ge- 
genseitiges Sich  verstehen  und  Ineinan  derarbeiten  zwischen 
Behörden  und  Personal  im  Interesse  des  grossen  vater- 
ländischen Unternehmens   Platz    greifen.      Insbesondere 
ist  den  Eisenbahnern  ans  Herz   zu  legen,  zu  einer  Zeit, 
da  es  den  Anschein  hat,    als   sollte   das    Schweizerland 
in  lauter  Interessengruppen  auseinanderfallen,  dengrossen 
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eidgenössischen  Gedanken,  welcher  der  Verstaatlichung 
zu  Grunde  gelegen  hat,  zu  fördern  und  gegen  allt 
Widersacher  hoch  zu  halten.» 

Die  ständige  Kommission  stellte  an  den  Ter- 
waltungsrath  das  folgende  Postulat: 

«Die  Generaldirektion  wird  eingeladen  zu  prüfen 
und  zu  berichten,  welche  Massnahmen  getroffen  werden 
können,  um  das  Anwachsen  der  Ausgaben  einzuschränken 
und  wieder  ein  besseres  Verhftltniss  zwischen  EinnahmeD 
und  Ausgaben  herzustellen.» 

Nach  Auffassung  der  Kommission  könnten  Erspar- 
nisse gemacht  werden,  wenn  mit  den  Um-  und  Neubauten 
etwas  zurückgehalten  würde.  Was  die  Personalausgaben 
betreffe,  sei  zu  berücksichtigen,  dass  die  Verwaltung 
nicht  freie  Hand  habe,  vielmehr  an  die  gesetzlicheo 
Schranken  —  Besoldimgen,  Arbeits-  und  Ruhezeit  — 
gebunden  sei.  Die  Kommission  glaube  indessen,  dass 
es  doch  möglich  sein  sollte,  den  Personalbestand  mit  den 
Betriebseinnahmen  ih  Einklang  zu  bringen,  d.  h.  eine 
weitere  Personalvermehrung  bei  dem  einti*etenden  Ver- 
kehrsstillstand  zu  vermeiden.  Der  Berichterstatter  liess 
nicht  unerwähnt,  dass  in  der  ständigen  Kommission  auch 
die  Frage  einer  Erhöhung  der  Tarife  ventilirt  worden 
sei,  dass  aber  die  Prüfung  derselben  vorläufig  zu  einem 
negativen  Resultat  geführt  habe.  Man  dürfe  nicht  über- 
sehen, dass  in  grossen  Kreisen  des  Volkes  noch  die 
Auffassung  vorherrsche,  als  wären  die  Mittel  der  Bun- 
desbahnen zur  Förderung  der  Verkehrsinteressen  uner- 
schöpfliche und  könnten  in  dieser  Richtung  immer  neue 
Begehren  gestellt  werden.  Es  müsse  im  Volke  ein  an- 
derer Geist  Platz  greifen,  und  es  sollten  sich  nament- 
lich auch  die  kantonalen  und  kommunalen  Behörden  be- 
mühen, im  Volke  eine  richtige  Einsicht  für  die  Wahrung 
der  Oekonomie  der  Bundesbahnen  zu  pflanzen. 

Für  das  Jahr  1908  ist  ein  Defizit  von  zirka  7  Mil- 
lionen wahrscheinlich,  das  Budget  für  1909  schliesst  mit 
p.inem  Defizit  von  5,776,330  Fr.   ab  und  zwar  unter  der 
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Voraussetzung,  dass  die  Einnahmen  gegenüber  dem 
Jahre  1907,  —  dem  besten,  das  bis  jetzt  erzielt  worden, 
—  sich  um  weitere  4,326,000  Fr.  steigern  werden.  Dabei 
ist  auf  die  Ausrichtung  einer  Theuerungszulage  nicht  Be- 
dacht genommen;  mit  Einbezug  einer  solchen  würde 
das  muthmassliche  Defizit  auf  rund  8  V*  Mill.  ansteigen. 
Vom  Jahre  1910  an,  äusserte  sich  der  Referent  im 
Verwaltungsrath,  werde  die  Verwaltung  gegenüber  1909 
wiederum  mit  einer  Mehrausgabe  von  einer  Million  zu 
rechnen  haben,  weil  die  gesetzliche  dreijährige  Gehalts- 
aufbesserung pro  1.  April  1909  noch  für  drei  Monate 
nachwirken  werde. 

Am  31.  März  1910  werden  die  für  die  Bundesbahnen 
günstigen  Kohlenverträge  auslaufen;  sollte  auch  bis  zu 
diesem  Zeitpunkt  eine  wesentliche  Verbilligung  der  Koh- 
lenpreise eintreten,  so  müsse  die  Verwaltung  trotzdem 
mit  einer  Mehrausgabe  rechnen. 

Selbst  bei  grösstmöglicher  Zurückhaltung  in  der 
Bewilligung  neuer  Baukredite  und  Materialanschaffungen 
werden  sich  die  Zins-  und  Amortisationslasten  um  jährlich 
1  bis  IV«  Millionen  vermehren. 

Endlich  stehe  die  Revision  des  Besoldungsgesetzes 
und  der  Lohnreglemente  bevor,  welche  bei  einer  nur 
bescheidenen  Erhöhung  der  Besoldungen  und  Löhne 
eine  Ausgaben  Vermehrung  von  mehreren  Millionen  be- 
dingen werde. 

Diese  Ausblicke  in  die  Gegenwart  und  Zukunft 
mahnen  zum  Aufsehen ;  man  dürfte  sich  daher  nicht 
wundem,  wenn  der  Verwaltungsrath  die  Generaldirektion 
eingeladen  habe,  zu  prüfen  und  zu  berichten,  auf  welche 
Weise  ein  besseres  Verhältniss  zwischen  Einnahmen  und 
Ausgaben  wieder  hergestellt  werden  könnte. 

Auf  diesen  Gegenstand  näher  eintretend,  bemerkte 
der  Referent  zunächst,  dass  das  Rückkaufgesetz  an  einem 
GrundObel  kranke.  In  Art.  8  schreibe  dasselbe  vor,  dass 
vom  Reinertrag  des  Betriebes  der  Bundesbahnen,  nach 
Verzinsung  und  Amortisation  der  Eisenbahnschuld,  20V« 
in  einen  besonders  zu  verwaltenden  Reservefonds  zu  legen 
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sind,  bis  derselbe,  Zinsaufrechnung  insbegrifFen,  50  Mil- 
lionen erreicht  haben  wird.  Die  übrigen  80%  sind  zur 
Erleichterung  und  Hebung  des  Verkehrs,  iasbesondere 
zur  Herabsetzung  der  Personen-  und  Gütertarife  und 
zur  Erweiterung  des  schweizerischen  Eisenbahnnetzes, 
vorzüglich  desjenigen  der  Nebenbahnen  zu  verwenden. 
Nach  dem  Dafürhalten  des  Referenten  ist  das  Prinzip 
falsch,  womach  in  den  Jahren  mit  Ueberschüssen  80*» 
für  Erleichterungen  und  Verbesserungen  verwendet  w^erden 
sollen;  auf  diese  Weise  richte  man  sich  auf  grossem 
Fusse  ein,  und  wenn  dann  die  mageren  Jahre  k&men, 
seien  die  Folgen  um  so  bedenklicher.  Der  Verwaltung 
hege  die  Pflicht  auf,  der  Wiederherstellung  des  Gleich- 
gewichtes ihre  volle  Aufmerksamkeit  zu  widmen. 

Ueber  die  Mittel,  um  ungünstigen  Resultaten  thun- 
liehst  vorzubeugen,  äusserte  sich  der  Präsident  des 
Verwaltungsrathes,  wie  folgt.: 

cvon  Arx  tritt  den  letzter  Zeit  in  der  französi- 
schen Presse  geäusserten  tendenziösen  Ausführungen  ent- 
gegen, als  ob  die  Nationalisierung  der  schweizerischen 
Eisenbahnen  ein  finanzieller  und  wirthschaftlicher  Miss- 
erfolg wäre.  Die  grossen  Vortheile,  die  durch  die  Ver- 
staatUchung  dem  Volke  erwiesen  worden  sind,  wiegen 
ein  allfälliges  Betriebsdefizit  auf.  Der  Amortisations- 
konto hat  bis  Ende  1907  den  Betrag  von  24  Millionen 
erreicht.  Das  Beuninihigende  liegt  in  dem  gewaltigen 
Anwachsen  der  Ausgaben.  Die  enorme  Ausgaben  Ver- 
mehrung ist  in  erster  Linie  den  vermehrten  FahrIeis^ 
ungen  zuzuschreiben.  Dazu  kommt  die  Erhöhung  der 
Löhnungen,  ohne  die  man  in  den  grösseren  Bahnhöfen 
die  nöthigen  Arbeitskräfte  einfach  nicht  erhalten  hätte. 
Die  Einnahmenvermehrung  der  Jahre  1904  bis  1907  ist 
durch  die  Ausgabenvermehrung  mehr  als  aufgezehrt 
worden.  Für  nächstes  Jahr  stehen  neue  Ausgaben  in 
Aussicht  infolge  der  periodischen  Besoldungserhöhungen 
und  der  Revision  des  Besoldungsgesetzes.  Deshalb  hat 
der  Verwaltungsrath  zum  Aufsehen  gemahnt.    Eine  Er- 
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höbung  der  Personentaxe  würde  keine  Einnahmenvermeh- 
rung  bringen.  Eine  Erhöbung  der  Taxen  im  internen 
Güterverkehr  dagegen  wäre  nach  Ansicht  des  Sprechen- 
den emstUch  in  Betracht  a^u  ziehen,  aber  sie  ist  sehr  un- 
populär. 

Die  Bundesbahnen  machen  mit  dem  Personenverkehr 
grosse  Verluste,  weil  eine  üeberzahl  von  Zügen  geführt 
wird.  Eine  Verminderung  der  Züge  lässt  sich  durch- 
führen ohne  Benachtheiligung  des  Publikums.  Saison- 
züge brauchten  nicht  schon  vom  1.  Mai  an  geführt  zu 
werden.  Ein  einheitlicher  Fährplan  für  das  ganze  Jahr 
ist  anzustreben.  Das  Ruhetagsgesetz  ist  in  verständiger, 
weniger  bureaukratischer  Weise  durchzuführen. 

Auch  mit  einer  erweiterten  Anwendung  des  Neben- 
bahnengesetzes wären  Ersparnisse  zu  erzielen.  Die 
Bauten  müssen  eingeschränkt  werden,  ohne  dass  ein 
kleinlicher  Geist  dabei  einziehe.  Ueber  die  Theiiung  des 
Verkehrs  zwischen  den  Bundesbahnen  und  der  Zufahrts- 
linie zum  Lötschberg  sind  weitere  Untersuchungen  im 
Gange.  Bis  zu  ihrem  Abschluss  empfiehlt  es  sich,  die 
Polemik  einzustellen.  Auch  die  Splügenfrage  bedarf 
noch  der  Aufklärung.» 

Mit  allen  diesen  Massnahmen  werden  aber  die 
grossen  künftigen  Ausgaben,  nämlich  der  wahrschein- 
lich sehr  theure  Rückkauf  der  Gotthardbahn,  der  zweite 
Simplontunnel  und  die  Ostalpenbahnsubvention  nicht  be- 
seitigt. 

In  Bezug  auf  den  Gotthard  sagt  eine  Berichter- 
stattung des  «Bund»  Folgendes: 

«Gemäss  Konzession  müsste  der  26fache  Werth  des 
durchschnittlichen  Reinertrages  derjenigen  zehn  Jahre 
bezahlt  werden,  welche  der  Ankündigung  des  Rückkaufs 
unmittelbar  vorausgehen.  In  keinem  Falle  darf  die  Ent- 
schädigungssumme weniger  als  das  über  die  Subventionen 
hinaus  verwendete  Anlagekapital  betragen. 
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Da  der  Rückkauf  nur  gegenüber  der  Gesellschaft 
stattfindet,  so  bleiben  die  durch  die  Staatsbeiträge  be- 
gründeten Rechte  der  Subventionen  vorbehalten.  An 
solchen  haben  geleistet  das  Deutsche  Reich  30  Hillionen, 
Italien  65  Millionen  und  die  Schweiz  28  Millionen.  Nach 
dem  bestehenden  Staatsvertrag  gehen  eine  Anzahl  Ver- 
pflichtungen der  Gesellschaft  auf  den  Bund  als  Eigen- 
thümer  über,  so  die  Vorschriften  betreffend  den  ununter- 
brochenen Betrieb  der  Bahn,  die  Zugsanschlüsse  und 
die  Mindestzahl  der  Züge,  die  Höhe  der  Transporttaxen 
und  ihre  Herabsetzung,  wenn  der  Reinertrag  Ober 
8  Prozent  beträgt,  und  endlich  die  Betheiligung  der 
Subventionsstaaten,  wenn  der  Reingewinn  7  Prozent 
übersteigt. 

Bei  den  Verhandlungen  wird  wohl  der  muthmass- 
liche  konzessionsmässige  Rückkau  fswerth  die  Grundlage 
bilden.  Die  Frage,  wie  man  die  Ansprüche  der  Subven- 
tionsstaaten beseitigen  kann,  wird  auf  diplomatischem 
Wege  gelöst  werden  müssen.  Wird  eine  Lösung  nicht 
gefunden,  so  müsse  allein  für  die  Gotthardbahn  eine  be- 
sondere Rechnung  und  eine  Abrechnung  mit  dem  übrigen 
Netz  der  Bundesbahnen  weitergeführt  werden.> 

Die  Verhandlungen  sind  jedoch  seither  gescheitert, 
und  die  Klage  der  Gotthardgesellschaft  ist  bei  dem  Bundes- 
gerichte eingereicht  worden. 

Das  Klagebegehren  geht  auf  Zahlung  einer  Rück- 
kaufssumme von  nicht  weniger  denn  220  Millionen  Fr., 
so  dass  das  Aktienkapital  von  nominell  50  Mill.  mehr 
als  vierfach,  eine  Aktie  von  Fr.  500  mit  Fr.  2200  zurück- 
zuzahlen wäre.  In  der  Botschaft  zum  Rückkaufsgesetze 
.war  der  Liquidationswerth  einer  Gotthardaktie   mit  und 

Fr.  620  berechnet.  >    Die  Antwort  der  Eidgenossenschaft 
rechnet  an  dem  Klagebegehren  etwa  70  Millionen  ab, 

lieber  diese  Vernehmlassung  der  Eidgenossenschaft 
gegenüber  der  Gotthardbahn  berichtete  die  Lausanner 
Zeitung  Folgendes: 
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22  octobre.  —  La  r^ponse  de  la  Conföderation  aux 
exigences  de  la  Compagnie  du  Gothard  vient  d'etre  de- 
pos^e  au  Tribunal  fedöral  par  M.  Scherrer  (B&le),  prösi- 
dent  du  Conseil  des  Etats.  L'ecart  entre  les  cbiffres  est 
consid^rable,  et  Tentente  paratt  impossible. 

Le  Gothard  demandait  222,377,026  francs  pour  le 
raebat,  soit:  le  gain  net  de  la  moyenne  des  dix  demieres 
ann^es  multiplie  par  25  (loi  de  rachat):  215,838,085  francs; 
plus  deux  millions  pour  doublement  de  la  voie  entre 
Immensee  et  Brunnen;  4,515,023  pour  les  travaux  faits 
depuis  l'avis  de  raebat  jusqu'au  31  döcembre  1907 ;  23,918 
pour  les  projets  de  doublement  entre  Giubiasco  et  Chiasso 
et  d'une  voie  de  garage  de  Luceme  ä  Meggen. 

La  Conföderation  ne  reconnait  pas  ces  trois  derni^res 
postes ;  comme  gain  net  de  la  moyenne  des  dix  dernieres 
annees,  eile  admet  8  millions  366,291  francs  50,  ce  qui, 
multipliö  par  25,  donne  209,157,287  francs.  Mais  de  ce 
Chiffre  eile  deduit  4,260,000  francs  pour  travaux  non 
prevus  dans  le  fonds  de  renouvellement  et  46,003,000 
francs  pour  mettre  le  reseau  en  etat  conform^ment  k  la 
loi.  II  reste  donc  158,894,287  francs,  chiffre  qui  pourrait 
etre  encore  ramenö  ä  152,000,000  francs,  apres  constata- 
tion  par  experts  d'un  deficit  possible  de  6  millions  300,000 
francs  dans  la  caisse  de  retraite  des  employes. 

Für  den  Fall  der  Uebemahme  der  Bahn  hat  die  Eid- 
genossenschaft bereits  alle  Wasserkräfte  zu  beiden  Seiten 
des  Gotthard  zur  Benützung  erworben. 

lieber  den  Stand  der  Frage  des  Baues  des  zweiten 
Simplontunnels  lesen  wir  im  Bericht  der  General- 
direktion der  S.  B.  B.  an  den  Verwaltungsrath  Folgendes  : 

«Wie  im  Bericht  über  das  erste  Quartal  bereits  mit- 
getheilt  wurde,  hat  die  Baugesellschaft  für  den  Simplon- 
tunnel,  Brandt,  Brandau  &  Co.,  bei  einer  am  24.  Februar 
d.  J.  stattgehabten  Besprechung  bestritten,  zur  Ausfüh- 
rung des  Tunnels  II  auf  Grund  des  Vertrages  für  den 
Tunnel  I  verpflichtet  zu  sein,  und  hat  eventuell  jede  Ver- 
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antwortlichkeit  für  den  Bestand  des  Tunnels  I  bei  Aus- 
führung des  Tunnels  II  abgelehnt  und  den  Vorschlag 
gemacht,  die  schwierigsten  Partien  des  Tunnels  II  in 
Regie  auszuführen  und  für  die  Ausführung  der  übrigen 
Partien  sodann  einen  neuen  Unternehmer  zu  suchen 
Auf  diesen  Vorschlag  konnten  wir  nicht  eintreten.  Tunnel 
I  und  II  bilden  ein  zusammenhängendes  Ganzes,  wenn 
auch  der  Ausbau  des  zweiten  Tunnels  erst  in  der  zweiten 
Bauperiode  zur  Ausführung  kommt.  Der  Unternehmung 
wurde  daher  in  einer  weiteren,  am  1.  Juni  d.  J.  statt- 
gehabten Besprechung  eröffnet,  dass  wir  an  der  Ausfüh- 
rung des  Werkes,  gemäss  dem  Vertrage,  welcher  ihr 
auch  die  Verantwortlichkeit  für  den  Tunnel  I  überbinde, 
festhalten  müssen.  Die  Unternehmung  wiederholte,  dass 
die  Ausführung  des  Baues  auf  Grund  des  Vertrages  durch 
sie  ausgeschlossen  sei,  weil  ihre  Eonstituirung  dies  nicht 
zulasse.  Von  den  Gesellschaftern  sei  der  eine  gestorben, 
der  andere  stehe  bereits  in  vorgerückten  Jahren.  Wenn 
auch  dieser  sterben  sollte,  so  fehle  der  Gesellschaft  jede 
persönliche  verantwortliche  Leitung,  denn  die  übrigen 
Betheiligten  seien  Kommanditäre  und  als  solche  nur  mit 
dem  eingeschossenen  Kapitale  haftbar.  Ein  weiterer 
Grund,  der  es  der  Gesellschaft  unmöglich  mache,  die 
Arbeit  zur  Ausführung  zu  bringen,  sei  sodann  der,  dass 
sie  dabei  dem  sichern  Ruine  entgegengehen  würde.  Im 
Anschluss  an  die  Konferenz  haben  wir  der  Unternehmung 
unter  Zusammenfassung  der  Gründe,  welche  gegen  die 
theilweise  Ausführung  des  Tunnels  in  Regie  sprechen,  mit 
Schreiben  vom  7.  Juh  d.  J.  mitgetheilt,  dass  wir  an  unserer 
Auffassung  festhalten,  wonach  die  Unternehmung  ver- 
pflichtet sei,  den  Tunnel  II,  unter  Verantwortlichkeit  für 
den  Bestand  und  den  Betrieb  des  Tunnels  I,  zu  den  Be- 
dingungen des  Vertrages  vom  16.  April  1898  und  des 
Nachtragsvertrages  vom  9.  Oktober  1903  auszuführen.  Im 
Fernern  haben  wir  die  Unternehmung  eingeladen,  beför- 
derlich ein  Bauprogramm  einzusenden,  wie  ein  solches 
seinerzeit,  gemäss  Art.  2  des  Vertrages,  für  Tunnel  1 
aufgestellt  worden  sei  und  aus  welchem  ersehen  werden 
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könne,  wann  die  Inangriffnahme  der  Bauarbeiten  erfolgen 
werde. » 


Jedenfalls  ist  dies  eine  Sache  von  in  die  30  Millionen. 
Sehr  schwierig  gestaltet  sich  unter  diesen  Umständen  die 
an  und  für  sich  rechtlich  ziemlich  klare  Frage  der  Ost- 
alpenbahn. Hier  liegt  eine  bestimmte  Verpflichtung 
des  Bundes  vor;  dagegen  ist  es  von  vorneherein  un- 
zweifelhaft, dass  der  Bund  auch  eine  Splügenbahn  in 
absehbarer  Zeit  zurückkaufen  muss,  indem  er  sie,  noch 
weniger  als  den  Gotthard,  grossentheils  in  fremden  Händen 
lassen  kann,  in  die  sie  sonst  ganz  ohne  Zweifel  gelangen 
würde. 

Die  Subvention  des  Splügen  wird  daher  seitens  des 
Bundes  nur  ungern  in  Angriff  genommen  werden,  doch 
ist  sie  unausweichlich.  Das  Gegenprojekt  der  Greinabahn, 
oder  eine  Uebertragung  des  Splügenprojektes  auf  den 
Septimer  haben  unseres  Erachtens  wenig  Aussicht.  Von 
einem  jungen  italienischen  Ingenieur,  Caminada,  ist  auch 
ein  ICanal  über,  resp.  durch  den  Splügen  projektirt  worden, 
den  er  mit  400  Millionen  bauen  will,  und  der  dann  eine 
jährliche  Ersparniss  von  36  Millionen  auf  dem  Wasser- 
transport gegenüber  dem  Eisenbahnbetrieb  erzielen  würde. 

Eine  weitere  «Alpenbahn»,  die  der  Bund  sicherlich 
auch  wird  zurückkaufen  müssen  und  die  bereits  ihre 
Bundessubvention  von  6  Millionen  Fr.  erhalten  hat,  ist 
die  Lötschbergbahn.  Dieselbe  hatte  in  diesem  Jahre 
ein  bedeutendes  Unglück  durch  einen  Einbruch  der  Kander 
in  den  Tunnel,  der  aber  keine  Abänderung  des  Trace's 
zur  Folge  haben  wird,  wie  man  anfänglich  befürchtete. 

Von  interessanten  kleineren  Bahnen  ist  die  Bern  ina- 
bahn von  Samaden  nach  Tirano  in  der  Ausführung  be- 
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griffen.  Ander  Rickenbahn  wurde  der  Tunnel  durch- 
geschlagen. Für  eine  elektrische  Schmalspurbahn  von 
Disentis  nach  Gletsch  im  Wallis  ist  die  Konzession 
verlangt  worden. 

Die  Frage  der  französischen  Zufahrtslinien 
zum  Simplon  ist  noch  immer  pendent.  Im  Senat  fand 
eine  Interpellation  eines  Mitgliedes  aus  Hochsavoyen 
Duval,  statt,  die  gegen  die  schweizerischen  Projekte  Ober- 
haupt gerichtet  war.    Der  Bericht  darüber  lautet: 

«  Der  Redner  verwies  auf  die  Entwicklung  der  Schiff- 
fahrt auf  dem  Rhein,  welche  Deutschland  bis  nach  Basel 
und  nach  dem  Bodensee  auszudehnen  sich  anschicke.  Es 
sei  die  Rede  davon,  diese  Schifffahrt  auf  die  scbweize 
rischen  Binnenseen  und  auf  den  Genfersee  auszudehnen, 
um  eine  zusammenhängende  Handelsstrasse  nach  Marseilltr 
und  Genua  zu  schaffen.  Er  verlangte  daher  die  Schiff- 
barmachung  sämmtlicher  Flussläufe  Frankreichs  und  den 
Bau  neuer  Kanäle,  hauptsächUch  eines  Seitenkanals  der 
Rhone  bis  Genf.  Der  Redner  verwies  weiter  auf  die 
ungenügenden  Zufahrtsstrassen  zum  Simplon  und  erklärte, 
Frankreich  sei  zum  Montblanc-Durchstich 
verpflichtet.  Bei  der  Annexion  Savoyens  durch  Frank- 
reich sei  dieser  Gegend  versprochen  worden,  dass  man 
ihr  eine  Eisenbahnlinie  geben  werde,  die  ausschliesslich 
auf  französischem  Gebiete  erbaut  sein  würde.  > 

Der  Bundesrath  ist  auf  den  Rekurs  einer  Anzahl  3fit- 
glieder  der  Pensions-  und  Hülfskasse  der  Schweiz- 
Bundesbahnen  vom  5.  März  1908  gegen  die  auf  den  1.  Januar 
1907  aufgestellte  Eintrittsbilanz  dieser  Kasse  und  g^en 
die  angesetzte  Amortisationsfrist  des  Defizits  eingetreten 
und  hat  das  Eisenbahndepartement  eingeladen,  die  Fragen 
über  den  in  der  technischen  Eintrittsbilanz  anzuwendenden 
Zinsfuss  und  über  die  Dauer  der  Amortisation  des  be- 
rechneten Defizits  der  Kasse  im  Sinne  von  Art.  4,  Absatz 
2,  des   Hülfskassen-Gesetzes    vom   28.  Juni    1899    einer 
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Kommission  von  Sachverständigen  zu  unterbreiten  und 
die  notbwendigen  Anordnungen  zur  gesetzmässigen  Be- 
stellung der  dreigliedrigen  Kommission  zu  treffen. 

Das  Defizit  der  Kasse  wurde  auf  Fr.  22,767,127  fest- 
gestellt und  ist  mittelst  einer  jährlichen  Einlage  von 
915,000  Fr.  in  60  Jahren  gänzlich  zu  tilgen. 

In  dem  Bericht  der  nationalräthlichen  Geschäftsbe- 
richtskommission wird  auf  Beschleunigung  des  Ausbaues 
von  Doppelspur  auf  dem  ganzen  Netze  der  Bundes- 
bahnen und  auf  Einführung  des  elektrischen  Be- 
triebes gedrungen. 

Subventionen.  Von  grösseren  Unterstützungen 
des  Bundes  an  öffentliche  Werke  sind,  abgesehen  von 
den  Eisenbahnen,  besonders  folgende  zu  erwähnen: 

Regulirung  des  Tessin:  Fr.  725,073.  Der  Bund 
hat  bereits  über  27«  Millionen  Subvention  an  diese  Re- 
gulirung, von  Belhnzona  abwärts  bis  an  den  See,  geleistet 
und  muss  nun  noch  ein  Weiteres  thun,  um  das  Werk  zu 
vollenden  und  die  Ebene  bei  Bellinzona  völlig  zu  retten. 

Es  wird  mit  einem  Doppelprofil  gearbeitet  wie  am 
Rhein,  also  mit  Hochwasserdämmen  neben  den  gewöhn- 
lichen Dämmen.  Die  obere  Tessin-Korrektion  bis  Biasca 
hinauf  ist  dabei  noch  vorbehalten. 

Zu  gleicher  Zeit  mit  dieser  Subvention  erschien  eine 
Broschüre  von  Herrn  A.  Schindler  in  Basel,  die  in 
scharfen  Worten  unser  ganzes  Wasserbausystem  als  ver- 
fehlt bezeichnet. 

Für  die  Kosten  der  Erwerbung  eines  Engadiner- 
Museums  wurde  ein  Bundesbeitrag  von  Fr.  125,000 
zugesichert,  sobald  dasselbe  in  öffentlichen  Besitz  Ober- 
gegangen sein  wird.    (Bundesblatt  1908,  Nr.  41.) 


528  Jahresbericht  1908. 

Eine  grosse  Subvention  wird  nächstens  für  die  Rhein 
korrektion  zu  bewilligen  sein,  da  Oesterreidi  auf  der 
Ausfflhrung  des  Diepoldsauer-Durchstiches  beharrt.  Di« 
Botschaft  des  Bundesraihes  im  Bundesblatt  No.  44  vo3 
diesem  Jahre  schlägt  vorläufig  Folgendes  vor: ') 
Die  Bundesversammlung 
der  schweizerischen  Eidgenossenschaft. 

nach  Einsicht  einer  Botschaft  des  Bundesratfaes  vom 
20.  Oktober  1908; 

auf  Grund  des  Art.  23  der  Bundesverfassung  und  def 
Bundesgesetzes  betreffend  die  Wasserbaupolizei  im  Hoch- 
gebirge,  vom  22.  Juni  1877, 

beschliesst: 

Art.  1.  Der  schweizerische  Bundesrath  mird  er- 
mächtigt, während  8  Jahren  einen  jährUchen  Beitrag  vc*r 
Fr.  602,000  an  die  Fortsetzung  der  Arbeiten  der  inter- 
nationalen Rheinregulirung  zu  leisten,  und  zwar  erstmals 
im  Jahre  1909.  Für  den  im  Jahre  1917  auszubezahlendem 
Restbetrag  wird  den  eidg.  Räten  eine  neue  Vorlage  unter- 
breitet werden. 

Art.  2.  Im  Uebrigen  bleibt  der  Bundedbeschluss  von: 
27.  März  1893  in  Kraft. 

Ueber  die  Regulirung  des  Rheins  von  Etasel 
bis  zum  Bodensee  und  wieder  von  Basel  abwärts  wird 
Folgendes  berichtet: 

«Konstanz,  27.  Sept.  Die  Internationale  Vereinigung 
zur  Schiffbarmachung  des  Rheines  von  Basel  bis  zum 
Bodensee  hielt  heute  unter  Theilnahme  vieler  Hundert 
Personen  aus  Baden,  Württemberg,  Bayern,  Oesterreich. 
der  Schweiz,  sowie  von  Vertretern  mittel-  und  nord- 
deutscher Interessentenverbände  im  KonziUumssaal   ihn 


'j  Es  wird  aber  dabei  schwerlich  sein  Bewenden   haben. 
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erste    Hauptversammlung   ab.    Den   Vorsitz    führte    der 
Konstanzer    Handelskammerpräsident ,    Kommerzienrath 
Stromeyer.  Von  allen  Seiten,  auch  vom  badischen  Landes- 
kommissar,  der  die  vorsichtig  zuwartende,  aber  durchaus 
wohlwollende  Haltung  der  badischen  Regierung  mit  der 
Besorgniss    vor    Ausfällen   in   den   Eisenbahneinnahmen 
motivirte,  wurde  die  Frage  als  praktisches  Gegenwarts- 
projekt   behandelt.    Man    betonte    wiederholt,   dass    die 
Strecke  bis  auf  wenige  Kilometer  heute  schon  schiffbar 
sei.     Der  Vorkämpfer   der   Schiffbarmachung    des   Ober- 
rheins, Ingenieur  Gelpke- Basel,  bezifferte  die  gesammten 
Kosten  der  Regulirung  auf  nur  (!)  20  Millionen   Mark. 
Schwierigkeiten  verursachen  nicht  die  Natur,  sondern  die 
Interessen   der  in   Betracht    kommenden    fünf  Staaten. 
Gegenüber  einem  Versuch  von  Steller-Nürnberg,  dem  Ge- 
schäftsführer  des  Vereins   zur   Hebung    der   bayrischen 
Kanalschifffahrt,  für  die  Schifffahrtsabgaben  Stimmung  zu 
machen,  betonte  Stromeyer,  dass  die  Internationale  Ver- 
einigung dazu  bisher  noch  keinerlei  Stellung  genommen 
habe.  Der  ganze  Verlauf  der  Versammlung  war  sehr  ein- 
heitlich und  zuversichtlich.    Auch  der  König  von  Württem- 
berg und  Prinz  Ludwig  von  Bayern  hatten  Sympathie- 
schreiben gesandt.» 

«Strassburg,  17.  Sept.  In  der  Centralkommission  für 
die  Rheinschiffahrty  die  in  der  Zeit  vom  31.  August  bis 
11.  September  versammelt  war,  theilte  mit  Bezug  auf 
eine  Vorstellung  der  Gewerkschaft  «Deutscher  Kaiser» 
in  Hamburg  über  die  Schifffahrtsverhältnisse  auf  der 
niederländischen  Rheinstrecke  der  Bevollmächtigte  für 
Niederland  mit,  dass  den  Generalstaaten  der  Niederlande 
ein  Gesetzentwurf  vorgelegt  sei,  der  die  Verbesserung 
der  Schifffahrtsstrasse  der  Waal  bezweckt.  Es  soll  durch 
Einengung  der  Strombreite  und  Einbau  von  Grundschwellen 
die  Flusssohle  in  ihrem  Bestand  festgelegt  werden.  Die 
Kosten  dieser  Massnahme  sind  auf  3V«  Millionen  Mark  ver- 
anschlagt, welche  in  etwa  7  Jahren  verbaut  werden  sollen. 
—  Mit  Bezug  auf  eine  Beschwerde,  dass  durch  verschie- 
dene Einbauten  an  der  Eisenbahngitterbrücke  zwischen 

3i 
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Kehl  und  Strassburg  die  Durchfahrtshöhe  für  die  Schiif- 
fahrt  beschränkt  worden  sei,  theilte  der  Bevollmächtigte 
für  Baden  mit,  dass  die  badische  Eisenbahnverwaltung 
im  Einvernehmen  mit  der  Reichseisenbahnvenvaltung  die 
Beseitigung  dieser  Einbauten  bereits  in  Angriff  genommen 
und  die  linke  und  mittlere  Brückenöffnung,  die  zur  Zeit 
von  der  Schifffahrt  benutzt  werde,  bereits  freigelegt  habe.  ^^ 

(Frankf.  Zeitung.) 

.  Für  den  landwirthschaftlichen  Unterricht 
gab  der  Bund  einen  Beitrag  von  Fr.  261,705.  Für  Boden- 
verbesserungen leistete  er  Fr.  625,000. 

Die  7  schweizerischen  landwirthschaftlichen 
Versuchs-  und  Untersuchungsanstalten  erfor- 
derten im  Jahre  1907  eine  Ausgabe  von  Fr.  416,827,  wo- 
von Einnahmen  von  Fr.  101,113  abzurechnen  sind. 
Verlangt  wird  in  neuerer  Zeit  besonders: 
Theilnahme  des  Bundes  an  den  kantonalen  Vorsichts- 
massregeln gegen  die  Maikäfer  und  die  Erstellung 
eines  eidgenössischen  Laboratoriums  für  die  Zoll- 
verwaltung zur  Untersuchung  von  in  ihrer  Natur  oder 
Tarifirung  zweifelhaften  Waaren. 

Phylloxera.  —  Le  Conseil  föderal  alloue  ä  onze 
cantons  des  subsides  de  la  moitie  des  frais  que  ces  can- 
tons  ont  eu  en  1907,  dans  la  lutte  contre  le  phylloxera, 
pour  travaux  de  recherches  et  d'extirpation,  par  moyens 
antiphyllox^riques  et  pour  indemnites  ä  payer  ä  la  suite 
de  la  destruction  des  recoltes  pendantes,  ainsi  que  des 
ceps  et  des  echalas.  Ces  subsides  se  montent  au  total  ä 
fr.  205,870. 

La  part  du  canton  de  Vaud  est  de  fr.  84,980.70;  celle 
du  Valais  de  fr.  656.50;  celle  de  Neuchätel  de  fr.  57,962.93, 
et  celle  de  Geneve  de  fr.  995.97.   (Journal  de  Geneve.) 
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Schulen.      Ueber    das    Eidg.  Polytechnikum 
ist  nun  ein  definitive.s  Abkommen  mit  dem  Kanton  Zürich 
zu  Stande  gekommen   (Botschaft  des   Bundesraths   vom 
27.  Mai  1908),  das  schon  seit  längerer  Zeit  in  Frage  war. 
Ein  früheres  Abkommen  mit  Zürich,  von  1879,  wurde  vom 
Volk    in   Zürich    verworfen.    Dann   kam  1883  ein  neuer 
Vertrag   zu   Stande,   der   für  den  Bund  weniger  günstig 
war.     Der  Bund   erstellte   in  Folge   dessen   selber   eine 
Reihe  von  Gebäuden;  trotzdem  fehlte  es  stets   an  Platz, 
nicht  etwa  bloss  wegen  der  Vermehrung  der  Studirenden, 
sondern  wegen  Annexirung  von  allerlei  Anstalten  an  das 
Polytechnikum.    Der  jetzige  Vertrag  hat  die  Grundlage 
beibehalten,  Zürich  gänzlich  von  fernerer  Baupfiicht  zu  ent- 
lasten gegen   Uebergabe   der   bestehenden   Gebäude   an 
den   Bund.    £r   löst  auch   die   Frage  der  Sammlungen, 
die  theils  dem  Bund,  theils  dem  Kanton  und  der  Stadt 
Zürich  gehören  und  die  sich  sehr  vermehrt  haben. 

Der  Vertrag  datirt  schon  vom  28.  Dezember  1905, 
wurde  aber  erst  in  der  Junisitzung  dieses  Jahres  ge- 
nehmigt. Der  Vertrag  von  1854  bleibt  insoweit  bestehen, 
dass  gewisse  Sammlungen  und  Turnlokalitäten  benutzt 
werden  dürfen  und  der  Kanton  Zürich  auch  noch  jährlich 
eine  Summe  beitragen  muss  zur  Erhaltung  des  Poly- 
technikums. Zürich  verlangte  zuerst  sogar  noch  ein  Rück- 
fallsrecht, falls  die  an  den  Bund  abgetretenen  Gebäude 
nicht  mehr  dem  Polytechnikum  dienen  würden. 

Das  Polytechnikum  zählt  jetzt  über  2000  Studirende 
und  kostet  die  Eidgenossenschaft  jährlich  über  1,300,000 
Franken.  Es  soll  künftig  den  offiziellen  Titel  cEidge- 
nössische  technische  Hochschule»  führen,  und  der  Bundes- 
rath  hat  schliesslich  auch  die  Zustimmung  gegeben,  dass 
es  Doktoren  kreiren  dürfe. 
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cDa  nämlich  in  andern  Staaten,  in  Deutschland,  ar  1 
Polytechnikum  der   Doktortitel  erworben    werden  kau: 
sahen    sich    die    schweizerischen    Polytechniker   bintar  \ 
gesetzt.    Sie  müssen  gewärtigen,  bei  Stellenbewerbungts  | 
übergangen  zu  werden,  da  manche  Firmen  einen  Doktor 
vorziehen  oder  gar  den  Titel  zur  Bedingung  der  Anstellai^: 
machen.    Es   handelt  sich   also   vor  Allem    darum,   der 
Ingenieuren ,    Chemikern,    Mathematikern    etc.,    die  ci^ 
eidgenössische  Polytechnikum  absolviren,  die  Möglichkeit 
zu  geben,  sich  für  den  Wettbewerb  im  Leben  auch  dt 5 
Titel  zu  erwerben,  der  ausländischen  Konkurrenten  n- 
gänglich  ist.    Daher  wird   man  sich  gewöhnen   müssea 
von  einem  Doktor  Ingenieur  zu  sprechen.» 

Auch  die  Handelsschulen,  die  in  Zürich  udö 
Freiburg  mit  der  Universität  als  «Handelswissenschaft 
liehe  Abtheilung»  zusammenhängen  und  in  St.  Gallen  dec 
Namen  «Handelsakademie!  führen,  erfuhren  eine  stärkt 
Förderung  durch  Subventionen  des  Bundes;  25  solcher 
Schulen  erhielten  Beiträge,  nicht  subventionirt  sind  T 
Die  Schülerzahl  betrug  im  vorigen  Jahre  3182 

In  Deutschland  gibt  es  «Handelshochschulen»  ic 
Leipzig,  Köln,  Frankfurt,  Mannheim,  Aachen,  Berlin,  un<l 
nächstens  noch  Königsberg,  und  die  Studenten  derselbec 
nennen  sich  Stud.  rer.  merc. 

Die  Zahl  der  Studirenden  an  den  schweizerischen 
Universitäten  betrug  im  vorigen  Jahre  nebst  den 
Zuhörern  eine  bisher  unerreichte  Zahl, 

Es  studirten  in  Basel,  Zürich,  Bern,  Genf,  Lausanne, 
Freiburg  und  Neuenburg  zusammen  363  Theologen,  1486 
Juristen,  2173  Mediziner  und  2827  Philosophen,  total 
6849  Studirende  und  1376  Zuhörer,  zusammen  8225.  Von 
den  Studirenden  sind  2654  Schweizer  und  4195  Ausländer. 

*^ere  stammen  aus  folgenden  Staaten:  Deutsches 
785,   Oesterreich  142,    Liechtenstein  2,  Italien  63, 
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iTrankreich  113,  Spanien  7,  Luxemburg  16,  Belgien  2, 
^Niederlande  24,  Grossbritanien  27,  Schweden,  Russland 
2343,  Bumänien  25,  Ungarn  47,  Serbien  23,  Montenegro 
iy  Bulgarien  339,  Griechenland  13,  TQrkei  59,  Nordamerika 
^,  Centralamerika  4,  Südamerika  12,  Asien  98,  Afrika  8, 
Australien  3. 

Eine   Konferenz   der  Rektoren   beschloss,    dass   die 
russischen  Staatsangehörigen  nicht  immatrikulirt  werden 
sollen,  wenn  sie  nicht  wenigstens   die   Bedingungen   er* 
füllen,    welche    auf  Grundlage  der  Informationen  eines 
ständigen  Komitees  jährlich  durch  die  Rektorenkonferenz 
festgestellt  werden.    Drei  Mitgliedei-  der  Berner  Univer- 
sität wurden  als  ständiges  Komitee  bezeichnet.    Die  von 
der  Berner  Hochschule  eingezogenen  Erkundigungen  be- 
treSen    die    in    Russland  nothwendigen  Zeugnisse    Ober 
Vorbildung   und    die    dort    eventuell    erforderlichen  Er- 
gänzungsexamen.   Werden   diese   Ergänzungsexamen  in 
der  Schweiz  bestanden,  so  sollen  sich  die  Anforderungen 
in  den  betreffenden  Fächern  nach  denjenigen  der  eidge- 
nössischen Maturität  richten. 

Ein  «internationaler  Kongress  für  Moralpädagogik>, 
welcher  im  September  d.  J.  in  London  stattfand,  förderte 
wenig  neue  Ideen,  sondern  nur  das  gewöhnliche  anti- 
kirchUche  Gerede,  dagegen  einige  sehr  bemerkenswerthe 
Thatsachen  zu  Tage,  worüber  die  Zeitungen  Folgendes 
berichteten : 

«Eine  grosse  Tageszeitung  hatte  Ferdinand  Buisson 
«France's  greatest  educator»,  wie  das  Blatt  schreibt,  über 
diese  Frage  interviewt.  Die  Antwort  Buissons  wirkte 
sensationell,  indem  er  sagte: 

«Engländer  und  Amerikaner  rufen  uns  unaufhörlich 
zu:  Benutzt  die  Bibel,  sie  ist  ebenso  das  Buch  für  die 
Jugend,  wie  für  das  Mannesalter,  sie  ist  voll  von  Ideen,  Ide- 
alen und  Bildern ;  sie  strotzt  von  kostbaren  Grundsätzen ; 
ohne  die  Bibel  ist  eine  wahre  Erziehung  überhaupt  un- 
möglich.    Darauf  antworte   ich    als    Franzose    nur:    In 
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Frankreich  existirt  die  Bibel  überhaupt  nicht.  Vielfach 
wissen  die  Leute  dort  gar  nicht,  dass  ein  solches  Buch 
vorhanden  ist.  Im  sechzehnten  Jahrhundert  machte  die 
Reformation  in  Frankreich  den  Versuch,  die  Bibel  ein- 
zuführen, zu  übersetzen  und  zu  verbreiten.  '  Dieser  Ver- 
such ist  misslungen.  In  den  letzten  dreihundert  Jahren 
hat  die  römisch-katholische  Kirche  die  Bibel  unterdrückt 
und  ausser  den  Protestanten,  die  eine  kleine  Gruppe 
bilden,  ist  sie  so  gut  wie  unbekannt.  Der  <Bourgeois> 
kennt  sie  ebenso  wenig  wie  der  Arbeiter  und  der  Bauer. 
und  ich  kann  die  Versicherung  abgeben,  dass  Sie  in 
10,000  französischen  Häusern  auch  nicht  ein  £xemplar 
der  Bibel  fänden.»  Der  Interviewer  liess  aber  nicht 
locker  und  fragte  Buisson  noch :  < Warum  wollen  Sie  die 
Bibel  nicht  jetzt  aufnehmen  und  in  den  Schulen  vertheilen*? 
^sWeil  die  französischen  Kinder  gar  nichts  damit  anzu- 
fangen wüssten,  indem  jede  Tradition  dafür  fehlt,»  lautete 
Buissons  Antwort.  cWie  sollten  wir,  ja  wie  könnten 
wir  Frankreich  zum  Glauben  an  Wundergeschichten  zu- 
rückführen, in  das  orientalische  Milieu  des  Alten  Testa- 
ments? In  England  ist  Alles  Jahrhunderte  lang  mit  der 
Bibel  gewissermassen  gefüttert  worden,  da  geht  so  etwas 
an,  aber  es  wäre  geradezu  absurd  und  auch  nutzlos,  die 
Bibel  künstlich  französischen  Kindern  aufzudrängen.» 

Von  deutscher  Seite  wurde  auf  dem  Kongresse  darauf 
hingewiesen,  dass  von  100  in  Berlin  geborenen  Kindern 
nur  noch  85  überhaupt  getauft  werden.  Ein  neues  «Hei- 
denthum»  breite  sich  mit  wachsender  Schnelligkeit  aus, 
und  während  die  christlichen  Völker  Missionare  hinaus- 
senden,  um  die  Heiden  in  wilden  Ländern  zu  Christen 
zu  machen,  bricht  im  Rücken  der  Missionare  offene  Re- 
bellion aus,  indem  sich  die  Christen  wieder  dem  cHei- 
denthum»  zuwenden.  Man  wird  jetzt  zweierlei  Sorten 
von  Heiden  unterscheiden  müssen:  Die,  welche  da.^^ 
Christenthum  noch  vor  sich,  und  die,  welche  es  bereits 
hinter  sich  haben.  Unter  diesen  Umständen  wird  auch 
die  preussische  Regierung  bald  sehr  gegen  ihren  WiUen 
vo-  "-—"^1  Entscheidungen  stehen,  wenn  sie  nicht  ruhig 
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mitansehen  willl,  dass  die  «Neuheiden>  ohne  jede  sitt- 
liche Erziehung  heranwachsen.  Man  hätte  erwarten  sollen, 
dass  ein  internationaler  Kongress  für  Moralpädagogik 
darum  gerade  von  der  preussischen  Regierung  mit  be- 
sonderem Interesse  begrQsst  werden  würde.  Statt  dessen 
bat  sie  es  Oberhaupt  abgelehnt,  offizielle  Delegierte  zu 
senden,  wie  die  anderen  grossen  Staaten. 

Ohne  Zweifel  bat  die  religiöse  Erziehung  ihre  bedeu- 
tenden Mängel,  die  wir  aus  unserer  Jugend  her  hin- 
reichend kennen ;  aber  ob  die  ethische  bessere  Resultate 
liefern  wird,  das  muss  erst  die  Zukunft  lehren. 

Von  «moral  education»  sollte  man  überhaupt  lieber 
noch  gar  nicht  viel  reden,  solange  man  einerseits  das 
Mitleid  (nach  Schopenhauer  die  beste  menschliche  Eigen- 
schaft) mittelst  der  Vivisektion  vernichtet,  und  anderer- 
seits die  zweitbeste  Naturgabe,  die  Scham,  durch  «sexuelle 
Aufklärung»,  woran  selbst  die  Frauen  theilnehmen,  be- 
seitigt, und  damit  zugleich  Alles,  was  ihren  Reiz  ausmacht. 

Ein  bemerkenswerthes  «Zeichen  der  Zeit»  wird  aus 
England  berichtet. 

«Wie  man  weiss,  veröffentlichte  der  Kanzler  der  eng- 
lischen Universität  Cambridge  vor  Kurzem  einen  Aufruf 
zur  finanziellen  Unterstützung  seiner  Universität.  Schon 
im  vorigen  Jahre  hatte  sich  sein  Vorgänger  an  die  Oeffent- 
lichkeit  gewandt.  Unter  den  dringendsten  Bedürfnissen 
der  Univeraität  wird  der  Ausbau  der  Lehrstühle  für 
deutsche  und  französische  Philologie  genannt,  die  in 
Cambridge  immer  noch  nicht  durch  volle  Professuren 
vertreten  sind.  Die  alten  englischen  Universitäten  brauchen 
Geld.  Sie  sind  arm,  d.  h.  die  Universitäten  an  sich,  wenn 
auch  manche  ihrer  Colleges  reich  sind.  Die  «Times»  stellt 
im  Anschluss  an  den  Aufruf  des  Cambridger  Kanzlers 
interessante  Betrachtungen  an  über  die  Werthung  der 
Wissenschaft  in  Deutschland    und   England.    Man  sieht 
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allmählich  in  England  ein,  dass  die  ausschliessliche  Rück- 
sicht auf  das  rein  Praktische  sich  mit  der  Zeit  rächt 
«Jenes  Land,  das  immer  für  die  Wissenschaft  eine  &- 
geisterung  und  für  die  Gelehrten  eine  Achtung  gehabt 
hat,  die  uns  phantastisch  schien,  jenes  Land  überflügelt 
uns  jetzt  auf  unserem  eigensten  Gebiet,  dem  rein  prak- 
tischen. Deutschland  ist  das  Land  der  Universitäten. 
Deutschland  ist  das  grosse  Land  der  Soldaten,  und  e^ 
ist  im  Begriff,  das  grosse  Land  der  Industrie  zu  werden. 
Und  mit  all  diesem  materiellen  Erfolg  nimmt  in  Deutsch- 
land die  Begeisterung  für  die  Wissenschaft  zu,  denn  man 
findet,  dass  jene  an  sich  uneigennützige  Begeisterung 
materiellen  Lohn  bringt;  England  dagegen  scheint  ein 
zusehen,  dass  der  Mangel  an  wissenschaftlichem  Streben 
materiellen  Nachtheil  bedingt  ...  Ein  Volk,  das  nur 
nach  Reichthum  strebt,  wird  sicher  arm.» 

Li  dem  Munde  der  «Times»,  die  sonst  fQr  Deutsch- 
land nichts  übrig  hat,  und  die  die  richtige  Yertretehn 
des  rücksichtslosen  Realismus  in  England  ist,  ist  dies  Wort 
ein  Zeugniss,  das  auch  bei  uns  Beachtung  finden  darf. 
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Wir  befinden  uns  gegenwärtig  in  einer  sozialen 
Doppelbewegung.  Einerseits  nimmt  ohne  Zweifel  der 
« Sozialstaat >  erheblich  zu;  das  Getreidemonopol,  das 
Wasserrecht  und  die  Lebensmittelgesetzgebung  sind  be- 
reits ein  Stück  davon  und  die  Versicherungsidee  wird 
nicht  zur  endlichen  Ruhe  kommen  bis  sie  —  vielleicht 
noch  nach  vorangegangenen  mehrfachen  Schwankungen  — 
bei  der  allgemeinen  Alters-  und  Invalidenversicherung 
angelangt  ist,  die  eigentUch  doch  das  Versicherungsideal 
und  die  naturgemftsse  Ablösung  der  bisherigen,  in  vielen 
Richtungen  ungenügenden,  Armengesetzgebung  ist.  Das 
ist  Alles  unausweichlich. 

Auf  der  andern  Seite  findet  aber  offenbar  eine  starke 
Rückgangsbewegung  gegen  den  eigentlichen  Sozialismus 
statt,  die  sich  besonders  in  den  Verbotgesetzen  gegen  die 
Streiks,  dem  Zusammenschluss  der  Arbeitgeber,  und  den 
Arbeiterverbindungen  ausserhalb  der  sozialistischen  Partei 
kund  gibt. 

Endlich  ist  auch  bemerkbar  ein  Zug,  man  möchte  fast 
sagen  ein  Sehnen  nach  Einfachheit  des  Lebens 
und  gegen  die  Ueberschätzung  der  materiellen  Güter  und 
Fortschritte,  welche  der  Menschheit  das  erwünschte 
Glück  nicht  gebracht  haben.  Allerdings,  das  müssen  wir 
hinzusetzen  —  verbunden  mit  einer  Erschöpfung  und 
einer  Zunahme  der  Nervenkrankheiten  und  selbst  Geistes- 
krankheiten in  der  jetzigen  Generation,  die  zeigt,  dass  es 
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hohe   Zeit  ist  gegen  allen  c  Modernismus  >    Stellung  u 
nehmen. 

lieber  die  mit  Allem  dem  zusammenhängende  Frage 
weshalb  wir  nicht  Sozialdemokraten  geworden  sind,  gab 
ein  bewährter  Veteran  des  Freisinnes,  Herr  Alt-Bundö 
rath  Frey,  in  einer  Versammlung  in  Thun  die  folgend- 
sehr  richtige  Antwort,  die  wir  uns  aneignen  können. 

<Wir  sind  nicht  Sozialdemokraten  geworden,*  weil 
wir  uns  weder  mit  dem  Ziel,  noch  mit  der^Kampfesweise 
der  Sozialdemokratie  einverstanden  erklären  können. 

Das  Ziel  der  Sozialdemokratie  ist  die  Aufhebuiu; 
des  Privateigenthums  an  den  Produktionsmitteln,  d.  h.  am 
Grund  und  Boden,  an  den  Fabrikanlagen,  ^Werkzeugen 
usw.  Das  Eigenthumsrecht  an  Grund  und  Boden,  an  de: 
Fabrik  usw.  soll  an  den  Staat  übergehen  und  der  Staat 
daher  in  Zukunft  der  einzige  Produzent  der  Güter  sein 
Ich  will  nicht  leugnen,  dass  in  einem  solchen  St.aat>- 
wesen  vielem  Elend  und  Unrecht  ein  Ende  gemacht 
würde.  Ein  Staatswesen  aber,  das  sämmtliche  Güter  pn>- 
duziren  soll,  deren  die  Menschen  bedürfen,  könnte  nicht 
existiren,  und  seine  Bürger  müssten  nothwendiger  Weise 
zu  Grunde  gehen,  wenn  seine  Verfassung  nicht  an  der 
Spitze  den  Grundsatz  trüge,  dass  der  Staat  das  volk 
Verfügungsrecht  besitze,  nicht  nur  über  die  Produktions- 
mittel, sondern  auch  über  die  Arbeitskraft  der  Bürger. 

Eine  Gesellschaftordnung,  deren  Existenz  auf  der 
Verpflichtung  beruht,  die  wirthschaftliche  Arbeit  Aller 
zu  besorgen  und  für  die  wirthschaftlichen  Bedürfnisse 
Aller  aufzukommen,  kann  die  freiwillige  Arbeit  des  Ein- 
zelnen unmöglich  als  Prinzip  anerkennen.  Mit  dem  ver- 
fassungsmässig garantirten  Prinzip  der  individueUen  Frei- 
heit und  der  Niederlassungsfreiheit  würde  der  soziai- 
demokratische  Staat  jeden  Augenblick  in  Gefahr  gerathen, 
still  zu  stehen,  und  an  seinem  innern  Widerspruche  zu 
verbluten.  Das  fundamentale  Prinzip  des  sozialdemokra- 
tischen Staates  muss  daher  nothwendiger  Weise  der  Ar- 
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beits-  und  Niederlassungszwang  sein.  Weil  wir  aber  die 
Freiheit  für  das  letzte  Ziel  aller  menschlichen  und  staat- 
lichen Entwicklung  halten,  können  wir  in  der  Sozialdemo* 
kratie  nicht  die  Staatsform  der  Zukunft  erblicken. 

Wir  sind  aber  nicht  nur  aus  dem  Grund  nicht  Sozial* 
demokraten  geworden,  weil  wir  das  Ziel  der  Sozialdemo- 
kraten nicht  für  das  richtige  halten,  sondern  auch  des* 
wegen,  weil  wir  ihre  Eampfesmethode  nicht  billigen 
können.  Ihr  Kampf  ist  der  Klassenkampf  und  verstösst 
daher  schon  an  und  für  sich  gegen  den  obersten  Staats* 
gedanken  unseres  Landes,  gegen  den  Gedanken  der 
Solidarität  aller  Volksgenossen,  gegen  das  alte  Wort : 
Einer  für  Alle,  Alle  für  Einen!  Der  Klassenkampf  er- 
zeugt den  Klassenhass,  und  der  Klassen  hass  ist  offenbar 
so  ziemlich  das  Schlimmste,  womit  eine  demokratische 
Republik  heimgesucht  werden  kann,  deren  Existenz 
auf  die  Solidarität  ihrer  Bürger  begründet  ist.  Und 
ebenso  unvereinbar  mit  der  Demokratie,  wie  der  Klassen- 
kampf und  der  Klassenhass,  ist  die  Immer  mehr  zu  Tage 
tretende  Neigung  der  Sozialdemokratie  zur  Gewalt. 

In  dieser  Beziehung  sage  ich:  wir  können  der  Sozial- 
demokratie nicht  das  Recht  zugestehen,  unsere  Begriffe 
von  Recht  und  Unrecht,  von  Ordnung  und  Unordnung, 
Gesetzmässigkeit  und  Gesetzwidrigkeit  auf  den  Kopf  zu 
stellen,  bloss  weil  es  ihr  so  passt  und  ihrem  Kampfe 
gegen  die  heutige  Staatsordnung.  Unser  Volk  liebt  nicht 
nur  die  Freiheit,  sondern  auch  die  Ordnung  und  die 
Gesetzmässigkeit.  Unserem  Staate  liegt  gewissermassen 
die  Mission  ob,  der  Welt  den  praktischen  Beweis  zu 
liefern,  Jedermann  sichtbar  und  erkennbar,  dass  Freiheit 
und  Gesetzlichkeit,  dass  Demokratie  und  Ordnung  sich 
nicht  ausschliessen,  sondern  dass  im  Gegentheil  es  keine 
festere  Grundlage  für  die  Ordnung  und  Gesetzlichkeit 
im  Staate  gibt,  als  der  verfassungsmässig  zur  Geltung 
gelangende  Wille  der  Gesammtheit. 

Wir  sind  daher  nicht  Sozialdemokraten  geworden 
aus  dem  doppelten  Grunde,  weil  wir  weder  mit  dem 
Ziel  der  Sozialdemokratie,  noch  mit  ihrer  Kampfesweise 


540  Jahresbericht  1906. 

uns  einverstanden  erklären  können,  sondern  beides,  Ziel 
und  Methode  verwerfen. 

Aber  begnügen  wir  uns  nicht  damit,  das  sozial 
demokratische  Staatsideal  abzulehnen,  trachten  wir,  wit 
es  unsere  Pflicht  ist,  darnach,  aus  eigener  Kraft  und 
Begeisterung  heraus  unser  Staatswesen  und  die  Existenz- 
bedingungen unseres  Volkes  zu  verbessern. 

Dabei  kommt  meines  Erachtens  Alles  auf  die  Ge- 
sinnung an.  Ein  hoher  Sinn  für  Recht  und  Gerechtig 
keit  ist  mit  treuer  Liebe  zum  angestammten  Vaterland 
das  Edelste,  nach  dem  wir  Eidgenossen  streben  soUteD. 
Nach  Recht  und  Gerechtigkeit  seufzt  heute  die  Welt 
mehr  als  zu  irgend  einer  Zeit  der  Existenz  des  Meo- 
schengeschlechtes.  Ohne  dass  der  Sinn  für  Recht  und 
Gerechtigkeit  in  unserem  Volke  sich  vertiefe,  ohne  dass  e: 
alle  Schichten  unseres  Volkes  durchdringe,  können  meiIle^ 
Erachtens  die  grossen  Fragen  nicht  gelöst  werden,  die 
heute  nicht  nur  unser  Volk,  sondern  alle  Völker  der  Erde 
beherrschen.» 

Dass  der  Werth  der  «Gesinnung»  hier  wieder  ein- 
mal hervorgehoben  wird,  ist  das  besonders  ErEreuUcbe 
in  unserer  Zeit. 


Eine  ähnliche  erfreuliche  Kundgebung,  die  gegen  die 
«Sozialpfarrer»  sich  richtet,  war  eine  Schrift  von  Prof. 
Dr.  Förster  in  Zürich:  « Christenthum  und  Klassen- 
kampf». 

Das  sind  aber  bloss  die  Vorspiele  zu  dem  Kampf 
um  die  SittUchkeit  und  das  Christenthum  überhaupt,  der 
noch  ausgefochten  werden  muss,  in  erster  Linie  in  der 
Litteratur  und  gegen  das  Theater.  Ein  Artikel  der 
Lausanner  Zeitung,  Überschrieben  «Poison  moral  , 
sagte  darüber: 
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<I1  y  a  quelques  semaines,  sur  la  demande  qui  lui 
en  a  ete  faite  par  la  Societe  pour  le  relevement  de  la 
tnoralite,  la  municipalitä  de  Lausanne  a  prie  la  direction 
du  th^ätre  de  ne  pas  repräsenter  ä  nouveau  une  pi6ce 
fort  döplaisante  de  M.  Maurice  Donnay,  de  rAcadömie 
fran^aise.  Deux  ans  auparavant,  la  meme  autoritä  avait 
dejä  du  inviter  la  susdite  direction  ä  ne  pas  jouer  une 
autre  piece  de  meme  nature,  de  je  ne  sais  plus  quel 
auteur. 

Certains  amateurs  de  th^ätre  et  de  cafe-concert  ont 
blämä  le  procäde  mimicipal.  Ils  ont  trouvö  fort  mauvais 
qua,  sur  la  demande  de  quelques  vertuistes  —  c'est  le 
nom  que  Ton  donne  aujourd'bui  aux  honnetes  gens  — 
parfaitement  libres  de  ne  pas  aller  au  th^tre,  on  les 
prive,  eux,  de  la  possibilitä  de  passer  une  soir^e  ä 
«rigoler»  tout  leur  saoül. 

Ceux  qui  pensent  de  la  sorte  ne  doivent  pas  dtre 
mis  tous  dans  le  m^me  paquet.  U  y  a  parmi  eux  un 
cei-tain  nombre  de  jeunes  gens  de  seize  ä  trente  ans, 
qui  n'ont  pas  encore  vu  d'autre  but  k  la  vie  que  celui  de 
s'amuser  forme  et  de  varier  agreablement  ses  plaisirs. 
A  cötä  d'eux  se  trouvent  quelques  douzaines  de  per- 
sonnes  d'äge  mür  et  des  deux  sexes,  dont  l'öducation, 
le  milieu  et  les  circonstances  ont  plus  ömousse  qu'affine 
le  sens  moral.  Ils  sont  prets  k  se  däecter  aux  cbansons 
les  plus  orduriöres  que  leur  d^bitera  un  chanteur  de 
cafe-concert  et  sont  susceptibles  de  faire  une  ovation 
enthousiaste  au  pitre  qui  saura  les  dire  avec  l'accent  et 
la  mimique  n^cessaires.  Quand  ces  gens-lä  ont  quel- 
que  sens  esth^tique,  leur  theorie  d'art  et  de  vie  se 
resume  dans  le  mot  de  Laurent  Tailhade:  tQu'importe 
Tacte,  pourvu  que  le  geste  soit  beau.»  Mettez  ä  la 
scene  les  gredineries  les  plus  infames,  les  situations  les 
plus  immorales,  les  propos  les  plus  rosses,  les  gestes  les 
plus  os^,  pourvu  que  tout  cela  soit  presentä  avec  de 
l'entrain  et  de  Tesprit,  ils  trouveront  la  piece  char- 
mante, et  la  recommanderont  chaudement  k  leurs  amis, 
se  bomant  k  les  aviser  que  ce  n'est  pas  un  spectacle  pour 
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jeuues  filles.  Mais  du  moment  qu'on  n'est  plus  jeuu 
fiUe  —  et  il  y  a  des  gens  qui  ne  Tont  jamais  ete,  r: 
d'autres,  si  peu  de  temps!  —  on  peut  lout  voir  et  tor 
entendre  au  theätre. 

Mais,  parmi  les  amateurs  de  grivoiseries,  od  rencantre 
aussi  pas  mal  d'honnetes  gens  de  toutes  les  classes  ««> 
ciales,  pour  lesquels  vous  ne  manquez  pas  d'estime,  i 
qui  vous  serrez  volontiers  la  main,  et  parmi  lesquels 
vous  comptez  de  bonnes  connaissances,  peut-etre  mesD-: 
des  amis.  Les  ämes  naturellement  chastes  et  delicate« 
s'en  etonnent  et  meme  s'en  scandalisent.  Les  homme^ 
qui  ont  du  lutter  contre  eux-memes  sans  toujours  n: 
vaincre,  qui  s'observent  et  qui  reflechissent,  en  sooi 
moins  surpris.  Ils  se  rappellent  la  parole  de  Joseph  ö? 
Maistre:  «Je  ne  sais  pas  ce  qu'est  le  coeur  d'un  ooquiD 
mais  je  connais  celui  d'un  honnete  homme,  et  c*est  abom: 
nable.» 

n  faut  reconnaitre  qu'il  est  des  pieces  fort  scabreuse<. 
dont  les  peripeties  sont  si  dröles,  le  dialogue  si  emailiT 
de  bons  mots,  Tallure  si  plaine  de  verve  et  d'entrain 
que,  damel  on  ne  peut  s'empecher  d'y  rire  etd'y  trouvtr 
du  plaisir.  De  plus,  comme  Thomme  aime  a  se  donDer 
des  raisons  pour  justifier  ses  actes  —  ceux-la  surtout  qui 
ont  besoin  d'etre  justifies  —  les  honnetes  gens,  amateurs 
de  pieces  epicees,  ne  manquent  pas  d'avoir  une  theiirk 
pour  expliquer  leur  presence  k  de  tels  spectacles.  <La 
vie,  disent-ils,  est  pleine  d'ennuis  et  de  soucis  de  toin 
genre;  le  travail  devient  de  jour  en  jour  plus  epuisant 
Le  soir,  quand  on  rentre  chez  soi  fatiguö,  on  a  besoir. 
de  se  secouer  et  de  se  detendre.  Et  comme  le  rire  est 
le  propre  de  Thomme,  qu'il  stimule  la  digestion,  detend  ]e^ 
nerfs,  adoucit  Thumeur,  chasse  les  soucis  et  rend  aimable 
k  Fegard  du  prochain,  il  faut  chercher  les  occasions  d^* 
rire.  Les  ceuvres  du  repertoire  rigolo  sont  des  piec^ 
hygi^niques  ä  ce  point  de  vue.  On  s'y  moque  des  bra 
ves  gens,  c'est  vrai;  on  y  toume  la  vertu  en  ridicule. 
c'est  vrai;  on  s'y  gausse  de  la  foi  donnee,  c'est  vrai;  on 
y  repr^sente  le  monde  comme  un  tas  de  viveurs  qui  ne 
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pensent  qu'a...  vous  savez  quoi,  c'est  encore  vrai.  Mais 
on  rit  de  tout  cceur  un  moment,  et  apres  on  oublie 
tout  <ja.  > 

Ce  qui  est  vrai,  c*est  que  le  poison  moral  est  plus 
subtil  et  plus  lent  dans  son  action  corruptrice  que  le 
poison  luaterieL  Ce  n'est  qu'k  la  longue  et  insensible- 
ment  que  ron  constate  dans  le  corps  social  les  effets 
d^löt^res  des  maximes  immorales,  desproc^descornipteurs, 
des  spectacles  licencieux.  Ces  effets  n'en  sont  pas  moins 
reels. 

Ce  qui  est  vrai  aussi,  c'est  que  le  poison  moral  est 
plus  difficile  k  analyser  et  ä  determiner  que  le  poison 
materiel.  Ce  demier,  les  chimistes  vous  disent  avec 
precision  quelles  substances  le  constituent  et  ä  quelles 
doses  il  est  dangereux  pour  Tenfant  ou  pour  Tadulte. 
II  n'en  est  pas  de  meme  du  poison  moral  dont  la  pre- 
sence  dans  une  oeuvre  dramatique  n'est  pas  toujours 
facile  ä  signaler,  d'autant  plus  que  l'influence  morale  ou 
immorale  d'une  oeuvre  d'art  dopend  de  fact^urs  com- 
plexes:  le  caractere  de  l'auteur,  la  valeur  artistique  de 
sa  piece,  le  jeu  des  acteurs,  les  dispositions  des  specta- 
teurs.  Voilä  pourquoi  les  jugements  moraux  portes  sur 
iin  roman  ou  sur  une  piece  difförent  autant  et  meme 
plus  que  les  jugements  esth^tiques.  C'est  ainsi  qu'on 
a  tax^  tour  ä  tour  Madame  Bovary  de  chef-d'oöuvre 
d'immoralite  et  d'admirable  lec^on  morale.> 

Wir  würden  unsererseits  noch  einen  starken  Schritt 
weiter  gehen  als  der  Verfasser  dieses  guten  Artikels 
(Prof.  Emery  in  Lausanne)  und  auch  den  Autor  der 
Madame  Bovary/)  an  der  Seite  Zola's  im  Pantheon 
begraben,  wo  schon  so  viele  zweifelhafte  Leute  bestattet 


0  Wir  haben  dieses  angebliche  «chef  d'oeuvre»  der  fran- 
zösischen Litteratur  in  unserer  Jugend  auch  einmal  gelesen 
und  uns  mehrere  Tage  von  dem  physischen  Ekel  darüber 
nicht  erholen  können.  Solche  Bücher  sind  viel  schädlicher, 
als  alle  kleinen  Zoten. 


644  Jahresbericht  1900. 

worden  sind.  £s  muss  schon  noch  etwas  mehr  Ems: 
gegen  diese  sogenannte  <Kunst>  aufwachsen,  wenn  ef 
etwas  helfen  soll. 

Einige  interessantere  soziale  Vorkonimnisse  sind  dit 
folgenden : 

In  St.  Gallen  hatte  der  städtische  Konsumverein  einen 
besonderen  Gemüsemarkt  eingerichtet  uud  konnte 
gegenüber  den  Preisen  der  Detaillisten  einen  Abschlag  vod 
nahezu  50  Prozent  eintreten  lassen.  Nun  hatten  auch 
die  Gemüsehändler  eine  ganz  bedeutende  Preisreduktiot 
vorgenommen,  so  dass  die  Preise  sehr  wenig  von  denen 
des  Konsumvereins  differiren.  Der  grosse  Preisrückgang 
auf  dem  Gemüsemarkt  hat  eine  ganz  erhebliche  Stei- 
gerung des  Konsums  zur  Folge  gehabt.  Es  wird  in  der 
Stadt  St.  Gallen  und  Umgebung  weit  mehr  Gemüse  ge- 
gessen als  früher.  Das  wird  nicht  ohne  Folgen  bleiben 
auf  den  Konsum  von  Fleisch  und  Wurstwaaren.  Man 
konnte  überhaupt  in  St.  Gallen  seit  einer  Reihe  von 
Jahren  beobachten,  dass  der  Fleischverbrauch,  auf  den 
Kopf  der  Bevölkerung  berechnet,  in  stetem  Rückgang 
begriffen  ist.  Für  das  Jahr  1904  traf  es  auf  den  Kopf 
der  Bevölkerung  noch  71,5  Kilo,  1905  und  auch  1906  nur 
noch  rund  70  Kilo,  und  im  Jahr  1907  betrug  er  nach  dem 
eben  erschienenen  Bericht  der  Gesundheitskommission 
nur  noch  69  Kilo.  Das  laufende  Jahr  wird  zweifellos 
einen  noch  grössern  Rückgang  bringen. 

Ohne  Zweifel  ist  auch  hier  eine  rückläufige  Bewegung 
gegen  den  übermässigen  und  tbeuren  Fleisch- 
gen u  s  s  im  Werke,  welcher  viel  zur  Nervosit&t  der  jetzigen 
Generation  beigetragen  hat.  In  dieser  Richtung  dürfte 
namentlich  auch  die  Hotelküche,  die,  der  Bequem- 
lichkeit der  Köche  wegen,  fast  bloss  mit  Fleisch  arbeitet 
in  Bälde  eine  bedeutende  Umwandlung  erfahren,  da  vielen 
T  _„x-_  fiiQQQ  ausschliesshche  Fleischkost  zuwider  ist. 
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In  den  Vereinigten  Staaten  entstand  oine  Frage,  ob 
man  die  zum  Tode  verurtheilten  Verbrecher  nicht  zu 
Vivisektionszwecken  benützen  solle.  Der  Vater  der 
Idee,  Dr.  Quay,  ist  allerdings  grossmüthig  genug,  den 
Verurtheilten  die  freie  Wahl  zu  lassen,  sich  sofort  dem 
Exekutor  zu  stellen,  oder  ihr  Leben  noch  eine  Weile 
zu  verlängern  —  eventuell  überhaupt  zu  erhalten,  indem 
sie  ihren  Körper  zur  Verfügung  der  Wissenschaft  halten. 
Mr.  Morgan  J.  O'Brien,  der  Präsident  des  höchsten  Ge- 
richtshofes der  Vereinigten  Staaten,  erklärt,  dass  dieser 
Vorschlag  im  Gegensatz  zu  dem  Geiste  der  Gesetze 
einer  Republik  stehe.  Mr.  Clark  Bell,  Präsident  der  Ge- 
sellschaft der  Gerichtsmediziner,  meint,  dass  ein  Gesetz 
gar  nicht  von  Nöthen  wäre,  um  das  Projekt  durchzuführen. 
Der  Gouverneur  habe  das  Recht  der  Gnade  und  könne 
also  einem  Verurtheilten  den  Vorschlag  machen,  an 
seinem  Körper  Experimente  vornehmen  zu  lassen.  Im 
Uebrigen  glaubt  Clark  Bell,  dass  die  Wissenschaft  gar 
nicht  auf  die  Verbrecher  angewiesen  sei ;  es  würden  sich 
gewiss  in  Amerika  eine  ganze  Anzahl  arme  Leute  finden, 
die  gegen  Entgelt  sich  zu  Experimentalz wecken  hergäben. 
Der  Reverend  A.  Lincoln  Moore,  ein  in  den  Ver.  Staaten 
sehr  angesehener  Geistlicher,  verurtheilt  das  ganze  Projekt 
auf  das  Schärfste.  Die  Vivisektion  von  Menschen  wäre 
eine  Grausamkeit,  die  durch  die  Folterungen  des  Mittel- 
alters nicht  übertroffen  werden  könnte. 

Unseres  Erachtens  ist  der  Gedanke  nicht  viel  ab- 
scheulicher, als  die  schon  bestehende  Vivisektion  von 
Thieren,  die  dem  Menschen  an  Intelligenz  und  Gefühl 
sehr  nahe  stehen.  Am  besten  wäre  es,  wenn  die  Medi- 
ziner selbst  sich,  aus  Liebe  zur  Wissenschaft,  dazu  her- 
gäben. 

Das  «Archiv  für  Sozialwissenschaft  und  Sozialpolitik! 
enthält  einen  Aufsatz  von  Frau  Camilla  Jellinek  in 
Heidelberg  «Zur  Kellnerinnenfrage>.  Die  Verfasserin 
hatte  in  einem  früheren  Artikel  des  Archivs  (Maiheft  1907) 
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die  Forderung  aufgestellt  nach  einem  reichsgesetzlicfaen 
Verbot  der  Verwendung  von  Kellnerinnen,  ausgenommen 
in  den  kleinen  Städten  und  auf  dem  Lande.  Die<k 
Forderung  hatte  in  der  Presse  und  in  Versammlunger 
viel  Widerspruch  erregt,  insbesondere  glaubten  Praktik^^: 
der  Theoretikerin  entgegentreten  zu  dürfen.  MittlenKreiJt 
hat  aber  Frau  Jellinek  ein  Kellnerinnenheim  gegründet, 
das  stets  gut  besucht  ist,  und  kann  sich  für  ihre  Meinuo^ 
heute  auf  eigene  Erfahrungen  berufen.  Ueber  diese  b^ 
richtet  sie  in  dem  neuen  Aufsatze.  Alles,  was  sie  nuc 
aber  in  der  Praxis  erlebt  hat  —  Widerstand  der  Mädcha 
gegen  jede  Organisation  und  Abneigung  der  Wirthe  gegen 
angebotene  gemeinnützige  Stellenvermittlung,  Korruption 
der  Mädchen,  die  aber  nicht  ihnen,  sondern  ihrem  Milieo 
zur  Last  gelegt  werden  muss,  und  die  ihnen  den  Blick 
für  ihren  wahren  Vortheil  trübt  u.  s.  f.  —  scheint  ihr  n 
bestätigen,  dass  es  keine  andere  Lösung  der  Frage  dt^ 
Kellnerinnenberufes  gebe  als  seine  Auflösung. 

In  mehreren  Kantonen,  Bern,  Zürich,  Graubfinden. 
wurden  Gesetze  gegen  die  Streiks  erlassen,  die  ht 
greiflicherweise  überall  den  Widerwillen  der  Sozialist^^n 
partei  wachriefen,  der  diese  Waffe  (unseres  ErachteD> 
zu  ihrem  eigenen  Vortheil)  entwunden  wird.  Eine  inter 
essante  Auslegung  des  Berner  Gesetzes  ist  die  folgende 

<Es  handelte  sich  um  eine  Strafklage,  die  gestützt  auf 
das  Streikgesetz  gegen  einen  Schreiner  wegen  Aus 
schreitungen  anlässlich  der  Aussperrung  der  Schreiner  ic 
Bern  von  Amtes  wegen  erhoben  worden  war.  Der 
Polizeirichter  von  Bern  hatte  den  Angeklagten  freige- 
sprochen mit  der  Begründung,  dass  das  Streikgesetz  bei 
Aussperrungen  nicht  anwendbar  sei.  Gegen  dieses  Ur- 
theil  hatte  der  Staatsanwalt  appellirt.  Vor  der  Polizei- 
kammer beantragte  der  Generalprokurator,  als  Vertreter 
des  Staates,  der  Angeklagte  sei  der  Widerhandlung  gegen 
das  Streikgesetz  schuldig  zu  erklären.  Persönlich  vertrat 
er  de""      '     "^kt,  dass  das  Streikgesetz  auf  Ausscbrei- 
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tungen  bei  Aussperrungen  nicht  anwendbar  sei.  Die 
l'olizeikammer  bestätigte  das  Urtheil  erster  Instanz  und 
sprach  den  Angeklagten  von  der  Anklage  auf  Wider- 
handlung gegen  das  Streikgesetz  frei.  Damit  hat  die 
Polizeikammer  entschieden,  dass  das  Streikgesetz  auf 
Aussperrungen  nicht  anwendbar  sei,  dass  somit  Aus- 
schreitungen bei  Aussperrungen  nur  nach  den  Bestim- 
mungen des  allgemeinen  Strafgesetzes  bestraft  werden 
können.> 

Ueber  die  Frage  der  Ar*beitslosigkeit  und  des 
Arbeitsnachweises  wurde  mit  Rücksicht  auf  das  Beispiel 
von  Württemberg  eine  eidgenössische  Zentralorgani- 
sation verlangt. 

Es  gibt  dort  nämlich  14  kommunale  Arbeitsämter.  Diese 
stellen  dreimal  wöchentlich  die  Nachweise  über  die  von 
ihnen  nicht  befriedigten  Nachfragen  nach  Arbeitern  zu- 
sammen und  senden  sie  an  das  städtische  Arbeitsamt  in 
Stuttgart,  das  die  Funktionen  einer  Centralstelle  versieht. 
Diese  überträgt  den  Inhalt  dieser  Nachweisungen  in 
eine  gemeinsame  Liste  und  schickt  sie  an  sämmtliche 
Gemeinden  mit  mehr  als  2000  Einwohnern  und  an 
solche  kleinere  Gemeinden,  für  die  dies  besonders  ge- 
wünscht wird.  Von  diesen  Gemeinden  werden  die  Listen 
öffentlich  ausgehängt.  Um  nun  den  Arbeitgebern  und 
Arbeitern  in  Gemeinden  ohne  Arbeitsamt  den  Verkehr 
mit  dem  nächsten  Arbeitsamt  möglichst  zu  erleichtern, 
sind  die  Arbeitsämter  angewiesen,  den  Ortsvorstehern, 
Herbergen,  Verpflegungsstationen  und  Arbeiterkolonien, 
die  darum  nachsuchen,  eine  genügende  Anzahl  von  An- 
meldeformularen für  arbeitersuchende  Unternehmer,  so- 
wie für  stellesuchende  Arbeiter  zur  Verfügung  zu  stellen, 
die  ausgefüllten  Formulare  entgegenzunehmen  und  soweit 
als  möglich  die  Arbeit  raschestens  zu  vermitteln. 

Man  erreicht  durch  die  Verbindung  dieser  Arbeits- 
ämter unter  sich  zweierlei.  Man  vermag  den  an  einem 
Ort  arbeitslos  gewordenen  Arbeitern  Arbeit  in  unmittel- 
barer Nähe   ihres  Wohnsitzes   zu   besorgen   und  hindert 
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sie  dadurch,  sich  in  die  Grossstadt  zu  wenden,  wo  sie 
nur  das  Heer  der  Arbeitslosen  vermehren. 

Im  australischen  Bundesparlament  ist  ein  Gesetz 
zur  Einfuhrung  von  Altersrenten  eingebracht  worden. 
Rentenberechtigt  soll  jedermann  mit  dem  vollendeten  65. 
Lebensjahr  werden ;  Arbeitsunfähige  erhalten  die  Reute  mit 
dem  60.  Jahre.  Der  Generalgouverneur  wird  bevollmäch- 
tigt, auf  dem  Wege  der  Verordnung  zu  bestimmen,  dass 
Frauen  die  Rente  ebenfalls  und  zwar  mit  60  Jahren  er- 
halten sollen.  Das  Maximum  der  Rente  ist  auf  10  Shilling 
pro  Woche  festgesetzt.  Rentenempfänger  müssen  25 
Jahre  in  Australien  gelebt  haben,  und  ausserdem  wird 
ein  Leumundzeugniss  verlangt.  Um  Trunkenbolde  von 
den  Wohlthaten  des  Gesetzes  auszuschliessen,  soll  ein 
Leumundzeugniss  über  eine  fünfjährige  Enthaltsamkeit 
beigebracht  werden.  Ausgeschlossen  sind  femer  Aus- 
länder, die  ihre  Ehefrauen  verlassen  haben,  und  wer  ein 
Vermögen  von  mehr  als  7500  Fr.  besitzt. 

Billige  Wohnungen  für  Minderbemittelte  will  einein 
Zürich  im  Entstehen  begriffene  Gesellschaft  erstellen.  Es 
wird  als  sicher  angenommen,  dass  die  Stadt  der  neuen 
Genossenschaft,  welche  keinerlei  Gewinn  zu  machen  be- 
absichtigt, durch  Ueberlassung  von  Baugrund  und  lieber- 
nähme  der  zweiten  Hypothek  möglichst  entgegenkommen 
werde,  wofür  ihr  u.  A.  ein  Vorkaufsrecht  eingeräumt  wird. 
In  dem  von  Prof.  Rölli  ausgearbeiteten  Statutenentwurf 
wird  der  Zweck  folgendermassen  umschrieben:  «Die  Ge- 
nossenschaft verfolgt  den  Zweck,  Häuser  mit  billigen  Woh- 
nungen, welche  der  Spekulation  dauerad  entzogen  bleiben 
sollen,  zu  beschaffen  und  zu  vermiethen.  Die  Häuser 
sollen  von  Gärten  umgeben  sein  und  nicht  mehr  als  drei 
Geschosse  enthalten,  gefällig  ausgestattet  und  im  Innern 
einfach  aber  solid  ausgebaut  werden.»  Die  Genossen- 
schaft wird  ihre  Thätigkeit  mit  einem  Anlagekapital  von 
circa  Fr.  700,000  beginnen.  Sämmtliche  Häuser  sollen, 
spätere  Erwerbung  vorbehalten,  Eigenthum  der  Genossen- 
schaft bleiben,  was  für  praktischer  gehalten  wird,  als  das 
System  der  <Eigenheim>-Häuser. 
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tische  Arm^ndirektoren-Kon- 
.  April  in  Verbindung  mit  der  ständigen 
« •  h  weizerischen  Armenpfleger-Konferenz 
mnden  hat,  war  von  den  Armendeparte- 
•  11  tone  Zürich,  Luzem,  Basel-Stadt,  Basel- 
lusen,  Graubünden,  Thurgau,  Aargau,  Neuen- 
rif  beschickt  worden. 
irii^'srath  Wullschleger   (Basel)   referirte   über 
u  inen   Gesichtspunkte  hinsichtlich   der  Bezie- 
.vischen heimatlicher  und  wohnörtlicher  Armen- 
inorhalb  der  Schweiz.   Er  konstatirte,  dass  heute 
<ine  wesentlich  bessere  Handhabung   dieser  kan- 
n  Armenpflege  gegenüber  früher  bestehe,  dass  aber 
r    viele    Ausstände   vorkommen,   denen  abgeholfen 
len  sollte.     Die  Kantonsregierungen  sollten  sich  der 
iie  annehmen  und  gemeinschaftlich  auf  eine  Besserung 
-   Beziehungen  zwischen  den  heimatlichen  und   wohn- 
r  liehen  Armenpflegen   hinarbeiten.     Vor  Allem  könnte 
.11  geordneter  Verkehr  zwischen  den  Hülfsinstanzen  zum 
/wecke  gegenseitiger  Information  in  Unterstützungsfällen, 
zur  Vermittlung  der  Unterstützungen   etc.  herbeigeführt 
werden,  und  es  sollten  die  wohnörtlichen  Hülfsinstanzen 
(so  auch  die  freiwilligen  Armenpflegen)  von  den  heimat- 
lichen Armenbehörden  zur  Vertretung  der  nicht  bürger- 
lichen Armen  bei  ihnen  anerkannt  werden.  Dr.  C.  Schmid 
(Zürich)  ergänzt  dieses  Referat  durch  Ausführungen  or- 
ganisatorischer  und   armenpflegetechnischer   Natur.     Er 
legte  der  Versammlung  ein  von  ihm  verfasstes  Normal- 
organisationsstatut für  ein  Ortsarmensekretariat  und  eine 
Reihe  von  Unterstützungsgrundsätzen  vor. 

Der  Armendirektor  des  Kantons  Schaffhausen  befür- 
wortete bereits  die  Verstaatlichung  des  Armenwesens  in 
den  Kantonen  als  Vorstadium  einer  Regelung  auf  schwei- 
zerischem Boden.  Schliesslich  wurde  die  Kommission 
beauftragt,  ein  Memorial  über  den  gegenwärtigen  Zu- 
stand der  internationalen  Armenpflege  und  die  Mittel 
und  Wege  zu  ihrer  Verbesserung  zu  Händen  der  kanto- 
nalen Armendepartemente  auszuarbeiten. 
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In  der  Richtung  der  Versicherung  haben  'wir  auf 
der  einen  Seite  das  grosse  Werk  Forrers  und  auf  dtf 
andern  Seite  Verwerfung  dieses  Gesetzes  durch  das  Volk 
erlebt.  Möge  ein  besserer  Erfolg  dem  neuen  Entvnirf  zu 
Theil  werden,  der  gegenwärtig  in  der  Berathung  unserer 
Bundesbehörden  liegt. 

Ich  meinestheils  will  zwar  nicht  verhehlen,  dass  ich 
die  Versicherungsgesetzgebung  an  einem  andern  Ende 
angepackt  hätte.  Das  Charakteristische  der  Lage  nicht 
nur  der  Arbeiter,  sondern  aller  derjenigen,  welche  nicht 
im  Besitze  von  Kapital  sind,  ist  die  ökonomische  Un- 
sicherheit. Das  brennende  Gefühl,  dass  ein  beliebiger 
Windstoss  das  ökonomische  Kartenhaus  des  BesiteloseD 
über  den  Haufen  werfen  und  ihn  selber  in  die  Tiefen 
des  Elends  werfen  kann,  ist  die  eigentliche  Signatur 
unserer  Zeit.  Diesem  Umstände  dauernder  Unruhe  und 
dauernder  Unsicherheit  kann  in  unserer  Gesellschafts- 
ordnung nur  die  Versicherung  ein  Ende  machen.  Dieser 
Ueberzeugung  habe  ich  schon  vor  nahezu  30  Jahren, 
bevor  noch  das  deutsche  Reich  zu  seiner  Versicherungs- 
gesetzgebung schritt,  öffentlich  Ausdruck  gegeben.  Ich 
glaubte  aber  damals,  dass  der  Anfang  gemacht  werden 
sollte  mit  der  für  Alle  obligatorischen  Lebensversicherung. 
Ich  halte  noch  heute  dafür,  dass  die  obUgatonsche 
Lebensversicherung  volkswirthschaftlich  und  politisch  von 
ungleich  grösserer  Tragweite  wäre,  als  irgend  eine  andere 
Versicherung,  ganz  abgesehen  davon,  dass  sie  mit  viel 
geringeren  Opfern  und  ohne  einen  erheblichen  Verwal- 
tungsapparat in  der  Peripherie  sich  durchführen  liesse. 
Insofern  die  Sozialdemokratie  eine  Gefahr  ist,  und  sie 
wird  eine  Gefahr,  indem  sie  immer  mehr  in  das  Fahr- 
wasser der  Klassenverhetzung  geräth,  kenne  ich  meines- 
theils keine  Massregel,  welche  auch  nur  von 'ferne  si^ 
gewaltig  wirken  würde  zur  Abwendung  der  Gefalir,  als 
die  obligatoris(!he  Lebensvereicherung,  die  nach  wenigen 
Jahrzehnten  nicht  nur  den  Pauperismus^beseitigen,  son- 
(jpr«  rw.hfig  organisirt,  jede  Schweizer-Familie  zur  Eigen- 
es unantastbaren  Kapitals  machen  würde. 
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Ich  kann  nicht  schliessen,  ohne  auf  zwei  Gefahren 
£%ufmerksam  gemacht  zu  haben,  deren  Bekämpfung  in 
keinen  von  jenen  vier  Richtungen  liegt,  oder  bis  jetzt  in 
sie  hineingezogen  worden  ist.  Geradezu  als  die  schlimmsten 
Feinde  der  heutigen  Gesellschaftsordnung  betrachte  ich 
nämlich  die  Trusts  und  die  Arbeitslosigkeit. 

Die  Trusts,  die  auch  in  unserm  Lande  sich  immer 
mehr  einzubürgern  beginnen,  arbeiten  der  Sozialdemo- 
kratie direkt  in  die  Hände,  sie  decken  ihr  gewissermassen 
den  Tisch,  an  den  sie  sich  eines  Tages  ruhig  hinsetzen, 
wenn  dem  Uebel  nicht  gesteuert  werden  kann.  Denn 
indem  durch  die  Trusts  die  wichtigsten  Produktions- 
gebiete in  die  ausschliesslichen  Hände  einiger  weniger 
KapitaUsten  gelangen,  wird  das  Volk  eines  Tages  sich 
sagen  müssen,  dass  es  besser  sei,  der  Staat  nehme  die 
Produktion  in  seine  Hand,  als  dass  sie  länger  der  Raub- 
gier weniger  Universalunternehmer  tiberlassen  bleibe. 

Und  was  die  Arbeitslosigkeit  anbetrifft,  so  ist  sie 
meines  Erachtens  der  wundeste  Fleck  der  heutigen  Ge- 
sellschaftsordnung, die  auf  der  Privatproduktion  beruht. 
Die  unverschuldete  Arbeitslosigkeit  ist,  in  der  Nähe  ge- 
sehen, die  ergreifendste  Erscheinung  im  sozialen  Leben, 
eine  Quelle  des  Elends  erschütterndster  Art.  Sie  be- 
schränkt sich  nicht  nur  auf  den  Arbeiterstand  allein, 
sondern  sie  zieht  in  ihre  Kreise  die  grossen  Massen  der 
Besitzlosen  aller  Stände.  Die  Arbeitslosigkeit  ist  im 
Wesen  der  Privatproduktion  begründet ;  sie  ist  eine  Folge 
der  Privat  Produktion.  Der  heutige  Staat,  der  auf  dem 
Boden  der  Privatproduktion  steht,  hat  daher  die  Pflicht, 
dem  Problem  der  Arbeitslosigkeit  gegenüber  umfassende 
Stellung  zu  nehmen.  Es  geht  nicht  mehr  an,  dass  er  sich 
dieser  Pflicht  mit  den  bekannten  Redensarten  und  Aus- 
flüchten einer  ökonomischen  Schule  entschlägt,  die  heut- 
zutage als  ein  völlig  überwundener  Standpunkt  betrachtet 
werden  darf. 

Das  «laisser  faire»  und  «laisser  passer»  muss  auch 
auf  fiesem  Gebiete  aufgegeben  werden   und  an  dessen 
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Stelle  das  Bewusstsein  der  Verantwortlichkeit  und  der 
Pflicht  treten.  Der  Staat  muss  einschreiten.  Es  besteht 
ein  Recht  auf  Arbeit,  wie  es  ein  Recht  gibt,  zu  leben 
und  zu  athmen,  und  eine  Gesellschaftsordnung  liegend 
welcher  Art,  welche  dieses  Recht  nicht  so  oder  anders 
anerkennt,  muss  an  dem  Widerspruch  auf  die  Dauer  zu 
Grunde  gehen. 

Auswanderung.  5710  schweizerische  Auswanderer 
hatten  im  Jahre  1907  für  ihre  Beförderung  den  Agenten  Fr. 
1,776,662.51  einbezahlt,  welche  Summe  mit  dem  Betrag  der 
von  den  Auswanderern  gekauften  Wechsel  auf  überseei- 
sche Plätze  (450,804.05)  eine  ganz  ansehnliche  Verminderung 
des  Landesvermögens  ausmacht.  Unter  jenen  Wecbselo 
befinden  sich  9  im  Betrag  von  Fr.  2000—2500,  3  im  Betrag 
von  Fr.  2500-3000;  10  lauteten  auf  Fr.  3000— 5000 ;  11 
auf  Fr.  5000—10,000  und  6  auf  Fr.  10,000-20,000.  Die 
Gesammtsumme  sowohl  als  die  einzelnen  Posten  dieser 
Beträge  scheinen  darauf  hinzuweisen,  dass  für  einen 
grossen  Theil  der  schweizerischen  Auswanderer  nicht  ein 
Nothstand  der  Beweggrund  zur  Auswanderung  ist,  son- 
dern, abgesehen  von  dem  Einfluss  verwandtschaftlicher 
Beziehungen,  vielmehr  eine  Unternehmungslust,  ^die  in 
der  Heimat  kein  ausreichendes  Feld   zu  finden  wähnt. 

Die  hauptsächlichsten  Fälle,  mit  denen  sich  die  Auf- 
sichtsbehörde zu  befassen  hatte,  betrafen: 

1.  Die  Beförderung  von  Personen,  denen  die  Gesetze 
des  Einwanderungslandes  den  Eintritt  verbieten. 

2.  Die  Beförderung  von  minderjährigen  Personen. 
mit  deren  Auswanderung  ihre  Eltern  nicht  einverstanden 
waren. 

3.  Die  Beförderung  militärdienstpflichtiger  Schweizer- 
bürger, die  ihre  Militäreflfekten  nicht  abgeUefert  hatten. 

4.  Die  Beförderung  von  Eltern,  die  ohne  Zustimmung 
der  zuständigen  Armenbehörde  unerzogene  Kinder  zu- 
rückgelassen hatten. 

'engelhafte  Beförderung  des  Gepäcks   von   Aus- 
und  Unterlassung  der  Versicherung  desselben 
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6.  Kontraktwidrige  Beförderung  von  Auswanderern. 

7.  Mangelhafte  Fürsorge  für  Auszahlung  von  Wechseln. 

8.  Unterlassung  der  Mitwirkung  bei  der  Fahndung 
auf  Verbrecher. 

9.  Unbefugte  Betheiligung  an  Kolonisationsunter- 
nehmungen. 

10.  Unterlassung  der  Fürsorge  für  Beherbergung 
und  Verpflegung  von  Auswanderern,  deren  Reise  ohne 
ihre  Schuld  unterbrochen  worden  war. 


Ueber  die  allgemeine  wirthschaftliche  Si- 
tu a  ti  o  n ,  die  eine  von  Amerika  ausgehende  <  Depression  » 
zeigte,  urtheilten  kundige  Geschäftsleute  wie  folgt: 

«Börse,  Industrie  und  Handel  stehen  alle  im  Zeichen 
mehr  oder  weniger  grosser  Unsicherheit,  des  Zuwartens 
und  des  Misstrauens.  Es  könnte  auch  nicht  wohl  anders 
sein.  Wenige  Monate  haben  genügt,  um  uns  aus  einer 
vielleicht  noch  nie  dagewesenen  Prosperität,  die  sich 
Ober  die  ganze  Welt  erstreckte,  in  eine  wirthschaftliche 
Depression  zu  versetzen.  Man  darf  sich  darüber  keiner 
Illusion  hingeben,  dass  die  Periode  des  geschäftlichen 
T^iederganges  noch  keineswegs  beendet  ist,  und  dass  die 
Folgen  der  vorhergegangenen  Ueberhitzung  des  Wirth- 
Schaftskörpers  noch  nicht  überwunden  sein  können. 
^Nationen,  wie  Einzelne  müssen  von  Zeit  zu  Zeit  wieder 
lernen,  dass  Verdienst  und  Verbrauch  miteinander  Schritt 
halten  müssen.» 

Sehr  weise ;  nur  —  wie  es  mit  der  Weisheit  meistens 
der  Fall  ist  —  etwas  spät  gesagt.  Es  scheint  uns  jeden- 
falls zweifellos,  dass  die  Depression  sich^fortsetzen  wird, 
wozu  namentUch  die  Finanzverhältnisse  der  Eidgenossen- 
schaft und  ihrer  Bahnen  ein  Wesentliches  beitragen 
werden,  selbst  abgesehen  von  den  Kriegserwartungen  auf 
dem  Balkangebiet,  die  sich  auch  nicht  so  bald  gänzlich 
beruhigen  werden. 
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Im  Parteiwesen  ist  das  Interessanteste  die  all- 
mählig  deutlich  werdende  Umwandlung  des  Sozialismib 
in  dem  Lande,  das  für  uns  die  grösste  Bedeutung  hat. 
nämlich  in  Deutschland.  Nicht  allein,  dass  die  Theorie  von 
Marx  eigentlich  über  Bord  geworfen  ist  und  an  den  baldigen 
Zusammenbruch  der  bürgerlichen  Staatsordnung  aucL 
Niemand  mehr  glaubt.  —  Auch  die  Sprache  der  Sozialisten 
gegenüber  der  Gesammtheit  der  Staatsbürger  fängt  an. 
etwas  gemässigter,  man  möchte  sagen,  manierlicher  21: 
werden  und  ein  Theil  sogar  der  Parteiparole,  wie  sir: 
namentlich  an  den  Parteikongressen  von  Lübeck  und 
Dresden  aufgestellt  wurde,  beginnt  bestritten  zu  werden. 

Charakteristisch  für  diese  Wandlung  war  der  dies 
jährige  Kongress  in  Nürnberg,  auf  welchem  es  nament- 
lich über  die  grosse  Frage  der  Verweigerung  der  Budget^ 
zu  einer  heftigen  Aussprache  zwischen  den  norddeutschen 
und  süddeutschen  Sozialisten  kam.  Formell  blieb  zwar 
der  Sieg  den  Norddeutschen  unter  der  Leitung  dcis  alten 
Bebel,  aber  es  war  ein  Pyrrhus-Sieg,  und  mit  Recht  wohl 
sagte  eine  deutsche  Zeitung: 

<Es  muss   ein  tragischer  Wucht  nicht  entbehrender 
Moment  gewesen   sein,   als  sich  schliesslich   dem   alt^^n 
Bebel  die  Ueberzeugung   aufdrängte,  dass  die   deutsche 
Sozialdemokratie   in   neue  Pfade   eingelenkt   hat.     Denn 
dies  ist  das  in  die  Augen  springende  Ergebniss  des  Nüm 
berger   Kongresses,    trotzdem    dem   Partei  vorstand,    alsc^ 
Bebel,  der  Sieg  in  der  Abstimmung  blieb.    Dieser  Sieg 
stand  von   vornherein  fest,    war  nach   der   Art   der  Be- 
schickung des  Parteitages,  die  den  Delegirten  aus  Nord- 
deutschland das  Uebergewicht  verschaffte,  von  vornherein 
gegeben.    Aber  gerade  darin  liegt  die  echte  Tragik,  dass 
'^r  im  Augenbick  des  Sieges  erkennen  muss,  dass 
e  die   verlorene   ist.    Eine  Abstimmung  kann 
durch  die  andere  korrigirt  werden  —  es  gibt 
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aber  keine  Korrektur  dafür,  wenn  die  Abstimmung  von 
allen  Seiten  als  nicht  verbindlich  aufgefasst  wird.  Als 
ein  anderer  der  Alten,  als  Paul  Singer  Namens  des 
Parteivorstandes  die  Erklärung  der  Süddeutschen  zur 
Kenntniss  nahm,  eine  Erklärung,  die  doch  nur  darauf 
hinausläuft,  dass  man  sich  durch  den  Beschluss  des 
Parteitages  in  der  Praxis  nicht  gebunden  erachten  könne 
—  da  war  damit  zum  Ausdruck  gebracht,  dass  diejenige 
Richtung  innerhalb  der  deutschen  Sozialdemokratie,  die  den 
Staat  nicht  mehr  als  Feind  schlechtweg  betrachtet,  als  den 
Feind,  nach  dessen  Zerstörung  die  eigentliche  Arbeit  erst 
beginnen  könne,  dass  diese  Richtung  bereits  so  stark  ge- 
worden ist,  dass  sie  die  Fesseln  der  alten  Theorie  abzu- 
streifen sich  bemussigt  sieht. 

Alt  und  krank  ist  August  Bebel,  und  es  hat  wohl 
der  ganzen  Willenskraft,  der  eisernen  Energie  dieser 
Feuematur  bedurft,  um  an  den  Arbeiten  des  Kongresses 
noch  so  hervorragenden  Antheil  nehmen  zu  können.  Alles, 
was  seine  glänzende  Beredsamkeit,  seine  auf  langjähriger 
Erfahrung  und  unbeugsamer  Willenskraft  aufgebaute 
Autorität  zu  Gunsten  des  orthodoxen  Standpunktes  ins 
Feld  fahren  konnte,  ist  geschehen.  Aber  die  Süddeutschen 
sind  bei  ihrer  abweichenden  Ansicht  geblieben,  und  der 
Parteivorstand  fügt  sich,  muss  sich  fügen,  wie  er  sich 
schon  früher  dem  Gange  der  Entwicklung  gefügt  hat.» 

Die  Genfer  Zeitung  sagte  darüber: 

«Quant  au  resultat  du  congres  et  malgrö  le  triomphe 
prevu  de  Bebel  et  des  Prussiens,  on  a  bien  Timpression 
que  la  division  subsiste  entre  Nord  et  Sud  et  ne  fera  que 
s'accentuer.  Ces  compagnons  s'entendent  parfaitement  dans 
leur  OBuvre  de  haine  et  de  destruction.  Mais  c'est  tout.  Des 
qu'ils  abordent  une  oeuvre  plus  positive,  les  dissensions 
ecla  tent.  Cette  fois,  malgr6  les  belies  r^solutions  de  la 
fin,  elles  ont  domine  tout  le  congres  et  transforme  trop 
souvent  le  velodrome  d'Hercule  en  une  ecurie  d'Augias.» 

Die  Resolution  des  Parteivorstandes  und  der  Kontroll- 
kommission hatte  folgenden  Wortlaut  gehabt : 
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«Der  Parteitag  bestätigt  von  Neuem  die  Resolutionen 
von  Lübeck  und  Dresden,  die  aussprechen,  dass  der  Staat, 
so  lange  er  sich  in  den  Händen  der  besitzenden  Klassen 
befindet,  ein  Organ  der  Klassenherrschaft  darstellt  und 
ein  Mittel  zur  Niederhaltung  der  besitzlosen  Yolksmassen 
bildet,  dass  die  politische  Aufgabe  des  proletarischen 
Klassenkampfes  die  Eroberung  der  Staatsgewalt  durch 
die  Verbindung  der  Gegner  ist,  dass  jede  Politik  des 
Entgegenkommens  durch  die  bestehende  Staats-  oder 
Gesellschaftsordnung  abgelehnt  werden  muss.  Als  noth* 
wendige  Folge  dieser  grundsätzlichen  Auffassung  und 
Angesichts  der  Thatsache,  dass  die  Gesammtabstimmung 
über  das  Budget  als  Vertrauensvotum  für  die  Regierung 
aufgefasst  werden  müsse,  ist  jeder  gegnerischen  Regierung 
das  Staatsbudget  bei  der  Gesammtabstimmung  zu  ver 
weigern,  es  sei  denn,  dass  die  Ablehnung  unserer  Ge- 
nossen die  Annahme  eines  für  die  Arbeiterklassen  un- 
günstigen Budgets  zur  Folge  haben  würde.  Die  Be- 
willigung des  Budgets  in  den  Landtagen  von  Württem- 
berg, Baden  und  Bayern  ist  daher  unvereinbar  mit  det 
Resolutionen  von  Lübeck  und  Dresden.  Grundsätzliche 
Verweigerung  des  Budgets  entspricht  vollkommen  der 
Klassenlage  der  besitzlosen  Volksmasse,  die  eine  unver- 
söhnliche Opposition  gegen  die  bestehende,  dem  Kapitalis- 
mus dienende,  Staatsgewalt  nothwendig  macht  Die 
arbeitenden  Klassen  immer  wieder  nachdrücklich  darüber 
aufzuklären,  ist  eine  unerlässliche  Aufgabe  unserer  agita- 
torischen Arbeit.» 

Ferner  nahm  der  Parteitag  eine  Resolution  an,  w.v 
nach  die  Zugehörigkeit  zu  lokalistischen  Gewerkschaften, 
oder  zum  Allgemeinen  deutschen  Metallarbeiterverband 
unvereinbar  sei  mit  der  Mitgliedschaft  in  sozialdemokrati 
sehen  Wahlvereinen.  Dieser  Beschluss  hat  zur  Folge  ge 
habt,  dass  Tausende  von  Mitgliedern  dieser  Gewerk- 
schaften ihren  Austritt  aus  der  Partei  erklärten  und  das 
Ausschlussverfahren  nicht  erst  abwarten  woUten.  Für 
die  Sozialdemokratie  bedeutet  dies  einen  besonders 
schweren  Verlust  insofern,  als  gerade  die  Mitglieder  der 
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jetzt  verfehmten  Gewerkschaften  in  Berlin  zum  ölten 
Stamm  der  Partei  gehörten,  die  zum  Theil  noch  unter  dem 
Sozialistengesetz  für  die  Sozialdemokratie  wirkten. 

Eine  Partei,  die  bloss  der  Hass  zusammenhält,  kann 
eben  auf  die  Dauer  doch  nicht  bestehen;  denn  die  Welt- 
ordnung ist  auf  Liebe  gegründet. 

Auch  auf  dem  Kongresse  der  englischen  Trade 
Unions,  der  in  Nottingham  stattfand,  haben  die  eng- 
lischen Sozialisten  eine  empfindliche  Abweisung  er- 
fahren. Ein  Mitglied  der  Arbeiterpartei  im  Unterhause, 
Mr.  Seddon,  beantragte  in  Namen  des  Verbandes  der 
Ladengehülfen,  der  Kongress  möge  in  Zukunft  seine  selb- 
.ständige  Arbeit  aufgeben  und  die  Vertretung  der  Arbeiter- 
interessen  der  Arbeiterpartei  und  dem  sozialistischen  all- 
gemeinen Verbände  der  Trade  Unions  überlassen.  Damit 
wäre  es  ein  für  allemal  mit  den  Kongressen  der  Trade 
Unions  zu  Ende  gewesen.  Der  Antragsteller  war  in  der 
Begründung  der  Resolution,  für  deren  Form  er  selbst  um 
Entschuldigung  bat,  nicht  sehr  glücklich.  Besonders  ver- 
fehlt war  es  von  ihm,  dass  er  für  seine  Behauptung,  dass 
bereits  grosse  Verbände  den  Kongress  der  Trades  für  über- 
flüssig anerkannt  hätten,  sich  auf  die  Maschinenbauer 
berief,  deren  Union  einen  ausgesprochenen  sozialistischen 
Charakter  hat.  Die  Tendenz  der  Resolution  wurde  dadurch 
offen  dargelegt.  Als  ein  anderes  Mitglied  der  Arbeiter- 
partei den  Kongress  für  überflüssig  erklärte,  weil  ja  im 
Parlament  eine  Arbeiterpartei  sei,  erhob  sich  lauter  Wider- 
spruch. Der  Vertreter  der  Metallarbeiter,  Mr.  Davis,  wies 
darauf  hin,  dass  die  Anhänger  des  Kongresses  an  Zahl 
gewaltig  gewachsen  seien  und  dass  seine  Fonds  grösser 
seien,  als  je  zuvor.  Lediglich  der  Kongress  habe  das 
Recht,  den  Trade  Unionismus  zu  vertreten  und  alle  öffent- 
lichen Fragen  zu  besprechen.  Andere  Redner  bezeichneten 
es  als  bedauerlich,  dass  man  überhaupt  ein  Zustande- 
kommen einer  sozialistischen  Arbeiterpartei  gestattet  habe. 
Bei  der  Abstimmung  ergab  sich  eine  gewaltige  Mehrheit 


558  Jahresbericht  1908. 

gegen  die  Resolution.  Es  wurde  nun  aber  von  der  an- 
dern Seite  direkt  zum  Angriff  übergegangen  und  mit 
grosser  Mehrheit  beschlossen,  dass  kein  Mitglied  des  Ver- 
waltungskomitees des  sozialistischen  allgemeinen  Ver- 
bandes der  Trade  Unions  und  kein  Mitglied  der  Arbeiter- 
partei für  das  parlamentarische  Komitee  des  Trade-Union- 
kongresses  wählbar  sein  soll.  Dieser  Beschluss  wird 
natürlich  die  Wirkung  haben,  dass  er  den  Sozialisten  die 
Eroberung  des  Trade  Unionkongresses  sehr  erschwert 
und  für  die  nächste  Zeit  unmöglich  macht.  Trotzdem  ist 
nicht  zu  verkennen,  dass  der  Sozialismus  unter  den  engli- 
schen Arbeitern  in  der  letzten  Zeit  starke  Fortschritte 
gemacht  hat,  wie  sich  erst  wieder  vor  wenigen  Monaten 
durch  den  Uebergang  der  grossen  Gewerkschaft  der  Berg- 
arbeiter ins  sozialistische  Lager  gezeigt  hat.  (Frankf.  Ztg.) 

Ueber  den  französischen  Sozialismus  und 
seine  Wandlung  enthält  die  nämliche  Zeitung  folgenden 
Bericht  vom  22.  Oktober: 

Die  Confedöration  Generale  du  Travail,  der  Allge- 
meine Arbeitsverband,  der  zum  letzten  Male  vor  zwei 
Jahren  in  Amiens  sich  versammelt  hatte,  hielt  vom  5.  bis 
8.  Oktober  in  Marseille  einen  Kongress  ab,  dem  zehn 
Tage  später  in  Toulouse  der  jährliche  Parteitag  der 
sozialistischen  Einheitspartei  folgte.  Die  beiden  Tagungen 
verliefen  viel  ruhiger,  als  erwartet  wurde.  Seitdem  die 
Theorien  der  «action  directe»  und  des  Antimilitarismus 
in  der  französischen  Arbeiterwelt  Eingang  gefunden  haben, 
befinden  sich  die  Gewerkschaften  und  die  sozialistische 
Partei  in  einer  starken  inneren  Krise.  Ausserdem  sind, 
wie  in  andern  Ländern,  die  Beziehungen  zwischen  den 
gewerkschaftlichen  und  der  politischen  Organisation  sehr 
wenig  geklärt  und  geordnet.  Es  herrschen  hier  noch 
widerstrebende  Tendenzen,  die  sich  beinahe  das  Gleich- 
gewicht halten  und  die  prinzipielle  Frage  fast  immer  mit 
ausweichenden  Kompromissen  beantworten.  Unter  diesen 
Umständen  haben  die  beiden  Kongresse  von  Marseille  und 
Toulouse  eine  grosse  Wichtigkeit  erlangt.  Die  Gemässigten 
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haben  nun  weder  in  Marseille  noch  in  Toulouse  einen 
entscheidenden  Sieg  davongetragen.  Aber  die  Verhand- 
lungen markirten  doch  eine  Umkehr  aus  dem  Fahrwasser 
der  Extremen. 

Auf  dem  Kongresse  der  C.  6.  T.  wurde  die  ganze 
Liste  der  ständigen  Programmpunkte  berathen.  Das 
Interesse  konzentrirte  sich  jedoch  auf  zwei  Fragen,  auf 
die  Diskussion  des  Jahresberichts  und  des  Antimilitaris- 
mus. Volle  Klarheit  wurde  nicht  geschaffen,  weil  man 
das  ausschlagende  Problem,  den  Abstimmungsmodus  um- 
ging. Die  Majorität  der  Extremen  ist  eine  künstliche. 
Nach  den  Statuten  des  Verbandes  erfolgt  die  Abstimmung 
nach  der  Zahl  der  vertretenen  Gewerkschaften  ohne 
Rücksicht  auf  deren  Mitgliederstärke.  Die  sehr  starken 
Korporationen  der  Buchdrucker,  der  Eisenbahner,  der 
Metallarbeiter,  der  Textilarbeiter,  die  revolutionären  Um- 
trieben abgeneigt  sind  und  in  der  Geistesrichtung  der 
deutschen  und  englischen  Gewerkschaften  sich  bewegen, 
werden  auf  diese  Weise  von  den  numerisch  schwächeren 
Gruppen  der  Gegner  überstimmt.  So  geschah  es  auch 
in  Marseille,  doch  ist  das  Stimmenverhältniss  für  die  Ge- 
mässigten wesentlich  besser  geiyorden. 

Der  Kongress  der  Sozialisten  in  Toulouse  offenbarte, 
wie  schon  gesagt,  ebenfalls  eine  Dämpfung  der  wilden 
antipatriotischen  Theorien.  Er  bedeutet  im  Grunde  eine 
Umschwenkung  in  die  Richtung  des  Reformismus,  aus 
welcher  er  seit  mehreren  Jahren  völlig  entgleist  war.  Die 
Idee  des  Reformismus  entwickelte  Jaures  in  einer  grossen 
und  auch  nach  aussen  hin  sehr  eindrucksvollen  Rede. 
Er  griff  auf  seine  alten  Gedanken  zurück,  dass  die  Ar- 
beiterpartei nur  der  linke  Flügel  der  Demokratie  sein 
kann  und  dass  er  durch  lebendige  Aktion  in  der  Repu- 
blik die  Möglichkeit  habe,  im  Sinne  des  sozialistischen 
Ideals  zu  wirken.  Die  Resolution,  in  welcher  der  Kon- 
gress seine  Auffassung  aussprach,  ist  wiederum  ein  wort- 
reiches Dokument,  das  der  Klarheit  aus  dem  Wece  geht. 
Aber  es  betont  nichtdie  Nothwendigkeit  einer  revolutionären 
Aktion,  wenn  es  dieselbe  auch  zulässt.    Das  revolutionäre 
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Mittel  erscheint  als  die  letzte  Zuflucht,  und  der  Schwer- 
punkt liegt  in  der  langsamen  reformistischen  Thätigkei:. 

Bei  uns  hat  der  Sozialismus  insofern  Fortsehnt tt* 
gemacht,  als  die  Partei  in  den  Grossen  Räthen  mehrfacb 
stärker  als  bisher  vertreten  ist  (in  Basel  sogar  die  grösstt? 
Gruppe  mit  43  Sitzen  bildet  und  in  Genf  die  Radikaler 
stark  in  ihrer  Handlungsweise  beeinflusst).  Auch  die 
Nationalrathswahlen  haben  ihr  eine  massige  Verstfirkung 
gebracht.  Dagegen  bildet  sich  unter  der  Arbeiterschaft 
nun  einerseits  eine  starke  cgelbe»  Gruppe,  die  den  Frieden 
mit  den  Arbeitgebern  will,  und  anderseits  haben  die^ 
selbst  nur  einen  Gegnerbund  gegen  die  Arbeiteninioo. 
den  «Centralverband  schweizerischer  Arbeitgeber-Organ, 
sationen »  (« Union  centrale  des  syndicats  patronaui 
suisses»)  endgültig  konstituirt.  Er  umfasst  bereits  drej 
zehn  Arbeitgeberverbände    mit    zirka   160,000  Arbeiterr. 

Ueber  die  gelbe  Arbeiterpartei  sagt  die  N 
Z.  Ztg.  vom  4.  Juni: 

«Das  Gemeinsame  und  Charakteristische  aller  gelben 
Arbeiterorganisationen  ist  das  Sichlossagen  von  sozialis- 
tischen Theorien  und  der  Widerstand  gegen  den  von 
Minderheiten  ausgeübten  Streikterror.  Die  AusQbuns 
solchen  Terrors  wai*  sehr  häufig  auch  der  Anlass  zu; 
Gründung  gelber  Vereine.  Diese  sind  eine  Folge  der 
modernen,  in  krankhafter  Weise  verbreiteten  Streike. 
Die  bisher  nicht  organisirten  Arbeiter  schliessen  sich 
zusammen,  um  sich  nicht  der  Streikparole  des  ersten 
besten  Fanatikers  unterziehen  zu  müssen. 

Welchen  direkten  Schaden  Streike  bringen,  d.  b. 
welchen  enormen  finanziellen  Rückschlag  streikende  Ar- 
beiter selbst  erleiden  und  in  welchem  Masse  sie  von 
Kamersyden  unterstützt  werden  müssen,  sieht  die  Mehr- 
zahl ^''-  A-köiter  mehr  und  mehr  ein.  An  immer  neuen 
Exf  '  nicht.    Denke  man  nur  an  den  jüngsten 
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Zürcher  Spenglerstreik,  welcher  nach  einer  Dauer  von 
dreizehn  Monaten  mit  der  bedingungslosen  Unterwerfung 
der  Arbeiter  endete.  Das  Streikkomitee  hat  im  cVolks- 
recht>  selbst  mitgetheilt,  dass  die  ihm  eingegangenen 
und  aufgebrauchten  Unterstützungen  sich  auf  mehr  denn 
130,000  Franken  belaufen  haben. 

Die  oft  aus  Streiken  resultirende  Schwächung  des 
Unternehmens  im  Konkurrenzkampf  betrachten  die  Gelben 
mit  Becht  als  indirekte  Schädigung  der  Arbeiterinteressen. 
Im  Gegensatz  zur  sozialistischen  Arbeiterschaft  sehen 
sie  nämlich  im  Unternehmer  einen  unentbehrlichen  Faktor 
des  Wirthschaftslebens  und  anerkennen  die  Berechtigung 
eines  Unternehmergewinns.  Während  die  sozialistischen 
Gewerkschaften  denUnternehmer  grundsätzUch  bekämpfen, 
suchen  die  gelben  Arbeitervereine  mit  ihm  in  Frieden 
zu  leben,  soweit  ihre  berechtigten  Interessen  das  erlauben. 
Es  ist  ihr  Prinzip:  «in  Frieden  und  Eintracht  mit  dem 
Arbeitgeber  zu  leben  und  ihre  Lage  auf  friedlichem  Wege 
zu  verbessern.» 

Als  «gelb»  kann  sich  jede  Arbeiterorganisation  be- 
zeichnen, welche  auf  dem  Boden  der  heutigen  Wirth- 
schafts-  und  Gesellschaftsordnung  steht  und  ausschliess- 
lich rein  gewerkschaftliche  Zwecke  verfolgt,  die  also, 
negativ  ausgedrückt,  die  Frage,  was  der  Arbeiterschaft 
nützt  oder  schadet,  nicht  durch  die  kollektivistische 
Brille  prüft,  nichts  vom  Klassenkampf  wissen  will  und 
weder  poUtische  noch  konfessionelle  Sonderinteressen 
vertritt. 

Typisch  für  die  gelben  Vereine  ist  denn  auch  überall 
ihre  Yerfeindung  mit  den  sozialistischen  Gewerkschaften 
und  ein  im  Allgemeinen  gutes  Einvernehmen  mit  den 
Arbeitgebern. 

Neben  derselben  hat  sich  noch  eine  «christlich- 
soziale» Arbeiterpartei  gebildet,  über  deren  Dele- 
girtenversammlung  Folgendes  berichtet  wird: 

«  An  der  poUtischen  Delegirtenversammlung  der  christ- 
lich-sozialen Arbeitervereine  der  Schweiz  waren  51  De- 
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legirte,  welche  42  Vereine  vertraten,  anwesend«  Nach 
dem  Referate  von  Dr.  Buomberger,  Schaffhausen,  ober 
Stellung  der  Christlich-Sozialen  zur  Politik  und  nach  reichlich 
benutzter  Diskussion  wurde  einstimniig  ein  ausfOlirliches 
politisches  Programm  der  Christlich-Sozialen  angenommen. 
Es  enthält  folgende  Grundsfttze : 

Die  Christlich-Sozialen,  in  der  Ueberzeugung,  dass 
die  Selbsthülfe  allein  zur  Lösung  der  sozialen  Frage  nicht 
genüge,  dass  es  vielmehr  hierzu  auch  der  StaatshQlfe  be- 
darf, werden  ihre  Arbeit  auch  auf  das  politische  Gebiet 
verlegen  müssen,  a.  In  religiöser  Beziehung:  Da  nach 
unserer  Auffassung  die  Arbeiterfrage  nur  auf  demBodec 
des  Christenthums  gelöst  werden  kann,  und  da  das 
Schweizervolk  ein  christhches  Volk  ist,  verlangen  wir 
volle  Parität  der  christlichen  Bekenntnisse  und  voUstäD* 
dige  Berücksichtigung  der  christhchen  Moralgnindsätze 
in  der  Gesetzgebung,  b.  In  staatsrechtlicher  Beziehung: 
Weil  die  vollständige  Emanzipation  des  vierten  Standes 
die  allseitige  politische  Gleichberechtigung  voraussetzt, 
fordern  wir  die  proportionale  Vertretung  und  das  aktive 
und  passive  Wahlrecht  zu  allen  staatlichen  Aemtem  and 
Verwaltungszweigen  für  alle  arbeitenden  Stände.  Dazu 
gehört  auch  die  offizielle  Vertretung  und  das  Stimmrechr 
der  Frauen  in  Schul-  und  Armensachen,  sowie  in  der 
sozialen  Wohlfahrtspflege,  c.  In  volkswirthschaftlicher 
Beziehung:  Indem  nach  christlicher  Auffassung  die  Lo- 
sung der  sozialen  Frage  nur  durch  das  Zusammenwirken 
aller  arbeitenden  Stände  (Bauern-,  Handwerker*  und 
Arbeiterstand,  erzielt  werden  kann,  verurtheilen  wir  den 
Klassenkampf  und  alle  sozialpolitischen  Massnahmen,  die 
eine  Bereicherung  des  einen  Erwerbstandes  auf  Kosten 
der  andern  arbeitenden  Stände  bedingen.  Demzufolge 
erachten  wir  es  als  Pflicht  des  Staates :  a.  alle  genossen- 
schaftlichen Unternehmungen  der  arbeitenden  Stände  zu 
Wahrung  ihrer  ökonomischen  Interessen  zu  unterstützen; 
b.  mit  allen  gesetzlichen  Mitteln  der  Ausbeutung  der 
eh-"  ■  '  Keit  seitens  des  wucherischen  Grosskapitals 
e  iten.> 
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Neben  diesen  Parteivorgängen  sozialistischer  Art  sind 
die  übrigen  von  nicht  sehr  aktueller  Bedeutung. 

Ueber  die  «Stellung  und  Ziele  der  freisinnig- 
demokratischen Partei  der  Schweiz»,  die  auch 
nach  den  kommenden  Wahlen  noch  die  grösste  Gruppe 
in  der  Bundesversammlung  bilden  wird,  hielt  Herr  National- 
rath  Spahn  in  einer  Volksversammlung  derselben  vom 
10.  Mai  in  Zürich  eine  Programmrede,  die  allgemein  als 
etwas  kulturkampffreundlich  bezeichnet  wurde.  Was  wir 
unserer  Mehrheitspartei  vorwerfen,  ist  mehr,  dass  sie  für 
die  moralischen  Fragen  ein  mitunter  zu  geringes  Interesse 
und  Verständniss  zeigt,  was  sich  in  der  Absynthsache, 
ganz  besonders  in  Neuenburg  und  Genf,  gezeigt  hat. 

An  der  Delegirtenversammlung  des  schweizerischen 
Grütlivereins  in  Biel  wurden  die  Anträge  von  Bern, 
es  seien  die  Geschäftsleitung  des  Grütlivereins  und  der 
schweizerischen  sozialdemokratischen  Partei  wieder  zu 
trennen,  abgelehnt,  desgleichen  der  Antrag  einer  Initiative 
für  den  Nationalrathsproporz. 

Betreffend  Getreidemonopol  wurde  folgende  Resolution 
von  Wullschleger  angenommen:  «Der  schweizerische 
GrütUverein  erklärt  sich  grundsätzhch  für  die  Einführung 
eines  eidgenössischen  staatlichen  Getreide-  und  Müllerei- 
Monopols  mit  dem  ausschliesslichen  Zweck,  dem  Volke 
genügendes  und  billiges  Brod  zu  verschaffen.  Er  pro- 
testirt  unter  den  gegenwärtigen  Verhältnissen  gegen 
eine  Erhöhung  des  Mehlzolles  als  bundesverfassungs- 
veidrig  und  nur  geeignet,  die  licbenshaltung  des  Volkes 
zu  verschlechtem. 

Die  Proporzfrage  wird  wohl  vielleicht  im  Laufe  der 
nächsten  eidg.  Legislaturperiode  abermals  auftreten,  und 
es  ist  daher  bemerkenswerth,  was  für  Erfahrungen  mit 
diesem  Wahlsystem  bisher  in  den  £antonen,  die  es  be- 
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sitzen,  gemacht  worden  sind.  Im  Kanton  Solothurn 
wird  eine  Revision  des  bezüglichen  Gesetzes  in  dem  Sinne 
verlangt,  dass  der  Stimmzwang  eingeführt  und  das  Pana- 
schieren verboten  werden  soll,  was  so  ziemlich  einer 
Bankerotterklärung  des  Systems  selber  gleichkäme.  Es 
wird  darüber  in  den  Zeitungen  von  dorther  Folgendes 
geschrieben : 

€  Wer  behauptet,  dass  seit  der  Einführung  des  jetzigen 
Wahlverfahrens  die  Kämpfe  ihre  hässlichste  Seite  ver- 
loren hätten,  hält  nur  die  eine  Seite  der  Sache  im  Auge. 
Die  persönlichen  Fehden  sind  wohl  verschwunden  von 
Partei  zu  Partei,  dafür  aber  haben  wir  sie  jetzt  innert  den 
Parteien,  und  hier  wirken  sie  noch  viel  verderblicher  als 
die  früheren.  Es  ist  nicht  nöthig,  unsern  Lesern  aufzu- 
zählen, was  in  den  eigenen  Reihen,  welche  Schulter  an 
Schulter  kämpfen  sollen,  alles  möglich  ist;  wie  oft  ein 
Dorf  gegen  das  andere,  eine  Landschaft  gegen  die  be- 
nachbarte, ein  Grüpplein  gegen  das  andere  aufstehen, 
Erbitterung  und  Missmuth  pflanzen,  das  politische  Streber- 
thum  gross  ziehen  und  nach  und  nach  zu  keinem  andern 
Ende  führen  als  zur  Zersplitterung  und  zum  Zerfall  der 
Partei. 

Denn  aus  dem  alten  Uebel  wächst  stetsfort  neues, 
und  die  Wunden,  die  vor  vier  Jahren  geschlagen  wurden, 
sind  bis  zum  Ablauf  der  Periode  meist  nicht  geheilt 
Mehr  als  dies:  die  Zulässigkeit  des  Panaschierens  ist  an 
und  für  sich  unmoralisch,  ob  sie  nun  bei  dem  einen 
Wahlgang  mehr,  beim  andern  weniger,  hier  grossen, 
dort  kleinen  Schaden  stiftet.  Sie  ladet  mit  freundlicher 
Miene  und  allen  nur  wünschenswerthen  Erleichterungen 
alle  niederen  Instinkte  ein,  sich  zu  entfalten  und  auszu- 
leben. Statt  das  politische  Gewissen  zu  stärken  und  zu 
schärfen,  hilft  so  der  Proporz  der  Charakterlosigkeit  auf 
die  krummen  Beine  und  ermöglicht  es,  dass  Männer  in 
die  Rathssäle  einziehen,  die  nur  von  der  Intrige  Gnaden 
auf  die  grünen  Sessel  geschleudert  worden  sind.« 
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Aus  Basel  wird  Folgendes  berichtet: 

«Man  rühmt  dem  Proporz  gewöhnlich  nach,  dass  er 
die   Wahlsitten    mildere    und   persönliche    Angriffe    aus 
dem   Wahlkampfe  ausschalte.     In  Basel   wurde   gerade 
die  gegentheilige  Erfahrung  gemacht.  Nicht  nur  erneuerte 
sich  die  auch  anderwärts  gemachte  Erfahrung,    dass  der 
Proporz  auf  die  pohtischen  Parteien  zersetzend  wirkt  und 
die    Bildung    von   Sonder-lnteressengruppen    begünstigt, 
sondern   die  persönliche  Befehdung   hatte  einen  breiten 
Spielraum  im  Wahlkampfe.  «Mit  Schrecken  musste  man 
wahrnehmen,    schreibt  die   «National-Zeitung»,  wie    der 
Grundsatz    des   «Krieges    Aller    gegen    Alle>,   der    dem 
Proporz    innewohnt,    eine    ganze    Anzahl    lichtscheuer 
Flugblätter    und    Aufrufe    ins    Leben    rief,    die  unter 
Umschlag    an   die  Wähler   direkt   versandt,    meist    erst 
im    letzten    Augenblick    und    zu    spät    publik    wurden. 
Insbesondere  ist  da   die  niedrige  Kampfweise  zu  brand- 
marken,  welche   im   Aeschenquartier  gegen   Herrn   Dr. 
Alfred  Fischer  und   im  Bläsiquartier  gegen  Herrn  Bier- 
brauer  Dietrich   zur  Anwendung  gelangte.    Für  solches 
Gebahren  gibt  es  nichts  Anderes  als  ein  kräftiges  <Pfui» 
weitgehender  Verachtung.» 

Von  den  Vorzügen  des  Proporzes  blieb  bei  den 
Basler  Wahlen  nur  die  Selbständigkeit  der  Parteien,  die 
allerdings  durch  die  Verhältnisswahl  gewahrt  wird. 
Alhanzen,  natürliche  und  unnatürliche,  sind  ausge- 
schlossen und  überflüssig;  jede  Partei  steht  auf  eigenen 
Füssen  und  erhält  nur,  was  sie  aus  eigener  Kraft  zu  er- 
ringen vermag.  Von  verschiedenen  Seiten  wird  daher 
neuerdings  die  Einführung  des  Stimmzwangs  als  noth- 
wendige  Ergänzung  des  Proporzes  verlangt 


Eine  eigenthümliche  neue  Erscheinung,  die  sich  in 
verschiedenen  Ländern  gleichzeitig  geltend  macht,  ist  die 
sog.  «Parlamentsmüdigkeit». 
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Aus  Paris  schreibt  ein  Korrespondent  einer  deutschen 
Zeitung  darüber: 

«Die  Wähler  nehmen  augenscheinÜch  ihre  Vertreter 
und  deren  Thun  nicht  mehr  ernst.  Die  Kammer  hat 
weder  ihre  Achtung,  noch  ihr  Vertrauen.  Vielen  flööt 
sie  nur  noch  Hohn  ein.  Man  macht  die  Abgeordneten 
mit  dem  Zeichenstift  und  der  Feder  lächerlich;  sie  sind 
die  lustigen  Personen  aller  Sittenkomödien  und  sati- 
rischen Romane  der  letzten  zwei  Jahrzehnte.  Hierin 
sehen  ernste  Vaterlandsfreunde  eine  Gefahr  für  dit- 
Republik.  Grosse  Zeitschriften,  wie  die  «Revue»  und  die 
cRevue  Hebdomadaire»  sind  gleichzeitig  auf  den  Ge- 
danken gekommen,  bei  den  hervorragendsten  Senatoren 
und  Abgeordneten  eine  Umfrage  über  die  Ursache  des 
«^Bankbruchs  des  Parlamentarismus»  und  die  Mittel  zur 
Heilung  des  Uebels  zu  veranstalten.  Die  Antworten 
gingen,  wie  zu  erwarten  war,  weit  auseinander.  Dit 
Einen  wollten  das  Wort  «Bankbruch»  nicht  gelten  lassen  und 
gaben  nur  das  Bestehen  eines  gewissen  Unbehagens  zu 
Andere  fanden  den  Ausdruck  nicht  zu  stark  und  meinten, 
die  französische  Volksvertretung  habe  sich  in  der  That 
gründlich  unfähig  erwiesen,  gesetzgeberische  Aufgaben  zu 
erfüllen.  Nach  dem  Einen  kommt  diese  Ohnmacht  vom 
schwerfälligen  Geschäftsgang  des  Parlaments,  von  seiner 
unbeholfenen,  langsamen  Arbeitsmethode;  nach  den 
Anderen  von  der  mangelhalten  Fachbildung  der  meisten 
Abgeordneten  und  ihrer  masslosen  Redseligkeit;  wieder 
Andere  geben  den  unzähligen  Interpellationen  die  Schuld 
daran,  dass  das  Parlament  so  wenig  positive  Arbeit 
leistet.  An  all  diesen  Bemerkungen  ist  etwas.  Aber  den 
Kern  der  Sache  treffen  sie  nicht.  Wenn  das  Parlament 
<?inerseits  zu  fruchtbarer  Arbeit  unfähig,  anderseits  in  der 
Vülksmeinung  tief  gesunken  ist,  so  ist  es,  weil  zu  viele 
Abgeordnete  ihre  Zeit  eigenen  mehr  oder  weniger  dunkeln 
(j ('Schäften  und  nicht,  wie  von  ma;i  ihnen  fordern  darf. 
(Ion  öffentlichen  Angelegenheiten  widmen.  Geschichten. 
wi(i  die  des  zweiten  Vorsitzenden  Rabier  und  seiner  Bezie* 
liunge'  te  wiederholen  sich  zu  häufig,  um  nicht 
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auf  das  Volk  einen  dauernden  Eindruck  zu  machen.  Auch 
dass  die  Parlamentarier  sich  so  leichtblütig  im  Hand- 
umdrehen ihr  Gehalt  selbst  von  Fr.  9000  auf  Fr.  16,000 
erhöhten,  hat  das  Volk  tief  verstimmt.  Aber  von  diesen 
naheliegenden  Ursachen  der  Missachtung  des  Parlaments 
haben  die  befragten  Parlamentarier  kein  Sterbensveörtchen 
gesagt.! 

Etwas  davon  scheint  sich  selbst  bis  zu  uns  verirrt 
zu  haben.  Eine  Genfer -Korrespondenz  der  N.  Z.  Ztg. 
schreibt: 

«In  einer  energischen  Philippika  hat  unser  Staats- 
rathspräsident    Fazy    unsere    parlamentarischen    Sitten 
gegeisselt.      Herr   Fazy    gehört    seit    Jahrzehnten    zum 
eisernen  Bestand  des  Hauses  und  darf  sich  als  Mentor 
sehr  viel  gestatten;   aber  mit  so  trockenen  Worten,  wie 
es  gestern  geschehen  ist,  hat  wohl  noch  Niemand  einer 
gesetzgebenden    Behörde   ihre   Schwatzhaftigkeit   vorge- 
worfen.   Früher   hiess  es   Geschwätzigkeit.    Herr   Fazy 
hat    aber    in   deren  monumentalem  Denkmal,    den   drei 
dicken  Bänden  des  «Memorial»,  so  oft  seinen  Namen  ge- 
funden, dass  er  es  vorzieht,  einen  schwatzhaften  Rath 
zu   schulmeistern.    In   der  That   ist  ein  Blick   von  der 
Tribüne   auf  das   berathende  Haus   nicht  uninteressant« 
So  sehen  wir  den  Berichterstatter  über  die  Billardtaxe 
von  Zeit  zu  Zeit  ein  Blatt  wenden;   vermuthlich  liest  er 
seinen  Bericht:  jetzt   legt  er  seine  Blätter  weg,    er  hat 
geendet,  und  halb  erschrocken  über  diese  Thatsache  hält 
auch  der  in  zwanzig  Grüppchen  gespaltene  Rath  einen 
Augenblick  in  seiner  Konversation  inne.    Der  Präsident 
benutzt  geschickt  den  Moment,  dass  nun  Herr  so  und  so 
das  Wort  habe.    Erlöst  beginnt  der  Rath  seine  private 
Unterhalttmg  wieder,   während   der  Stenograph  und  der 
Rapporteur  rasch  in  nächste  Nähe  des  Redners  rücken,  um 
seine  Worte  aufzufangen.    Dann  und  wann  ergreift  ein 
Mann  mit  kräftigem  Stimmorgan  das  Wort;  die  Reporter 
lassen  sich  kein  Artikelchen  entgehen.    Im  vorliegenden 
Falle  hat  sich  zwar  der  Herr  geirrt ;  er  sprach  von  einem 
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Gesetzesentwurf,  der  gar  nicht  in  Frage  war,  um  ihn  ad  ^ 
calendas  zu  vertagen.  Der  Präsident  klärt  das  Miss- 
verständniss  auf;  zum  GlQck  für  die  Zeitungsmänner  bleibt 
der  Mann  aber  bei  seinem  Antrag.  Jeder  Redner  be- 
weist und  begründet  aufs  Ausführlichste  seine  Aus- 
sagen und  Anträge.  Allein  im  wogenden  Ozean  der 
Privatunterhaltung  geht  Alles  spurlos  unter.» 

Für  alle  solche  Mängel  des  Parlamentarismus  gibt 
es  nur  ein  einziges  Mittel:  Das  Niveau  der  Ver- 
sammlungen erhöhen.  Es  sind  Mängel  der  Un- 
bildung. 


In  Lausanne  wurden  definitive  Statuten  einer  cUnion 
liberale  Romandei angenommen, die folgendermassen 
lauten : 

1.  L' Union  liberale  romande  est  formee  par:  lllnion 
liberale  d^mocratique  vaudoise,  l'Association  democra- 
tique-lib^rale  neuchäteloise,  le  parti  democratique  de 
Geneve. 

L'Union  peut  s'adjoindre  d'autres  associations  libe- 
rales de  la  Suisse  romande. 

2.  Les  organes  de  l'Union  liberale  romande  sont: 
1^  Tassemblee  des  del^gues;  2^  le  comite  central. 

3.  L'assemblee  des  del^guös  se  compose  de  25  d^le- 
gu6s  par  canton;  eile  pourra  deliberer  quel  que  soit  le 
nombre  des  dölegues  presents. 

£lle  est  convoqu^e  sur  decision  du  comitö  ou  ä  la 
demande  d'une  des  associations.  Les  däcisions  sont  prises 
ä  la  majorite  absolue  des  delegues  presents. 

Dans  la  regle,  Tassemblee  des  d61ögues  aura  lieu  ä 
Lausanne. 

Le  comite  central  est  compose  de  trois  repr^entants 
de  chacune  des  associations  liberales  cantonales  et  des 
d^putes  liberaux  aux  Chambres  f^ärales. 
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Le  comite  central  d^signe  lui-meme  un  president, 
IX  vice-presidents  et  nomme  le  secretaire  general  de 
nion  liberale  romande. 

II  convoque  Tassemblee  des  d616gues,  fixe  son  ordre 

jour  et  donne  son  pröavis  sur  les  objets  soumis  k 
ssembl^e. 

Le  President  du  comitö  central  fait  fonction  de  pre- 
lent  de  Tassemblee  des  däögu^s. 

Chaque  assöciation  dösigne  un  membre  correspondant 
pres  du  comite  central  de  l'Union  liberale  romande. 

5.  Les  d^cisions  de  l'Union  liberale  romande  ont  le 
ractere  de  preavis  et  ne  lient  pas  les  associations  qui 
sont  representäes. 

6.  Les  d^penses  de  TUnion  sont  reparties  ögalement 
itre  les  associations  cantonales. 

Es  ist  dies  der  Anfang  einer  ganz  konser- 
ativen  Partei,  die  den  Umständen  nach,  wie  wir 
le  zu  Anfang  des  Berichtes  über  die  innere  Politik  ge- 
cbildert  haben,  so  ziemlich  an  der  Tagesordnung  ist. 
Vir  gehen  einer  Art  von  Mediationsperiode  entgegen. 


Ein  mit  Macht  aus  einer  gewissen  Halbhörigkeit  anf- 
itrebendes  Volk  sind  die  Frauen,  und  in  Bälde  werden 
sie  sich  ihren  Platz  an  der  Sonne  in  den  Hauptkultur- 
ländem  Europa*s,  Amerika's  und  Australien's  erobert 
haben. 

Manche  Leute  glauben  noch  zu  ihrem  Schaden,  indem 
sie  dann  fortan  weniger  «geliebt»,  mit  andern  Worten 
verhätschelt  und  als  schönes  Spielzeug  des  Mannes  be- 
handelt würden.  Sie  vergessen  aber  dabei,  dass  die 
Freiheit  ein  Glück  ist,  das  Völker  und  Einzelne  über 
vieles  andere  trösten  kann. 

Von  Fortschritten  in  Bezug  auf  das  Frauenstimm- 
recht, um  das  es  sich  eigentlich  handelt,    (denn  alles 
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Weitere  ergibt  sich  dann  ganz  von  selber,  wenn  sie  ein- 
mal mitzusprechen  haben)  ist  das  Folgende  zu  berichten: 

Am  kräftigsten  wird  zur  Zeit  das  Frauenstinunrecht 
in  England  verlangt,  und  es  scheint  daselbst  wirklidi 
für  die  Parlamentswahlen  durchdringen  zu  wollen.  Ein 
Bericht  darüber  sagt: 

«Der  lange  und  energische  Kampf  der  Frauen  um  das 
Stimmrecht  ist  nicht  erfolglos  geblieben,  denn  der  heftigste 
Gegner  des  Frauenstimmrechtes  im  Ministerium,  der 
Premierminister  selbst,  erklärte,  wie  bereits  in  Kürze 
gemeldet,  einer  aus  Liberalen  und  Arbeitervertretem  be- 
stehenden Deputation  des  Parlaments,  dass  die  Regierung 
noch  während  der  jetzigen  Parlamentszeit  eine  Wahl- 
reform in  Vorschlag  bringen  werde  und  dass  sie  keinen 
Widerstand  bereiten  werde,  falls  zu  diesem  Reformvor- 
schlage ein  Ergänzungsantrag  eingebracht  werde,  der 
den  Frauen  das  Stimmrecht  auf  demokratischer  Basis 
zuertheile.  Das  Wahlreformgesetz,  welchesu.  A.  auch  dem 
Unfug  ein  Ende  machen  solle,  dass  ein  Wähler,  der  in 
mehreren  Wahlkreisen  begütert  ist,  in  jedem  dieser 
Wahlkreise  eine  Stimme  hat,  könne  jedoch  erst  in 
letzter  Session  eingebracht  werden,  weil  es  herkömm* 
lieh  sei,  dass  sich  die  Regierung  sofort  nach  Vorschlag 
einer  bedeutenden  Aenderung  des  Wahlgesetzes  an  das 
Land  zu  wenden,  d.  h.  zurückzutreten  habe,  um  dem 
Lande  Gelegenheit  zu  geben,  sich  in  einer  Wahl  zu 
dem  Vorschlage  der  Regierung  zu  äussern.  Der  Premier- 
minister gab  offen  zu,  dass  er  kein  Freund  des  Frauen- 
stimmrechtes gewesen  sei  und  auch  heute  noch  nicht 
viel  davon  halte ;  er  erklärte  aber  anderseits,  dass  ihn 
dies  nicht  abhalte,  ohne  Vorurtheil  an  die  Frage  heran- 
zutreten und  dass  zwei  Drittel  seiner JlegierungskoUegen 
für  das  Frauenstimmrecht  seien. 

Es  wird  an  diesem  Punkte,  an  dem  sich  die  Sache  befin' 

A^^   '^^nnert,  dass  es  John  Stuart  Mill  war,  der  im   Jahre 

erstenmal  als  Ergänzungsantrag  zur  Reformhill 
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das  Stimmrecht  für  Frauen  in  Parlamentswahlen  verlangte. 
Seit  dieser  Zeit  sind  die  verschiedenen  Premierminister 
von  den  Befürwortern  dieser  Idee  immer  wieder  belästigt 
worden.  Sofort  nach  Mills  Antrag  bildeten  sich  Vereine, 
wie  der  Nationalverband  der  Gesellschaften  für  Frauen- 
stimmrecht und  die  liberalen  Vereine  der  Frauen.  In 
den  letzten  drei  Jahren  liessen  die  Stimmdamen  von  der 
friedlichen  Arbeit  der  genannten  Vereine  ab  und  gingen 
zu  offenem  Kampfe  über.  Im  Oktober  1905  fanden  in 
Manchester  die  ersten  Verhaftungen  von  Vertreterinnen 
des  Frauenstimmrechtes  statt,  weil  die  Damen  eine 
Ruhestörung  bei  Gelegenheit  einer  liberalen  Demonstra- 
tion hervorgerufen  hatten.  Im  April  1906  rausste  die 
Damengalerie  im  Unterhause  wegen  der  von  Stimmdamen 
hervorgerufenen  Störungen  geräumt  werden.  Im  Mai 
desselben  Jahres  empfing  der  Premierminister  eine  De- 
putation, die  von  500,000  organisirten  Stimmdamen  ent- 
sandt worden  war.  In  demselben  Monate  wurden  vier 
Stimmdamen  verhaftet,  die  trotz  allen  Zuredens  von 
Seiten  der  Polizei  dabei  beharrten,  vor  der  Wohnung 
des  Mr.  Asquith  Ruhestörungen  zu  begehen.  Im  Oktober 
des  Jahres  1906  ereignete  sicli  der  bekannte  Sturm  der 
Frauen  auf  das  Parlament,  der  die  Verurtheilung  von 
elf  Stimmdamen  zur  Folge  hatte.  Ein  neuer  Ueberfall 
auf  das  Parlament  brachte  in  demselben  Jahre  56  Stimm- 
damen ins  Gefängniss.  Das  Jahr  1908  begann  im  Januar 
mit  einer  Demonstration  in  der  Downing  Street,  d.  h.  in 
der  Regierungsstrasse,  die  die  Verurtheilung  von  6  Stimm- 
damen zur  Folge  hatte.  Ein  neuer  Angriff  auf  das  Par- 
lament brachte  im  Februar  47  Stimmdamen  ins  Gefäng- 
niss. Im  März  folgte  eine  grossartige  Demonstration  in 
der  Albert  Hall,  bei  der  7000  Pfd.  St.  für  den  Kriegs- 
fonds der  Stimmrechtlerinnen  gesammelt  wurden.  Die 
Hauptthätigkeit  entwickelten  die  Stimmdamen  bei  den 
Ergänzungswahlen,  bei  denen  sie  weder  körperliche  An- 
strengung, noch  grosse  Kosten  scheuten.»    (Bund) 

Bei  diesem  grossen  Demonstrationsumzug,  an  dem  sich 
über  10,000  Frauen  betheiligten,  gingen  die  vornehmsten 
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Damen,  z.  B.  eine  Schwester  des  Herzogs  von  ArgyD, 
neben  ärmlich  gekleideten  Weiblein  durch  die  langen 
Strassen  der  Hauptstadt.  Einstweilen  hat  das  Unterhaus 
die  Frauenrechtsbill  in  zweiter  Lesung  mit  271  Stimmen 
angenommen,  womit  die  Sache  aber  noch  nicht  erledigt 
ist.  Manche  Frauen  sind  sogar  der  Ansicht,  dass  der 
Premierminister,  Mr.  Asquith,  sein  Heil  im  Temporisiren 
suche  und  ohne  fortwährenden  Druck  doch  nicht  von 
seiner  früheren  Abneigung  gegen  die  Frauenrechte  zurück- 
kommen werde. 

In  Amerika  besteht  die  volle  Gleichberechtigung 
der  Frau  vorläufig  noch  immer  bloss  in  4  Staaten.  *)  Eän 
Brief  einer  Schulinspektorin  aus  einem  derselben  (Colorado) 
vom  2.  Juni  d.  J.  enthält  folgenden  bemerkenswerthen 
Passus : 

«Leadiug  booksellers  stated  that  in  the  first  six 
<months  after  the  granting  of  the  ballot  to  women  (1893), 
«fifteen  times  as  many.books  were  sold,  dealing  with 
« parliamentary   law,    political    economy,    sociology   and 

<  kindred  subjects,  as  had  been  disposed  of  in  previous 
«ten  years!  No  craze  for  office-holding  has  been 
«  apparent  although  a  number  of  women  have  been  elected 
«to  official  positions,  largely  educational,  and  many  are 
«constantly  filling  places  upon  the  boards  of  control  of 
<:various  State  institutions  in  the  most  faithful  and  ca- 
<pable  manner.  A  number  of  women  have  served  as 
«members  of  our  State  Legislature.  —  Great  interest  has 

<  been  shown  in  those  public  questions  particularly  affec- 
«ting  the  home,  and  in  these  and  for  legislation  in 
«reform,  educational  and  humanitarian  lines,  have  their 
«energies  largely  been  directed.» 


^)  Vgl.  darüber  unsern  Aufsatz  im  Jahrbuch  Band  XI. 
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In  dem  neuesten  Staate  der  Union.  Oklahoma,  der 
in  seiner  Verfassung  das  Referendum  und  die  Initiative 
nach  schweizerischem  Muster  besitzt,  aber  doch  noch  kein 
Frauenstimmrecht,  richteten  die  Frauen  an  jeden  Kandi- 
daten für  die  dortige  Legislatur  folgenden  energischen 
Brief,  den  sich  die  schweizerischen  Damen,  die  das  Gleiche 
wünschen,  zum  Muster  nehmen  können,  und  der  durch 
Uebersetzung  nur  seinen  Timbre  verlieren  würde. 

«Dear  Sir:  The  policy  of  the  Oklahoma  W.  S.  A.  is 
to  ascertain  the  sentiments  of  the  legislative  candidates 
on  the  question  of  the  ballot  for  woman.  We  shall  use 
the  influence  of  our  Organization  in  the  respective  dis- 
tricts  in  behalf  of  the  candidates  who  believe  that  the 
principlesof  human  liberty  include  both  men  and  women. 

«We  have  Champions  in  all  the  political  parties, 
and  we  are  absolutely  Non-partisan  in  our  efforts  to  se- 
eure  the  election  of  men  to  office  irrespective  of  their 
party  affiliations,  who  will  represent  the  whole  people, 
and  by  the  term  «people»  we  mean  men  and  women. 

«There  is  no  argument  for  the  political,  industrial 
and  social  freedom  of  men  that  does  not  apply  with 
equal  force  to  women.  If  you  believe  that,  as  human 
beings,  women  have  a  claim  to  equal  opportunity  to 
make  an  honest  living;  and  under  the  stress  of  mo- 
dern industrialism  one  woman  out  of  every  five  must 
be  a  wage-eamer;  that  taxation  without  representa- 
tion  is  tyranny,  and  women  must  contribute  their 
taxes  to  the  support  of  the  government  and  the  pay  of 
officeholders ;  that  our  government  rests  on  the  consent 
of  the  govemed,  and  women  are  governed ;  if  you  believe 
these  maxims  are  true,  then  women  have  a  clear  title 
to  voice  their  opinions  equally  with  men. 

«Will  you  kindly  declare  your  position  on  the  fol- 
lowing  question:  If  elected,  would  you  support  a  bill  in 
the  Legislature  providing  for  the  referendum  for  a  con- 
stitutional  amendment  granting  füll  suffrage  to  women, 
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upon  the  same  terms  upon  which  it  is  now  given  tr. 
men? 

cWe  hope  for  a  short  statement  expressing  y<>ur 
views,  and  trust  we  may  receive  a  reply  before  Jnly  V\ 
as  we  expect  to  begin  our  work  immediately. 

«A  failure  to  reply  will  be  interpreted  that  joa  are 
opposed  to  our  cause  of  woman's  su&age.» 

In  Europa  fanden  in  diesem  Jahre  zwei  grosse  udu 
starkbesuchte  Fraueü-Eongresse   statt    ein   inter 
nationaler    Frauenstimmrechtskongress^    der 
von  16  Staaten  beschickt  war.   Ein  Bericht  darüber  lautet: 

«Les  questions  suivantes  ont  et6  abordees:  Le  suffm-r 
des  femmes  en  pratique.  —  Pourquoi  les  gouverDemeDt> 
doivent-ils  donner  le  vote  aux  femmes?  —  Le  suffiagt 
feminin  au  point  de  vue  chr^tien. 

La  plus  grande  partie  d'une  s^ance  a  ete  occupee  par 
les  exposes  des  methodes  qui  ont  ete  employöes  jusqu'id 
par  les  femmes  pour  obtenir  le  suffrage  feminin.  Chaqi:t 
pays  a  fait  part  de  ses  exp^riences  et  dit  ce  qui  lui  a  k 
mieux  renssi.  Les  suffragettes  anglaises  ont  eu  naturelle 
ment  la  place  d'honneur  dans  cette  süperbe  s^ance.  Elle^ 
ont  expos^  comment,  apres  avoir  ete  menees  par  le  beut 
du  nez  pendant  pres  de  quarante  ans,  elles  en  sont  arh- 
v6es  a  devoir  prendre  les  moyens  energiques.> 

Ein  italienischer  Kongress  der  Frauen  setzte  die 
Welt  in  Erstaunen  durch  die  grosse  Theilnehmerzahl  —  etwa 
1000  Frauen  —  und  dann  auch  durch  seine  Zusammen- 
Setzung  zum  grossen  Theil  aus  der  hohen  Aristokratie 
Italiens,  die  man  bisher  für  stockkonservativ  hielt.  Es 
wimmelte  nur  so  von  Gräfinnen,  Marchesen  und  Fürstinnen, 
und  nicht  nur  waren  300  der  Hauptkongressistinnen  za 
einem  Gartenfest  bei  der  Königin  eingeladen,  sondern  e> 
hatte  sogar  ein  Mitglied  der  königlichen  Familie,  die 
Prinzessin  Lätitia,  aktiven  Antheil  an  allen  Sitzungen 
gp«r»mniATi  und  den  nächsten  Kongress,  der  in  drei  Jahren 
f  \  nach  Turin  eingeladen. 
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Zur  Erörterung  kamen  unter  Anderem  die  Fragen 
des  Mutterschutzes,  der  Auswanderung,  der  Tuberkulosen- 
fürsorge, des  Mädchenhandels,  des  Weltfriedens,  der  Ehe- 
rechte, ja  sogar  des  —  Duells. 

Die  Hauptschlacht  brach  aber  los,  als  die  brennende 
Frage  des  religiösen  Unterrichts  in  der  Schule  aufis  Tapet 
kam.  «Die  Schule  kann  nicht  irreligiös  werden,  wenn 
sie  erzieherisch  wirken  soll.>  —  «Die  Schule  als  öffent- 
liches Institut  darf  kein  Konfessionsgepräge  haben,  viel 
eher  soll  sie  die  Kinder  Respekt  und  Toleranz  für  die 
Meinungen  Anderer  lehren. >  —  «Die  Religion  als  philo- 
sophisches System  ist  für  das  Kind  noch  nicht  zu  erfassen, 
als  Gefühlssache  aber  sollte  der  Religionsunterricht  der 
Familie  überlassen  bleiben  oder  besonderen  dazu  von  den 
verschiedenen  Konfessionen  betrauten  Personen  über- 
tragen werden.»  —  <Die  Schule  ohne  Gott  ist  eine  Ab- 
surdität!» —  So  gingen  stundenlang  die  Reden  hin  und 
her,  und  immer  lauter  wurden  derweil  die  Applause, 
immer  lauter  das  Zischen.  Fast  ununterbrochen  läutete 
die  Präsidentin  mit  ihrem  Glöcklein  und  mahnte  zum 
Frieden ;  aber  ihre  Worte  verloren  sich  im  Tumulte. 

Am  Ende  wurden  der  Versammlung  von  der  Präsi- 
dentin zwei  Vorschläge  dargebracht.   Der  erste  lautet: 

« Der  Kongress  der  italienischen  Frauen,  feststellend, 
dass  das  religiöse  Prinzip,  die  individuelle  und  soziale 
Erziehung  betreffend,  eine  grosse  ethische  Macht  bildet, 
stimmt  dafür,  dass  der  religiöse  Unterricht,  verbessert  in 
der  Art,  wie  er  mitgetheilt  wird,  fortfahre,  das  erzieheri- 
sche Werk  zu  beeinflussen.» 

Der  zweite:  «Der  Kongress  der  italienischen  Frauen, 
alle  politischen  und  religiösen  Ueberzeugungen  respek- 
tireud,  welche  im  erwachsenen  Menschen  schon  gereift 
sind,  aber  auch  die  Freiheit  respektirend,  auf  die  das 
kindliche  Gewissen  ein  Recht  hat,  damit  es  in  seiner  Zu- 
kunft sich  besser  Rechenschaft  abzulegen  vermöge  über 
die  freien  idealen  Prinzipe  in  seiner  moralischen  Lebens- 
führung, stimmt  dafür:  1.  Dass  die  Elementarschule 
absolut  konfessionslos  sei.  2.  Dass  in  den  Sekundär-  und 
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in  den  höheren  Schulen  das  völlig  objektive  Studium  der 
Religionen  in  Bezug  auf  ihren  Ursprung,  ihren  Zweck 
und  ihre  sozialen  Wirkungen  eingeführt  werde. » 

Dieser  Vorschlag  wurde  angenommen. 

Das  hinterlässt  schon  einen  stark  getheilten  Eindruck. 
Eine  Korrespondenz  der  Lausanner  Zeitung  aus  Rom 
sagt  darüber: 

cOn  assiste  ainsi  enitalie  ä  un  curieux  pbenomene: 
un  congres  de  femmes  se  prononce  pour  Tecole  lalque 
tandis  que,  il  y  a  quelques  semaines,  la  Chambre  des 
deput^s  repoussait  a  une  forte  majorite  la  motion  d'un 
d^pute  socialiste,  M.  Bissolati,  qui  abolissait  Tenseigne- 
ment  religieux.  La  palme  de  ranticlericalisme  revient 
ainsi  incontestablement  aux  femmes  italiennes. 

Quelques-uns  pourront  s'en  röjouir,  mais  je  ne  vous 
cacherai  pas  que  le  vote  du  congres  de  Rome  a  scan- 
dalise  une  bonne  partie  de  l'opinion  publique.  Beau- 
coup  se  disent:  cSi  c'est  ä  cela  que  doit  aboutir  le 
feminisme  qu'on  nous  en  d^barasse  au  plus  vite;  nous 
ne  voulons  pas  d'un  progres  pareil>.  Et  franchement  on 
ne  saurfiit  leur  donner  tort. 

Que  dire  des  questions  de  l'ordre  le  plus  dölicat 
que  n'a  pas  craint  de  soulever  cette  reunion  des  femmes? 
On  a  pu  entendre  les  feministes  du  congres  de  Rome 
disserter  longuement  sur  la  recherche  de  la  paternit^, 
la  traite  des  blanches,  la  prostitution,  le  mariage,  avec 
une  teile  cruditä  de  termes  qu'on  aurait  pu  se  eroire 
dans  une  salle  d'anatomie  et  que  les  congressistes  mas- 
culins  eux-memes  s'en  sont  montr^s  scandalises.» 

Das  bildet  in  der  That  die  grösste  Gefahr  der 
Frauenbewegung,  dass  in  ihr  auch  eine  stark  mate- 
rialistische Strömung  zur  Geltung  sOi  gelangen  sucht. 

In  Bern  hat  am  12.  Mai  eine  Konferenz  von  den 
Vertretern  und  Vertreterinnen  der  Frauenstimmrechts- 
vereine von  Genf,  Lausanne,  Neuenburg,  Chaux-de-Fonds, 
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hum,  Bern  und  Zürich  folgende  Beschlüsse  gefasst  : 

)a  bis  zur  Stunde  noch  kein  schweizerischer  Verein 

'"rauenstimmrecht  besteht,  schliessen  sich  die  sechs 

identinnen  der  verschiedenen  Ortsgruppen  zu  einem 

isorischen   Komitee   zusammen,    um   sich    auf   dem 

:^ess  in  Amsterdam  vom   16.  bis   2.  Juni   a.  c.   ver- 

m  zu   lassen.    Zwei   Abgeordnete   wurden  gewählt. 

i    Vereinigung    der    verschiedenen     schweizerischen 

3ine  für  Frauenstimmrecht  zu  einem  nationalen  Bund 

wünschenswerth  und  beförderlichst  anzustreben.    Zu 

>em  Zwecke  wurde  das  provisorische  Komitee  beauf- 

%    einen  Statutenentwurf  auszuarbeiten  und  an  der 

hsten  Herbstsitzung  der  Diskussion  zu  unterbreiten.» 

In  Genf  richtete  das  Comit^  der  Union  des  femmes 
die  konstituirende  Kirchenversammlung  den  folgenden 
pell: 

t  Monsieur  le  pr^ident, 

Messieurs, 

Nous  venons,   au  nom    de  l'Assembl^e  de   femmes 

otestantes,  reunie  le  15  mai  1908  ä  la  Salle  Centrale, 

US  exprimer  notre    ferme    confiance    que   vous    main- 

^ndrez    dans  la    Constitution    de    r£glise  nationale  le 

incipe  de  l'electorat  feminin,  döjä  admispar  la  commission 

^s  XIX  dans  Favant-projet  soumis  ä  vos  deliberations. 

Ce  voeu  n'est  pas  nouveau;  depuis  quelque  temps  il 

4  frequemment   ömis   dans    divers   milieux.    En    1901 

ejä,  2398  femmes  genevoises  l'avaient  fait  parvenir,  par 

oie  de  petition,  au  Consistoire^  qui  le  transmit  au  Con- 

eil  d'Etat  avec  un  preavis  favorable;    et  nous  sommes 

ssurees  qu'un  grand  nombre  d'entre  vous  desirent  egale- 

nent  le  voir  r^aliser. 

Si  nous  nous  sommes  abstenues  jusqu'ici  d'en  r^it^rer 
publiquement  Texpression,  c'est  que  nous  attendions  le 
moment  favorable  oü  les  mandataires  du  peuple  genevois 
Protestant  se  mettraient  ä  TcBuvre  pour  etablir  les  bases 
de  la  Constitution  eccl^siastique.  Aujourd'hui  qu*une 
c^römonie  religieuse  vient  de  conferer  ä  vos  travaux  u^ 
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caractöre  de  dignite  et  de  graudeur,  nous  avons  la  joyeose 
conviction  que  vous  ne  voudrez  pas,  messieurs,  recon- 
stituer  TEglise  de  Geneve  sur  des  bases  qui  ne  repon- 
draient  plus  aux  aspirations  actuelles. 

En  donnant  aux  femmes  des  droits  correspondaut  i 
leurs  devoirs,  vous  les  eleverez  k  la  dignite  de  membres 
responsables  d'une  Eglise  ä  laquelle  elles  out  TardeDt 
ddsir  d'apporter  plus  que  jamais  tout  leur  devouement  et 
tout  leur  appui. 

II  s*agit  donc  d'un  progrte  nöeessaire,  aussi  bien  qne 
d'un  acte  de  justice.  L'heure  est  propice  pour  voos. 
messieurs,  ä  qui  il  incombe  de  pr^parer  les  destinees  de 
TEglise  future,  et  vous  voudrez  consacrer  ce  principe, 
r^fdiser  ce  progres  et  epargner  ä  un  grand  nombre  de 
vos  soBurs  le  conflit  douloureux  qui  s'^l^verait  dans  leur 
conscience  si  sur  ce  point  rancien  regime  etait  maintenu.» 

In  Bern  lautet  ein  von  der  evangelisch-refonmrt€*£ 
Kirchensynode  mit  grossem  Mehr  angenommener  Antrag 
betreffend  das  kirchliche  Frauenstimmrecht:  «Die  Kirchen* 
Synode,  in  Erwägung,  dass  nach  dem  gegenwärtigen  KircheD- 
gesetz  eine  Ausdehnung  des  kirchlichen  Stimmrechts  auf  die 
Frauen  nicht  zulässig  ist,  dass  dieselbe  jedoch,  angesichts 
der  heutigen  sozialen  Stellung  der  Frauen,  durch  die  demo- 
kratischen Grundsätze  der  Landeskirche  nahegelegt  wird, 
beschliesst:  Der  Synodalrath  wird  beauftragt,  bei  kfinftigeD 
Verhandlungen  mit  den  Staatsbehörden  über  eine  Revi- 
sion des  Kirchengesetzes  auch  das  Frauenstimmrecht,  so- 
wie überhaupt  die  Mitwirkung  der  Frau  in  kirchlichen 
Angelegenheiten  zur  Sprache  zu  bringen.» 

Die  Petition  für  das  kirchliche  Stimmrecht  der  Frauen 
erhielt  3335  Unterschriften. 

In  Zürich  wurde  eine  Art  von  Katechismus  mit 
Frage  und  Antwort  zu  Gunsten  des  Frauenstimmrechts 
verbreitet.  In  Lausanne  hielt  ein  sehr  angesehener  Arzt 
Dr.  Dufour,  vor  einem  zahlreichen  Publikum  eine  Vor- 
^'^ung  über  den  Gegenstand,  welche,  nach  Widerl^ung 
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aller  gewöhnlich  gegen  das  Frauenstimmrecht  angeführten 
Gründe,  dahin  schloss: 

«S'il  y  a  un  pays  oü  puissent  s'accomplir  ces  trans- 
formations  c'est  bien  la  Suisse,  oü  nous  avons  une  popu- 
lation  feminine  laborieuse,  s^rieuse,  qui  m^rite  tous  les 
egards  et  tous  les  öloges.  La  femme  suisse,  et  la  femme 
vaudoise  en  particulier,  n'est  pas  une  ^vaporee.  C'est  ä 
Tactivite  de  la  femme  que  nous  devons  en  bonne  partie 
la  prosperit^  de  notre  pays. 

La  seule  raison  contre  Temancipation  politique  de  la 
femme,  c'est  l'ägolsme  masculin;  on  ne  veut  pas  «par- 
tager  le  gäteau>;  c'est  de  T^golsme.  Mais  cela  changera. 
L'avenir  est  k  l'extension  des  droits  electoraux  de  la 
femme. 

M.  Dufour  termine  par  un  öloquent  appel  aux  hommes 
courageux,  consciencieux  et  patriotes  en  faveur  du  sufifrage 
feminin. 

Le  Conferencier  a  ^te  fräquemment  interrompu  par 
les  bravos  de  son  auditoire.  Quand  il  a  eu  termin^, 
des  applaudissements  chaleureux  et  prolonges  lui  ont 
t^moignö  le  grand  plaisir  qu'il  avait  procura  ä  ses  audi- 
teurs.»    (Gazette  de  Lausanne.) 

lieber  die  Erwerbsthätigkeit  der  Frauen  in  der 
Schweiz  enthält  der  1.  Band  der  schweizerischen  Be- 
triebszählung (von  1905,  9.  August)  folgende  Angaben : 

<Ln  Ganzen  wurden  571,498  Betriebe  gezählt,  in 
welchen  1,851,599  Personeti  Beschäftigung  finden.  Davon 
gehören  1,128,601  oder  61  Prozent  aller  beschäftigten 
Personen  dem  männlichen  Geschlechte  an,  722,998  oder 
39  Prozent  dem  weiblichen  Geschlechte.  Bei  Berück- 
sichtigung nicht  hausindustrielier  Betriebe  entfallen  67,7 
Prozent  auf  das  männliche  und  37,3  Prozent  auf  das  weib- 
liche Geschlecht. 

Die  in  den  Betrieben  beschäftigten  655,833  weiblichen 
Personen  vertheilen  sich  in  folgender  Weise  auf  die  Be- 
triebsabtheilungen :  Es  sind  thätig  in  der  Gewinnung  der 
Naturerzeugnisse  von  insgesammt  796,524  Personen  332,487 
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oder  41,7  Prozent  weibliche  Personen;  in  Industrie  und 
Gewerbe  von  total  625,602  Personen  184,531  oder  293 
Prozent  weibliche  Personen;  im  Handel  sind  115.828 
gleich  53,2  Prozent  weibliche  Personen  beschäftigt  und  in 
den  liberalen  Berufen  von  32,730  deren  12,193  oder  37,4 
Prozent.  Es  fällt  also  die  Hauptmasse  der  in  den  ein- 
zelnen Betriebsabtheilungen  thätigen  weiblichen  Kräfte 
auf  die  Gewinnung  der  Naturerzeugnisse. 

Nach  der  Gewinnung  der  Naturerzeugnisse  findet  die 
Frauenthätigkeit  in  der  Industrie  und  dem  Gewerbe  die 
zweitgrösste  Verbreitung.  Diese  Abtheilung  vereinigt 
auf  je  10,000  Personen  1049  Frauen,  also  etwas  mehr  al^ 
ein  Zehntel  sämmtlicher  thätiger  Personen  auf  sich.  An 
dritter  Stelle  folgt  der  Handel.  Wenn  auch  die  in  dieser 
Abtheilung  gezählten  Frauen  nur  etwa  den  15.  Theil  aUer 
beschäftigten  Personen  ausmachen,  so  bietet  gleichwohl 
der  Handel  dem  weiblichen  Geschlechte  in  freigebiger 
Weise  Anlass,  sich  im  Erwerbsleben  zu  bethätigen,  denn 
in  dieser  Abtheilung  überwiegt  sogar  das  weibliche  Ge- 
schlecht  mit  53,2  Prozent  das  männliche,  das  mit  102,065 
beschäftigten  Personen  bloss  46,8  Prozent  der  gesammten 
HandelsbevOlkerung  auf  sich  vereinigt  In  den  liberalen 
Berufen  finden  wir  die  Frau  am  häufigsten  im  Unterricht 
und  in  der  Krankenpflege  bethätigt.» 

Auch  die  Statistik  spricht  also  sehr  für  das  Frauen- 
stimmrecht. 

Aus  andern  Ländern  ist  noch  etwa  Folgendes  zu 
berichten : 

Die  Pariser  Staatsanwaltschaft  hat  einen  Beschluss 
gefasst,  der  nicht  des  Humors  entbehrt.  Verschiedentlich 
hatten  sich  weibliche  Rechtsanwälte  dazu  bereiterklärt,  deo 
Herausgebern  von  juristischen  Adressbüchern  ausser  ihrer 
Adresse  auch  ihre  Photographie  einzuhändigen.  In  der 
Veröffentlichung  dieser  Portraits  erblickten  die  männlichen 
Kollegen  aber  einen  unlautern  Wettbewerb,  und  so  werden 
die    Pariser   Rechtsanwältinnen   auf  höheren    Beschluss 
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fortan  nicht  mehr  in  der  Lage  sein,  durch  ilir  Aeusseres 
beim  Publikum  Reklame  zu  machen. 

In  London  hat  sich  eine  sogenannte  «Short  Skirt 
League>  gebildet.  Die  Anhängerinnen  dieser  Vereinigung 
verpflichten  sich,  nur  Röcke  zu  tragen,  deren  Saum 
wenigstens  12  Centimenter  vom  Boden  entfernt  ist.  Man 
hofft  so  der  schädlichen  Verbreitung  von  Staub  und 
Krankheitekeimen,  die  durch  die  schleppenden  Röcke 
verursacht  wird,  zu  steuern. 

Nach  einer  Mittheilung  Prof.  Harnacks  beim  evange- 
lisch-sozialen Kongress  in  Deutschland  wird  die  Inmia- 
trikulation  von  Frauen  an  den  preussischen  Universitäten 
vom  Wintersemester  an  zugelassen. 

In  Oldenburg  drehte  sich  die  Hauptdebatte  Qiner 
Wahlrechtsbewegung  um  die  vielumstrittene  Frage  des 
Frauenstimmrechts.  Und  da  erregte  viel  Aufmerksamkeit 
die  unleugbar  Muth  bekundende  Haltung  des  Abgeord- 
neten Voss  (Eutin),  der  als  einziger  bürgerlicher  Abge- 
ordneter rOckhaltlos  fQr  politische  Gleichstellung  der 
Frau  eintrat. 

Dabei  kam  folgende  humorvolle  Szene  vor: 

«Der  Minister  des  Innern  erklärte  auf  eine  Anfrage, 
dass  die  Staatsregierung  der  Einführung  des  Frauenwahl- 
rechts wohl  ein  rundes  Nein  entgegensetzen  müsse,  da 
eine  solche  Neuerung  ohne  jede  historische  Grundlage 
im  Deutschen  Reiche  sei.>  —  Aber,  aber  Herr  Minister, 
ist  das  Fehlen  einer  solchen  denn  so  wichtig?  Da  müsste 
man  ja  auch  im  ganzen  Deutschen  Reich  auf  alle  Er- 
rungenschaften der  Neuzeit  verzichten!  Verpönt  sein 
die  elektrische  Beleuchtung!  Ausgeschaltet  die  Erfolge 
in  der  Funkentelegraphie !  Beileibe  keine  Anwendung 
von  Röntgenstrahlen  und  um  Gotteswillen  kein  Tele- 
phongespräch mehr!  Ist  die  geradezu  phänomenale  Ent- 
wicklung auf  den  eben  erwähnten  Gebieten  vielleicht  als 
auf  historischer  Grundlage  beruhend  zu  denken?  Man 
könnte  da  ja  entgegenkommen  insofern,  als  man  vielleicht 
die  Oellämpchen,  Talglichter  und  Thrankrüsel  vergangener 
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Zeiten  als  historisch  z.  B.  gelten  Hesse!  Wenn  aber  der 
Herr  Regieningsvertreter  im  Oldenburger  Landtag  so  aD 
Althergebrachten  festhalten  will,  wie  das  beim  Berathec 
des  Frauenstimmrechts  der  Fall  war,  so  müsste  er  dod 
eigentlich  auch  in  seinen  Gemächern  nicht  «knippsen». 
sondern  beim  idyllischen  Oellämpchen  seine  Akten  stj 
diren  und  Petitionen  um  Frauenstimmrecht  etc.  im  sanftet 
Dämmerlicht  erledigen.  Einer  Einladung  seines  Gross- 
herzoglichen  Landesherrn  aber  —  etwa  zu  einer  Auto 
mobilfahrt  nach  Kiel  oder  Wien  —  müsste  er  auch  ei£ 
höfliches,  aber  rundes  Nein  entgegensetzen  —  wegcc 
Fehlens  der  historischen  Grundlage  zu  so  Gasender 
Höllenfahrt!»    (Frankf.  Zeitung.) 


Zur  Beruhigung  der  (vielen)  Männer,  welche  die  Macht 
der  Frauen  zu  sehr  fürchten,  mag  ein  Gesuch  besondei^ 
dienen,  das  jüngst  die  Pariser  Telephonistinnec 
an  den  Minister  des  Post-   und  Telegraphenwesens  ge^ 
richtet  haben.    Die  Damen  bitten  nämlich,  wie  die  «Vit 
de   Paris»   berichtet,   dass   man   an   die  Stelle    der  Auf 
Seherinnen,   deren   Befehlen    sie  sich    zu    fügen    haben 
wieder  wie  früher  Aufseher,  Männer  setzen  möge.  cEinen 
Mann»,  schreiben  sie,   «wollen  wir  gerne  gehorchen,  dir 
Tyrannei  einer  Frau  aber  ist  unerträglich.    Frauen  sine 
nicht  im  Stande,  über  andere  Frauen  unparteiisch  zu  ur- 
theilen,    weil   sie   alle   auf   einander  neidisch  oder  eifer 
süchtig   sind.    Ein   schönes   Kleid,   ein   neuer  Hut/.eo. 
aparter    Besatz,    eine    einfache    Schleife   können    eiot 
cCheifesse?,    die   etwas    ärmlicher   gekleidet   ist,    in   die 
grösste  Wuth  versetzen.    Und  wird  eine  nicht  besondere 
gebildete  Aufseherin,  wenn  sie  es  mit  einer  geistreiche!: 
und  schlagfertigen  Angestellten  zu  thun  bekommt^  nich: 
unter  einer  Inferiorität,  die  sie  sich  im  Stillen  selbst  eingt?- 
stehen  muss,   furchtbar  zu  leiden  haben?    Und  M^ird  a- 
nicht,   wenn  sie  den  Augenblick  für  gekommen  hfilt,|^ 
-*-"  Hanie,  von  der  sie  sich  gedemüthigt  fühlt»  kleinUeht 
ehmen?» 
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Frauen  werden  immer  Frauen  bleiben,  wenn  sie  sich 
jetzt  auch  in  einigen  Vorkämpferinnen  etwas  männlich  ge- 
berden ;  das  hört  mit  dem  Sieg  von  selber  auf.  Doch  wäre 
es  sehr  viel  zweckmässiger  für  sie,  wenn  sie  sich  nicht 
auf  die  Wege  ihrer  italienischen  Schwestern  begäben. 

Bei  uns  ist  das  Frauenstimmrecht  nur  eine  Frage 
der  Zeit,  da  unsere  Frauen  in  wirklicher  Achtung  stehen. 
Das  zeigte  sich  in  diesem  Jahre  besonders  bei  den  Leichen- 
begängnissen zweier  derselben,  der  Frau  Villiger -Keller 
(Tochter  von  Augustin  Keller)  in  Lenzburg  und  Frau 
Rose  Rehfous  in  Genf,  denen  die  Presse  fQr  ihr  huma- 
nitäres Wirken  grosse  Lobsprüche  widmete. 

Warum  solche  Frauen  nicht  auch  während  ihres 
Lebens  aktives  und  passives  Wahlrecht  haben  sollten, 
ist  nicht  einzusehen.  Also  vorwärts  damit  in  einem 
Kanton! 

Zur  Erhaltung  der  Schönheit  und  Originalität  unseres 
Landes  hat  sich  bekanntlich  eine  Liga  des  Heimat- 
schutzes (französisch:  hgue  de  la  beautö)  gebildet, 
die  fortwährend  im  Kampf  mit  dem  rücksichtslosen  In- 
dustrialismus  liegt.  Ein  Erfolg  derselben  war  die  Ver- 
hinderung von  Bahnen  von  der  Axenstrasse  nach  der 
Tellskapelle  und  von  Seelisberg  hinab  ins  Grütli,  ebenso 
bisher  die  Verhinderung  eines  Aufzuges  zum  Matterhom, 
wie  er  bei  dem  Wetterhorn  leider  bereits  besteht.  Andere 
Fragen  waren  die  Harderbahn  bei  Interlaken,  die  eben- 
falls besteht,  sodann  die  Abhaltung  einer  Wasseriu*aft- 
station  in  der  Tschingelalp  im  Kienthal.  In  neuester 
Zeit  wurde  auch  bekannt,  dass  die  malerische  Ringmauer 
von  Luzem  durch  eine  ungeheure  Miethkaseme  verdeckt 
werden   solle.     Dagegen  ist   die   ehrwürdige  Miurtener- 
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Linde  in  Freiburg  erhalten  geblieben  und  mit  neuer  guter 
Erde  versehen  worden. 

Eine  bedeutende  Diskussion  entstand  über  das  alte 
historische  Museum  in  Bern,  ein  kleines  Gebäude  toq 
erheblichem  architektonischem  Wertb,  das  (schliesslich 
nach  einer  Volksabstimmung  darüber)  einer  Strassener-  ^ 
Weiterung  weichen  muss.  Es  geschah  hier  in  der  Rich- 
tung der  Protektion  wahrscheinlich  nur  etwas  zu  viel 
und  die  eifrigen  Verehrer  dieses  «Schmuckkästchens« 
hätten  besser  gethan,  selber  und  rechtzeitig  das  Greld  für 
dessen  Umbau  und  Einpassung  in  die  jetzige  Strassen- 
richtung  zusammenzuschiessen,  statt  ihre  Mitbürger  mit 
hochtönenden  Protestationen,  selbst  in  auswärtigen 
Kunstzeitschriften,  zu  ärgern.  Ein  wenig  Menschenkennt- 
niss  und  Mass  gehört  zu  allen  Dingen,  selbst  zum  Heimat- 
schutz.  Schade  bleibt  es  immerhin  für  das  Gebäude,  das 
ein  schönes  Rococo-Gebilde  war.  Unerklärlich  bleibt  uns 
dabei,  dass  unsere  Baumeister  alle  diese  Bauten  früherer 
Jahrhunderte  so  sehr  bewundern,  ihrerseits  aber 
nichts  Aehnliches  schaffen,  sondern  sich  mehr 
dem  plumpen,  durchaus  unschönen,  deutschen  Style  zu- 
gewandt haben. 

Eine  deutsche  Zeitung  macht  mit  Recht  auf  einen 
Gegenstand  aufmerksam,  der  auch  zum  Heimatschutz 
gehört,  nämlich  auf  die  sich  fortwährend  verschlechternde 
Hotel-Küche. 

«Wenn  es  wahr  ist,  was  Friedrich  Ratzel  einmal  sagte, 
nämlich,  «dass  ein  guter  Theil  deutscher  Grämlichkeit 
und  Empfindlichkeit  vom  schlechten  Essen  kommt>,  so 
kann  man  getrost  behaupten,  dass  viele  GasthauskAchen 
gefährliche  «Brutstätten»  des  Pessimismus  unserer  Tage 


Soziales.    Gasthaasküche.  585 

sind.  Doch  von  den  allgemeinen  Schwächen  der  Tafel 
soll  hier  nicht  die  Bede  sein,  nur  auf  eine  Unzweckmässig- 
keit  der  deutschen  Gasthausküche  möchte  ich  mir  hinzu- 
weisen erlauben:  Ich  finde,  dass  in  unsern  Restaurants 
und  zwar  in  besseren  noch  mehr  als  in  geringeren  die 
Gemüse,  Obst-  und  Eierspeisen  viel  zu  sehr,  ja  fast  völlig 
vernachlässigt  werden.  Wer  gleich  mir  gezwungen  ist, 
jahraus  jahrein  bald  hier,  bald  dort  im  Restaurant  zu 
essen,  wird  mir  bestätigen  können,  dass  die  Gemüsegänge 
und  die  Salade  in  ganz,  unzureichenden  Mengen,  dann 
aber  auch  in  viel  zu  geringer  Auswahl  und  schliesslich 
zu  Iselten  auf  den  Wirthstisch  kommen. 

Aehnlich  liegen  die  Verhältnisse  bei  Obst,  in  frischer 
Kompottform  und  bei  Mehlspeisen.  Ein  Apfel  oder  eine 
Birne  oder  drei,  vier  Zwetschgen  mit  vier,  meist  alten 
Nüssen  zum  Nachtisch  sind  ein  so  kümmerliches  Obst- 
gericht, dass  man  glauben  könnte,  am  Nordpol  oder  in 
Island  zu  leben,  wo  kein  Baum,  kein  Strauch  wächst, 
nicht  aber  in  einer  der  obstreichen  Landstriche  Mittel- 
europas. Kompotts,  die  bei  unserer  ausgedehnten  Kon- 
servenindustrie das  ganze  Jahr  hindurch  billig  und  gut 
zu  haben  sind,  werden  ebenfalls  nur  in  kleinsten  Mengen 
verabreicht. 

Dieselbe  Klage  mit  Mehl-  oder  Eierspeisen!  Auf  der 
regulären  Tageskarte  sind  sie  kaum  verzeichnet,  sie 
existiren  auch  nur  «theoretisch»  und  bei  «Schutzpreisen». 
Der  Durchschnitts-Gasthausesser  athmet  auf,  wenn  er  viel- 
leicht alle  Jahre  einmal  «Pfannkuchen  mit  Apfelmus»  auf 
der  Menukarte  liest.  Ich  bin  aber  überzeugt,  dass  Man- 
cher jahrelang  an  der  Wirthstafel  isst,  ohne  ausser  dem 
4,  abgedroschenen » ,  fabrikmässig  herzustellenden  Mais- 
pudding aller  Variationen  jemals  eine  Mehlspeise  servirt 
bekommen  zu  haben.  Nun  mögen  ja  vielleicht  vom  tech- 
nischen Standpunkte  des  Gasthaus-Küchenbetriebes  aus 
gegen  den  einen  oder  anderen  Vorwurf  Einwendungen 
gemacht  werden  können.  Doch  niemals  stichhaltige,  so- 
bald es  feststeht,  dass  der  menschliche  Organismus  neben 
der  Fleischkost  auch  der  Pflanzennahrung  bedarf.    Wer 


586  Jahresbericht  1906. 

wollte  das  aber  bestreiten?  Eine  richtige  Nahrungs- 
mischung ist  eine  der  wichtigsten  Vorbedingungen  für 
unser  leibliches  und  geistiges  Wohlsein. » 

«Die  übermässige  Fleischnahning  ist  nach  unserer 
Ansicht  schädlich  und  eine  der  Hauptursachen  der 
stets  zunehmenden  Nerven-  und  Magenkrankheiten.  Es 
sollten  aber  überhaupt  mehr  einfache  und  gute  Gast- 
häuser mit  freundlicher  Bedienung,  vollkommener  Rein- 
lichkeit und  viel  einfacherer,  aber  guter  und  reichlicher 
Nahrung  an  Stelle  der  c  Palace  Hotels  >  entstehen,  die  nur 
für  reisende  Amerikaner  eingerichtet  sind.  Wir  sind 
auch  überzeugt,  dass  der  Zug  zur  Einfachheit,  der 
dem  jetzigen  Luxus  auf  allen  Gebieten  folgen  muss, 
diese  Veränderung  in  unserem  Gasthofbetriebe  herbei- 
führen wird.*) 

Die  Kunst  scheint  sich  in  einem  Uebergangszustande 
zu  befinden,  und  wir  hoffen  es  wenigstens  noch  zu  er- 
leben, dass  die  «Hodlerei»,  die  in  der  diesjährigen  Aus- 
stellung in  Basel  wieder  einige  Orgien  feierte,  abnimmt : 
denn  auf  die  Dauer  können  doch  die  Menschen,  welche  sich 
nicht  von  den  vrAestheten>  einfach  überstimmen  lassen, 
die  «:  Jammergreise  »,  oder  den  schreienden  Teil  im  Hemer 
Kunstmuseum  nicht  schön  finden.  Auch  der  neue  deutsche 
Baustyl  der  Architekten  mit  seinen  himmelhohen  und 
plumpen  roten  Dächern,  der  in  dem  neuen  Bemer  Stadt- 
haus sich  ein  Denkmal  gesetzt  hat,  über  das  nicht  nur 
die  zukünftigen,  sondern  auch  schon  die  gegenwärtigeo 
Bewohner  der  Stadt  die  Köpfe  schütteln,  kann  nicht  von 

')  Ein  solcher  «Verein  für  Gasthaiisreform»,  mit  Central 
stelle  in  Bremen  und  einer  Zeitschrift,  hat  sich  bereits  in 
Deutschland  gebildet. 
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Dauer  sein.  Wir  fürchten  nur,  das  neue  Bankgebäude 
von  Bern  am  Parlamentsplatz,  für  das  1,600,000  Fr.  be- 
i^illigt  sind,  werde  ihm  schliesslich  doch  noch  zum  Opfer 
fallen.  Ein  Artikel  der  Frankfurter  Zeitung  sagte  im 
Uebrigen  mit  Recht  über  die  Staatsbauten: 

«Die  Darmstädter  Ausstellung,  soweit  sie  den  Stand 
des  modernen  Kunstgewerbes  zur  Anschauung  bringt, 
verdient  vom  Standpunkt  des  Aesthetikers  aus  hohe 
Beachtung.  Aber  auch  eine  Betrachtung  von  volkswirth- 
schaftlicher  Seite  lohnt,  und  —  es  muss  einmal  offen 
gesagt  werden  —  in  dieser  Hinsicht  erheben  sich  starke 
Bedenken.  Der  Hauptaussteller  auf  dem  Gebiet  für  an- 
gewandte Kunst  ist  der  Staat.  Wir  sehen*  Räume  aus 
Bad  Nauheim,  Sitzungssäle  aus  Gericht  und  Schule, 
Arbeits-  und  Bureauräume  der  verschiedensten  Art  aus- 
gestellt. Alles  legt  ohne  Zweifel  Zeugniss  ab  von  dem 
hohen  Stand  kunsthandwerklicher  Fertigkeit  in  Hessen. 

Aber  man  wird  doch  den  Gedanken  nicht  los,  dass 
hier  der  Luxus  in  hohem  Grad  das  Uebergewicht  über 
das  praktische  Bedürfniss  gewonnen  hat,  und  es  ist  wohl 
für  die  Meisten  keine  Frage,  wenn  sie  sich  die  Sache 
ruhig  überlegen,  dass  auf  diese  wahrhaft  prunkvolle 
Ausstattung  von  öffentlichen  Gebäuden  Summen  ver- 
wandt werden,  die  sich  mit  dem  Stand  der  Landesfinanzen 
durchaus  nicht  vertragen.  Wenn  der  reiche  Mann  aus 
eigenen  Mitteln  seine  Wohnung  kostbar  ausstatten  will, 
so  kann  natürlich  Niemand  etwas  dagegen  einwenden; 
aber  der  Staat  verfügt  nicht  in  diesem  Sinne  über  eigene 
Mittel.  Er  ist  als  gewissenhafter  Verwalter  bestellt  über 
die  für  öffentliche  Zwecke  vom  gesammten  Volk  durch 
Steuern  aufzubringenden  Summen.  Daran  scheint  bei 
uns  zu  wenig  gedacht  zu  werden.  Staatsgebäude  können 
auch  in  einfacherer  Ausstattung  zweckmässig  und  ge- 
schmackvoll eingerichtet  sein.  Die  hohen  Kosten  des 
Staatsbauwesens  sind  ein  Krebsschaden  in  j^unserem 
Staatshaushalt,  dessen  Beseitigung  alsbald  angestrebt 
werden  sollte.    Gegenüber  den  Thatsachen  müssen  alle 
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schönen  Reden  über  Förderung  der    Kunst    von    Staats 
wegen  verstummen.» 

Von  schönen  Leistungen  der  Kunst  erwähnen 
wir :  Die  neuen  Glasscheiben  von  Paul  Robert  gegenüber 
dem  monumentalen  Treppenaufgang  im  Neuenburger 
Museum,  der  überhaupt  Seinesgleichen  wohl  in  der  ganzen 
Welt  nicht  hat.  Da  ist  aber  eben  ein  genialer  Künstler 
dabei  gewesen,  und  ohne  solche  nützt  alle  Kunstbe- 
geisterung im  Publikum  nichts;  im  Gegentheil  sie  schafft 
dann  nur  falsche  Ideale.  Eine  schöne  Leistung  ist  auch 
das  Haller-Denkmal  von  Siegwart  vor  der  Universität 
in  Bern,  das  am  16.  Oktober  enthüllt  wurde.  Haller  lebt 
zwar  in  unserem  Volksbewusstsein  nicht  mehr  stark  fort 
und  war  überhaupt,  neben  seiner  unbestrittenen  grossen 
Gelehrsamkeit,  die  ein  Denkmal  vor  der  Bemischen  Hoch- 
schule höchst  ausreichend  rechtfertigt,  bloss  als  Mensch  be- 
trachtet, eine  etwas  zwiespältige  Erscheinung,  wenigstens 
nach  unserer  heutigen  Lebensauffassung,  die  nicht  mehr 
ganz  die  des  18^"  Jahrhunderts  ist.  Wir  begreifen  es 
nicht,  dass  Jemand  Berner  «Rathhausammaun»  und  Frei- 
heitsdichter, Yivisektor  und  überzeugter  Christ  zugidcfa 
sein  kann.  Man  muss  aber  jede  historische  Figur  ans 
ihrer  Zeit  heraus  beurtheilen.  Nur  braucht  man  deshalb 
nicht  für  sie  zu  schwärmen,  und  der  Beschauer  des  Stand- 
bildes, der  dasselbe  von  seiner  schöneren  Vorderseite  be- 
trachtet hat,  nmss  auf  der  andern  auch  das  kleine  Zöpfchen 
nicht  übersehen,  das  «ihm  hinten  hängt >. 

Weniger  befriedigend  erscheinen  uns,  nach  blossen 
Bildern  beurtheilt,  die  Entwürfe  für  das  Reformations- 
denkmal in  Genf,  wozu  der  ungünstige  Platz  an  einer 
Mail""«*  f^^^as  beitragen  mag.    Es  fehlt  aber  allen  Preis- 


Soziales.    Kunst.    Denkmäler.  &dd 

bewerbem  an  der  fruchtbringenden  Phantasie,  oder  dem, 
was  man  gemeinhin  « Genie  >  nennt  und  was  die  Haupt- 
sache, eigentlich  das  A  und  0,  bei  der  Kunst  ist.  Auch 
der  mit  dem  ersten  Preis  ausgezeichnete  Entwurf  ruft  mit 
seinen,  wie  Soldaten  in  Parade  neben  einander  gestellten 
vier  unschönen  Greisenfiguren  einer  fatalen  Erinnerung 
an  die  neben  einander  sitzenden  Greise  Hodlers. 

Das  Gegendenkmal  für  Servet,  von  einer  Künst- 
lerin Clothilde  Roch  gefertigt,  das  bereits  am  25.  Oktober 
in  Annemasse  enthüllt  wurde,  scheint  besser  zu  sein,  als 
der  gehässige,  Genf  und  Calvin,  feindliche  Gedanke,  der 
es  ins  Leben  rief. 

Das  Weltpostvereindenkmal  in  Bern  soll  im 
Juli  1909  enthüllt  werden.  Der  Spartacus  von  Vela 
soll  leider  in  Lugano,  und  nicht  in  Bern  vor  dem  alten 
Bundesrathhaus,  wohin  er  eigentlich  gehört  hätte,  aufge- 
stellt werden.  Die  Bema-Statue  hätte  dann  auf  den  Parla- 
mentsplatz versetzt  werden  müssen,  wo  sie  besser  hinge- 
passt  hätte. 

Wir  dürfen  hier  noch  beifügen,  dass  in  Mailand  das 
berühmte  Abendmahl  von  Leonardo  da  Vinci  einer  glück- 
lichen Restauration  unterzogen  worden  ist  und  dass  die 
grossen  Bronzethorflügel  am  Dom  ihre  c  Krönung  >  er- 
halten haben. 

Das  Programm  für  die  Erstellung  eines  National- 
denkmals  zur  Erinnerung  an  die  Gründung  des 
Schweizerbundes  und  zur  Verherrlichung  des  Heldenzeit- 
alters der  Eidgenossenschaft,  ist  durch  die  eidgen.  Kunst- 
kommission und  das  Schweiz.  Komitee  festgelegt  und 
vom  Bundesrathe  genehmigt  worden.  Letzterer  hat  für 
Preise  Fr.  25,000  bewilligt. 

Das  Denkmal  soll  anlässlich  der  600.  Jahresfeier  der 
Schlacht  am  Morgarten  (15.  Nov.  1915)  enthüllt  werden. 
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Es  sind  dafür  vier  Plätze  in  Aussicht  genommen,  deren 
Wahl  dem  konkurrirenden  Künstler  für  das  Projekt  an* 
heimgesteUt  ist.  Den  Bewerbern  ist  auch  auch  für  die 
Wahl  der  Idee  und  die  Art  der  Darstellung  die  grösste 
Freiheit  gelassen. 

Die  Entwürfe  des  ersten  Wettbewerbes  sind  bis  1. 
Juni  1909  dem  Präsidenten  des  Zentralkomitees  fQr  ein 
Nationaldenkmal  in  Schwyz  einzusenden.  Die  fOnf  besten 
Projekte  werden  dann  zu  einem  zweiten  (beschränkten^ 
Wettbewerb  zugezogen,  unter  sich  jedoch  nicht  klassi- 
fizirt.  Wird  einer  dieser  Entwürfe  zur  Ausführung  em- 
pfohlen, so  erhält  er  keine  Entschädigung;  die  übrigen 
eine  solche  von  je  5000  Fr. 

Die  Musik,  die  eine  Zeitlang  durch  die  vielen 
Klavier  spielenden  Fräulein  beinahe  ein  öffentliches  Un- 
glück geworden  war,  scheint  einem  «Krach>  entgegenzu- 
sehen. Ein  Artikel  in  der  «Frankfurter  Zeitung>  von  £ 
Fueter  in  Zürich  sagt  darüber: 

«Die  Musiklehrer  und  Musiker  mögen  sich  vor- 
sehen. Ihre  goldene  Zeit  ist  vorbei.  Der  alles  revo- 
lutionirende  Sport  hat  auch  die  Fundamente  ihres  Betrieben 
unterwühlt. 

Vor  etwa  zwanzig  Jahren  war  es,  dass  meiner  Er- 
innerung nach  zuerst  Klagen  laut  wurden.  Das  Rad- 
fahren hatte  eben  angefangen  populär  zu  werden,  und 
die  Violinlehrer  beschwerten  sich  darüber,  dass  die  Zahl 
ihrer  Schüler  abnehme.  Geld  und  Zeit  reichte  bei* man- 
chen Knaben  nur  für  eins  von  beiden,  Musik  oder  Sport, 
und  vor  die  Alternative  gestellt,  entschieden  sich  viele 
für  das  Rad.  Das  Radfahren  als  Sport  ist  seither  in  den 
obern  Kreisen  wieder  ziemlich  aus  der  Mode  gekommen. 
Aber  was  an  seine  Stelle  getreten  ist,  Automobil,  Tennis. 
Fussball  und  das,  wie  es  scheint,  auch  von  den  Damen 
wieder  häufig  betriebene  Reiten,  erfordert  noch  mehr 
Geld  und  Training.  Am  gefährlichsten  wurde  der  Winter- 
brachte in  die  Jahreszeit  einen  Einbruch,  die 
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im  öffentlichen  gesellschaftlichen  Leben  bisher  Musik  und 
Kunst  uneingeschränkt  gewidmet  war.  Die  Interessen 
änderten  sich.  In  der  Gesellschaft  sprach  man  mehr 
von  der  letzten  Skitour  und  dem  aufregenden  Bobsleigh- 
rennen  als  von  dem  Klaviervirtuosen  des  Abonnements- 
konzertes. 

In  unsem  öffentlichen  musikalischen  Veranstaltungen 
tritt  die  Wandlung  noch  nicht  augenfällig  zu  Tage,  weil 
die  ältere  Generation  die  Mehrzahl  der  Besucher  stellt. 
Aber  wer  die  junge  Welt  beobachtet,  wird  genug  Symp- 
tome dafür  finden,  dass  es,  wenn  es  so  weiter  geht,  in 
den  nächsten  Jahrzehnten  zu  einem  Krach  kommen 
muss.  Vor  etwa  einem  halben  Jahre  wurde  in  der 
«Frankfurter  Zeitung»  darüber  geklagt,  dass  in  München 
alle  Konzertsäle  leer  ständen.  Die  Erscheinung  ist 
nicht  vereinzelt.  In  Zürich,  wo  früher  in  den  regel- 
mässigen Symphoniekoiizerten  nur  mit  Mühe  ein  Platz 
zu  bekommen  war,  sind  voriges  Jahr  die  Abonnements 
wieder  um  mehrere  Hundert  zurückgegangen. 

Der  moderne,  ungeheuer  komplizirt  gewordene  Musik- 
betrieb nährt  sich  von  den  halb  und  ganz  Unmusikali- 
schen, die  der  Mode  wegen  mitmachen.  Woher  sollten 
auch  die  unzähligen  sich  stets  noch  vermehrenden  Musik - 
lehrer  ihre  Zöglinge  und  die  modernen  Riesensäle  ihr 
Publikum  hernehmen,  wenn  sie  sich  auf  die  tief  inner- 
lich Musikalischen  beschränken  wollten?  Man  rechnete 
damit,  dass  jeder  nicht  ganz  hoffnungslose  Mensch  in  der 
Jugend  seine  Musikstunden  über  sich  ergehen  lassen 
müsse,  so  gut  wie  seine  Tanzstunden,  und  wer  zur  Ge- 
sellschaft gehörte,  musste  in  regelmässigen  Zeiträumen 
seinen  Platz  im  Abonnementskonzert  einnehmen.  Die 
jtkngere  Generation  denkt  zu  einem  guten  Theile  schon 
anders.  Sie  hält  es  für  einen  grössern  Mangel  in  der 
Erziehung,  wenn  ein  junger  Herr  oder  eine  junge  Dame 
nicht  Tennis  spielt  oder  Ski  fahren,  als  wenn  sie  nicht 
Klavier  pauken  kann,  und  findet  musikalische  Ausbildung 
nur  dann  angebracht,  wenn  Begabung  vorhanden  ist. 
Die  moderne  Hygiene,  die  atlich  das  Privatleben  des  Ein- 
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zelnen  immer  mehr  unter  ihre  Herrschaft  zwingt,  wirkt 
in  demselben  Sinne.  Die  Eltern  scheuen  sich,  ein  unter 
seiner  Schullast  seufisendes  Kind  auch  noch  durch  Musi- 
stunden  in  seinen  Nerven  zu  schädigen.  Das  Geld 
das  sonst  dem  Musiklehrer  zugefallen  wäre,  fiiesst  in  dj^ 
Kasse  des  Tennis-  oder  Fussballklubs,  und  statt  der  Geiee 
liegen  ein  paar  Skis  auf  dem  Weihnachtstisch. 

Es  ist  klar,  dass  eine  derart  erzogene  Gencratic^ 
auch  später  fOr  Musik  wenig  Interesse  haben  wird.  Eint 
berühmte  Sängerin,  ein  populärer  Männerchor  wird  dir 
Säle  immer  fällen ;  aber  wo  soll  man  die  Massen  her- 
nehmen, deren  es  zum  ständigen  Unterhalte  des  modernes 
grossen  Orchesterapparates  bedarf  ?> 

Wir  freuen  uns  unsererseits  dieser  gesundes 
Entwicklung  der  jungen  Generation. 

Wohin  die  Kunst  fQhrt,  wenn  nur  die  könstlenscfa. 
Anschauung  und  Begabung  ausgebildet  wird,  ohne  tiefere 
philosophische  oder  religiöse  Kultur,  das  zeigen  Jedas 
der  lesen  und  verstehen  kann,  heute  die  Briefe  Hans  voo 
Bülow's,  die  seine  zweite  Frau  soeben,  nicht  zu  seimfn 
Yortheil,  herausgegeben  hat. 

Auch  in  den  Festen  und  Jubiläen  ohne  £ndi 
dürfte  (schon  aus  Mangel  an  dazu  tauglichen  Yerberr 
lichungsobjekten)  nach  und  nach  eine  Vereinfachung  ein 
treten.    Die  N.  Z.  Ztg.  sagt  darüber : 

cDer  thurgauische  Kantonalsängerverein  hatte  berät.^ 
den  Versuch  gemacht,  der  Festseuche  entgegenzutreks 
und  die  Zahl  der  kantonalen  Feste  zu  reduziren.  L- 
ist  an  den  kantonalen  Schützenverein  und  an  den  Kzz- 
tonalturnverein  gelangt  mit  dem  Antrage,  es  sei  as 
Stelle  des  bisherigen  dreijährigen  ein  vierjähriger  Fe^ 
turnus  einzuführen.  Aber  der  lobenswerthe  Anlauf  i:^^ 
erfolglos  o^*»blipben;  die  Schützen  und  die  Turner  x^t- 
halt  nend.  indem   sie  geltend  macbeit  <fa^ 
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von  einer  t  Festseuche  >  im  Thurgau  nicht  gesprochen 
iverden  könne  und  dass  eine  Yerldngerung  des  Turnus 
die  Vereine  nur  dazu  verleiten  würde,  Feste  in  kleinerem 
Rahmen  anzuzetteln,  so  dass  man  dann  vom  Regen  in 
die  Traufe  käme.  Der  Einwand  lässt  sich  hören ;  in  der 
Hauptsache  sind  es  allerdings  nur  die  Schützengesell- 
schaften, die  in  der  Organisation  im  f]hr-  und  Frei- 
schiessen, Fahnenweihen  und  ähnlichen  Anlässchen  des 
Guten  etwas  zu  viel  thun,  die  Turner  haben  erfreulich 
abgerüstet,  und  in  der  Sängerwelt  sind  die  früher  so  be- 
liebten Bezirksgesangfeste  fast  ganz  verschwunden.» 

Das  letzte  eidg.  Schützenfest  vom  Juli  1907  schloss 
lait  einem  Ennahmenüberschuss  von  Fr.  32,214  ab.  Aber 
dazu  wird  im  Bericht  des  Finanz-  und  Gabenkomitees 
bemerkt:  wenn  in  Berücksichtigung  gezogen  wird,  dass 
der  festgebenden  Gesellschaft  auf  dem  Festplatze  Per- 
manentbauten  in  recht  bedeutender  Ausdehnung  zur 
Verfügung  standen  (also  nicht  des  Festes  wegen  extra 
bestellt  und  bezahlt  werden  mussten),  so  kann  das  £r- 
gebniss  als  ein  zwar  befriedigendes,  aber  doch  recht 
massiges,  bescheidenes  bezeichnet  werden,  das  nicht  im 
Einklang  steht  zu  den  gewaltigen  Opfern  an  Zeit  und 
Arbeit,  die  von  Seiten  der  Kommittirten  gebracht  wurden. 
Trotz  des  brillanten  Festbesuches  von  Seiten  der  Schützen 
und  trotz  des  starken  Zudranges  der  stadtzürcherischen 
Bevölkerung  zu  den  abendlichen  Veranstaltungen  in  der 
Festhütte,  zeigt  die  Festrechnung  —  ohne  Berücksichtigung 
des  einbezahlten  Garantiekapitals,  d&s  sammt  Zins  rück- 
vergütet wurde  —  ein  Einnahmen-Total  von  Fr.  2,586,709 
gegenüber  einem  Ausgaben  Total  von  Fr.  2,554,494.  Der 
Gesammtverkehr  der  Festrechnung  betrug  7,6  Mill.  Fr., 
derjenige  im  Lieferanten-Konto  1,13  Mill.  Franken.> 

Das  sind  Alles  viel  zu  grosse  Summen  für  Feste,  bei 
so  viel  Elend,  das  daneben  existirt. 

Wir  wollen  nun  sehen,  ob  das  nächste  Eidg.  Schützen- 
fest, welches  im  Juli  1910  in  Bern  stattfinden  soll,  diese 
Lehren  beherzigen  wird. 
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Das  Gedächtniss  an  den  Neujahrsmorgen  1306  ir 
in  der  Urschweiz  feierlich  begangen  worden.  Auch  dit 
Erstürmung  der  Burg  Rozberg  wurde  in  bescheidener 
Weise  gefeiert.  Die  Ruine  Rozberg  erstrahlte  dabei  ii 
prächtiger  Beleuchtung. 

Im  nächsten  Jahre  kommt  nun  die  Calvin- Feier 
zu  der  man  sich  auch  in  andern,  der  reformirten  Kircih 
angehörigen  Ländern  eifrig  rüstet.  Das  Journal  de  Geneve 
vom  16.  Juni  sagt  darüber: 

<La  demiere  assemblöe  generale  des  Eglises  d'Ecosst- 
qui  a  si^g^  ä  Edimbourg,  du  19  au  31  mai,  et  ä  laquelle 
ont  pris  part  pres  de  2000  d^legu^s,  eccl^astiques  et 
lalques,  s'est  occupöe  de  la  celöbration  du  400^  anniver- 
saire  de  la  naissance  de  Calvin.  A  la  suite  de  remar- 
quables  allocutions  du  principal  Dykes,  de  Cambridge, 
prösident,  et  du  Dr.  Mathews,  secrötaire,  de  l'AUianct 
presbyt^rienne,  Tassembl^e  a  d^cid6  de  commemorer  et 
commun,  toutes  Eglises  r^unies,  l'anniversaire  du  refor- 
mateur  de  Geneve,  qui,  par  Knox,  son  ami  et  son  discipk 
est  aussi  celui  de  l'Ecosse. 

Une  reunion  speciale^  convoqu^e  sur  l'initiative  dn 
professeur  Reid,  de  Glasgow,  le  25  mai,  a  ^te  consacret 
ä  cette  question. 

Une  sörie  de  discoursd'hommeseminents  ont  ensuite 
contribue  ä  demontrer  la  legitimit^  du  monument  et 
ä  le  recommander  ä  la  liberalite  du  public  Protestant. 
Le  professeur  W.  P.  Paterson,  d'Edimbourg,  a  montre 
que,  si  Calvin  est  mal  connu  du  peuple,  il  y  a  en  lui 
des  qualites  de  force  morale  et  intellectuelle  qui  Timposent 
ä  Tadmiration  de  tous,  une  puissance  extraordinaire  qui 
fit  de  Knox  son  ^leve  docile,  en  particulier  dans  Ics 
domaines  essentiels  de  Torganisation  eccl^iastique  et 
de  r^ducation.  Le  professeur  Mac  Ewen  insista  sur 
Taction  conciliatrice  de  Calvin  au  sein  du  protestantisme 
reformö,  dont  il  fut  le  clef  de  voüte. 
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A  rissue  de  cette  s^ance,  un  comit^  a  ^te  constituä, 
dont  la  mission  est  d'organiser  la  souscription,  en  Ecosse, 
en  faveur  du  monument  de  Genöve.» 

Wir  hoffen,  dass  bis  dahin  die  Absynthschenken  und 
die  Toleranzhäuser  in  Genf  verschwunden  sein  werden. 

Es  wird  im  Uebrigen  bei  uns  schon  noch  sehr  nöthig 
sein,  auch  die  Persönlichkeit  dieses  Mannes,  die  der 
heutigen  Generation  stark  verblasst  ist,  oder  in  einem 
falschen  Lichte  erscheint,  wieder  durch  zeitgemässe 
Schriften  neu  zu  beleben. 


Der  Sport  ist  offenbar,  und  zwar  auf  Kosten  des 
Konzert-  und  Ballsaales,  in  starker  Zunahme  begriffen,  und 
wir  können  das  nur  begrüssen.  Es  ist  namentlich  auch 
für  die  jungen  Töchter  des  Landes  besser,  wenn  sie 
mehr  in  frischer  Luft  leben  und  den  unschuldigen  Ver- 
kehr mit  den  jungen  Männern,  nach  dem  sie  doch  auch 
verlangen,  statt  Nächte  hindurch  in  einem  überheizten 
Ballsaal  und  in  einer  oft  mehr  als  bedenkUchen  Toilette, 
naturgemässerund  freier  auf  demLawn-Tennis-Platze,  oder 
sogar  den  Skifeldem  und  Gletschern  suchen.  Allerdings 
kommen  dabei  die  Matter  und  Tanten  stark  zu  kurz,  die 
ihnen  dahin  nicht  folgen  können,  was  zwar  —  wenn  wir 
die  Gedanken  der  jungen  Damen  errathen  —  nur  als  ein 
weiterer  evidenter  Vortheil  der  Sport-Aera  betrachtet 
werden  mag.  Nebenbei  gesagt,  ist  es  auch  viel  ehren- 
werther,  sich  selbst  im  Sport  anzustrengen  und  Gefahren 
auszusetzen,  als  nur  die  Thierquälerei  der  Wettrennen, 
oder  der  Jagd  zu  betreiben,  welche  jedes  feinere  Gefühl 
verletzen  müssen.  Allerdings  aber  darf  der  Sport  nicht  in 
englischer  Weise  dahin  ausarten,  dass  man  im  Grunde 
nur  noch  für  ihn  lebt,  und  aus   ihm  einen  eigentlichen, 
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Si  le  Eursaal,  ouvert  k  tout  venant,  fait  de  bonnes 
affaires,  peu  importe  ce  qu'il  en  peut  resiilter  pour  la 
moralitä  du  peuple. 

On  fait  des  efforts  en  Suisse  pour  döfendre  las  sites 
contre  les  atteintes  de  la  röclame,  contre  renlaidissement, 
on  s'indigne  contre  certains  chemins  de  fer  qui  deparent 
nos  monts. 

Si  l*on  a  ces  soucis  pour  la  beautö,  que  n'en  a-t-on 
pour  le  bien!  Que  ne  s'indigne-t-on  pas  aussi  contre  les 
entrepreneurs  de  jeu,  qui  causent  ä  notre  pays  un  tort 
moral  certainement  plus  grave! 

«Honesty  is  the  best  policyi,  ce  qui  en  frangais  sig- 
nifie:  une  nation  grandit  par  son  caractöre  d'honnetete. 
Ne  d^florons  donc  pas  nos  moeurs.> 

Bereits  hat  sich  nun  eine  belgische  Gesellschaft  mit 
einem  Kapital  von  zwei  Millionen  Franken  fQr  einen  «Kur- 
saal» (schönes  Wort  für  Spielanstalt)  in  Lugano  gebildet, 
die  grossartig  zu  werden  verspricht. 

Aus  Neuchätel  wird  berichtet: 

« La  police  vient  de  saisir  dans  divers  Etablissements 
de  Neuchätel  un  jeu  de  roulette  automatique  au  moyen 
duquel  les  joueurs  risquaient  de  gagner  vingt  Centimes 
quand  ils  ne  perdaient  pas  la  piöce  de  dix  Centimes 
qu'ils  introduisaient  dans  la  fente.» 


Noch  schlimmer  fast  steht  es  mit  dem  noch  weit 
verderblicheren  Spiele  der  Lotterien;  verderblicher, 
weil  es  sich  in  zudringlicher  Weise  an  Jeden  herandr&ngt, 
während  man  zum  Bösslispiel  doch  hingehen  muss.  In 
Bern  selbst  konnte  man  in  diesem  Jahre  [sogar J^ kleinere 
Schulkinder  Lotterielose  für  das  stets  geldbedürftige 
Theater  auf  den  Strassen  den  Vorübergehenden  anbieten 
sehen. 


f 
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lO  die  Kirchenbaukommission 

Flugblatt,  wobei   wir   die  grossge- 

in  gewöhnlicher  Schrift  wiedergeben: 

•if  die  Ziehung  I  Der  h.  Regierungsrath 

inn  beiden  Kirchgemeinden  Bristen  und 

'  endlicher  Ermöglichung  von  Kirchen- 

von  460,000  Loosen  k  1  Fr.  mit  Baar- 

»<)  Fr.  bewilligt.  —  Da  diese   Lotterie 

Art   vor  sich  gehen  wird,  wollen  wir 

ilren  und  sollte  man  deshalb  dies  unter 

i  angelesen    bei  Seite    legen.    Vorerst 

ken,  dass   wir  von   der  Gepflogenheit 

prozentual  wenig  Treffer  auszurichten, 

•n.    Gewinne  von  20,000  Fr.  geben  wir 

für  die  Loos-Käufer  viel  vortheilhafter, 

innen   können,  und  haben  wir  deshalb 

20,403  Treffer  vorgesehen,  also  doppelt 

re   Lotterien.     Dazu   kommt  dann   der 

"  Vortheil   für  den  Loos-Käufer,  dass  er 

fort  sieht,  ob  und  wie  viel  er  gewonnen 

•trag  nach  Einsendung  des  Looses  sofort 

ihlt   erhält.    Es  werden  9  direkt  aufein- 

<erien  k  50,000  Loose  ausgegeben.   Unter 

t.  Polizeidirektion  werden    die   Loose  in 

.<'kt,   verschlossen  und  zwar  so,   dass  ein 

hen  unmöglich  ist,  ohne  das  Couvert  zu 

ledes  Couvert   ist   mit   dem  Stempel  der 

tion  versehen.   Bieten  Sie  also  dem  Glücke 

schreiben  Sie  heute  noch  an  die  Kirchen- 

•II  Flüelen.   Wir  geben  für  10  Fr.  11  Loose, 

Loose,   für  100  Fr.  115  Loose.    Die  Loose 

u:egen  Nachnahme  oder  Voreinsendung  des 

<andt.    Im   letztem   Falle   muss   das  Porto 

lügt    werden.  —  Briefmarken  werden   nicht 

-statt    genommen.     Die    einfachste   Art   der 

lang  ist  diejenige  per  Check.  Dieselbe  ist  für 

.s.    Postcheck  und  Giro-Conto  VII/265.    Zur 
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speziellen  Beachtung!  Bei  Zahlungen  per  Check  oder 
Mandat  soll  die  Bestellung  immer  auf  dem  Ck>upon  ge- 
macht werden,  nie  per  Brief  oder  Earte.  Nur  so  ktanen 
wir  für  sofortigen  und  prompten  Versand  garantiren.  Auf 
recht  zahlreiche  Bestellung  hoffend,  zeichnet  hocharhteDd 
Kirchenbaukommission  Flüelen. 

Anfragen  ohne  Rückporto  werden  nicht  beantwortet. 
Wiederverkäufer  besonders  günstige  Bedingungen!  Grössi- 
möglichste  Vortheile  für  die  Loosverkäufer!  Höchste 
Trefferzahl.    Sofortige  Auszahlung  der  Gewinne. > 

Eine  Frau  HaUer  in  Zug  versandte  folgenden  gelben 
Zettel  in  alle  Welt: 

«Ziehungsplan  der  katholischen  Kirchenbaulotterie 
Ölten.  Genehmigt  vom  h.  Regierungsrath  des  Kantons 
Nidwaiden,  also  staatlich  konzessionirt  und  kann  der 
Kauf  von  solchen  Loosen  von  Niemandem  untersagt 
werden.» 

Achtung. 

«Die  nächste  und  erste  Ziehung  aller  Lotterien  ist  die 
der  Kirchenbaulotterie  Schindellegi,  und  es  findet  diese  Zie- 
hung definitiv  am  17.  und  18.  Februar  statt.  Schon  am 
24.  Februar  folgt  definitiv  Grubisbalm  und  sofort  nachher 
Oerlikon.  Und  nach  diesen  empfehle  Ihnen  die  Loose 
der  Kirchenbaulotterie  Ölten,  welche  jedenfalls  schnell 
verkauft  sein  werden,  weil  Gesellschaften  und  Privat« 
bereits  100,000  Loose  zum  Voraus  kauften,  so  dass  die 
Ziehung  ebenfalls  bald  stattfinden  kann. 

Wie  stets  dürfen  Sie  sich  auf  meine  Mittheilungeo 
verlassen,  wie  ja  schon  manches  Jahr,  und  es  wird  dies 
immer  mehr  der  Fall  sein,  da  mein  Geschäft  immer 
massgebender.» 

Sogar  der  Regierungsrath  von  St.  Gallen,  von  dem 
uns  das  am  meisten  verwundert,  bewilligte  die  Veran- 
staltung einer  Lotterie  von  200,000  Fr.  zur  Vollendung  des 
Theaterumbaues. 
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Die  Eidgenossenschaft  sieht  einstweilen  zu,  wie  sie 
es  bei  der  Genfer  Landesausstellungslotterie  gemacht  hat, 
denn  man  braucht  eben  überall  für  solche  Zwecke  wie 
Theater-  und  Kirchenbauten  (die  brüderlich  in  diese  Aus- 
beutung des  leichtsinnigen  und  gewinnsüchtigen  Publi- 
kums sich  theilen)  Geld,  und  das  ist  leichter  in  keiner 
Weise  zu  bekommen.  Es  wird  wohl,  wie  beim  Absynth, 
schliesslich  eine  Yolksinitiative  mit  dieser  Inter- 
pretation des  Art.  36  der  Bundesverfassung  ein  Ende 
machen  müssen. 

lieber  eine  Auslegung  des  Postgesetzes  in  Bezug 
auf  Lotterien  sagt  das  Genfer  Journal: 

«D'apr^  la  loi  postale  en  vigueur,  la  poste  n'est  pas 
tenue  de  transporter  les  annonces  de  loteries  sous  pli 
ouvert,  ä  moins  que  la  loterie  ne  soit  autorisöe  par  un 
canton. 

Le  Departement  f^d^ral  de  justice  et  police  a  precise 
il  y  a  quelques  ann^es,  que  si  un  seul  canton  a  autorisö 
une  loterie,  il  n'est  pas  necessaire  que  cette  derniere 
soit  autorisäe  par  tous  les  autres  cantons  pour  que 
la  poste  soit  tenue  au  transport  des  annonces  sous  pH 
ouvert. 

Cette  interpr^tation  est  consideree  en  g^neral  comme 
mauvaise,  et  la  nouvelle  loi  postale  contiendra  une  dispo- 
sition  qui  y  mettra  ordre. 

n  y  a  quelque  temps,  le  canton  de  Glaris  a  proteste 
contre  la  distribution  par  la  poste  dans  ce  canton  de 
prospectus  concemant  une  loterie  autorisee  par  le  gou- 
vemement  de  Zoug,  mais  il  lui  a  ^te  r^pondu  qu'aux 
termes  de  la  l^gislation  actuelle,  la  poste  n'avait  pu  agir 
autrement.> 

Das  neue  französische  Spielgesetz  hat  fol- 
genden Inhalt: 
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«La  nouvelle  loi  concernaiit  la  räglementation 
des  jeux  de  hasard  en  France. 

Art.  !«'•  —  Par  derogation  ä  Tarticle  410  du  code 
p^nal,  il  pourra  etre  accorde  aux  cercles  et  casinos  des 
stations  baln^aires,  thermales  ou  climat^riques,  soos 
quelque  nom  que  ces  etablissements  soient  designes, 
l'autorisation  temporaire,  limit^e  ä  la  Saison  des  etrangers. 
d'ouvrir  au  public  des  locaux  späciaux,  distincts  et  se- 
pares,  oü  seront  pratiques  certains  jeux  de  hasard,  sous 
les  conditions  ^nonc^es  dans  les  articles  suivants. 

Art.  2.  —  Les  stations  dans  lesquelles  la  dispositioa 
qui  pröc^de  est  applicable  ne  pourront  en  beneficier  que 
sur  l'avis  conforme  du  conseil  municipal.  Les  autorisations 
seront  accordees  par  le  ministre  de  Tinterieur,  apres  en- 
quete  et  en  consideration  d'un  cahier  des  charges  etabli 
par  le  conseil  et  approuv^e  par  le  ministre  de  Tint^rieur. 

L'arrete  d'autorisation  fixe  la  dur4e  de  la  concession ; 
il  d^termine  la  nature  des  jeux  de  hasard  autorises,  leur 
fonctionnement,  les  mesures  de  surveillance  et  de  centrale 
des  agents  de  l'autorit^,  les  conditions  d'admission  dans 
les  salles  de  jeux,  les  heures  d'ouverture  et  de  fermeture. 
le  taux  et  le  mode  de  perception  du  präevement  preru 
k  l'article  4. 

L'autorisation  peut  etre  revoqu^e  par  le  ministre  de 
rint^rieur  en  cas  d'inobservation  du  cahier  des  char]^es 
ou  des  clauses  de  Tarrete  ministöriel. 

La  revocation  pourra  etre  demandöe  pour  les  m^mes 
causes  par  le  conseil  municipal  au  ministre  qui  devra 
statuer  dans  le  d^lai  d'un  mois.  En  cas  de  refus  de  celui- 
ci,  le  conseil  municipal  peut  exercer  un  recours  devant 
le  conseil  d'Etat. 

En  aucun  cas,  et  notamment  en  cas  d'abrogation  ou 
de  modification  de  la  presente  loi,  le  retrait  des  autori- 
sations ne  pourra  donner  lieu  ä  une  indemnite  quelconque. 

Les  autorisations  ant^rieures  ä  la  präsente  loi,  quelle 
qu'en  soit  l'origine,  sont  et  demeurent  rapport^es. 
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Art.  3.  —  Tout  cercle  ou  casino  autorisi,  qu'il  soit 
ou  non  Organist  en  societ^,  aura  un  directeur  et  un 
comitö  de  direction  responsables,  dont  les  noms,  profes- 
sions,  domiciles  devront  etre,  dans  tous  les  cas,  portte  ä 
la  coniiaissance  de  Tadininistration  par  declaration  faite 
ä  la  präfecture  du  döpartement  ou  k  la  sous-pr6fecture 
de  rarrondissement  conform^ment  aux  dispositions  de 
rarticle  5  de  la  loi  du  1«  juillet  1901. 

Le  directeur  et  les  membres  du  comite  de  direction 
devront  etre  Fran<^is^  majeurs,  jouissant  de  leurs  droits 
civils  et  politiques.  II  en  sera  de  meme  de  tous  ceux 
employes  ä  un  titre  quelconque  dans  les  salles  de  jeux. 

Le  directeur  et  les  membres  du  comite  de  direction 
ne  pourront,  en  aucun  cas,  se  substituer  un  fermier  de  jeux. 

Art.  4.  —  Indäpendamment  des  conditions  impos^es 
au  profit  de  la  commune  par  le  cahier  des  charges,  un 
pr^Ievement  de  15  p.  100  sera  op6re  sur  le  produit  brut 
des  jeux,  au  profit  d'oeuvres  d'assistance,  de  prevoyance, 
d'hygi^ne  ou  d'utilitä  publiques. 

Une  commission  speciale,  Institute  au  ministre  de 
rinterieur,  en  röglera  Temploi. 

Art.  6.  —  Les  infractions  aux  dispositions  ci-dessus 
seront  poursuivies  contre  les  directeur»  et  membres  du 
comitä  de  direction  et  passibles  des  pönalitös  edictöes 
par  les  deux  premiers  paragraphes  de  l'article  410  du 
Code  pönal. 

L'article  463  du  code  penal  sera  applicable.» 

Im  Gegensatze  hierzu  scheinen  die  schweizerischen 
Kursaal- Direktionen  in  neuerer  Zeit  ihre  schweizeri- 
schen Angestellten  vermindert,  oder  ganz  entlassen 
zu  haben. 


Ueber  die  Jagd  auf  die  kleinen  Vögel,  die  bei  uns 
besonders  in  den  Kantonen,  wo  noch  die  Sonntagsjagd 
erlaubt  ist,  ebenfalls  blüht,  sagen  Berichte  aus  Frankreich 
Folgendes : 
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cEn  1906,  en  Loir-et-Cher  il  a  ^t4  detruit,  sous  pre- 
texte  de  chasse  ä  l'alouette,  des  milliers  de  petits  oiseaux. 
lesquels  etaient  ramass^s  ä  pleins  sacs  et  vendus  25  et 
30  Centimes  la  douzaine.  Un  paysan  declare  en  avoir  prb 
ä  lui  tout  seul  prSs  de  cent  douzaines  et  que,  n'ayant  pu 
en  placer  que  cinquante,  le  reste  avait  ete  jete  au  furnier. 

Si  Ton  songe  que  ces  hecatombes  epouvantables 
s'operent  dans  Test,  le  centre,  le  midi  de  la  France  e: 
dans  toute  Tltalie,  lors  des  passages  du  printemps  et  de 
Tautomne,  il  est  permis  d'entrevoir,  dans  un  temps  pro 
chain,  la  disparition  des  oiseaux  que  Ton  peut  considerer 
ä  bon  droit  comme  les  auxiliaires  les  plus  utiles  ä  la 
prosp^rite  de  Tagriculture. 

Les  cons^quences  de  cette  destruction  achamöe,  qm 
dure  depuis  des  ann^es,  observe  M.  de  Parville  dans  lei^ 
Döbats,  sont  visibles  partout.  Les  oiseaux  deviennent 
rares  aux  environs  de  Paris.  De  nos  jours  on  voit  sans 
cesse  diminuer  le  nombre  des  rossignols  et  meme  celui 
des  hirondelles.> 

Dass  dabei  die  Rehlaus  aufgekommen  ist  und  alle 
Weinberge  zu  zerstören  droht,  ist  kein  Wunder,  sondem 
vielmehr  eine  ganz  natürliche  und  verdiente  Folge  einer 
solchen  Grausamkeit. 

Die  private  Wohlthätigkeit  ist  in  der  Schweiz  viel- 
leicht in  einem  höheren  Grade  verbreitet,  als  in  jedem 
andern  Staate.  Eine  gehörige  Nachweisung  darüber  ist 
uns  aber  bisher  nicht  bekannt  geworden;  lediglich  für 
ein  relativ  kleines  Gebiet,  nämlich  den  Kanton  Appenzell 
ist  ein  solcher  Aufsatz  von  Dr.  Anderegg  unter  dem  Tit^l 
«die  schweizerische  Philanthropie  Anfangs  des  20.  Jahr- 
hunderts>  in  der  Zeitschrift  für  schweizerische  Statistik 
erschienen.  Bei  den  Rechnungen  der  vielen  Wohlthätig- 
keitsanstalten  ist  es  stets  auffallend,  wie  viel  für  Druck- 
kosten, Porto  und  Verwaltungskosten  überhaupt  von  den 
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VerwendungeD  für  den  Zweck  des  Unternehmens  abgeht 
(bei  einzehien  auch  für  Reisen).  Ein  weiterer  Uebelstand 
ist  die  Baulust  mancher  Vorsteher,  die  statt  Lokalit&ten  zu 
miethen,  wo  sie  erhältlich  sind,  immer  bauen  woUen  und 
dies  oft  sogar  mittelst  Schuldenmachen  thun.  Wo  vollends 
Alles  zusammenkommt,  Defizite  wegen  zu  grosser  Aus- 
dehnung des  Unternehmens  oder  zu  theurer  Verwaltung, 
Schuldenmachen  statt  Reduziren,  und  Baulust,  da  sollte 
man  die  Gaben  vorläufig  einstellen.  Einfacher  werden 
ist  auch  selbst  in  diesem  Gebiete  die  Losung  unserer 
Zukunft. 

Betreffend  die  Mission  lesen  wir  in  dem  «Evangelischen 
Missionsmagazin>,  Oktoberheft,  folgende  Stelle: 

«In  Missionskreisen  hat  man  nur  in  getheilter  Freude 
und  halber  Zustimmung  Kenntniss  genommen  von  dem  in 
der  Jahresversammlung  der  Steuerzahler  in  der  Schang- 
haier Fremdenkonzession  (Frühjahr  1908)  gefassten  Be- 
schluss,  innerhalb  derselben  den  vierten  Theil  der  Opium- 
höhlen während  des  nächsten  halben  Jahres  zu  schliessen, 
so  dass  sämmtUche  Lizenzen  nach  Verfluss  von  zwei 
Jahren  aufgehoben  sein  sollen.  Man  hätte  es  lieber  ge- 
sehen, wenn  die  Ausländer  sich  mit  muthigem-Entschluss 
an  die  Spitze  des  Kreuzzuges  gestellt  hätten.  Die  Be- 
schlussfassenden  machten  aber  geltend,  Mangel  an  Zu- 
trauen zur  Aufrichtigkeit  der  chinesischen  Regierung 
nOthige  sie  zu  dieser  vorsichtigen  Haltung.» 

Die  Christen  der  betreffenden  Länder  sind  gewöhn- 
lich mit  daran  Schuld,  wenn  es  mit  der  Mission  nicht 
besser  vorwärts  geht. 


In  einem  Vortrag,  welchen  Prof.  Forel  in  dem 
deutschen  Monistenbund  hielt,  lesen  wir  die  fol- 
gende, von  dieser  Seite  bemerkenswerthe  Stelle: 
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c£s  muss  unser  Bestreben  sein,  dass  sich  Greistes- 
luranke»  Verbrecher,  Faule,  Dumme,  Tuberkulöse  nidii 
vermehren.  Die  Zuchtwahl  ist  nur  durchführbar  unte 
Anwendimg  malthusianischer  Mittel.  Man  hat  diese 
unmoralisch  genannt;  aber  es  kommt  ganz  darauf  an,  m 
welchem  Sinne  sie  verwendet  werden.  Sie  können  eb^i» 
moralisch  wie  unmoralisch  wirken.  Wenn  man  sagt^  sk 
leisten  einer  ganz  gewissen  Genusssucht  Vorschub,  so 
konnte  das  allerdings  zutreffen ;  aber  hat  man  schliesshch 
ein  Interesse  daran,  dass  sich  solche  Lumpen  vermehren  ? 
Natürlich  soll  sich  nun  nicht  wieder  Jeder,  der  nur  mit 
irgend  einer  geringfügigen  Störung  behaftet  ist,  als  dege 
nerirt  ansehen  und  dann  zu  solchen  Mitteln  greifen 
—  Ein  weiteres  Mittel  zur  Rassenhebung  ist  individueUe 
Erziehung.  Der  heutige  Wohlstand  führt  nicht 
zum  Glück!  Wir  brauchen  wieder  eine  ge 
sunde  Askese.  Wir  müssen  auch  mehr  soziale 
Gesinnung  lernen,  fflr  Andere  arbeiten.  Das  müssen 
auch  die  Freidenker  und  Monisten  lernen. 
Sie  sollen  nicht  bloss  niederreissen,  sondern 
auch  aufbauen,  auch  mehr  für  das  Gemüth  thun.>  M 

Schon  recht;  aber  Können  ist  die  Frage,  selbst  wo 
ein  solches  Wollen  vorhanden  sein  sollte.  Man  kann 
nicht  Alles,  was  man  will.  Und  wer  wollte  sich  auch  mit 
Askese  plagen,  wenn  er  keine  andere  Freude  als  den 
möglichsten  Genuss  dieses  kurzen  Daseins  kennt,  das  in 
einigen  Jahren  auf  immer  zu  Ende  ist?  Das  sollten  die 
Monisten  doch  schon  aus  der  französischen  Revolutions- 
periode her  gelernt  haben,  was  aus  der  Tugend  ohne 
Gott  und  ohne  Fortleben  ersteht.  Wollen  sie  es  noch 
tiinraal  erproben? 

')  Zum  Schlüsse  wandte  sich  Forel  noch  an  die  do§^ 
MUitiHchen  Sozialdemokraten,  die  immer  nur  die  Verhältnisse 
|iimMt)rn  wollen  und  nicht  die  Menschen.  «Das  ist  dummes 
/iMitf,  und  wenn  Sie  nun  darüber  schimpfen,  so  ist*s  mir 
Wun*t!» 
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Soweit  sind  wir  jetzt  also  ziemlich  allgemein  schon, 
dass  die  bloss  materialistische,  oder  auch  bloss 
ästhetische  Weltanschauung  nicht  mehr  be- 
friedigt. Nun  kommt  der  Anfangs  allerdings  etwas 
schwierige  Aufstieg  zu  etwas  Besserem. 


« Whether  a  nation  be  great  or  little  depends  entirely 
on  what  sort  of  men  and  women  it  is  producing.  A 
sound  nation  is  a  nation  that  is  made  up  of  sound  hu- 
man beings,  healthy  in  body,  strong  of  limbs,  true  in 
Word  and  deed,  brave,  sober,  temperate,  and  chaste,  to 
whom  morals  are  of  more  importance  than 
wealth  or  knowledge.»  J.  Froude. 
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Anhang. 

Litterarisches.  Unter  den  politisches 
Schriften  des  Jahres  sollte  die  erste  Stelle  einnehmec 
eine  Satyre  auf  das  gegenwärtige  Frankreich  und  seine 
Regierung,  die  längst  angekündigt  war  und  nun  endUch 
unter  dem  Titel  «L'ile  des  Pingouins>  von  Anatole 
France  erschienen  ist.  Wir  lassen  das  Wort  darOber  am 
besten  unsem  französischen  Zeitungen,  die  fOr  Alles,  was 
in  Paris  erscheint,  sonst  ein  bedeutendes  « faible  >  zeigen, 
hier  aber  doch  sich  bedenklich  äussern: 

cAnnoncee  depuis  longtemps  par  les  reclames  de 
bibliopoles  avises,  THe  des  Pingouins,  de  M.  Anatole 
France,  etait  attendue  avec  impatience.  Impatience 
d'autant  plus  vive  que,  depuis  deux  mois,  la  libraine 
frani^se  ne  nous  avait  pas  offert  un  seul  livre  d'imagi- 
nation  qui  m^ritat  d'etre  lu. 

Llle  des  Pingouins  a  enfin  paru  le  15  octobre  e: 
nous  nous  sommes  jetes  sur  cette  proie  si  longt^mp^ 
desiree.  Nous  y  avons  trouve  une  sorte  de  parodie  con* 
stamment  ironique  et  trop  souvent  bouffonne  de  rhistoirt 
de  la  civilisation  en  France,  et  notre  premiere  Impression 
ressembla  beaucoup  ä  une  deception.  Non,  certes,  que 
rironie  et  Tesprit  y  fassent  defaut,  mais  parce  qu'ils  y 
surabondent,  parce  qu'ils  y  regnent  seuls  et  exdusivement. 
et  parce  que  le  mets  savour^  ne  laisse  au  palais  qu'une 
Sensation  apre  de  secheresse  ou  de  brülure.  Le  sei, 
m^me  quand  il  est  saupoudre,  comme  ici,  de  fortes  pin- 
cees  de  poivre,  est  un  assaisonnement  pr^cieux,  mais 
seul,  ä  r^tat  pur,  quand  il  ne  se  Joint  a  aucune  bonne 
substance  de  pensee,  de  sentiment  ou  d'^motion,  c'est 
un  detestable  aUment.    II  en  est  de  meme  de    Tironie. 
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Or  c'est  bien  Tironie  pure,  la  quintessence  de  Tironie, 
ou  mieux  encore,  Tironie  de  Tironie  que  nous  oSre,  je 
le  crains,  Thistoire  des  Pingouins,  cont^e  par  M.  Anatole 
France.»    (Lausanner  Ztg.) 

Ein  Aufsatz  über  die  politische  Dichtung  der  deut- 
schen Schweiz  1830 — 48  von  Sutermeister  findet 
sich  in  dem  Neujahrsblatt  von    Bern  von  diesem  Jahre. 

Von  Romanen  ist  namentlich  ein  neuer,  «Aloyse 
Yalärien»,  von  Ed.  Rod  erschienen. 

Was  wir  gegen  die  gelesensten  Romane  der  besten 
Schweizer  Autoren,  nämlich  die  von  Rod  und  von  Zahn, 
gemeinsam  einzuwenden  haben,  ist,  dass  sie  in  dem  Leser 
niemals  eine  freudige  Stimmung  hervorbringen.  Selbst 
die  Tugend  ist  trist,  bei  Rod  neurasthenisch,  bei  Zahn 
hart,  wie  die  Natur  in  dem  obem  Theil  des  Landes  Uri. 
Wozu  das  noch  lesen.  Trauriges  und  Hartes  gibt  es  im 
Leben  für  Jeden  genug;  man  will  in  der  Litteratur  er- 
hebende,  erfrischende  und  nicht^drückende  Figuren  kennen 
lernen,  und  d^  Gute  sollte  ein  wenig  besser  siegen, 
wie  es  in  Wirklichkeit  auch  der  Fall  ist,  wo  es  wirk- 
lich gut  und  nicht  bloss  aus  Gut  und  Böse  gemischt  ist 

Herr  Prof.  Rössel  hat  eine  gute  Schilderung  der 
bündnerischen  Landesart  in  Anne  Senteri  gegeben;  von 
Isabella  Kaiser  ist  ein  Roman  unter  dem  Titel:  «Die 
Friedenssucherin »  erschienen,  der  zum  Theil  in  Leysin 
spielt  und  u.  A.  die  feige  Bazillenfurcht  der  heutigen 
Generation  schildert. 

An  der  Tagesordnung  sind  jetzt  aber  besonders  die 
Briefwechsel,  was  zwar  nicht  lange  mehr  so  bleiben 
kann;  denn  es  wird  zu  Unbedeutendes  herausgegeben. 
Hiezu  zählen  wir  auch  die  Briefe  von  Konrad  Ferdinand 
Meyer,  herausgegeben  von  Adolf  Frey.    Sie  zeigen  den 
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Dichter  von  seiner  kleinen  Seite,  kränklich,  übermässg 
empfindlich  für  Tadel  und  begierig  nach  Anerkennung 
seiner  Thätigkeit,  zuletzt  halb  geisteskrank,  wie  sein 
letztes  Werk  «Angela  Borgia»  es  auch  ist  Wozu  das 
Alles  aufrühren?  Lasse  man  einen  Dichter  in  seinen 
besten  Werken  fortleben,  nicht  anders. 

Schlimmer  sind  natürlich  bei  Weitem  zwei  andere 
solche  Werke,  die  auch  bei  uns  gelesen  werden,  zunächst 
der  zweite  Band  des  Briefwechsels  zwischen  Overbeck 
und  Nietzsche,  herausgegeben  von  Bemoulli. 0  Was 
daraus  klar  hervorgeht,  ist  das,  was  wir  stets  annahmen. 
dass  der  Grund  zu  aller  geistigen  Extravaganz,  die  sidi 
später  zum  Wahnsinn  auswuchs,  bei  Nietzsche  ein  breD- 
nender,  rastloser  Ehrgeiz  war.  Das  ist  eine  Erklärung 
für  Manches.  Ein  wahrhaft  klassisches  Buch  in  abschre- 
ckendem Sinne  sind  die  «Briefe  und  Schriften  Hans 
von  B  ü  1  o  w'  s  »  herausgegeben  von  seiner  zweiten  Frau. 
Wohin  auch  die  Kunst  führen  kann,  wenn  bloss  künst- 
lerische Emp&ndmig  und  Begabung  vorhanden  ist,  ohne 
die  tiefere  Grundlage  einer  philosophischen  oder  religiösen 
Bildung,  also,  mit  andern  Worten,  bloss  der  Egoismus  des 
ästhetischen  Geniessens,  seiner  selbst  und  An* 
derer,  soweit  sie  sich  diesem  ewig  unbefriedigten  Selbst 
anpassen,  das  kann  man  von  diesem  schliesslich  ganz 
verbitterten  Menschen  lernen,  welcher  sogar  von  einem 
der  grössten  Werke  seiner  Kunst,  der  dten  Symphonie  und 
deren  berühmten  Schlüssatz,  nur  noch  zu  sagen  weiss: 


')  Dagegen  sind  die  gleichzeitig  erschienenen  Briefe 
Nietzsche's  an  seiue  Schwester,  die  Gattin  des  Antisemiten 
Förster,  das  Vernünftigste,  was  wir  von  diesem  Excentriker 
je  gelesen  haben. 
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«Ich  habe  kein  Herz,  keine  Begeisterung  mehr  für 
dieses  Finale,  dessen  Gemeinschftdlichkeit  —  stützte  sich 
doch  die  ganze  verfl.  «Neudeutsche  Richtung»,  der  ich 
so  lange  anzugehören  das  Miss-  und  Ungeschick  hatte, 
auf  diese  Musikgrenzenverletzung  —  mir  von  Jahr  zu 
Jahr  einleuchtender  geworden  ist.» 

Eine  starke  Enttäuschung  waren  die  längst  erwarteten 
Memoiren  des  amerikanischen  GeldkOnigs  Rocke - 
fei  1er.    Eine  Kritik  sagt  darüber: 

«Wer  erwartet  hatte,  das  zu  finden,  was  man  sonst 
Memoiren  zu  nennen  pflegt,  nämlich  Ihinnerungen  aus 
dem  Leben  dieses  nun  an  der  Schwelle  des  Greisenalters 
stehenden  Mannes,  der  seinen  Namen  seinem  Reichthum 
verdankt,  und  auf  diese  Weise  gewissermassen  zu  er- 
fahren, wie  man  reich  werden  kann,  wird  beim  Lesen 
wenigstens  dieses  ersten  Abschnittes  nicbt  auf  seine 
Rechnung  kommen.  Was  in  diesem  Theile  bisher 
gegeben  ist,  stellt  sich  im  Wesentlichen  als  ein  Plai- 
doyer  für  die  Nützlichkeit  und  die  Vortrefflichkeit  der 
Standard  Oil  Company  und  die  Nothwendigkeit  der 
Syndikate  und  Trusts  im  Allgemeinen  dar. 

Zum  Schluss  gibt  der  Verfasser  der  Memoiren  einen 
Exkurs  über  die  Bedeutung  des  modernen  Syndikats. 
Was  er  aber  darüber  sagt,  bleibt  sehr  an  der  Oberfläche. 
Um  uns  zu  sagen,  dass  es  «thOricht  ist,  alle  Syndikate 
zu  verurtheilen»,  dass  es  «moralische»  und  cunmoralische> 
Syndikate  gibt,  so  wie  ein  Mensch  moralisch  oder  das 
Gegentheil  sein  kann,  braucht  nicht  erst  Herr  Rockefeller 
zu  kommen.  Auch  was  er  sonst  über  die  Syndikate 
sagt,  sind  ziemlich  allgemeine  Redewendungen.» 

Schon  das  harte,  unsympathische  Gesicht,  das  dieser 
Mann  bereits  in  seinen  jungen  Jahren  besass,  macht  einen 
widerwärtigen  Eindruck. 

Von  einem  andern  berühmten  Amerikaner,  Emerson, 
hat  eine  französische  Lehrerin,  Marie  Dugard,  eine  an- 
sprechende Biographie  geschrieben,  die  bloss  den  Fehler 
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aller  Biographien  hat,  an  ihrem  Gegenstand  Alles  gut 
zu  finden.  Für  uns  ist  dieser  typische  cNeu-Engländer^ 
stets  ein  wenig  zu  blutarm,  und  zeitweise  sogar  ein  wenig 
zu  pantheistisch  gewesen.  Da  braucht  es  doch  ganz  andere 
Leute,  um  Staaten  und  Kirchen  zu  erbauen  und  zu  er- 
halten. Aber  es  ist  ein  Buch,  das  diese  etwas  schwächliehe 
Art  von  Calvinismus  besser  verstehen  lehrt. 

Eine  mit  dem  Herzen  geschriebene  Biographie  von 
Bundesrath  Schenk  hat  sein  Zeitgenosse  und  Freund 
desselben,  Alt-Direktor  Kummer  geliefert,  für  Alle,  die 
Schenk  persönlich  gekannt  haben,  eine  erfreuliche  und 
lebensvolle  Erinnerung. 


Von  der  Rechtslitteratur  wollen  wir  zitiren: 

Das  von  Dr.  K.  A.  Brodbeck.  Advokat  in  Basel,  letztes 
Jahr  herausgegebene  Schweizerische  Rechtslexikon.  Ver- 
fasser und  Verlag  haben  sich  entschlossen,  das  begonnene 
Werk  fortzusetzen.  In  nächster  25eit  wird  vorerst  der 
zweite  Theil,  Nachtrag  1908,  erscheinen,  enthaltend:  eine 
eingehende  Darstellung  der  Gerichtsorganisation,  der 
Prozessordnungen  und  des  Betreibungswesens  (Einfüh- 
rungsgesetze) sämmtlicher  Kantone,  sodann  das  neue 
Bundesgesetz  über  die  Erfindungspatente  und  das  Bundes- 
gesetz über  den  Versicherungsvertrag. 

Weiter :  Dr.  Th.  Weiss  «die  Berufung  an  das  Bundes- 
gericht in  Civilsachen » ;  Dr.  Benz,  «Das  Bundesgesetz 
betreffend  die  Versicherung  der  Militärpersonen  gegen 
Krankheit  und  Unfall»  mit  der  dazu  gehörigen  Praxis; 
Dr.Wiedemann,  «Beiträge  zu  der  Lehre  von  den  idealen 
Vereinen >.  Prof.  Meili,  «Das  Luftschiff  im  internen 
Recht  und  Völkerrecht.»  Prof.  Reichesberg,  «Zur 
Errichtung  eines  Eidg.  sozialstatistischen  Amts,  eine  Anti- 
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kritik.»  Redaktor  Buomberger:    «Die  schweizerische 
Ausländerfrage.> ') 

Erscheinen  werden  in  Bälde:  Prof.  Gmür,  Kommen- 
tar zwn  Civilgesetzbuch .  Prof.  Blumenstein, Handbuch 
des  schweizer.  Schuldbetreibungsrechtes.  Prof.  Roelli, 
Koomientar  zum  Bundesgesetz  über  den  Versicherungs- 
vertrag. Advokat  Pf  leghaar  ^  ein  Werk  über  die  Wasser- 
rechtsgesetzgebung. 

Von  dem  schweizerischen  hydrometrischen  Bureau 
erschien  eine  Art  Prachtwerk,  die  Entwicklung  der 
Hydrometrie  in  der  Schweiz. 

Eine  schweizerische  Versicherungszeitschrift 
hat  ihr  erstes  Heft  herausgegeben.  Von  der  zürcherischen 
Seiden  webschule  unddem  Arbeitgeberverband  seh wei- 
zerischer  Maschinenindustrieller  sind,  wie  gewöhn- 
lich, interessante  Jahresberichte  vorhanden. 

Von  militärischer  allgemein  interessanter  Litteratur 
ist  zu  nennen:   Egli,  Oberstlieutenant  im  Generalstab, 
«Führer   und  Truppen   in    ihrem   Zusammenwirken    im. 
Gefecht». 

Die  hoUändische  Staatskommission  für  internationales 
Privatrecht  hat  es  übernommen,  eine  internationale  Kon- 
ferenz im  Haag  vorzubereiten,  um  ein  Weltwechselrecht  zu 
entwerfen.  Der  Präsident  der  Kommission,  Asser,  stellte 
einen  Fragebogen  zusammen,  der  von  der  Kommission 
angenommen  und  den  geladenen  Regierungen  übersandt 
werden  wird,  um  die  Meinung  der  juristischen  und  kauf- 
männischen Welt  einzuholen. 

Der  russisch-japanische  Krieg  hat  die  Veranlassung 
zu  einem  interessanten  Buche  gegeben:  Prof.  Nagao 
Ariga  <la  guerre  Russe- Japonaise  au  point  de  vue  con- 


^)  Ueber  die  Rechtsstellung  der  Ausländer  in  der  Schweiz 
hat  der  Juristen  verein  eine  Preisaufgabe  ausgeschrieben. 
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tinental  et  le  droit  international  >,  eine  sehr  gute  Dar- 
stellung des  praktischen  Kriegsrechtes,  wie  es  sich  i£ 
dem  grossen  Krieg  thatsächlich  gezeigt  hatte. 

Eine  Broschüre  von  Dr.  Christ- Socin  in  Basel 
«das  Schicksal  des  Congo,  eine  Gewissensfrage  «n  dir 
Menschheit»  beschäftigt  sich  mit  der  Gründung  eine 
schweizerischen  Zweiges  der  internationalen  Liga  zuia 
Schutze  der  dortigen  misshandelten  Eingeborenen.  Ck 
der  Staat  Belgien  sie  künftig  besser  behandeln  wird,  aL> 
der  bisherige  Eigenthümer  dieser  16  Millionen  SkJaveiL 
König  'Leopold,  ist  uns  sehr  fraglich.  Praktisch  wird  kaiuo 
etwas  Anderes  übrig  bleiben,  als  zuletzt  die  Uebertragung 
des  Landes  an  England,  das  doch  noch  der  relativ  best« 
und  humanste  Kolonisator  unter  den  Nationen  Europa's  ist. 


Von  geschichtlicher  Litteratur  erwähnen  wir. 
Eine  kleine  Schrift  von  P.  Clerget  «La  Suisse  au  20"^ 
SiÄcle»,  die  eine  kurze,  gute  Uebersicht  über  alles  für  einen 
Ausländer  Wissenswerthe  enthält.  Ferner:  Prof.  Dänd- 
liker:  «Geschichte  der  Stadt  und  des  Kantons  ZOricL? 

Ueber  die  Archivstudien  und  Abschriften,  welche 
die  Eidgenossenschaft  in  Paris,  Italien  und  England 
machen  lässt,  sagt  der  Geschäftsbericht  des  Departements 
des  Innern: 

<  Les  recherches  faites  ä  Paris  ont  beaucoup 
avancö.  II  a  ete  copie  2000  pages  in-folio  de  plus  que 
Tannee  dcrniere,  soit  12,534  pages,  contre  10,517  pages 
Tannee  precädente,  relevees  par  un  personel  quelque  peu 
renforce,  dans  les  archives  du  ministere  des  affaires 
etrangeres,  ä  la  Bibliotheque  nationale,  aux  archives  de 
la  guerre  et  au  musee  Conde  ä  Chantilly.  A  l'avenir. 
(•>e8  deux  dernieres  coUections  n'offriront  plus  guere  d'in- 
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t^ret;  Celles  sont  presque  ^puisees,  tandis  que  les  ar- 
cfaives  des  affaires  ^trangeres  resteront  encore  longtemps 
notre  source  principale ;  ce  sera  meme  la  seule,  car  ä  la 
Bibliotheque  nationale  presque  tout  a  6te  transcrit.  II 
n'y  a  plus  ä  compl^ter  que  certains  documents  appar- 
tenant  ä  la  correspondance  d'ambassade  du  marquis 
Brulart  de  Puysieux,  1698  k  1708.  Les  travaux,  aux 
archives  des  affaires  ätrangeres,  en  sont,  pour  ce  qui 
concerne  le  fonds  suisse,  k  Tannöe  1746,  et  pour  le  fonds 
de  Gen^ve  ä  1719.  Mais  il  faudra  fouiller  encore  d'autres 
reserves,  par  exemple  la  collection  des  piöces  qui  se  rap- 
portent  ä  T^vech^  de  Bäle.> 

A  cötö  des  occupations  que  lui  cree  la  direction  de 
l'entreprise  parisienne,  M.  le  Dr.  Bott  travaille  active- 
ment  ä  la  r6daction  du  4®  volume  de  THistoire  de  la  re- 
presentation  diplomatique  de  la  France  auprös  des  can- 
tons  suisses,  dont  le  S*^  volume  a  paru  en  1906;  mais  il 
est  probable  que  le  manuscrit  ne  pourra  Stre  livr6  ä  l'im- 
pression  que  l'annee  prochaine. 

A  Milan,  le  carteggio  diplomatico,  les  papiers  de 
famille,  les  papiers  concemant  les  tr^oreries,  les  auto- 
rites  sanitaires  et  les  quatres  s^ries  de  trattati  ont  ete 
acbev^.  Des  s^ries,  entre  autres,  ont  foiuni  encore  212 
pieces  ä  la  collection,  ainsi  port^e  ä  environ  1050  lettres 
et  annexes,  qui  compose  la' correspondance  de  l'ambassa- 
deur  Casati;  elles  ont  donnä,  en  outre,  500  pieces  de  la 
correspondance  des  agents  Buol  et  Etienne  Salis  et  du 
chancelier  de  Tempire  Kaunitz.  On  a  copiä,  de  plus,  94 
lettres  adress^es  ä  des  diätes  ou  ä  des  gouvernements, 
130  dues  k  la  plume  d'ecclesiastiques  ou  de  lalques  suisses, 
175  lettrds  et  annexes  d'^veques  de  Cöme,  40  de  Jean 
Moresin,  300  de  diverses  personnes  dont  la  moitiä  appar- 
tenait  au  XV^  siecle ;  116  listes  de  boursiers,  106  mande- 
ments,  248  actes  concemant  les  n^gociations  diplomatiques 
entre  les  Grisons  et  le  Tessin,  3S4  sur  la  Convention  de 
Vardse,  et  150  divers. 

L'examen  de  la  bibliotheque  et  des  archives  de  la 
famille  Trivulzi,  k  Milan,  entrepris  sous  les  auspices  de 
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M.  le  bibliothecaire  Motta,  a  donne  un  grand  nombre  de 
pieces  utiles  du  XVI«  et  du  XVII«  siecle. 

Aux  archives  d'Etat  de  Venise,  oü  se  trouvaient  les 
r^ponses  aux  lettres  des  ambassadeurs  en  Suisse  et  les 
delibörations  du  sönat,  on  a  Continus  les  recberches  de 
Tannee  passöe  et  copie  k  peu  pres  la  moitie  des  pieces 
recensöes. 

A  Rome,  on  a  poursuivi,  äla  bibliotheque  vaticane, 
r^tude  du  catalogue  g^n^ral  de  la  bibliotheque  Barberini 
et  compulsä  un  grand  nombre  de  Codices  pour  y  de- 
couvrir  des  actes  suisses.  Aux  archives  vaticanes  on  a 
pass6  en  revue  toute  une  serie  de  volumes  de  tables  et 
quelques-uns  de  la  s^rie  tout  rteenunent  apportee,  des 
brefs  de  Latran.    On  a  pris  copie  de  quelques  bulles. 

Aux  archives  d'Etat  de  6§nes,  qui  ont  ete  aussi 
visitees  en  1907,  les  recherches  faites  dans  la  magnifique 
coUection  des  lettres  du  XV«  siecle  n'ont  donne  aucun 
räsultat.  En  revanche,  on  a  pris  copie  d'environ  140 
lettres  des  trois  siecles  suivants. 

A  Mantoue,  on  avait  dejä  trouve  en  1891  quelques 
documents  relatifs  au  cardinal  Schinner;  on  a  proced^  k 
une  revue  complete  de  TArchivo  Gonzaga,  maintenant 
röuni  aux  archives  de  TEt-at,  et  fait  une  ample  moisson 
relative  soit  aux  exp^ditions  contre  les  Milanais,  soit  a 
Töpoque  post6rieure  jusque  vers  la  moitie  du  XVII« 
siecle.  Toutes  ces  copies  ont  pu  etre  faites  avant  la  fin 
de  rannte. 

Les  travaux  poursuivis  k  Londres  ont  suivi  leur 
cours  regulier.  Le  residtat  en  a  6te  exp^diö  aux  archives 
föderales  en  douze  envois.  Dans  les  manuscrits  provenant 
du  British  Museum  figurent  des  pieces  histonques  de 
r^poque  de  1652  k  1705  et  parmi  les  documents  des 
affaires  ötrangeres  se  trouve  la  correspondance  du 
ministre  plenipotentiaire  Morier,  de  1840  k  1845.  Ce 
seront  lä  ä  peu  pres  les  demieres  pieces  provenant  de 
l'entreprise  de  Londres,  car  il  n'est  pas  impossible  qu'elle 
prenne  iin  döjä  dans  le  courant  de  cette  annöe.  L'auto- 
risation  accordee   avec  tant  de  bienveillance  pour  l'utili- 
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ion  des  correspondances  diplomatiques  ne  s'etend  pas 

dela  de  1860,  et  les  copies  k  prendre  encore  pour  les 

'iq  dernieres  annöes  ne  dureront  pas  plus  d'un  an.    U 

•'  restera  au  British  Museum  que  bien  peu  de  choses 

M>uvant  concemer  la  Suisse,   et  il  n'existe  pas  d'autre 

ollection  oü  nous  pourrions  pniser.» 

Von  fremder  Geschichte  können  uns  besonders  in- 
teressiren:  «La  jeune  Italie  et  la  jeune  Europe»,  lettres 
inedites  de  J  oseph  Mazzini  ä  L.  A.  Melegari,  heraus- 
f^egeben  von  dessen  Tochter,  Fräulein  Dora  Melegari.  Die 
italienische  Ausgabe  erschien  bereits  1906.  Fräulein 
Melegari  zitirt  ein  kösüiches  Wort  von  Mettemich  Ober 
Mazzini : 

cj'ai  eu  ä  lutter  contre  le  plus  grand  des  soldats; 
j'ai  reussi  ä  mettre  d'accord  entre  eux  des  empereurs,  des 
reis,  un  tsar,  un  sultan,  un  pape  . . .  Personne  au  monde 
ne  m'a  donne  plus  d'ennuis  qu'un  brigand  Italien,  maigre, 
pale,  en  haillons,  mais  eloquent  comme  la  tempSte,  ar- 
dent  comme  un  apötre,  rus^  comme  un  voleur,  delure 
comme  un  com^dien,  infatigable  comme  un  amoureux, 
qui  s'appelait  Joseph  Mazzini.> 

Etwas  weniger  interessant  sind  drei  Briefe  von  Ben- 
jamin Constant  aus  dem  Jahre  1815  an  Frau  von 
Krüdener,  die  zwar  diesen  talentvollen  Streber  unge- 
schminkt und  bevor  er  Toilette  für  den  Schein,  in  dem 
er  lebte,  gemacht  hat,  zeigen. 

Interessiren  kann  uns  ferner :  «La  chute  de  la  Repu- 
bUque  de  Venise»,  von  Andrä  Bonnefous.  Er  urtheilt 
darüber:  €que  lapolitique  de  son  pays,  surtout^celle  de 
Bonaparte,  ä  l'^gard  de  la  s^r^nissime  Böpublique,  fut  le 
comble  de  la  perfidie.  Comme  r^compense  des:rapporta 
amicaux  qu'elle  avait  entretenus  avec  la  R^publique^^fran- 
^aise,  eile  se  voyait  d'un  coup  de  plume  rayee  du  rang 
des  nations   independantes . . .   Cet  attentat  est  ui)  des 
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plus  scandaleux  au  droit  des  gens  dont  l'histoire  modemr 
ait  foumi  rexemple.> 

Schade  war  es  um  diese  «Republik»  aber  allerdings 
ganz  und  gar  nicht,  und  es  ist  eben  ein  Weltgesels^  das» 
die  Todten  die  Todten  begraben  müssen. 

Von  einem  schottischen  Geschichtsprofessor  erschieneo 
bereits  3  Theile  eines  jener  allgemeinen  Weltgeschichts- 
bücher,  aus  denen  man  weniger  lernt,  als  aus  der  Spezial- 
geschichte:  Mac  Kinon,  «History  of  modern  pohtic 
liberty».  Glücklicherweise  für  das  Buch  ist  es  aber  im 
Grund  doch  mehr  eine  englisch-schottische  Geschichte 
aus  dem^  Zeitalter  der  Stuarts,  als  eine  Weltgeschichte. 

Prof.  He  mann  in  Basel  erzählt  eine  Geschichtt 
der  Juden  seit  der  Zerstörung  Jerusalems,  die  besser 
sein  soll,  als  die  bisher  eigentlich  allein  existirende  voc 
Grätz,  auf  die  man  fast  gänzlich  angewiesen  war,  wenn 
man  etwas  Näheres  von  der  Geschichte  dieses  unglück- 
lichen Volkes  seit  seinen  letzten  Aufständen  unter  Kaiser 
Hadrian's  Regierung  erfahren  wollte.  Der  Autor  sag: 
darüber  in  der  Vorrede: 

cEs  ist  geradezu  als  ein  Unglück  zu  bezeichnen,  dass 
die  Völker,  unter  denen  die  Juden  leben,  und  die  au£s 
Tiefste  ihren  Einfluss  erfahren,  so  wenig  von  der  Ge^ 
schichte  dieses  Volkes  wissen,  obgleich  auch  die  Judea 
selber  dank  unsem  Schulen  die  Geschichte  der  andeni 
Völker  viel  besser  kennen,  als  ihre  eigene.  Sogar  die 
grossen  historischen  Sammelwerke  und  Weltgeschichten 
geben  immer  nur  die  alte  israelitische  Geschichte,  aber 
nirgends  ist  eine  Geschichte  der  Juden  zu  finden,  welche 
ihre  Schicksale  seit  der  Zerstörung  Jerusalems  bis  zum 
20.  Jahrhundert  uns  vorführte,  als  ob  das  Volk  der  Juden 
vom  Erdboden  verschwunden  und  ohne  Bedeutung  ge- 
worden wäre  für  die  Entwicklung  der  Menschheit  Darum 
ist  es  ein  Bedürfniss,  diese  Geschichte  wieder  einmal  zu 
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beschreiben;  denn  wie  lange  schon  die  Juden  unter  uns 
leben,  so  sind  sie  uns  doch  fremd  geblieben,  noch  fremder, 
wie  wir  ihnen ;  sie  kennen  unsere  Geschiebe  aus  tausend 
Büchern,  wir  aber  nicht  die  ihrige,  denn  es  fehlt  uns  an 
einer  für  uns  lesbaren  Beschreibung  derselben.    Diesem 
Mangel  möchte  mein  Buch   abhelfen.    Das  ist  sein  ein- 
ziger Zweck.     Es  möchte  zunächst  für  NichtJuden  das 
aus  der  jüdischen  Geschichte  Interessanteste  und  Wissens- 
würdigste darstellen,  dann  aber  auch  den  Juden  selbst 
ein  Bild  ihrer  Geschichte  geben   in  der  hellen  Tagesbe- 
leuchtung  der  Wirklichkeit,   nicht  in    der  tendenziösen 
Theaterbeleuchtung,   in  der  sie  Grfttz  vorführt.    Die  jü- 
dische Geschichte  bedarf  dessen  nicht,  sie  verträgt  Licht 
und   Schatten   der  Tagessonne.    Sie  ist  eine  unter  der 
Sonne   zweier  Jahrtausende  sich   abspielende  Tragödie, 
wie  die  Geschichte  sonst  keine  aufweist,  eine  Tragödie, 
deren  Held  an  seiner  Schuld  nicht  stirbt,  sondern  immer 
wieder  zu  neuen  Leiden  aufersteht ...  In  keiner  rechten 
Tragödie  treffen  den  Helden  seine  Leiden  und  Schicksals- 
schläge ganz  unverschuldet.    Immer  zieht  sich  der  Held 
sein  Geschick  selber  aus  eigener  Schuld  zu.    Aber   das 
ist  das  eigentlich  Tragische  an  jeder  Tragödie,  dass  ihr 
Held    in   die   Verschuldung    hineingestossen   wird    auch 
durch  die  Schuld  Anderer  und  durch  die  Schuld  der  Um- 
stände und  Verhältnisse ...    So  ist's  auch  mit  der  Tra- 
gödie der  judischen  Geschichte.  Es  ist  nicht  so,  wie  die 
jüdischen  Schriftsteller  es  darstellen,  als  wäre  das  jüdische 
Volk  das  ganz  unschuldige  Opferlamm  der  Bosheit  aller 
andern   Völker,    die    reinen,    schuldlosen    Märtyrer    der 
Weltgeschichte,   die  immer  nur  um  des  Guten  willen  zu 
leiden  gehabt  hätten.  Nein,  jeder  Held  büsst  seine  eigene 
Schuld,  aber  doch  nicht  bloss  seine  eigene,  sondern  auch 
die  der  andern,   die  mitschuldig   sind  an  seiner  Schuld; 
er  büsst  zugleich  die  Schuld  der  Umstände  und  Verhält- 
nisse,  die   auf   ihn   einwirken.      Das   ist   die   furchtbare 
Tragik  der  jüdischen  Geschichte.   Die  Juden  trugen  alle- 
zeit ihre  eigene  Schuld  und  mussten  auch  noch  die  der 
Andern  büssen.  Das  muss  der  Darsteller  dieser  tragischen 
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Geschichte  empfunden  und  herausgefunden  haben,  wenn 
er  sie  recht  beschreiben  will.  Er  kann  den  Juden  nicht 
nur  Weihrauch  streuen,  wie  sie  sich  selber  meist  zu  thun 
gewohnt  sind,  er  darf  ihre  Schuld  nicht  verschweigen. 
Aber  er  darf  sie  auch  nicht  für  die  Bösewichter  halten, 
die  allein  an  allem  Elend  Schuld,  seien,  wie  die 
zahlreichen  Judenfeinde  es  zu  machen  pflegen.  Er 
muss  auch  die  Schuld  ihrer  Peiniger  und  Dränger,  die 
Schuld  der  Umstände  und  Verhältnisse  aufzeigen,  welche 
die  Juden  in  ihre  Schuld  hineingestossen  haben.  Ihr 
Geschichtschreiber  muss  die  Tragik  dieser  Geschichte 
erkannt  haben  und  darstellen  können.  Darin  besteht 
eben  die  grosse  Schwierigkeit  dieser  Geschichtschreibung, 
die  es  begreiflich  macht,  dass  bis  heute  so  Wenige  sich 
daran  gewagt  haben;  denn  diese  Geschichte  ist  eben 
eine  ganz  sonderliche,  unvergleichliche,  mit  einem  Wort : 
eine  tragische.» 

Es  sind  das  übrigens  längst  anerkannte  Wahrheiten 
für  jeden  Unbefangenen,  nichts  gerade  Neues,  und  die 
Schwierigkeit  liegt  anderswo,  nämlich  in  der  Möglichkeit, 
sich  ganz  in  den  Geist  dieses  eigenthümlichsten  Volkes  zu 
versetzen,  wobei  ein  gewisser  Glaube  an  dessen  Zukunft 
auch  nicht  fehlen  darf.  Es  muss  ein  Mann  ein  solches 
Buch  schreiben,  der  die  Zeiten  der  Vergangenheit  aus 
zuverlässigen  Quellen  genau  kennt  und  es  auf  seiner  Exil- 
wanderung durch  die  vielen  Jahrhunderte  begleiten  kann, 
der  aber  auch  zugleich  prophetisch  «die  Juden  der  Zu- 
kunft» am  Ende  dieses  grossen  Exils  sehen  kann. 

Von  Aulard  erschien  eine  Anklage  des  allerdings 
stark  überschätzten  Taine:  < Taine,  historien  de  la  revo- 
lution  frauQaiso  Es  ist  eine,  meistens  richtige,  Kritik 
der  «Origines  de  la  France  contemporaine>,  die  eigenüich 
bloss  eine,  aber  allerdings  zum  Theil  unvergleichliche 
Aktensammlung  sind.    Man  muss  eben  nur  nicht  Leute 
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'lichtschreiber»  nennen,  die  Sammler  sind,  was  nur 
ilig  vorkommt  und  zum  Theil  grosse  Namen  betrifft. 
^ute,  verständnissvolle  Sammler  braucht  man  auch. 

*  on    theologisch-philosophischer    Litteratur 
.  als   allgemein    interessirend,    zu   erwähnen:    Prof. 
t  h : « Einleitung  in  das  neue  Testament  »^Delbrück: 
'  I  ristliche  Glaubensgewissheit  gegenüber  Haeckel's  Welt- 
■jseln».  Rothenbücher:  «Die  Trennung  der  Kirche 
•II  Staat».    Prof.  Niebergall:  «Wie  predigen  wir  dem 
idernen  Menschen ?>  Dennert:  cVom  Sterbelager  des 
irwinismus»  (soweit  ist  es  übrigens  noch  nicht).  Dann 
hr  interessant  und  ein  Zeichen  der  Zeit  im  heutigen 
rankreich :  Anatole  France  «Vie  de  Jeanne  d'Arc».  Von 
;em  alten  Giordano   Bruno  sind  die   «Eroici  furori» 
n    deutscher   Sprache   von   L.   Kuhlenbeck,  erschienen. 
IJeber  «Voltaire  philosophe»  erschien  eine  Skizze  von 
G,  Pellissier.    Er  ist  mit  seiner  Philosophie  jetzt  so  ziem- 
lich vergessen  und  hat  überhaupt  seinen  Ruhm  mehr  zu 
Lebzeiten  genossen,  als  bei  der  Nachwelt  noch  zu  gut. 
Von    Prof.    Otto  Ritschi    erscheint  eine   «Dogmenge- 
schichte des  Protestantismus»,  die  auf  drei  Bände  be- 
rechnet   ist.     Leider   wird    zum    Jubiläum    Galvin's   im 
nächsten  Juli  wohl  immer  noch  nur  der  erste,  der  bloss 
<Prolegomena»  enthält  (eigentlich  manches  Ueberflüssige 
dabei,  was  man  gerne  zu  Gunsten  eines  schnelleren  Er- 
scheinens entbehrt  hätte),  vorhanden  sein. 

Verschiedenes:  In  Norwegen  starb  ein  typischer 
«Norweger»  Jonas  Lie,  einer  jener  nordischen  Schrift- 
steller, die  uns  die  schöne  Litteratur  stark  verdorben 
haben.    Ein  Nachruf  über  ihn  sagt: 
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«Er  hat  geschrieben,  geschrieben,  Buch  auf  Buch,  und 
Alles,  was  er  gesehen  hat,  ist  drin,  und  mehr  als  das. 
Das  norwegische  Leben  zu  Land  und  See  in  Gegenwart 
und  Halbvergangenheit,  in  Traum  und  Spuk,  in  Aber- 
glauben und  Wahnwitz,  in  der  Norm  und  in  der  Ab- 
normität, in  der  Tiefe  und  auf  der  seichtesten  Oberfläche, 
die  Tragik  und  die  Konflikte  des  bürgerlichen  wie  des 
kleinbürgerlichen  Daseins,  —  im  Netz  seiner  Bücher  ist 
es  wie  eine  reiche,  silberschuppige  Fischlast  eingefangen. 
Was  erzählt  er  uns  Alles!  Was  glauben  wir  ihm  nicht! 
Da  ist  gleich  im  Anfang  seiner  schriftstellerischen  Lauf- 
bahn ein  Buch  mit  Schilderungen  des  Nordlandes,  die 
so  unvergleichlich  sind,  wie  Lermontoffs  Schilderungen 
des  Kaukasus.  Als  Auswirkung  dieser  Landschaft  und 
ihres  Lebens  aber  eine  Gestalt,  der  «Hellseher»,  —  aus 
einer  Familie,  in  der  es  erblich  ist,  «Gesichte»  zu 
sehen,  —  Dinge,  die  nicht  sind,  und  Dinge,  die  sein 
werden.  Seine  Phantasie  erzeugt  typische  Gestalten,  die 
für  ihn  leibhaftig  sind,  und  die  Unheimlichkeit  der  Welt 
nimmt  ftlr  ihn  Form  an.  Er  beschreibt  das  Grauen  solcher 
«Erlebnisse»,  die  Angst,  die  ihm  die  Seele  langsam  aus- 
saugt, mit  der  Logik  und  der  kühlen  Methode  des  noch 
beherrschten  Wahnsinns.  An  unabweisbarer  Gewalt  zu 
überzeugen  steht  dies  Erstlingsbuch  Maupassants  «Le 
Horla»  gar  nichts  nach ;  doch  der  Franzose  hat  bestimmte, 
fast  harte  Konturen:  Lie  badet  sein  Gebilde  in  schumme- 
rigem, weichem  Licht.  Heute  würde  man  solch  eine 
Krankheitsgeschichte  vielleicht  anders  schreiben,  doch 
lange  nicht  so  gut,  und  sicher  nicht  mit  so  viel  zarter 
Poesie.  Als  ein  viertel  Jahrhundert  später  Jonas  Lie 
einen  ähnlichen  Gegenstand  zum  Vorwurf  nahm,  hat  er 
sich  wohl  gehütet,  ihn  auf  die  gleiche  Weise  zu  behan- 
deln. Als  der  «Hellseher»  erschien  (1870),  gerieth  die 
Kritik  in  grosse  Verlegenheit,  nicht  aber  das  Publikum. 
Obschou  Jonas  Lie  in  der  Technik  des  Romanes  noch 
genug  zu  erlernen  hatte,  —  von  da  an  war  er  ein  be- 
rühmter Mann.  Und  er  führte  seine  Leser,  wohin 
er  wollte. 
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Leider  gibt  es  stets  Leser  genug,  die  «führbar»  sind, 
aber  doch  nicht  auf  lange  Zeit.  Möchte  uns  ein  gewisser 
Ueberdruss,  der  sich  bereits  zeigt,  von  diesen  «grossen 
Norwegern  >  befreien. 

Ein  tragisches  litterarisches  Geschick  ereilte  die  <  A 1 1  - 
gemeine  Zeitung>,  früher  ein  Weltblatt  und  berühmt 
besonders  durch  ihre  wissenschaftliche  Beilage,  jetzt  zu 
einer  in  Berlin  erscheinenden  Wochenschrift  herunter 
gesunken!  Sie  hätte  sich  halten  lassen  sollen  in  einem 
Lande  wie  Deutschland,  und  ging  nach  unserem  Dafür- 
halten gerade  daran  zu  Grunde,  dass  sie  csein  wollte 
wie  alle  andern»,  statt  ihren  besonderen  Charakter  zu 
bewahren.  Im  Uebrigen,  abgesehen  von  diesem  Punkte, 
theilen  wir  die  Ansichten  der  «Züricher  Post»,  die  diesen 
Selbstmord  mit  folgenden  Worten  begleitet: 

«So  gewiss  auch  dieses  Ende  der  c  Allgemeinen  Zei- 
tung>  war,  so  erfüllt  es  doch  mit  tiefer  Trauer,  auch 
wenn  man  die  letzten  politischen  Wandelungen  des 
Blattes  bekämpfen  musste,  das  einem  idealen  Literessen 
dienenden  Blatt,  das  einst  einen  Göthe,  Heine,  Börne 
und  andere  grosse  Geister  der  Vergangenheit  zu  seinen 
Mitarbeitern  zählen  durfte,  kein  anderes  Schicksal  be- 
schieden war.  Es  ist  dieses  Ende  gleichsam  ein  Symptom 
unseres  materialistisch  gerichteten  Zeitalters,  das  so  viele 
edle  Geister  mit  Ekel  erfüllt  und  sie  aus  den  Kämpfen 
der  Zeit  forttreibt.  Die  «Allgemeine  Zeitung»  erschien, 
was  beiläufig  noch  erwähnt  sein  mag,  zuerst  in  Tübingen, 
dann  in  Stuttgart  und  Ulm  und  bis  in  die  90er  Jahre 
in  Augsburg  in  dem  berühmten  Verlage  von  Cotta.  Die 
Zeit  in  Augsburg  war  die  Glanzperiode  des  Blattes; 
hier  gelangte  es  auf  den  Höhepunkt,  von  dem  aus  es 
einige  Jahrzehnte  lang  die  geistige  Elite  von  Mittel- 
Eiu-opa  beeinflusst  hatte.  In  den  90er  Jahren  trat  aber- 
mals ein  Domizilwechsel  ein;  das  Blatt  siedelte  nadi 
München  über,  das  die  Kulturzentrale  für  den  deutschen 
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Süden  geworden  ist.  Man  glaubte  und  hoffte,  dort  zu 
erreichen  und  wieder  zu  erobern,  was  in  der  stillen 
Provinzinalstadt  am  Lech,  in  der  Stadt  der  Fugger  ver- 
loren gegangen  war.  Man  sah  sich  getäuscht.  München, 
wo  noch  immer  eine  starke,  antipreussische  Gesinnung 
vorhanden  ist,  war  für  ein  Blatt,  wie  die  cAllgemeine», 
der  man  eine  grosse  Abhängigkeit  von  Berlin  nachsagte^ 
der  allerungünstigste  Boden,  zumal  in  den  letzten  20 
Jahren  die  dortigen  Pressverhältnisse  eine  Entwickelung 
genommen  haben,  welche  von  vornherein  einem  neuen 
Zeitungsuntemehmen  die  Nahrung  für  dessen  Wurzeln 
nahmen  und  ihm  keine  guten  Auspizien  steUten.  An- 
derswo im  Süden  waren  die  Verhältnisse  politisch  wie 
journalistisch  nicht  besser,  und  der  Norden  war  einem 
Blatte  von  der  Vergangenheit  der  cAllgemeinen  Zeitiing> 
erst  recht  verschlossen. 

Nun  das  Ende  der  «Allgemeinen  Zeitung»  gekommen 
ist,  erfasst  uns  ein  Gefühl  der  Trauer;  sie  war  einst 
in  der  Politik  Europas  eine  Macht,  dem  LiberaUsmus  in 
Deutschland  ein  einfiussreiches  Sprachorgan  und  der 
Litteratur  ein  selbstlos  fördernder  Faktor.  Wenn  auch 
die  politische  und  Kultur-Bedeutung  der  «Allgemeinen 
Zeitung>  in  der  Vergangenheit  lag,  so  bot  doch  auch  die 
Gegenwart  Anlass,  das  Ende  dieses  distinguirten  Welt- 
blattes von  einst  zu  beklagen;  denn  Eins  war  ihm  zu 
allen  Zeiten  geblieben:  Ein  starker  idealer  Besitz.  Aber 
dieses  Fundam  ent  allein  genügt  in  unserer 
Gegenwart  nicht,  um  ein  modernes  Zeitungsunter- 
nehmen zu  tragen,  und  so  stürzt  jetzt  in  Trümmer,  was 
ein  älteres  Geschlecht  aufgebaut  hatte,  ihm  selbst  zum 
Ruhme  und  dem  Lande  zur  geistigen  Wehr. » 

Ein  anderes  «Weltblatt»,  die  Times,  die  unsere 
Sympathie  weit  weniger  besitzt,  ist  ebenfalls  in  andere 
Hände  übergegangen.  Die  Schweizer  Freie  Presse  in  Baden 
sagt  darüber: 

«Das  einzigartige  Prestige  der  Times  gründet  sich 
ohne  Zweifel  in  erster  Linie  auf  die  Thatsadie,  dass  sie 
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i?vährend  vier  Generationen  von  einer  einzigen  Familie 
dirigirt  worden  ist,  und  dass  sie  während  dieser  ganzen 
Zeit  nie  ein  blosses  Streben  in  ihren  Besitzern,  gewisse 
bestinunte  politische  Ziele  zu  erreichen,  oder  so  viel  Geld 
als  möglich  zu  machen,  ausdrückte,  sondern  einen  ge- 
^wissen,  individuellen  Charakter  besass,  einen  Charakter, 
den  sie  mit  einem  bestimmten  Typus  von  Engländern, 
der  in  der  Bestimmung  der  Geschichte  Englands  eine 
grosse  Bolle  spielt,  gemeinsam  hatte.  Ihr  Ideal  war 
immer,  die  Ansichten  des  respektablen  Durchschnitts- 
engländers der  oberen  Klassen  zu  repräsentiren,  eines 
Mannes,  der  mit  gesundem  Egoismus  wenig  Phantasie 
verbindet,  der  eine  instinktive  Achtung  für  Stärke  und 
Erfolg,  für  Thatsachen  und  Beweise  hat,  der  Persönlich- 
keiten und  Sensationalismus  hasst  und  zugleich  von  jeder 
Sentimentalität  für  schwache  und  erst  ums  Dasein  ringende 
Ideen  frei  ist. 

Dass  der  bisherige  Besitzer  und  Leiter,  Walter  der 
Vierte,  das  Blatt  nicht  freiwillig  an  Herrn  Pearson  und 
seine  Freunde  verkauft  hat  —  denn  darauf  läuft  die 
Transaktion  hinaus  —  ist  selbstverständlich.  Was  ihn 
zu  dem  Schritte  bewog,  war  die  sich  von  Jahr  zu 
Jahr  verschlimmernde  finanzielle  Lage  des  Blattes,  die 
in  Joumalistenkreisen  längst  kein  Geheimniss  mehr  war. 
Man  wusste  seit  langem,  dass  die  Times  zu  verkaufen 
war,  und  dass  ein  harter  Kampf  um  sie  zwischen  einer 
Clique  von  Freihändlern,  die  sie  für  den  Freihandel  zu- 
rückgewinnen wollten,  und  einer  Clique  von  SchutzzöU- 
nem  unter  Mr.  Pearsons  Führung,  der  der  Vorsitzende 
von  Chamberlains  Tarifliga  ist,  stattgefunden  hat.  Die 
Times  wird  ohne  Zweifel  unter  der  neuen  Leitung  ein 
grosses  Blatt  bleiben;  aber'  sie  wird  nicht  mehr  die 
Times  sein.  Das  ist  die  allgemeine  Empfindung,  und 
das  erregt  allgemeines  Bedauern.  Das  Bedauern  wird 
durch  die  Thatsache  erhöht,  dass  das  Blatt,  das  sich  am 
entschiedensten  geweigert  hat,  der  modernen  Sensations- 
lust der  Massen  zu  frönen,  gerade  einem  Mann  in  die 
Hände  fallen  muss,  der  seine  erstaunlichen    Erfolge  der 
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raffinirtesten  Ausbeutung  seiner  Sensationslust  verdankt 
und  der  London  das  gelbste  seiner  gelben  Blätter,  den 
Daily  Express  geschenkt  hat.» 

Beide  Blätter  sanken  durch  eine  gewisse  <  Charakter- 
losigkeit», die  sie  —  echt  sozialpolitisch  —  fQrkonve- 
nabler  hielten,  als  das  Gegen theil. ')  Es  gibt  aber  eben 
doch  noch  Leute  genug  auf  der  Welt,  die  anders  denken 
imd  Anderes  gerne  lesen  würden. 

Die  ganze  litterarische  Richtung,  die  auf  materialisti- 
scher Lebensauffassung  beruht,  wird  sich  unseres  Erach- 
tens  bald  ändern. 


Es  werden  andere  Menschen  wachsen  und  mit 
ihnen  eine  andere  Litteratur;  die  Litteratur  ist  eben 
immer  nur  der  Reflex  ihrer  Generation,  und  es  gibt  stets 
nur  Wenige,  die  ihrer  Zeit  voraus  sind. 

Zunächst  ist  eine  grosse  Vereinfachung  anzu- 
streben in  allem  Wissenswürdigen.  Das  meiste  ist 
viel  zu  komplizirt  und  triflPt  nicht  den  richtigen  Kern  der 
Sache,  so  dass  es  nur  verwirrt,  nicht  belehrt. 


*)  cEine  Neuerung,  die  der  amerikanische  Romanschrift- 
steller Newton  Ridgely  in  seinem  Werke  «By-Law  of  Might», 
einer  «spannenden  Erzählung  von  der  Hochfinanz,  ihren  Ge- 
heimnissen und  ihrer  verbotenen  Liebe»,  eingeführt  hat,  wird 
sicherlich  —  wie  eine  Zeitung  sagt  —  den  Beifall  aDer  Leser 
finden.  Er  gibt  nämlich  in  einem  Yorwort  gewisse  Seiten  an, 
die  man  ohne  Weiteres  überspringen  kann,  während  er  von 
andern  sagt,  dass  der  Leser  sie  nur  flüchtig  zu  überfliegen 
brauche.  Allerdings  hätte  er  noch  etwas  weiter  gehen  können 
und  statt  der  etwa  20  Seiten,  die  man  nidht  zu  lesen  braucht, 
250  Seiten  aufführen  können.  Das  Buch  hat  nämlich  250 
Seiten.» 
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teratur  muss  sodann  das 
Ute  kommen,  nicht  die  Dar- 
klichkeit,  an  der  man  schon 
gar  fingirte  und  bloss  einge- 
rigkeiten.    Besonders  die  <un- 
nachgerade  widerwärtig,  sowohl, 
le  als  beschriebene  Objekte.  Was 
; ehern?  Das  Gefühl  der  Ermüdung, 
.kels,  statt  der  Erfrischung  und  Er- 
mann  endlich   auch  nur  ein  gewisses 
\>uantum  von  geistiger  Arbeit  und  An- 
t;n;  was  darüber  geht,  ermüdet  und  ver- 
. st  der  Grund,  weshalb  unsere  Erziehung 
tet,   weil  sie  stets  mehr  verlangt,   als  in 
möglich  ist. 
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Nekrologie.  Von  uns  geschieden  sind  im  Laufe  des 
Jahres  zunächst  eine  erhebliche  Anzahl  von  verdienten 
und  zum  Theil  sogar  bedeutenden  Mitgliedern  der 
Eidg.  Räthe,  nämlich:  Landammann  Hänggi  und 
Oberst  Vigier,  Nationalräthe  von  Solothurn,  beide  nach 
langer  Krankheit  und  sehr  bedauert,  zunächst^von  ihren 
Parteigenossen,  aber  auch  von  der  ganzen  Versammlung; 
Nationalrath  Edmund  von  Steiger,  aus  einer  bemischen 
patrizischen  Familie  stammend,  längere  Zeit  hindurch 
Pfarrer,  sodann  Regierungsrath  von  Bern,  in  dem  er  be- 
sonders die  nationalökonomischen  und  gemeinnützigen 
Fragen  mit  Geschick  und  Vorliebe  vertrat;  Regierungs- 
rath und  Nationalrath  Joh.  Ritschard  von  Bern,  während 
zwei  längeren  Perioden  und  bis  jetzt  Erziehungs-Direktor 
dieses  Kantons.  Sodann,  auch  nach  langer  Krankheit, 
wie  der  soeben  genannte,  eine  Persönlichkeit,  die  zu  den 
«problematischen»  und  daher  interessanten  Naturen  in 
der  schweizerischen  und  speziell  bernischeu  Politik  ge- 
hörte, über  welche  daher  die  Ansichten  sehr  differirten, 
Nationalrath  Dürrenmatt,  Redaktor  der  Volkszeitung 
von  Herzogenbuchsee. 

Wir  hörten -von  ihm  zuerst  durch  eine  aristokratische 
Dame,  die  uns  seine  « Bärentalpen  »  überreichte,  ohne  aber 
damit  den  gewünschten  Erfolg  zu  erzielen.  Sie  waren 
uns  zu  grob,  und  dieser  nämliche  Eindruck  blieb  uns  auch 
mit  Bezug  auf  die  <Buchsi  Zytig>,  bis  wir  den  Verfasser 
selber  in  der  Bundesversammlung  kennen  lernten.  Er 
war  viel  feiner  und  annehmbarer  als  seine  Werke. 
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1  sversammlung 
iiusste,  was  die 
II  >,  Beredsamkeit 
ler  im  guten  Sinne 
iipfli,  Brunner,  oder 
.rem  Elemente,  wenn 
.1.    Das  ist  der  Nach- 
ir  Unterscheidung  von 
ivsthum,  nicht  zu  unter- 
halten ist.    Er  ist  aber 
Kultur  und  benimmt  den 
r  Sicherheit,  sobald  sie  sich 
ij^elben  bewegen  müssen, 
lach  langem  Leiden  an  seinem 
der  einflussreichsten  Mitglieder 
1  es  Versammlung,  Oberst  und  Na- 
/.li  von  Ryken  (Aargau). 

irde  Arnold  Künzli  im  Jahre  1864 

wählt,  dem  er  von  da  an  mit  einer 

.ng  (von  1866  bis  1869)  bis  zu  seinem 

1  den  er  1879/80  präsidirte.   Von  1868 

i^'lied  der  aargauischen  Regierung,  von 

'  50  Jahre  lang,  Mitglied  des   aargaui- 

uathes.    In    den   Tessiner  Wirren    von 

:del)  und  1890  (Septemberrevolution)  war 

sischer  Kommissär  im  Tessin.    Er  vertrat 

I  der  ersten  Haager  Friedenskonferenz,  so- 

Abschluss  der  letzten  Handelsverträge  in 

Vertragsunterhandlungen    mit    Deutschland, 

.  ngarn,  Italien  und  Frankreich.  Als  Pariamen - 

>  der  Verstorbene  in  den  kantonalen,  wie  in  den 

eben  Käthen  das  höchste  Ansehen.»    (Bund.) 

er  zweiten  Haager  Friedenskonferenz  von  1907 
Oberst  Künzli  die  Eidgenossenschaft  nicht  mehr. 
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Es  würde  ihm  wohl  auch  schwer  geworden  sein,  die  Ar- 
tikel 1  und  2  des  Landkriegsrechtes,  das  abermals  in 
Frage  kam,  und  gegen  die  er  sich  in  der  ersten  Konfereox 
in  einer  Weise  ausgesprochen  hatte,  die  die  Theilnehmer 
aus  anderen  Staaten  äusserst  energisch  gefunden  hatten, 
nunmehr  stillschweigend  zu  acceptiren,  wie  es  die  neuere 
Politik  unserer  Landesvertheidigung  mit  sich  gab. 

£in  redlicher  Patriot  ist  mit  ihm  zu  Grabe  gegangen. 

Femer  starb  noch  Herr  Kündig,  ein  zürcherischer 
Vertreter  im  Nationalrath  von  sozialpolitischer  Richtung- 
aber  allgemein  seines  Charakters  wegen  geschätzt.  End- 
lich der  frühere  Bundesanwalt  Scherb,  Mitglied  des 
Ständeraths. 

Von  früheren  Mitgliedern  der  Eidg.  Räthe  starb,  io 
dem  hohen  Alter  von  89  Jahren,  Herr  Schäppi,  ein  Veteran 
der  Scherr'schen  Schule  im  Küssnachter-Seminar.  Femer. 
85  Jahre  alt,  Alt-Bundesrichter  Boguin,  früher  Mitglied 
des  Ständeraths  und  der  waadtländischen  Regierung,  und 
Obergerichtspräsident  Leuenberger  von  Bern,  früheres 
Mitglied  des  Nationalrathes. 

Aus  den  akademischen  Kreisen  starb,  ebenfalls 
hochbetagt,  der  Professor  der  Hygiene  an  der  Universität 
Bern,  seit  1894  pensionirt,  Adolf  Vogt,  ein  Mitglied  der 
bekannten,  ursprünglich  hessischen  Familie,  die  der 
Schweiz  mehrere  sehr  bedeutende  akademische  Lehrer 
gegeben  hat.  Ferner  der  Professor  der  Theologie  Paul 
Christ  in  Zürich,  ein  Mann  von  sehr  klarem  Verstand  und 
grosser  Redegabe.  Er  hätte  Jurist  werden  sollen*  Zur 
Theologie,  zu  der  ihn  schwerlich  eine  innere  Neigung  zog, 
passte  er  weniger;  da  bleibt  Glauben  doch  die  Haupt- 
sache, nicht  Wissen.  Aus  den  weiteren  theologischen 
Kreisen  starb  in  Zürich  ein  beliebter  Prediger  am  St.  Peter, 
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Dekan  Furrer.  Er  war  in  seiner  Jugend  in  Palästina 
gewesen,  als  dies  noch  nicht  so  gewöhnlich  war,  wie  jetzt, 
lind  genoss  daher  den  Ruf  eines  Palästinaforschers.  Sein 
<Leben  Jesu«,  das  sich  auf  diese  persönliche  Bekanntschaft 
mit  dem  Lande  des  Herrn  gründete,  reicht  jedoch  nicht  an 
denselben  heran.  Femer  starb  in  Zürich  ein  durch  seine  ge- 
meinnützigen Bestrebungen  in  weiteren  Kreisen  bekannter 
Mann,  Professor  Hunziker,  und  in  Basel  der  berühmte 
Latinist  der  Münchener  Universität,  Prof.  Ed.  v.  WölfQin. 

Aus  der  Frauenwelt  starben  Frau  Gertrud  Villiger- 
Keller,  die  Leiterin  des  «schweizerischen  gemeinnützigen 
Frauenvereins»,  dessen  Präsidentin  sie  lange  Jahre  hin- 
durch war.  Keine  « Frauenrechtlerin  ^,  eher  das  Gegentheil, 
wie  wir  uns  selbst  gelegentlich  überzeugen  konnten.  Sie 
vertrat,  wie  ein  Nachruf  sagt:  «die  Ueberzeugung,  dass 
tüchtige  Frauen  und  gute  Mütter  unserem  Lande  noththun. 
Die  Erreichung  dieses  Ziels  war  eine  ihrer  ersten  Aufgaben. 
Sie  besass  die  Gabe,  die  Frauen  zu  begeistern.  Wer  je 
einer  Jahresversammlung  des  Schweiz,  gemeinnützigen 
Frauenvereins  beigewohnt  hat,  der  wird  sich  der  impo- 
nirenden  Gestalt  mit  dem  klaren  und  milden  Auge  er- 
innern und  den  Eindruck  nicht  vergessen.» 

Ein  Pendant  zu  ihr  in  der  französischen  Schweiz  war 
Frau  Rose  Rehfous,  von  welcher  das  Genfer  Journal  sagt: 

«Elle  etait  essentiellement  Genevoise.  Petite-fille  du 
libraire  Desvogis,  femme  de  l'ingenieur  Rehfous,  mere  du 
peintre  Alfred  Rehfous,  eile  vecut  de  tout  temps  dans  la 
compagnie  d'hommes  distinguös,  oü  eile  puisa  sans  doute 
ce  goüt  et  cette  curiosite  des  choses  de  Tesprit  qui 
donnaient  tant  de  vie  et  tant  de  charme  ä  son  commerce. 
En  meme  temps,  si  Ton  peut  s'exprimer  de  la  sorte,  eile 
6tait  citoyenne.  Eile  s'interessait  ä  toutes  les  manifesta- 
tions  de  notre  vie  publique.  Elle  en  dirigea  beaucoup. 
Membre  de  la  c^ommission  scolaire  comme  de  l'Union  des 
femmes,  dame  patronesse  par  excellence,  nee  en  quelque 
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Sorte  pr^idente,  eile  servit  son  pays  autant  qu'elle  channa 
son  foyer. 

Quand  il  y  avait  quelque  chose  ä  dire  qui  devait  etre 
dit  au  nom  des  Genevoises,  d'instinct  les  regards  se  toiir- 
naient  vers  eile.  Quand  il  y  avait  quelque  grande  machine 
patriotique  ä  organiser,  d'avance  eile  ötait  placee  a  ss 
tete.  Elle  prononga  beaucoup  de  discours  et  dirigea 
beaucoup  de  comit^s.  Elle  le  fit  sans  döchoir,  sans  jamab 
rien  perdre  des  gräces  de  son  sexe.» 

So  sind  bisher  unsere  Frauenrechtlerinnen  in 
Wesentlichen  gewesen.  Nun  kommt  aber  eine  Zeit,  wo 
sie  einen  Schritt  weiter  wagen  müssen,  zumWohl  des 
Vaterlandes,  nicht  der  Frauen  allein. 

Von  Fremden,  die  uns  näher  berühren,  starb 
zunächst  im  Alter  von  94  Jahren  der  Nestor  der  deutschen 
Theologie  und  Philosophie,  Professor  Eduard  Zeller, 
einer  der  Begründer  der  sog.  «Tübingerschule»,  deren 
Zeit  jetzt  vorüber  ist.  Er  war  von  1847 — 49  auch  an  der 
Bemer  Hochschule  thätig  gewesen,  galt  aber  hier  der 
orthodoxen  Richtung  als  ein  zweiter  Strauss  (der  er 
übrigens  nicht  war),  und  zog  es  daher  bald  vor,  einem 
Ruf  nach  Marburg  zu  folgen.  In  Baden  starb  Hubert 
Peter,  Adjutant  Heckers  in  der  badischen  Revolution 
und  zeitweiliger  Regent  «von  Konstanz  und  dem  Boden- 
see», wie  er  als  solcher  auf  immer  in  dem  «Heckerliede» 
verewigt  bleibt: 

€  Peter,  sprach  er  (Hecker),  du  regiere 
Konstanz  und  den  Bodensee, 
Ich  hingegen  kommandiere 
Unsere  tapfere  Armee, 
Mit  Polaken  und  Franzosen 
Wird  der  Herwegh  zu  uns  stossen, 
Und  der  stirbt  lebendig  eh'r, 
Als  dass  er  ein  Hundsfott  war*.» 
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In  Frankreich  starb  ein  auch  bei  uns  sehr  gelesener, 
liebenswürdiger  Dichter^  Frangois  Coppöe,  in  Italien 
Giulio  Prinetti,  ein  rücksichtsloser  Politiker  und 
intimer  Feind  der  Eidgenossenschaft.  Sein  Gesandter 
Silvestrelli  ist  uns  nicht  in  gutem  Andenken  ge- 
blieben. 

Im  März  endlich  starb  der  edelste  Schriftsteller  Italiens, 
Edmondo  de  Amicis,  dessen  «cuore»,  ein  Stück 
des  «risorgimento»,  das  einzige  moderne  Buch  neben 
Onkel  Tom's  Hütte  und  den  Königsidyllen  von  Tennyson 
ist,  das  wir  selbst  geschrieben  haben  möchten.  Die  nationale 
Trauerkundgebung  reichte  nicht  an  die  von  Carducci, 
der  seinen  Ruhm  seinem  schlechtesten  Werke,  der 
Hymne  an  Satan,  verdankte,  während  er  bessere  aufzu- 
vr eisen  hatte.  Was  der  <  Nobelpreis  für  die  gute  Litteratur  » 
zu  bedeuten  hat,  zeigte  dieses  Beispiel  deutlich,  de  Amicis 
hätte  ihn  und  zwar  als  Erster  erhalten  müssen,  lange  vor 
SuUy-Prud'homme,  oder  Senkiewicz,  die  ihm  an  moralischer 
Wirkung  gar  nicht  entfernt  zu  vergleichen  sind.  Anders 
aJs  diese  Kommission  urtheilte  die  ganze^  übrige  Welt, 
und  es  ist  der  Erfolg  des  Cuore  der  grösste  Gegenbeweis 
gegen  den  Pessimismus,  welcher  die  Verbreitung  der 
Bücher  nur  der  geschickten  Reklame  beimisst.  Es  gibt 
auch  noch  ein  Urtheil  ausserhalb  der  Zeitungen  und 
Litteratur-Berichte,  und  wenn  man  über  die  «schlechte 
Litteratur»  der  Zeit  klagt,  so  sollte  man  nur  dafür  sorgen 
können,  dass  es  gute  in  grösserer  Menge  gebe.  Denn 
diese  nimmt  das  Publikum  mit  Freuden  auf,  und 
ein  paar  kerngesunde  Schriften  dieser  Art  würden  der 
Herrschaft  von  Zola,  Maeterlink,  Sudermann,  Hauptmann 
und  noch  vieler  Anderer  rasch  ein  Ende  bereiten,  die  die 
Menschheit  geistig  nur  vergiftet  haben. 
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Ein  schöner  französisch-schweizerischer  Nachruf  saf* 
über  de  Amicis: 

«Des  moralistes  ou  desedudäteurspublient,  deteoi:^ 
ä  autre,  sous  ce  titre:  les  cent  meilleurs  livres.  de 
listes  des  ouvrages  qui  leur  paraissent  les  mieui  fa;t5 
ponr  inspirer  aux  lecteurs  l'amour  du  bien.  Si  ces  listt^ 
se  ressemblenty  elles  ne  sont  jamais  identiques,  par<> 
qu'il  y  a,  Dieu  merci,  plus  de  cent  livres  excelleni- 
qu'il  en  nait  toujours  de  nouveaux,  qu'il  y  a  pour  1- 
cröations  de  Tesprit  plusieurs  manieres  d'ötre  superieurt- 
et  qu'enfin  il  n'est  pas  facile  aux  hommes  de  se  metm 
d'accord  sur  n'importe  quoi.  Quelques  titres,  pourtac: 
se  retrouvent  partout:  les  Evangiles,  Paul  et  Virginit 
Le  mie  Prigioni ;  et  Ton  remarque  que  les  auteurs  prefert^ 
sont  les  enthousiastes,  les  croyants,  ceux  qui  parlent  «1: 
rhumanite  avec  respect,  qui  vibrent  de  tendresse  fou 
eile  et  lui  enseignent  la  divine  loi  d'amour. 

Aussi  croyons-nous  que  Cuore,  d'Edmondo  de  Amin> 
rillustre  Italien  qui  vient  de  mourir,  est  destine  ä  figur^r 
d^ormais  parmi  cette  elite  des  livres.  n  le  merite  p:i> 
la  forme  et  par  le  t'ond. 

Enfin,  merite  rare '  en  Italic,  oü  les  produits  de  ^ 
librairie  nationale  sont  trop  souvent  sacrifi^s  ä  de  bass^ 
traductions  de  romans  6trangers,  oü  les  feuilletons  de^ 
quotidiens  sont  de  Jules  Mary,  de  Mme  Marlitt  ou  ^^ 
Conan  Doyle,  Cuore  est  profond^ment,  d^licieusemen: 
italien;  dans  un  pays  oü  Ton  se  paye  de  mots,  ou  1^ 
livres  sont  souvent  vides,  oü  le  rimbombo  et  remphJL" 
ont  une  si  grande  place,  il  a  la  plus  haute  et  la  pl:^' 
noble  signification. 

Le  public  ne  s'est  pas  tromp^  sur  la  valeur  de  Cuon 
loutes  les  nations  d'Europe  et  d'Am^rique  en  ont  to' 
un  livre  scolaire  et  de  bibliotheque  populaire,  tout  1- 
monde  Ta  lu,  tout  le  monde  a  pleurÄ.  Un  elan  de  rea^^ 
naissance  est  alle  non  seulement  a  l'auteur,  mais  ac 
pays  dont  il  venait.  On  espÄra  beaucoup  d'un  peup*^ 
qui  produisait  des  ceuvres  de  cette   envergure,   tous  h 
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regards  se   tournerent  vers  Turin,  qu'habitait  Edmondo 
cle  Amicis... 

Cuore  eut  aussi  ses  d^tracteurs  (qui  ne  les  a  pas?  et 
malheur  aux  livres  dont  personne  ne  diradu  mall)  mais, 
in  sonuna,  rien  n'a  pu  entraver  son  succes.  II  atteindra, 
un  de  ces  jours,  son  400«  mille.>   (Gazette  de  Lausanne.) 


Solche  Schriftsteller,  wie  £.  de  Amids,  bleiben  die 
Mrahren  Wohlthäter  ihrer  Völker  und  der  gesammten 
Menschheit. 


Resurrectionem  aetemam  — 

non  requiem  —  dona  eis  (nobisque) 

Domine. 


Beilagren. 


Beilage  I. 

Das  Eidg.  Budget  pro  1909  nach  dem  Bntwnrf 
des  Bundesrates. 

Recettes:  Revenu  des  iinmeubles  ot  capitaux:  5,099,619; 

—  Administration  g6n6rale:  103,000;  —  Döparternent  po- 
litique  19,000;  —  Interieur  52,400;  —  Justice  et  police 
778,800;  —  Militaire  3,898,140;  —  Finances  et  douanes 
69,988,000;    —    Commerce,   Industrie,   agriculture,  674,750; 

—  Postes  et  chemins  de  fer  68,430,850  ;  —  Imprövu,  25,441. 
Total  des  recettes:  149,070,000. 

D^penses:  Service  de  la  dette:  6,296,500.  Administra- 
tion g^n^rale:  Conseil  national  312,000,  Conseil  des  Etats 
38,000,  Conseil  f6d6ral  107,000,  Chancellerie  495,525,  Tribu- 
nal föderal  421,807.    Total:  1,374,325. 

Departements:  Politique  1,024,275,  Interieur  16,165,508, 
Justice  et  police  894,575,  Militaire  40,192,344,  Finances  et 
douanes  8,381,575,  Commerce,  Industrie  et  agriculture 
11,987,670,  Postes  et  chemins  de  fer  68,074,200.  Total  des 
döpartements:  146,680,147.  Imprövu:  49,028.  Total  des 
d^penses:  154,689,147. 

Exc^dent  des  d^penses  sur  les  recettes  5,330,000  francs. 
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Beilage  II. 

Die  Gespräche  des  deutschen  Kaisers  über  den  Boerenkxief. 

London,  28.  Okt.  cDaily  Telegraph»  Teröffentlichte  ii 
zwei  Spalten  eine  Unterredung  mit  dem  deutschen  Kaiser. 
die  kürzlich  stattgefunden  habe  und  nach  der  VersicheroLC 
des  Blattes   einer   unantastbaren  Autorität   entstammen  sou 

Der  Verfasser   bemerkt   zunächst   in   seiner  Einleitnoe 
dass  die  Verschwiegenheit  die  erste  und  die  letzte  Eigenschan 
sei,  die  man  von  einem  Diplomaten  verlangen  und  die  selbst 
von  denen  noch  bewiesen  werden  müsse,   die,  wie  er,  län^' 
aus   dem    öfifentlichen  Leben   ausgeschieden   und  ins  Privat- 
leben   übergegangen    seien.     Dennoch   könne    es    in  der  G^* 
schichte 'der  Völker  Augenblicke  geben,   wo   man  im    voraus 
sagen  könne,  dass  ein  Mangel  an  Verschwiegenheit  der  Oeffeot- 
lichkeit  gegenüber   einen   ausserordentlichen  Dienst  bedeute. 
Deshalb,   so    fährt   der  Verfasser   fort,   habe   ich    mich  eai- 
schlössen,  die  Grundgedanken  einer  längeren  Unterredung  la 
veröffentlichen,    die  mit  dem  deutschen  Kaiser  zu  fuhren  icii 
jüngst   die  Ehre   hatte.    Ich  tue  dies  in  der  Hoffnung,    dass 
die  Veröffentlichung  dazu  beitragen  werde,  eine  Verstfindnis- 
losigkeil,  der  die[Getühle  des  deutschen  Kaisers  England  gegen- 
über  begegnen  und  die,    wie  ich  fürchte,   tief  in  der  Brust 
des  Durchschnittsengländers  eingewurzelt  ist,   aas  der  AVel: 
zu  schaffen.   Es  ist  des  deutschen  Kaisers  aufrichtiger  Wunsch. 
dass    sie   ausgerottet  werde.    Seine  Majestät  hat  mit  impul- 
sivem,   ungewöhnlich   grossem  Freimut   zu   mir   gesprochen. 
Der  Verfasser  berichtet  weiter,  der  Kaiser  sagte,  er  empfinde 
als  persönliche  Beleidigung  die  beständige  falsche  Ausleguiif 
und  Verdrehung  seiner  wiederholten  Freundschaftsanerbietos 
seitens ',  eines  Teiles   der    englischen  Presse.     Diese  Halton; 
mache  seine  Aufgabe,  welche  schon  nicht  leicht  sei,  zu  einer 
sehr  schwierigen.    Die  in  weiten  Kreisen  der  mittleren  unä 
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unteren  Klassen  des  deutschen  Volkes  vorherrschende  Ge- 
sinnung sei  keine  freundschaftliche  für  England.  .  Daher 
spreche  er  gewissermassen  im  Namen  der  Minorität  im  eigenen 
Lande,  aber  es  sei  eine  Minorität  aus  den  besten  Elementen, 
g^erade  so,  wie  dies  in  England  mit  Beziehung  auf  Deutsch- 
land der  Fall  sei,  und  das  sei  ein  weiterer  Grund,  warum 
der  Kaiser  es  ttbel  vermerke,  dass  man  sich  weigere,  sein 
verpfändetes  Wort,  dass  er  der  Freund  Englands  sei,  hin- 
zunehmen. Er  strebe  unablässig  danach,  die  Beziehungen 
zu  England  zu  verbessern,  dieses  aber  entgegne,  er  sei  dessen 
Erbfeind.  Als  der  Verfasser  auf  die  Missbilligung  Europas 
betreffend  die  Bückkehr  des  Konsuls  Vassel  nach  Fez  und 
den  Vorschlag  der  Anerkennung  Muley  Hafids  hinwies,  er- 
widerte der  Kaiser,  dies  wäre  ein  ausgezeichnetes  Beispiel 
der  Art  und  Weise,  wie  das  Vorgehen  Deutschlands  falsch 
dargesteUt  würde.  Vassel  wurde  nach  Fez  allein  deshalb 
zurückgesandt,  weil  die  deutsche  Regierung  wünschte,  er  solle 
auf  die  Privatinteressen  der  deutscheu  Untertanen,  welche 
um  Hilfe  und  Schutz  ersuchten,  achten.  Ausserdem  sei  der 
französische  Konsularvertreter  bereits  mehrere  Monate  in  Fez 
grewesen,  bevor  Vassel  aufbrach.  Was  Muley  Halid  angehe, 
so  erklärte  die  deutsche  Regierung  für  entscheidend  und 
massgebend  die  Mitteilung  Muley  Hafids  an  die  Regierungen 
Deutschlands,  Frankreichs  und  Englands  im  vergangenen  Juli, 
in  welcher  er  versprach,  alle  Verbindlichkeiten  Abdul  Asis^ 
anzuerkennen.  Daher  läge  kein  Grund  vor,  eine  zweite  Ver- 
sicherung vor  seiner  Anerkennung  abzuwarten.  Es  sei  in 
dem  jüngsten  Vorgehen  Deutschlands  in  Marokko  nichts,  was 
mit  den  ausdrücklichen  Erklärungen  der  Friedensliebe  in 
seiner  Rede  im  Rathause  zu  Strassburg  in  Widerspruch 
stände. 

Der  Kaiser  ging  dann  über  auf  die  Beweise  seiner  Freund- 
schaft, die  er  England  gegeben  hätte.  Er  sagte,  dass  die 
Engländer  im  allgemeinen  der  Ansicht  seien,  Deutschland 
sei  ihnen  während  der  Dauer  des  südafrikanischen  Krieges 
feindlich  gesinnt  gewesen.  In  der  Tat  hätte  sich  die  öffent- 
liche und  private  Meinung  feindlich  verhalten ;  aber  als  dann 
die  Abgesandten  der  Buren  eine  Intervention  Europas  zu  er- 
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langen  versachten  and  in  Holland  und  Frankreich  gefeiert 
warden,  da  habe  er,  der  Kaiser,  es  abgelehnt,  sie  zu  empfangen. 
Ist  diese  Tat,  so  fragte  der  Kaiser,  die  die  Reise  der  Bnren- 
gesandten  zum  endgültigen  Misslingen  brachte,  die  Tat  eines 
heimlichen  Feindes  gewesen?  Und  weiter:  Als  der  Burenkrieg 
auf  seiner  Höhe  war,  haben  die  Begiernngen  von  Frankreich 
und  Russland  an  Deutschland  das  Ersuchen  gerichtet,  sich 
mit  ihnen  zu  vereinigen  und  England  aufzufordern,  dem  Kriege 
ein  Ende  zu  machen,  um  die  Burenrepnbliken  zu  retten  und 
England  in  den  Staub  zu  demütigen.  Da  habe  er,  der  Kaiser, 
erwidert,  dass  DeutschJand  sich  immerdar  von  einer  Politik 
fernhalten  müsse,  die  es  mit  einer  Seemacht  wie  England  in 
Verwicklungen  bringen  könne.  Die  Nachwelt,  so  fügte  der 
Kaiser  hinzu,  wird  eines  Tages  den  genauen  Wortlaut  des 
Telegrammes  lesen,  das  jetzt  in  den  Archiven  von  Windsor 
Castle  liegt  und  in  dem  ich  den  König  von  England  von  der 
Antwort  in  Kenntnis  gesetzt  habe,  die  ich  den  Mächten  gab, 
die  damals  danach  trachteten,  England  zu  Fall  zu  bringen. 
Die  Engländer,  die  mich  heute  dadurch  beleidigen,  dass  sie 
meine  Worte  in  Zweifel  ziehen,  werden  dann  erkennen,  wie 
ich  in  der  Stunde  der  Gefahr  gehandelt  habe.  Der  Kaiser 
fuhr  fort:  Im  Dezember  1899,  in  düsteren  Unglückswochen, 
erhielt  ich  einen  Brief  von  meiner  verehrten  Grossmutter, 
auf  welchen  ich  eine  mitfühlende  Antwort  schickte.  Ich  tat 
mehr,  ich  Hess  durch  einen  Offizier  einen  genauen  Bericht 
über  die  Zahl  der  Kämpfer  auf  beiden  Seiten  in  Südafrika 
und  die  gegenwärtige  Stellung  der  einander  gegenüberstehen- 
den Streitkräfte  beschaffen. 

Mit  den  Plänen  vor  mir,  so  fuhr  der  Kaiser  fort,  ar- 
beitete ich  einen  Feldzugsplan,  den  nach  meiner  Ansicht  besten 
Feldzugsplan,  aus,  unterbreitete  ihn  meinem  Generalstab  zur 
Kritik  und  sandte  ihn  dann  nach  England,  und  dieses  Schrift- 
stück ist  ebenfalls  unter  den  Staatspapieren  in  Windsor  Castle. 
Ais  merkwürdiges  Zusammentreffen  lassen  Sie  mich  liinza- 
fngen,  dass  der  von  mir  aufgestellte  Plan  demjenigen  sehr 
nahe  kam,  welcher  wirklich  von  Lord  Roberts  angenonoimen 
und  glücklich  von  ihm  ausgeführt  wurde.  Der  Kaiser  schloss 
damit,    dass   er   über  die  deutsche  Flotte  sprach  und  sagte: 
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Deutschland,  das  junge  emporblühende  Kaiserreich,  habe 
einen  weltweiten,  sich  schnell  ausdehnenden  Handel;  ein  be- 
rechtigter Ehrgeiz  verbiete  es  allen  patriotischen  Deutschen, 
diesem  irgendwelche  Grenzen  zu  setzen.  Deutschland  müsse 
eine  machtvolle  Flotte  haben,  um  seinen  Handel  und  seine 
mannigfaltigen  Interessen  auch  in  den  entferntesten  Meeren  zu 
schützen.  Deutschland  müsse  für  alle  Eventnalitäten  im  fernen 
Osten  gerüstet  sein.  Wer  könne  im  voraus  wissen,  was  sich 
in  kommenden  Tagen  im  Stillen  Ozean  ereignen  werde,  in 
Tagen,  die  nicht  so  fern  seien,  als  manche  glaubten! 

Der  Kaiser  schloss:  Nur  auf  die  Stimmen  von  Mächten 
mit  starken  Flotten  wird  mit  Achtung  gehört  werden,  wenn 
die  Frage  der  Zukunft  des  Stillen  Ozeans  sich  lösen  wird. 
Es  kann  wohl  einmal  geschehen,  dass  England  selbst  froh 
sein  wird,  dass  Deutschland  eine  Flotte  hat,  wenn  beide  Län- 
der gemeinsam  auf  derselben  Seite  ihre  Stimmen  erheben 
werden  in  den  grossen  Debatten  der  Zukunft. 

cDaily  Telegraph  >  sagt  zu  den  von  ihm  berichteten 
Aeusserungen,  dass  der  Kaiser  offenbar  das  Misstrauen  auf 
englischer  Seite  übertrieben  beurteile.  Es  sei  unleugbar, 
dass  seit  dem  Besuch  des  Kaisers  die  eifrigsten  ünfrieden- 
stifter  in  der  englischen  Presse  in  einem  sehr  bemerkens- 
werten Grade  abgenommen  haben.  Schwerlich  werde  das 
Misstrauen  des  Engländers,  der  der  wiederholt  erklärten 
Freundschaft  des  Kaisers  bisher  nicht  geglaubt  hat,  beim 
sorgfältigen  Lesen  der  kaiserlichen  Worte  bestehen  bleiben. 
Es  sei  denn,  dass  des  Kaisers  ausserordentlicher  Freimut 
als  ein  krasser  Beweis  macchiavellistischer  Absichten  miss- 
deutet werde.  Welches  immer  die  richtige  Lesart  dieser 
bedeutsamen  Unterhaltung  sein  möge,  sie  sei  ein  direkter 
Appell  an  das  englische  Volk,  an  die  Aufrichtigkeit  und 
Freundschaft  zu  glauben,  die  der  Kaiser  bewiesen  haben 
will,  sowohl  wenn  der  politische  Himmel  bewölkt  war,  wie 
unter  dem  tatkräftigen  Widerstand  gegenüber  den  Vorurteilen 
eines  grossen  Teiles  seiner  eigenen  Landsleute. 

Die  Norddeutsche  Allgemeine  Zeitung  ver- 
öffentlichte folgende  Erklärung  hiezu: 
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:*    ^»**H»er  Teil    der    ausländischen    and  inländisdi-'i 
k«.    %etft«n  des  im  «Daily  Telegraph»  veröffentlichte  , 
.-     -Misciie  Betrachtungen  gegen  die  Person  Sr.  Maj^  | 
>   v^.str*  arerichtet,    wobei  von  der  Annahme  aus^-- 
,  ^  ^     ^  .tiue»  der  Kaiser  hätte  die  Publikation  ohne  Ve> 
.^^     .  i-    '\xr   die    Politik    des  Reiches    verantwortlieh' t 
.«w.tas«{.    Diese  Annahme  ist  unbegründet. 

><.  'Uvjt^iisii   der  Kaiser   hatte   von   einem    englisebt: 

-*    w  .4K^.a  tut  der  Bitte,  die  Veröffentlichung  zu  genehmigti 

^     ..-..>Ä'«pt    eines  Artikels   erhalten,    in   dem  eine  Ueil- 

.  ^.»  %cfWtt  Sr.  Majestät   mit    verschiedenen    englisch-: 

.>^  •  .«  itv^icea  und  zu  verschiedenen  Zeiten  zusammengefa>&' 

.11.  r  Bitte  lag  der  Wunsch  zugrunde,  die  Aeuaserunee'  j 

i  V.  x,.a  dineui  möglichst  grossen  Kreise  englischer  Les?" 

.w  .^     u  ^eben  und  damit  den  guten  Beziehungen  zwischt. 

»^  .^lu  uud  l>eut8chland  zu  dienen. 

\r  Kaiser   Hess    den    Entwurf    des  Artikels    an    d?: 

,  ..>.vwi.'.ior  gelangen,  der  das  Manuskript  dem  Answ&rtig '■ 

II. i  der  Weisung  überwies,  dasselbe  einer  sorgfältig^:: 

»^  i.i-,    äu    unterziehen.    Nachdem   in   einem  Berichte  »ie^ 

N.«.t«'^ett  Amtes  Bedenken   nicht  erhoben  worden  ware'^ 

.iv   \  .'r\)ffentlichung  erfolgt. 

,  V's  d«r  Reichskanzler  durch  die  Publikation  des  «Diülj 

..«;i.H»ii^    ▼on    dem  Inhalt    des  Artikels  Kenntnis    erbieli. 

.V  A'  u>   or  Sr.  Majestät  dem  Kaiser,   er  hätte  den  Entwur 

,v   v*«*^^'l^  nicht  selbst  gelesen;  andernfalls  würde    er  Be- 

.»,vvu  orhoben,  und  die  Veröffentlichung  widerraten    habec: 

K.uwhto   sich    aber   als  für  den  Vorgang  allein  verant- 

«ouii    uud   decke   die  ihm  unterstellten  Ressorts  und  Bt- 

.,.  a.     vUololizeitig  unterbreitete  der  Reichskanzler  Sr.  M»- 

^.  i.    ivtti  Kaiser  sein  Abschiedsgesuch. 

"sc.  Mtvjestät  der  Kaiser  bat  diesem  Gesuche  keine  Fohj:^ 
vsX:^    it^doch    auf  Antrag  des  Reichskanzlers  genehmigt 
a.^or    durch  Veröffentlichung   des   oben  dargestelltes 
^^  ^^^^ijj^v^ltos  in   die  Lage  versetzt  werde,  den  ungerechiea 
).^Ku   Huf  Se.  Majestät    den  Kaiser   den  Boden   zu  eot- 


\*  "^'^ 
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Korrespondenz  der  Frankf.  Zeitung  ans  London, 
4.  November. 

«Jeder  ruhig  Urteilende  ist  hier  überzengt,  dass  die  letzten 
acht  Tage  dem  politischen  Ansehen  Deutschlands  in  England 
enorm  geschadet  haben;  mit  dem  Ansehen  schwindet  aber 
auch  die  Aussicht,  jemals  wieder  in  ein  leidliches  Verhältnis 
zu  kommen.  Das  Schlimme  ist  nicht,  dass  der  Kaiser  ge- 
sagt hat  oder  gesagt  haben  soll,  die  Mehrzahl  der  Deutschen 
sei  englandfeindlich.  Dass  dies  positiv  falsch  ist,  wissen  die 
leitenden  Männer  hier  ganz  gut,  und  wenn  auch  Herr  W. 
Stead  deswegen  nach  mehr  Schiffen  ruft,  so  ist  er  zum  Glück 
ebenso  einflusslos  als  Militarist  wie  als  Pazifist.  Das  wahre 
Unglück  ist;  dass  die  öffentliche  Meinung  Englands  allmählich 
ganz  und  gar  das  Vertrauen  zu  uns  verliert.  Und  wenn  wir 
ehrlich  sein  wollen:  Tut  man  uns  damit  so  sehr  unrecht? 
Erst  die  Krügerdepesche  schicken,  die  Buren  zum  Wider- 
stände ermutigen,  dann  ungebeten  und  gratis  mit  Feldzugs- 
plänen gegen  sie  zu  Diensten  stehen,  das  ist,  in  der  März- 
hasensprache, zum  mindesten  nicht  fair.  Es  ist  auch  nicht 
solide.  Die  Engländer  denken  realpolitisch,  oder  geschäfts- 
niännisch,  wie  man  sich  weniger  wohlwollend  manchmal  aus- 
drückt. In  den  Ereuzzügen  machte  man  nach  anderen  Ge« 
sichtspnnkten  auswärtige  Politik,  heute  möchte  das  System 
der  Engländer  vorzuziehen  sein;  es  hat  ihnen  wenigstens 
nichts  geschadet.  Die  deutsche  Politik  aber  ist  so  rück- 
ständig, dass  sie  heutigen  Tages  noch  mit  genialen  Impromp- 
tus arbeiten  will;  bei  uns  passieren  immerfort  Wunder,  und 
sie  sind  auch  danach.  Den  Engländern  als  Kaufleuten  ist 
alles  das  in  den  Tod  zuwider,  und  wenn  sie  diesen  Mangel 
jeglicher  Konsequenz,  dieses  charakterlose  Hin-  und  Her-. 
springen  jahrelang  mitansehen,  so  bildet  sich  nach  ihrer 
granzen  Geistesrichtung  bei  ihnen  die  Ueberzengung:  mit 
solchen  Leuten  kann  man  keine  Geschäfte  machen! 

Die  «Times»  schrieb  vor  ein  paar  Tagen,  der  Kaiser 
müsse  sich  in  fundamentaler  Unkenntnis  des  englischen  Cha- 
rakters beflnden,  wenn  er  glaubte,  mit  dem  berühmten  Inter- 
view die  Engländer  zu  gewinnen.  Das  ist  vollkommen 
richtig.    Aber  dass  Wilhelm  II.  diese  fundamentale  Unkennt- 
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nis  hat,  trotz  seiner  kot>urgi8ch-engli8cheQ  Mutter,  seiner 
Beziehungen  zu  englischen  Sportsleuten  und  seiner  Bekannt- 
schaft mit  der  Sprache  und  yielen  Details  des  englischen 
Lebens,  das  war  hier  schon  lange  bekannt.  Es  kann  ein 
General  einen  sehr  scharfen  Blick  haben  fdr  Achselklappen 
und  Uniformknöpfe  und  sich  doch  in  fundamentaler  Unkennt- 
nis des  Kriegswesens  befinden.  Immer,  wenn  der  Kaiser 
herkommt,  zittern  die  LeutC;  denen  wirklich  daran  liegt, 
dass  Deutschland  und  England  gut  stehen.  Der  Reiz  des 
Lebens  der  yornehmen  englischen  Gesellschaft  ist  ja  beinahe 
unwiderstehlich;  hat  doch  der  Kaiser  bei  seinem  letzten 
Aufenthalle  ausgernfen,  er  möchte  auch  ein  englischer  Land- 
edelmann sein.  In  der  anmutenden  Atmosphäre  dieser  feinen 
englischen  Geselligkeit  löst  sich  die  Zunge,  und  es  wird 
manches  Wort  gesprochen,  das  besser  unterbliebe.  Wenn 
man  aus  der  Region  der  preussischen  Steifheit  kommt,  kann 
man  leicht  meinen,  dass  alle  diese  liebenswürdigen  Henschen 
mit  den  weichen,  leisen  Formen  ergebene  und  bewundernde 
Freunde  sein  müssen;  ein  fundamentaler  Irrtum!  Der  Kaiser 
scheint,  als  er  das  letztemal  abreiste,  geglaubt  zu  haben: 
Nun  habe  ich  sie  gewonnen  I  Ein  beinahe  tragischer  Irrtum. 
Man  wird  die  Engländer  nicht  gewinnen,  indem  man  um  sie 
wirbt.  Sie  geben  nichts  darauf  —  es  sind  Märzhasen,  g^oss 
geworden  in  diesem  Geschäft.  Möchte  man  doch  auch  end- 
lich aufhören,  die  Freundschaftsdeputationen  hin-  und  her- 
zu senden.  Auch  diese  Karte  ist  ausgespielt.  Redakteure, 
Bürgermeister,  Pastoren  sind  hier  gewesen  und  haben  ihr 
Sprüchlein  hergesagt.  Man  fährt  sie  hier  spazieren,  bewirtet 
sie,  und  dt^r  Lordmajor  gibt  ihnen  ein  Frühstück,  wofür  er 
in  schlechtem  Englisch  angestrudelt  wird.  Solcher  Früh- 
stücke gibt  der  Lordmajor  das  Jahr  über  eine  Menge,  er 
denkt  sich  weiter  nichts  dabei,  es  sind  Betriebsunfälle,  man 
gibt  ihm  dafür  10,000  Pfund  Gehalt.  Wenn  wir  zufällig 
Peruaner  oder  Chinesen  wären,  läge  auch  nichts  daran,  ob 
diese  Anbiederungspolitik  fortgesetzt  wird  oder  nicht.  Da  aber 
der  deutsche  Charakter,  gleichgiltig  durch  wessen  Schuld, 
hier  in  schweren  Misskredit  gebracht  worden  ist,  so  scheint  es 
würdig,  diese  Gastspieltourn6en  einstweilen  nicht  zu  wiederholen. 
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Man  lasse  offiziell  die  Engländer  so  viel  als  möglich  in 
Ruhe;  das  ist  das  einzige,  was  jetzt  zn  tun  ist.  Wer  uns 
nicht  liebt,  mit  dem  können  wir  trotzdem  sachlich  nnd  förderlich 
verkehren.  Warum  übrigens  sollen  denn  die  Engländer  den 
deutschen  Kaiser  durchaus  lieben;  wird  Eduard  VII.  in 
Deutschland  angeschwärmt?» 
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Beilage  m. 

Der  deutsche  Gesetzentwurf  über  den  Verkelir  mit 
KraftfjAhrzeogen. 

Berlin,  28.  Oktober.  Der  Entwurf  eines  Gesetzes  tt-t 
den  Verkehr  mit  Kraftfahrzeugen  ist  dem  Reichstag  heute 
zugegangen.  Der  Entwurf  hat  gegen  den  im  Jan!  d.  J.  rer- 
öfifentlichten  Entwurf  zum  Teil  wesentliche  Veränderung«: 
erfahren.     Er  lautet: 

Haftpflicht.  §  1.  Wird  durch  ein  im  Betrieb  V- 
findliches  Kraftfahrzeug  ein  Mensch  getötet,  der  Körper  aif^ 
die  Gesundheit  eines  Menschen  verletzt  oder  eine  Sache  be- 
schädigt, so  ist  der  Halter  des  Kraftfahrzeugs  verpflicht'^t. 
dem  Verletzten  den  daraus  entstehenden  Schaden  zu.  ersetze'- 

Die  Ersatzpflicht  ist  ausgeschlossen,  wenn  der  Schade: 
weder  durch  ein  Verschulden  des  Fahrzeughalters  oder  ein«?r 
von  ihm  zur  Führung  des  Fahrzeugs  bestellten  oder  erroScb- 
tigten  Person,  noch  durch  fehlerhafte  Beschaffenheit  de» 
Fahrzeugs  oder  Versagen  seiner  Vorrichtungen  verursaclr» 
worden  ist. 

Wird  das  Fahrzeug  ohne  Wissen  und  Willen  des  Falu^ 
zeughalters  von  einem  anderen  in  Betrieb  gesetzt,  so  ist  dieser 
an  Stelle  des  Halters  zum  Ersatz  des  Schadens  verpflichtet. 

Als  Kraftfahrzeuge  im  Sinne  dieses  Gesetzes  g^ltee 
Wagen  oder  Fahrräder,  welclie  durch  Maschinenkraft  bewegt 
werden,  ohne  an  Bahngeleise  gebunden  zu  sein. 

§  2.  Die  Vorschriften  des  §  1  finden  keine  Anwendung- 

1.  Wenn  zur  Zeit  des  Unfalles  der  Verletzte  oder  die  be- 
schädigte Sache  durch  das  Fahrzeug  befördert  wurde  oder  der 
Verletzte  bei  dem  Betriebe  des  Fahrzeuges  tätig  war; 

2.  wenn  der  Unfall  durch  ein  Fahrzeug  verursacht  wurde, 
das   auf  ebener  Bahn   eine  begrenzte  Geschwindigkeit  nicli' 
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überschreiten  kann  und  hierauf  amtlich  geprüft  ist.  Die 
Geschwindigkeitsgrenze  wird  durch  den  Bundesrat  bestimmt. 
§  3.  Hat  bei  der  Entstehung  des  Schadens  ein  Verschul- 
den des  Verletzten  mitgewirkt,  so  finden  die  Vorschriften  des 
§  254  des  B.  G.  B.  mit  der  Massgabe  Anwendung,  dass  im 
Falle  der  Beschädigung  einer  Sache  das  Verschulden  des- 
jenigen, welcher  die  tatsächliche  Gewalt  über  die  Sache  aus- 
übt, dem  Verschulden  des  Verletzten  gleichsteht. 

§  4.  Im  Falle  der  Tötung  ist  der  Schadenersatz  durch 
Ersatz  der  Kosten  einer  versuchten  Heilung,  sowie  des  Ver- 
mögensnachteils zu  leisten,  den  der  Getötete  dadurch  erlitten 
hat,  dass  während  der  Krankheit  seine  Erwerbsfähigkeit  auf- 
gehoben oder  gemindert  oder  eine  Vermehrung  seiner  Be- 
dürfnisse eingetreten  war.  Der  Ersatzpflichtige  hat  ausser- 
dem die  Kosten  der  Beerdigung  demjenigen  zu  ersetzen,  dem 
die  Pflicht  obliegt,  diese  Kosten  zu  tragen. 

Stand  der  Getötete  zur  Zeit  der  Verletzung  zu  einem 
Dritten  in  einem  Verhältnis,  vermöge  dessen  er  diesem  gegen- 
über kraft  Gesetzes  unterhaltnngspflichtig  war  oder  unter- 
haltungspflichtig  werden  konnte,  und  ist  dem  Dritten  infolge 
der  Tötung  das  Becht  auf  Unterhalt  entzogen,  so  hat  der 
Ersatzpflichtige  dem  Dritten  insoweit  Schadenersatz  zu  leisten^ 
als  der  Getötete  während  der  mutmasslichen  Dauer  seines 
Lebens  zur  Gewährung  des  Unterhalts  verpflichtet  gewesen 
sein  würde.  Die  Ersatzpflicht  tritt  auch  dann  ein,  wenn 
der  Dritte  zur  Zeit  der  Verletzung  erzeugt,  aber  noch  nicht 
geboren  war. 

§  5.  Im  Falle  der  Verletzungen  des  Körpers  oder  der 
Gesundheit  ist  der  Schadenersatz  durch  Ersatz  der  Kosten 
der  Heilung,  sowie  des  Vermögensnachteils  zu  leisten,  den  der 
Verletzte  dadurch  erleidet,  dass  infolge  der  Verletzung  zeit- 
weise oder  dauernd  seine  Erwerbsfähigkeit  aufgehoben  oder 
vermindert  oder  eine  Vermehrung  seiner  Bedürfnisse  einge- 
treten ist. 

§  6.  Der  Ersatzpflichtige  haftet :  1.  Im  Falle  der  Tötung 
oder  Verletzung  eines  Menschen  nur  bis  zu  einem  Kapital- 
betrag von  50,000  Mark  oder  bis  zu  einem  Rentenbetrag 
von  jährlich  3000  Mark ; 
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2.  im  Falle  der  Tötung  oder  Verletzung  mehrerer  M*fn- 
scheu  durch  dasselbe  Ereignis,  unbeschadet  der  in  Nr.  l 
bestimmten  Grenze,  nur  bis  zu  einem  Eapitalbetrag'e  tod  in»' 
gesamt  150,000  Mark  oder  bis  zu  einem  Rentenbetragre  td:: 
insgesamt  9000  Mark; 

3.  im  Falle  der  Sachbeschädigung,  auch  wenn  durch  das- 
selbe Ereignis  mehrere  Sachen  beschädigt  werden,  nar  bis 
zum  Betrage  von  10,000  Mark. 

üebersteigen  die  Entschädigungen  die  mehreren  auf  Grund 
desselben  Ereignisses  nach  Absatz  1,  3  zu  leistenden,  ins- 
gesamt die  in  Nr.  2,  3  bezeichneten  Höchstbeträge,  so  Ter- 
ringern  sich  die  einzelnen  Entschädigungen  in  dem  Verhält- 
nis, in  welchem  ihr  Gesamtbetrag  zu  dem  Höchstbetrag  steiit. 

§  7.  Der  Schadenersatz  wegen  Aufhebung  oder  Mindernn^ 
der  Erwerbsfähigkeit  und  wegen  Vermehrung  der  Bedarf- 
nisse des  Verletzten,  sowie  der  nach  §  4,  Absatz  2  einem 
Dritten  zu  gewährenden  Schadenersatz  ist  für  die  Zukunft 
durch  Entrichtung  einer  Geldrente  zu  leisten. 

Die  Vorschriften  des  §  843  Abs.  2  bis  4  des  B.  G.  6. 
und  des  §  708,  Nr.  6  der  Zivilprozessordnung  finden  ent- 
sprechende Anwendung.  Das  gleiche  gilt  für  die  dem  Ver- 
letzten zu  entrichtende  Geldrente  tou  der  Vorschrift  des 
§  850,  Absatz  8  und  für  die  dem  Dritten  zu  entrichtende 
von  der  Vorschrift  des  §  850,  Absatz  1,  Nr.  2  der  Zivilpro- 
zessordnung. 

Ist  bei  der  Verurteilung  des  Verpflichteten  zur  Entrich- 
tung einer  Geldrenbe  nicht  auf  Sicherheitsleistung  erkannt 
worden,  so  kann  der  Berechtigte  gleichwohl  Sicherheitslei- 
stung verlangen,  wenn  die  Vermögensverhältnisse  des  Ver- 
pflichteten sich  erheblich  verschlechtert  haben;  unter  der 
gleichen  Voraussetzung  kann  er  eine  Erhöhung  der  in  dem 
Urteil  bestimmten  Sicherheit  verlangen. 

§  8.  Die  in  den  §§  1  bis  7  bestimmten  Ansprüche  anf 
Schadenersatz  verjähren  in  zwei  Jahren  von  dem  Zeitpunkt 
an,  in  welchem  der  Ersatzberechtigte  von  dem  Schaden  und 
von  der  Person  des  Ersatzpflichtigen  Kenntnis  erlangt,  ohne 
Bücksicht  auf  diese  Kenntnis  in  dreissig  Jahren  von  dem 
Unfall  an. 
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Schweben  zwischen  dem  Ersatzpflichtigen  and  dem  Er- 
satzberechtigten  Verhandlangen  über  den  zu  leistenden  Scha- 
denersatz, 80  ist  die  Verjährung  gehemmt,  bis  der  eine  oder 
der  andere  Teil  die  Fortsetzung  der  Verhandlungen  verweigert. 

Im  übrigen  finden  die  Vorschriften  des  B.  O.  B.  über  die 
Verjährung  Anwendung. 

§  9.  Der  Ersatzberechtigte  yerliert  die  ihm  auf  Grund 
der  Vorschriften  dieses  Gesetzes  zustehenden  Rechte,  wenn 
er  nicht  spätestens  innerhalb  eines  Monats,  nachdem  er  Ton 
dem  Schaden  und  der  Person  des  Ersatzpflichtigen  Kenntnis 
erhalten  hat,  dem  Ersatzpflichtigen  den  Schaden  anzeigt.  Der 
Rechtsyerlust  tritt  nicht  ein,  wenn  die  Anzeige  infolge  eines 
von  dem  Ersatzberechtigten  nicht  zu  vertretenden  Umstandes 
unterblieben  ist  oder  der  Ersatzpflichtige  innerhalb  der  be- 
zeichneten Frist  auf  andere  Weise  von  dem  Schaden  Kennt- 
nis erhalten  hat. 

§  10.  Unberührt  bleiben  die  reichsgesetzlichen  Vorschrif- 
ten, nach  welchen  der  Fahrzeughalter  für  den  durch  das 
Fahrzeug  verursachten  Schaden  in  weiterem  Umfang  als  nach 
den  Vorschriften  dieses  Gesetzes  haftet  oder  nach  welchen 
ein  anderer  für  den  Schaden  verantwortlich  ist. 

§  11.  Wird  ein  Schaden  durch  mehrere  Kraftfahrzeuge 
verursacht,  und  sind  die  beteiligten  Fahrzeughalter  einem 
Dritten  kraft  Gesetzes  zum  Ersatz  des  Schadens  verpflichtet, 
so  hängt  im  Verhältnisse  der  Fahrzeughalter  zueinander  die 
Verpflichtung  zum  Ersatz,  sowie  der  Umfang  des  zu  leisten- 
den Ersatzes  von  den  Umständen,  insbesondere  davon  ab, 
inwieweit  der  Schaden  vorwiegend  von  dem  einen  oder  dem 
anderen  Teil  verursacht  worden  ist.  Das  gleiche  gilt,  wenn 
der  Schaden  einem  der  beteiligten  Fahrzeughalter  entstan- 
den ist,  von  der  Haftpflicht,  die  für  einen  anderen  von  ihnen 
eintritt. 

Die  Vorschriften  des  Absatzes  1  finden  entsprechende 
Anwendung,  wenn  der  Schaden  durch  ein  Kraftfahrzeug  und 
ein  Tier  oder  durch  ein  Kraftfahrzeug  und  eine  Eisenbahn 
verursacht  wird. 

In  dem  Falle  des  §  1,  Absatz  1  ist  auch  der  Führer  des 
Kraftfahrzeuges   zum   Ersatz  des  Schadens  nach   den  Vor- 
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Schriften  der  §§  2  bis  9  verpflichtet.  Die  Ersatzpflicht  ist 
ausgeschlossen,  wenn  der  Schaden  nicht  durch  ein  Verschol- 
den  des  Fuhrers  verursacht  ist.  Die  Vorschriften  d^  §  !<• 
finden  entsprechende  Anwendung. 

Ist  in  dem  Falle  des  §  11  auch  der  Führer  eines  Fahr- 
zeuges zum  Ersatz  des  Schadens  verpflichtet,  so  tinden  aal 
diese  Verpflichtungen  in  seinem  Verhältnis  zu  den  Halten 
und  Fährern  der  andern  beteiligten  Fahrzeuge  sowie  zn  dtfs. 
Tierhalter  oder  Eisenbahnunternehmer  die  Vorschriften  des 
§  11  entsprechende  Anwendung. 

§  13.  In  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten^  in  welches 
durch  Klage  oder  Widerklage  ein  Anspruch  auf  Grund  der 
Vorschriften  dieses  Gesetzes  geltend  gemacht  ist,  wird  di^ 
Verhandlung  und  Entscheidung  letzter  Instanz  im  Sinne  dt-i 
§  8  des  Einführungsgesetzes  zum  Gerichtsverfassang:8ges€>t2e 
dem  Reichsgericht  zugewiesen. 

Fahrerlaubnis.  §14.  Wer  ein  Kraftfahrzeog  fnhreB 
will,  bedarf  der  Erlaubnis  der  zuständigen  Behörden.  Die 
Erlaubnis  gilt  für  das  ganze  Reich;  sie  darf  nur  erteilt 
werden,  wenn  der  Nachsuchende  seine  Befähigung  darge- 
tan hat. 

Den  Nachweis  der  Erlaubnis  hat  der  Führer  durch  eine 
Bescheinigung  (Führerschein)  zu  erbringen. 

Die  Befugnis  der  Ortspolizeibehörde  auf  Grund  des  §  37 
der  Reichsgewerbeordnung,  weitergehende  Anordnungen  zq 
treffen,  bleibt  unberührt. 

§  16.  Liegen  Tatsachen  vor,  welche  die  Annahme  recht- 
fertigen, dass  eine  Person  zum  Führen  von  Kraftfahrzeuges 
ungeeignet  ist,  so  kann  ihr  die  Fahrerlaubnis  dauernd  oder 
für  bestimmte  Zeit  durch  die  zuständige  Verwaltungsbehörde 
entzogen  werden.  Nach  der  Entziehung  ist  der  Führerschein 
der  Behörde  abzuliefern. 

Die  Entziehung  der  Fahrerlaubnis  ist  für  das  ganze 
Reich  wirksam. 

§  16.  Gegen  die  Entziehung  der  Fahrerlaubnis  ist  der 
Rekurs  zulässig.  Der  Rekurs  hat  keine  aufschiebende  Wirkung. 

Die  Zuständigkeit  der  Behörden  und  das  Verfahren  be- 
stimmen  sich   nach  den  Landesgesetzen  und,   soweit  landes- 


Der  deutsche  Gesetzentwurf  über  die  Kraftfahrzeuge.    6ß3 

gesetzliche  Vorschriften  nicht  vorhanden  sind,  nach  den  §§  20 
und  21  der  Beichsgewerbeordnang. 

§  17.  Die  Landeszentralbehörden  erlassen: 

1.  die  znr  Ausführung  der  §§  14  bis  16  erforderlichen  An- 
ordnnngen,  sowie  die  Bestimmungen  für  die  Zulassung  der 
Führer  von  Kraftfahrzeugen  der  Militär-  und  der  Postver- 
waltung und  für  die  Zulassung  der  Fülirer  ausländischer 
Kraftfahrzeuge  ; 

2.  die  sonstigen  zur  Erhaltung  der  Ordnung  und  Sicher- 
heit auf  den  öffentlichen  Wegen  oder  Plätzen  erforderlichen 
Anordnungen  über  deu  Verkehr  mit  Kraftfahrzeugen,  ins- 
besondere über  die  Prüfung  und  Kennzeichnung  der  Fahr- 
zeuge und  über  das  Verhalten  der  Führer. 

Straf  Vorschriften.  §  18.  Wer  den  zur  Erhaltung 
der  Ordnung  und  Sicherheit  auf  den  öffentlichen  Wegen  oder 
Plätzen  erlassenen  polizeilichen  Anordnungen  über  den  Ver- 
kehr mit  Kraftfahrzeugen  zuwiderhandelt,  wird  mit  Geld- 
strafe bis  zu  150  Mark  oder  mit  Haft  bestraft. 

§  19.  Der  Führer   eines  Kraftfahrzeuges,    der  im  Falle 
eines  Zusamoienstosses  seines  Fahrzeuges  mit  Personen  oder  * 
Sachen    nicht    sofort   hält,    wird    mit  Geldstrafe    bis  zu  300 
Mark  oder  mit  Gefängnis  bis  zu  2  Monaten  bestraft. 

§  20.  Mit  Geldstrafe  bis  zu  300  Mk.  oder  mit  Gefäng- 
nisstrafe bis  zu  2  Monaten  wird  bestraft: 

1.  wer  ein  Kraftfahrzeug  führt,  ohne  sich  dabei  durch 
einen  Führerschein  über  die  ihm  erteilte  Fahrerlaubnis  aus- 
weisen zu  können  ; 

2.  wer  ein  Kraftfahrzeug  führt,  obwohl  ihm  die  Fahrer- 
laubnis entzogen  ist; 

3.  wer  nicht  seinen  Führerschein  der  Behörde,  die  ihm 
die  Fahrerlaubnis  entzogen  hat,  auf  ihr  Verlangen  abliefert. 

Die  gleiche  Strafe  trifft  den  Halter  des  Kraftfahrzeugs 
wenn  er  wissentlich  eine  Person  zur  Führung  des  Fahrzeugs 
bestellt  oder  ermächtigt,  die  sich  nicht  durch  einen  Führer- 
schein ausweisen  kann,  oder  der  die  Fahrerlaubnis  ent- 
zogen ist. 

§  21.  Mit  Geldstrafe  bis  zu  300  Mk.  oder  mit  Gefängnis 
bis  zu  2  Monaten  wird  bestraft,  wer  auf  öffentlichen  Wegen 
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oder  Platzen  ein  Kraftfahrzeug  fdhrt,  das  nicht  von  der  zu- 
ständigen Behörde  zum  Verkehr  zugelassen  ist. 

Die  gleiche  Strafe  trifft  den  Halter  eines  nicht  zu? 
Verkehr  zugelassenen  Kraftfahrzeuges,  wenn  er  vorsiltxlicL 
oder  fahrlässig  dessen  Gebrauch  auf  öffentlichen  We^en  oder 
Plätzen  gestattet. 

§  22.  Wer  in  rechtswidriger  Absicht 

1.  ein  Kraftfahrzeug,  für  welches  von  der  Polizeibehord-^ 
ein  Kennzeichen  nicht  ausgegeben  oder  zugelassen  wordt: 
ist,  mit  einem  Zeichen  versieht,  welches  geeignet  ist,  den  Ao- 
schein  der  polizeilich  angeordneten  oder  zugelassenen  Kens- 
zeichnung hervorzurufen, 

2.  ein  Kraftfahrzeug  mit  einer  anderen  als  der  polizeilicbei 
für  das  Fahrzeug  ausgegebenen  oder  zugelassenen  Kenn- 
zeichnung versieht, 

3.  das  an  einem  Kraftfahrzeug  gemäss  polizeilicher  Ab- 
ordnung  angebrachte  Kennzeichen  verändert,  beseitig^  ver- 
deckt oder  sonst  in  seiner  Erkennbarkeit  beeinträchtigt,  wird, 
sofern  nicht  nach  den  Vorschriften  des  Strafgesetzbuchs  ebr 
höhere  Strafe  verwirkt  ist,  mit  Geldstrafe  bis  zu  500  Mari 
oder  mit  Gefängnis  bis  zu  3  Monaten  bestraft. 

Die  gleiche  Strafe  trifft  Personen,  welche  wissentlid 
auf  öffentlichen  Strassen  oder  Plätzen  von  einem  Kraftfahr- 
zeug Gebranch  machen,  dessen  Kennzeichnung  in  der  ii 
Absatz  1  unter  Nr.  1  bis  3  bezeichneten  Art  gefälscht,  ver- 
fälscht oder  unterdrückt  worden  ist. 

Aus  der  Begründung.  Der  im  Jahre  1906  ange- 
regte Entwurf  eines  Automobiigesetzes  ist  bekanntlich  niclr 
fertig  geworden.  Von  ihm  unterscheidet  sich  die  jetzige 
Vorlage  in  mehreren  Punkten.  Einmal  dehnt  sie  die  gesetz- 
liche Regelung  über  die  damaligen  Grenzen  aus,  indem  sit 
auch  Bestimmungen  über  die  Erteilung  und  Entziehung  der 
Fahrerlaubnis,  sowie  besondere  Strafvorschriften  gegen  Ver- 
letzungen der  zur  Sicherung  des  Verkehrs  erlassenen  polizei- 
lichen Anordnungen  trifft.  Dann  stellt  sie  die  Haftpfliclit 
für  Automobilschäden  auf  eine  andere  Grundlage,  die  den  im 
Automobilbetrieb  eigentümlichen  Gefahren  besser  gerecht 
wird.    Bei    den   neuen    Vorschlägen   war  der  Gesichtspunkt 
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leitend,  dass  einerseits  dem  Bedürfnis  eines  erhöhten  Schatzes 
des  Publikums  gegen  die  Automobilgefahr  zu  genagen  ist, 
dass  andererseits  aber  vermieden  werden  muss,  darch  eine 
Ueberspannung  der  hierauf  abzielenden  Massnahmen  den 
Automobilyerkehr  in  einer  Weise  zu  belasten  und  zu  er- 
schweren, die  seine  Entwicklung  hemmen  und  schädigen  wurde. 
Auch  die  Interessen  der  Landesverteidigung  kommen  dabei 
in  Betracht,  und  ebenso  darf  die  deutsche  Automobilindustrie, 
die  in  scharfem  Wettbewerb  mit  dem  Aaslande  eine  hohe 
technische  und  wirtschaftliche  Bedeutung  erlangt  hat,  auf 
gebührende  Berücksichtigung  ihrer  Lage  Anspruch  machen. 
Die  Aufgabe  des  Gesetzes  ist  es,  eine  Regelung  zu  finden, 
die  allen  beteiligten  Interessen  gerechte  Würdigung  zuteil 
werden  lässt.  Der  Entwurf  sucht  dieses  Ziel  durch  eine 
Verbindung  von  Bestimmungen  privatrechtlichen,  verwaltungs- 
rechtlichen  und  strafrechtlichen  Inhalts  zu  erreichen. 

Der  Einfnhrnng  einer  Zwangsgenossenschaft  der  Auto- 
mobilhalter  glaubt  die  Regierung  mindestens  zur  Zeit  nicht 
näher  treten  zu  können.  Technische  Schwierigkeiten  werden 
vor  allem  dagegen  geltend  gemacht :  es  fehle  an  statistischen 
Unterlagen  für  die  Bildung  der  Gefahrenklassen  und  die  Be- 
rechnung der  Beiträge.  Auch  sei  die  Einbeziehung  der  aus- 
ländischen Automobile  schwierig.  Endlich  würde  die  Zwangs- 
genossenschaft einen  so  umfangreichen  Verwaltungsapparat 
erfordern,  dass  die  damit  verbundenen  Weiterungen  und 
Kosten  im  Hinblick  auf  den  gegenwärtigen  Stand  des  Auto- 
mobilwesens kaum  im  richtigen  Verhältnis  zu  dem  Nutzen 
der  Einrichtung  stehen  und  die  Mitglieder  über  Gebühr  be- 
lasten würden.  Es  sei  auch  nicht  nachzuweisen^  dass  der 
umsichtige  und  tüchtige  Fahrer  dabei  für  leichtsinnige  und 
untaugliche  aufzukommen  hätte.  Solle  dem  Bedürfnis  nach 
einem  baldigen  Eingreifen  der  Gesetzgebung  entsprochen 
werden,  so  kann  zunächst  nur  auf  dem  Wege  der  Einschränkung 
der  Haftpflicht  des  einzelnen  Automobilhalters  vorgegangen 
werden.  Die  mit  der  Einzel-Haftpflicht  gemachten  Erfahrungen 
werden  dann  die  nötige  Grundlage  bieten,  um  ein  Urteil 
über  die  Notwendigkeit  und  Durchführbarkeit  einer  Zwangs- 
genossenschaft zu  gewinnen. 
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Beilage  IT. 

Das  Manifest  von  Timowo. 

Durch  den  Willen  unserer  unvergesslichen  Befreier,  de« 
grossen  russischen  Volkes,  und  auch  dnrch  den  BeisUo 
unserer  guten  Freunde  und  Nachbarn,  der  Riiinanen,  d^-r 
Untertanen  des  Königs  der  Rumänen,  ist  seit  1878  die  Ketr«^ 
des  Joches  gebrochen.  Seit  diesem  Zeitpunkte,  schon  ;^-} 
Jahre  lang  hat  das  bulgarische  Volk  unerschütterlich  iz 
seinem  Gedenken  an  die  Apostel  der  Freiheit  unermüdlich  sz 
der  Entwicklung  des  Landes  gearbeitet  and  es  nnter  meisf: 
und  des  hocbseligen  Fürsten  Alexander  Führung  in  den  Stau: 
gesetzt,  als  ein  würdiges  Mitglied  mit  gleichen  Rechten  ii 
die  Familie  der  zivilisierten  Völker  zu  treten,  um  kuknrtL 
und  wirtschaftlich  weiter  vorwärts  zu  kommen.  Auf  diesem 
Wege  darf  nichts  Bulgarien  auflialten,  und  nichts  soll  seines 
Fortschritt  hindern.  Das  ist  der  Wunsch  und  Wille  dts 
Volkes.  Das  Volk  der  Bulgaren  und  sein  Oberhaupt  können 
nur  ein  und  dasselbe  denken  und  wünschen.  Tatsächlich  nn- 
abhängig,  ist  das  Land  doch  in  seiner  neuerlichen  friedlichec 
Entwicklung  durch  falsche  Vorstellungen  gehemmt,  deroo 
Zerstörung  eine  Erkältung  zwischen  Bulgarien  und  der  Türkei 
herbeiführte.  Ich  und  mein  Velk  wünschen  eine  Verjüngunir 
der  Politik  der  Türkei  herbeizuführen.  Sie  und  Balgaries 
frei  und  unabhängig,  haben  die  Vorbedingungen,  um  freund- 
liche Bande  zu  schaffen  und  zu  festigen,  indem  sie  sich  einrr 
friedlichen  Entwicklung  hingeben.  Durchdrungen  von  dci 
heiligen  Aufgabe  und  um  den  Bedürfnissen  des  Staates  ge- 
recht zu  werden,  proklamiere  ich  mit  dem  Segen  des  Allmäch- 
tigen das  seit  1885  geeinigte  Bulgarien  zum  unabhftngigen 
Königreiche.  Mit  meinem  Volke  glaube  ich,  dass  dieser 
Schritt  die  Billigung  der  Grossmächte  findet.  Es  lebe  du 
Volk  und  das  unabhängige  Bulgarien  I 
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Sofia,  5.  Oktober.  Die  bulgarische  Telegraphenagentnr 
teilt  mit,  dass  Bulgarien  heute  vormittag  in  Tirnowo  als 
nnabhängiges  Königreich  proklamiert  worden  sei. 

« 

«Damit  ist  eine  Entscheidnug  gefallen,  deren  Tragweite 
noch  gar  nicht  abzusehen  ist. 

Das  bulgarische  Reich  ist  ein  Staat,  der  in  früher  Zeit 
einmal  ein  mächtiges,   von    den  Grenznachbam   gefurchtetes 
Beich  war.    Im  Jahre  680  nach  Chr.  wanderte  das  türkische 
Volk  der  Bulgaren  in  die  Donaugegend  ein.  Die  glänzendste 
Zeit  war  die  Regierungsperiode  des  Chans  Simeon,  der  alles 
Gebiet  bis  zum  Adriatischen   Meer    in    Albanien    unterwarf. 
Serbien  und  Byzanz  wurden  ihm  tributpflichtig.    Von  dieser 
Zeit  an  oannten  sich  die   bulgarischen   Herrscher   Zar   oder 
Kaiser.    Es  folgten  Zeiten  ununterbrochener  Kämpfe,  einzelne 
Teile  rissen  sich  los,    und   schliesslich   geriet   das   Land   im 
Tierzehnten  Jahrhundert  unter  die  Botmässigkeit  der  klein- 
asiatischen  Türken.    Im    Jahre    1396  wurde   der  letzte  Zar 
Ton  Bulgarien,  Sratzimir,  abgesetzt,  und  die  türkische  Herr- 
schaft begann.    Sie  hat  ununterbrochen  fortgedauert  bis  zum 
Berliner  Vertrag  vom    13.  Juli    1878.    In    diesem   Vertrage 
wurde   bestimmt,    dass   das   selbständige,   aber   der   Türkei 
tributpflichtige  Fürstentum  Bulgarien  nur  das  Land  zwischen 
Donau  und  Balkan  umfassen  sollte.  Das  südlich  vom  Balkan 
und  östlich    von   der  Rhodope    gelegene,   der  Mehrheit  nach 
von  Bulgaren    bewohnte  Land   solle   der  Türkei   verbleiben, 
jedoch  als  autonome  Provinz  Ostrumelien  unter  einem  christ- 
lichen  Gouverneur.      Die    von   Bulgareu    bewohnten   Teile 
Mazedoniens  blieben  unmittelbares  Gebiet  der  Türkei. 

Der  erste  Fürst  dieses  neuen  Bulgarien  war  bekanntlich 
Prinz  Alexander  von  Battenberg.  Er  wurde  am  29.  April 
1879  gewählt,  führte  vom  13.  bis  28.  November  1885  den 
siegreichen  Krieg  gegen  die  Serben  und  musste  nach  heftigen 
Parteikämpfen  schliesslich  am  7.  September  1886  abdanken. 
Als  Nachfolger  wählte  die  Nationalversammlung  am  7.  Juli 
1887  den  Prinzen  Ferdinand  von  Koburg,  der  noch  jetzt  an 
der  Spitze  des  Staates  steht.»  (Frankf.  Zeitung.) 
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Beilage  T. 

Die  BestüDnmiigen  des  Berliner- Vertrages  von  1878 
über  Bulgarien  und  Bosnien. 

Article  premier.  —  La  Bulgarie  est  constitii^e  en  pr> 
cipant^  autonome  et  tributaire,  sous  la  suzerainet^  de  S.  M.  I 
le  sultan;  eile  aura  un  gonverneinent  cbr^tien  et  nne  ndl:: 
nationale. 

Art.  3.  —  Le  prince  de  Bulgarie  sera  librement  •^' 
par  la  population  et  confirm6  par  la  Sublime  Porte,  avr 
l'asscntiment  des  pulssances. 

Art.  13.  —  II  est  forme  au  sud  des  Balkans  nne  proTiint 
qui  prendra  le  nom  de  Roumdlie  Orientale,  et  qiii  resten 
placke  sous  l'aiitorite  politique  et  militaire  directe  de  S.  IL  I 
le  sultan  dans  des  conditions  d'autonomie  administrative.  Wl* 
anra  nn  goavernement  g^n^ral  cbr6tien. 

Art.  25.  —  Les  provinces  de  la  Bosnie  et  de  l'Herze- 
govine  seront  occup6es  par  rAutriche-Hongrie. 

Le  goavernement  d'Autriche-Hongrie,  ne  d6sirant  pas  >t 
cliarger  du  gouvernement  du  sandjak  de  Novi-Bazar.  qu 
s'eteud  entre  la  Serbie  et  le  Montenegro,  dans  la  directios 
Bud-est  jusqu'au  delä  de  Mitrovitza,  Tadministration  ottomas^ 
continuera  d'y  fonctionner:  n^anmoins,  afin  d'assurer  le  mai£* 
tien  du  nouvel  ^tat  politique,  ainsi  que  la  libert^  et  la  securif 
des  voies  de  communication,  rAutriche-Hongrie  se  r^erve  Ic 
droit  de  tenir  garnison  et  d'avoir  des  routes  militaires  e 
coromerciales  sur  toute  T^tendue  de  cette  partie  de  ranclez 
vilayct  de  Bosnie. 

A  cet  eflfet,  les  gouvernements  d'Autriche-Hongrie  et  de 
Turquie  se  reservent  de  s'entendre  sur  les  d^tails. 

En  1879,  les  Autrichiens  occupörent  le  sandjak, 
et  sign^rent  ä  cette  occasion  un  trait^  special  avec  la  Porte. 
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L'article  !•'  de  ce  traitö  dn  21  avril  1879  s'occupe  de 
l'administratioQ  de  la  Bosnie-Herz^govine  conform^ment  ft 
l'article  25  du  traltö  de  Berlin. 

L'article  2  assure  aux  habitants  des  deux  provinces  la 
libert^  da  cnlte,  le  respect  des  contumes  et  la  86curit6  des 
personnes  et  de  la  propri6t6. 

Snivant  l'article  3,  les  revenus  de  la  Bosnie  et  de 
l'Herzßgovine  seront  consacrös  exclusiveraent  aux  besoins  de 
ces  provinces. 

L'article  4  assnre  la  libre  circulation  de  la  monnaie 
turque. 

L'article  5  dit  que  la  Sublime  Porte  dispose  des  armes 
et  du  mat^riel  de  guerre  des  places  fortes  et  des  garnisons 
de  la  Bosnie-Herzegovine. 

L'article  6  remet  k  nne  date  ult^rieare  la  Solution  de 
la  question  des  habitants  de  la  Bosnie-Herzegovine  qui  re- 
sident ou  Yoyagent  k  l'ätranger. 

Par  l'article  7,  le  gouverneraent  autrichien  s'engage  k 
avertir  le  gouvernement  ottoraan  de  la  date  de  l'entr6e  des 
troupes  imperiales  dans  le  sandjak  de  Novi-Bazar. 

L'article  8  affirme  que  la  pr6sence  des  troupes  antri- 
eb iennes  dans  le  sandjak  ne  genera  en  ancune  fagon  l'ad- 
ininistration  ottomane. 

L'article  9  autorise  la  Porte  k  entretenir  des  troupes 
r^gulieres  dans  les  localites  du  sandjak  occupees  par  des 
forces  austro-hongroises  et  assure  aux  troupes  des  deux  puis- 
sances  une  egalite  absolue. 

L'article  10  dit  que  le  droit  de  l'Autriche  d'entretenir 
dans  les  garnisons  du  sandjak  des  forces  süffisantes,  suivant 
que  l'exigent  les  circonstances,  ne  doit  pas  ^tre  limite  par 
les  ordonnances  prec^dentes.     (Genfer  Journal) 

Oesterreich  hat  nun  dieses  Kecht  auf  Besetzung  des 
Sandjaks  von  Novi-Bazar  aufgegeben  und  seine  Truppen  zu- 
rückgezogen. 
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Beilage  Tl. 

Proklamation  des  österreichisclien  Kaisers  an  die  Bevölkomi 
von  Bosnien  und  der  Herzegowina  vom  6.  Oktober  1908. 

Wien,  6.  Oktober.  Die  Proklamation  des  Kaisers  ao  di5 
bosniscii-herzegowinische  Volk  hat  folgenden  Wortlaut: 

Wir,  Franz  Joseph  I.,  Kaiser  von  Oesterreich,  Koni? 
von  Böhmen  und  apostolischer  König  von  üng^arn  an  di^ 
Bewohner  Bosniens  und  der  Herzegowina!  Als  vor  eioeL 
Meuschenalter  unsere  Truppen  die  Grenzen  Eurer  Länd»^: 
überschritten,  ward  Euch  die  Zusicherung,  dass  sie  nicht  al* 
Feinde,  sondern  als  Freunde  kämen  mit  dem  festen  Wilien. 
den  üebcln  zu  steuern,  unter  denen  Euer  Vaterland  ^i^ 
vielen  Jahren  so  schwer  gelitten  hatte.  Dieses  Wort,  rs 
einem  ernsten  Augenblick  gegeben,  wurde  endlich  eingelöst 
Es  ist  das  stete  Bemühen  unserer  Begierung,  in  ruhiger  (> 
setzlichkeit,  durch  emsiges  Schaffen  das  Land  einer  glück- 
lichen Zukunft  entgegenzufnhren.  Zu  unserer  grossen  Freod« 
dürfen  wir  sagen:  Der  Same,  der  damals  in  die  Furchen 
eines  aufgewühlten  Bodens  gestreut  wurde,  ist  richtig  aaf- 
gegangen.  Ihr  selbst  müsst  es  als  eine  Wohltat  emplindeo. 
dass  an  Stelle  von  Gewalt  und  Unterdrückung  Ordnung  ml 
Sicherheit  eingezogen  ist,  dass  Handel  und  Wandel  in  steter 
Ausbreitung  begriffen  sind,  dass  sich  der  sittlichende  Ein* 
fluss  vermehrter  Bildung  geltend  gemacht  hat  und  dass  unt^r 
dem  Schirme  einer  geordneten  Verwaltung  jeder  der  Fruchte 
seiner  Arbeit  froh  zu  werden  vermag. 

Auf  dieser  Bahn  rastlos  vorwärts  zu  schreiten,  ist  unser 
aller  ernste  Pflicht.  Dieses  Ziel  vor  Augen,  halten  wir  den 
Zeitpunkt  für  gekommen,  den  Bewohnern  der  beiden  L&nder 
einen  erneuten  Beweis  unseres  Vertrauens  zu  ihrer  politischeo 
Reife  zu  geben.  Um  Bosnien  und  die  Herzegowina  auf  eine 
höhere  Stufe    des    politischen  Lebens   zu   heben,    haben  wir 
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uns    entschlossen,   beiden   Ländern   yerfassungsmässige   Ein- 
richtungen,    welche    deren    Verhältnissen    und    allgemeinen 
Interessen  Rechnung  tragen,  zu  gewähren  und  so  eine  ge- 
setzliche Grundlage  für  die  Vertretung  ihrer  Wünsche  und 
Bedürfnisse   zu  schaffen.    Ihr   sollt  mitreden  können,    wenn 
fürderhin  über  die  Angelegenheiten  Eurer  Heimat  entschieden 
wird,  die,  so  wie  bisher,   eine  gesonderte  Verwaltung  haben 
solle.    Für   die   Einführung   dieser  Landesverfassung   bildet 
aber  die  Schaffung  einer  klaren  und  unzweideutigen  Rechts- 
stellung die  unerlässliche  Voraussetzung.    Aus  diesem  Grunde^ 
"wie   auch   eingedenk   der  zwischen  unseren  glorreichen  Vor- 
fahren auf  dem   ungarischen  Thron  und  diesen  Ländern  be- 
stehenden Bande,   erstrecken   wir  die  Rechte  unserer  Souve- 
ränität auf  Bosnien   und  die  Herzegowina  und  wollen,  dass 
auch    für   diese  Länder   die    für    unser  Haus    geltende  Erb- 
folgeordnung zur  Anwendung   gelangt.     Die  Bewohner  der 
beiden  Länder  werden  damit  aller  der  Wohltaten  teilhaftig,  die 
eine  dauernde  Festigung  der  bisherigen  Verbindung  zu  bieten 
vermag.    Die  neue  Ordnung  wird  eine  Bürgschaft  sein,  dass 
Kultur    und    Wohlstand    in    Eurer  Heimat    eine    gesicherte 
Stätte   finden    werden.     Bewohner  Bosniens    und  der  Herze- 
gowina! Unter  den  vielen  Sorgen,  die  unsern  Thron  umgeben, 
sollen  fürder  die   um  Euer   materielles    und   geistiges  Wohl 
nicht  die   letzten  sein.     Der  hehre  Gedanke,   gleiches  Recht 
aller  vor  dem  Gesetz,  Teilnahme   an  der  Gesetzgebung  und 
Verwaltung   der  Landesangelegenheiten,    der  gleiche  Schutz 
aller  religiösen  Bekenntnisse,  eine  Sprache  nationaler  Eigen- 
art, alle  diese  hohen  Güter  sollt  Ihr  in  vollem  Masse  geniessen. 
Die  Freiheit  des  Einzelnen   und   das  Wohl  des  Ganzen,   das 
wird  der  Leitstern   unserer  Richtung  für  die  beiden  Länder 
sein.    Ihr   werdet  Euch  dafür  gewiss  des  in  Euch  gesetzten 
Vertrauens    würdig    erweisen    durch  Anhänglichkeit    an    uns 
und  unser  Haus.     Und  so  hoffen  wir,  dass  eine  edle  Harmonie 
zwischen  Fürst  und  Volk,  dieses  kostbarste  Pfand  alles  staat- 
lichen Fortschrittes  stets  unseren  gemeinsamen  Weg  begleiten 
werde.    Franz  Joseph. 
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Betlage  Tll. 

Handschreiben  des  österreichischen  Kaisers  an  seinen 
Minister  des  Aenssem  vom  7.  Oktober. 

cDurchdrungen  von  der  unerschütterlichen  UeberzeQcruD^. 
dass  die  hohen  koltarellen  und  politischen  Zwecke,  am  derent- 
willen die  österreicliisch-ungarische  Regierang  die  Beseunc^^ 
und  Verwaltung  Bosniens  und  der  Herzegovina  äbemoumea 
hat,  und  die  mit  schweren  Opfern  erzielten  Erfolge  der  bis- 
herigen Verwaltung  nur  durch  die  Gewährung  von  ihren 
Bedürfnissen  entsprechenden  verfassungsmässigen  Einrich- 
tungen dauernd  gesichert  werden  können,  für  deren  Erlassang 
aber  die  Schaffung  einer  klaren,  unzweideutigen  Eechts- 
Stellung  beider  Länder  eine  unerlässliche  Voranssetzung 
bildet,  erstrecke  ich  die  Rechte  meiner  Souveränität  auf 
Bosnien  und  die  Herzegowina  und  setze  gleichzeitig  die  fär 
mein  Haus  geltende  Erbfolgeordnung  auch  für  diese  Länder 
in  Wirksamkeit.  Zur  Kundgebung  der  friedlichen  Absicht«!), 
die  mich  bei  dieser  unabweichlichen  Verfügung  geleitet  haben, 
ordne  ich  gleichzeitig  die  Räumung  des  Sandschak  Novibazar 
von  den  damit  besetzten  Truppen  meiner  Armee  an.> 

Dieses  Handschreiben  richtete  Kaiser  Franz  Joseph  auch 
an  den  österreichischen  Ministerpräsidenten  Freiherm  von 
Beck,  an  den  ungarischen  Ministerpräsidenten  Wekerle,  sowie 
an  den  gemeinsamen  Finanzmiuister  Baron  Burian  von  Rajecx. 
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Beilage  ¥111. 

Note  der  österreiclüBclien  Begienmg  an  die  Tflrkei 
vom  7.  Oktober. 

EoDBtantinopel,  7.  Okt.  Der  österreichisch -ungarische 
Botschafter  Markgraf  Pallawicini  überreichte  heute  Nach- 
mittag der  Pforte  folgende  Note : 

Als  Oesterreich-Ungarn  mit  der  Pforte  am  21.  April 
1879  die  Konvention  betreffend  die  Durchfdhrung  des  Artikels 
25  des  Berliner  Vertrages  in  Bezug  auf  den  Sandschak  Nov- 
bazar  abschloss,  gab  es  sich  Rechenschaft  über  die  enge 
Solidarität  der  Interessen,  die  sich  unter  anderem  in  jenen 
Bestimmungen  der  Konvention  kundgab,  welche  die  Anwesen- 
heit von  Österreich-ungarischen  und  ottomanischen  Garnisonen 
in  gewissen  Ortschaften  vorsah.  Die  durch  diese  freund- 
schaftliche Kooperation  Österreich-ungarischer  und  ottomani- 
scher Truppen  vorgesehene  Absicht  wurde  erreicht,  und  es 
ist  uns  gelungen,  die  Ordnung  aufrecht  zu  erhalten  und  den 
europäischen  Frieden  zu  sichern,  den  eine  Konflagration  in 
diesen  Gebieten  in  Gefahr  gebracht  hätte  in  dem  Momente, 
wo  die  Türkei  durch  die  Folgen  eines  Krieges  geschwächt 
war.  Seitdem  hat  sich  die  Lage  gründlich  geändert.  Die 
dreissig  Jahre,  die  der  Unterzeichnung  der  Konvention  folgten, 
gaben  der  Türkei  Zeit,  sich  zu  sammeln.  Die  politische  Be- 
wegung, die  sich  namentlich  gegenwärtig  in  der  Türkei 
zeigt,  lässt  eine  Erstarkung  des  Ottomanischen  Staates  und 
hierdurch  eine  Festigung  der  Grundlagen  des  Reiches  erkennen. 
Oesterreich-Ungarn  gab  vor  nicht  langer  Zeit  der  Türkei 
einen  Beweis  seiner  wohlwollenden  und  friediichen  Absichten, 
indem  es  erklärte,  es  sei  geneigt,  in  die  Konvention  betreffend 
den  Eisenbahnanschluss  Uvac-Mitrovitza  die  Klausel  aufzu- 
nehmen, dass  die  Monarchie  von  nun  an  nicht  mehr  von 
ihrem  Rechte  Gebrauch  machen  werde,  an  anderen  Punkten 
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des  Sandschaks  ohne  ein  Torh^iges    Einvernehmen    mit    der 
Pforte   Truppen   zu    halten.     Heute,   da    die   Inang^arienuig 
einer  neuen  politischen  Aera  in  Konstantinopel    eine    ana^e- 
zeichnete  Vorbedeutung  für  die  Zukunft  der  Türkei  zu  sein 
scheint,  hofft  Oesterreich-Ungarn,    dass  es  der  Pforte    allein 
gelingen  werde,  die  Ordnung  im  Sandschak  aufrecht    zn    er- 
halten, und  so  in  diesen  Gegenden  die  Aufgabe    zu    erfüllen, 
die    bisher    dem    Zusammenwirken    der   beiden  Reg-iemiigea 
oblag.     Oesterreich-Üngarn  zögert  nicht  zu  erklären,  dass  es 
in  Zukunft  auf  die  Geltendmachung  der  Bechte  verzichte,  die 
ihm  die  Konvention  bezüglich  des  Sandschaks  einrftamt.  Wa» 
die  österreichisch-ungarischen  Truppen  betrifft,    so    erhielten 
dieselben  den  Befehl,  die  Ortschaften,  wo  sie  gamisonierten, 
zu  räumen.    Durch  diese  hochbedeutende  Tat  glaubt  Oester- 
reich-UDgam  der  Pforte  nicht  nur  einen  eklatanten    Beweis 
seines  Vertrauens  und  seiner  aufrichtig  freundlichen  Gefahle 
zu  geben,   sondern  es  setzt   hierdurch    gleichzeitig    den    Ge- 
rüchten, die  ihm  egoistische  Ambitionen  und  territoriale  Be- 
gehrlichkeiten zuschreiben,  das  formollste  Dementi  entgegen. 
Wenn  es  also  feststeht,  dass  Oesterreich-Ungarn  nicht  mehr 
die  Absicht   hat,  an  die  Bestimmungen  des  Konstantinopeler 
Vertrages  bezüglich    des  Sandschaks  zu  appellieren,  so  liegt 
ihm  andererseits  die  Pflicht  ob,  seinen  Standpunkt  bezüglich 
der  übrigen  in  dieser  Konvention  spezifizierten  Fragen    klar 
zulegen.    Oesterreich-Ungarn  hat  die  ihm  durch  den  Berliner 
Vertrag  anvertraute  Mission  in  Bosnien  und  in  der    Herze- 
gowina zum  Wohle  der  dortigen  Bevölkerung  und  selbst  auch 
im    Interesse    der   Türkei    erfüllt.     Tatsächlich    hat   die   in 
Bosnien  und  in  der  Herzegowina  durch  den  Berliner  Vertrag 
geschaffene  und  von  Oesterreich-Ungarn  stabil  erhaltene  Situa- 
tion   der   Türkei    gestattet,   ihre    Kräfte   zur  Wahrung  der 
territorialen  Integrität  des  Reiches  zu  konzentrieren.  Bosnien 
und  die  Herzegowina   sind   heute  dank  der  fleissigen  Arbeit 
der    österreichisch -ungarischen  Verwaltung  zu    einem    hohen 
Grade  materieller  und  geistiger  Kultur  gelangt.    Der  Augen- 
blick  scheint   also   gekommen,    das   unternommene  Werk  za 
krönen    und   diesen   Provinzen    die    Wohltat   des    von   der 
Bevölkerung   gewünschten   autonomen   und    konstitutionellen 
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Begimes  zu  gewähren.  Oesterreich-Üngarn  wird  indessen,  um 
seine  edlen  Absichten  zn  yerwirkliclien,  die  Lage  der  beiden 
Provinzen  genau  regeln  und  für  wirksame  Garantien  gegen 
Gefahren  Vorsorgen,  die  die  Stabilität  des  1877  eingeführten 
Regimes  bedrohen  könnten.  Oesterreich-Üngarn  sieht  sich 
daher  vor  der  gebieterischen  Notwendigkeit,  sich  der  in  der 
Konstantinopeler  Konvention  enthaltenen  Vorbehalte  zu  ent- 
ledigen und,  was  Bosnien  und  die  Herzegowina  betrifft,  seine 
frühere  Aktionsfreiheit  wieder  zu  erlangen.  Es  glaubt,  dass 
die  Beziehungen  zwischen  Oesterreich-Üngarn  und  der  Türkei 
frei  von  der  Unsicherheit  der  Lage  in  Bosnien  und  in  der 
Herzegowina  und  im  Sandschak  Novibazar  mit  der  definitiven 
und  normalen  Sachlage,  die  wir  herstellen  wollen,  gewinnen 
werden. 


Jahresbericht  1908.    Beilagen. 


Beilage  IX. 

Handschreiben  des  österreichischen  Kaisers  an  den 
gemeinsamen  Finanzminister  von  Oesterreich-Ungam  tob 
6.  Oktober. 

Wien,  6.  Oktober.  Das  Handschreiben  des  Kaisers  &: 
den  gemeinsamen  Finanzroinister,  Baron  Bnrian,  das  am  7.  Ok:. 
von  der  < Wiener  Zeitung»  veröffentlicht  wurde,  lautet: 

Ich   habe   mich  entschlossen,   die  Rechte  meiner  Sos^e 
ränität,    sowie  die  für  mein  Haus  geltende  Erbfolg^eordnin:^ 
auch  für  Bosnien   und   die  Herzegowina  in  Wirksamkeit  is 
setzen.    Gleichzeitig   übermittle   ich  Ihnen   eine    an  die  Be- 
völkerung dieser  Länder  gerichtete  Proklamation  und  beait- 
trage  Sie,   wegen   deren  Verlautbarung  das  Erforderlicbf  r: 
veranlassen.    Als  unverrückbares  Ziel  schwebt  mir  vor  Aufe: 
und  ist  es  mein  fester  Wille,  dass  den  Angehörigen  Bosniec^ 
und  der  Herzegowina  die  bürgerlichen  Hechte  im  vollen  Mu^ 
gewahrt    und    gesichert    werden.    Ausser   der   Freiheit  der 
Person  und  des  Glaubens,  der  Sicherheit  von  Eigentom,  Ehr" 
Sitten    und  Gebräuchen,   der  Wahrung   des  Hausrechts  m: 
der  Pressfreiheit,  die  bereits  durch  die  bestehenden  Geseu- 
gewährleistet  sind,    sollen  die  Freizügigkeit,   sowie  das  F^ 
rufsgeheimnis,  die  auch  schon  derzeit  streng  geachtet  werd.i  i 
der  Rechtsspruch  durch  die  zustäudigen  Richter,  das  Petith'si*  j 
recht     und    das     Vereins-     und    Versammlungsrecht    citr 
ausdrücklichen   gesetzlichen  Schutz  gestellt  werden.     Dur:^ 
drungen   von   der  Ueberzeugung,   dass   die  Gewthmng  y* 
verfassungsmässigen    Einrichtungen    durch    den    kiiltureLt3 
Stand  der  Bevölkerung  und  durch  das  Bedür&is  einer  w.r>* 
samen  Gewährleistung   der   gesetzlich  anerkannten  und  d.. 
anzuerkennenden     bürgerlichen    Rechte    dringend    gefonifr 
wird,    ordne    ich  hiermit  an,    dass  den  Bedürfiiissen  der  h- 
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Tölkerung  nach  der  angemessenen  Teilnahme  an  der  Besor- 
gung der  Landesangelegenheiten  durch  die  Landesvertretung 
in  einem  dem  konfessionellen  Verhältnisse  sowie  der  alt- 
ererbten sozialen  Schichtung  der  Bewohner  entsprechendem 
Masse  in  schonender  Form  Genüge  geschehe.  Der  zu  schaffende 
Vertretnngskörper,  aufgebaut  auf  dem  Grundsatz  der  Inte- 
resseuTortretung,  soll  ein  möglichst  getreues  Abbild  der  in 
beiden  Ländern  bestehenden  nationalen,  konfessionellen  und 
politischen  Zustände  sein.  Daher  sollen  die  hervorragenden 
Würdenträger  und  die  nach  Bildung  und  Wohlstand  Oben- 
anstehenden, sowie  die  Bewohner  der  Städte  nnd  der  Land- 
gemeinden in  besonderen  Kurien  vertreten  sein  und  die  Wäh- 
ler in  jeder  Kurie  nach  Konfession  getrennt  abstimmen^  um 
so  nicht  allein  die  gute  Eintracht  zwischen  den  Glaubensbe- 
kenntnissen vor  Störungen  zu  bewahren,  sondern  auch  jeder 
derselben  die  ihr  verhältnismässig  zukommende  Anzahl  von 
Vertretern  zu  sichern.  Der  Wirkungskreis  der  gleichzeitig 
ins  Leben  zu  rufenden  Bezirksvertretungen  wird  die  Gegen- 
stände der  Gesetzgebung  und  die  der  Kontrolle  zu  «umfassen 
haben,  welche  die  Verwaltung  und  Bechtspflege  von  Bosnien 
und  der  Herzegowina  allein  betreffen. 

Um  sonach  *der  Bevölkerung  der  neu  erworbenen  Länder 
den  Beweis  meines  ernsten  Bestrebens  nach  Sicherung  ihres 
Bechtszustandes  und  nach  einer  befriedigenden  Ordnung  ihrer 
heimischen  Angelegenheiten  zu  bieten,  fordere  ich  Sie  hiermit 
auf,  mir  die  im  Sinne  dieser  Grundsätze  auszuarbeitenden 
Vorlagen  mit  aller  Beschleunigung  zu  unterbreiten,  damit 
die  neue  Landesverfassang  ehestens  in  Wirksamkeit  zu  treten 
vermöge.  Budapest,  5.  Oktober  1908.  (gez.)  Franz  Joseph. 
igez,)  Burian. 
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Beilage  X. 

Die  deutsche  Antwortsnote  an  Frankreich  vom  23.  September 
1908  wegen  Marokko. 

Berlin,  23.  Sept.  Die  den  Botschaftern  Frankreichs  uci 
Spaniens  durch  den  Staatssekretär  von  Schoen  heute  aber- 
gebene deutsche  Antwort  auf  die  französisch-spanische  Note 
wegen  der  Anerkennung  Mulay  Hatfds  stellt  zunächst  dk 
Uebereinstimmnng  der  deutschen  Regierung  mit  der  fru- 
zösischen  und  spanischen  Regierung  darüber  fest,  dass  far 
diese  durch  die  neue  Entwicklung  der  Dinge  in  Marokko  ^bote' 
erscheinende  Anerkennung  nur  die  allen  Mftchten  gemeiB- 
samen  Interessen  ausschlaggebend  sein  dürfen.  Hierma 
ausgehend  hat  die  deutsche  Regierung  nichts  dagegen  za 
erinnern,  dass  von  Mulay  Hafid  gewisse,  durch  jene  Interess« 
bedingte  Garantien  gefordert  werden.  Die  Stellang  dieser 
Forderung  an  den  Sultan  ist  nach  Ansicht  der  deutschen 
Note  Sache  des  gesamten  diplomatischen  Korps  in  Tanger. 
welches  dabei  durch  seinen  Doyen  vertreten  wird.  Dk 
deutsche  Regierung  begrüsst  als  glücklichen  Umstand,  das 
inzwischen  Mulay  Hafid  bereits  an  das  diplomatische  Korps 
in  Tanger  ein  amtliches  Schreiben  gerichtet  hat,  in  dem  er 
seine  Thronbesteigung  den  Mächten  formlich  notifiziert,  seine 
Anerkennung  nachsucht  und  zugleich  bestimmte  ZusichernngeB 
abgibt  über  die  Art,  wie  er  die  Regierung  führen  werde, 
namentlich  darüber,  dass  er  in  allen  Punkten  die  Konferenz- 
akte von  Algeciras,  nebst  sämtlichen  dazu  ergangenen  Ans- 
führungsbestimmongen  befolgen  werde.  In  diesem  Schreiben 
erblickt  die  deutsche  Regierung  eine  neue  Tatsache  von  er- 
heblicher Bedeutung,  und  sie  spricht  die  Hoffnung  aus,  das 
daraufhin  die  französische  und  die  spanische  Regierung  eint' 
Reihe  der  in  ihrer  Note  aufgestellten  Bedingungen  als  bereits 
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erfüllt  anerkennen  werden.  Mit  der  letzteren  Massgabe  nimmt 
die  deutsche  Regierung  zu  einzelnen,  in  der  identischen  Akte 
vorgebrachten  Garantieforderungen  folgendermassen  Stellung : 
sie  hat  nichts  gegen  die  Forderung  einzuwenden,  dassMulay 
Hafid  die  Akte  von  Algeciras  nebst  allen  dazu  ergangenen 
AuBfuhrungsbestimmungen  anzuerkennen  hat ;  sie  macht  dazu 
nur  den  Vorbehalt,  dass  die  betreffenden  Bestimmungen  nach 
dem  marokkanischen  Staatsrecht  rechtsgültig  sein  müssen. 
Deutschland  hat  femer  auch  nichts  gegen  die  Bestätigung 
der  Frankreich  und  Spanien  zwecks  Verhinderung  des 
AATaffenschmuggels  nach  Marokko  zeitweilig  gewahrten  Be- 
fugnisse. 

Den  von  seinen  EegierungsTorgängern  rechtsgültig  ein- 
gegangenen Verpflichtungen  gegenüber  den  fremden  Mächten, 
sowie  Privatpersonen  darf  sich  auch  nach  Ansicht  der  deut- 
schen Regierung  Mnlay  Hafid  nicht  entziehen.  Die  deutsche 
Begierung  macht  indes  darauf  aufmerksam,  dass  dergleichen 
Verträge  mit  Privatpersonen,  sowie  eingegangene  Schuldver- 
pflichtungen nur  dann  auf  Anerkennung  Anspruch  haben, 
wenn  bei  deren  Begründung  die  Bestimmungen  der  Akte  von 
Algeciras  über  die  Verdingungen  und  öffentlichen  Arbeiten, 
sowie  über  die  Geldbeschaffung  für  die  marokkanische  Re- 
gierung beobachtet  worden  sind.  Die  deutsche  Regierung  ist  * 
damit  einverstanden,  dass  die  Befugnisse  der  in  Casablanca 
errichteten  Rommission  zur  Feststellung  der  aus  der  Be- 
schiessung  dieser  Stadt  und  den  anschliessenden  Ereignissen 
erwachsenen  Schadenersatzansprüche  bestätigt  werden.  Sie 
ist  ferner  bereit,  sich  an  den  gemeinsamen  Schritten  zu  be- 
ieiligen, um  von  Mulay  Hafld  zu  verlangen,  dass  er  öffentlich 
und  amtlich  seine  feste  Absicht  bekundet,  sein  Verhalten  zu 
den  fremden  Mächten  und  deren  Staatsangehörigen  nach  den 
Vorschriften  des  Völkerrechts  zu  gestalten,  und  dass  er  ohne 
Verzug  die  geeigneten  Massregeln  trifft,  um  die  Sicherheit 
und  Freiheit  des  Verkehrs  im  scberifischen  Reiche  zu 
gewährleisten.  Nur  wünscht  die  deutsche  Regierung,  dass 
ihm  hinsichtlich  der  einzelnen  dazu  zu  treffenden  Massnahmen 
eine  gewisse  Bewegungsfreiheit  gelassen  werde,  damit  nicht 
neue  Aufregung  unter  der  muselmanischen  Bevölkerung  ent- 
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stehe  und  dadurch  das  allen  Mächten  gemeinsarae  Interesse 
an  der  Bewahrung  von  Ruhe  und  Ordnung  gefährdet  werdi\ 
Die  deutsche  Regierung  bestreitet  Frankreich  and  Spanki 
nicht  das  Recht,  die  Fragen  der  Erstattung  der  Kosten  für 
die  von  ihnen  getroffenen  militärischen  Massnahmen,  sowir 
der  Sühnung  für  die  Tötung  ihrer  Staatsangehörigen  isit 
Marokko  zu  regeln.  Sie  hegt  aber  das  Vertrauen,  dss 
beide  Mächte  dabei  auf  die  finanzielle  Lage  Marokkos  Rück- 
sicht nehmen  werden,  an  deren  Gesundung  alle  Mftchte  eh 
gemeinsames  Interesse  haben.  Damit  endlich,  dass  dea 
Sultan  nahegelegt  werde,  die  persönliche  Lage  von  Abdd 
Asis  und  seinen  bisherigen  Beamten  angemessen  zu  gestalten 
ist  die  deutsche  Regierung  einverstanden. 
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Beilage  XI. 

Die  Note  der  4  Schatzmftclite  von  Kreta  über  die  Annezioii 
an  Griechenland  vom  30.  Oktober  1908. 

Las  quatres  pmesances  protectrices,  France,  Angle- 
terre,  Eussie  et  Italie,  ont  pr^sent^  une  note  au  gouverne- 
ment  cr^tois,  ponr  affirmer  lenr  bon  voaloir,  la  bienveillance 
qa'elles  mettront  ä  examiner  la  sitaation  de  la  Cröte  et  & 
traiter  avec  la  Turqnie.  Elles  posent  la  condition  qae  Tordre 
sera  maintenu  et  que  les  musnlmans  seront  prot^g^s. 

Voici  le  texte  de  cette  note: 

cLes  agents  de  la  France,  de  la  Grande-Bretagne,  de  la 
Russie  et  de  Tltalie  ont  Thonneur,  sur  Tordre  de  leur  gou- 
vernement,  de  communlqner  au  gouvernement  cr^tois,  ce  qui 
suit : 

Les  pnissances  protectrices  consid^rent  l'union  de  la 
Cr^te  ä  la  Gr^ce  comme  d^pendante  de  l'assentiment  des 
puissances  qui  ont  contractu  des  obligationg  envers  la  Tur- 
qnie, si  Tordre  est  maintenu  dans  File  et  si,  d'autre  part,  la 
söcurit^  des  populations  musnlmanes  est  assuräe.» 

L'impression  produite  par  cette  note  ä  la  Can^e  et  ä 
Äthanes,  est  satisfaisante.  On  considdre  que,  les  puissances 
s'^tant  concert^es  pour  accueillir  favorablement  les  aspirations 
des  Gr^tois,  la  questlon  de  Tunion  sera  prochainement  r^gl^e.> 
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Les  dlspositions  ci-dessus  ne  pourront  en  aucun  cas  faire 
echec  aax  pouYoirs  qae  conföre  aux  maires  Tarticle  9  de  la 
loi  du  17  juiUet  1880. 

Art.  41.  —  Aucun  des  d6bit8  vis^s  h  Tarticle...  ne 
pourra,  &  Tavenir,  ^tre  Stabil  que  dans  des  locaux  sans  com- 
munication  directe  avec  ceux  aft'ect6s  ä  un   antre  commerce. 

Art.  42.  —  Les  dlspositions  des  articles  39  et  40  ci- 
dessus  ne  sont  pas  applicables: 

10  Aux  Etablissements  oü  ne  se  debitent  que  des  boissons 
bygiöniqaes. 

2^  A  ceux  oü  les  boissons  ne  sont  g^nöralement  offertes 
que  comme  complEment  de  la  nourriture. 

Art.  43.  —  Ponr  les  nouveaux  d^bits  yIsEb  anx  nnmöros 
1  et  2  de  l'article  40  de  la  präsente  loi,  et  lors  de  leur 
premiöre  oaverturC;  ponr  les  döbits  visEs  au  num6ro  4  du 
mdrne  article,  une  taxe  Egale  ä  cinq  fois  le  droit  de  licence 
qui  sera  exigible  annueUement  sera  dEposEe  par  le  propriEtaire, 
Tusnfruitler  ou  TemphytEote  de  Timmeuble  oü  s'ouvre  le 
dEbit.  — 

Art.  44.  —  Les  dlspositions  de  l'article  41  ci-dessus  ne 
sont  pas  applicables: 

1^  Anx  dEbits  ayant  la  gErance  des   bureaux   de  tabac. 

2^  Aux  dEbits  temporaires  Etablis  ä  Toccasion  des  foires 
et  fEtes. 

Art.  45.  —  Ne  penvent  exploiter  des  dEbits  de  boissons 
ä  consommer  sur  place  les  individus  qui  par  enx-mEmes,  par 
lenrs  fondEs  de  pouYoirs  ou  leurs  reprEsentants,  se  trouvent 
en  Etat  de  rEcidive  pour  fraude  en  matlEre  fiscale  ou  ponr 
t  Ute  fraude  sur  les  boissons. 


4:\ 
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Beilage  XIII. 

Die  Bordisehon  Vertrtge. 

I.   Der  Nordseevertrag   vom   2  3.  April    190 \ 

Les  gonvernements  d'Allemagne,  du  Danemark,  de  Francp, 
de  la  Grande-Bretagne,  des  Pajs-Bas  et  de  la  Snöde,  animrf 
du  d6sir  de  consolider  les  liens  de  bon  voisinage  et  d'amic:*^ 
qni  existent  entre  eux  et  de  contribuer  par  lH  ä  la  constr- 
vation  de  la  paix  g6n6rale,  reconnaissant  que  leur  politiqoe, 
par  rapport  aux  r^gions  limitrophes  de  la  mer  da  Nord,  & 
pour  bnt  le  maintien  du  Status  quo  territorial  actael,  det- 
larent:  Qu'ils  sont  r^solus  fermement  k  conserver  intacis 
et  &  respecter  r^ciproquement  les  droits  sonverains  dcnt 
Joulssent  actuellement  les  pays  sur  tous  les  territoires  de  c«s 
n^lons. 

Au  cas  oü,  d'aprös  Topinion  d'on  des  goavememenu 
dt'mi^ni^s  ci-dessuSy  le  Status  quo  territorial  actuel  dans  les 
ro^Mons  iimitrophes  de  la  mer  du  Nord  serait  menacS  par  un 
onnomi  qaelconque,  les  puissances  signataires  declarent 
qu\«lloR  entreront  en  commnnication  pour  se  concerter  par 
volo  d'ftccords  &  conclure  entre  elles  sur  les  mesares  qu'elies 
Jti^^nrniont  utiles  de  prendre  dans  l'int^r^t  du  statas  quo  de 
loiirH  pOKHosBions. 

La  prö.8onte  d^claration  sera  ratifi^e  dans  le  plos  hret 
i\Mii\  poRsible.  Les  ratiiications  seront  d^pos^es  k  Berlin  le 
pltiH  tot  que  faire  se  pourra,  au  plus  tard  le  31  d^cembrv 
1008.  II  Hora  dress^  du  d^pöt  de  chaqne  ratiiication  u 
procf^H-vorbal  dont  une  copie  certifi^  sera  remise  par  voit 
dlploinati(|ue  aux  puissances  signataires. 

Kn  fol  de  quoi,  les  plönipotentaires  düment  autoris^  i 
cet  eflfct,  etc. 

A  cette  (i^claration  est  annex6  le  m^morandnm  saivant : 
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Aa  nioment  de  Bigner  la  d^claration  de  ce  jonr,  les  sous- 
BignÖB,  d'ordre  de  leur  gouvernement  respectif,  crolent  de« 
yoir  pr^iBer: 

1.  Qae  le  principe  da  maintien  du  statuB  qoo  territorial 
consacr^  par  la  dite  d6claration  ne  vise  que  l'intögrit^  ter- 
ritoriale de  toutOB  leB  poBseBBions  actuelleB  deB  hauteB  parties 
contractantOB  danB  leB  r^gionB  limitropheB  de  la  mer  du 
Nord  et  qne  par  cons^quent  lenr  d^claration  ne  pourra 
d'aucane  nianidre  ^tre  invoq^e  lorBqu'il  B'agira  du  libre 
exercice  du  droit  de  Bouverainet6  des  baiites  partieB  contrac- 
tantea  sur  leurB  poBBOBsionB  reBpectiveB. 

2.  A  r^gard  de  la  dite  d^claration,  la  mer  du  Nord  sera 
consid^röe  comme  B'^tendant  vers  l'oBt  jusqu'ä  Bon  alliance 
avec  la.mer  Baltique. 

Le  trait6  eet  dat6  de  Berlin,  le  23  avril  1908. 

II.  Der  Vertrag  über  das  BaltiBche  Meer. 

S.  li.  Pemperear  d'AUemagne,  roi  doB  PruBse,  S.  M. 
Tempereur  de  Rubbio,  S.  M.  le  roi  de  Danemark,  S.  M.  le 
roi  de  SuMe,  aniro^B  du  d^Bir  de  consolider  les  liens  de  bon 
voisinage  et  d'amiti^  qui  existent  entre  leurs  Etats,  et  re- 
connaissant  que  lenr  politique,  par  rapport  aux  regions  limi- 
tropbes  de  la  mer  Baltique,  a  pour  but  le  maintien  du  Status 
quo  territorial  actuel,  döclareot  que  leurs  gouvernements 
sont  fermement  r^solus  ä  conserver  intacts  et  ä  respecter 
röciproquement  les  droits  souverains  dont  jouissent  actuel- 
lement  S.  M.  Tempereur  de  TAllemagne,  roi  de  Prusse,  S.M. 
l'empereur  de  Russie,  S.  M.  le  roi  de  Danemark,  S.  M.  le  roi 
de  Suöde. 

Dans  le  cas  oü  le  Status  quo  territorial  actuel  dans  les 
regions  limitrophes  de  la  mer  Baltique  serait  menac^  par 
des  ennemis  quelconques,  les  gouvernements  des  quatre  puis- 
sances  signataires  de  la  präsente  d^claration  declarent  qu'ils 
entreront  en  communication  pour  se  concerter  par  voie 
d'accords  ä  conclure  entre  elles  sur  les  mesuresquMIsjugeront 
ntiles  de  prendre  dans  Tiot^r^t  dn  Status  quo  de  leurs  pos- 
sessions. 
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III.  Der  Vortrag 

von   Christiania   vom   2.  November    1907.*) 

(Norwegischer  Integritäts vertrag.) 

Art.  1.  Die  norwegische  Regierung  verpflichtet  sich, 
keiner  Macht  irgend  einen  Teil  des  norwegischen  Gebietes 
abzutreten,  sei  es  zum  Zwecke  der  Besetzung,  sei  es  zcn 
Zwecke  irgendwelcher  Verfügung  darüber. 

Art.  2.  Die  Eegiernngen  Deutschlands,  Frankreidit. 
Englands  und  Rasslands  erkennen  die  Integrität  Norwegens 
an  und  verpflichten  sich,  sie  zu  achten. 

Sollte  die  Integrität  Norwegens  von  irgend  einer  Macht 
bedroht  oder  verletzt  werden,  so  verpflichten  sich  die  B«- 
gierungen  Deutschlands,  Frankreichs,  Englands  und  Busslands 
nach  vorangegangener,  diesem  Zwecke  geltender  Mitteiloo^' 
der  norwegischen  Regierung  mit  den  am  geeignetsten  scheinen- 
den Mitteln  dieser  Regierung  ihre  Unterstützung  zur  Wahrnn? 
der  Integrität  Norwegens  zu  leihen. 

Art.  3.  Der  gegenwärtige  Vertrag  wird  für  einen  Zeit- 
raum von  10  Jahren,  vom  Tage  der  Auswechselang  der  Rati- 
fikationen an  gerechnet,  abgeschlossen.  Wird  der  Vertraf 
nicht  spätestens  2  Jahre  vor  Ablauf  des  genannten  Zeit- 
raumes   von    der  einen  oder  anderen  Seite  aufgekündigt,  so 


*)  Norddeutsche  Allgemeine  Zeitung  vom  12.  Februar  190 
Parlaments-Beilage  No.  36.  —  Die  N.  A.  Z.  bemerkt  einleitend: 
Nach  der  Auflösung  des  Unionsverhältnisses  zwischen  Schwe- 
den und  Norwegen  konnten  Zweifel  darüber  entstehen,  ob  der 
sogenannte  Novembervertrag  von  1856,  durch  den  der  territo- 
riale Besitzstand  der  beiden  unierten  Königreiche  seitens 
Frankreichs  und  Englands  garantiert  wurde,  noch  weiter  als 
in  Kraft  befindlich  anzusehen  sei.  Es  entstand  daher  in  Nor- 
wegen der  Wunsch,  diesen  Vertrag  durch  einen  mit  alleo 
nordeuropäischen  Grossmächten  abzuschliessenden  Vertrag 
ersetzt  zu  sehen,  der  die  internationale  SteUung  Norwegens 
durch  Sicherstellung  seiner  territorialen  Integrität  seitens  dieser 
Mächte  regeln  sollte.  Der  norwegische  Wunsch  fand  bei  den 
genannten  Staaten  Entgegenkommen.  Es  wurden  Verhand- 
lungen eröffnet,  die  zur  Unterzeichnung  des  Vertrages  roo 
Christiania  vom  2.  November  führten. 
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wird  er  auf  weitere  zehn  Jahre  und  sofort  von  10  zu  10 
Jahren  als  verlängert  angesehen. 

Falls  der  Vertrag  von  einer  der  Mächte,  die  mit  Nor- 
wegen an  seinem  Ahschluss  teilgenommen  hahen,  gekündigt 
werden  sollte,  so  soll  diese  Kündigung  nur  für  die  hetreffende 
Macht  wirksam  sein. 

Art.  4.    (Ratifikationshestimmnngen.) 

IV.  Der  Alandsinseln-Vertrag 
vom  30.  März  1856  zu  Paris. 

Art.  1.  Se.  Majestät  der  Kaiser  aller  Reussen,  um  dem 
Wunsche  zu  entsprechen,  welcher  ihm  von  Ihren  Majestäten 
dem  Kaiser  der  Franzosen  und  der  Königin  des  Vereinigten 
Königreiches  von  Grosshritannien  und  Irland  ausgedrückt 
worden,  erklärt,  dass  die  Alandsinseln  nicht  befestigt  werden 
sollen  und  dass  daselbst  ein  militärisches  oder  maritimes 
Etablissement  weder  unterhalten,  noch  begründet  werden  soll. 

Art.  2.    (Ratifikationsbestimmungen.) 
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Beilage  XIT. 

Der  Berliner  Vertrag  Tom  13.  Jnli  1878.i) 

Im  Namen  des  Allmächtigen  Gottes. 

Seine  Majestät  der  Deutsche  Kaiser,  König  von  Prenssen. 
Seine  Majestät  der  Kaiser  von  Oesterreich,  Könige  von  B5b- 
men  etc.  und  apostolischer  König  von  Ungarn,  der  Präsident 
der  Französischen  Republik,  Ihre  Majestät  die  Königin  das 
Vereinigten  Königreichs  von  Grossbritannien  und  Irland. 
Kaiserin  von  Indien,  Seine  Majestät  der  König  ron  Italien« 
Seine  Majestät  der  Kaiser  aller  Reussen  und  seine  Majestät 
der  Kaiser  der  Ottomanen,  von  dem  Wunsche  geleitet,  Ib 
einem  der  Europäischen  Ordnnng  entsprechenden  Sinne  fre- 
mäss  den  Bestimmungen  des  Pariser  Vertrags  Yom  30.  März 


>)  RGBl.  1878,  S.  307.  ~  Der  Berliner  KonRress  haUe  wir. 
13.  Juni  bis  13.  Juli  1878  unter  dem  Vorsitz  des  FQrsten  Bismarrk 
getagt.  —  In  den  Sitzungen  vom  21. — 24.  Juni  wurde  die  bul- 
garisctie  Frage  erledigt.  Russland  verzichtete  auf  die  SchalFaDj: 
eines  Gross-Bulgariens  nördlich  und  sildlich  des  Balkans  bis  an  da? 
ägäisctie  Meer,  wie  der  Vertrag  von  San  Stefano  in  Aussicbtrice- 
nommen  hatte.  Das  FQrstentum  Bulgarien  wurde  auf  den  Teil 
nördlich  des  Balkans  beschränkt,  während  der  sfldliche  Teil  za 
einer  autonomen  tflrkischcn  Provinz  Ost-Rumelien  erklärt  wurde 
(vgl.  Art.  1  und  13).  Russland  erhielt  das  Zugeständnis,  daas  ali^ 
Donau-Festungen  geschleift  und  —  einschliesslich  Varna's  —  Bul- 
garien zugeteilt  werden  sollten.  —  In  der  Sitzung  vom  28.  Juni 
übertrug  der  Kongress  auf  Anregung  Oesterreichs  selbst  und  auf 
den  formellen  Antrag  Englands  —  unter  Protest  der  Türkei  — 
Oesterreich  die  Besetzung  und  Verwaltung  Bosniens  und  der  Hene- 
gowina  (Art.  25).  —  Ueber  den  Gang  der  Verhandlungen  hieräber 
vgl.  Schulthess,  Europäischer  Geschichtskalender  Jahrg.  1878.  Nörd- 
lingen  1879,  S.  105.  —  Der  Präliminarfrieden  von  San  SteCauo  vom 
3.  März  1878  ist  abgedruckt  daselbst  S.  461. 
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1856  die  Fragen  za  regeln,  welche  im  Orient  durch  die  Er-^ 
eignisse  der  letzten  Jahre  und  durch  den  Krieg  entstanden 
sind,  dem  der  Praliminarrertrag  von  San  Stefano  ein  Ziel 
gesetzt  hat,  sind  einmütig  der  Ansicht  gewesen,  dass  die 
Vereinigung  zu  einem  Kongresse  das  beste  Mittel  darbieten 
würde,  ihr  Einvernehmen  zu  erleichtern. 

Art.  1.  Bulgarien  wird  zu  einem  autonomen  und  tribut- 
pflichtigen Fürstentum  unter  der  Oberherrlichkeit  Sr.  Kaiser- 
lichen Majestät  des  Sultans  erhoben;  es  soll  eine  christliche 
Regierung  und  eine  Nationalmiliz  erhalten. 

Art.  2.  Das  Fürstentum  Bulgarien  wird  folgende  Ge- 
bietsteile umfassen:    .... 

Art.  3.  Der  Fürst  von  Bulgarien  wird  von  der  Be- 
völkerung frei  gewählt  und  von  der  Hohen  Pforte  mit  Zu- 
stimmung der  Mächte  bestätigt  werden.  Kein  Mitglied  der 
regierenden  Häuser  der  europäischen  Grossmächte  darf  zum 
Fürsten  von  Bulgarien  gewählt  werden.^ 

Wird  die  fürstliche  Würde  wieder  frei,  so  erfolgt  die 
Wahl  des  neuen  Fürsten  unter  den  gleichen  Bedingungen 
und  Förmlichkeiten. 

Art.  4.  Eine  in  Timovo  znsammenzaberufende  Ver- 
sammlung von  Notabein  Bulgariens  wird  vor  der  Wahl  des 
Fürsten  das  organische  Beglement  des  Fürstentums  aus- 
arbeiten. 

An  denjenigen  Orten,  wo  Bulgaren  mit  türkischen,  rumä- 
nischen, griechischen  oder  anderen  Bevölkerungen  gemischt 
sind,  soll  den  Rechten  und  Interessen  dieser  Bevölkerungen 
bezüglich  der  Wahlen  und  der  Ausarbeitung  des  organischen 
Reglements  Rechnung  getragen  werden. 

Art.  5.  Folgende  Bestimmungen  sollen  die  Grundlage 
des  öffentlichen  Rechtes  in  Bulgarien  bilden: 

Der  Unterschied  des  religiösen  Glaubens  und  der  Be- 
kenntnisse darf  niemanden  gegenüber  geltend  gemacht  werden 
als  ein  Grund  der  Ausschliessung  oder  der  Unfähigkeit  be- 
züglich des  Gennsses  der  bürgerlichen  oder  politischen  Rechte, 


*).Zum  ersten  Fürsten  von  Bulgarien  wurde  Prinz  Alexander 
von  Battenberg  gewählt. 
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der  Zaladsung  iu  öffentlichen  Diensten,  Aemtern  und  Ehren 
oder  der  Ausübung  der  verschiedenen  Berufs-  and  Gewerb»- 
zwejge,  an  welchem  Orte  es  auch  sei. 

Die  Freiheit  und  die  öffentliche  Ausübung  aller  Kulte 
werden  allen  Angehörigen  Bulgariens  sowie  den  Ansländerc 
zugesichert,  und  es  darf  weder  der  hierarchischen  Organi- 
sation der  yerschiedenen  Religionsgemeinschaften  noch  derei 
Beziehungen  zu  ihren  geistigen  Oberen  ein  Hindernis  ent- 
gegengestellt werden. 

Art.  8.  Die  Handels-  und  Schiffahrtsyertrftge^  sowi» 
alle  sonstigen  üebereinkommen  und  Abmachungen,  welch 
zwischen  den  auswärtigen  Mächten  und  der  Pforte  abg^ 
schlössen  worden  sind  und  sich  zur  Zeit  noch  in  Kraft  b^ 
finden,  werden  im  Fürstentum  Bulgarien  aufrechterhaltcL 
und  keine  Veränderung  derselben  darf  gegenüber  irgend  einer 
Macht  vorgenommen  werden,  bevor  diese  nicht  ihre  Zustio- 
mung  dazu  gegeben  hat. 

Kein  Durchgangszoll  darf  in  Bulgarien  von  den  dnrcb 
dieses  Fürstentum  gehenden  Waren  erhoben  werden. 

Die  Angehörigen  und  der  Handel  aller  Mächte  sollen  acf 
dem  Fusse  vollkommener  Gleichstellung  behandelt  werden. 

Die  Immunitäten  und  Privilegien  der  fremden  Unter- 
tanen, sowie  die  konsularischen  Gerichtsbarkeits-  and  Schutz- 
rechte,  wie  solche  durch  die  Kapitulationen  und  Gebrftocfae 
eingeführt  sind,  sollen  in  voller  Kraft  bleiben,  solange  sie 
nicht  mit  Zustimmung  der  dazu  berufenen  Beteiligten  abge- 
ändert werden.*) 


')  Das  Deutsche  Reich  hat  bisher  auf  die  Konsular-Geriehts- 
barkeit  nicht  verzichtet.  Dieselbe  steht  daher  den  deutschen  Kon- 
suln in  Soßa,  Rustschuk  und  Yarna  zu.  Y^l.  t.  König,  Handbadi 
des  deutschen  Konsularwesens,  6.  Aufl.  Berlin  1902,  S.  269.  — 
Die  Konsulargerichtsbarkeit  ist  indessen  neuerdings  durch  kaiser- 
liche Verordnung  vom  27.  Februar  1908  (RGBl.  S.  63)  im  be- 
stimmten  Umfang  ausser  Uebung  gesetzt  worden  für  Zivilproiesse 
zwischen  deutschen  und  bulgarischen  Staatsangehörigen  und  für 
das  Konkursverfahren  gegen  deutsche  Reichsangehörige.  Die  Mit- 
wirkung des  Konsuls  bei  Zustellungen  und  Ladungen,  bei  den  g«* 
fjphii;/.KA.«  Verhandlungen  und  im  Konkursverfahren  ist  aufgehobeo. 
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Art.  9.  Die  Höhe  des  jährlichen  Tributes,  welchen  das 
Fnrstentum  Balgarien  dem  Oberherrlicben  Hofe  dnrch  Zahlung 
an  die  von  der  Hohen  Pforte  später  zu  bezeichnende  Bank 
zu  entrichten  hat,  wird  durch  Vereinbarung  der  Signatar- 
mttchte  des  gegenwärtigen  Vertrages  am  Schlüsse  des  ersten 
Jahres  der  Wirksamkeit  der  neuen  Organisation  bestimmt 
werden.  Dieser  Tribut  wird  nach  dem  mittleren  Ertrag  des 
Gebietes  des  Fürstentums  festgesetzt  werden. 

Da  Bulgarien  einen  Teil  der  öffentlichen  Schuld  des 
Reiches  zu  tragen  hat,  so  werden  die  Mächte  bei  Feststellung 
dieses  Tributs  denjenigen  Teil  dieser  Schuld  in  Betracht 
ziehen,  welcher  dem  Fnrstentum  auf  der  Grundlage  eines 
billigen  Verhältnisses  aufzulegen  sein  würde. 

Art.  10.  Bulgarien  übernimmt  vom  Tage  der  Aus- 
wechselung der  Ratiflkations-Ürkunden  zu  dem  gegenwärtigen 
Vertrage  ab  an  Stelle  der  Kaiserlich  ottoraanischen  Regie- 
rung deren  Lasten  und  Verpflichtungen  gegenüber  der  Rust- 
schnk-Varnaer  Eisenbahngesellschaft;  die  Begleichung  der 
früheren  Rechnungen  wird  einer  Vereinbarung  zwischen  der 
Hohen  Pforte,  der  Regierung  des  Fürstentums  und  der  Ver- 
waltung dieser  Gesellschaft  vorbehalten. 

Das  Fürstentum  Bulgarien  übernimmt  gleichfalls  für 
seinen  Teil,  an  Stelle  der  Hohen  Pforte,  die  Verpflichtungen, 
welche  dieselbe  sowohl  gegenüber  Oesterreich-Ungarn,  als 
gegenüber  der  Gesellschaft  für  den  Betrieb  der  Eisenbahnen 
der  europäischen  Türkei  bezüglich  des  Ausbaues,  des  An- 
schlusses und  des  Betriebes  der  auf  bulgarischem  Gebiete 
gelegenen  Bahnen  eingegangen  ist. 

Die  zur  Regelung  dieser  Fragen  notwendigen  üeberein- 
kommen  werden  zwischen  Oesterreich-Üngarn,  der  Pforte, 
Serbien  und  dem  Fürstentum  Bulgarien  unmittelbar  nach  dem 
Abschluss  des  Friedens  getroffen  werden. 

Art.  11.  Die  ottomanische  Armee  darf  nicht  länger  in 
Bulgarien  verbleiben;  alle  bisherigen  Festungen  sind,  auf 
Kosten  des  Fürstentums,  innerhalb  eines  Jahres  oder  wo- 
möglich früher  zu  schleifen;  die  Landesregierung  hat  sofort 
die  zu  deren  Entfestigung  nötigen  Massregeln  zu  ergreifen 
und  darf  neue  Festungen    nicht  anlegen.    Die  Hohe  Pforte 
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hat  das  Recht,  nach  Gutdünken  über  das  Kriegrsmateiial  wd 
über  andere,  der  ottomanischen  Begierung  gehörige  Gegea- 
stände  ZQ  verfügen,  welche  in  den  gemäss  dem  WaffensUU- 
stande  vom  31.  Januar  bereits  gerflumten  DonaufestofigeE 
etwa  zurückgeblieben  sind,  desgleichen  über  solche,  welche 
sich  in  den  festen  Plätzen  Schnmla  und  Vama  befinden 
sollten. 

Art.  12.  Grundeigentümer,  muselmännische  oder  andere, 
welche  ihren  persönlichen  Aufenthalt  ausserhalb  des  Fürateo- 
tums  nehmen  sollten,  können  ihren  Grundbesitz  Im  Fürsten- 
tum behalten,  indem  sie  ihn  verpachten  oder  durch  Dritte 
verwalten  lassen. 

Eine  türkisch-bulgarische  Kommission  hat  innerhalb  zweier 
Jahre  alle  Angelegenheiten  zu  regeln,  welche  Bezu^  hab» 
auf  die  Art  der  Veräusserung,  der  Benutzung  oder  des  Ge- 
brauches der  Staatsgüter  und  frommen  Stiftungen  (Vaknfs' 
für  Eechnung  der  Hohen  Pforte,  desgleichen  die  Fr&stx 
welche  die  etwa  hierbei  berührten  Interessen  von  Privates 
betreffen  sollten. 

Die  Angehörigen  des  Fürstentums  Bulgarieoi,  w^elche  a 
anderen  Teilen  des  ottomanischen  Reiches  reisen  oder  sich 
aufhalten  sollten,  sind  den  ottomanischen  Behörden  and  Gt- 
setzen  unterworfen. 

Art.  13.  Südlich  vom  Balkan  wird  eine  Provinz  ge- 
bildet, welche  den  Namen  Ost-Rumelien  0  führen  und  unt^r 
der  unmittelbaren  politischen  und  militärischen  Autorität  Sr. 
Kaiserlichen  Majestät  des  Sultans,  jedoch  mit  administratirtfr 
Autonomie,  verbleiben  wird.  Sie  wird  einen  christlicheD 
General-Gouverneur  erhalten. 


^)  Seit  dem  Aufstand  von  1885  ist  Ost-Rumelien  (atsaehlid) 
mit  Bulgarien  vereiuigt.  Die  Bestimmungen  der  Art.  14—21  be- 
sitzen daher  keiue  praktische  Bedeutung  mehr.  —  Der  FürsI 
Alexander  von  Bulgarien  proklamierte  am  18.  Sept.  1885  die  Ver- 
einigung OsURumeliens  als  SQd-Bulgarien  mit  dem  FürsleotuiB 
Bulgarien.  Die  Mächte  haben  jedoch  diese  Vereinigung  nur  insofern 
anerkannt,  als  sie  das  Amt  eines  GeneraUGonverneors  yoa  Ost- 
Rumelien  dem  Fürsten  von  Bulgarien  Übertrugen.  Vgl.  Fleisdh 
mann,  ^  ^0. 
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Art.  14 — 21  (BeBtinnDungen  über  OBt-Bninelien). 

Art.  22.  Die  Effektivstärke  der  rassischen  Besatzangs- 
truppen  in  Bulgarien  und  Ost-Buroelien  wird  ans  sechs  In- 
fanterie- und  zwei  KaTallerie-Divisionen  bestehen  und  soll  die 
Zahl  von  50,000  Mann  nicht  übersteigen.  Die  Unterhaltung 
derselben  erfolgt  auf  Rosten  des  besetzten  Laudes.  Die  Be- 
satzungstruppen  behalten  ihre  Verbindungen  mit  Rassland 
nicht  bloss  durch  Rumänien  gemäss  den  zwischen  beiden 
Staaten  zu  treffenden  Abmachungen,  sondern  auch  über  die 
Häfen  des  Schwarzen  Meeres,  Vama  und  Burgas,  woselbst 
sie  während  der  Dauer  der  Besetzung  die  nötigen  Depots 
errichten  dürfen. 

Die  Dauer  der  Besetzung  von  Ost-Rumelien  und  Bul- 
garien wird  auf  neun  Monate,  vom  Tage  der  Auswechselung 
der  Ratiükations-Urkundcn  zu  dem  gegenwärtigen  Vertrage 
ab  gerechnet,  festgesetzt. 

Die  Kaiserlich  russische  Regierung  verpflichtet  sich,  in 
einer  weiteren  Frist  von  drei  Monaten  den  Durchmarsch 
ihrer  Truppen  durch  Rumänien  und  die  vollständige  Räu- 
mung dieses  Fürstentums  zu  beendigen. 

Art.  23.  Die  Hohe  Pforte  verpflichtet  sich,  auf  der 
Insel  Kreta  das  organische  Reglement  von  1868  gewissen- 
haft zur  Anwendung  zu  bringen  und  dabei  die  etwa  billig 
erscheinenden  Abänderungen  zu  treffen.  ^) 


*)  Im  Frühjahr  1897  brach  auf  Kreta  ein  Aufstand  aus,  und 
die  christliche  Bevölkerung;  forderte  die  Vereinigung  der  Insel  mit 
Griechenland.  Daraufbin  entsendete  Griechenland  Truppen  unter 
dem  Oberbefehl  des  Obersten  Vass9s  nach  Kreta.  Die  Grossmächte 
verlangten  die  Rückberufung  der  Truppen  und  erklärten,  dass  sie 
Kreta  nur  eine  autonome  Verwaltung  unter  der  Oberherrlichkeit 
des  Sultans  einräumen  könnten.  Als  Griechenland  sich  weigerte, 
seine  Truppen  zurückzuziehen,  besetzten  die  Mächte  einige  Städte 
auf  Kreta  und  verhängten  die  Blockade  über  die  Insel  (Friedens- 
blockade). In  dem  darauf  zwischen  der  Türkei  und  Griechenland 
ausbrechenden  Kriege  wurde  letzteres  besiegt.  Die  Grossmächte 
intervenierten  beim  Friedonsscbluss.  Kreta  wurde  halbsouverän. 
Es  erhielt  eine  besondere  Regierung  unter  dem  Prinzen  Georg  von 
Griechenland,  der  als  Oberkommissar  die  Grossmächte  auf  der 
Insel    vertrat.    Bonfils,    Völkerrecht,    abersetzt    von  Grab.    Berlin 


684  Jahresbericht  1908.    Beilagen. 

Analoge,  den  örtlichen  Bedürfnissen  anzapassende  Be- 
stimmungen sollen,  ausgenommen  bezüglich  der  Kreta  ge- 
währten Abgabenfreiheit,  gleicherweise  in  denjenigen  äbrifcs 
Teilen  der  europäischen  Türkei  eingeführt  werden,  für  welch« 
eine  besondere  Organisation  durch  den  gegenwärtigen  Ver- 
trag nicht  vorgesehen  ist.») 

Die  Hohe  Pforte  wird  besondere  Kommissionen,  inner- 
halb deren  das  eingeborene  Element  zahlreich  vertreten  s&z 
soll,  zu  dem  Zwecke  ernennen,  um  diese  neuen  Regiemeoti 
im  einzelnen  in  jeder  Provinz  auszuarbeitc^n. 

Die  aus  diesen  Arbeiten  hervorgehenden  Or^anisatioos- 
entwürfe  sind  der  Prüfung  der  Hohen  Pforte  za  unterbreites, 
diese  wird  vor  Erlass  der  Verordnungen,  welche  dieselbe  is 
Kraft  zu  setzen  bestimmt  sind,  das  Gutachten  der  fnr  l>5t- 
Rnmelien  eingesetzten  europäischen  Kommission  einholen. 

Art.  24.  Für  den  Fall,  dass  es  der  Hohen  Pforte  ud 
Griechenland  nicht  gelingen  sollte,  sich  über  die  im  di^i- 
zehnten  Protokolle  des  Berliner  Kongresses  angegebene  Grenz- 
berichtigung  zu  verständigen,  behalten  sich  Deutschlasi 
Oesterreich-Üngarn,  Frankreich,  Grossbritannien,  Italien  ind 
Russland  vor,  beiden  Teilen  ihre  Vermittlung  zur  Förderung 
der  Verhandlungen  anzubieten. 

Art.  25.  Die  Provinzen  Bosnien  und  Herzegowina  werdet 
von  Oesterreich-Ungarn  besetzt  und  verwaltet  werden.  I^ 
die  österreichisch-ungarische  Regierung  nicht  den  Wunack 
hegt,  die  Verwaltung  des  Sandschaks  von  Novibazar  zn  uher- 
nehmen,  welches  sich  zwischen  Serbien  und  Montenegro  ii 
südöstlicher  Richtung  bis  jenseits  von  Mitrowitza  erstreckt, 
so  wird  die  ottomanische  Verwaltung  daselbst  fort^föhrt 
werden.  Um  jedoch  sowohl  den  Bestand  der  neuen  politiscbet 
Ordnung,   als   auch  die  Freiheit  und  die  Sicherheit  der  Ver- 


1904,  S.  58.  —  Im  Septemher  1906  hat  Prinz  Georg  die  Insel 
verlassen,  und  es  ist  ein  neuer  Oberkommissar  ernannt  wordea. 
Dem  König  von  Griechenland  wurde  dabei  das  Recht,  den  Ober- 
kommissar vorzuschlagen,  von  den  Mächten  übertragen.  Zeitsch. 
für  Völkerrecht  I  1907,  S.  514. 

*)   Auf   der  Grundlage   dieses  Artikels   beruht  die    Refora- 
Aktion  der  Grossmächte  hinsichtlich  Macedoniens. 
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kehrswege  za  wahren,  behält  sich  Oesterreich-Ungarn  das 
Becht  Yor,  im  ganzen  Umfange  dieses  Teils  des  alten  Vilajets 
von  Bosnien  Garnisonen  zu  halten  und  Militär-  und  Handels- 
strassen  zu  besitzen.') 

In  dieser  Beziehung  behalten  sich  die  österreichisch- 
ungarische  und  die  türkische  Regierung  die  Verständigung 
im  einzelnen  vor. 

Art.  26.  Die  Unabhängigkeit  Montenegros  wird  von  der 
Hohen  Pforte  und  von  allen  denjenigen  der  Hohen  vertrag- 
schliessenden  Teile  anerkannt,  welche  dieselbe  noch  nicht 
zugestanden  hatten. 

Art.  27.  Die  Hohen  vertragschliessenden  Teile  sind 
über  die  folgenden  Bedingungen  einverstanden: 

In  Montenegro  darf  der  Unterschied  des  religiösen 
Glaubens  und  der  Bekenntnisse  niemanden  gegenüber  geltend 
gemacht  werden  als  ein  Grund  der  Ausschliessung  oder  der 
Unfähigkeit  bezüglich  des  Genusses  der  bürgerlichen  und 
politischen  Rechte^  der  Zulassung  zu  öffentlichen  Diensten, 
Aemtern  und  Ehren,  oder  der  Ausübung  der  verschiedenen 
Berufs-  und  Gewerbszweige,  an  welchem  Orte  es  auch  sei. 
Die  Freiheit  und  die  öffentliche  Ausübung  aller  Kulte  werden 
allen  Angehörigen  Montenegros  sowie  den  Ausländern  zu- 
gesichert, und  es  darf  weder  der  hierarchischen  Organisation 
der  verschiedenen  Religionsgemeinschaften  noch  den  Be- 
ziehungen derselben  zu  ihren  geistlichen  Oberen  ein  Hindernis 
entgegengestellt  wef*den. 

Art.  28.  Die  neuen  Grenzen  Montenegros  werden  fest- 
gestellt wie  folgt:  .  .  . 

Art.  29.  Antivari  und  sein  Küstenland  werden  unter 
folgenden  Bedingungen  zu  Montenegro  geschlagen: 

Die  südlich  von  diesem  Gebiete  belegenen  Gegenden, 
nach   der   im   vorstehenden  bestimmten  Abgrenzung,  bis  zur 


*)  Auf  diesen  Bestimmungen  beruht  die  Berechtigung  Oester- 
reicb-Ungarns  zum  Bau  der  sog.  Sandschak-Bahn  Serigewo-Mitro- 
witza,  dessen  Ausführung  dasselbe  im  Februar  1908  beschlossen 
hat,  um  eine  Verbindung  seines  Eisenbahnnetzes  mit  der  Linie 
Mitrowitza-Saloniki  herzustellen. 
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Bojana,  Dalcinjo  mit  einbegriffeD,  sollen  der  Türkei  zmtck- 
gegebea  werden. 

Der  Gemeindebezirk  Spica  bis  zar  nördlichen  Grenze  des 
in  der  ausführlichen  Beschreibung  der  Grenzen  ang^egebeocs 
Gebietes  wird  Dalrnatien  einverleibt. 

Es  soll  für  Montenegro  volle  nnd  gänzliche  Freiheit  der 
Schiffahrt  auf  der  Bojana  bestehen.  Befestigrungen  dines 
am  Laufe  dieses  Flusses  nicht  angelegt  werden^  mit  Aiu- 
nahme  der  für  die  örtliche  Verteidigung  des  Platzes  Scnt&ri 
etwa  notwendigeo,  welche  sich  nicht  weiter  als  in  einer  Ent- 
fernung von  sechs  Kilomeiter  von  dieser  Stadt  ansddniea 
dürfen. 

Montenegro  darf  weder  Kriegsschiffe  besitzen,  noch  fiie 
Kriegsflagge  führen. 

Der  Hafen  von  Antivari  und  alle  zn  Montenegro  ge- 
hörigen Gewässer  sollen  den  Kriegsschiffen  aller  Natioiai 
verschlossen  bleiben. 

Die  zwischen  dem  See  und  dem  Küstenlande  auf  den' 
montenegrinischen  Gebiete  belegenen  Befestigungen  solWe 
geschleift  werden,  und  es  dürfen  neue  in  diesem  Bezirke 
nicht  errichtet  werden. 

Die  See-  und  Gesundheitspolizei  wird  sowohl  in  Antivari. 
als  auch  längs  der  Küste  Montenegros  von  0e8terreich-r> 
garn  vermittelst  leichter  Küstenwachtschiffe  ausgeübt  werde£ 

Montenegro  hat  die  in  Dalmatien  in  Kraft  befindlie^r 
See-Gesetzgebung  anzunehmen.  Oesterreich-Üngarn  verpflichtet 
sich  seinerseits,  der  montenegrinischen  Handelsflagge  seioes 
konsularischen  Schutz  zu  gewähren. 

Montenegro  muss  sich  mit  Oesterreich-Üngarn  über  das 
Recht  verständigen,  durch  das  neue  montenegrinisclie  Gebiet 
hindurch  eine  Strasse  und  eine  Eisenbahn  anzulegren  und  zu 
unterhalten. 

Es  wird  vollständige  Freiheit  des  Verkehrs  auf  diesen 
Strassen  zugesichert. 

Art.  30.  Muselmänner  oder  andere,  welche  Grund- 
eigentum in  den  zu  Montenegro  geschlagenen  Gebieten  be- 
sitzen "  '•^■"^n  Aufenthalt  ausserhalb  des  Fürstentums  n 
neh  können  ihr  nnbewegliches  Eigentam  be 
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halten,  indem  sie  dasselbe  verpachten  oder  durch  Dritte  ver- 
walten lassen. 

Gegen  niemand  darf  eine  Enteignung  stattfinden,  ausser 
im  gesetzlichen  Wege  und  aus  Gründen  des  öffentlichen 
Wohls  und  gegen  eine  vorgAngige  Entschädigung. 

Eine  tärkisch-montenegrinische  Kommission  hat  inner- 
halb einer  Frist  von  drei  Jahren  alle  Angelegenheiten  zu 
regeln,  welche  Bezug  haben  auf  die  Art  der  Yeräusserung, 
der  Benutzung  und  des  Gebrauches  der  Staatsgüter  und 
frommen  Stiftungen  (Vakufs)  für  Rechnung  der  Hohen  Pforte, 
desgleichen  die  Fragen,  welche  die  etwa  hierbei  berührten 
Interessen  von  Privaten  betreffen  sollten. 

Art.  31.  Das  Fürstentum  Montenegro  wird  sich  mit  der 
ottomanischen  Pforte  unmittelbar  über  die  Bestellung  montene- 
grinischer Vertreter  in  Konstantinopel  und  an  bestimmten 
Orten  des  Ottomanischen  Reiches,  wo  ein  entsprechendes 
Bedürfnis  anerkannt  werden  wird,  verständigen. 

Die  in  dem  Ottomanischen  Kelche  reisenden  oder  sich 
aufhaltenden  Montenegriner  sollen  den  ottomanischen  Ge- 
setzen und  Behörden  unterworfen  sein  nach  Massgabe  der 
allgemeinen  Grundsätze  des  internationalen  Rechts  und  der 
bezüglich  der  Montenegriner  bestehenden  Gebräuche. 

Art.  32.  Die  Truppen  Montenegros  haben  innerhalb 
einer  Frist  von  zwanzig  Tagen,  von  der  Auswechselung  der 
Ratifikations-Urkunden  zu  dem  gegenwärtige]!  Vertrage  ab 
gerechnet  oder,  wenn  tunlich,  früher,  das  Gebiet,  welches 
sie  in  diesem  Augenblick  ausserhalb  der  neuen  Grenzen  des 
Fürstentums  besetzt  halten,  zn  räumen. 

Die  ottomanischen  Truppen  sollen  die  an  Montenegro 
abgetretenen  Gebiete  innerhalb  desselben  Zeitraums  von 
zwanzig  Tagen  räumen.  Doch  wird  denselben  eine  weitere 
Frist  von  zwei  Wochen  gewährt,  sowohl  um  die  festen  Plätze 
zu  räumen  und  um  die  Vorräte  und  das  Kriegsmaterial  aus 
denselben  wegzuschaffen,  als  auch  um  das  Inventar  derjenigen 
Gerätschaften  und  sonstigen  Gegenstände,  welche  nicht  so- 
gleich entfernt  werden  können,  aufzunehmen. 

Art.  33.  Da  Montenegro  einen  Teil  der  öftentlichen 
ottomanischen  Schuld    für    die    neuen  Gebiete,    welche    ihm 
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durch  den  Friedensyertrag  zugeteilt  worden  Bind,  zu  tragen 
hat,  so  werden  die  Vertreter  der  Mächt«  zu  Ronstanlinopel 
den  betreifenden  Betrag  im  Einverständnis  mit  der  Hohes 
Pforte  auf  einer  billigen  Grundlage  festsetzen. 

Art.  34.  Die  Hohen  vertragschliessenden  Teile  erkennei 
die  Unabhängigkeit  des  Fürstentums  Serbien  an,  indem  sie 
dieselbe  an  die  in  dem  folgenden  Artikel  aufgeführten  Be- 
dingungen knüpfen. 

Art.  35.  In  Serbien  darf  der  Unterschied  des  religi$36& 
Glaubens  und  der  Bekenntnisse  niemandem  gegenüber  geltend 
gemacht  werden  als  ein  Grund  der  Ausschliessung  oder  der 
Unfähigkeit  bezüglich  des  Genusses  der  bürgerlichen  und 
politischen  Rechte,  der  Zulassung  zu  den  öffentlichen  Diensten. 
Aemtern  und  Ehren  oder  der  Ausübung  der  yerschiedeoen 
Berufs-   und  Gewerbszweige,    an    welchem  Orte  es  auch  sei. 

Die  Freiheit  und  die  öffentliche  Ausübung  aller  Kult^ 
werden  allen  Angehörigen  Serbiens  sowie  den  Ausländen 
zugesichert,  und  es  darf  weder  der  hierarchischen  OrganisaUos 
der  verschiedenen  Religionsgemeinschaften  noch  den  Bezie- 
hungen derselben  zu  ihren  geistigen  Oberen  ein  Hindernis 
entgegengestellt  werden. 

Art.  36.  Serbien  erhält  die  in  der  hier  folgenden  Ab- 
grenzung eingeschlossenen  Gebiete.    .     .     . 

Art.  37.  Bis  zu  dem  Zustandekommen  neuer  Abmachungen 
darf  in  Serbien  an  den  gegenwärtigen  Bedingungen  der  Han- 
delsbeziehungen des  Fürstentums  zu  den  fremden  Ländern 
nichts  geändert  werden. 

Kein  Durchgangszoll  darf  von  den  Waren,  welche  durch 
Serbien  hindurchgehen,  erhoben  werden. 

Die  Immunitäten  und  Priyilegien  der  fremden  Unter- 
tan en,  sowie  auch  die  konsularischen  Gerichtsbarkeit-  und 
Schutzrechte,  wie  solche  heute  bestehen,  sollen  in  voller  Kraft 
bleiben,  so  lange  sie  nicht  im  gemeinsamen  Einvcrstftndnis 
zwischen  dem  Fürstentum  und  den  beteiligten  Mächten  ab- 
geändert werden.*) 


*)   In  dem  Konsultrvertrag  mit  Serbien  vom   6.  Januar  1883, 
Art.  25,   RGBl.  1883,    S.  70,  hat  das  Deutsche  Reich  auf  die  Kon- 
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Art.  38.  Das  Farstentnm  Serbien  tritt  für  seinen  Teil 
an  Stelle  der  Hohen  Pforte  in  die  Verpflichtungen  ein,  welche 
dieselbe  sowohl  gegenüber  Oesterreich-Uogarn,  als  auch  gegen- 
über der  Gesellschaft  zum  Betriebe  der  Eisenbahnen  der 
europäischen  Türkei  bezüglich  des  Ausbaues,  des  Anschlusses 
sowie  des  Betriebes  der  auf  dem  neu  erworbenen  Gebiete 
des  Fürstentums  anzulegenden  Eisenbahnen  eingegangen  ist. 

Die  zur  Regelung  dieser  Fragen  notwendigen  üeberein- 
kommen  werden  unmittelbar  nach  der  Unterzeichnung  des 
gegenwärtigen  Vertrages  zwischen  Oesterreich-Ungarn,  der 
Pforte,  Serbien  und,  innerhalb  der  Grenzen  seiner  Zuständig- 
keit, dem  Fürstentum  Bulgarien  abgeschlossen  werden. 

Art.  39.  Muselmänner,  welche  Grundeigentum  in  deji 
zu  Serbien  geschlagenen  Gebieten  besitzen  und  ihren  Aufent- 
halt ausserhalb  des  Fürstentums  zu  nehmen  wünschen,  können 
ihr  unbewegliches  Eigentum  in  demselben  behalten,  indem  sie 
es  verpachten  oder  durch  Dritte  yerwalten  lassen. 

Eine  türkisch-serbische  Kommission  hat  innerhalb  einer 
Frist  von  drei  Jahren  alle  Angelegenheiten  zu  regeln,  welche 
Bezug  haben  auf  die  Art  der  Veräusserung,  der  Benutzung 
und  des  Gebrauchs  der  Staatsgüter  und  frommen  Stiftungen 
(Vakufs)  für  Rechnung  der  Hohen  Pforte,  desgleichen  die 
Fragen,  welche  die  etwa  hierbei  berührten  Interessen  von 
Privaten  betreffen  sollten. 

Art.  40.  Bis  zum  Abschluss  eines  Vertrages  zwischen 
der  Türkei  und  Serbien  sollen  die  serbischen  Untertanen, 
welche  in  dem  Ottomanischen  Reich  reisen  oder  sich  auf- 
halten, nach  den  allgemeinen  Grundsätzen  des  internationalen 
Rechtes  behandelt  werden. 


sulargerichtsbarkeit  verzichtet,  jedoch  mit  dem  Vorbehalt,  dass  die 
Kapitulationen  hinsichtlich  derjenigen  gerichtlichen  ÄDgelegenbeiten 
in  Anwendung  bleiben,  welche  sich  auf  die  Verhältnisse  von  An- 
gehörigen solcher  Mächte  bezieben,  die  auf  die  ihnen  zukommenden 
Rechte  nicht  verzichten.  —  Der  Vorbehalt  ist  ohne  erhebliche 
praktische  Bedeutung,  da  die  meisten  Mächte  verzichtet  haben. 
Für  den  deutschen  General-Konsul  in  Belgrad  ist  indessen  noch 
ein  Jurisdiktionsbezirk  bestimmt. 

44 
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Art.  41.  Die  serbischen  Truppen  haben  innerhalb  einer 
Frist  von  zwei  Wochen,  von  der  Answechselnng  der  Ratifi- 
kations-Urknnden  za  dem  gegenwärtigen  Vertrage  ab  ge- 
rechnet, das  Gebiet  zu  räumen,  welches  in  die  neuen  Grenzen 
des  Fürstentums  nicht  einbezogen  ist. 

Die  ottomanischen  Truppen  sollen  die  von  Serbien  ab- 
getretenen Gebiete  innerhalb  desselben  Zeitraames  von  zwei 
Wochen  räumen,  doch  wird  denselben  eine  weitere  Frist  von 
einer  gleichen  Anzahl  Tage  gewährt,  sowohl  um  die  festen 
Plätze  zu  räumen  und  um  die  Vorräte  und  das  Kriegs- 
material aus  denselben  wegzuschaffen,  als  auch  um  das  In- 
ventar derjenigen  Gerätschaften  und  sonstigen  Gegenstftnde, 
welche  nicht  sogleich  entfernt  werden  können,  aufzunehmen, 

Art.  42.  Da  Serbien  einen  Teil  der  öffentlichen  otto- 
manischen Schuld  für  die  neuen  Gebiete,  welche  ihm  durch 
den  gegenwärtigen  Vertrag  zugeteilt  worden  sind,  zu  tragen 
hat,  so  werden  die  Vertreter  zu  Konstantinopel  den  ent- 
sprechenden Betrag  im  Einverständnis  mit  der  Hohen  Pforte 
auf  einer  billigen  Grundlage  festsetzen. 

Art.  43.  Die  Hohen  vertragschliessenden  Teile  erkennen 
die  Unabhängigkeit  Rumäniens  an,  indem  sie  dieselbe  an  die 
in  den  beiden  folgenden  Artikeln  aufgeführten  Bedingungen 
knüpfen. 

Art.  44.  In  Rumänien  darf  der  Unterschied  des  reli- 
giösen Glaubens  und  der  Bekenntnisse  niemandem  gegenüber 
geltend  gemacht  werden  als  ein  Grund  der  Ausschliessung 
oder  der  Unfähigkeit  bezüglich  des  Genusses  der  bürgerlichen 
und  politischen  Rechte,  der  Zulassung  zu  öffentlichen  Diensten^ 
Aemtern  und  Ehren  oder  der  Ausübung  der  verschiedenen 
Berufs-    und  Gewerbszweige,    an  welchem  Orte  es  auch  sei. 

Die  Freiheit  und  die  öffentliche  Ausübung  aller  Kulte 
werden  allen  Angehörigen  des  Rumänischen  Staates  sowie 
den  Ausländern  zugesichert,  und  es  darf  weder  der  hierar- 
chischen Organisation  der  verschiedenen  Religionsgemein- 
schaften noch  den  Beziehnugen  derselben  zu  ihren  geistlichen 
Oberen  ein  Hindernis  entgegengestellt  werden. 

Die  Angehörigen  aller  Mächte,  die  handeltreibenden  so- 
wohl   als  die  übrigen,    sollen  in  Rumänien  ohne  Unterschied 
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der  BeHgion  auf  dem  Fusse  vollkommener  Gleichstellung  be« 
handelt  werden. 

Art.  45.  Das  Fürstentum  Rumänien  tritt  an  Se.  Maje- 
stät den  Kaiser  von  Russland  denjenigen  Teil  des  in  Folge 
des  Pariser  Vertrages  von  1856  von  Russland  losgelösten 
Gebietes  von  Bessarabien  wieder  ab,  welcher  im  Westen 
durch  den  Talweg  des  Pruths,  im  Süden  durch  den  Talweg 
des  Kilia-Armes  und  die  Mündung  von  Stary-Stambul  be- 
grenzt wird. 

Art.  46.  Die  das  Donau-Delta  bildenden  Inseln  sowie 
die  Schlangeninsel,  das  Sandschak  von  Tultscha,  welches  die 
Bezirke  .  .  .  umfasst,  werden  mit  Rumänien  vereinigt.  Das 
Fürstentum  erhält  ausserdem  das  im  Süden  der  Dobrutscha 
belegene  Gebiet  bis  zu  einer  Linie,  welche  ihren  Ausgangs- 
punkt im  Osten  von  Silistra  nimmt  und  am  Schwarzen  Meere 
im  Süden  von  Mangali a  endet. 

Der  Grenzzug  wird  an  Ort  und  Stelle  durch  die  für  die 
Abgrenzung  Bulgariens  eingesetzte  europäische  Kommission 
festgestellt  werden. 

Art.  47.  Die  Frage  der  Teilung  des  Stromgebiets  und 
der  Fischerei  wird  der  Entscheidung  der  europäischen  Donau- 
Kommission  unterworfen  werden. 

Art.  48.  Kein  Durchgangszoll  darf  in  Rumänien  von 
den  Waren,  welche  durch  das  Fürstentum  hindurch  gehen^ 
erhoben  werden. 

Art.  49.  Von  Seiten  Rumäniens  können  Abkommen  ge- 
troffen werden,  um  die  Privilegien  und  Befugnisse  der  Kon- 
suln bezüglich  der  Schutzgewährung  in  dem  Fürstentume  zu 
regeln.  Die  bestehenden  Rechte  sollen  in  Kraft  bleiben,  so 
lange  sie  nicht  im  gemeinsamen  Einverständnis  zwischen  dem 
Fürstentum  und  den  dazu  berufenen  Beteiligten  abgeändert 
werden.*) 


^)  Das  Deutsche  Reich  hat  auf  die  Konsulargerichtsbarkeit 
nicht  verzichtet,  dieselbe  steht  daher  den  deutschen  Konsuln  in 
Bukarest,  Galaiz  und  Jassy  zu;  sie  wird  indessen  tatsächlich  nicht 
mehr    in    vollem  Umfange    ausgeübt. 


692  Jahresbericht  1908.    Beilagen. 

Art.  50.  Bis  zum  Abscblnsse  eines  die  Privilegien  and 
Befugnisse  der  Konsuln  regelnden  Vertrages  zwischen  der 
Türkei  und  Rumänien  sollen  die  in  dem  Ottomanischen  Kelch 
reisenden  oder  sich  aufhaltenden  romanischen  Untertanen  und 
die  in  Bumdnien  reisenden  oder  sich  aufhaltenden  ottoma« 
niscben  Untertanen  die  Rechte  geniessen,  welche  den  Unter- 
tanen der  anderen  europäischen  Mächte  verbürgt  sind. 

Art.  51.  Was  die  Unternehmungen  von  öffentlichen  ond 
anderen  gleichartigen  Arbeiten  anbetrifft,  so  tritt  Rumänien 
für  das  ganze  ihm  abgetretene  Gebiet  an  Stelle  der  Hohen 
Pforte  in  deren  Rechte  und  Pflichten  ein. 

Art.  52.  Um  die  Sicherheiten  zu  verstärken,  welche 
für  die  als  im  europäischen  Interesse  liegend  anerkannte 
Freiheit  der  Schiffahrt  auf  der  Donau  bestellt  sind,  bestimmen 
die  Hohen  vertragschliessenden  Teile,  dass  alle  Festungen 
und  Befestigungen,  welche  sich  am  Laufe  des  Flusses  von 
dem  Eisernen  Tore  ab  bis  zu  seinen  Mündungen  befinden,  ge- 
schleift und  neue  nicht  angelegt  werden  sollen.  Kein  Kriegs- 
schiff darf  die  Donau  abwärts  des  Eisernen  Tores  befahren  mit 
Ausnahme  der  leichten,  für  die  Flusspolizei  und  den  Zolldienst 
bestimmten  Fahrzeuge. .  Die  Stationsschiffe  der  Mächte  an 
den  Donaumündungen  dürfen  jedoch  bis  nach  Galatz  hinauf- 
gehen. 

Art.  53.  Die  europäische  Donau-Kommission,  in  welcher 
Rumänien  vertreten  sein  soll,  bleibt  in  ihrer  Tätigkeit  be- 
stehen und  wird  solche  von  jetzt  ab  bis  nach  Galatz  hinauf 
in  vollständiger  Unabhängigkeit  von  der  Landesgewalt  aus- 
üben. Alle  Verträge,  Abkommen,  Verfügungen  und  Ent- 
scheidungen bezüglich  ihrer  Rechte,  Privilegien,  Prärogative 
and  Verpflichtungen  werden  bestätigt. 

Art.  54.  Ein  Jahr  vor  dem  Ablauf  der  für  die  Dauer 
der  europäischen  Kommission  festgesetzten  Frist  werden  die 
Mächte  sich  über  die  Verlängerung  der  Befugnisse  derselben 
beziehungsweise  über  die  Abänderungen,  deren  Einführung 
sie   für   notwendig   halten  sollten,    ins  Einvernehmen  setzen. 

Art.  55.  Die  Reglements  für  die  Schiffahrt,  die  Flnss- 
polizei  und  die  Anfsichtsführung  vom  Eisernen  Tore  ab  bis 
nach  Galatz  werden  von  der  europäischen  Kommission,  nnter 
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Zuziehung  Yon  Bevollmächtigten  der  Uferstaaten,  ausgear- 
beitet und  mit  denjenigen  in  üebereinstimmung  gesetzt  werden, 
welche  für  den  Lauf  abwärts  von  Galatz  erlassen  sind  oder 
künftig  erlassen  werden  sollten. 

Art.  56.  Die  europäische  Donau-Kommission  wird,  nm 
die  Unterhaltung  des  Leuchtturms  auf  der  Schlangeninsel  zu 
sichern,  sich  mit  wem  Rechtens  verständigen. 

Art.  57.  Die  Ausführung  derjenigen  Arbeiten,  welche 
bestimmt  sind,  die  durch  das  Eiserne  Tor  und  die  Strom- 
schnellen der  Schiffahrt  bereiteten  Hindernisse  zu  beseitigen, 
wird  Oesterreich-Üngarn  anvertraut.  Die  üferstaaten  an 
dieser  Strecke  des  Flusses  werden  alle  Erleichterungen  ge- 
währen, welche  im  Interesse  der  Arbeiten  in  Anspruch  ge- 
nommen werden  sollten. 

Die  in  dem  Artikel  VI  des  Londoner  Vertrages  vom  13. 
März  1871  getroffenen  Bestimmungen  bezüglich  des  Rechtes 
auf  Erhebung  einer  provisorischen  Abgabe  zur  Deckung  der 
Kosten  dieser  Arbeiten  werden  zu  Gunsten  Oesterreich-Un- 
garns  aufrecht  erhalten. 

An.  58.  Die  Hohe  Pforte  tritt  an  das  Russische  Reich 
in  Asien  die  Gebiete  von  Ardahan,  Kars  und  Batum  ein- 
schliesslich des  letztgenannten  Hafens,  sowie  alle  zwischen 
der  alten  russisch-türkischen  Grenze  und  dem  folgenden  Grenz- 
zuge einbegriffenen  Gebiete  ab.  ,  .  . 

Art.  59.  Se.  Majestät  der  Kaiser  von  Russland  erklärt, 
dass  es  seine  Absicht  ist,  Batum  zu  einem  wesentlich  für 
den  Handel  bestimmten  Freihafen  zu  machen. ^ 

Art.  60.  Das  Tal  von  Alaschkerd  und  die  Stadt  Bayazid, 
welche  durch  den  Artikel  XIX  des  Vertrages  von  San  Ste- 
fano an  Russland  abgetreten  worden  sind,  fallen  an  die  Türkei 
zurück. 

Die  Hohe  Pforte  tritt  an  Persien  die  Stadt  und  das  Ge- 
biet von  Khotur  ab,  sowie  dasselbe  durch  die  gemischte 
englisch-russische  Kommission  für  die  Festsetzung  der  Gren- 
zen  zwischen  der  Türkei    und  Persien  bestimmt  worden  ist. 


ij  Russland  hat  1886  diese  Erldärung  zurückgezogen  und 
damit  einseitig  den  Art.  59  ausser  Kraft  gesetzt  v.  Martens  Völker- 
recht, Berlin  1883,  I,  368. 
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Art.  61.  Die  Höbe  Pforte  verpflichtet  sich,  ohne  weiteren 
Zeitverlust  die  Verbesserungen  und  Reformen  ins  Leben  zu 
rufen,  welche  die  örtlichen  Bedürfnisse  in  den  von  den  Ar- 
meniern bewohoten  Provinzen  erfordern,  und  für  die  Sicher- 
heit derselben  gegen  die  Tscherkessen  und  Kurden  einzu> 
stehen.  Sie  wird  in  bestimmten  Zeiträumen  von  den  zd  dieseoi 
Zwecke  getroffenen  Massregeln  den  Mächten,  welche  die  Aus- 
führung derselben  überwachen  werden,  Kenntnis  geben. 

Art.  62.     Nachdem  die  Hohe  Pforte  den  Entschluss  kund- 
gegeben hat,  den  Grundsatz  der  religiösen  Freiheit  aufrecht 
'  zu  erhalten  und  demselben  die  weiteste  Ausdehnung  za  geben, 
nehmen  die  vertragschliessenden  Teile  von  dieser  freiwilligen 
Erklärung  Akt. 

In  keinem  Teile  des  Ottomanischen  Reichs  darf  der 
Unterschied  der  Religion  Jemandem  gegenüber  geltend  ge- 
macht werden  als  ein  Grund  der  Ausschliessung  oder  der 
Unfähigkeit  bezüglich  der  Ausübung  der  bürgerlichen  und 
politischen  Rechte,  der  Zulassung  zu  den  öffentlichen  Dien- 
sten, Aemtern  und  Ehren  oder  der  Ausübung  der  verschiedenen 
Berufs-  und  Gewerbszweige. 

Jedermann  soll,  ohne  Unterschied  der  Religion,  als  Zeuge 
vor  den  Gerichten  zugelassen  werden. 

Die  Freiheit  und  die  öffentliche  Ausübung  aller  Knlte 
werden  Allen  zugesichert,  und  es  darf  weder  der  hierarchi- 
schen Organisation  der  verschiedenen  Religionsgemeinschaften, 
noch  den  Beziehungen  derselben  zu  ihren  geistlichen  Oberen 
ein  Hindernis  entgegengestellt  werden. 

Die  in  der  europäischen  oder  asiatischen  Türkei  reisen- 
den Geistlichen,  Pilger  und  Mönche  aller  Nationalitäten  sollen 
die  gleichen  Rechte,  Vorteile  und  Privilegien  gemessen. 

Das  Recht  der  amtlichen  Schutzgewährung  steht  den 
diplotnatischen  und  konsularischen  Vertretern  der  Mächte  in 
der  Türkei  sowohl  bezüglich  der  vorerwähnten  Personen  als 
auch  der  von  denselben  zu  religiösen,  Wohltätigkeits-  und 
anderen  Zwecken  an  den  Heiligen  Orten  und  anderwärts  ge- 
machten Anlagen  zu. 

Die  bestehenden  Rechte  Frankreichs  werden  ausdrücklich 
gewahrt  und  man  ist  einverstanden  darüber,   dass  kein  Ein- 
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3:rtff  in   den  gegenwärtigen  Zustand  an  den  Heiligen  OrtQn 
geschehen  soll. 

Die  Mönche  des  Berges  Athos,  aas  welchem  Lande  sie 
auch  immer  stammen,  sollen  in  ihren  hisherigen  Besitzungen 
und  Vorrechten  geschützt  bleiben  und,  ohne  irgend  welche 
Ansnahme,  eine  vollständige  Gleichheit  der  Rechte  und  Prä- 
rogative geniessen. 

Art.  63.  Der  Pariser  Vertrag  vom  30.  März  1856  so- 
wie der  Londoner  Vertrag  vom  13.  März  1871  werden  in 
allen  denjenigen  ihrer  Bestimmungen  aufrecht  erhalten,  welche 
durch  die  vorstehenden  Vereinbarungen  nicht  aufgehoben  oder 
abgeändert  worden  sind. 

Art.  64.  Der  gegenwärtige  Vertrag  wird  ratifiziert 
werden,  und  sollen  die  Ratifikations-Urkunden  zu  demselben 
in  Berlin  in  einer  Frist  von  drei  Wochen  oder,  wenn  tunlich, 
früher  ausgewechselt  werden. 

Zur  Beglaubigung  dessen  haben  die  betreffenden  Bevoll- 
mächtigten denselben  unterzeichnet  und  den  Abdruck  ihrer 
Wappen  beigesetzt. 

Geschehen  zu  Berlin  am  dreizehnten  Juli  achtzehn- 
hundert acht  und  siebenzig. 

(L.  S.)  V.  Bismarck.    B.  Bülow,  Hohenlohe, 

Andrässy,  Käroly,  Haymerle,  Waddington,  Saint  Valier, 

H.  Desprez,  Beacousfield,  Salisbury,  Odo  Russe], 

L.  Corti,  Launay,  Gortschakow,  Schuwaloff,  P.  D'Oubril, 

AI.  Carath^odory,  Mehemed  Ali,  Sadoullah. 

Der  vorstehende  Vertrag  ist  ratifiziert  worden  und  es 
hat  die  Auswechselung  der  Ratifikations-Urkunden  in  Berlin 
am  3.  August  1878  stattgefunden. 
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Beilage  XT. 

Der  Friede  von  Portsmouth 

vom  23.  August/ 5.  September  1905  zwischen  Japan 

und  Bussland.  0 

Se.  Majestät  der  Kaiser  Ton  Japan  einerseits  und  Se. 
Majestät  der  Kaiser  von  Eussland  andererseits  haben,  beseelt 
von  dem  Wunsche,  die  Wohltaten  des  Friedens  ihren  Ländern 
und  Völkern  wiederzugeben,  beschlossen,  einen  Friedensver- 
trag zu  schliessen  und  haben  zu  diesem  Zweck  zu  ihren  Be- 
vollmächtigten bestimmt:  S.  M.  der  Kaiser  von  Japan  S.  Exz. 
den  Baron  Komura  Jutaro  Jusammi,  seinen  Minister  der 
auswärtigen  Angelegenheiten,  und  S.  Exz.  Takahiro  Kog^oro 
Jusammi,  seinen  ausserordentlichen  Botschafter  und  bevoll- 
mächtigten Minister  bei  den  V.  St.  von  Amerika;  und  S.  M. 
des  Kaiser  von  Eussland  S.  Exz.  Herrn  Sergius  Witte,  seinen 
Staatssekretär  und  Präsidenten  des  Minister-Komitees,  und 
S.  Exz.  den  Baron  Roman  Eosen,  ausserordentlichen  und  be- 
vollmächtigten Gesandten  bei  den  V.  St.  von  Amerika,  welche, 
nach  Austausch  ihrer  in  guter  und  gehöriger  Form  befundenen 
Vollmachten,  die  nachfolgenden  Artikel  vereinbart  haben: 

Art.  1.  Es  wird  von  nun  an  Friede  und  Freundschaft 
herrschen  zwischen  I.  M.  den  Kaisern  von  Japan  und  von 
Eussland  und  zwischen  ihren  Staaten  und  Völkern. 


^)  Nach  dem  französischen  Text  in  der  Rev.  g6n.de  dr.  int 
XII  1905,  Akteuslücice  S.  19.  —  Am  28.  Juli  1907  ist  in  St.  Peters- 
burg ein  Abkommen  zwischen  Rassland  und  Japan  unterzeichnet 
worden,  das  nicht  nur  den  Portsmouther  Friedensyertrag  hinsichUich 
eines  Handelsvertrages,  einer  Fischerei-Konvention  und  einer  Kon- 
vention  in  Betreff  der  Eisenbahn-Anscbiasse  ergänzt,  sondern  auch 
einen  allgemein-politischen  Charakter  besitzt,  indem  es  die  Ver- 
pflichtung Russlands  und  Japans  ausspricht,  die  beiderseitige  terri- 
toriale Integrität  und  die  vertragsniässigen  Rechte  beider  Staaten 
in  Asien  zu  achten. 
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Art.  2.  Die  kaiserlich  rassische  Regierung  verpflichtet 
sich,  in  Anerkennung  der  überwiegenden  politischen^  militä- 
rischen und  wirtschaftlichen  Interessen,  welche  Japan  in 
Korea  besitzt,  sich  aller  Opposition  und  Einsprache  hinsicht- 
lich der  Massnahmen  an  guten  Ratschlägen,  an  Schutz  oder 
Kontrolle  zu  enthalten,  welche  die  Kaiserliche  Regierung  von 
Japan  in  Korea  zu  ergreifen  für  nötig  halten  kann.  —  Es 
ist  vereinbart,  dass  die  russischen  Untertanen  in  Korea  ge- 
nau in  derselben  Weise  behandelt  werden  sollen,  wie  die 
Untertanen  oder  Bürger  der  andern  fremden  Mächte,  d.  h. 
sie  werden  auf  denselben  Fnss  gestellt  werden  wie  die  Unter- 
tanen oder  Bürger  der  meistbegünstigten  Nation.  —  Man  ist 
auch  übereingekommen,  um  alle  Ursachen  zu  Miss  Verständnissen 
zu  vermeiden,  dass  die  Hohen  vertragschliessenden  Teile  sich 
enthalten  werden,  an  der  russisch-koreanischen  Grenze  irgend- 
welche militärischen  Massregeln  vorzunehmen,  welche  die 
Sicherheit  des  russischen  o^r  koreanischen  Territoriums 
bedrohen  könnten. 

Art.  3.  Japan  und  Russland  verpflichten  sich  gegen- 
seitig: 1.  vollständig  und  gleichzeitig  die  Mandschurei  zu 
räumen,  mit  Ausnahme  des  Gebietes,  auf  welches  sich  der 
Pachtvertrag  über  die  Halbinsel  Liao-Tung  bezieht,  entsprechend 
den  Klauseln  des  ersten  Zusatzartikels  zu  diesem  Vertrag; 
2.  alle  Teile  der  Mandschurei,  welche  gegenwärtig  von  japa- 
nischen Truppen  besetzt  sind  oder  unter  ihrer  Kontrolle  stehen, 
voll  und  ganz  der  chinesischen  Verwaltung  zurückzugeben, 
mit  Ausnahme  der  oben  erwähnten  Gebietsteile.  —  Die  kaiserlich 
russische  Regierung  erklärt,  in  der  Mandschurei  weder  terri- 
toriale Vorteile  zu  besitzen,  noch  Vorzu&rs-  oder  ausschliessliche 
Konzessionen  zum  Nachteil  der  chinesischen  Souveränität 
oder    unvereinbar   mit    dem   Prinzip  der  Gleichberechtigung. 

Art.  4.  Japan  und  Russland  verpflichten  sich  gegenseitig, 
den  allgemeinen,  auf  alle  Mächte  bezüglichen  Massnahmen 
keine  Hindernisse  zu  bereiten,  welche  China  zur  Entwicklung 
des  Handels  und  der  Industrie  in  der  Mandschurei  für  nötig 
halten  könnte. 

Art.  5.  Die  kaiserlich  russische  Regierung  überlässt 
und  überweist  der  kaiserlich  japanischen  Regierung  den  Pacht- 
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vertrag  über  Port  Arthur-Talien  und  das  anliegende  Gebiet, 
die  Kitstenge  Wässer  und  alle  Rechte,  Priyilegien  und  Kon- 
zessionen, zusammenhängend  mit  dem  erwähnten  Pachtvertrag 
oder  eingeschlossen  in  denselben.  Sie  überträgt  und  über- 
weist der  kaiserlich  japanischen  Regierung  alle  öfientlichei 
Werke  und  Besitzlichkeiten,  belegen  in  dem  vom  erwähnten 
Pachtvertrag  umfassten  Territorium.  —  Die  beiden  Hohen 
vertragschliessenden  Teile  verpflichten  sich  gegenseitig,  die 
in  der  vorhergehenden  Bestimmung  erwähnte  Zastimmung 
der  chinesischen  Regierung  herbeizuführen.  —  Die  kaiserlidi 
japanische  Regierung  verpflichtet  sich  ihrerseits  dazu,  dass 
die  Eigentumsrechte  der  russischen  Untertanen  in  dem  oben- 
erwähnten Territorium  vollständig  respektiert  werden. 

Art.  6.  Die  kaiserlich  russische  Regierung  verpflichtet 
sich,  der  kaiserlich  japanischen  Regierung  zu  übertragen  und 
zu  überweisen,  ohne  Kompensation  und  mit  Zustimmung  der 
chinesischen  Regierung,  die  Eisenbahn  zwischen  Chan-Chun 
(Kuan-Chang-Zu)  und  Port  Arthur  und  alle  ihre  Abzweigungen 
und  alle  Rechte,  Privilegien  und  Besitzlichkeiten,  welche  sich 
an  dieselben  in  dieser  Gegend  knüpfen,  ebenso  alle  Kohlen- 
bergwerke in  der  erwähnten  Gegend  belegen,  welche  der 
Eisenbahn  gehören  oder  zu  ihrem  ordnungsmässigen  Betrieb 
ausgebeutet  werden.  Die  beiden  Hohen  vertragschliessenden 
Teile  verpflichten  sich  gegenseitig,  die  in  der  vorhergehenden 
Stipulation  erwähnte  Zustimmung  der  chinesischen  Regierung 
herbeizuführen. 

Art.  7.  Japan  und  Russland  verpflichten  sich,  ihre  Eisen- 
bahnen in  der  Mandschurei  ausschliesslich  für  Handels-  and 
Industriezwecke  zu  verwenden  und  in  keiner  Weise  zu  strate- 
gischen Zwecken.  —  Es  ist  vereinbart,  das  diese  Einschränkung 
sich  nicht  auf  die  Eisenbahn  bezieht,  welche  in  dem  Gebiet 
belegen  ist,  auf  das  sich  der  Pachtvertrag  über  die  Halb- 
insel von  Liao-Tung  bezieht. 

Art.  8.  Die  kaiserlichen  Regierungen  von  Japan  und 
Russland  werden,  um  den  Verkehr  zu  beleben  und  zu  erleichtern, 
sobald  möglich,  eine  Konvention  schliessen,  bestimmt  zur  Her- 
beiführung eines  ineinander  greifenden  Betriebes  ihrer  Eisen- 
bahnen in  der  Mandschurei. 
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Art.  9.  Die  kaiserlich  rassische  Regierang  cediert  der 
kaiserlich  japanischen  Regierang  fdr  alle  Dauer  und  in  voller 
Souveränität  den  südlichen  Teil  der  Insel  Sachalin,  alle  an- 
liegenden Inseln,  die  öffentlichen  Werke  nnd  Besitzlichkeiten, 
die  sich  dort  befinden.  —  Der  50.  Grad  nördlicher  Breite 
wird  als  Nordgrenze  des  abgetretenen  Gebietes  angenommen. 

—  Die  genaue  Abgrennzang  dieses  Territoriums  wird  bestimmt 
werden  im  Einklang  mit  den  Klauseln  des  zweiten  Zusatz- 
artikels  zn  diesem  Vertrag.  —  Japan  und  Rassland  ver- 
pflichten sich  gegenseitig,  weder  in  ihren  Besitzungen  auf 
der  Insel  Sachalin,  noch  auf  den  umliegenden  Inseln  Befesti- 
gungen zu  errichten  oder  ähnliche  militärische  Werke.  — 
Sie  verpflichten  sich  auch,  keine  militärischen  Massnahmen 
zu  ergreifen,  weiche  die  freie  Schiffahrt  in  den  Meerengen 
von  Lapörouse  und  der  Tartaren-Strasse  behindern  könnten. 

Art.  10.  Die  in  dem  an  Japan  abgetretenen  Gebiet 
wohnenden  russischen  Untertanen  werden  das  Recht  haben, 
ihr  unbewegliches  Eigentum  zu  verkaufen  und  in  ihr  Land 
zurückzukehren;  wenn  sie  es  aber  vorziehen,  in  dem  abge- 
tretenen Territorium  zu  bleiben,  so  werden  sie  erhalten  und 
geschützt  in  der  vollen  Ausübung  ihrer  Industrien  und  Eigen- 
tamsrechte^  unter  der  Bedingung,  sich  den  japanischen  Gesetzen 
und  der  japanischen  Gerichtsbarkeit  zu  unterwerfen.^)  Japan 
wird  alle  Freflieit  haben,  solchen  Personen  das  Recht  zum 
Aufenthalt  zu  entziehen  oder  sie  aus  seinem  Gebiet  zu  ent- 
fernen, welche  politisch  oder  administrativ  von  einer  Schmäle- 
rung ihrer  Rechte  betroffen  worden  sind.  Japan  verpflichtet 
sich  aber  dazu,  dass  die  Eigentumsrechte  dieser  Einwohner 
vollständig  geachtet  werden. 

Art.  11.  Russland  verpflichtet  sich,  sich  mit  Japan  ins 
Einvernehmen  zu  setzen,  um  den  japanischen  Untertanen 
das  Fischereirecht  längs  den  russischen  Besitzungen  in  dem 
Japanischen,  Ochotskischen  und  dem  Behringsmeer  zu  gewähren. 

—  Man  ist  darüber  übereingekommen,  dass  diese  Verpflichtung 


')  Der  Minister  Hayashi  erklärte  am  7.  Februar  1907  im 
japanischen  Parlament,  als  Entschadifcung  an  die  auf  Sachalin  besitz- 
Jichen  Russen  seien  V>  Million  Yen  =  IV4  Million  Franiien  zu  zahlen. 
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die  bereits  bestehenden  Rechte  russischer  oder  fremder  Unter- 
tanen in  diesen  Gegenden  nicht  berührt. 

Art.  12.  Da  der  Handels- und  Scliiffahrtsyertrag  zwischen 
Japan  und  Russland  durch  den  Krieg  aufgehoben  ist,  so  ver- 
pflichten sich  die  kaiserlichen  Regierungen  von  Japan  und 
Russland,  in  Erwartung  eines  neuen  Handels-  und  Schiffahrt«- 
Vertrages  auf  der  Grundlage  des  Vertrages,  der  vor  dem 
Kriege  in  Geltung  war,  als  Basis  ihrer  HandelsbeziehuDgen 
das  System  der  gegenseitigen  Behandlung  auf  dem  Fusse  dt*r 
meistbegünstigten  Nation  anzunehmen,  in  Beziehung  auf  die 
Rechte  der  Ein-  und  Ausfuhr,  die  Zollformalitäten,  deo 
Transit  und  die  Tonnenberechnung,  auf  die  Aufsicht  und  die 
Behandlung  der  Agenten,  Untertanen  und  Schiffe  eines  Staat^fS 
im  Territorium  des  anderen. 

Art.  13.  Sobald  als  möglich,  nachdem  der  gegenwärtige 
Vertrag  in  Kraft  getreten  ist,  werden  alle  Kriegsgefangeneo 
gegenseitig  zurückgegeben.  —  Die  kaiserlichen  Regierungen 
von  Japan  und  Russiand  werden  einen  Spezial-Kominisslr 
ernennen,  der  die  Gefangenen  zu  empfangen  beauftragt  sein 
i^ird.  Alle  Gefangenen  in  den  Händen  einer  Re^ierunisr 
werden  übergeben  an  den  Kommissär  der  anderen  Reg-ierung 
oder  seinen  ordnungsmäösig  bevollmächtigten  Vertreter,  und 
werden  von  ihm  empfangen  in  der  Zahl  und  in  dein  Hafeo 
des  die  Zurücksendung  bewerkstelligenden  Staates,  in  welchen 
sie  im  Voraus  von  dem  letzteren  Staat  dem  Kommissär  d^ 
Empfangsstaates  angegeben  sind.  —  Jede  von  beiden  Regie- 
rungen von  Japan  und  Russland  wird  der  anderen  sobald  als 
möglich,  nachdem  die  Uebergabe  der  Gefangenen  beendet 
sein  wird,  eine  Erklärung  vorlegen  über  die  von  ihr  gemachten 
direkten  Ausgaben  für  die  Pflege  und  den  Unterhalt  der  Ge- 
fangenen, von  dem  Zeitpunkt  der  Gefangennahme  oder  des 
freiwilligen  Sich-Ergebens  bis  zu  dem  des  Todes  oder  der 
Entlassung.*)  —  Russland  verpflichtet  sich,  sobald  als  möglich 

*)  Nach  einer  Mitteilung  in  der  „Politischen  Korrespond<>Dz" 
herechnete  Japan  die  Entschädigung  für  den  Unterhalt  der  russischer 
Gefangenen  auf  50  Millionen  Yen  =  125  Millionen  Franken.  Dif 
russische  Gegenforderung  für  japanische  Gefangene  betragt  7  Mil- 
lionen Yen.  —  Nach  anderen  Zeitungsnachrichten  betrug  die  Rech- 
nung Japans  49  Millionen,  die  Russlands  nur.  IV2  Millionen  Yen 
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nach  dem  i^ustausch  der  erwähnten  Erklärung  Japan  die 
Diiferenz  zwischen  dein  Betrag  der  von  Japan  verausgabten 
Suromen  und  dem  Betrag  der  von  Rassland  verausgabten 
Summen  zu  vergüten. 

Art.  14.  Der  gegenwartige  Vertrag  wird  von  I.  M. 
den  Kaisern  von  Japan  und  von  Russland  ratifiziert  werden. 
—  Diese  Ratifikation  wird,  mit  so  wenig  Verspätung  als 
möglich  und  in  jedem  Fall  nicht  später  als  nach  50  Tagen, 
gerechnet  vom  Tage  der  Unterzeichnung  des  Vertrages,  den 
kaiserlichen  Regierungen  von  Japan  und  Russland  ange- 
kündigt werden,  bezw.  durch  Vermittlung  des  französischen 
Ministers  in  Tokio  und  durch  den  Gesandten  der  Vereinigten 
Staaten  in  St.  Petersburg.  Gerechnet  vom  Datum  der  letzten 
dieser  Erklärungen  wird  der  Vertrag  in  allen  seinen  Teilen 
in  Kraft  treten.  Der  formelle  Austausch  der  Ratifikationen 
wird,  sobald  als  möglich,  in  Washington  stattfinden. 

Art.  19.  Der  gegenwärtige  Vertrag  wird  in  zwei  Aus- 
fertigungen unterzeichnet  werden,  französisch  und  englisch. 
Die  Texte  werden  absolut  übereinstimmend  sein,  im  Fall 
aber  einer  Anfechtung  der  Auslegung,  wird  der  französische 
massgebend  sein. 

Entsprechend  den  Klauseln  der  Art.  3  und  9  haben  die 
unterzeichneten  Bevollmächtigten  nachstehende  Zusatzartikel 
vereinbart : 

Art.  1.  (Handelt  von  der  Räumung  der  Mandschurei 
und  behält  den  Hohen  vertragschliessenden  Teilen  das  Recht 
vor,  eine  Schutzwache  zum  Schutz  ihrer  Eisenbahnen  in  der 
Mandschurei  zu  unterhalten). 

Art.  2.  (Trifft  Bestimmungen  über  die  Grenzregulierung 
auf  der  Insel  Sachalin). 

Geschehen  zu  Portsmouth  (New-Hampshire)  den  5.  Tag 
des  9.  Monats  des  38.  Jahres  von  Meiyi,  entsprechend  dem 
23.  August/ 5.  September  1905. 

gez.  Komuro  Jutaro,  Takahira  Kogoro, 
Sergius  Witte,  Roman  Rosen. 
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Vertnc  swiscliaii  KnglMil  und  ftnaüland  Tom  3L  Avgnst 

1907  m  8t.  Petentaig  fSber  die  airiatiiiehm  Imtereneu 

der  beiden  Linder.') 

Abkommen  Persien   betreffend. 

Art.  1.  GroBsbritannlen  Terpflichtet  sich,  Konzession^ 
weder  far  sich  selbst  nachzosnchen  noch  za  Gunsten  britischer 
Untertanen  and  der  Untertanen  dritter  Mächte  zu  befnr- 
werten,  welche  politischer  oder  kommerzieller  Natur  sind, 
wie  Konzessionen  in  Betreff  von  Eisenbahnen,  Banken,  Tele- 
graphen, Strassen,  Transport,  Versicheruniren  etc.,  jenseits 
einer  Linie,  ausgeliend  von  Kasri-Ghiriu  über  Ispahan,  Jezd, 
Khakh  und  ansmündend  an  einem  Punkt  der  persischen  Grenze 
beim  Zusammentreffen  der  russischen  und  afghanischen  Grenze, 
und  sich  .weder  direkt  noch  indirekt  den  Gesuchen  nni  solche 
Konzessionen  in  diesem  Gebiet  zu  widersetzen,  die  von  der 
russischen  Regierung  unterstützt  werden.  Man  ist  einver- 
standen, dass  die  obenerwiihnten  Orte  in  das  Gebiet  einzu- 
rechnen sind,  in  weichem  Grossbritannien  sich  verpflichtet, 
keine  derartigen  Konzessionen  nachzusuchen. 

Art.  2.  Russland  verpfliehtet  sich  seinerseits,  weder  für 
sich  selbst  Konzessionen  nachzusuchen  noch  zu  Gunsten  der 
Untertanen  dritter  Mächte  zu  befürworten,  welche  politischer 
oder  kommerzieller  Natur  sind,  wie  Konzessionen  in  Betreff 
von  Eisenbahnen,  Banken,  Telegraphen,  Strassen,  Transport, 
Versicherungen  etc.,  jenseits  einer  Linie,  ausgehend  von  der 


*)    Nach    dein  französischen  Text    in  der  Rev.  gen.  de  dr.  inL 
1907.    Aktenstücke  S.  25. 
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afghanischen  Grenze  über  Gazik,  Birdjand,  Kerman,  und  aus- 
mündeud  bei  Bender-Abbas,  und  sich  nicht,  direkt  den  Ge- 
suchen um  solche  Konzessionen  in  diesen  Gebieten  zu  wider* 
setzen,  die  von  der  britischen  Regierung  unterstützt  werden. 
Man  ist  darüber  einverstanden,  dass  die  obenerwähnten  Orte 
in  das  Gebiet  einzurechnen  sind,  in  welchem  Russland  sich 
Yerpilicbtet,  keine  derartigen  Konzessionen  nachzusuchen. 

Art.  3.  Russland  yerptlichtet  sich  seinerseits,  ohne  vor- 
herige Einvernahme  mit  England,  sich  dem  nicht  zu  wider- 
setzen, dass  irgendwelche  Konzessionen  britischen  Untertanen 
in  den  Gebieten  Persiens  zwischen  den  in  Art.  1  und  2  er- 
wähnten Linien  erteilt  werden.  —  Grossbritannien  nimmt  die 
gleiche  Verpflichtung  auf  sich,  hinsichtlich  der  russischen 
Untertanen  zu  erteilenden  Konzessionen  in  denselben  Gebieten 
Persiens.  —  Alle  gegenwärtig  bestehenden  Konzessionen  in 
den  in  Art.  1  und  2  bezeichneten  Gebieten  werden  aufreclit- 
erhalten. 

Art.  4.  (Bestimmt,  dass  gewisse  Staatseinnahmen  wie 
bisher  für  die  von  der  Regierung  des  Schah  bei  einigen 
Banken  in  Persien  aufgenommenen  Anleihen  verwendet  werden 
sollen.) 

Art.  5.  (Sieht  die  Eventualität  einer  Finanzkontrolle 
seitens  Russlands  in  den  in  Art.  2  erwähnten  Gebieten  und 
seitens  Grossbritanniens  in  den  in  Art.  1  erwähnten  Gebieten 
vor  und  bestimmt,  dass  in  diesem  Falle  die  beiden  Regie- 
rungen vorher  in  einen  freundschaftlichen  Meinungsaustausch 
eintreten.) 

Konvention   über  Afghanistan. 

Art.  1.  Die  Regierung  Seiner  Britischen  Majestät  erklärt, 
dass  sie  nicht  die  Absicht  hat,  die  politische  Sachlage  in 
Afghanistan  zu  ändern.  —  Die  Regierung  Seiner  Britischen 
Majestät  verpflichtet  sich,  ihren  Einflnss  in  Afghanistan  aus- 
schliesslich in  friedlichem  Sinne  auszuüben,  und  sie  wird  weder 
selbst  in  Afghanistan  Russland  bedrohende  Massnahmen  vor- 
nehmen noch  Afghanistan  zu  solchen  ermutigen.  —  Die  kaiser- 
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lieh  russische  Regierung  ihrerseits  erklärt,  dass  sie  Afgha- 
nistan als  ausserhalb  der  russischeif  Einflussphäre  liegeni 
anerkennt,  und  sie  verpflichtet  sich,  für  alle  ihre  poIitischeB 
Beziehungen  zu  Afghanistan  sich  der  Vermittlung  der  bri- 
tischen Regierung  zu  bedienen;  sie  verpflichtet  sich  auch, 
keinen  Agenten  nach  Afghanistan  zu  senden. 

Art.  2.  .  .  Grossbritannien  verpflichtet  sich,  irgend weld)e 

Teile  Afghanistans  weder  zu  annektieren  noch  zu  besetzen 

noch  sich  in  die  innere  Verwaltung  dieses  Landes  einzu- 
mischen, unter  dem  Vorbehalt,  dass  der  Emir  die  von  ihm 
mit  der  britischen  Regierung  eingegangenen  Verträge  erfullL 

Art.  3.     (Betrifft   den    unmittelbaren  Verkehr    zwischen 
russischen  und  afghanischen  Beamten). 

Art.  4.     (Statuiert  das  Prinzip  der  gleichen  Handelsbt^ 
rechtigung  für  britische  und  russische  Kaufleute.) 

Art.  5.     (Bestimmt,    dass   die  Konvention   erst   in  Kraft 
tritt,  nachdem  der  Emir  seine  Zustimmung  erkl&rt  hat.) 


Abkommen  Thibet  betreffend. 

Art.  1.  Die  beiden  Hohen  vertragschliessenden  Teile 
verpflichten  sich,  die  territoriale  Integrität  Thibets  zu  achteiu 
sich  jeder  Einmischung  in  die  innere  Verwaltung  zu  enthalten. 

Art.  2.  In  Anerkennung  des  Prinzips  der  Suzerftnitiit 
Chinas  in  Thibet  verpflichten  sich  Grossbritannien  und  Rass- 
land, mit  Thibet  Verhandlungen  nur  zu  fuhren  unter  Ver* 
mittlung  der  chinesischen  Regierung.  .  .  . 

Art.  3.  Die  britische  und  russische  Regierung  ver- 
pflichten sich,  keine  Vertreter  nach  Lhassa  zu  senden. 

Art.  4.  Die  Hohen  vertragschliessenden  Teile  verpflichteo 
sich,  irgendwelche  Konzessionen  in  Betreff  von  Eisenbahnen. 
Strassen,  Telegraphen  und  Minen  oder  anderer  Rechte  in 
Thibet  weder  nachzusuchen  noch  sich  gewähren  zu  lassen^ 
weder  auf  eigene  Rechnung  noch  zu  Gunsten  ihrer  Unter- 
tanen. 
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Art.  5.     (Bestimmt,  dass  kein  Teil  der  Einnahmen  Thibets 
Grossbritannieu  oder  Russland  angewiesen  werden  darf.') 


*)  Ueber  den  persischen  Golf  vgl  Brief  von  Sir  Edward  Grey 
an  Sir  A.  Nicolson,  (crossbrilannischen  Botschafter  iu  St.  Petersburg. 
—  London,  Auswärtiges  Amt,  29.  August  1907.  Das  Schreiben 
nimmt  zunächst  Bezug  auf  die  dem  Botschafter  telegraphisch  erteilte 
Ermächtigung,  die  Konvention,  enthaltend  die  Abkommen  betreffend 
Persien,  Afghanistan,  Thibet  mit  der  russischen  Regierung,  zu  unter- 
zeichnen, weist  darauf  hin,  dass  in  der  Konvention  kein  Raum  für 
die  Erwähnung  der  britischen  Interessen  am  persischen  Golf  ge- 
wesen sei,  hebt  hervor,  dass  in  den  Verhandlungen,  die  der  Kon- 
vention vorausgegangen  seien,  die  russische  Regierung  ausdrücklich 
erklärt  habe,  sie  stelle  die  besonderen  Interessen  Grossbritanniens 
am  persischen  Golf  nicht  in  Abrede,  eine  Erklärung,  von  der  die 
britische  Regierung  in  formeller  Weise  Kenntnis  genommen  habe, 
weist,  um  es  vollständig  klar  zu  stellen,  dass  durch  die  Konvention 
nichts  an  der  Sachlage  im  persischen  Golf  geändert  werden  solle, 
darauf  hin,  dass  es  wünschenswert  sei,  die  früheren  Erklärungen 
der  britischen  Regierung  hinsichtlich  der  britischen  Interessen  im 
persischen  Golf  aufs  neue  ganz  allgemein  zu  bekräfligen,  und  erklärt 
zum  Scbluss,  die  britische  Regierung  werde  fortfahren,  alle  An- 
strengungen zu  machen,  um  die  Erhaltung  des  Status  quo  im  Golf 
und  den  britischen  Handel  in  demselben  zu  sichern,  ohne  dabei  die 
berechtigten  Handelsinteressen  einer  anderen  Macht  einschränken 
zu  wollen.  Rev.  g6n.  de  dr.  int.  1907.  Akttmstücke  S.  28.  —  Der 
Thibet- Vertrag  zwischen  England  und  China  ist  abgedruckt  in  der 
Zeitschrift  für  Völkerrecht  I  1907   S.  464. 

45 
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Beilage  X¥II. 

Der  Vertrag  zwischen  Deutschland  und  GOiixia 
vom  6.  Mai  1898.*) 

Art.  1.  Seine  Majestät  der  Kaiser  von  China,  von  der 
Absicht  geleitet,  die  freundschaftlichen  Beziehungen  zwischen 
China  und  Dentschland  zu  kräftigen  und  zugleich  die  mili- 
tärische Bereitschaft  des  chinesischen  Reiches  zu  stärken, 
verspricht,  indem  Er  sich  alle  Kechte  der  Souveränität  in 
einer  Zahl  von  50  km  (100  chinesischer  Li)  im  Umkreise 
von  der  Kiautschou-Bucht  bei  Hochwasserstand  vorbehält,  in 
dieser  Zone  den  freien  Durchmarsch  deutscher  Truppen  zu 
jeder  Zeit  zu  gestatten,  sowie  daselbst  keinerlei  Massnahmen 
oder  Anordnungen  ohne  vorhergehende  Zustimmung  der  deut- 
schen Regierung  zu  treffen  und  insbesondere  einer  etwa  er- 
forderlich werdenden  Regulierung  der  Wasserläufe  kein  Hin- 
dernis entgegenzusetzen.  Seine  Majestät  der  Kaiser  von 
China  behält  Sich  hierbei  vor,  in  jener  Zone,  im  Einvernehmen 
mit  der  deutschen  Regierung,  Truppen  zu  stationieren,  sowie 
andere  militärische  Massregeln  zu  treffen. 

Art.  2.  In  der  Absicht,  den  berechtigten  Wunsch  Seiner 
Majestät  des  Deutschen  Kaisers  zu  erfüllen,  dass  Deutsch- 
land gleich  anderen  Mächten  einen  Platz  an  der  chinesischen 
Küste  inne  haben  möge  für  die  Ausbesserung  und  Ausrüstung 
von  Schiffen,  für  die  Niederlegung  von  Materialien  und  Vor- 
räten für  dieselben,  sowie  für  sonstige  dazu  gehörende  Ein- 
richtungen, überlässt  Seine  Majestät  der  Kaiser  von  China 
beide  Seiten  des  Einganges  der  Bucht  von  Kiautschon  pacht- 
weise, vorläufig  auf  99  Jahre,  an  Deutschland.  Deutschland 
übernimmt  es,  in  gelegener  Zeit  auf  dem  ihm  überlassenen 
Gebiete  Befestigungen  zum  Schutze  der  gedachten  baulichen 


')   Zorn,  deutsche  Koionialgesetzgp'  1901,  S.  48. 
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Anlagen  und  der  Einfahrt  des  Hafens  zur  Ausführung  zu 
bringen. 

Art.  3.  um  einem  etwaigen  Entstehen  von  Konflikten 
vorzubeugen,  wird  die  kaiserlich  chinesische  Regierung  während 
der  Pachtdauer  im  verpachteten  Gebiete  Hoheitsrechte  nicht 
ausüben,  sondern  überlässt  die  Ausübung  derselben  an  Deutsch- 
land. Eine  genauere  Feststellnng  der  Grenzen  des  an  Deutsch- 
land verpachteten  Gebietes,  sowie  der  50  Kilometer  um  die 
Bucht  herum,  behalten  sich  die  hohen  Kontrahenten  vor, 
durch  beiderseitig  zu  ernennende  Kommissare  nach  Massgabe 
der  örtlichen  Verhaltnisse  vorzunehmen. 

Chinesischen  Kriegs-  und  Handelsschiffen  sollen  in  der 
Kiautschou-'Bucht  dieselben  Vergünstigungen  zu  Teil  werden, 
wie  den  Schiffen  anderer  mit  Deutschland  befreundeten  Nationen, 
und  es  soll  das  Einlaufen  und  Auslaufen,  sowie  der  Aufent- 
halt chinesischer  Schiffe  in  der  Bucht  keinen  anderen  Ein- 
schränkungen unterworfen  werden,  als  die  kaiserlich  deutsche 
Regierung  kraft  der  an  Deutschland  übertragenen  Hoheits- 
rechte in  Bezug  auf  die  Schiffe  anderer  Nationen  zu  irgend 
welcher  Zeit  festzusetzen  für  geboten  erachten  wird. 

Art.  4.  Deutschland  verpflichtet  sich,  auf  den  Inseln 
und  Untiefen  vor  Eingang  der  Bucht  die  erforderlichen  See- 
zeichen zu  errichten,  —  Von  chinesischen  Kriegs-  und  Han- 
delsschiffen sollen  in  der  Kiantschou-Bucht  keine  Abgaben 
erhoben  werden,  ausgenommen  solche,  denen  auch  andere 
Schiffe  zum  Zwecke  der  Unterhaltung  der  nötigen  Hafen- 
nnd  Qnaianlagen  unterworfen  werden. 

Art.  5.  Sollte  Deutschland  Ispäter  einmal  den  Wunsch 
äussern,  die  Kiautschou-Bucht  vor  Ablauf  der  Pachtzeit  an 
China  zurückzugeben,  so  verpflichtet  sich  China,  die  Auf- 
wendungen, die  Deutschland  in  Ktautschou  gemacht  hat,  zu 
ersetzen  und  einen  besser  geeigneten  Platz  an  Deutschland 
zu  gewähren.  Deutschland  verpflichtet  sich  ferner,  das  von 
China  gepachtete  Gebiet  niemals  an  eine  andere  Macht  weiter 
zu  verpachten.  Der  in  dem  Pachtgebiete  wohnenden  chine- 
sischen Bevölkerung  soll,  vorausgesetzt,  dass  sie  sich  den 
Gesetzen  und  der  Ordnung  entsprechend  verhält,  jeder  Zeit 
der  Schutz    der    deutschen  Regierung   zu  Teil   werden;    sie 
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kann,  soweit  nicht  ilir  Land  fdr  andere  Zwecke  in  Anspruch 
genommen  wird,  dort  verbleiben.  Wenn  Grundstücke  von 
chinesischen  Besitzern  zu  irgend  welchen  Zwecken  in  Anspruch 
genommen  werden,  so  sollen  die  Besitzer  dafür  entschädigt 
werden 

Allerhöchster  Erlass  betr.  die  Erklärung  Kiautschous 
zum  Schutzgebiete.   Vom  27.  April  1898:  (BGBl.  1898,  S.  171.) 

Nachdem  durch  den  am  6.  März  1898  zwischen  Unserer 
Regierung  und  der  Kaiserlich  chinesischen  Regierung  zu 
Peking  geschlossenen  Vertrag  das  in  diesem  Vertrage  näher 
bezeichnete,  an  der  Kiautschon-Bucht  belegene  Gebiet  in 
deutschen  Besitz  übergegangen,  nehmen  Wir  hiermit  im  Namen 
des  Reiches  dieses  Gebiet  unter  unseren  Kaiserlichen  Schutz. 
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Beilage  X¥III. 

Die  Meerengen-Konvention  vom  30.  März  1856/) 
(Dardanellen  und  Bosporus). 

Art.  1.  Seine  Majestät  der  Sultan  einerseits  erklärt, 
dass  er  des  festen  Willens  ist,  in  Zukunft  das  als  alte  Regel 
seines  Reiches  unwandelbar  festgestellte  Prinzip,  und  in  Folge 
dessen  es  zu  allen  Zeiten  den  Kriegsschiffen  der  fremden 
Mächte  untersagt  war,  in  die  Meerenge  der  Dardanellen  und 
des  Bosporus  einzulaufen,  aufrecht  zu  erhalten;  und  dass 
Seine  Majesät,  so  lange  sich  die  Pforte  im  Frieden  beündet, 
kein  fremdes  Kriegsschiff  in  die  genannten  Meerengen  ein- 
lassen wird;  und  Ihre  Majestäten  der  König  von  Preussen, 
der  Kaiser  von  Oesterreicb,  die  Königin  des  vereinigten 
Königreiches  von  Grossbritannien  und  Irland,  der  Kaiser 
aller-  Reussen  und  der  König  von  Sardinien,  andrerseits, 
verpflichten  sich,  diese  Willensbestimmung  des  Sultans  zu 
acbten  und  sich  das  vorhin  erwähnte  Prinzip  zur  Richtschnur 
zu  nehmen. 

Art.  2.  Wie  in  früherer  Zeit,  behält  sich  der  Sultan 
vor,  denjenigen  leichten  Fahrzeugen  unter  Kriegsflagge  Pas- 
sage-Firmane   zu   erteilen,   welche^    der  Gewohnheit  gemäss, 


*)  Eine  Abänderung  des  Meerengen- Vertrages  ist  erfolgt 
durch  den  Londoner  Vertrag  vom  13.  März  1871  Art.  1,  welcher 
lautet:  .,Das  Prinzip  der  Schliessung  der  Meerengen  der  Dardanellen 
und  des  Bosporus,  wie  dasselbe  durch  die  besondere  Konvention  am 
30.  März  1856  hergestellt  worden,  wird  aufrecht  erhalten,  mit  der 
Machtvollkommenheit  fQr  Seine  Kaiserliche  Majestät  den  Sultan,  die 
genannten  Meerengen  in  Friedenszeiten  den  Kriegsschiffen  der  be- 
freundeten und  alliierten  Mächte  zu  öffnen,  falls  die  Hohe  Pforte 
dies  fOr  nötig  erachten  sollte,  um  die  Ausführung  der  Stipulationen 
des  Pariser  Vertrags  vom  30.  März  1856  sicher  zu  stellen." 
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Seilage  XIX. 

ertrage  vom  18.  Oktober  1907. 

t^n  Beginn  der  Feinseligkeiteo. 

tragsniächte  erkennen  an,  dass  die  Feind- 

n  nicht  beginnen  dürfen  ohne  eine  vor- 

' tutige    Benachrichtigung,    die    entweder 

rrnnden  versehenen  Kriegserklärung  oder 

.IS   mit  bedingter  Eriegserklärnng  haben 

Kriegszustand  ist  den  neutralen  Mächten 

/eigen  und  wird  für  sie  erst  nach  Eingang 

ksam,  die  auch  auf  telegraphischem  Wege 

ledoch   können   sich    die    neutralen  Mächte 

)en    der  Anzeige   nicht   berufen,    wenn   un- 

tehty  dass  sie  den  Kriegszustand  tatsächlich 

>t3r  Artikel  1  dieses  Abkommens  wird  wirksam 
Krieges  zwischen   zwei   oder   mehreren  Ver- 

:t'l  2  ist  verbindlich  in  den  Beziehungen   einer 
fi  Vertragsmacht    und    den    neutralen  Mächten, 
■  s  Vertragsmächte  sind. 

.imen  über  die  Behandlung  der  feind- 
.  auffahrteischiffe  beim  Ausbruche  der 
Feindseligkeiten. 

1.     Befindet    sich    ein    Kaufifahrt  ei  schiff   einer   der 

11(1  en    Mächte     beim    Ausbruche    der    Feindselig- 

einem  feindlichen  Hafen,  so  ist  es  erwünscht,   dass 

Mttet    wird,   unverzüglich  oder  bir  ni  zu 

nden   ausreichenden  Frist  frei  ar  mit 
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li  njcht  auf  solche 
dass  sie  zur  Um- 

bkommens  finden 
lung  und  nur  dann, 
sparteien  sind. 

ijr  von  Kauf- 
schiffe. 

in   ein  Kriegsschift' 

ischaft  yerbundenen 

ht  dem  direkten  Be- 

r  Verantwortlichkeit 

■  stellt  ist. 

.andelton  Kauffahrtei- 
ler Kriegsschiffe  ihres 

in  Staatsdienste  stehen 

ilt   ordnungsmassig  be- 

r  Rangliste  der  Kriegs- 

den    Regeln   der    militä- 

schiff  umgewandelte  Kauf- 
nehmungen  die  .Gesetze  und 
ichten. 
le,  der  ein  Kauffahrteischiff  in 
uss  diese  Umwandlung  möglichst 
.riegsschiffe  vermerken, 
iingen  dieses  Abkommens  finden  nur 
.ichten  Anwendung   und    nur    dann, 
u  sämtlich  Vertragsparteien  sind. 

die  Legung  von  unterseeischen 
tatigen  Kontaktminen. 

st  untersagt: 
i,e  selbsttätige  Kontaktminen  zu  legen,  ausser 
j  so  e^- — «-*•*-«■  sind,  dass  sie  spätestens  eine 


^i^ 


rfet^' 
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Jal 


inem    Passiersche. 

nungahafen  oder  e^ 

BUBUchen. 

Das  Gleiche    ^ 

fahrtsbafen  vor  dei 

ohne  Kenntnis    der 

anläuft. 

Art.  2.     Ein  K 

walt  den  feindlichen 

Artikel  erwähnten  1 

Auslaufen   nicht  ges 

werden. 

Der  Kriegfuhreii 

pflichtung,  es  nach  d 
zugeben,  mit  Beschla 
sich  anfordern. 

Art.  3.     Die     fei 
letzten  Abfahrtshafen 
haben    und   in  Unken i 
troffen  werden,  dürfen 
liegen  nur  entweder  d 
tung,  dass  sie  nach  de 
gegeben  werden,  oder  ( 
gegen  Entschädigung  u 
die  Sicherheit    der  Per 
papiere  gesorgt  wird. 

Sobald  diese  Schiff« 
neutralen  Hafen  berühi 
Gebräuchen  des  Seekrie. 
Art.  4.  Die  feindli 
den  Artikeln  1,  2  bezei 
ebenfalls,    zusammen    mu 

der  Beschlagnahme,    wob 

Schädigung  zurückzugebe 

Entschädigung. 

Das  Gleiche   gilt    fftj 

Art.  3  bezeichneten  Schit» 


< 
#^i«^^ 


'--■*^  v\««*  ..««S*^    »«cV>®  v»e<»»    uet«   .,o 
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rt.  6.  Die  Vertragsinächte,  die  nocli  nicht  über  ver- 
iimnete  Minen,  so  wie  sie  dieses  Abkommen  vorsieht, 
im  und  mithin  zur  Zeit  die  in  Art.  1  nnd  3  aufge- 
I  Regeln  nicht  befolgen  können,   verpflichten  sich,  ihr 

iaterial   möglichst   bald    umzugestalten,   damit  es  den 

ren  Vorschriften  entspricht. 

r.  7.  Die  Bestitnniungen  dieses  Abkommens  flnden 
^chen  den  Vertragsmächten  Anwendung  nnd  nur  dann, 
•  Kriegrführenden  sämtlich  Vertragsparteien  sind. 

11.     Dieses  Abkommen  gilt  für  die  Dauer  von  sieben 
.rerechnet  vom  sechzigsten  Tage  nach  dem  Tage  der 
riterlegung  von  Ratifikationsurkunden.    In  Ermange- 
•  Kündigung  bleibt  es  nach  dem  Ablauf  dieser  Frist 
Kraft.     Die  Kündigung  soll  schriftlich  der  Regie- 
Niederlande   erklärt  werden,    die  unverzüglich  be- 
\b8chrift  der  Erklärung  allen  Mächten  mitteilt  und 
•  ich    bekannt  gibt,    an  welchem  Tage  sie  die  Er- 
ilten  hat  etc. 

Die  Vertragsmächte  verpflichten  sich,  die  Frage 

% cnduDg  selbsttätiger  Kontaktminen  sechs  Monate 

laufe    (ier    im    ersten  Absätze    des  vorstehenden 

resehenen  Frist    wieder   aufzunehmen,   falls   sie 

von  der  Dritten  Friedenskonferenz  wieder   auf- 

I  gelöst  worden  ist. 

;e  Vertragsmächte  ein  neues  Abkommen  über 
lg  von  Minen  schliessen,  so  verliert,  sobald 
ritt,  das  vorliegende  Abkommen  seine  Gültigkeit. 

betreffend    die  Beschiessung  durch 
reitkräfte  in  Kriegszeiten. 
Erstes  Kapitel. 

c  unverteidigter  Häfen,  Städte,  Dörfer, 
Wohnstätteu  oder  Gebäude. 

ist  untersagt,    unverteidigte  Häfen,   Städte, 
Uten   oder  Gebäude  durch  Seestreitkräfte  zu 
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Eine  Ortschaft  darf  nicht  ans  dem  Grunde  allein  be- 
schossen werden,  weil  vor  ihrem  Hafen  nnterseeische  selbst- 
tätige Kontakt ni inen  gelegt  sind. 

Art.  2.  In  diesem  Verbote  sind  jedoch  nicht  inbegriffen 
militärische  Werke,  Militär-  oder  Marineanlagen,  Niederlagen 
von  Waffen  oder  von  Kriegsmaterial,  Werkstätten  und  Ein- 
richtangen,  die  für  die  Bedürfnisse  der  feindlichen  Flotte  oder 
des  feindlichen  Heeres  nutzbar  gemacht  werden  können,  so- 
wie im  Hafen  befindliche  Kriegsschiffe.  Der  Befehlshaber 
einer  Seestreitmacht  kann  sie  nach  Anfforderang  mit  ange- 
messener Frist  durch  Geschütz feuer  zerstören,  wenn  jedes 
andere  Mittel  ausgeschlossen  ist  und  die  Ortsbehörden  nicht 
innerhalb  der  gestellten  Frist  zn  der  Zerstörung  geschritten  sind. 

Ihn  trifft,  in  diesem  Falle  keine  Verantwortung  für  den 
nicht  beabsichtigten  Schaden,  der  durch  die  Beschiessnng 
etwa  verursacht  werden  ist. 

Wenn  zwingende  militärische  Gründe,  die  ein  sofortiges 
Handeln  erfordern,  die  Bewilligung  einer  Frist  nicht  gestatten, 
so  versteht  es  sich,  dass  das  Verbot  der  Beschiessnng  der 
unverteidigten  Stadt  ebenso  wie  im  Falle  des  Abs.  l  bestehen 
bleibt  und  dass  der  Befehlshaber  alle  erforderlichen  Anord- 
nungen zu  treffen  hat,  damit  daraus  für  die  Stadt  möglichst 
wenig  Nachteile  entstehen. 

Art.  3.  Nach  ausdrücklicher  Ankündigung  kann  zur  Be- 
schiessung  unverteidigter  Häfen,  Städte,  Dörfer,  Wohnstätten 
und  Gebäude  geschritten  werden,  wenn  die  Ortsbehörde,  nach- 
dem sie  durch  eine  förmliche  Aufforderung  in  Verzug  gesetzt 
ist,  sich  weigert,  einer  Anforderung  von  Lebensmitteln  oder 
Vorräten  nachzukommen,  die  für  das  augenblickliche  Bedürfnis 
der  vor  der  Ortschaft  liegenden  Seestreitmacht  benötigt  werden. 

Die  angeforderten  Leistungen  müssen  im  Verhältnisse  zu 
den  Hilfsquellen  der  Ortschaft  stehen.  Sie  sollen  nur  mit 
Ermächtigung  des  Befehlshabers  der  Seestreitmacht  gefordert 
und  soviel  wie  möglich  bar  bezahlt  werden ;  andernfalls  sind 
dafür  Empfangsbescheinigungen  auszustellen. 

Art.  4.  Es  ist  untersagt,  unverteidigte  Häfen,  Städte, 
Dörfer,  Wohnstätten  und  Gebäude  zu  beschiessen,  weil  sie 
Auflagen  in  Geld  nicht  bezahlt  haben. 
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Zweites  Kapitel. 
Allgemeine  Bestimmungen. 

Art.  5.  Bei  der  Beschiessung  durch  Seestreitkräfte 
sollen  Yon  dem  Befehlshaber  alle  erforderlichen  Vorkehrungen 
getroffen  werden,  nm  die  dem  Gottesdienste,  der  Kunst,  der 
Wissenschaft  nnd  der  Wohltätigkeit  gewidmeten  Gebäude, 
die  geschichtlichen  Denkmäler,  die  Hospitäler  nnd  Sammel- 
plätze für  Kranke  oder  Verwundete  soviel  wie  möglich  zu 
schonen,  vorausgesetzt,  dass  sie  nicht  gleichzeitig  zu  einem 
militärischen  Zwecke  Verwendung  finden. 

Pflicht  der  Einwohner  ist  es,  diese  Denkmäler,  Gebäude 
oder  Sammelplätze  durch  deutliche  Zeichen  kenntlich  zu 
machen,  die  aus  grossen  und  steifen  rechteckigen  Flächen 
bestehen  und  diagonal  in  zwei  Dreiecke,  das  obere  von 
schwärzer,  das  untere  von  weisser  Farbe,  geteilt  sein  sollen. 

Art.  6.  Mit  Ausnahme  des  Falles,  wo  die  militärischen 
Erfordernisse  es  nicht  gestatten,  soll  der  Befehlshaber  der 
angreifenden  Seestreitmacht  vor  Eröffnung  der  Beschiessung 
alles,  was  an  ihm  liegt,  tun,  um  die  Behörden  zu  benach- 
richtigen. 

Art.  7.  Es  ist  untersagt,  Städte  oder  Ortschaften,  selbst 
wenn  sie  im  Sturm  genommen  sind,  der  Plünderung  preis- 
zugeben. 

Drittes  Kapitel. 
Schlussbestimmungen. 

Art.  8.  Die  Bestimmungen  dieses  Abkommens  finden  nur 
zwischen  den  Vertragsmächten  Anwendung  und  nur  dann, 
wenn  die  Kriegführenden  sämtlich  Vertragsparteien  sind. 

Abkommen,  betreffend  die  Anwendung  der 

Grundsätze   des  Genfer  Abkommens  auf  den 

Seekrieg. 

Art.  1.  Die  militärischen  Lazarettschiffe,  das  heisst 
Schiffe,  die  vom  Staate  einzig  und  allein  erbaut  oder  einge- 
richtet worden  sind,  um  den  Verwundeten,  Kranken  nnd 
Schiffbrüchigen  Hilfe  zu  bringen,  und  deren  Namen  beim  Be- 
ginn   oder  im  Verlaufe  der  Feindseligkeiten,   jedenfalls  aber 
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Beilase  Xtl 

Ein  Vorschlag  zu  einem  fraJUösUclieii 

P 
MM.  Joseph  Reinach  ei  Henri  Schmidt, 
de  presenter  Tamendement  suivant  älaloi 
des  recettes),  par  lequel  ils  proposeüt  dHn 
38  les  articles  additioonels  ci-aprös- 

Art.  39.  —  L'ouverture  de  nouveaa 
k  consommer  sur  place  est  interdite. 

N'est  pas  consider^e  commo  ouvertti: 
pour  rapplication  du  präsent  artlcle,  ^^ 
meme  local,  d'un  döbit  ferm6  d*  piuB  P^^ 
delaconstatation  faite  par  le  service  des 
par  suite  de  d^cös  ou  do  faillite,  pourr 
Profit  des  ayants  droit  de  Vancieu  titu 
Art.  30.  —  Par    d^rogation    ^    ^' 
döbits  nouveaux  peuvent  Mre  oviverU 
1®   Sur   des    points    distaDts    de 
moins  de  tout  autre  d6bit. 

2**  Dans  las   commtmes  posse^an^ 
500  babifants. 

3o    Par    l'application    de    l'artic 
juillet  1880. 

^^  A  titre    temporaire,  snr  Tavr 
nne  mesure  limit^e    d6tennin^e  pöur 
prüfet,  aprös  a^is    du  conseil  nmnlc 
döpartementale,    <ia.n8  les  Station  s  t> 
oft  Jes  ^trang-ers     affluent  ä  certain 
^ont  Ja   liste      80T*a     dötermiuee    p^ 


EmV 
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■''**'     .     —  — 
i  h  i:  jiäBa  IM 
An.  4L  -  i«  ^  ^ 

Mim.  k  Twmc  •»  4^  ^ 
BikatiaD  in»  PK  r     - 

ebit-         ■^^*'»». 

«"'«fei  j*"*»..;*»«^ 


nur 


ichts-  und 

ablehnen, 

inte  Falirt- 

reben    und 

Umstände 

chiffen  ge- 
fstagebuch 

kenntlich 
mit  einem 
en  grünen 

jind  kennt- 
istrich  mit 
;er  breiten 

1  Lazarett- 
1  ähnlichen 

)ar  machen, 

Genfer  Ab- 

»ten  Kreuze 

)  angehören, 

nden,  dessen 

'einde  zurück- 

vriegführenden, 

I. 

Schiffe  und  Boote 

.cbührenden    Schutz 

des  Kriegführenden, 

rkehrungen  zu  treffen, 

Anstrich  genügend  sicht- 


^.»rgesehenen  Abzeichen  sollen 
tr-:ai^g2eiten  nur  zum  Schutze 


720  Jahresbericht  1908.    Beilagen.. 

und   zur  Bezeichnung   der  dort  erwähnten  Schiffe  g^ebraacbt 
werden. 

Art.  7.  Im  Falle  eines  Kampfes  an  Bord  eines  Krie^ 
Schiffes  sollen  die  Lazarette  tunlichst  geachtet  und  geschont 
werden. 

Diese  Lazarette  und  ihre  Ausrüstung  bleiben  den  Kriegs- 
gesetzen unterworfen,  dürfen  aber  ihrer  Bestimmung'  nicht 
entzogen  werden,  solange  sie  für  Verwundete  und  Kranke 
erfordorlich  sind. 

Gleichwohl  kann  der  Befehlshaber,  der  sie  in  seiner  Ge- 
walt hat,  im  Falle  gewichtiger  militärischer  Erfordernisse, 
darüber  verfügen,  wenn  er  zuvor  den  Verbleib  der  darin 
untergebrachten  Verwundeten  und  Kranken  sichergestellt  hat 

Art.  8.  Der  den  Lazarettschiffen  und  den  Schiffslaza- 
retten gebührende  Schutz  hört  auf,  wenn  sie  dazu  verwen- 
det werden,  dem  Feinde  zu  schaden. 

Als  geeignet,  um  den  Verlust  des  Schutzes  zu  begründea, 
soll  weder  die  Tatsache  gelten,  dass  das  Personal  dieser 
Schiffe  und  Lazarette  zur  Aufsechterhaltung  der  Ordnung* 
und  zur  Verteidigung  der  Verwundeten  oder  Kranken  be- 
waffnet ist,  noch  die  Tatsache,  dass  sich  eine  funken  tele- 
graphische Einrichtung  an  Bord  befindet. 

Art.  9.  Die  Kriegführenden  können  den  Wohltätigkeits- 
siun  der  Führer  neutraler  Kauffahrteischiffe,  Jachten  oder 
Boote  anrufen,  damit  sie  Verwundete  oder  Kranke  an  Bord 
nehmen  und  versorgen. 

Fahrzeuge,  die  diesem  Aufrufe  nachkommen,  ebenso  wie 
solche,  die  unaufgefordert  Verwundete,  Kranke  oder  Sehiff- 
brüchige  aufgenommen  haben,  geniessen  einen  besonderen 
Schutz  und  bestimmte  Vergünstigungen.  In  keinem  Falle 
können  sie  we<?en  einer  solchen  Beförderung  weggenommen 
werden ;  sie  bleiben  jedoch,  sofern  ihnen  nicht  ein  anderes 
versprochen  ist,  im  Falle  von  Neutralitätsverletzuugen,  deren 
sie  sich  etwa  schuldig  gemacht  haben,  der  Wegnahme  aus- 
gesetzt. 

Art.  10.  Das  geistliche,  ärztliche  und  Lazarettpersonal 
weggenommener  Schiffe  ist  unverletzlich  und  kann  nicht 
kriegsgefangen    gemacht    werden.     Es   ist   berechtigt,    beim 
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Verlassen  des  Schiffes  die  Gegenstände  und  chirurgischen  In- 
strumente, die  sein  Privateigentum  sind,  mit  sich  zu  nehmen. 

Es  soll  jedoch  seine  Dienste  so  lange  weiter  leisten,  ais 
es  notwendig  erscheint,  und  kann  sich  erst  dann  zurück- 
ziehen, wenn  der  oberste  Befehlshaber  es  ffir  zulässig  erklärt. 

Die  Kriegführenden  sind  verpflichtet,  diesem  Personale, 
wenn  es  in  ihre  Hände  fällt,  dieselben  Bezüge  und  dieselbe 
Löhnung  zuzusichern  wie  dem  Personal  gleichen  Dienstgrads 
der  eigenen  Marine. 

Art.  11.  Die  an  Bord  befindlichen  Marine-  und  Militär- 
personen sowie  andere  den  Marinen  oder  Heeren  dienstlich 
beigegebene  Personen  sollen,  sofern  sie  verwundet  oder  krank 
sind,  von  dem,  der  das  Schiff  nimmt,  ohne  Unterschied  der 
Nationalität  geachtet  und  versorgt  werden. 

Art.  12.  Jedes  Kriegsschiff  einer  Kriegspartei  kann  die 
Herausgabe  der  Verwundeten,  Kranken  oder  Schiffbrüchigen 
yerlangen,  die  sich  an  Bord  ron  militärischen  Lazarettschiffen, 
von  Lazarettschiffen  einer  Hilfsgesellschaft  oder  einer  Privat- 
person, von  Kauffahrteischiffen,  Jachten  oder  Booten  befinden, 
welches  auch  die  Nationalität  dieser  Fahrzeuge  sei. 

Art.  13.  Wenn  ein  neutrales  Kriegsschift  Verwundete, 
Kranke  oder  Schiffbrüchige  an  Bord  genommen  hat,  so  niuss 
soweit  wie  möglich  dafür  gesorgt  werden,  dass  diese  nicht 
wieder  an  den  Kriegsunternehmungen  teilnehmen  können. 

Art.  14.  Schiffbrüchige,  Verwundete  oder  Kranke  eines 
Kriegführenden  sind  Kriegsgefangene,  wenn  sie  in  die  Ge- 
walt des  anderen  Kriegführenden  fallen.  Es  bleibt  diesem 
überlassen,  den  Umständen  nach  darüber  zu  befinden,  ob  sie 
festzuhalten  oder  ob  sie  nach  einem  Hafen  seiner  Nation, 
nach  einem  neutralen  Hafen  oder  selbst  nach  einem  Hafen 
des  Gegners  befördert  werden  sollen.  Im  letzteren  Falle 
dürfen  die  so  in  ihre  Heimat  entlassenen  Kriegsgefangenen 
während  der  Dauer  des  Krieges  nicht  mehr  dienen. 

Art.  15.  Schift'brüchige,  Verwundete  oder  Kranke,  die 
mit  Genehmigung  der  Ortsbehörde  in  einem  neutralen  Hafen 
ausgeschifft  worden  sind,  sollen,  sofern  nicht  zwischen  dem 
neutralen  Staate  und  den  kriegführenden  Staaten  ein  anderes 
vereinbart    ist,    durch   den   neutralen  Staat  derart  bewacht 
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werden,  dass  sie  nicht  wieder  an  den  Kriegsnntemehniiuigen 
teilnehmen  können. 

Die  Kosten  der  Pflege  and  der  ünterbringong'  sind  von 
dem  Staate  zu  tragen,  dem  die  Schiffbrüchigen,  Verwundeten 
oder  Kranken  angehören. 

Art.  16.  Nach  jedem  Kampfe  sollen  die  beiden  Kriegs- 
parteien, soweit  es  die  militärischen  Zwecke  gestatten,  Vor- 
kehmngen  treffen,  um  die  Schiffbrächigen,  Verwundeten  und 
Kranken  anfzusuchen  und  sie,  ebenso  wie  die  Grefallenen, 
gegen  Beraubung  und  schlechte  Behandlung  zu  schützen. 

Sie  sollen  darüber  wachen,  dass  der  Beerdigung,  Ver- 
senkung oder  Verbrennung  der  Gefallenen  eine  sorgfUtige 
Leichenschau  vorangeht. 

Art.  17.  Jeder  Kriegführende  soll  sobald  als  möglich 
die  bei  den  Gefallenen  aufgefundenen  militärischen  Erkennungs- 
marken und  Beweisstücke  der  Identität  sowie  ein  Namens- 
Verzeichnis  der  von  ihm  aufgenommenen  Verwundeten  oder 
Kranken  deren  Landesbehörden  oder  den  Dienstbehörden  ihrer 
Marine  oder  ihres  Heeres  übermitteln. 

Die  Kriegführenden  sollen  sich  über  die  Unterbringung 
von  Kranken  und  Verwundeten,  die  sich  in  ihrer  Gewalt 
befinden,  und  den  Wechsel  in  der  Unterbringang  sowie  flber 
ihre  Aufnahme  in  die  Lazarette  und  die  vorkommenden  Sterbe- 
fälle gegenseitig  auf  dem  laufenden  halten.  Sie  sollen  alle 
zum  persönlichen  Gebrauche  bestimmten  Gegenstände,  Wert^ 
Sachen,  Briefe  etc.,  die  auf  den  genommenen  Schiffen  ge- 
funden oder  von  den  in  Hospitälern  sterbenden  Verwundeten 
oder  Kranken  hinterlassen  werden,  sammeln,  um  sie  durch 
deren  Landesbehörden  den  Berechtigten  übermitteln  zu  lassen. 

Art.  18.  Die  Bestimmungen  dieses  Abkommens  finden 
nur  zwischen  den  Vertragsm ächten  Anwendung  und  nur  dann, 
wenn  die  Kriegführenden  sämtlich  Vertragsparteien  sind. 

Art.  19.  Die  Oberbefehlshaber  der  Flotten  der  Krieg- 
führenden haben  für  die  Einzelheiten  der  Ausführung  der 
vorstehenden  Artikel  und  für  nicht  vorgesehene  Fälle  gemäss 
den  Weisungen  ihrer  Regierungen  und  im  Sinne  dieses  Ab- 
kommens zu  sorgen. 
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Art.  20.  Die  Mächte,  die  unterzeichnet  haben,  werden 
die  erforderlichen  Massnahmen  treffen,  um  die  Bestimmungen 
dieses  Abkommens  ihren  Marinen  und  besonders  dem  ge- 
schützten Personale  bekannt  zu  machen  und  sie  zur  Kenntnis 
der  Bevölkerung  zu  bringen. 

Art.  21.  Die  Mächte,  die  unterzeichnet  haben,  yer- 
pflichten  sich  gleiohermassen,  im  Falle  der  Unzulänglichkeit 
ihrer  Strafgesetze  die  erforderlichen  Massnahmen  zu  treffen 
oder  ihren  gesetzgebenden  Körperschaften  Yorzuschlagen,  um 
in  Kriegszeiten  die  von  Einzelnen  begangenen  Handlungen 
der  Beraubung  und  der  schlechten  Behandlung  von  Verwun- 
deten und  Kranken  der  Marinen  mit  Strafe  zu  belegen^  sowie 
um  den  unbefugten  Gebrauch  der  im  Art.  5  vorgesehenen  Ab- 
zeichen durch  die  von  dieaem  Abkommen  nicht  geschützten 
Schiffe   als  Anmassung  militärischer  Abzeichen  zu  bestrafen. 

Sie  werden  sich  durch  Vermittlung  der  Niederländischen 
Regierung  diese  Strafbestimmungen  spätestens  in  fünf  Jahren 
nach  der  Ratifikation  dieses  Abkommens  gegenseitig  mitteilen. 

Art.  22.  Finden  Kriegsunternehmungen  zwischen  Land- 
und  Seestreitkräften  der  Kriegführenden  statt,  so  sollen  die 
Bestimmungen  dieses  Abkommens  nur  für  die  eingeschifften 
Streitkräfte  Anwendung  finden. 

Art.  23.    (Ratifikationsbestimmungen.) 

Art.  24.  Die  Mächte,  die  nicht  unterzeichnet,  aber  das 
Genfer  Abkommen  vom  6.  Juli  1906  angenommen  haben, 
können  dem  vorliegenden  Abkommen  später  beitreten 

Art.  25.  Dieses  Abkommen  tritt  nach  seiner  Ratifika- 
tion für  die  Beziehungen  zwischen  den  Vertragsmächten  an 
die  Stelle  des  Abkommens  vom  29.  Juli  1899,  betreffend  die 
Anwendung  der  Grundsätze  des  Genfer  Abkommens  auf  den 
Seekrieg. 

Das  Abkommen  von  1899  bleibt  in  Kra"**:  für  die  Be- 
ziehungen zwischen  den  Mächten,  die  es  unterzeichnet  haben, 
die  aber  das  vorliegende  Abkommen  nicht  gleichermasson 
ratifizieren  sollten. 
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Abkommen  über  gewisse  Beschränkungen  in   der 

Ausübang  des  Beuterechts  im  Seekriege. 

Erstes  Kapitel. 

Briefpostsendangen. 

Art.  1.  Die  auf  See  auf  neutralen  oder  feindlichen 
Schiffen  vorgefandenen  Briefpostsendungen  der  Neutralen 
oder  der  Kriegführenden,  mögen  sie  amtlicher  oder  privater 
Natur  sein,  sind  unverletzlich.  Erfolgt  die  Beschlag^nahme 
des  Schiffes,  so  sind  sie  von  dem  Beschlagnehmenden  möglichst 
unverzüglich  weiterzubefördern. 

Die  Bestimmungen  des  vorstehenden  Absatzes  finden  im 
Falle  des  Blockadebruchs  keine  Anwendung  auf  die  Brief- 
sendungen, die  nach  dem  blockierten  Hafen  bestimmt  sind 
oder  von  ihm  kommen.  * 

Art.  2.  Die  Unverletzlichkeit  der  Briefpostsendungen 
entzieht  die  neutralen  Postdampfer  nicht  den  Gesetzen  und 
Grebräuchen  des  Seekriegs,  welche  die  neutralen  Kauffahrtei- 
schiffe im  allgemeinen  betreffen.  Doch  soll  ihre  Durch- 
suchung nur  im  Notfall  unter  möglichster  Schonung  und  mit 
möglichster  Beschleunigung  vorgenommen  werden. 

Zweites  Kapitel. 
Befreiung   gewisser   Fahrzeuge  von  der  Wegnahme. 

Art.  3.  Die  ausschliesslich  der  Küstenfischerei  oder  den 
Verrichtungen  der  kleinen  Lokalschiffahrt  dienenden  Fahr- 
zeuge sowie  ihr  Fischereigerät,  ihre  Takelage,  ihr  Schiffs- 
gerät  und  ihre  Ladung  sind  von  der  Wegnahme  befreit. 

Die  Befreiung  hört  auf,  sobald  sie  in  irgendwelcher  Art 
an  den  Feindseligkeiten  teilnehmen. 

Die  Vertragsmächte  versagen  es  sich,  den  harmlosen 
Charakter  dieser  Fahrzeuge  auszunutzen,  um  sie  unter  Bei- 
behaltung ihres  friedlichen  Aussehens  zu  militärischen  Zwecken 
zu  verwenden. 

Art.  4.  Von  der  Wegnahme  sind  gleichermassen  die 
Schiffe  befreit,  die  mit  religiösen,  wissenschaftlichen  oder 
menschenfreundlichen  Aufgaben  betraut  sind. 
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Drittes  Kapitel. 

Behandlung   der   Besatzung 

der  von  einem  Kriegführenden   weggenommenen 

feiad liehen   Kanffahrteischiffe. 

Art.  5.  Wird  von  einem  Kriegführenden  ein  feindliches 
Kaafiahrteischiff  weggenommen,  so  wird  dessen  Mannschaft, 
soweit  sie  einem  neutralen  Staate  angehört,  nicht  zu  Kriegs- 
gefangenen gemacht. 

Das  Gleiche  gilt  von  dem  Kapitän  and  den  Offizieren, 
die  ebenfalls  einem  neutralen  Staate  angehören,  wenn  sie  ein 
förmliches  schriftliches  Versprechen  abgeben,  während  der  Dauer 
des  Krieges  auf  keinem  feindlichen  Schiffe  Dienste  zu  nehmen. 

Art.  6.  Der  Kapitän,  die  Offiziere  und  die  Mitglieder 
der  Mannschaft,  die  dem  feindlichen  Staate  angehören,  werden 
nicht  zu  Kriegsgefangenen  gemacht,  sofern  sie  sich  unter 
Bekräftigung  mit  einem  förmlichen  schriftlichen  Versprechen 
verpflichten,  während  der  Dauer  der  Feindseligkeiten  keinen 
Dienst  zu  übernehmen,  der  mit  den  Kriegsunteruehmungen 
im  Zusammenhange  steht. 

Art.  7;  Die  Namen  der  unter  den  Voraussetzungen  des 
Art.  6  Abs.  2  und  des  Art.  6  frei  gelassenen  Personen  werden 
von  der  nehmenden  Kriegsmacht  der  anderen  Kriegsmacht 
mitgeteilt.  Dieser  ist  es  untersagt,  solche  Personen  wissentlich 
zu  verwenden. 

Art.  8.  Die  Bestimmungen  der  drei  vorstehenden  Artikel 
finden  keine  Anwendung  auf  Schifte,  die  an  den  Feindseligkeiten 
teilnehmen. 

Viertes  Kapitel. 

SchluBsbestimmungen. 

Art.  9.  Die  Bestimmnngen  dieses  Abkommens  finden 
nur  zwischen  den  Vertragsmächten  Anwendung,  und  nur 
dann,  wenn  die  Kriegführenden  sämtlich  Vertragsparteien  sind. 

Abkommen,  betreffend  die  Rechte  und  Pflichten 
der  Neutralen  im  Falle  eines  Seekriegs. 
Art.  1.  Die  Kriegführenden  sind  verpflichtet,  die  Hoheits- 
rechte der  neutralen  Mächte  zu  achten  und  sich  in  deren 


^^  i 


-t^ 


^"^^J-^ir 


'^^  ^^  ^~      -^ 


'  3:  i-^^ 


^-er  ?. 


^^ 


'^^ 


'/ 


-^^ 
•^ 


if- 


-  oder 


■htt 


^t-i 


^'^o?.  727 

'*^    .^*  .,  die  ihr 

^  in  ihrem 

168  Schiffes 
e  Annahme 
i  feindlichen 
j  im  Frieden 
ieselbe  üeber- 
ihrem  Hoheits- 
lahme  an  feind- 
äuft,  das  inner- 
r  ise  zum  B[riegs- 

I  Bedingungen,  Be- 

ile Zulassung  von 
1  iiden  in  ihre  Hftfen, 

^  lat,  auf  beide  Krieg- 

^  ien  Zutritt  zu  ihren 

^  chiffe  untersagen,  das 

f'  «Dgen  und  Anweisungen 

I  letzt  hat. 

Macht  wird  durch  die 
•   und  Prisen   der  Krieg- 
er nicht  beeinträchtigt. 
.t  darf  zulassen,  dass  die 
^ich  ihrer  bestallten  Lotsen 

^^ebung  der  neutralen  Macht 
Bestimmungen  enthält,   ist  es 
renden,  abgesehen  Ton  den  in 
n  Fällen,  untersagt,  sich  inner- 
Küstengewässer  einer  solchen 
izig  Stunden  aufzuhalten, 
icht,  die  vom  Beginne  der  Feind- 
: ,  dass  sich  innerhalb  iihrer  Häfen, 
^er  ein   Kriegsschiff  eines  Krieg- 
sie das  Schiff  aufz»*"    '         '  'nnen 


728  Jahresbericht  1906.    Beilagen. 

Yiemndzwanzig  Standen  oder  in  der  durch  das   Ortsgesetz 
vorgeschriebenen  Frist  au8zalaafen# 

Art.  14.  Kriegsschiffe  von  Kriegführenden  dorfen  ihrea 
Aufenthalt  in  einem  neutralen  Hafen  über .  die  gesetzlicfae 
Dauer  hinaus  nur  aus  Anlass  von  Beschädigungen  oder  wegen 
des  Zustandes  der  See  verlängern.  Sie  müssen  auslaufen,  so- 
bald die  Ursache  der  Verzögerung  fortgefallen  ist. 

Die  Regeln  über  die  Beschränkung  des  Aufenthalts  Inner- 
halb neutraler  Häfen,  Beeden  und  Gewässer  gelten  nicht  fnr 
Kriegsschiffe,  die  ausschliesslich  religiösen,  wissenschaftlichen 
oder  menschenfreundlichen  Aufgaben  dienen. 

Art.  15.  Sofern  die  Gesetzgebung  der  neutralen  Macht 
nicht  anderweitige  besondere  Bestimmungen  enthält,  dfirfeo 
sich  höchstens  drei  Kriegsschiffe  eines  Kriegfahrenden  zu 
gleicher  Zeit  innerhalb  eines  ihrer  Häfen  oder  einer  ihrer 
Reeden  befinden. 

Art.  16.  Belinden  sich  innerhalb  eines  neutralen  Hafens 
oder  einer  neutralen  Reede  gleichzeitig  Kriegsschiffe  beider 
Kriegführenden,  so  müssen  zwischen  dem  Auslaufen  von  Schiffen 
des  einen  und  des  anderen  Kriegführenden  mindestens  vier- 
undzwanzig Standen  verflossen  sein. 

Die  Reihenfolge  des  Auslaufens  bestimmt  sich  nach  der 
Reihenfolge  der  Ankunft,  es  sei  denn,  dass  sich  das  zuerst 
angekommene  Schiff  in  einer  Lage  befindet,  wo  die  Ver- 
längerung der  gesetzlichen  Aufenthaltsdauer  zugelassen  ist 
Kriegsschiffe  von  Kriegführenden  dürfen  einen  neutralen 
Hafen  oder  eine  neutrale  Reede  nicht  früher  als  Tierand- 
zwanzig  Stunden  nach  dem  Auslaufen  eines  die  Flagge  ihres 
Gegners  führenden  Kauffahrteischiffs  verlassen. 

Art.  17.  Innerhalb  neutraler  Häfen  und  Reeden  dürf^i 
die  Kriegsschiffe  von  Kriegführenden  ihre  Schäden  nur  in  dem 
für  die  Sicherheit  ihrer  Schiffahrt  unerlässlichen  Masse  aus- 
bessern, nicht  aber  in  irgendwelcher  Weise  ihre  militärische 
Kraft  erhöhen.  Die  neutrale  Behörde  hat  die  Art  der  vor- 
zunehmenden Ausbesserungen  festzustellen,  die  so  Schnell  wie 
möglich  auszuführen  sind. 

Art.  18.  Die  Kriegsschiffe  von  Kriegführenden  dürfen 
die  neutralen  Häfen,  Reeden  und  Küstengewässer  nicht  be- 
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nutzen,  um  ihre  militärischen  Vorräte  oder  ihre  Armierung 
zu  erneuern  oder  zu  verstärken,  sowie  um  ihre  Besatzung 
zu  ergänzen. 

Art.  19.  Die  Kriegsschiffe  von  Kriegführenden  dürfen 
innerhalb  neutraler  Häfen  und  Reeden  nur  so  viel  Lebens- 
mittel einnehmen,  um  ihren  Vorrat  auf  den  regelmässigen 
Friedensbestand  zu  ergänzen. 

Ebenso  dürfen  diese  Schiffe  nur  so  viel  Feuerungsmaterial 
einnehmen,  um  den  nächsten  Hafen  ihres  Heimatlandes  zu  er- 
reichen. Sie  können  übrigens  das  zur  vollständigen  Füllung 
ihrer  eigentlichen  Kohlenbunker  erforderliche  Feuerungsmaterial 
einnehmen,  wenn  sie  sich  in  neutralen  Ländern  befinden,  die 
diese  Art  der  Bemessung  des  zu  liefernden  Feuerungsmaterials 
angenommen  haben. 

Wenn  die  Schiffe  nach  den  Gesetzen  der  neutralen  Macht 
erst  vierundzwanzig  Stunden  nach  ihrer  Ankunft  Kohlen  er- 
balten, so  verlängert  sich  für  sie  die  gesetzliche  Aufenthalts- 
dauer um  vierundzwanzig  Stunden. 

Art.  20.  Die  Kriegsschiffe  von  Kriegführenden,  die  in 
dem  Hafen  einer  neutralen  Macht  Feuerungsmaterial  einge- 
nommen haben^  dürfen  ihren  Vorrat  in  einem  Hafen  derselben 
Macht  erst  nach  drei  Monaten  erneuern. 

Art.  21.  Eine  Prise  darf  nur  wegen  Seeuntüchtigkeit,  wegen 
ungünstiger  See  sowie  wegen  Mangels  an  Feuerungsmaterial 
oder  an  Vorräten  in  einen  neutralen  Hafen  gebracht  werden. 

Sie  muss  wieder  auslaufen,  sobald  die  Ursache,  die  das 
Einlaufen  rechtfertigte,  weggefallen  ist.  Tut  sie  dies  nicht, 
80  muss  ihr  die  neutrale  Macht  eine  Aufforderung  zum  so- 
fortigen Auslaufen  zukommen  lassen;  sollte  sie  dieser  nicht 
nachkommen,  so  muss  die  neutrale  Macht  die  ihr  zur  Ver- 
fügung stehenden  Mittel  anwenden,  um  die  Befreiung  der 
Prise  mit  ihren  Offizieren  und  ihrer  Mannschaft  herbeizuführen, 
sowie  um  die  von  dem  Wegnehmenden  auf  die  Prise  gelegte 
Besatzung  bei  sich  festzuhalten. 

Art.  22.  Die  neutrale  Macht  muss  ebenso  die  Befreiung 
solcher  Prisen  herbeiführen,  die  bei  ihr  eingebracht  worden 
sind,  ohne  dass  die  im  Artikel  21  vorgesehenen  Voraussetzungen 
vorliegen. 
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Art.  23.  Eine  neutrale  Macht  kann  Prisen,  sei  es  mit, 
sei  es  ohne  Begleitung,  den  Zntritt  zu  ihren  Häfen  und  Beedea 
gestatten,  wenn  sie  dorthin  gebracht  werden,  nnd  bis  mr 
Entscheidung  des  Prisengerichts  in  Verwahrung  gehalten  zu 
werden.  Sie  kann  die  Prise  in  einen  anderen  ihrer  Hftfen 
führen  lassen. 

Wenn  die  Prise  von  einem  Kriegsschiffe  begleitet  wird, 
so  sind  die  von  dem  Wegnehmenden  auf  die  Prise  gelegten 
Offiziere  und  Mannschaften  befugt;  sich  auf  das  begleitende 
Schiff  zu  begeben. 

Fährt  die  Prise  allein,  so  ist  die  Ton  dem  Wegnehmenden 
auf  die  Prise  gelegte  Besatzung  in  Freiheit  zu  lassen. 

Art.  24.  Wenn  Kriegsschiffe  von  Kriegführenden  einen 
Hafen,  wo  sie  zu  bleiben  nicht  berechtigt  sind,  trotz  der  Auf- 
forderung der  neutralen  Behörde  nicht  verlassen,  so  hat  die 
neutrale  Macht  das  Recht,  die  ihr  erforderlich  scheinenden 
Massnahmen  zu  treffen,  um  ein  solches  Schiff  unfähig  zu  machen, 
während  der  Dauer  des  Krieges  in  See  zu  gehen;  der  Befehls- 
haber des  Schiffes  soll  die  Ausführung  dieser  Massnahmen 
erleichtern. 

Werden  Kriegsschiffe  von  Kriegführenden  durch  eine 
neutrale  Macht  festgehalten,  so  werden  die  Offiziere  und  die 
Mannschaft  gleichfalls  festgehalten. 

Die  so  festgehaltenen  Offiziere  und  Mannschaften  können 
auf  dem  Schiffe  gelassen  oder  auf  einem  anderen  Schiffe  oder 
an  Land  untergebracht  werden;  sie  können  beschränkende 
Massregeln,  deren  Auferlegung  nötig  erscheint,  unterworfen 
werden.  Doch  sind  auf  dem  Schiffe  immer  die  zu  seiner  In- 
standhaltung notwendigen  Leute  zu  belassen. 

Die  Offiziere  können  freigelassen  werden,  wenn  sie  sich 
durch  Ehrenwort  verpflichten,  das  neutrale  Oebiet  nicht  ohne 
Erlaubnis  zu  verlassen. 

Art.  25.  Eine  neutrale  Macht  ist  verpflichtet,  nach  Mass- 
gabe der  ihr  zur  Verfügung  stehenden  Mittel  die  erforderliche 
Aufsicht  auszuüben,  um  innerhalb  ihrer  Häfen,  Reeden  und 
Gewässer  jede  Verletzung  der  vorstehenden  Bestimmungen 
zu  verhindern. 
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Art.  26.  Die  Aasdbung  der  in  diesem  Abkommen  fest- 
gesteiiten  Recbte  durch  eine  neutrale  Macht  darf  niemals  von 
dem  einen  oder  anderen  Kriegführenden,  der  die  in  Betracht 
kommenden  Artikel  angenommen  hat,  als  unfreundliche  Hand- 
lung angesehen  werden. 

Art.  27.  Die  Vertragsmächte  werden  einander  zu  ge- 
gebener Zeit  alle  Gesetze,  Verordnungen  und  sonstigen  Be- 
stimmungen &ber  die  Behandlung  der  Kriegsschiffe  von  Krieg- 
führenden in  ihren  Hftfen  und  ihren  Gewässern  mitteilen,  und 
zwar  mittels  einer  an  die  Regierung  der.  Niederlande  ge- 
richteten Benachrichtigung,  die  von  dieser  unverzüglich  allen 
anderen  Vertragsmächten  übermittelt  wird. 

Art.  28.  Die  Bestimmungen  dieses  Abkommens  finden 
nur  zwischen  den  Vertragsmächten  Anwendung  und  nur  dann, 
wenn  die  Kriegführenden  sämtlich  Vertragsparteien  sind. 

Erklärung,  betreffend  das  Verbot 

des  Werfens  von  Geschossen  und  Sprengstoffen 

ans  Luftschiffen.  0 

Die  Konferenz  befasste  sich  mit  der  Frage  einer  Er- 
neuerung der  99er  Erklärung,  die  das  Werfen  von  Geschossen 
und  Explosivstoffen  von  Luftschiffen  aus  untersagt.  Der 
Wortlaut  der  neuen  Erklärung  deckt  sich  mit  demjenigen  der 
frühem  Erklärung.  Grossbritannien  schlug  ein  Amendement 
vor,  durch  welches  die  Worte  cfür  eine  Dauer  von  5  Jahren> 

')  Die  Erklärung  ist  eine  Erneuerung  der  ersten  Deklaration 
von  1899.  Frankreich,  Russland  und  Deutschland  haben  sie  aber 
nicht  mehr  angenommen.  Auch  für  die  Staaten,  die  der  Erklärung 
nicht  zugestimmt  haben,  besieht  aber  insoweit  ein  Verbot  des  Werfens 
von  Geschossen  aus  Luftschiffen,  als  es  sich  um  offene  Städte  und 
Plätze  handelt  Diese  dürfen  nach  Art.  25  des  iV.  Abkommens 
aber  den  Landkrieg  überhaupt  nicht  beschossen  werden,  mithin 
auch  nicht  aus  Luftschiffen.  Zorn,  S.  1256.  —  Die  beiden  anderen 
Deklarationen  von  1899  sind  von  der  zweiten  Konferenz  nicht  wieder 
erneuert  worden.  Die  zweite  Erklärung  verbot  Geschosse,  deren 
einziger  Zweck  ist,  erstickende  oder  giftige  Gase  zu  verbreiten,  die 
dritte  untersagt,  Geschosse  zu  verwenden,  die  sich  leicht  im  mensch- 
lichen Körper  ausdehnen  oder  plattdrücken  (Dum-Dum-Geschosse). 
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durch  die  Worte  <bis  zum  ZuBammentritt  der  dritten  Friedens 
konferenz»  ersetzt  werden  sollen.  Für  den  eng^lischen  An- 
trag ergaben  sich  28  ja,  8  nein  und  8  Enthaltnng-eo.  Mit 
nein  stimmten:  Deutschland,  Oesterreich,  Frankreich,  Kooc^ 
negro,  Persien,  Rumänien,  Russland  und  Spanien.  In  d^^* 
Abstimmung  über  die  Erneuerung  der  Erklärnnfr  stimmtea 
28  Staaten  dafür,  8  dagegen  und  7  enthielten  sich  der  Stims- 
abgabe. 

Die  Vertragsmächte  sind  dahin  übereingekommen ^  dass 
fdr  einen  bis  zum  Schlüsse  der  Dritten  Friedenskonferenz 
reichenden  Zeitraum  das  Werfen  von  Geschossen  und  Spreo^- 
stoffen  aus  Luftscliiffen  oder  auf  anderen  ähnlichen  neoen  Weg^s 
verboten  ist. 

Diese  Erklärung  ist  für  die  Vertragsmächte  nur  bfndeod 
im  Falle  eines  Krieges  zwischen  zwei  oder  mehreren  von  iimeo. 

Sie  hört  mit  dem  Augenblick  auf,  verbindlich  zu  seio. 
wo  in  einem  Kriege  zwischen  Vertragsmächten  eine  Nicht- 
Vertragsmacht  sich  einer  der  Kriegsparteien  anschlieast. . . . 


Zu    den    Haager- Verträgen    gehören    ausserdem     noch 
folgende : 

Ein    Abkommen    über    schiedsgerichtliche   Entscheidung 
völkerrechtlicher  Streitigkeiten. 

Ein  Abkommen    über  Anwendung    von  Gewalt    bei  Ein* 
treibung  von  Vertragsschulden  (Drago-Doktrin). 

Ein  Abkommen  über  die  Gesetze  und  Gebräuche  des 
Landkriegs  (Revision  des  früheren). 

Ein  Abkommen  über  die  Errichtung  eines  internationalen 
Prisengerichtes. 

Vgl.  über  alles:  Rohland  «Völker rechtsquellen»,  2. 
Auflage  1908,  woraus  die  Akteustücke  und  die  dazu  gehörigen 
Anmerkungen  entnommen  sind ;  ferner  die  vom  französischen 
Ministerium  des  Auswärtigen  heraasgegebenen  < Documenta 
diplomatique8>  über  die  2.  Haager-Konferenz  nebst 
€Suppl^ment>,  Uebersicht  und  Register  enthaltend;  Nipp  cid 
«Die  zweite  Haager-Friedenskonferenz»  1908. 
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Beilaire  XX. 

Die  Revision  des  Berner  Vertrages  über  das  Urheberrecht. 

Article  premier.  Les  Pays  contractants  sont  ooDstitu^s 
ä  r^tat  d*Union  ponr  la  protection  des  droits  des  auteurs  sur 
leurs  Oeuvres  litt6raireR  et  artistiqnes. 

Art.  2.  L'expression  coenvres  litt^raires  et  arti8tiqaes> 
coinprend  toute  production  du  domaine  littöraire,  scientitique 
on  artistiqne,  quel  qu'en  soit  le  mode  ou  la  forme  de  repro- 
duction^  teile  que:  les  livres,  brochures,  et  autres  Berits;  les 
cBuvres  dramatiques  ou  dramatico-musicales,  les  oenvres  chor6- 
graphiques  et  les  pantomimes,  dont  la  mise  en  scöne  est 
Üx6e  par  6crit  ou  autrement ;  les  compositions  mnsicales  avec 
on  sans  paroles;  les  oBuvres  de  dessin,  de  peinture,  d'archi- 
tectnre,  de  sculpture,  de  gravure  et  de  lithographie ;  les 
illustrations,  les  cartes  göographiqaes;  les  plans,  croquis  et 
ouvrages  plastiques,  relatifs  &  la  g^ographie,  ft  la  topographie, 
k  l'architecture  on  aux  sciences. 

Sont  protögös  comme  des  ouvrages  originaux,  sans  pr^- 
judice  des  droits  de  l'auteur  de  l'oeuvre  originale,  les  tra- 
dactions,  adaptations^  arrangements  de  musique  et  autres 
reproductions  transform^es  d'une  oeuvre  littöraire  ou  artistique, 
ainsi  que  les  recueils  de  difi^rentes  CBUvres. 

Les  Pays  contractants  sont  tenus  d'assurer  la  protection 
des  (Buvres  mention^es  ci-dessus. 

Les  OBuvres  d'art  appliqnö  ft  rindastrie  sont  proteg^es 
autant  que  permet  de  le  faire  la  l^islation  interienre  de 
cUaque  pays. 

Art.  3.  La  präsente  Convention  s'applique  aux  oeuvres 
photographiques  et  aux  oeuvres  obtenues  par  un  procöd^ 
analogue  ä  la  Photographie.  Les  Pays  contractants  sont  tenus 
d^en  assurer  la  protection. 
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Art.  4.  Les  autenre  ressortissaDt  &  ran  des  pays  de 
l'ünion  joaissent,  dans  les  pays  autres  que  le  pays  d'ori^ne 
de  ToBUTre,  poiir  leurs  oeavres,  seit  non  publikes,  soit  pub- 
likes poar  la  premiöre  fois  dans  un  pays  de  TUnioD.  des 
droits  qne  les  lois  respectives  accordent  actaellement  on 
accorderont  par  la  sulte  anx  nationaux,  ainsi  qne  des  droits 
sp^cialement  accord^s  par  la  präsente  Conyention. 

La  jouissance  et  rezercice  de  ces  droits  ne  sont  sub- 
ordonn^s  k  aacnoe  formalit^ ;  cette  jouissance  et  cet  exerdce 
sont  ind^pendants  de  rexistence  de  la  protection  dans  le 
pays  d'origine  de  ToeuTre.  Par  suite,  en  dehors  des  sUpnla- 
tions  de  la  präsente  Convention,  l'^tendne  de  la  protection 
ainsi  que  les  moyens  de  recours  garantis  &  l'auteur  pour 
sauvegarder  ses  droits  se  röglent  exclusivement  d*aprte  la 
lögislation  du  pays  oü  la  protection  est  r^clamöe. 

Est  conBid6r6  comme  pays  d'origine  de  ToBUTre :  pour 
les  (Buvres  non  publiöes,  celui  auquel  appartient  Tanteur; 
pour  les  oBUYres  publiöes,  celui  de  la  premidre  publication, 
et  pour  les  (Buyres  publikes  simultan^ment  dans  plnsieurs  pays 
de  rUnion,  celui  d'entre  eux  dont  la  l^islation  accorde  la 
dur^e  de  protection  la  plus  courte.  Pour  les  OBuyres  pu- 
blikes simultanöment  dans  un  pays  6tranger  k  rUnion  et 
dans  un  pays  de  TQulon,  c'est  ce  dernier  pays  qni  est  excln- 
siyement  consid6r6  comme  pays  d'origine. 

Par  oBUvres  publikes,  ii  faut,  dans  le  sens  de  la  präsente 
Convention,  entendre  les  oeuvres  6dit^s.  La  reprösentation 
d'une  OBuvre  dramatique  ou  dramatico-musicale,  rexteation 
d'iine  (BUTre  musicale,  Texposition  d'une  oBuvre  d*art  et  la 
construction  d'une  oeuvre  d'architecture  ne  constituent  pas 
une  publication. 

Art.  5.  Les  ressortissants  de  Tun  des  pays  de  Fünion, 
qui  publient  pour  la  premiöre  fois  leurs  oBUvres  dans  un 
autre  pays  de  l'Union,  ont,  dans  ce  dernier  pays,  les  m^mes 
droits  que  les  auteurs  nationaax. 

Art.  6.  Les  auteurs  ne  ressortissant  pas  ä  Tun  des 
pays  de  l'Union,  qui  publient  pour  la  premiöre  fois  leurs 
oBUTres  dans  Tun  de  ces  pays,  jouissent,  dans  ce  pays,  des 
m^mes  droits  que  les  auteurs  nationaux,   ef  dans  les  autres 
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pays  de  TUnion,  des  droits  accord^  par  la  präsente  Conven- 
tion. 

Art.  7.  La  dnr^e  de  la  protection  accordöe  par  la 
präsente  Convention  comprend  la  vie  de  l'auteur  et  cinquante 
ans  aprös  sa  roort. 

Tontefois,  dans  le  cas  oü  cette  dar6e  ne  serait  pas  uni- 
formöment  adopt6e  par  tons  les  pays  de  l'Union,  la  dnr^e 
sera  r^gUe  par  la  loi  du  pays  oü  la  protection  sera  r^- 
clam^e  et  eile  ne  pourra  exc6der  la  dur4e  ftx6e  dans  le  pays 
d'origine  de  l'oBuvre.  Les  Pays  contractants  ne  seront,  en 
cons6qaence,  tenus  d'appliquer  la  disposition  de  Talinöa  pr6- 
c^dent  que  dans  la  mesnre  oü  eile  se  concilie  avec  leur  droit 
interne. 

Pour  les  oBuvres  photographiqnes  et  les  oeuvres  obtennes 
par  un  proc^dö  analogue  &  la  Photographie,  pour  les  oBuvres 
posthumes,  pour  les  OBUvres  anonymes  ou  Pseudonymes,  la 
dur^e  de  la  protection  est  r^gl6e  par  la  loi  du  pays  oü  la 
protection  est  r^clamöe,  sans  que  cette  dur^e  puisse  exender 
la  duröe  fix^e  dans  le  pays  d'origine  de  Toeuvre. 

Art.  8.  Les  auteurs  d'oBUvres  non  publikes,  ressortissant 
&  Tun  des  pays  de  TUnioD,  et  les  auteurs  d'oeuvres  publikes 
pour  la  premi^re  fois  dans  un  de  ces  pays  jouissent,  dans 
les  autres  pays  de  Tünion,  pendant  toute  la  duröe  du  droit 
sur  Toeuvre  originale,  dn  droit  exclnsif  de  faire  ou  d'autoriser 
la  traduction  de  leurs  oeuvres. 

Art.  9.  Les  romans-feuilletons,  les  nouvelles  et  tontes 
autres  oBuvres,  soit  littöraires,  sois  scientifiqueSy  seit  artis- 
tiques,  quel  qa'en  soit  Tobjet,  publikes  dans  les  journanx  ou 
recueils  p6riodiques  d'un  des  pays  de  l'UnioD,  ne  peuvent 
etre  reprodnits  dans  les  autres  pays  sans  le  consentement  des 
auteurs. 

A  Texclusion  des  romans-feuilletons  et  des  nouvelles, 
tout  article  de  Journal  peut  ^tre  reproduit  par  un  autre 
jonmal,  si  la  reprodnction  n'en  est  pas  exprössement  inter- 
dite.  Toutefois,  la  source  doit  Stre  indiqu6e;  la  sanction  de 
cette  Obligation  est  d6termin6e  par  la  16gislation  da  pays 
oü  la  protection  est  röclam^e. 
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La  protection  de  la  präsente  Conyention  ne  s'appliqne 
pas  anx  nouvelles  dn  jonr  ou  anx  falls  divers  qui  ont  le  ca- 
ractöre  de  simples  informations  de  presse. 

Art.  10.  En  ce  qai  concerne  la  facolte  de  faire  lidte- 
ment  des  emprunts  ä  des  oBUTres  litt^raires  ou  artistiques 
pour  des  pnblications  destinöes  &  renseignement  ou  ayant  un 
caractöre  scientifique,  ou  pour  des  chrestomathies,  est  r^serr«^ 
reffet  de  la  l^gislation  des  pays  de  rUnion  et  des  arran^e- 
meuts  particaliers  existants  ou  k  conclure  entre  eax. 

Art.  11.  Les  stipulations  de  la  pr^ente  Ck>nyeiitioD 
s'appliqaent  ä  la  repr^sentation  publique  des  oeuTres  drama- 
tiques  ou  dramatico-niusicales,  et  ä  Tex^cutioD  publique  de» 
Oeuvres  musicales,  que  ces  oeuvres  soint  publikes  ou  non. 

Les  auteurs  d'oßuvres  dramatiques  ou  dramatico-musicales 
sont,  pendant  la  dnr^e  de  leur  droit  sur  l'oeuvre  originale, 
prot6g^s  contre  la  repr^sentation  publique  non  autorisöe  de  la 
traduction  de  leurs  onvrages. 

Pour  jouir  de  la  protection  du  präsent  ardcle,  les  au- 
teurs, en  publiant  leurs  oeuvres,  ne  sont  pas  tenus  d'en  inter^ 
dire  la  repr^se^itation  ou  Texäcution  publique. 

Art.  12.  Sont  sp6cialement  comprises  parmi  les  repro- 
ductions  illicites  auxquelles  s'applique  la  pr^ente  Convention, 
les  appropriations  indirectes  non  autoris^es  d'un  ouvrage  litte- 
raire  ou  artistique,  telles  que  adaptations,  arrangements  de 
musique,  transformations  d'un  roman,  d'une  nouvelle  ou  d'une 
poesie  en  pi^ce  de  th^ätre  et  r^ciproquement,  etc.,  lorsqu'elieä 
ne  sont  que  la  reproduction  de  cet  ouvrage,  dans  la  m^me 
forme  ou  sous  une  autre  forme,  avec  des  changements,  ad- 
ditions  ou  retranchements,  non  essentiels,  et  sans  pr^eater 
le  caractöre  d'une  nouvelle  oeuvre  originale. 

Art  13.  Les  auteurs  d'oBuvres  musicales  ont  le  droh 
exclusif  d'autoriser:  V  Tadaptation  de  ces  oeuvres  k  des 
Instruments  servant  ft  les  reproduire  möcaniquement;  2^  Fexe- 
cntion  publique  des  m^mes  oßuvres  au  moyen  de  ces  ins- 
truments. 

Des  r^serves  et  conditions  relatives  k  i'application  de 
cet  article  pourront  ^tre  d6termin6es  par  la  l^gislation  int^ 
rieure  de  chaque  pays,  en  ce  qui  le  concerne;    mais   tontes 
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r^serves  et  conditions  de  cette   nature   n'aaront   qu'an   effet 
Btrictement  limitö  au  pays  qui  les  aurait  stabiles. 

La  disposition  de  ralinöa  l^^  n'a  pas  d'effet  r^troactif 
et,  par  suite,  n'est  pas  applicable,  dans  un  pays  de  l'Unlon, 
aux  GBuyres  qui,  dans  ce  pays,  auront  M  adapt^es  licitement 
aox  Instruments  m^caniques  avant  la  mise  en  vignenr  de  la 
pr6sente  Convention. 

Les  adaptations  faites  en  vertu  des  alin6as  2  et  3  du 
präsent  article  et  importöes,  sans  autorisation  des  parties  in- 
täress^eSy  dans  un  pays  oü  elles  ne  seraient  pas  licites, 
pourront  y  ^tre  saisies. 

Art.  14.  Les  autenrs  d'oßuvres  litt^raires,  scientlfiques 
on  artistiques  ont  le  droit  exclnsif  d'autoriser  la  reproduction 
et  la  repr^sentation  publique  de  leurs  oeuvres  par  la  cin6* 
matographie. 

Sont  prot6g6es  comme  oBuvrcs  litt^raires  ou  artistiques 
les  productions  cinematographiques  lorsque,  par  les  dispositif? 
de  la  mise  en  scdne  ou  les  combinaisons  des  incidents  repr^- 
sent^s,  l'auteur  aura  donn^  ft  Toeuvre  un  caractöre  personnel 
et  original. 

Sans  pr^judice  des  droits  de  l'auteur  de  l'ceuvre  originale, 
la  reproduction  par  la  cin6matographie  d'une  oeuvre  litteraire, 
scientifique  ou  artistique  est  prot6g6e  comme  une  oBUvre  ori- 
ginale. 

Les  dispositions  qui  pröcMent  s'appliquent  ä  la  repro- 
duction ou  production  obtenue  par  tout  autre  proc^d6  ana- 
logue  ä  la  cinömatograpbie. 

Art.  15.  Pour  que  les  auteurs  des  ouvrages  prot6g6s 
par  la  präsente  Convention  soient,  jusqu'ä  preuve  contraire, 
consid6r6s  comme  tels  et  admis,  en  cons^quence,  devant  les 
tribunanx  des  divers  pays  de  l'Union,  &  exercer  des  pour- 
snites  contre  les  contrefacteurs,  il  suffit  que  leur  nom  soft 
indiqui  sur  l'ouvrage  en  la  mani^re  usit^e. 

Pour  les  QBUvres  anonymes  ou  Pseudonymes,  T^diteur 
dont  le  nom  est  indiquö  sur  l'ouvrage  est  fond^  ä  sauvegarder 
les  droits  appartenant  ä  l'auteur.  U  est,  sans  autres  preuves, 
r6put6  ayant  cause  de  l'auteur  anonyme  ou  Pseudonyme. 

47 
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Art.  16.  Toute  odUTre  contrefalte  peut  ^tre  saisie  par 
les  autorit^s  comp^tentes  des  paya  de  rüni<m  o^  TceaTre 
originale  a  droit  ä  la  protection  16gale. 

Dans  ces  pays,  la  saisie  peut  aassi  s'appliquer  anz  repro- 
ductions  provenant  d*un  pays  od  Toeuvre  n'eet  pas  prot6gee 
ou  a  ces86  de  l'^tre. 

La  saisie  a  lieu  conform^ment  ä  la  lögislation  int6rieiire 
de  chaque  pays. 

Art.  17.  Les  dispositions  de  la  präsente  GonTention  se 
peuvent  porter  prejndice,  en  quoi  que  ce  seit,  aa  droit  qni 
appartient  an  Gouvernement  de  cbacun  des  pays  de  Tünion 
de  permettre,  de  surveiller,  dMnterdire,  par  des  mesures  de 
lögislation  ou  de  police  int^rieure,  la  circuiation,  la  represea- 
tation,  l'exposition  de  tout  onyrage  oa  production  &  l'^gard 
desquels  Tautorit^  comp^tente  aurait  ä  exercer  ce  droit. 

Art.  18.  Le  präsente  Convention  s'appliqne  &  toates  les 
Oeuvres  qui,  au  moniont  de  son  entr^c  en  viguenr,  ne  sont 
pas  encore  toinb^es  dans  le  domaine  public  de  leiir  pays 
d'origine  par  l'ezpiration  de  la  dur^e  de  la  protection. 

Cependant,  si  une  ceuvre,  par  l'expiration  de  la  dnr^e  de 
protection  qui  lui  6tait  ant^rienrement  reconnue,  est  tombee 
dans  le  domaine  pablic  du  pays  oü  la  protection  est  r^clamee, 
cette  Oeuvre  n'y  sera  pas  prot4g6e  k  nouveau. 

li'application  de  ce  principe  aura  lieu  suivant  les  stipu- 
lations  contennes  dans  les  Conventions  speciales  exlstantes  ou 
ä  conclure  ä  cet  effet  entre  pays  de  TUnion.  A  d^faut  de 
semblables  stipulations,  les  pays  respectlfs  r^leront,  chacon 
pour  ce  qui  le  concerne,  les  uiodalit^s  relatives  ä  cette  applicatiou. 

Les  dispositions  qui  pr^cödent  s'appliquent  6galement  en 
cas  de  nouvelles  accessions  &  Tünion  et  dans  le  cas  oü  la 
durSe  de  la  protection  serait  4tendue  par  application  de 
Tarticle  7. 

Art.  19.  Les  dispositions  de  la  präsente  ConTention 
n'emp^chent  pas  de  revendiquer  Tapplication  de  disposi- 
tions plus  larges  qui  seraient  ödictöes  par  la  l^islation  d'un 
pays  de  l'ünion  en  faveur  des  ötrangers  en  g6nöral. 

Art.  20.  Les  Goavernements  des  pays  de  Tünion  se 
r^servent   le   droit   de   prendre  entre  enx  des  arrangemento 
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particuliers,  en  tant  que  ces  arrang:ements  conf^rcraient  auz 
auteurs  des  droits  plus  ötendus  que  ceux  accordÖB  par  rUnion, 
on  qu'ils  renfermeraient  d'antres  stipulation»  non  contraires 
&  la  pr^ente  Convention.  Les  dispositions  des  arrang^ements 
existants  qui  röpondent  aux  conditionn  pr^cit^es  restent  appli- 
cables. 

Art.  21.  Est  maintenu  Toffice  international  iLStituö  sous 
le  nom  de  < Bureau  de  ITFnion  internationale  pour  la  protec- 
tion des  (Buvres  littöraires  et  artistiqiiesi. 

Ce  Bureau  est  plac6  sous  la  haute  autoritö  du  Gouverne- 
ment de  la  Conf4d4ration  Suisse,  qui  en  rögle  Torganisation 
et  en  surveille  le  fonctionnement. 

La  langue  officielle   du  Bureau  est  la  langue  frangaise. 

Art.  22.  Le  Bureau  international  ceiitralise  les  renseigne- 
ments  de  toute  nature  relatifs  &  la  prot()ction  des  droits  des 
auteurs  sur  leurs  oBuvres  littöraires  ei  artistiques.  II  les 
coordonne  et  les  publie.  II  procöde  aux  6tudes  d'ntilit^  com- 
mune interessant  T  Union  et  r6dige,  ä  Tai  de  des  documents 
qui  sont  mis  ä  sa  disposition  par  les  diverses  Administrations, 
une  feuille  p^riodlque,  en  langue  frangaise,  sur  les  questions 
concernant  Tobjet  de  l'ünion.  Les  Gouvernements  des  pays 
de  l'ünion  se  röservent  d'autoriser,  d'un  commun  accord,  le 
Bureau  k  publier  une  Edition  dans  une  ou  plusieurs  autres 
langues,  pour  le  cas  oü  Texp^rience  en  aurait  d^montr^le  besoin. 

Le  Bureau  international  doit  se  tenir  en  tont  temps  ä 
la  disposition  des  membres  de  TUnion  pour  leur  fournir,  sur 
les  questions  relatives  ä  la  protection  des  cenvres  litt^raires 
et  artistiques,  les  renseignements  sp6ciaux  dont  ils  pourraient 
avoir  besoin. 

Le  Directeur  du  Bureau  international  fait  sur  sa  gestion 
un  rapport  annuel  qui  est  communiquö  ft  tous  les  membres 
de  rUnion. 

Art  23.  Les  döpenses  du  Bureau  de  TUnion  interna- 
tionale sont  snpport^es  en  commun  par  les  Pays  contractants. 
Jusqu'ft  nouvelle  d^cision,  elles  ne  pourront  pas  d^passer  la 
Bomme  de  soixante  mille  fraucs  par  ann^e.  Cette  somme 
pourra  6tre  augmentöe  au  besoin  par  simple  d6cision  d'une 
des  Conferences  pr6vues  k  Tarticle  24. 
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Pour  d^terminer  la  part  contribatiTe  de  chacan  des  pays 
dans  cette  somme  totale  de  frais,  les  Pays  contractants  et 
ceax  qai  adh6reront  ult^rieurement  &  l'ünion  sont  divis^ 
en  six  classes  cöntribuant  cbacnne  dans  la  proportion  d'un 
certain^nombre  d'anit^,  sayoir: 

Ire  classe 25  anit6s 

2™«     >        20       > 

3"«      >        15       > 

4°»«      >         10       » 

5°*«      >         5       » 

6™«      >         3       > 

Ces  coefficients  sont  mnltipli^s  par  le  nombre  des  pays  de 
cbaque  classe,  et  la  somme  des  produits  ains!  obtenus  foumit 
le  nombre  d'anit^s  par  lequel  la  d^pense  totale  doit  ^tre  di- 
Tis^e.    Le    quotient  donne  le  montant  de  l'nnit^  de  d^pense. 

Ghaqae  pays  d6clarera^  au  moment  de  son  accession, 
dans   laqnelle   des    susdites  classes  11  demande  &  ^tre  rang^. 

L' Administration  suisse  pröpare  le  badget  da  Bureaa  et 
en  snryeille  'les  döpenses,  fait  les  avances  n^cessaires  et 
^tablit  le  compte  annuel  qai  sera  communiqa^  ä  toates  les 
autres  Administrations. 

Art.  24.  Le  präsente  Convention  peut  ^tre  soamise  k 
des  revisions  en  vue  d'y  introduire  les  am^liorations  de  nature 
&  perfectionner  le  systöme  de  T  Union. 

Les  qaestioas  de  cette  nature,  ainsi  que  Celles  qai  Inte- 
ressent ä  d'autres  points  de  vae  le  d^veloppement  de  l'Unipn, 
sont  traitöes  dans  des  Conferences  qui  anront  Heu  successi  de- 
ment dans  les  pays  de  Tünion  entre  les  deiegaös  desdits  pays. 
L' Administration  du  pays  oü  doit  si6ger  une  Conf6rence  prS- 
pare,  avec  le  concours  du  Bureau  international,  les  travauz 
de  celle-ci.  Le  Directeur  du  Bureau  assiste  aux  s^ances  des 
Conferences  et  prend  part  aux  discussions  sans  yoix  deii- 
börative. 

Aacun  changement  &  la  pr6sente  Convention  n'est  valable 
ponr  rUnion  que  moyennant  Tassentiment  unanime  des  pays 
qui  la  composent. 
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Art.  25.  Las  i^tats  ötrangers  k  l'ünion  et  qai  assurent 
la  protection  legale  des  droits  faisani  l'objet  de  la  präsente 
Convention,  peuvent  y  acc^der  sur  lear  demande 

Cette  accession  sera  notifi6e  pai  6crit  au  Gonyerneinent 
de  la  Conf^'d^ration  Suisse,  et  par  C3lui-ci  &  tonE  les  aatres. 

Elle  emportera^  de  plein  droit,  adh^sion  a  toutes  les 
clanses  et  admission  k  tons  les  avantages  stipulös  dans  la 
präsente  Convention.  Toutefuis,  eile  ponrra  contenir  l'indi- 
cation  des  dispositions  de  la  Convention  da  9  septembre  1886 
ou  de  l'Acte  additionnel  da  4  mai  1896  qn'ils  jugeraient  nöces- 
saire  de  snbstituer,  provisoirement  au  moins^  aux  dispositions 
correspondantes  de  la  präsente  Convention. 

Art.  26.  Les  Pays  contractants  ont  le  droit  d'acceder 
en  toat  temps  k  la  präsente  Convention  pour  leurs  colonies 
on  possessions  ^trang^res. 

Ils  peuvent,  k  cet  effet,  seit  faire  une  d^claration  g6n6- 
rale  par  laquelle  toutes  leurd  colonies  ou  possessions  sont 
comprises  dans  l'accession,  seit  nommer  express<iment  Celles 
qui  y  sont  comprises,  soit  se  bori.er  k  indiquer  Celles  qui 
en  sont  exclues. 

Cette  d^claration  sera  notiü^e  par  ^crit  an  Gouverne- 
ment de  la  Conf^d^ration  Suisse,  et  par  celui-ci  k  tous  les 
autres. 

Art.  27.  La  präsente  Convention  remplacera,  dans  les 
rapports  entre  les  ;^tats  contractants,  la  Convention  de  Berne 
du  9  septembre  1886,  y  compris  TArticle  additionnel  et  le 
Protocole  de  clöture  du  mSme  jour,  ainsi  que  PActe  additionnel 
et  la  Döclaration  interpr6tative  du  4  mai  1896.  Les  actes 
conventionnels  pr6cit6s  resteront  en  vigueur  dans  les  rapports 
avec  les  Zitats  que  ne  ratifieraient  pas  la  präsente  Convention. 

Les  ]^tats  signataires  de  la  prösente  Convention  ponrront, 
lors  de  r^chauge  des  ratifications,  d^clarer  qu'ils  entendent, 
sur  tel  ou  tel  point,  rester  encore  li^s  par  les  dispositions 
des  Conventions   auxquelles   ils   ont  souscrit  ant^rieurement. 

Art.  28.  La  präsente  Convention  sera  ratifi6e,  et  les 
ratifications  en  seront  4chang6es  k  Berlin  au  plus  tard  le 
1«'  juillet  1910. 
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Chaque  Partie  contractante  remettra,  poar  T^chaoge  des 
ratilications,  nn  seul  Instrument,  qui  sera  d6po84  avec  ceux 
des  autres  pays,  aux  archiFes  da  Gouvernement  de  la  Con- 
födöration  Suisse.  Chaque  Partie  recevra  en  retour  an  exem- 
plalre  du  proc^s-yerbal  d'^change  des  ratiiications,  sign6  par 
les  Plönipotentiaires  qai  y  auront  pris  part. 

Art.  29.  La  präsente  Convention  sera  mise  &  execution 
trois  mois  aprds  l'^change  des  ratifications  et  demeurera  en 
yigneur  pendant  un  temps  ind^terminä,  jusqu'ä  l^expiration 
d'une  ann6e  &  partir  du  jour  oü  la  dönonciation  en  aura 
^t6  faite. 

Cette  d^nonciation  sera  adressöe  au  Gouvernement  de  la 
Conf6d6ration  Suisse.  Elle  ne  produira  son  effet  qu'ji  T^gard 
du  pays  qui  l'aura  faite,  la  Convention  restant  exScatoire 
pour  les  autres  pays  de  Tünion. 

Art.  30.  Les  ^tatu  qui  introduiront  dans  leur  l^gialation 
la  dur^e  de  protection  de  cinquante  ans  pr6vue  par  rarticle 
7,  alin6a  1^',  de  la  präsente  Convention,  le  feront  connaitre 
au  Gouvernement  de  la  Conf6d^ration  Suisse  par  une  notifi- 
cation  6crite  qui  sera  communiqu6e  aussitöt  par  ce  Gouverne- 
ment ä  tous  les  autres  £^tats  de  TUnion. 

n  en  sera  de  mdme  pour  les  l^tats  qui  renonceront  aux 
r^serves  faites   par  eax  en  vertu  des  articles  25,  26  et  27. 

En  foi  de  quoi,  le  P16nipotentiaires  respectifs  ont  sign^ 
la  präsente  Convention  et  y  ont  apposö  leurs  cachets. 

Fait  k  Beriin,  le  13  novembre  mil  neuf  cent  huit,  eu  un 
seul  exemplaire,  qui  sera  döposö  dans  les  archives  du  Gou- 
vernement de  la  Conf^d^ration  Suisse  et  dont  des  copies, 
certifiöes  conformes,  serout  remises  par  la  voie  diplomatique 
aux  Pays  contractants. 

Unterzeichnet  von:  Deutschland,  Belgien,  Dänemark, 
Spanien,  Frankreich  England,  Italien,  Japan,  Liberia,  Luxem- 
burg, Monaco,  Norwegen,  Schweden,  Schweiz,  Tunis. 
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Beilage  XXI. 

Der  chinesisclie  VerüMBungsentwurfl 

Der  1.  Tbeil  behandelt  die  Vorrechte  des  Monarchen. 

Die  Monarchie  ist  für  ewige  Zeiten  der  gegenwärtigen 
Dynastie  gesichert.  Die  Heiligkeit  nnd  Würde  des  Monarclien 
sind  unverletzlich.  Der  Monarch  bestätigt  die  Gesetze  nnd 
bat  die  Gesetzesfnitiative.  Ohne  Genehmigung  des  Monarchen 
ist  kein  Gesetz  gültig.  Der  Monarch  eröffnet  nnd  schliesst 
das  Parlament  und  löst  es  auf.  Nach  einer  Auflösung  des 
Parlaments  sind  sofort  Neuwahlen  auszuschreiben.  Der  Mo- 
narch setzt  die  Bearotengehälter  fest  und  besetzt  die  Beam- 
tenstellen. Die  Beamten  sind  nur  Gehilfen  des  Monarchen. 
Eine  Einmischung  des  Parlamentes  in  Verwaltungsange- 
legenheiten ist  unzulässig.  Der  Kaiser  ist  Oberbefehlshaber 
über  Heer  und  Flotte.  Das  Parlament  hat  auf  militärische 
Dinge  keinen  Einfluss.  Der  Monarch  erklärt  Krieg  nnd  Frieden 
nnd  vertritt  das  Reich  nach  aussen  ohne  Befragung  des  Par- 
laments. Der  Kaiser  erlässt  Verordnungen  und  kann  im 
äussersten  Nothfalle  die  Freiheft  der  Bevölkerung  beschränken. 
Ferner  besitzt  der  Kaiser  das  Begnadigungsrecht  und  die 
Oberaufsicht  über  die  Rechtspflege,  wobei  er  an  die  bestehenden 
Gesetze  gebunden  ist.  Der  Kaiser  bestimmt  die  Höhe  der 
Civilliste. 

Das  zweite  Kapitel  behandelt  die  Rechte  der  Bevölkerung. 
Die  Freiheit  des  Wortes,  der  Presse,  der  Versammlungen 
und  der  Vereine  ist  innerhalb  gesetzlicher  Grenzen  garantirt. 
Bestrafungen  sind  nur  gemäss  den  Gesetzen  zulässig.  Die 
ünantastbarkeit  des  Eigenthums  und  der  Wohnung  darf  nicht 
ohne  Grund  verletzt  werden. 

Der  dritte  Theil  betrifft  das  Parlament.  Das  Parlament 
bat  nur  berathende  Macht  und  keine  gesetzgeberische  Gewalt; 
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es  darf  nur  mit  Heichsangelegenheiten,  nicht  mit  proviozialen 
Sachen  sich  befassen  and  den  Reichsetat  nur  nach  Berathun^ 
mit  der  Regierung  abändern.  Es  zerfällt  in  zwei  Eammeni* 
über  deren  Wahl  das  vierte  Kapitel  spricht.  Des  Wahl- 
rechtes verlustig  erklärt  werden  Leute  mit  schlechtem  Be- 
tragen,  eigennützige  und  gewaltthätige  Menschen,  Banke- 
rotteare und  solche,  die  ihre  Schulden  nicht  bezahlen,  sowie 
Opiumraucher,  Analphabeten  und  Leute  zweifelhafter  Ab- 
stammung. Die  Stimmabgabe  ist  geheim.  Die  genauere  Aus- 
arbeitung des  Verfassungsentwurfes  bleibt  der  Zukunft  über- 
lassen. 

Ferner  wird  ein  kaiserlicher  Erlass  über  die  Ueber^angs- 
bestimmungen  bis  zur  Einfdhrang  der  Verfassung  Teröffent- 
licht,  aus  denen  hervorgeht,  dass  im  Jahre  1910  die  Mitglieder 
des  konstituirenden  Parlaments  einberufen  werden  sollen, 
1911  eine  allgemeine  Volkszählung  stattfinden  soll,  1913  das 
erste  Reichsbudget  versuchsweise  aufgestellt  wird,  1914  die 
örtliche  Selbstverwaltung  durchzuführen  ist  und  1915  die 
Civilliste  aufgestellt  wird;  1916  sollen  die  Wahlen  zum  Ober- 
hause und  zum  Unterhause  ausgeschrieben  werden.  Bis  zu 
diesem  Zeitpunkt  sollen  fünf  Prozent  aller  Chinesen  lesen  und 
schreiben  können  und  mithin  wahlberechtigt  sein.  (Frank- 
furter Zeitung.) 
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Beschlüsse  des XXIL    370 

Test  af  er  rata,  Nuntius,  Schreiben  vom  31. 
Dezember  1814 XL      72 

Testaferrata,  Nuntius,  Schreiben  vom  7. 
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